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Internationalrechtliche  Privatrechtseinheit*)' 

Vuo  Dr.  Jar.  Peter  Klein  in  Boirn. 

I. 

Über  die  Frage:  ob  und  inwieweit  zurzeit  bereits  eine 
internationale  Kechtseinheit  auf  dein  Ciebiete  des  Privatrechts 
besteht,  und  wie  sich  diese  internationalrechtliche  PriTatrechts- 
einheit  erweitem  läßt,  zu  sprechen  —  lautet  die  Aufgabe,  die 

*)  Zanächst  war  vuii  niir  als  Bezeichnung  des  Problems  der  Kunstaus- 
dnick:  «Ftivatiiiteniationale  Reditaeinlieit''  gewählt.  Der  Herr  Ueraosgeber 
dieser  Ztich.  ecUog  den  KimtUuudniok:  «Inteniatioiiftlreehtlidie  PtivfttKcbta- 

«inheit*  vor.    Dieser  Kunstansdruck  verdient  den  Vorzug. 

')  Bereits  an  dif^scr  Stelle  sei  zur  ' >ri rnricriiiig  foltrpndos  hrrvorgehoben: 
Die  heutiK»*  Internütidiialrechtswissenschitlt  bat  drei  Aufi^aben  zu  lösen:  Zu- 
nächst unb  sie  Bildung  und  Auslq^ung  der  einzeistaatlichen  Regelongen 
intenwtioiialrechtUoliw  ProUeme  (der  utioiMleii  KoIUdonsiionnen  —  mau 
kMB  hier  in  der  Tat  nur  von  einem  .eogenannten  Internationalen  PriTatrecht* 
iprechen.  weil  diese  Regelung  stöts  nur  einen  einzelstaatlichen  Versach  inter^ 
nutionalrechtlicher  Refjelung  daristellt  ^  kritisch  begleiten.  Das  zweite 
Problem  bildet  d^r  Ansban  des  liurch  Kollektivverträge  zwischen  den  am 
meisten  an  dem  Rechtsverkehr  beteiligten  Staaten  bereits  teilweise  geschaffenen 
«echten  IntemaAkmleD  Ptkntx<BBbU*»  du  an!  einer  internationalen  Rechtn- 
4|oelle  hendit  nnd  in  ▼ttlkerrechtlidi  wirksamer  Weise  den  gleiohmABigen 
Willen  der  kontrahierenden  Staaten,  innerhalb  ihrer  nationalen  Rechtspflege 
nur  die  j/leicben  Kollisitmsnormen  durch  ihre  (lerichte  anwenden  zu  lassen, 
bekundet.  Nach  der  vollst^indigen  Lösung  dieses  zweiten  Frubiems  würde  die 
erat«  Aufgabe  der  Intemationalrcchtswissenscbaft  im  allgemeinen  erledigt 
nein.  Bs  bliebe  bfichstsns  für  den  dnxelnoi  Staat  die  Aa^be  an  lösen,  seine 
Privatrechtsordnong  den  Normen  des  echten  ttberstaatlicben  Intunationalen 
Privatrechts  anzupassen.  Daü  die  wissenschaftlichen  Ergebnisse  der  inter- 
nationalrechtlichcn  Untersuchungen,  die  an  die  einzeistaatlichen  Internatiunalen 
Privat rechtsordnungen  auknfijiften.  für  die  Fördenin^  und  den  .\iish,'\n  des 
echten  Internationalen  Privatrechts  von  größter  ikdentung  sind,  ja  daü  duö 
.sogenannte  IntenMtionak  PiiTatrecht*  der  Honier  des  ,edtten  fntematioiMlea 
PriTatrechts'  gewesen,  bedarf  nicht  eines  weiteren  Beweises.   Das  .edite 

8«fttohfiflf.lBt«B.FMval-u.öflMtl.Boeht.  Xn.  1 
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ich  mir  in  dieser  Abhandlung  gestellt  habe.  Was  besagt  der 
Kunstausdruck :  Intemationalrechtliche  Privatrechtseinheit  ?  Bei 
der  „Internationalreehtlichen  Privatrechtseinbeif^  im  weiteren 
SiniH'  liandelt  es  sich  um  materielle  und  formelle  Einheit 
des  Frlvatrechts  aller  Nationen  oder  wenigstens  aller  Kultur- 
nationen, mag  diese  Einheit  der  Privatrechte  durch  spontanes 
GleichwacLsen,  Rezeption  oder  durch  Vereinbarung  erzielt 
worden  sein.'^)  Mit  dem  Kiinstansdmck  ^Intemationalreelit- 
liche  Privatrechtseinheit*^  bezeichne  ich  die  bewußte«  durch 

Interaationaie  Fxivatreclit''  kann  steh  die  ganzen  Errungenschaften  der  Geistes- 
arbeit seit  Bartolua  bis  sn  den  nenei^n  UatetancbtugeD  Laini's,  La 
rMacHOH  du  code  civil  et  le  sens  de  $e*  dispontian*  en  mafirre  dB 
droit  iT7tcr national  prive.  in  der  Ji&vuc  dr  droit  international  pi  h  i'  et 
d'C  droit  pennl  internatinnal  I.  Bd.  No.  l— Ii  nutzbar  marhen.  i'ber  die 
dritte  Aufgabe  —  die  laU'rnationalrecbtliche  Privatrechtseinheit  —  bandelt 
die  vorliegende  Abbandlang. 

S)  Wichtigste  Litentur:  Moulin,  Unüi  de  UgielatUm  eiviie  em 
Europe  (1865),  Zitel manu,  Die  Möglichkeit  eines  Weltrechts,  Vortrag, 
gehalten  in  der  Vollversammlung  der  juristischen  Qcsellschaft  zu  Wien  am 
m  :i  88.  Ösf.  A.  Ger.-Ztg.  3!>.  Bd.  No  '3  -27  S.  1U3  ff. ;  Cohn,  Das 
internationale  gleiche  Hecht,  Jur.  Blätter  lb7y  No.  19—21  :  Cohn ,  Die  An- 
fänge eines  Weltverkebrsrecbts,  in  „Drei  loiaeenechaftliche  Vorträge" 
(1888);  Meili,  Die  internationalen  Unionen  Uder  dae  Recht  der  Welt- 
verkehreanetalten  und  des  geieiigen  Eigentums  (1889);  Lewis  in 
Endemanns  Handbuch  deti  deutschen  Handelsrechts  4.  Bd.  1.  Abt. 
S.  .T  ff. :  Nippo/d,  Der  völkerrechtliche  Vertrag,  besonders  S.  2öM  ff. ; 
Nippold,  Internationale  Rechtscinheit  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts. 
Ztscb.  V  473--492;  Zitelmann,  Internationales  Privatrecht  I  S.  aüS.; 
Triepel,  Volkerrecht  und  Landeerecht,  besonders  S.  278S.;  Lumbert, 
£tudee  de  droit  connnun  legislatif  ou  de  droit  civil  compari,  l.  Bd. 
(1908):  dazu  Ztscb.  XIII  ö85— ö3G:  Roguin,  Tratte  de  droit  civil  com- 
parp  T.p  mariage  (IIW)J*:  dnzn  Ztsrh  XIV  hkM — ö(i8 :  vtH  nnrh  Kahn. 
Die  etnhcitliche  Kodifikation  des  Internationalen  Friratrechts  durch 
Staatsverträge;  Gureis,  Die  Fortechritte  des  internationalen  Rechts 
im  leteten  Meneehenalter :  Cohn,  Der  Kampf  um  den  Wechselprotest 
lUlOöi.  S.  43S. ;  daselbst  S.  42,  8.  43  weitere  Literaturangaben  :  vgl.  schlieB* 
lieh  im  manu  Die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts,  in  der 
.,\Vochr'^  7  .Illing.  No.  37  S  l.iSft— l.i!M .  Inwicwpit  heute  herpits  (»ino 
intcrnatioiialrechrliche  l*rivatrethtseinlieit  besteht,  und  über  die  wichtig.sten 
Vorschläge  sur  Herbeifflfamng  eines  Weltverkebrsrechts  vgl.  die  zitierte 
ScbrilteD. 

Vgl.  Zitelmann,  Weltrecht  $.  211. 
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internationale  Regelung  erzielte  materielle  und  formelle  Ein- 
heit des  Frivatrechts  aller  Kulturvölker.^)  Materielle  und  for- 
melle  Einheit  des  Frivatrechts !  Dazu  gehört  nicht  etwa  auch 
die  Gleichheit  der  KoUisionsnormen  bei  verschiedene  Rechts- 
ordnungen !  -)  Ein  besonderes  Problem  der  Intemationalrechts- 
wissenschaft,  —  selbständig  neben  dem  weit  bekannteren  Problem 
der  internationalen  einheitlichen  Regelung  der  KoUisionsnormen 
durch  Staatsverträge  bestehend,*)  —  weit  schwieriger,  wenig 
erforscht. 

Bevor  ich  mich  der  Erörterung  unseres  Problems  zuwende, 
sei  eine  kurze  Besprechung  der  größeren  Arbeiten,  die  sich  mit 
-Internationalrechtlicher  Privatrechtseinheit''  beschäftigten,  ge- 
stattet. Hierbei  zeigt  sich  sofort  die  große  Schwierigkeit, 
deren  Besprechung  den  Hauptinhalt  dieser  Abhandlung  aus- 
machen wird:  der  Mangel  eines  Einverständnisses  über  ilen 
Umfang  unseres  Problems. 

Der  Gedanke  an  eine  intemationalrechtliche  Privatrechts- 
einheit trat  am  frühesten  und  deutlichsten  auf  dem  Gebiete  des 


^)  Die  Fälle  von  Vereinheitlichung  des  Privatrechts  innerhalb  eines 
Staates  kommen  für  uns  nicht  in  Betracht.  Die  Untersachnni'  bcsclu  linkt 
sich  auf  das  Privatrecht,  d.  h.  auf  di(  Summe  von  Rechtsnonm  ii,  di<'  zum 
Privatrecbt  gerechnet  wenden;  hierhergehören  sowohl  die  reinen  Privatrcehts- 
noimen  wie  die  dffentUehieclitlicIieii  Normen,  die  kraft  podtiTen  Befehls  d«r 
dnselaeii  RechtBorduDiig  tma  Piivatie^t  gerechnet  werden.  Vgl.  aoch 
mppoldf  Bechteeinhett  in  Ztech.  Y  473. 

Diee  lei  Ton  vornherein  scharf  hwrorgehoben.  Anderseits  wäre  es 
ebenso  irris:  an7,nnehmen.  daß  durch  die  Lösang  unseres  Probleius  das  Problem 
der  einheitlichf-n  internatioiiahn  H«u'«dung  der  KtillisionHiioniicn  j^eine  Be- 
deatung  verliere  oder  gar  indirekt  gelöst  sei.  Beide  Probk'tiie  ^t^hen  nicht 
in  dem  Terhftltniaee  von  maius  und  minus  m  einander,  sondern  selbstftndig 
nebenonaader.  Weil  ein  vollsttodiger  Welirechtekodez,  ein  allnmhsMndes 
bürgerliches  Recht  aller  zivilisierten  Nationen  tmmOglich  ist.  weil  die  BechtS' 
aOBgleichung  vtdiiu  lir  nur  für  (  inen  (wie  großen  ?)  Teil  des  Privatrechti»  möglich 
ist,  so  bleibt  fiie  iii  dfuttini^'  des  Problems  der  internationalen  einheitlirben 
Regelung  ä>  r  Kollisionsnonncn  durch  Staatsvertr;i;,fi-  naeh  wie  vor  dies.  lbe. 

In  einer  weitcitii  Abiiauiiiung  über  die  , Möglichkeit  einer  einheitlichen 
Regebittg  der  Anknilpfungsniomente''  werde  ich  nochmals  eingehender  aof  das 
Verhftltnis  dieser  beiden  Probleme  zn  einander  zarttchkommen. 

1* 
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Haiulelsrechts  luTvor.  erklärlich  ans  dpssen  vielfacliM  anatio- 
nak'iir-i  Cliarakter.  Schon  bei  der  Beratunjj:  des  vode  de  com- 
merce liatte  man  die  Hüffnmi^  ausgesprochen,  daß  er  le  droit 
commiin  de  VEurope  werde.  Droit  commun  '  allerdings  nicht 
auf  dem  Wejfe  internationaler  einheitlicher  Regelung:  zu  er- 
zielen .  .  .  den  andern  Staaten  wurde  ein  jus  oboediendi  ein- 
geräumt, den  code  de  cottimerce  zu  übernehmen. 

Internationalrechtliche  Privatrechtseinheit  im  eij^ent liehen 
(eno:eren)  Sinne  erstrebten  ei-st  die  Arbeiten  eines  M.  Anioint 
de  St.  Joseph  und  eines  Leone  Leci.  Von  der  Rechtsver- 
gleichung ausgehend  erstrebten  sie  für  das  Handelsrecht  Ret  lifs- 
ausgleichung,  Leone  Leci  hauptsächlich  angeregt  durch  die 
befreiende  (JroBtat  der  Schöpfung  der  deutschen  Wechseloixlnung, 
die  mit  einem  Male  sechzig  Parti kularwechse.lordnungen  beseitigte. 
Diesem  (iedanken  Leone  Levis  war  indes  zunächst  das  Schick- 
.sal  fast  aller  internationalrechtlicher  Gedanken  und  Bestrebungen 
beschieden :  er  wurde  für  unausführbar  gehalten,  wenn  nicht  gar 
als  Torheit  verlacht.  In  England  fand  er  absolut  keinen  An- 
klang. Die  auf  Befehl  Napoleons  III.  zusammengetretene 
Kommission,  welche  Leone  Levis  Idee  auf  ihre  Tauglichkeit 
und  Verwertbarkeit  hin  durchprüfen  sollte,  äußerte  sich  IHöf) 
durch  ihren  Berichterstatter  *S'///;/  dahin,  daß  nur  einzelne  Teile 
des  Handelsrechts  (Wechsel,  Bodmerei.  Land-  und  Wa.ssertrans- 
poTl)  international-einheitlich  ausgestaltet  werden  könnten,  aller- 
ilinfjs  auch  einheitlich  ausgestaltet  werden  müßten.  .Mit  diesem 
Rapporte  Sutns  war  die  Idcr  Ijcniie  Levis  für  Napoleon 
abgetan.  Leone  Levis  kühne  Hoftnung,  nacli  wenigen  Jahren 
einen  Weltkode.x  des  Handelsrechts  begrüßen  zu  können  inid 
die  später  von  andern  inu  li  (»ftei's  geäußerte  bescheidenere  Hoff- 
nung: daß  die  nächsten  Dezennien  (vor  1900!)  ein  Weltwecbüel- 
recht,  Weltseerecht  bringen  würden,  blieben  unerfüllt, 

»)  Val  Cohn  in  „Drei  wÜNSenschnf /liehe  Vut  träge"  S.  H4    K5;  weil  im 

enticn  Rahmen  dieser  Krörtrninjr  ('in  nlihcn  s  Kiiifiilu  ii  auf        siiiiif lichi  ii  lU'- 

strebunfit  n  im  letztfii  I  ilirijundert  zur  Herljeifiihriing  cim  r  intvni.itidiuilM'rlit- 

Uchen PrivatrechUteinlitit  unmüglich  ist, so  schlieU«  ich  mich  der  6'» /i »sehen  Dar- 

gtelliing  an.  Hierbei  werde  ich  auch  xnr  Co  Anselmi  Annassang  Stellung  dehmen. 

^  Vgl.  Guldftehmiätj  Mandbuck  de«  ffandelftreekitt  I  H7d  und 
Cohn  a.  a.  0. 8.  HO. 
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Aber  dauernd  ließ  sich  ein  Gedanke  von  solcher  Tragweite  wie 
der  eines  Weltbandeisrechts  nicht  unterdrficken.  Mit  der  ge- 
waltigen Wucht,  die  großen  Gedanken  eignet,  überwand  er  die 
Hindemisse,  welche  ihm  die  Kleinmütigkeit  und  Verständnislosig- 
keit  weiter  Kreise  gegenüber  privatintemationalen  Ideen  boten. 
Immerhin  vermochte  der  Widerstand  der  Weltrechtsbestrebungen 
feindlichen  Richtung  insoweit  die  Entwicklung  der  von  Leone 
Levi  augi  i  Igten  Bewegung  zu  beeinflussen,  als  (im  allgemeinen) 
der  Gedanke,  eine  ^  internationalrechtliche  Privatrechtseinheit*  auf 
dem  (iebiete  des  Handelsrechts  zu  schaffen,  nicht  —  um  im  Bilde 
zu  sprechen  —  kwiiieiiartiir  an  Stärke  und  Umfang  (etwa  wie 
die  ih'iitschen  Bestrebunfrcii  im  l'.*.  .lahrhundtit  zur  Horbei- 
fiilining  eines  ciiihcitlirln'n  l^rivati-cclits i  zunahm,  .sonUtTU  an 
iStärkc  und  Umtaiig  verloi-.  Wollte  Leone  Levi  noch  ein  Welt- 
liandelsrecht,  so  forderten  die  tdlpeiuieii  Arbeiten  und  Vorschläge 
nur  für  einzelne  Teile  des  Handelsrechts  inteniatiunaljeehtlichc 
Privatreclitseinheit.  so  für  das  Wechselrecht,  Seererlit  uii  I  das 
Recht  der  Weltverkehi-saustalteii,  für  Börseoreclit  und  Küiikui*s- 
recht. 

Zunächst,  im  Jahre  \X(\2.  nahm  die  in  l^elgien  gegrimdete 
Association  internationale  pour  Ir  jtrof/rcs  des  scienees  so- 
ciales, deren  erste  Abteilung  sich  der  vergleiclienden  Rechts- 
wis,senschatt  widmete,  den  L^r /sehen  (Jedanken  auf.  Auf 
vier  Kongressen  ( — 18(10)  wurde  die  iMöglichkeit  eines  W  elt- 
wechselrechts  und  einer  internationalen  Regelung  der  Aner- 
kennung fremder  Gesellschaften  erörtert^).  Am  eingehendsten 
beschäftigten  sich  aber  mit  unserm  Problem  die  Arbeiten  und 
Konferenzen  bezw.  Kongresse  der  Association  for  the  reform 
a$$d  codißcation  of  the  lau-  of  nations,  des  instftnt  de  droit 
international  und  der  belgischen  Regierung.-)  In  diesen  Ar- 
beiten zeigt  sich  bereits  unverkennbar,  daß  die  weitverbreitete 
Auffassang,  nach  der  eine  intemationalrechtliche  Privatrechts- 
einheit für  das  ganze  Gebiet  des  Handelsrechts  sich  nicht  empfehle 

i<  (  her  einigt'  weiter«  V<  rsii>  }it  *  ine  privatiuternationale  Kecbtseintaeit 
hcriH-usuführen  vgl.  Cohn  a.  a.  U  8.  H4— 8ü. 

^  Kurze  Daten  und  Bemerkangen  Ober  die  Aitövziation  und  das  Institut 
bei  Cohn  «.  a.  0.;  Ka/iu,  Die  einheitliche  Kodifikation  .  ,  .  ,  S.  7ff. 
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oder  gar  unmöglich  sei,  zum  Dogma  erstarrt  war.  Ich  erinnere  nur 
an  die  Vorschlüge  Assers^)  für  den  Tnriner  Kongreß,  an  die 
Arbeiten  des  Antwerpener  (188d)  und  Brüsseler  (1888)  Kon- 
gresses [Wechselrecht,  Seerecht],  an  die  Kongresse  der  Associa- 
tion zu  Bremen,  Antwerpen  und  Frankfurt  (1876-— 1878)  und 
ihr  Ergebnis :  die  „Bremer  Regeln**  |27  Hanptregeln  des  Weehsel- 
rechts],  schließlich  an  den  Entwurf  einer  vollständigen  Wechsel- 
ordnung für  alle  Staaten  seitens  des  imUtut  d€  droit  inter- 
national und  die  loi  tifpe.  Auch  in  neuester  Zeit  —  ich  weise 
nur  auf  die  fünf  Kongresse  des  Comit^  Maritime  international 
(zuletzt  1905  in  Liverpool)  hin  —  wird  nicht  eine  internationale 
Rechtseinheit  für  das  ganze,  weite  Gebiet  des  Handelsrechts, 
sondern  nur  für  einzelne  Teile  desselben  angebahnt. 

Auch  die  meisten  Untersuchungen  über  die  Möglichkeit  und 
den  Uinfang  einer  internationalrechtlichen  Privatrechtseinheit 
empfehlen  nur  —  wie  sub  III  dargelegt  werden  wird  —  eine 
teilweise  Vereiniieitlichung  des  Privatrechts:  die  internationale 
Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrsrechts. 

Dem  entspricht  schließlich  auch  —  und  das  ist  das  Ent- 
scheidende —  die  Entwicklung,  die  die  Kodifikation  des  modernen 
Weltrechts  -)  genommen  hat.  Auch  hier  muß  eine  kurze  Auf- 
zählung der  wichtigsten  privatintemationalen  Unionen  genügen, 
um  die  Entwicklung  anzudeuten.  Der  Weltpostverein  vom 
9.  10.  74,  erweitert  durch  Kongresse  und  Konventionen  zu  Paris 
(1878),  Lissabon  (1885),  Wien  (1891),  New  York  (1897).  die 
internationale  Teleprraphenunion,  begründet  durch  die 
Petersburger  Konventicui  vom  Juli  1875,  ergänzt  und  ausgedehnt 
durch  Kongresse  zu  London  (1879),  Berlin  (188.5).  Paris  (1890). 
Budapest  (1890).  die  internationale  Telephonunion,  die 
internatir. iiale  Regelung:  des  Eisenbahnf rachtver- 
kehrs  durch  das  Übereinkommen  vom  14.  10.  90,  die 
internationale  Regelung  des  Urheberrechts  imwei- 

Vgl  Aiiiittiii I  C  iss:?  VI  Tiiff. :  die  wichtigsten  ääUc  der  ^««ersehen 
Vorschlüge  stellt  ytpjtoid  Zisch.  V  ilH  zusaiamen. 

Modernes  Wdtrecht!  ~  fiNsr  mittelalterliches  Weltverkehrsrerht  vgl. 
di«  Ansfahrnngeii  Letei»  in  Eitdemtinn»  Handbuch  de»  Handelsreebta 
a  a.  0. 
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tpstcn  Sinne  .  .  .  .  eine  gewaltige  Errungenschaft  geeinten 
Strebens  der  Kulturstaaten,  ein  Weltverkehrsrecht,  nadi 
der  herrschenden  Ansicht  allerdings  ohne  die  Tendenz :  sich  zu 
einem  Welthandelsrecht  oder  gar  Weltprivatrecht  zu 
entwickeln. 

Herrschende  Meinung!  Denn  es  sind  auch  gewichtige 
Stimmen  laut  geworden,  die  eine  intemationaliechtliche  Privat- 
rechtsgleichbeit  in  weit  größerem  Umfange  verlangen. 

III. 

Untersuchungen  über  Möglichkeif  und  Umfang  einer  inter- 
nationalrechtlichen Privatrechtseinheit  haben  einen  seltenen  Reiz. 
Zunächst  sind  sie  besonders  interei^sant,  weil  sie  —  das  gilt  ja 
von  allen  (  Grundfragen  —  uns  die  (Grundlehron  unserer  Wissen- 
schaft nahe  bringen.  Sodann  handelt  es  sich  hier  am  Er- 
forschung eines  Problems  von  größter  Tragweite,  das  die  ganze 
Spannkraft  des  menschlichen  Geistes  in  Anspruch  nehmen  kann. 
Und  dazu  noch  ein  weites,  wenig  angebautes  Arbeitsfeld,  auf 
dem  man  sich  freier  bewegen  kann,  wo  jede  Arbeit  mehr  Lohn 
verspricht  als  bei  den  Untersuchungen  auf  den  (iebieten  der 
sorgfältig  durchforschten  alten  nationalen  Zivilrechte.  Vielleicht 
reizen  auch  die  besonderen  Gefahren,  denen  diese  Weltrechts- 
forschongen  ausgesetzt  sind.  Ciefahren!  —  denn  einerseits 
möchte  eine  ängstliche  Skepsis  jede  weltrechtliche  Ifintwicklung 
des  Zivilrechts  im  Keime  ersticken,  anderseits  droht  eine  phan- 
tastische Überspannung  des  richtigen  Weltrechtsgedankens  ihn 
praktisch  unbrauchbar  und  weitlos  zu  machen. 

Daß  sich  mit  einem  .solchen  Problem  die  vei'schiedensten 
iichriftsteller  beschäftigt  Inilten.  bedarf  wohl  kaum  der  Er- 
wähnung, ebensowenig,  daß  ihre  Arbeiten  in  den  Ergebnissen 
weit  auseinandergehen.  Für  uns  kam  es  nur  darauf  an,  die 
markantesten  Linien  in  der  ganzen  Entwicklung  deutlich  her- 
vorzuheben. Ich  nenne  hier  nur  die  Arbeiten  von  Cohn, 
Zitelmaitn^  Nippoldf  Meili,  Lambert  und  Rognhi. 

Zitelmitnn  hat  in  seinem  Vortrage  über  „Die  Mii^^lichkeit 
eines  Weltrechts-  in  großen  Zügen  das  iiild  eines  künftigen 
Welt|>rivatrechts  entwoHen;  er  hat  untersucht,  ob  ein  Welt- 
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privatrecht  möglich  ist  und  inwieweit  sieb  eine  VereiBheitlichung 
des  Privatrechtit  empfiehlt  Hier  seien  in  aUer  Karze  die 
wichtigsten  Gedanken  dieses  geistvollen  Vortrags  wiedeige- 
geben. 

Nach  Zitel mann  dürfen  sich  die  Bestrebungen  nach  Inter- 
nationalrechtlicher Privatrechtseinheit  nicht  darauf  beschränken, 
ein  international-einheitliches  Verkebrsrecht  zu  schaffen,  sie 
müssen  vielmehr  die  internationale  Yereinheitlichnng  des  ganzen 
bürgerlichen  Rechts  in  Brwägnng  ziehen.  Sie  dürfen  sich  nicht 
damit  bescheiden,  durch  Vereinbarung  oder  Entlehnung  ein  — 
rein  äußerlich  betrachtet  —  einheitliches  Recht  herstellen  za 
wollen,  sie  müssen  vielmehr  tief  in  das  objektive  Recht  ein- 
dringen und  aus  seiner  Natur  herleiten,  ob  bezw.  inwieweit  Ver- 
einheitlichung durch  Rezeption  oder  Vereinbarung  notwendig 
ist  oder  aber  doch  sich  empfiehlt.') 

Diese  Arbeit  kann  aber  nur  dann  erfolgreich  sein,  wenn 
bei  der  rechtlichen  Ordnung  scharf  zwischen  Stoff  und  Form, 
zwischen  dem  materiellen  Inhalt  der  rechtlichen  Ordnung  und 
zwischen  den  formalen  geistigen  Mitteln,  mit  denen  wir  arbeiten, 
um  den  materiellen  Inhalt  des  Rechts  fassen  zu  können,  ge- 
schieden wird.*-^)  Sie  muß  davon  ausgehen,  daß  die  Denkfomen, 
auf  denen  die  große  geistige  Scliöpfung  des  Recht*<  berulit,  von 
vorn t* Iii' rein  bestimmt  sind,  dalj  die  allgemeinen  formalen  Kate- 
gorien, in  die  die  speziellen  und  indi\  idnelleii  Inti  rt-ssen  als 
Inhalte  gegossen  werden,  si  li  ableiten  und  mithin  von  vorne- 
herein aufstellen  lassen.  (nliJ  uian  aui  diesem  von  Zite/mann 
gezeigten  Wege  \veit(;r,  so  ^^elungt  man  zu  einer  jeinheitliclienj 
t'ornnilen  Tafel  der  subjektiven  Rechte  und  darüber  hinaus  zu 
einem  | unter  Berücksichti^un^i'  dei'  Heehtssiibjcktej  vollständi{j:en 
lo«iiselien  (ierüste  der  subjektiven  Hechte.  Und  dann  nocli  ein 
weiterer  Schritt  -  und  wir  ^^elanfren  durch  Abätraktioii  zur 
überall  ^^leichen  logisciien  i^'orm  des  Hechtsjiatzes. 

'J  Auch  Zitcl mann  will  zuiiaclibt  nur  ein  Weltvei kehrsiecht,  was 
Meili  a.  0.  in  leiner  Kritik  Ziteimanns  m,  E.  nicht  genügend  be- 
rflckflicbtigt  hat. 

^)  Zitel tnann  spricht  rcn  einer  gKritik  der  reinen  Tenmnft  auf 
jarisUadMDi  Qebtcte". 
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Sodann  wendet  sich  Zitelmann  der  Frage  zu,  inwieweit 
der  materielle  Inhalt  der  rechtlichen  Ordnnngen  der  gleiche  ist 
oder  wenigstens  der  gleiche  sein  kann.  Er  ist  insoweit  gleich 
bezw.  zu  vereinheitlichen,  als  die  allgemeinen  religiösen  and 
ethischen  [(Torechtigkeits-]  Ideen  der  Völker  gleich  sind,  als 
die  Vorstellungen  Aber  die  Zweckmäßigkeit  der  Rechtssätze 
fibereinstimmen,  schließlich  als  die  Macht  der  Konsequenz  die 
spezialisierende  Entwicklung  übereinstimmender  allgemeiner 
materieller  Rechtsprinzipien  verlanjrt.  Daraus  ergibt  sich  dann 
mit  Notwendigkeit,  daß  für  ein  Weltrecht  nur  diejenigen 
Bechtssätze  einen  Wert  haben,  die  nach  den  allgemeinen  ethi- 
Kchen  und  religiösen  Ideen,  nach  zutreffenden  Zwerkniabi^ki  its- 
erwa^uii^vn  und  logiscli  gerechtfertigter  Konseqnenzziehung 
richtig  sind  • 

Weiterhin  nntrrsiicht  Zitelmann  dip  Fra^e:  w(»  es  sich 
empfehle,  eine  Vereinheitlichung  des  Privatrechts  anzubahnen. 
Hier  untersciieidet  er  zwischen  den  Fällen,  in  denen  nur  eine 
gerechte  und  zweckmäßige  Kegelung-  eines  Kechtsinstituts  mög- 
lich ist  und  zwischen  den  Fällen,  in  denen  mehrere  gerechte 
und  zweckmäßifr»'  Lösungen  eines  Rechtsproblenis  in<«e:lich  sind. 
Im  ersteren  Falle  muß  die  Menschheit  schlielilirii  notwendig 
zur  Hechtseinheit  koniinen.  Im  zweiten  Kalle  emptielilt  sicii 
eine  Vereinheitlichung  nur  dann,  wenn  nicht  schwerwiegende 
nationale  Rücksichten  dagegen  sprechen,  nach  reiflicher  Er- 
wägung des  pro  und  mnfrn  .\uf  der  einen  Seite  soll  man 
dem  Volke  nicht  ohne  Not  da.s  Recht  nehmen,  in  das  es  sich 
eingelebt  hat.  .  .  Auf  der  anderen  Seite  stehen  die  großen  Vor- 
teile, welche  eine  Einheitlichkeit  des  Rechts  für  den  Verkehr 
der  Nationen  und  für  die  Stärkung  des  Recht^gefühls  hat.  .  . 
Der  Yerlcehr  fordert  eine  Einheitlichkeit  des  Rechts  nicht 
fibcTall  in  gleicher  Weise.  Zitelmann  empfiehlt  eine  Ver- 
einheitliehung  für  das  Obligationen-^)  und  Mobilarsachenrecht, 
femer  für  das  Ehegüterrecht,  weil  es  mit  den  Ehegatten  yon 
Ort  zu  Ort  zu  wandern  bestimmt  ist,  schließlich  ffir  alle  Rechte 
an  immateriellen  Gütern,  femer  für  diejenigen  erbrechtlichen 

Vgl.  Lambert  a.  a.  O.  8.  2.   Man  denke  anch  an  den  Dresdener 
Entwarf  {Vm)\ 
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Kt  ^rrln.  w('l(  lie  die  Erwerbsformen,  die  Ei'werbslristeii  und  die 
Sclmldenhattung  betreffen.^) 

Schließlirli  zpi^t  Zi  fei  wann  die  Wege,  weldit*  zu  dein 
von  ihm  gesteikteii  Ziele  tiiliren-  Im  allgemeinen  Spoutanes 
(.iloicbwaelisen.  Ke/epti'»?!  VerfinlKiniiijr-),  im  (inzelneii  Zu- 
niirlist  VeiriiiharuüL''  z\n  isilieu  eiiizeliit-ii  Staaten  mit  iim^lirlist 
gleicher  Keehtsanschuiiuiifr.  dann  Krweiteruii«,'-  dieser  iiiter- 
nationnlrprhtlirhen  Privutreehtseinlieit  tliircli  Heitritt  an  lt  irr 
Staaten.  Über  das  Tempo  dieser  V  ereinheitlichung  auijerr  sich 
Zitelmann  daliin:  -It  h  denke  inii-  nun  fils  den  Weg  der  Ver- 
wirkli<liinig  > einer  iniernationalrecluliclim  Privatrecliiseinheit i 
freilicli  nirlit  tleii  einer  sofort  zu  berufenden  Konleren/  i'nv  da?? 
ganze  (lel.iet  des  liechts,  sondern  meine,  die  Kntwicklung  l^u^^e 
mit  einzelnem  he^jinnen:  mit  dei-  Aiisgleielinnt;'  einzeluer  be- 
soiideis  N\  i(  htiger  Kechtüteüe,  lüit  der  Feststellung  gemeinsanier 
subsidiiirer  Normen  " 

Diese  Ansiiihrnnpen  7,itehn(ui  na  Imt  Nippold  in  seinem 
^\ ölkei-i-eclitliclien  \  ertnig"  ^)  zum  Ausgangsjtnnkt  seiner  Er- 
örterungen gewühlt.  .Mii"  scheint  von  Xi ppvl d s  Ki-itrterungen 
über  unser  Problem  lolgendes  bemerkenswert:  Die  schartV  Her- 
vorhebung, daÖ  die  ^int^rnationalrechtiiche  PrivatreehtseinlH'it- 
niemals  im  Wege  einer  Kodifikation,  sondern  nur  durch  eine 
alluiiililirhe  Entwiekluug  zu  erreichen  ist.-*!  die  Hekümiitung 
dt's  Kuiistausdrucks  .  Weltrecllt",  ^Widtprivati'echt".  weil  dieser 
Kunstausdruck  zu  Mitivci*ständnissen  fiilii-en  k«>nne.  die  Ab- 
grenzung des  Problems  der  intenmtionali-echtliclieu  Privat- 
rechtseinheit geffenülier  den  utopisciu'U  1 'lauen  der  Weltrechtler, 
die  von  riueiu  Weltkudex,  einer  bewulilen  ^ Vereiniieitlicinmg 
des  gesamten  Hechtes  der  Nationen  zu  einem  einheitlichen  Welt- 
recUte  träumen",'*)  und  schließlicii  der  Hinweis  auf  die  Be- 

Nur  aniTflputet  sei.  daß  nrtrli  Dm  rhführuii«:  fiinH  dfrartigeii  Welt- 
vcrkphrsrerhts  im  w  pirrren  Sinne  dii'  heutige  ÖyBtematik  deii  Zivilrechts  wohl 
schwerlich  beibehalten  werden  kounie. 

Nur  diese  duroh  Vereinbarung  sn  enielende  intemationakechtlich« 
Priraticditseinbeit  kommt  IQr  nnsere  ErSrtemnie  in  Betracht. 
•  «>  Vgl.  S  245»  ff. 
*)  a.  a.  (».  S.  274. 
*)  a.  a.  O.  ,S.  275. 
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deutung  der  Internationaleii  Bureaus  für  die  VereiDheitlichung 
der  Bechtsgebiete,  für  die  sie  durch  internationale  Vereinbarung 
errichtet  wurden.^)  Während  Nippold  in  seinem  ^Völker- 
rechtlichen  Vertrag*^  sowohl  [in  Übereinstimmung  mit  Cohn^) 
und  Meili^]  für  das  Handelsrecht,  das  Verkebrsrecht  (Wechsel- 
recht, Seerechtf  Industrierecht,  Autorrecht,  Yerkehrsrecht  im 
engeren  Sinne)  als  auch  für  das  Zivilrecht,  etwa  im  Umfange 
der  Ziffi/ ffiannachm  Vorschläge,  eine  Vereinheitlichung  für 
niö^li«  !i.  ja,  liir  wünschenswert  erachU't,  scheint  er  mir  in 
seiiu'ii  Ausführungen  in  dieser  Zeitschrift  den  Kreis  enger  ge- 
zogen zu  liahen  und  nur  für  das  Handels-  und  Verkeiirsrecht 
Vereinheitlicliuii^^  zu  turdeni. 

Iii  s(  liiii  ft'iii  (Jegemiatz  zu  /.itelmanu  gelaugt  Meili*) 
zu  lulgendfiii  Kijrehnis: 

y^ZitvI niaun  hat  in  ciiirm  Vortrage  in  der  jurislisclicn 
(iescilsfliafr  zn  Wien  die  !\fügli(likpit  eines  Weltrechts  aus 
alliiemeni'  it  prinzipiellen  ( M'siditspunkten  darfi'ctan.  Wer  so 
laiific  wie  ich  im  praktisclirii  Leben  gearbeitet  hat.  ist  für 
bloße  Schwäriuereieji  und  solche  kühne  GesichtsiJiinkte.  die  niejits 
als  ein  leucliteiules  Zukunftsbild  eröffnen,  nicht  eingenommen: 
grolie  Programme  entwerfen  ist  überliaujjt  selir  einfach  Die 
Anhänger  eines  allgemeinen  Weltprivatreclits  und  die  Vertreter 
einer  etwas  bescheideneren  Abschlagszahlung,  welche  von  einem 
allgt  in(  inen  deutsch-österreichischen  Zivilrechte  reden,  macheu 
auf  mich  nur  einen  mäßigen  Eindnick :  sie  gleichen  jenen  Leuten^ 
welche  die  Angelrute  unendlich  weit  in  die  See  werfen,  aber 
niemals  Fische  fangen. 

Zwar  bin  auch  ich  der  Meinung,  dali  der  Heclitsidealismus 
eine  achtbare  Größe  ist.  Die  Individuen  und  die  Völker  be- 
dürfen desselben,  weil  er  ihnen  allein  hinweghilft  über  nnendlich 

a.  a.  0.  S.  27«. 

*)  Cohn  iD  „Drei  wiasensehaftUehe  Vorträge*  S.  H()fF.,  S.  lOOff., 

S.  Iii» ff. 

'  Mi  ili,  Geschichte  und  System  drs  Internationalen  Pricatrcchtn 
>.  lot),  loi^ff. :  derselbe:  Die  neuen  Aufgaben  der  modernen  Juriaprudem 
S.  lUff.,  S.  12  ff..  S.  Kiff..  S.  17 ff. 

*)  Meili,  iMternationale  Unionen  8.57;  vgl.  auch  Garei»  s.  a.  0. 
8.  19. 
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viele  Täuschungen,  welche  düfi  tägliche  I-,eben  darbietet  Allein 
die  bloße  Begeisterung:  kann  in  die  Bilanz  der  praktischen 
Diplomatie  nicht  ziffermäfiig  eingestellt  wpi-deii.  Ein  verstän- 
diger Reftlismus,  getragen  von  einem  idealen  Zuge  kann  uns 
allein  im  internationalen  Rechte  weiter  bringen  —  ein  Kealismus, 
der  Rücksicht  nimmt  auf  das  Tempo  der  Geschichte,  auf  die 
praktischen  Bedürfnisse  des  Lebens  und  auf  den  gegenwärtigen 
Zustand  des  Völkerrechte. 

Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  daß  die  bestehenden 
Rechtsunionen  für  diese  so  markierte  Entwicklung  eine  große 
Rolle  spielen  werden ;  sie  sind  in  der  Tat  einzelne  Maricsteine, 
welche  speziell  auch  im  internationalen  Privatrecht  von  der 
größten  Bedeutung  sein  werden  

-Aber  die  Rechtsnivelliprnnp:  hat  ihre  bestimmten  Grenzen'): 
die  Klänge  der  heimatlichen  Gloclcen  werden  auch  im  Rechte 
wohl  stets  einen  besondern  Zauber  ausüben.  Jedenfalls  kann 
ich  an  eine  baldige  Erstehung  eines  allgemeinen  Weltreciitj$, 
von  dem  Zitelmann  schreibt,  daß  es  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sei,  nicht  glauben.  Nur  da,  wo  entweder  wirklit  he  Weltrechts- 
institute bestehen,  oder  da,  wo  gemeinsame  reale  Interessen  der 
zivilisierten  Erde  in  Frage  liegen,  kann  es  nicht  zweifelhaft 
sein,  daß  mit  unendlicher  Langsamkeit,  d.  h.  eben  in  dem  Tempo 
der  Geschichte,  gleiche  Rechtssätze  sich  herausbilden,  denn  da.s 
Recht  ist  ja  im  (! runde  nur  die  praictische  Philosophie  des 
sozialen  Lebens.  Soweit  also  insbesondere  die  wirt- 
schaftliciii  n  Interessen  des  Weltverkehrs  eine  ge- 
meinsame Regelung  und  Ordnung  der  Rechtsfragen 
verlangen,  ist  die  Unifikation  des  Weltrechts  zu 
fordern  und  da  auch  als  unauf lialtsam  zu  erklären. 
In  »iieser  Begrenzung  ist  die  Begründung  einer  zivilisti- 
schen  Magna  vhurta  der  Welt  ( oder  der  zivilisierten  Verkehrs- 
Völker)-)  möglich  und  erwünscht.**  — 

Der  tiefgehendste  Ihiterschied  zwisciien  Zitelmann s  und 
MrUis  I  Untersuchungen  über  die  Möglichkeit  einer  intemational- 

Meiti  a.  a.  0.  &  76-77. 
^  ChurakterisÜBch  Mäili  a.  a.  0.  S.  77:  «An  diesen  Anfangen  rankt 
flieh  das  kttnftige  Spexialweltrecht  empor 
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rechtlichen  Privatrechtseinheit  liegt  aber  m.  K.  nicht  in  der 

größeren  oder  geringeren  Ausdehnung  des  Unifangs  unseres 
Problems,  sondern  in  den  Ausgangspunkten,  die  sie  für  ihre 
Forschungen  wählten.  ZiteJ mann  nimmt  seinen  Ansfi^anj^  vun 
der  Frage  — .  —  ob  irgend  etwas  in  den  Rechtssätzen  selbst  ist, 
was  sie  befähigt  oder  gar  zwingt,  für  alle  Nationen  gleich  zu  sein, 
Meif  i  xm  der  bereits  teilweise  erreiehten  (bereits  geschichtlich 
gpwonleni'ni  internationaheeljtlirlieii  Privatrechtseinheit.  Selbst- 
vtMMandlich  geht  eine  Stellnngnainne  zu  diesen  methodiseheu 
Verscliiedenheiten,  die  gerade  wieder  in  letzterer  Zeit  häutiger 
erörtert  worden  sind,  weit  über  den  Rfihmeii  unserer  Abhand- 
lung hinaus.  Nur  einiges  sei  hier  gestreift.  Zuna<  list  muß 
man  sich  «larüber  klar  werden,  daß  die  verschiedenen  Mettioden 
nur  das  llundwerkszeng  hildt  n,  das  dem  Juristen  )jei  der  theore- 
tischen ForselMing  wie  praktischen  Fallentscheidung  zu  (Jebote 
steht.  Naturgemäß  können  wir  keines  dieser  Werkzeuge  ent- 
behren und  nur  darüber  kaum  Zweifel  bestehen,  wie  sie  im 
einzelnen  gehandhabt  werden  müssen.  Hierüber  läßt  sich  im 
letzten  (ininde  nur  sagen,  daß  es  sich  hier  um  eine  Kunst 
handelt,  eine  Kunst,  die  die  höchste  Aufgabe  des  Juristen  aus- 
macht. Speziell  für  unser  T*roblem,  das  noch  keine  lange  Ge- 
schichte aufweist,  bei  dem  die  bisherigen  Ergebnisse  noch  un- 
zureichend und  unsicher  sind,  scheint  es  mir  von  größter  Be- 
deutung zu  sein,  daß  zur  ersten  Klarstellung  des  Inhalts  und 
Umfanges  unseres  Problems  auf  die  Grondlehren  des  Rechts 
zurfickgegrifl^n  wird,  daß  das  von  Ziielmann  vorgeschlagene 
Buch '  ^Kritik  der  reinen  Vernunft  auf  juristischem  Gebiete* 
geschrieben  wfirde,  ein  Buch,  welches  selbstredend  eine  gewaltige 
Arbeit  von  Rechtsvergleicbung  voraussetzte. 

Kehren  wir  nun  aber  nach  dieser  kurzen  Abschweifung  zur 
Besprechung  der  weiteren  Untersuchungen  über  international- 
rechtliche  Privatrechtseinheit  zurück! 

Die  meisten  Schriftsteller,  welche  sich  zu  unserem  Problem 
noch  äußerten  —  ich  nenne  hier  noch  Triepel^^)  Niedner'*) 


V)  a.  a.  0. 

^)  EinfAhf'Hmgsgeneta,  2.  Aufl.,  S.  10,  Vorbemerkung  J.  1. 
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ond  UUmann,^)  —  vertreten  die  Meinung,  daß  eine  international- 
rechtliche  Privatrechtseinheit  nur  für  das  Verkebrsrecht  möglich 
nnd  wünschenswert  sei. 

Soll  diese  Abhandlung  aber  nur  in  etwa  fiber  die  ver- 
schiedenen Auffassungen  beziiglich  des  Umfangs  unseres  Problems 
orientieren,  das  Gestrüpp  in  einiger  Breite  weghauen  und  mög- 
lichst vollständige  Wegweisungen  geben,  so  bedarf  es  noch  einer 
Besprechung  des  hochbedeutsamen  Werkes  Lamberts, 

Lambert  wählt  als  Leitmotiv  seines  Werkes  Iherings 
Wort:  „Die  Wissenschaft  ist  zur  Landesjnrisprudenz  degradiert, 
.  .  .  eine  demfitigende  unwürdige  Form  für  die  Wissenschaft.**^) 
Den  Plan  seines  Werkes  charakterisiert  er  treffend  dahin:  Je 
me  propose  de  poursuivre  paräUelemmt  la  publication  de 
deitx  groupes  de  travaux,  diatincts  en  la  forme,  mais  in'- 
spiräs  par  uuepefte^  commune,  et  que  finfiiulera:  1.  Stüdes 
de  droit  commun  l^ffislaHf  ou  de  droit  civil  compar^;  2.  Mtudes 
sur  rhietoire  comparäe  du  droit  civil  de  la  France  et  des 
pays  voieins. 

L^objfet  de  mes  Müdes  de  droU  commun  UgislaOf  ou 
■  de  droit  civU  comparä  sera  d*extraire  des  principales  l^is^- 
lations  ou  Jmisprudences  r^gissant  les  civilisations  analoffnes 
ä  la  nötre  un  fond  gän&al  de  conceptions  et  de  maximes 
JuridigueSf  un  droit  commun  läffislatif,  destind  ä  produire 
sur  chacune  de  ces  Ugislations  une  action  comparabk  ä- 
Celle  qu*a  exercäe  sur  nos  anciennes  coutumes  le  droit 
commun  coutumier,  sur  les  droits  particuliers  aÜemands 
avant  la  codification  de  1896  la  sdence  du  Deutsches  Privat- 
redit  Si  le  temps  et  les  forces  me  le  permettent,  Vesguisse 
d'un  droit  commun  lägislatifen  mati^  de  regime  s$iccessoral, 
dont  je  soumets  le  premier  volume  au  public  sera  suivie 
d'une  sirie  de  tramux  simUaires  sur  le  droit  de  famille, 
les  biens,  les  obUgatüms  et  actes  Juridiques.  J*entreprenäs 
donc  en  realitä  d  icrire  un  traii^  d'ensemble  de  droit  commun 
l^gislatif  ou  de  droit  civil  compar^,  mais  sans  voutoir 
m'astreindre  ä  en  prisenter  les  diverses  parties  dam  un 

M  a.  a.  0. 

^)  &ei»t  des  römischen  Hechts  I  (d)  S.  Id. 
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ordre  sifstentatique.  Eh  adoptatit  comme  premivr  objet  de 
wiAv  rrclicrches  Je  regime  sitccessoral.  fai  siofouf  obei  au 
desir  de  rainrre  imnirt/ iafenwHt  le  scvpticisnie  pu6sible  du 
lectettr.  Tandis  ijue  In  tJieorie  des  obligat iotis  par  l'e.i  n mt  n 
de  hujuelle  il  cut  eie  logique  de  debuter  est,  de  (aittes  Irs 
parties  du  droit  civil,  celle  qui  porte  Ic  plus  francliv- 
ment  V empreitite  de  Vinter unf  iunalisme,  la  mutiere  des 
sun  essinus  est  celle  qui^  de  ton!  femps.  a  fniinu  le  niilieu 
de  deceloppement  le  plus  faroridtic  au  partiruiKnsme.  J  ai 
pense  que  tun  demousiraiiou  <lf'  lexisteuce  ejferfive  dun 
droit  commuH  legislatif  serait  plus  prohu/de  au.r  ifcujc  du 
lecteur,  si  Je  rhoisissdis  d  abord,  pour  if  prorMer,  le  terrain 
qui  semblait  s  y  preter  le  moins,  le  regime  successoral. 

Ma  seconde  publica l ion :  Etudes  sur  I  hisUnre  cotnparee 
du  droit  civil  de  la  France  et  des  pays  voisins  ne  sera 
qu'une  dependance  de  la  premiere  ....  er  will  feststellen, 
dans  quelle  mesure  les  divergences  qui  separent  ä  Vheure 
presente  ces  lägislations  tiennent  ä  des  acctdents  äpiiem^es 
au  ä  des  causes  profondes  et  durables}) 

Damit  ist  der  üedankengang  des  Werkes  g:ezeichnet. 

Wie  sich  aus  dem  vergleichenden  Studium  der  partikularen 
französischen  ctmiumes  die  Disziplin  des  droit  cammun  cou^ 
tumier  und  aus  den  deutschen  Partiknlarrechten  das  gemeine 
deutsche  Privatrecht  entwickelt  hat,  so  soll  ans  den  modernen 
Rechtsquellen,  den  modernen  nationalen  Rechten  durch  inter- 
nationalistische Vergleichung  ein  droit  commun  läffislatif  sich 
entwickeln.  D«r  zur  Zeit  vorliegende  Band  beschäftigt  sich 
noch  nicht  mit  der  Materie  selbst,  also  noch  nicht  mit  Einzel- 
forschungen über  die  Gleichheiten  zwischen  den  verschiedenen 
Erbfolgeordnungen,  er  enthält  vielmehr  die  Lösung  der  metodo- 
logischen  Vorfragen,  welche  für  die  neue  Disziplin  des  droit 
commun  l^gtslaUf  zunächst  zu  lösen  sind,  Untersuchungen,  die 
Niemei/er-)  treffend  dahin  charakterisiert:  „.  . .  Er  bekämpft 
insbesondere,  und  zwar  treffsicher,  die  Verwechslung  des  Studiums 
ausländischen  Rechtes  mit  der  Rechtsvergleichnng,  dann  aber 

Vgl.  Lambert  a.  a.  0.  6.  1—2. 
-J  Ztsch.  XIII  5;i6. 
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auch  die  einseitige  Unterordnung  der  Rechtsvergk  ic  Imnpr  unter 
den  (iesicht^punkt  der  Reciitspolitik.  In  der  Uurcliführungr 
seiner  Gedanken  entwickelt  er  eine  bewundernswerte  Gelehr- 
samkeit und  zwar  nic)it  nur  in  Gestalt  außerordentlicb  reicher 
Quellen-  und  Literatiurkenntnis,  sondern  vor  allem  in  der 
methodischen  Beherrschung  auch  fiTindländischer  „Landesjuris^ 
prudenzen'^  insbesondere  der  deutschen. - 

Aus  dem  reichen  Inhalt  de^  Lambert  sehen  Werkes  — 
das  Werk  bietet  auch  weit  über  da.s  (iebiet  des  Internationalen 
Privatrechts  hinaus  außerordentlich  starke  Anregungen  — , 
schienen  mir  folgende  Punkte  für  die  Lösung  unseres  Problems 
besonders  beachtlich. 

Zunächst  etwas  über  die  Terminologie:  „Quant  ä 
VexpressUm  droit  commun  l^gislatif  gm  jai  adopUe  pour 
num  usage  personnelf  cest  une  terminolagie  de  comba  t  qui 
vixe  plutdi  le  produit  d€  cette  discipUne  que  la  discipline 
elle^mime.  La  seule  q$talification,  qui  contiettne  pleine- 
ment  au  droit  civil  compar4j  mriSt^  de  l'art  juridique,  est 
la  qfUtHficatiou  „droit  iftiematUmal  prive  ou  ciml."  Mais 
ce  Htre  a  d4jä  umrp^  par  um  autre  brauche  de  la 
conaissance  juridtguCf  ä  laqueUe  U  va  fort  mal,  la  tk^orie 
du  confiit  de  Uns.  Jiespeclom  les  droits  acquis  et  ne  twus 
eicposons  potnl,  en  voulant  e'mter  une  confysüm,  u  en  proro- 
quer  une  autre.  Pour  ächapper  a  ce  dauger,  ß  ine  räsignerai 
dotic  n  ntiliser,  comme  mot/en,s  d' ident^ation  de  notre  ort, 
des  termes  inadequats:  droit  dvü  compar^,  l^islation  civiie 
com  par e.  \)  • 

Diese  Schwierigkeit  fällt  für  die  deutsche  Kunstsprache 
bei  Annahme  unseres  Vorschlags  weg. 

Von  größerer  Bedeutung  sind  Lambert  a  Ausführungen 
über  das  Verhältnis  des  droit  commun  legi^hifif  zum  soge- 
nannten Naturrecht.  Er  gelangt  hier  zum  gleichen  Ei^bnis  wie 
Zitelmann'^):  Sans  doute  il  doit  exister  sttr  duxque probleme 
une  Solution  qui,  dans  V^tat  actuel  de  nos  moenrs, 
serait  plus  que  taute  autre  conforme  ä  l'äquite  et  a  l'uti- 

1)  a.  a.  0.  S.  914— »tö. 
*)  Weltncht. 
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Ute  genemle:  il  doit  y  acoir  i'h  t  c  scns  des  rapports  nctes- 
saires  entre  /es  choses.  MaUieureusemvnt ,  ccs  ritpporfs 
fiecessaii'cs  ne  nou^  aparaisseut  que  sotfs  la  couleur  que  leur 
impHme  le  refiet  de  nos  croyances  et  de  nos  prejuges,  de 
nos  passions  politiques  et  de  nos  hiterets}).  Da«  droit 
commnn  lägiskitif,  welches  ^dem  richtige»  Rechte möglichst 
nahe  kommen  soll,  ist  keineswegs  für  alle  Zeiten  dasselbe.  Um 
dieses  „richtige  Recht*  in  der  legislation  civile  coniparde 
möglichst  zu  en'eichen,  bedarf  es  der  hi^toire  comparative^'^) 
dieser  science  du  droits  deren  Aufgabe  darin  besteht,  „de 
pr^parer,  par  l'^tude  comparative  de  la  särie  des  relations 
de  successioH  gui  existent  etUre  les  phänomenes  juridigues, 
la  däcouverte  des  cauaes,  gui  escpHguent  ces  rekttions,  de 
räväler  a4nsi  au  ßirisconsulte  les  Uns  naturelles  auxqueUes 
obHssent  les  manifestations  de  la  ue  sociale  dmt  l'ensemble 
compose  le  droit,  de  lui  faire  saisir  le  lien  et  la  raison 
d*Stre  des  trausformations  de  la  nie  juridiqueSf  de  UU  per- 
mettre  de  däcouvrir  gueUes  sont,  pour  chagm  instUuUaUj  les 
formeSf  gui  carrespondent  aux  diverses  phases  du  däveloppe- 

ment  social,  aux  divers  r^gimes  Sconomigues  La 

connaissance  des  Uns  du  deeelappement  de  la  tde  Juridigue 
ne  peut  itre  obtenue  gtfe  par  uu  travaü  de  comparaison 
s'excergant  simultßnäment  dans  le  temps  et  dans  Vespace.^^f) 
Es  fragt  sich  scbließlleh,  —  und  das  ist  das  Entscheidende, 

—  welche  Grenzen  zieht  Lambert  der  von  ihm  angestrebten 
intemationalrechtlichen  Privatrechtseinheit?  Er  erwartet  nicht, 

—  im  Gegensatz  zu  Suleilles*}  —  un  droit  commun  de 

V)  a.  a.  U.  S.  37. 
a.  a.  0.  S.  U15. 

^  Ygl  auch  8.  4&:  „Vihide  ä»  droit  civile  compari  permet  tm 
/uriaeonsufte  de  .ßrofiler  de«  expiriencea  tentdes  ä  Vetranger;  de  sc 
renseiffHer  mr  la  maniire  dottf  les  diverses  riglementations  donnies 
ä  une  mime  mattere  par  les  Irgislationh-  des  pn'ttct'pau  r  pays  de  mSme 
ririlisatioii  se  sont  compvr/ccs  ä  l'epreuve  de  la  pralitjuc.  6ur  le» 
resullats  economiques  et  soviaux  de  chacune  de  cea  regit tnetUations. 
Elle  hii  facüüera  ainei  dans  une  large  meenre  la  d^eauverte  dee 
riffle»  lese  fnienx  adopUee  anx  beeoitu  de  la  aoei^ti  contemporaine. 

*)  Le  droit  commercial  eompari  m  den  Annalea  de  droit  com- 
mercial  1891  V  222. 

Z«it«ehrifl  f.  bton.  PriT«fc-  u.  (ifTentL  Recht.  XVI.  2 
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Vhtiwaiiite  ririlisrr.  1 1  iM  /rit  liiiet  vi^'lmchr  das  F<»stnlat  d  une 
ideutlti'  coHipli'lv  de  sdiirfnro  oitrr  /es  groHpes  ,socian.v 
cii  ilisf'.s  zurzeit  als  cIh  usm  iiiiaiUK'limbar  w  if  die  Fordeniiifr 
juu'li  -für  alle  Zeiten  i!iai.'i<^('l)t  iiden.  nnabiindei-lii  In  n  Xorineir. 
Xarh  Lamht'i'f  liestcht  ilic  Anl^alic  der  Bestrcluuigeii  nacli 
imeriiationalrtM'litlii  her  Frivatreciitseiiiln  it  in  einem  Ausgleich 
unter  den  K'crlitsnnlnnniren,  die  auf  ruini^ch-  oder  deutseh- 
reelitlielier  (;niiidlap'  aiifluiuen.' *  I)aniit  diirtte.  soweit  dies 
im  engen  Kaliiiii'n  dieser  Abhandluug  miiglicli,  dii'  Lambert- 
sclie  Tlieorie  w  icdtT^c^clu  ii  sein. 

I>a<  IxiHf/t  i iii>v\\v  Werk-)  zit-lit  die  (in-iizen  der  inter- 
nal it)iialreelitlicljeii  Privatreclitseiniieit  enger.  Uli  kann  niieli 
liier  mit  einem  liinwtis  auf  Niemeyers  Besprechung  dieses 
Werkes  in  Ztscii.  XIV  507  begnügen. 

IV. 

Damit  siiid,  wie  icli  bofte,  die  wichtigsten  Richtungen  und 
Methoden  in  den  Bestrebungen  nach  internationalrechtlicher 
Privatrechtseinheit  genügend  zum  Ausdmck  gekommen.  Ks 
fragt  sich  nun.  —  das  ist  ja  unsere  eigentliche  Aufgabe.  — 
la^en  sich  vielleicht  diese  Richtungen  mit  einander  vereinigen, 
oder,  wenn  nicht.  —  welche  von  den  angeführten  Richtungen 
verdient  den  Vorzug? 

Zunächst  schalte  icli  der  giößeren  Durchsichtigkeit  halber 
die  LamberHt\w  Theorie  aus. 

Die  Aufgabe  vereinfacht  sich  dann  noch  bei  folgender  Er- 
wägung.   Unzweifelhaft  wird  die  hauptsächlicli  von  Zitel- 


M  Vgl.  Lambert  a.a.O.  8.2—3:  ^Enfin  Vune  des  ciretmataneem 
qu4  faturittent  te  plu»  «fficaeement  la  cotutitutiim  <f  un  droit  commun 
tigislatif  cest  que  les  (/irersea  ligMathms  qui  formeut  Vubjet  princh 

pal.  le  ceit/if  ttirfun-/  iJr  nnot  f'fnrfr  Irffishttinns  lathtes,  leffif^lntintts 
gennaniques  cl  nu.s,st.  iians  utw  veitaiHv  ine(<ure,  droit  nnfflt//s.  iluttt 
ecummi.y  ae  .sunt  uliuientees  dans  le  pctsse  ä  des  suurces  cvt/tmune.s, 
coutume»  ^rmanigues,  droit  fSodal,  droit  camnique,  droit  romain, 
90it  MUS  »a  forme  originale,  «dt  mrtout  trantformi  par  Vaetion  des 
pOfitf/fossnteifi>  cf  fies  i nterpreten  du  modernus  usus  pandet  t<i >  um  .  .  .* 
->  Hin  :ii»s(  lilioikndeü  Urteil  Uber  Moguln»  Werk  ist-  erat  nach  desseo 
Yullcnilung  mügltck. 
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mann  vertrptpiie  Richtimpf  niemals  prinzipiell  von  vorneherein 
ein  Spezialweltracbt  im  Sinne  der  etwa  von  Meifi  (gemachten 
Vorschläge  zurückweisen,  weil  die  Einführung  eines  Spezialwelt- 
rechtvS  etwa  im  Sinne  Met  Iis  und  Cohns  immerbin  einen  be- 
deutenden S(  liritt  auf  dem  Wege  zur  intemationalrechtlicken 
Privatrechtseinheit  im  weiteren  Sinne  «bedeuten  würde.  ^■-) 

Man  kann  daber  die  Frage  aucb  so  formulieren:  £mpfieblt 
sieh  die  von  Zitelmann  vorgeschlagene  über  die  Vorschlüge 
der  herrschenden  Richtung  weit  hinausragende  internationale 
j»artielle  Rechtseinheit?  Ist  —  um  ein  Bild  zu  gebrauchen  — 
das  z.  B.  von  Meili  vorgeschlagene  Spezialweltrecbt  nur  das 
Kotgebände,  in  dem  wir  verweilen  müssen,  bis  der  gewaltige 
Bau  des  Weltprivatrechts  vollendet  ist,  oder  handelt  es  sich 
bei  dem  Spezialweltrecbt  bereits  um  Teile  des  Gebäudes,  in 
dem  wir  uns  dauernd  aufhalten  sollen? 

Ich  gebe  voigreifend  bereits  an  dieser  Stelle  eine  (vor^ 
läutige)  Lösung  unseres  Problems,  weil  sie  den  bequemsten 
Ansgangspunkt  für  unsere  weitere  Erörterung  bildet. 

E.  lassen  sich  diese  beiden  Richtungen  in  den  Bestrebungen 
nach  intensationalrechtlicher  Privatrechtseinheit  vollständig  mit 
einander  vereinigen ;  sie  müssen  notwendig  bei  jeder  nationalen 
wie  internationalen  gesetzgeberischen  Arbeit  sich  fühlbar  machen 
und  stehen  nur  scheinbar  in  scharfem  (iegensatz.  Wenn  Meili 
eine  inti'i'natidiiali'  Spuzialgesetzgebung  vorschlägt  uud  sicli  zu- 
n;n  list  mir  dein  luMite  Erreichbaren  begnügen  will,  so  ist  diise 
Scllistbcscliriiiikung  im  Irjteresse  einer  von  aktuellen  Bcdüi'fiiissen 
g«  toi  dt  iten  internationalen  Regelung  der  etwa  von  Meili  vor- 
gesciilagenen  Rechtsinst irute  zu  begrüßen.  Auf  der  andern  Seite 
darf  man  alier  dabei  niciit  übersehen,  dnß  alle  Spezialgesetz- 
gelMuij.ieii  iu)ul  das  gilt  auch  von  den  in  sich  abgeschlossen 
erx  lieiiientieni  nur  Torsos  werden  und  bleiben.  Gerade  diesen 
( iesi('hts]»inikt  ^'lieint  mir  Meifi  in  seiner  Kritik  Zitel  nui  tins 
niciit  genügend  beai  htet  zu  haben,  und  daher  möchte  icii  hierzu 
zunacliKt  Stellung  ncliuien. 


Ausdrücklich  erklärt  dies  Zitelmann  a.  tt.  0. 
^)  Meili  a.a.O.  S.57ff. 
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Klein, 


Der  (Jesetzgeber  wird  nur  dann  sich  zur  Spezittlgesetzgebuiig 
auf  dem  riebietc  des  nationalen  wie  des  internationalen  Rechts 
entschließen,  wenn 

1.  die  bestehende  rechtliche  Regelung  des  Wiilschaft«- 
lebens  einer  Korrektur  bedarf,  oder  aber,  wenn  neue  Bedürf- 
nisse in  der  Wirtschaft  und  im  Verkehr  henortreten,  und 
damit  dem  Gesetzgeber  die  Aufgabe  zufällt,  für  diese  neuen 
sozialen  Verhältnisse  eine  Zwangsordnung  aufzustellen,  und 

2.  eine  vollständige  Neukodifikation  der  ganzen  Rechts- 
disziplin sich  nicht  empfiehlt. 

Bekanntlich  leidet  nun  die  Erkenntnis  der  Korrekturbe- 
dttrftigkeit  bestehender  Rechtsordnungen  wie  die  Erkenntnis 
neuer  Bedürfnisse  im  Wirtschaftsleben  und  folglich  erst  recht 
die  rechtliche  Regelung  des  Wirtschaftslebens  in  der  Gesetz- 
gebung bezw.  die  Korrektur  wirtschaftlicher  Neuerangen  durch 
die  Gesetzgebung  an  dem  allgemeinen  Fehler  menschlicher 
Forschung,  daß  wir  nur  erst  allmählich  nach  Untersuchung  der 
einzelnen  Erscheinungen,  nach  Lösung  einzelner  Fragen,  das 
Problem  als  Ganzes  erschöpfen.  Daher  die  Spezialgesetze,  aus 
deren  Zügen  man  deutlich  die  nahe  Verwandtschaft,  die  Mög- 
lichkeit der  Vereinheitlichung,  die  Zugehörigkeit  als  ,Teil  zum 
Ganzen'  ablesen  kann;  Spezialgesetze,  die  noch  der  Stunde 
harren,  in  der  auf  Grund  weiterer  Erkenntnis  ihres  Wesens, 
auf  Grund  weiterer  Abstraktionen  das  Verwandte  wie  das  Ver- 
schiedene bei  ihnen  scharf  hervorgehoben  wird,  in  der  sie, 
aktuellen  wirtschaftlichen  Bedarfnissen  entsprechend  einzeln 
geschaffen,  sich  zu  einem  Ganzen  gemäß  den  Anforderungen 
des  Wirtschaftslebens  und  der  Logik  zusammenschließen.  — 

Und  ferner '  Wie  oft  miljlingt  es  «lern  (iesetzgeber  beider 
Schöpfung  eines  S]K'zial;4Csi'tzf's.  die  iranzen  Fol'^*M'ungen  aus 
der  oi^anischen  Zuf^chörigkeit  dieses  Spezialgesetzes  zu  den 
uUgeiueiueii  Xornirn  dieser  Rechtsdisziplin  sei  es  nur  in  formaler 
Beziehung  oder  sei  es  gar  bezprl.  des  materiellen  Inhalts  zu 
ziehen.  Als  Beleg  nenne  icli  nui'  das  deutsche  Verla^sn-eht, 
dem  mit  Fug  und  Recht  der  VurwuH"  gemacht  wird,  daU  dieses 
Spezialgesetz  nicht  in  vulleni  Einklang  mit  den  Normen  des 
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BGB  (Obligationenrecbt!)  stehe.  ^)  Ist  es  leichter,  ein  Spezial- 
wcltrecht  (etwa  im  MeiHschen  Sinne)  mit  den  verschiedensten 
Privatrechtskodifikationen  in  Einklang  zu  bringen? 

Und  wiederum  1  Sollen  die  Institute,  die  man  in  dem 
Spezialweltrecht  (etwa  im  Umfange  der  Jfef7ischen  VotschlSge) 
international  einheitlich  kodifizieren  will,  abschließend  geregelt 
werden,  so  darf  man  sich  m.  E.  nicht  etwa  damit  begnügen, 
nur  beziigl.  dieser  einzelnen  Institute  oder  genauer  bezügl.  deren 
einheitlicher  Regelung  sich  zu  verständigen,  es  muß  vielmehr 
weit  darüber  hinaus  Einverständnis  herrschen.  Ich  verdeutliche 
diese  Notwendigkeit  wohl  am  besten  an  einem  Beispiel.  Das 
Wechselrecht  soll  international  einheitlich  geregelt  werden. 
Diese  Regelung  setzt,  damit  die  Schöpfunjr  lebensfähif?  werde 
und  nicht  von  vornelierein  zum  Absterben  oder  Verkümmern 
vtTiuteilt  sei,  voraus,  daß  der  Gesetzgeber  sich  über  die  g:e- 
saiiiteii  Verniögensschiebuiigen,  über  die  verschiedenen  Möglich- 
keiten, sie  s^psetzg'pberisch  zu  reiireln  also  z.  B.  über  die  Ein- 
teilung der  Vernujofeiiszuwenduugen  in  abstrakte  und  kausale, 
über  die  Zerlegung  der  kausalen  Verniugenszuwendungen  in 
Leistun«2:en  und  rausar,  über  die  Fragen:  wie  weit  die  Ab- 
straktheit di'<  Wt'eiiseis  reichen  soll,  ob  z.  B.  ein  \  i  rstoß  des 
die  Weehselverpfiiehtuuff  begründenden  abstrakten  Rechtsge- 
schäfts gegen  die  guten  iSitten  die  Wechsel  Verpflichtung  unwirksam 
machen  soll  oder  nicht  usw.»  volle  Klarheit  verechaftt.  Die 
internationale  einheitliche  Regelung  des  Wechselreehts  würde 
also  einen  vollständigen  Meinungsaustausch,  eine  vullstimdige 
Verständigung  über  das  ganze  weite  (iebiet  der  Vermögens- 
zuwendungen voraussetzen.  Wäre  aber  diese  ganze  (unentbehr- 
liclie)  Arbeit  geleistet,  so  wäre  es  unverständig,  sie  nur  zu  einem 
kleinen  Teile  füi*  die  Bestrebungen  nach  internationalrechtlicher 
Privatrechtseinheit  fruchtbar  zu  machen.^)  Herrscht  über  die 

1)  Vgl.  Kohler  in  v.  Holtaenäorffs  EMtgklopOdie  VI.  Aull.  L  Bd. 

ä.  624  ff. 

-)  Aus  demsellitii  (irunde  ist  in.  E.  Wörners  Vorschlag  .Kollisions- 
nornien  zum  Versicherungsvertrag"  Ztsch.  XIII  36f5  abzulehnen  Die  Regelung 
dieser  Kollisionsnormcn  bedeutet  in  der  Tat  eine  Regelung  des  Statuts  für 
Schuld  Verhältnisse.  Eine  solche  Regelung  aber  in  einem  Nebeugesetz  aua- 
xüspredien  ist  m.  S.  ein  Knnstfehler. 


^lyui^cci  by  Google 


22 


Klein, 


gnnzpn  Vennögenszuwt'ndiinpeii,  üIkt  das  ..Für  und  Wider* 
der  viTscliiodenen  Ausgt'staltuniisinüglichkriteii  Einverständnis, 
dann  eniptiehlt  sich  auch  die  einheitliche  Regelung  des  ganzen 
(irebiets. 

Aber  —  wendet  man  viellfidit  ein  das  dciirsclu'  Wechsel- 
recht  hat,  ohne  daß  iil»*'r  die  mit  ihm  nalie  zusaninu'nliäii<ri'nden 
Probleme  volles  Einverstiindnis  berisflite.  liic  vielen  Dezennien 
bis  zur  iSchüptiini]^  tles  H(iB  segensreich  ^n'wirkt  und  seine 
Aufgabe  vollant  erliiüt.  Wäre  vielleicht  ein  (fleiches  von  einem 
Weltwecliseln  ( lit  zu  erwarten?  Man  würde  entge^zenlialten 
können  -  und  das  wird  nnr  zn  we^jo  beachtet.  —  daß  das 
deutsche  Wechsclrecht  in  der  «reirieiiirechtlichen  Thediie.  diesi'r 
nuin  darf  wohl  sagen  einlieitlichen  (irundla'^e  dt  iitscher  Rechts- 
wissensclialt,  den  Nährboden  iand.  aut  dem  es  sich  kräfrijr 
weiter  entwickeln  konnte.  —  Würde  das  Wecliselivu  Ii!  intt-r- 
national  einheitlich  geregelt,  ohne  dal'  die  ganzen  Vennögt  iis- 
schiebuMgen  einheitlich  koditiziert  würden,  so  zeigte  sich  frühe»' 
oder  später  die  ifcdauernswerte  Rrscheinung,  dal^  ilie  nafiniiale 
und  internationale  Kesetzgebung  sich  in  verschiedenen  «ileisen 
bewegten,  daß  die  Krrinigenschat'teii  der  eifrigen  Forschung  auf 
beiden  (Jebieten  niclit  zum  gegenseitigen  Vorteil  vrdlständig 
aiisgenutzt  werden  könnten  Wns  hier  für  das  Wecliselrecht 
angedentet  wurde,  gilt  in  ;iliidi(hcr  Weise  für  die  andern 
Institute,  die  einheitlich  intei-iiational  geregelt  weiden  sollen. 
Dei-  (iedanke  Meilis,  die  internatiunule  liegehnig  des  Kisen- 
b:i!iTitrachtverkehrs  mf»ge  bald  allenthalben  zur  nationalen  Ord- 
nung des  Kisejd>ahnfrachtverkehrs  oIioImmi  werden,  läßt  sich 
anlM  iordeiitlich  entwickeln  und  erweitern,  nämlich  dahin,  daß 
«herall  dnrt.  wo  eine  internationale  Regelung  von  Privat re(  lits- 
instit Ilten  nir.glich  und  zweckmäßig  ist.  eine  sidche  Regelung 
angeliahnt  werde,  damit  dereinst  die  ganze  ( ieist esarbeit,  welche 
sich  heute  bei  der  Krfursclning  und  dem  Aushau  der  einzelnen 
natn)naleii  Rechtsordnungen  zersplittert,  der  einheitlichen  inter- 
natioinilen  (ie-setzgebung  zugute  komme. 

VWv  die  Xdtwendigkeit  einer  internationalrechtliclien  Privat- 
reclitseijilieit  im  weitern  Sinne  (etwa  im  Sinne  Zi (el manna) 
spricht  also  zuniiclist  der  Umstand,  dali  bereits  eine  intemational- 
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rechtliche  Pri\ativchtseinli('it  im  engeren  Sinne,  soll  die  ge- 
leistete Ailieit  iiiclit  von  vuiuehereiri  unfruchtbar  sein,  eine 
Rechtseiiiheit  in  weit  jrröliereni  ITnilange  hIs  es  nacii  der 
künitigen  lejc  lata  den  Anscliein  liabeii  wiinle.  voraussetzt. 
Vor  allem  aber  spricht  füi'  die  Zitelmuti n&oXw  Meinung 
folgender  (inind. 

Der  Zweck  aller  Bestrebungen  nach  internationalreclitlicher 
Privatrecht^seinliL'it  ist  eine  Vereinfai  hiiri^  des  Rechtsverkehrs, 
ist  möglichst«»  I^eseitigung  der  im  V  erkehr  nicht  selten  als  Zu- 
fälligkeiten einpiundenen  Verschiedenheiten  der  nationalen 
Re«  litsordnungen.  Ist  dieser  Zweck  —  und  darüber  bestellt 
kein  Zweifel  —  vernünftig  und  zutreffend,  so  luulj  diese  Idee 
zum  Prinzip  erhoben  werden  nn<l  Ii  überall  als  Pi  inzip 

gelten,  wo  nicht  aus  den  früher  aaj^egebenen  Gründen'  t  ine 
Durclibrechung  dieses  Prinzips  erfordert  wird,  also  Itesundei-s 
dort,  wo  Teile  der  Privatre(  htsordnungen  (ich  ileiike  an  das 
obiigationenrecht  ant  i  t»niiseli-genieinrechtliclier  Basis)  im  Laufe 
der  Zeit  eine  weltreciitliche  Abklärung;  t  i  tatiren  haben,  odei'  wo 
es  sich  um  kechtsgedanken  handelt,  die  wie  etwa  der  soziale 
(iedanken  —  sofort  nach  ihrer  Entdet  kunu  und  Klärung  von  allen 
Kulturvölkern  konzipiert  wurden  —  von  vnrnrlierein  <ieniein- 
giit  der  Völker  w  aren.  Eine  DurchbrechnnL'  des  Prinzijts  kann 
aber  nnf  dort  ei  lorderlich  weiden,  wo  liesunderheiten  tlt  r  wirt- 
i^hat'ttiehei)  Veriialtnisse  eijte  Ausnahme  von  dem  allgemeinen 
lYinzip  der  internationalrechtlichen  l*rivatrechti»einiieit  notwendig 
macbeu. 

(f'erade  flas  macht  die  Marke  dieses  Beweisgrundes  aus, 
dali  »  s  w  ii  i  sehn  ftli che  Krwägutigen  sind,  mit  denen  wir 
unsere  Beliaui)tnng.  die  Bestrebungen  nach  internationalrecht- 
licher Privatrechtseinheit  seien  trnchtbai.  iiiternationalreciitliciu' 
Privatrechtseinheit  sei  in<«;.;lich  und  notwendig,  stützen,  und 
nicht  abstiakte  allgemeine  Lehrsätze,  die  sieh  aus 
einem  vnn  vorneherein  an  f  gesteil  te  n  Pri  nz  i  p  logisch 
deduzieren  lassen.  Daher  wäre  <ler  Kinwnnd.  dieser  Beweisgrund 
könne  nicht  Anspruch  auf  Wissensduiftlichkeit  erlieben  und 
berge  soziale  Gefahren  in  sich,  weil  die  von  uns  verteidigte 

M  Vgl  S.  i»B.  dieser  Abbandlang. 
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Klein, 


Rprlit-^tindiiiifr  nüf  dem  (iebielt  ilcr  iiiternatioiialrechtlirlien 
Privuti('( iitst'inhcit  nicht  durcli  Intemssenabwüg^ng,  sondern 
durch  Konstruktion  erzielt  sei,  unmöglich.') 

Uro  die  weitere  ffir  die  praktische  Iidsung  unseres  Problems: 
„Herbeiftilirung  der  intemationalrechtlichen  Privatrechtseinlielt'' 
wichtigste  Frage :  wie  weit  muß  die  iDtemationalrechtliche  Privat- 
rechtseinheit,  welche  die  von  uns  in  Kfirze  angeführten  wirtschaft- 
lichen Erwägungen  fordern,  reichen,  beantworten  zu  können, 
gilt  es  (bereits  Zitelmann  hat  diesen  Weg  eingeschlagen)  in 
die  Werkstätte  des  Gesetzgebers  zu  gehen  und  sich  mit  seiner 
Aufgabe,  seiner  Arbeitsweise  vertraut  zu  machen. 

Wenn  der  Gesetzgeber  seine  Kodifikationsarfoeit  beginnt, 
so  muß  er  notwendigerweise  danach  streben,  alle  möglichen 
künftigen  Rechtsfftlle  durch  seine  Ehitscheidungsnormen  zu  regeln. 
Nach  idealer  Anforderung  müßte  die  Entscheidung  des  Gesetz^ 
gebers  eine  derartige  sein,  daß  sie  jeden  Fall  in  seinen  ganzen 
konkreten  Eigentümlichkeiten  vollständig  würdigte.  Weil  es 
aber  bei  der  ungeheuren  Menge  von  Fällen  mit  allen  ihren 
Besonderheiten  unmöglich  ist,  von  vorneherein  für  alle  künftigen 
Fälle  vollständig  zutreffende  Entscheidungen  zu  geben,  so  muß 
sich  der  Gesetzgeber  damit  helfen,  daß  er  von  den  einzelnen 
Fällen  abstrahiert  und  möglichst  allgemeine  Normen  aulstellt, 
daß  er  sich  mit  der  prinzipiellen  Regelung  des  Falles  durch 
abstrakte  Regeln  begnügt  und  dabei  es  dem  richterlichen  Ek-* 
messen  überläßt,  beider  EIntscheidung  des  einzelnen  Falles  auch 
dessen  konkrete  Eigentümlichkeiten  eingehend  zu  berücksichtigen. 

Abstraktion  von  den  einzelnen  Fällen!  Wie  weit  reicht 
sie?  Selbstverständlich  sind  verschiedene  Grade  der  Abs^ktion 
möglich.  Man  vgl.  z.  B.  das  ALR  mit  dem  BGB  \  Hier  prin- 
zipielle  Regelung  in  großen  allgemeinen  Linien,  dort  Detail, 
weitgehende  Kasuistik!  Und  dann  denke  man  noch  an  die 
starke  heutige  Strömung,  die  in  der  Gesetzgebung  am  liebsten 
nur  ganz  allgemeine  Normen  sähe  und  alle  Schwierigkeiten  bei 
der  Entscheidung  der  einzelnen  Fälle  dem  Richter  aufbürste, 

M  Vgl.  Stampc,  Rechtsfindung  durch  Konstruktion.  D.  Jur.'Ztg. 
10.  Jahrg.  Ho,     ti.  417  ü. 
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jene  Strömung,  die  notwendig  zu  einem  Prajndizienkult,  einem 
allgemeinen  Suchen  nach  einer  spezielleren  festen  gesetzlichen 
Regelung  fahren  würde!  —  Jede  Gesetzgebung  setzt  —  und  das 
ist  hier  allein  von  Bedeutung  —  notwendig  eine  Abstraktion 
von  den  einzelnen  Bechtsföllen  voraus. 

Ich  sage :  Abstraktion  von  den  einzelnen  Rechtsfällen, 
um  damit  zum  Ausdruck  zu  bringen,  daß  wir  uns  die  Wirt- 
schaft oder  genauer  alle  die  Einzelerscheinungen  der  Wirtschaft, 
die  überhaupt  Jemals  für  die  Gesetzgebung  in  Betracht  kommen 
kennen,  immer  bereits  als  durch  rechtliche  Normen  geregelt, 
als  bereits  in  rechtliche  Form  gebracht  vorstellen.^) 

JBs  handelt  sich  also  in  der  Tat  um  Abstraktion  von  den 
Einzelerscheinungen  des  Wirtschaftslebens,  um  Auffindung  der 
Kategorien,  in  die  sicli  die  unzähligen  Einzelerscheinungen  der 
Wirtschaft  einordnen  la.ssen. 

Für  die  Aultunliitijj;'  dieser  Katugorien  ist  es  fördt'rlicli, 
wenn  darüber  Klarheit  herrscht,  welche  Faktoren  jede  einzelne 
w  iitsohaftliche  Erscheinung^  voraussetzt.  Zunächst  muß  immer 
ein  bestimmtes  Bedürfnis  sieh  «reitend  machen.  Diese  einzelnen 
Bedürfnisse  lassen  sich  aber  ni  bestimmte  Kategorien,  forderen 
Aufhüdung  die  Erforschung  des  nKMisclilichen  Trieblebens  die 
maßgebenden  (iesichtspunkte  an  die  Hanii  iiibt.  einordnen. 

St^ht  das  Bedürfnis  fest,  welches  die  bestimmte  wirtschaft- 
liclie  Erscheinung  kausierte.  so  j^ilt  es  in  zweiter  Linie  fest- 
zustellen, welches  Mittel  zur  iStillung  dieses  Bedurtiiisses  gewiililt 
wurde,  ob  es,  bereits  vorhanden,  wegen  seiner  Zweckmäßigkeit 
gewählt  oder  aber  erfunden  wurde,  ob  nur  ein  Mittel  die  Be- 
friedigung flieses  Bedürfnisses  erreicht,  oder  aber  ob  ver- 
schiedene .Mittel  in  gleicher  Weise  dazu  taugen. 

Schließlich  ist  zu  untersuchen,  wie  die  Völker  aus  religiösen, 
ethischen  (speziell  ( Jerechtigkeits-)  Rücksichten,  das  Bedürfnis, 
die  Stillung  des  Bedürfnisses  und  die  verschiedenen  Mittel  zur 
Bedürfuisstillung  werten. 

Zunächst  mag  dieser  Exkurs  in  das  (iebiet  der  Gesetzgebung 
als  abwegig  erscheinen.  Aber  die  Ergebnisse  der  Bestrebungen 

1)  Vgl.  auch  Klein,  Itochtsfindong  d.  Konstniktioii.  Ösi.  Jiiehi^r-Z. 
II.  Jg.  No.  11  (lflO&). 
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iiHch  iiittriKmonaliitlitlicher  Privatreclitseinhoit  wenlen  »ur 
(Iii Uli  \(m  KrMg  ^rokrönt  sein,  wenn  diese  ganzen  Lehren  von 
grumlaus  belmiitltll  weiden. 

Prüfen  wir  nun  zuerst  (iie  Bedürfiiissc.  die  in  »Icii  ver- 
srhictlt'iirii  Pri\ Jitrcclitsordnun^en  anerkannt  wci-dcn.  so  zeigft 
sieh  sofort,  »iai.»  «lic  lvultiirvölk»*r  zu  einer  imd  th-rselben  Zeit 
bei  einer  Reihe  von  Bedürfnissen  gleich  euiptinden.  Hirrbei 
darf  man  uaturtreniüli  nirbt  ;in<istlicli  aUe  Details  mit  i  inander 
ver^rleicbeii  Dii-  gntlien  allgemeinen  Linien,  durcb  die  sicli 
die  heutiiren  Bedürfnisse  andeuten  lassen,  werden  bei  den  ein- 
zelnen \  idkerii  auf  weitem  (ieldete  kaum  auseinanderfallen. 
Dies,  weil  einmal  die  in  (b-r  nieiisehlirben  Natur  begründeten 
liediii  lni.s>e  in  ihren  (irnndziigen  ^leieli  .>iiid,  weil  antUa\seiU> 
ein  tiesreijjferter  V  erkehr  die  errungenen  K ulturiortsebritfe  bald 
über  die  (Ireiizeii  eines  Laiuies  hinaus  den  andent  \ Olkern 
veruiitlelt  nnd  si(  h  dementsprechend  allenthalben  die  Bedürf- 
nisse in  gleiclier  Weise  weiterentwickeln  müssen 

Als  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  F^ehaniitung,  daß  die 
liednrfni.sse  der  V<dker.  weh  he  in  der  l'rivatreehtsordmuii:  *re- 
regelt  werden,  auf  weitem  (iebiete  übereinstimmen,  möchte  icii 
nnr  folgendes  hervnjiieben.  Man  nehme  die  soweit  in  das  (Je- 
biet  des  Privatret^iit.s  hineinragende  .soziale  (iesetzfrebung:  I  (  berall 
ein  Streben  nach  r.ijci-er  Sicherung  der  Ai-heitntdinier  gegen 
die  Sehädigungen  (birrh  Krankheit.  rnf;ill,  .Mtersinvalidität 
nnd  dergl.  Ich  erinnei«'  an  die  iibeiall  >ieii  ui-ltend  machende 
Ströujung.  Kartelle  /.w  seidielien.  an  den  ungelieiii-eii  .Aufsehw  unir 
des  Versicherungswesens  usw..  an  die  moderne  Ausgestaltimg 
der  Dienst-  und  .Arbeitsverträge,  an  die  Kreiei-stellung  der  Frau 
im  Kherecht '  Wieweit  zwi.schen  einzelm  n  Tündern  nnd  Vrdkern 
eine  l'bereinst inimung  der  1  Jediirt'nisse  tiesli-lit,  liew  eisen  zur  (ie- 
iiiige  die  lie.scblüsse,  die  Verhandlungen  der  deutschen  .Inristen- 
tage  ,la  diese  l^tH'rein.stinnnung  der  i'.ediii  lnisse  ist  hei  einzelnen 
V«ilkeni  si,  w  (  it-iehend,  daß  selbst  in  Detaiitragen  die  Meinungen 
zusannuengehen.'j 


z.  B.  die  Bestrebungen  in  Deutscliland  und  <  »«torreich  zu  einem  groikren 
i^chutz  der  £hre.  Vgl.  , Entwurf  eines  Gesetze«  zar  Verbesserung  des  Schutzes 
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Wa»  von  den  Bedürfnissen  ansjrefUlirt  wurde,  gilt  in  gfh'K  If  ! 
Wei^  von  den  Mitteln  zur  Stillung  dieser  Hedürfnisse.  Jede 
Vervollkommnung  auf  den  (liebieten  der  Wissenschaft  und  Kunst, 
des  Handels  und  Gewerbes  wird  dank  den  modernen  Kommu- 
nikationsmitteln (man  denke  an  die  ungeheure  diesbezügliche 
Wirlning  der  Presse)  in  kurzer  Zeit  i  wenigstens  für  den  Gebrauch) 
international.  (Gerade  dieser  Umstand,  daß  heute  jeder  Fort-^ 
schritt  in  den  Mitteln  zur  Bedürfnisstillung  über  kurz  oder  lang 
(Wenigstens  für  den  (Jebrauch)  Gemeingut  der  Kulturvölker 
wird,  hat  es  ja,  wie  wir  zeigten,  zur  Folge,  daß  reaktionsweise 
neue,  international  gleiciie  ]'>i-(lin-fnisse  erzeugt  werden. 

Ebenso  kann  man  wohl  kühn  behaupten,  daß  bezüglich  der 
ethischen  (speziell:  Oerechtigkeits-)  Ideen  (für  das  Gebiet  des 
Privatrechts)  unter  den  Kulturstaaten  im  allgemeinen  Überein- 
stimmung herrscht. 

Zunächst  gilt  es  hier  naheliegcndt  Irrtümer  zu  vermeiden. 
Einmal  ist  zu  berücksichtigen,  daß  wir  keintswogs  belciupten, 
die  etwa  den  heutigen  privatinternationalen  Ret  litscinheits- 
bestrebnngen  zugninde  zu  legenden  ethischen  (verkehrsethisclien-, 
(lerecbtigkeits-)  Grundsätze  müßten  für  alle  Zeiten  unveränderlich 
die  Grundlage  der  Privatrechtsordnung  bilden.  Das  noiio  inter- 
national-einhcirlif  lif  Privatrecht  wäre  niemals  identisch  mit 
dem  so  viel  behandelten  liaturrecht.  Weit  entfernt!  Es  wäre 
eine  durch  Vereinbnrunfr  geschaffeiu'  positive  Rechtsordnung, 
die  vielleicht  deshalb  eine  größere  (larantie  der  korrekten  Re- 
gelung der  Wirtschaft  böte,  weil  sie  erst  nach  Dun  hpnifung 
der  verschiedenen  Auffassungen  un<l  Regelungen  der  Wirtsciiaft 
in  den  verschiedenen  bestehenden  Rechtsordnungen  zustande 
gekommen.  Aber  die.se  Rechtsordnung  bliebe,  wie  jedes  positive 
.  Rfcht,  weit  iiinter  den  alisohiten  (ierechtigkeitspostulaten  ihrer 
Zeit  zurück,  weil  sie  an  <iif  bestehenden  Verhältnisse  anknüpfen 
müßte,  und  auch  bei  ihr  wie  bei  jedem  positiven  (Jesetz,  aus 
Zweckmäßigkeitsgründen  auf  die  absolute  Durchführung  der 

der  Ehre.  Antrag  des  Dr.  Lammuifch  und  Genossen'  und  z.  B.  die  An- 
träge der  dentBohen  Anti-DiielMilgft.  Vor  allem  aber  denke  man  an  das  in 
Deotaddand,  ÖetcReieb  und  Frankreieh  glelcbidltig  empfandene  Bedarbiis 
nacb  etaieni  Venkdierttngindit ! 
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(ipnclitifjki'itsrrruiniijutze,  welche  ihr  zugrunde  liegeu,  verzichtet 
werden  inüßt»\') 

Tnimerhin  aber  würde  —  und  darauf  kumnit  es  für  uns 
nacli  dfiii  kurzen  Hinweise  auf  dip  iiahelienretiden  Irrtümer  zu- 
näclist  an  —  eine  L'utersuchung  der  bestehenden  Rechtsordnunpen 
daraufhin,  ob  und  inwieweit  bestiinnite  ethisciie  (irundsätze 
(iemeiui^t  der  >iens(  lilieit  sind,  inwieweit  die  Hoffnung  der 
Philosoidiie  und  des  Christentunis,  unter  den  Völkern  die  Ver- 
srhifdeniieiren  der  efliiselien  Werturteile  zu  lieseiti^ren  und  den 
richtigen  Aus^rleieh  der  eguistischen  und  altruistischen  treibenden 
Gefühle  in  der  Menschheit  herbeizuführen,  sieli  erfüllt  haben.  — 
erg^eben,  daß  die  UerechtigkeitsansehauuFigen  der  zivilisieiteu 
Völker,  so  weit  solche  Anselm uiuipMi  für  das  Privatrerht  in 
Betracht  kommen,  auf  weiten  Gebieten  des  Privatrechts  über- 
eiuiitimnien.  — 

Der  matenelle  luiialt  der  Hecht^iordnungen  böte  —  für 
große  (iebiete  des  Privatrechts  ~  der  internationalrechtlichen 
Pri\ atrerhtsemlieit  keine  unüberwindlichen  Hindernisse.  Aber 
damit  ist  die  intemationalrechtliche  Privatreclitseinheit  norh 
niclit  erreicht.  Sie  hat  zur  weiteren  Voraussetzung,  thW  die 
Formen,  in  die  der  materielle  Inhalt  der  Wirtscimtt  gegossen 
werden  soll,  international  vereinheitlicht  werden  Auch  die 
Lösung  dieses  Problems  gehört  keineswegs  ins  Keich  der  Un- 
möglichkeiten. 

Zunächst  eine  kurze  Abseliweifung!  Eine  große  ^Schwierig- 
keit für  alle  I'ormvergleichung  bezw.  Formvereinheitlichung  im 
Hecht  l)ildi  t  der  Mangel  einer  einheitlichen  Terminologie  und 
weiterhin  der  l  instand,  daß  in  den  Heeiitsordnungen  nicht  selten 
Formen  weitergeführt  werden.  iier(  n  Inhalte  l)ereits  eine  Iveihe 
von  WandlunüCH  durchgemacht  haben  Ueide  Mängel  lassen 
sich  wohl  nit-mals  vollständig  ahsteUen.  Für  die  Liisung  unseres 
Problems  aber  ist  es  von  Bedeutung,  daß  beide  SchwierigJieiten 
in  genügender  Weise  gewürdigt  werden. 

^)  Vgl.  a&di  Lambert  a.  a.  0.  S.  ä6  bei  seiner  Betprechong  von 
Oeny,  Mitkoäe  «PinUrpritation  et  tources  en  droit  pripi  pomtif  in 
der  Bibliotheque  de  junsprudence  ct'pil  contempot  aine  S.  19(J;  vgl.  auch 
Lambert  a.  a.  0.  «S.  4ö.    (.'bereinstimmend  Ziteltnann,  Weltrecht, 
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Über  die  LösDng  des  Problems  der  internationalen  formalen 
Vereinheitlichimg  des  Hechts  sei  hier  nnr  folgendes  gesagt. 

Soweit  es  sich  hier  nur  um  eine  Aufgabe  handelt,  die 
auch  bei  jeder  nationalen  Gesetzgebung  gelöst  werden  muß, 
bedarf  es  an  dieser  Stelle  keiner  besonderen  Erörterung.  Selbst- 
verständlich muß  der  Gesetzgeber  bei  der  intemational-einheit^ 
liehen  Regelung  des  Privatrechts  genau  wissen,  wie  die  einzelne 
formale  Gestaltung  eines  bestimmten  wirtschaftlichen  Instituts 
wirkt  (zurückwirkt,  als  Korrektur  der  Wirtschaft  wirkt).  Hier 
werden  die  neuerdings  sich  stärker  geltend  machenden  Be- 
strebungen, tiefer  in  die  Kunst  der  Gesetzgebung,  in  den  un- 
geheuren Inhalt  der  Wirtschaft  und  die  Fülle  der  verschiedenen 
möglichen  Formen,  in  die  dieser  Inhalt  gefaßt  wurde,  einzudringen, 
sieh  in  hohem  Maße  nützlich  erweisen.   In  die  Kunst  der  Ge- 
setzgebung!  Wäre  es  z.  B.  nicht  (um  noch  diesem  Gedanken 
Aiisdmrk  zu  verleihen)  von  holiem  Werte,  wenn  imhv  als  bis- 
lang ^(  sclielicn.  die  Mittel  dieser  Kunst  mit  den  Mitteln  anderer 
Künste  VI  rp:lirlien  würden.    Wie  erreiclicn  es  Maler  und  Ton- 
dichter iliren  \\  erken  einen  hestitnmten  (inunlton  zu  verleihen? 
Wie  kann  der  Gesetzgeber  (künin  ii  die  n'(h  n<iLii  Künste)  ihre 
Wtike  auf  einen  bestimmten  Grundtim  abstiinmenV    Zur  I5e- 
leui'litun^^  ein  Beispiel!    Die  boff(t  //'/( v,  das  w (ihlanständige 
Handeln  nach  richtiger  Sitte,  nach  Verkelirssitte  wird  vom  (Je- 
setzgeber  allentlialben  vei-langt.    Uberall  bahnt  er  eim  ii  rielitigen, 
gereeliten  Ansgleicli  zwiselien  den  Inten  ssen  des  einzelnen  und 
den  Aiitrenieinlieitsinteressen  an.    l)ie  hotta  fldes  ^\\\  für  Handel 
und  Wandel,  gilt  im  Familienrecbt.  gilt  überall  als  notwendiges 
Charakteristikum  des  vollwertigen  reclitlielien  Ifandelns.  Daher 
das  Verbot  der  Chikane,  daher  P)(iH  §  I.SH,  ij  242,  Jj  l.')7  u.  dgl. 
Bekanntlich  wird  über  die  Tragweite  dieser  Xormen.  ihre  Be- 
deutung und  Stellung  im  System  usw.  gestritten.    Aber  was 
sind  sie  anders  als  der  (Jrundton  im  Gemälde?  —  Nur  die 
Verschiedenheit  der  Mittel  zwingt  die  einzelnen  Künste  zur 
verseil iedenen   Andeutung   und   Darstellung   des  Cinnidtones 
der  Werke.  —  Foi-schungen  auf  di<^sem  Gebiete  dürften  für 
die  Entwiclclung  der  Gesetzgebungslcunst  nicht  ohne  Interesse 
sein. 
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Aber  alle  ditsr  Kia^eii  sind  prinzipiell  für  jede  nationale 
(iesetsq^ebung  in  gleicher  Weise  zu  lösen.  Wenn  sie  hier  her- 
vur^hoben  werden,  sd  rechtfertiget  dies  der  Tinstand.  daß  bei 
einer  internationalen  Frivatrec  litsveri'iniieitliehunjr  die  Schwierig- 
keiten sich  w  epMi  des  «rrotien  Tnifanges  des  Stoffes  steifrern  würden. 

Ungleich  wichtiger  ist  die  HeiTorhebung  folgender  Punkte : 

MeiH  hat.  wie  bereits  erwähnt,  den  Gedanken  ausgesprochen, 
die  Klänge  der  heimatlichen  (Hocken  würden  auch  im  Rechte 
Atetü  einen  besonderen  Zauber  ausüben.  Dieser  Meilische  Oe- 
danke kehrt  bei  allen  Erörterungen  über  unser  Problem  wieder, 
aber  nicht  großzügig  wie  Met'fi  ihn  gedacht,  sondern  in  be- 
kannter, oft  gerügter  Engherzigkeit.  Soll  jede  Verschiedenheit 
der  nationalen  Rechtsordnungen  nicht  nur  bei  ihren  Wirtschaft* 
liehen  Substraten  sondern  auch  bei  der  formalen  (jedanken- 
gestaltung  als  nationale  Eigentümlichkeit  geweitet  und  als 
solche  sorgsam  erhalten  werden,  so  ist  —  ich  erinnere  nur  an 
die  von  Pappenheim  in  Ztsch.  XV  III!.,  vgl.  auch  S.  20 ff., 
scharf  gerügte  Entscheidung  des  obersten  österreichischen  Ge- 
richtshofs vom  3.  n.  04  Z.  13493  —  nicht  an  eine  gedeihliche 
Entwicklung  des  internationalen  Rechtsverkehrs,  geschweige  an 
eine  intemationah'echtliclie  Privatreclitseinheit  zu  denken. 

Würden  diese  Vorurteile  überwunden,  sn  böte  die  inter- 
iiational-einhritlii  lu  torniale  (Je.staltung  des  Privatn  i  hts  tbis 
zu  jrewi.ssen  (Jreii/AUi  keine  besonderen  Scliwierigkcitcii.  Kiimial 
ist  zu  bedenken,  (bjli  bestinmite  l''(»rinen  wegen  ilircr  iiimrii 
Zwt  t  kiuäliigkuit  dank  der  iniu'ren  Vernunft  der  ( Je.^^eliiclite  be- 
.steben  bleiben  bezw  u  itdt  rkrlircn.  In  amli  icii  Fällen  könnt*» 
man  sw\\  Uaiiiit  helfen,  dalj  man.  wenn  \  crscliitMlene  KoruRii 
zweckmäliitr  sind.  kWov  vei-scbiedenen  Foriiit  ii  nebeneinander 
bestf'liPii  lietie  oder  sie  kiiiiiiilicitf  Wäre  dann  die  <rrolk'  ge- 
meiusaiiic  I  Jasis  einer  ersten  internat ionalnMiitliciien  Privatrechts- 
eiuheit  Lielmideii.  sn  würde  sieb  die  N'ei-einlieitlichung  der  Formen 
dann  iiatiiiiictwemli^-  weitei-  entwickeln. 

Vwv  eine  internatiünal-einlieitii(  be  formale  (Gestaltung  des 
Privatrechts  ist  es  von  großer  Bedeutung,  wie  weit  der<Ie.set2- 
geber  bei  der  Regelung  der  Wirtschaft  von  den  Einzelerschein- 
ungen abstrahiert.   Je  mehr  sich  der  Gesetzgeber  in  Detail- 
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bestiinniunpen  veilifrt,  um  sd  mein  ixitcnzii  rcn  sich  dif  Foriiieii, 
in  die  (»r  den  matpriplleii  Inhalt  ^idit,  um  so  scliwiiTi^tT  wird 
eine  einlieitliclu*  ionnale  Kegelung:. 

Bevor  icli  schließlich  die  Frage:  inwieweit  zur  Zeit  eine 
intemationalrechtliche  Privatrechtseinheit  angestrebt  werden 
soll,  beantworte,  gilt  es  noch  zu  Lamberts  Vorschlägen 
Stellung  zu  nehmen.   Lambert  will  vollständige  iMvatrecht«- 
einlieit  für  die  Völker,  deren  Rechtsordnungen  aus  den  gemein- 
schaftlichen Quellen  des  römischen  und  deutschen  Rechts  ge- 
flossen sind.  Einmal  ragt  sein  Vorschlag  —  er  erstrebt  volU 
ständige  Privatrechtseinheit  —  weit  über  die  andern  hier  er- 
örterten Vorschläge  hinaus.   Anderseits  beschränkt  er  die  Auf- 
gabe, indem  er  die  ^löglichkeit  einer  internationalrechtlichpu 
Privatrechtseinheit  nur  für  diejenigen  Kulturvölker  in  Erwägung 
zieht,  deren  Rechtsordnungen  deutsch-  und  röroiscbrechtliche 
Elemente  aufweisen.  Ein  Urteil  über  die  ReaUsierbarkeit  des 
La mber tsc\ien  Vorschlags  und  seiner  Bedeutung  für  die  Be- 
strebungen   nach    intemationalrechtlicher  Privatrechtseinheit 
bereits  heute  zu  fällen,  hieße  voreilig  urteilen.  Hier  muß  zu- 
nächst das  Erscheinen   der  weiteren  Lambert^hen  Unter- 
suchungen, die  sicherlich  allenthalben  freudig  begrüßt  werden, 
eigentlich  der  Abschluß  des  Lambertst^en  Werkes  abgewartet 
werden.  Immerhin  bin  ich  der  Ansicht,  daß  sich  die  Aufnahme 
des  Lambertsclien  Vorschlags  in  das  Programm  der  Bestrebungen 
nach  intemationalrechtlicher  Privatrechtseinheit  nicht  emptiehlt. 
Gegen  die  Einschränkung  des  Xam^^r^schen  Vorschlags  .spricht 
der  Umstand,  daß  die  Rechtsordnungen  aller  Kultumationen 
neben  den  nationalen  aucli  weltrechtliche  Elemente  aufweisen, 
deren  Vereinheitlichung  wünschenswert  wäre,  und  fernerhin, 
daß  ans  den  früher  angegebenen  Gründen  es  zweifelhalt  er- 
scheinen muß,  daß  sich  auch  unter  den  von  Lambert  wegen 
der  Rechtsvereinheitlichung  ins  Auge  gefaßten  Völker  bezüglich 
weiter  Rechtsgebiete  —  ich  nenne  nur  das  Immobiliarsachen- 
recht  und  das  Erbrecht  —  diese  Vereinheitlichung  der  Privat- 
ipchtsordnu Ilgen  empfehle.  *) 


Vgl.     9  ff.  dieser  Abhandlong. 
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V. 

Die  wicbti^stL'  EnuujxeiKscliatt  der  bisliei  igen  Arlx  itcn  über 
unser  Problem  bestebt  darin,  dnß  fnr  alle  künftipren  P»estrebuiig«  n 
nac'b  internationalrecbtlicht  !■  l^rivati  rchtseiniu  lt  der  Weg  fest- 
stobt, der  eingescblagen  werden  muli.     Kr  fiilirt  durcb  die 
Recbtsvergleicbung  zur  Recbtsausgleicliiiu};,  zur  Kei  Ittsausglei- 
cbnng  im  Wege  vCdkerrechtlitlit  r  Veilräge.    Aber  es  will  mir 
scbeiinii,  als  wenn  sieb  bereits  IniUc  aucb  die  (ürenzen  in 
etwa  bestiiimien  ließen,  die  uiismii  l'roblem  zu  stecken  sind. 
Zwei  Gesiebtspunkte  sind  nialj^i  ln  iid;  einmal  darl  es  sicii  niciil 
nm  Institute  bandeln,   deicii   eintn  itlicbe  Regelunfr  sirb  aus 
nationalen   L*urk>ieliteii    nirlit    eiiij)liehlt ,    sodann   niu.s.sen  es 
Recbtsinstitute  sein,  die  dem  internationalen  Recbtsverkelir  an- 
geboren.   M.  E.  dürften  sieb  Zitelmanns  \ orsvhla^^v  zum 
Au.sgaiigs)>iinkte   eiuci'   eiii<:t'lieiulen   Untersucbung  empleblen. 
leb  muebte  darüber  liinausgebend  nur  nocb  auf  einen  Punkt 
aufmerksam   macben.     liekanntlirb  bestellt   eine  der  größten 
Scliwit-rigkeiten  für  alle  internatiunalreehtliclie  Arbeit  in  di-r 
l'iigleielilieit  der  sogenannten  >Anknüpfnngsnii»nieute"  in  den 
einzelnen  (iesetzgelMingeii.    Daß  bier  eiiu'  einbeitlicbe  Regebing 
wünst  lit'iiswert.   ist  mehr  denn  einmal  iiervorgebobcn  woiden. 
Allei'dings  geliiat  diese  Aufgabe  —  z.  P*.  die  I'rage:  ob  sieli 
rillt    einheitliche  Regelung  der  Staatsangeluirigkeit  inur  eine 
Staatsangehitrigkeit !)  empfehle,  (worüber  bekanntlieli  sehr  ge- 
stritten wird)'),  muß  zum  rruldem  der  einbeitlirlien  Regelung 
der  Knllisiunsnormen  durcb  Staatsverträge  gerechnet  werden.  — 
nicht  Yolbständig  zu  uaserm  Problem,  aber  die  Jiestrebungeü 


^)  Vgl.  nur  V,  Marti tz  m  HirtJi«  AMnulm  (187u)  S.  798 K.,  11 18 ff.; 
K'ifrn,  Ihet  iMffs  Jfjhrb.  XXX  "),');  Xietn  r  tfc  r,  Vorschläge  und  Mafertw 
In  II  S  lO'i:  yh>  ni  e  ye  r.  fu/eriMiii>tnfies  F/iPufrechl  '.'»HR.,  57  ff. :  Zitel- 
ntdun,  Jn/e/ nationalen  Frivat recht  1  2ü(J;  Niedner,  Einführuttgsgescis 
S.  19;  Kahn,  Ztach.  XII  2ül;  Baraxetti,  Ztsch.  XII  2788.:  Kahn, 
Die  einheitliche  Kodifikation  des  Internationalen  PHtfatreeht»  durch 
Sttt€Usterträge  S  29,  Ende  man  n ,  Einführung  in  das  Studium  des 
Bärgcrlichcn  Gesetzbuchs,  1.  Aufl..  I  :j  i>it  Atiiit  !>;  Mcili.  Ztsch.  IX  12, 
vffi  auch  die  Verhandhinpren  dos  Berlmtr  Koioniallv()n|.?n'sses  von  1902  und 
neuerdiugs  Kahn,  in  Ztsch.  XV  202;  Crome,  System  I  131), 
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nach  internationalrechtliclier  Pri\  aticchtseinhcit  würden  hier  ein 
m.  £.  sehr  erfolgversprechendes  Arbeitsfeld  vorfinden. 

Iinirifiliiii  können  zurzeit  solclie  ( J renzregclungsversiiche 
liezü£rli(  Ii  der  internationalrechtlichen  Privatrechtseinheit  nur 
eiTi /eine  Momente  in  den  nach  Fortschritt  ringenden  Bestrebungen 
wiedergeben,  um  also  für  unser  Problem  größeres  Interesse  zn 
wecken.^} 

Die  nächsten  Aufgaben  fallen  der  vergleichenden  Wirt- 
schaftslehre und  vergleichenden  Rechtswissenschaft  zu.  Über 
die  Schwierigkeit  dieser  Aafgaben  und  darüber,  daß  ihre  Losung 
viele  Dezennien  in  Anspruch  nehmen  wird,  kann  kein  Zweifel 
bestehen.  Wenn  die  Bestrebungen  nach  einheitlichen  natio- 
nalen Kodifikationen  vielfach  mehrere  Dezennien  hindurch 
keine  sichtbaren  Erfolge  aufzuweisen  hatten,  so  darf  erst  recht 
die  Lösung  unseres  Problems  nicht  für  die  nächste  Zeit  er- 
wartet werden.  Aber  die  zu  erwartenden  Schwierigkeiten  und 
Enttäuschungen  dfirfen  nicht  entmutigen.  Würde  doch  auch 
die  erreichte  intemationalrechtliche  Privatrechtseinheit  immer 
nur  eine  Welle  in  dem  gewaltigen,  rastlos  fließenden  Strome 
des  Kulturfortschritts  bedeuten.  Und  anderseits!  Welch'  herr- 
licher Erfolg,  wenn  nach  Vergleichung  der  vei-schiedenen  Privat- 
rechtskodifikationen für  große  Teile  des  Privatreclits  eine  Ein- 
heit geschaßfü,  deren  reiche  Segnuiifien  —  das  Beste  aus  dem 
bereits  Geleisteten  könnte  ausg<!\\  älilt  wt  rden  —  nicht  nur  einer 
Nation,  sondern  allen  Kulturvölkern  zu  gute  käme. 

>)  Von  groBer  praktiidier  Bedeatiuig  fOr  die  BestrebnngeD  nach  hiter- 
natiaiikfarechtlicher  PriTatrechtaeinheit  wftK  es,  wenn  Bich  bbwdlen  ehiA  Au- 

sprachc  w  e.  i  t  f  r  r  Juristenkreise  der  verschiedenen  Länder  —  etwa  nach 
dem  Vorbild  der  deutschen  Juristentage  —  ermöglichen  Ueße 

Wenn  man  zusieht,  welche  Arbeit  etwa  seit  den  letzten  Mi  Jahren  auf 
dem  QeUete  des  Internationalen  PriTatrechtB  i^eiatet  worden  ist,  und  wie 
—  wenn  aaeb  alhnttUidt  ~  das  Intwesse  fflr  vauitn  Dissiplin  immer  mdir 
annimmt^  so  wird  man  holen  k5nne&,  dafi  diese  Entwickelung  aneli  nnaerm 
Problem  zu  gute  kommen  wird.  Allerdings  gilt  auch  für  unser  Problem 
3fci7ij»  Wort :  „Alks  Neuf*  muß  rbon  nnch  bei  den  Juristen  erkämpft  werden, 
das  meiete  Nene  ist  vielen  erst  gut,  wenn  es  alt  ist."   Ztscb.  IX  ü  Anm.  IH. 


ZcJtMbrfIt  f.  btera.  Frivst»  n.  Öffeatl.  BeOht.  ZVl.  9 
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Doiitscilland. 

Art.  30  EG    BOB.      7!0rMc»e  WiOkarscheidung.  Nicht- 
anerkennung  in  Deutschland. 

OLG  MUnchtn  24.  3.  OS  (TT  No.  866/04). 

Doicli  da»  vorbeMidmete  Urteil  iit  die  Berofang  gegen  dM  Ztaeh. 
XIV  58511.  nitgeteUte  üitdl  iiurttekgewieaeii. 

Aus  den  Gründen: 
I.  Was  zunächst  die  streitigen  Tatsac  lu  n  betrifft,  su  ist  das 
(lericht  schon  jetzt  der  Überzpugnng,  daß  die  Behauptttng  des  Beklagten,  er 
sei,  als  er  im  Jahre  IKSH  Aufenthalt  in  Konstantinopcl  ^enonuuen  huW. 
während  (»eines  durtigen  Aufenthalts  zum  Islaui  übergetreten  und  habe  auch 
die  ottomMiiflehe  StMtiangehörigkcit  enrorlmi,  mAr  ist  (§  886  ZPO).  1U6- 
gebend  fflr  diese  Übstieiigaiig  sind  folgende  Bnrlgnngen:  Die  Kllgeiin 
bestreitet  selbst  nicht,  daß  sich  der  Beklagte  im  Jahte  1886  nach  Konstnn» 
tinupel  lu'i^ab  und  dort  bis  in  das  Jahr  1887  hierin  verblieb.  In  ihrem  an- 
erkannten Briefe  votii  7  11  SO.  fferichtet  an  Z^.  A.,  Konstantinopcl,  postlagernd, 
stellt  sie  die  Frage,  ul)  suh  der  Beklagte  an  den  Scheich-iil-Islani  gewendet 
habe.  Dies  macht  die  Beliauptung  des  Beklagten,  er  sei  zum  Islam  Uber- 
getreten, von  vornlierein  wnhrsclieinlich ;  denn  da,  wie  «is  dem  Briefe  ersiditlicli, 
die  Aamfong  des  Scheidi-llI-IsUm  dareh  den  nnnmebrigra  Beiclagt«!  dsninls 
Gegenstand  der  Erwägung  unter  den  Streitteilen  war.  liegt  die  Vermutung 
nahe,  daß  sich  der  Beklagte  tatsiic!ili(  Ii  auch  mit  dem  weiteren  Gedanken 
trug,  durch  seinen  (übertritt  zum  Islain  eine  soidu'  Anrufung  des  Scheich-ül- 
Jslam,  der  bekanntlich  iu  der  Türkei  da.H  geistlichi  Oberhaupt  der  Mohamedaner 
ist,  möglichst  wirksam  zu  machen.  Dazu  kommt,  daß  die  Klägerin  das 
Nntionaiitfttsnerfikat  vom  8.  3.  04  anerliannt  liat.  In  dieser  Urkunde  wird 
unter  Hinweis  an!  eine  frttliere  bunatriknlation  best&tigt,  nidit  nur,  daff 
0.  a.  R.  Bcy  in  München  (d.  i.  der  Beklagte)  dem  Islam  angehört,  sondeni 
des  weitem  auch,  daü  er  die  ottomanische  Staatsangehiiiigkeit  besitzt.  Da 
überdies  die  Klägerin  auch  nicht  bestritten  hat.  daü  die  gemeinsamen  Söhne 
der  Streitteile  unter  der  Annaluue  der  Ottomaniscben  Staateangehiirigkeit 
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nielit  snM  deataehen  MilitSfdifliMt  heraogeiogeD  wurden,  eracbtet  das  Gerieht 

die  Behauptung  des  Belcla^«n,  er  sei  mr  oHettbeMiclHieten  Zeit  in  KonstMi- 
tinnjM»!  zum  Islam  übergetreten  und  hab4^  zur  selben  Zeit  die  Ottomanische 
Maatsangehürigkeit  erworben,  für  derart  untc*rät(itzt,  dab  es  kein  Bedenken 
trägt,  diese  Tatsachen  als  wahr  anzuDebmen.  Da£  der  Beklagte  in  diesen 
heuieii  Riditiuigen  eine  beliebige  Person  unter  adnem  Namen  vorgeschoben 
halle,  ist  dlne  leere,  dnieb  keine  talsielilicbe  Anhaltapunkte  onteratfitate  Yer^ 
natmig  der  KUgeris. 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafi  die  Tatsachen  des  Übertritts  lum  blan 
und  des  Erwerbs  der  ottomanischen  Staatsangehörigkeit  auch  eine  pjewisse 
Wahrscheinlichkeit  für  die  Richtigkeit  des  wtüteren  Vorbringens  des  Beklagten 
begründen,  daü  er  in  der  Tat  den  ächeich-üI-Jsiani  angerufen  und  auf  Grund 
4les  erhatteuMi  Fetwa  seiner  Frau  den  Selieldutgslwief  erteilt  habe.  Bin 
Bends  ist  jedodi  in  diesen  Riehtongen  noch  nicht  «bracht,  nnd  es  ist  auch 
eine  weitere  Beweisffihrang  als  ttberflOssig  sa  erachten,  da  der  BeU^^  selbst 
bei  Toller  Wahrheit  dieser  Tatsachen  der  Klage  nicht  mit  Befolg  begegnen 
könnte. 

Die  sich  in  rechtlicher  Hinsicht  zunächst  aufdrängende  Frage,  ub 
für  die  Entscheidung  §  82tj  ZPO  herangezogen  werden  kann,  ist  zu  ver- 
neinen, da  selbst  bei  der  Annabme  der  Bditheit  des  Fetwa  kein  Urteil  eines 
anslindlsehen  Gericbts  Torli«gen  würde.  Im  Sinne  des  g  3S6  ZPO  genügt 
allerdings  auch  ein  Mandat  (Bescheid  etc.),  wenn  es  durch  Fristablanf  den 
Charakter  eines  recbtskiäftigen  Urteils  erlangt  hat  iQaupp-Stein,  ZPO 
Anm.  II  zu  ^  Allein  das  Fetwa  stellt,  selbst  wenn  man  bei  dem  Zu- 

sammenfallen des  geistlichen  nnd  weltlichen  Rechts  im  Islam  einen  Spruch 
des  geistlichen  Oberhauptes  als  Kundgebung  eines  Gerichts  betrachten  wollte, 
keinesfalls  ein  üiteil  d.  i.  eine  einen  Bechtsstreit  auf  Qnud  eines  protessn- 
aliadien  Vsrfalirens  endgültig  erledigende  Bntschddnng  dar,  eine  solcbe  aber 
wäre  an  fordern  (Gaupp-Ste/H  a.  a.  ().).  Der  Beklagte  selbst  mißt  dem 
Fetwa  keine  andere  Bedeutung  bei,  als  daß  hierdurch  seine  Frage  nach  der 
Zulassigkeit  ilt  r  Srlioidn?)^^  vom  Scheich-öI-Islam  im  bejahenden  Sinne  beant- 
wofttt  Worden  sei.  Der  Spruch  ist  also  nur  rechtsgntuchtlicht-r  Natiir  Er 
erltfdigte  keinen  Rechtsstreit,  gab  vielmehr,  wenn  auch  in  uuturutiver  Weise, 
lediglidi  AnfKhlatt  über  eine  Beektafrage,  wobri  es  dem  Beklagten  überlassen 
blieb,  nach  eigenem  Gatdünken  selbst  die  äcbeidnng  ansansprechen  oder  dies 
ZQ  unterlassen.  Die  Heranziehung  des  82H  ZPO  bleibt  hiemach  von  Tom- 
herein  ausgeschlossen  und  es  kann  hiichst^ns  die  in  anderem  Zusammenhan i^e 
zu  erörternde  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  dnrch  die  Erwähnung  des  Art.  17 
EH  t  BGB  in  der  ProzeÜvorsihrift  des  §  .H28  diesem  Art.  17  eine  Sonder- 
stellung iu  Ansehung  des  zeitlichen  Geltungsbereiches  eingeräumt  werden  wollt«*. 

Dft  keine  Staatsvertrilge  bestehen,  ans  denen  die  Omndlage  für  .die 
Uer  sntceSende  Bntscbeidnng,  «ei  es  anch  nnr  In  Hinsicht  auf  die  anmwendende 
Horn,  sn  entnebmen  wäre  —  es  ist  hierher  insbesondere  das  internationale 
Abkommon  über  den  Odtangsbereicb  der  Gesctae  anf  dem  Gobiete  der  Ebb- 
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Scheidung  vom  12.  6.  ()2  (KCilil  li>i)4  6.  231 1  uhnt  Belang  —  ist  vorerst  da* 
anzuwendende  Recht  nach  den  allgemeinen  aas  dem  £G  z.  BGB  herzuleitenden 
QTundsftUen  flb«'  djM  YerUUtnis  der  seitUchen  nnd  dfUidieii  KoUisbnsnonnen 
sn  finden,  wobei  —  ygl.  Eabicki,  Die  Eimwirkimg  des  BGB  auf  wuwr 
etttstiindenc  Recht sverhäiiniBM  III.  Attfl.  S.  39ff.  —  sQTor  die  zeitUdie 
Kollision  zu  lösen  ist. 

1.  Dem  Erstrichter  ist  dariu  ütiasutrettn,  dali  er  die  älteren  Gt  st-tzc 
al»  muUgebcnd  erachtet.  Es  handelt  sich  nicht  um  eine  erst  vurzonehmcude 
Scheidung,  aondern  lediglich  um  eine  Bntscheidnng  Uber  den  Piljiidisialpiuikt» 
ob  beb*nptete,  in  die  Zeit  vor  dem  1.  1.  ÜO  fftUtiide  StAeUoagMüct  die 
Auflösung  der  Ehe  bewirkt  hat.  Der  auf  dem  Gebiete  der  Ehescheidung  far 
die  Anwendung  des  neuen  Rethtt  «!  v(>rt'esrhrit>h»'n«'  Art.  201  EG  z  R(IB  bezieht 
sich  nach  seinem  klaren  Wortlaut  nur  auf  die  nach  dem  1.  l.iJO  erfolgenden 
Scheidungen  (s.  auch  Jurist.  Wochenschrift  lUOl  S.  242;  Planck,  Anm. 
8  b  sa  Art.  801),  Hiermit  ist  auch  die  Anwendbarkeit  des  Art  17  EG  s.  BGB 
aosgeschlosem. 

Art.  17  ist  gleich  den  übrigen  das  internationale  Privatrecht  betreffenden 
N<>rnu>n  dcH  EG  hinsichtlich  des  Art.  30  s  unt«n  —  sachlich  ein  Teil  des 
mit  (kui  1.  1.  ihi  in  Kraft  getretenen  neuen  materiellen  Rechts  und  kann 
nur  zur  Anwendung  kommen,  wenn  das  Rechtsverhältnis  diesem  neuen  Rechte 
untersteht  (.Planck,  £G  8.  848  Anm.  &,  Vorbem.  zum  IV.  Abeohnitt). 

Die  obra  angedeutete  l^rage,  ob  durch  die  Brwihnnng  de«  Art.  17  in 
§  328  ZPO  dem  Art.  17  eine  Sonderstellung  in  Aneebnug  des  zeitlichen 
Geltungsbereiches  eingeräumt  werden  wollte,  ist  zu  viTneinon.  Ans  H28 
ZPO  läßt  sich  nicht  der  Satz  ableiten,  daß  bei  jedtr  auch  vor  dem  1.  l.OO 
vollzogenen  ausländischen  Scheidung  die  Übereinstimmung  mit  dem  Rccht«- 
gedanken  des  Art.  17  Brfordemis  der  Anerkennnng  wftrej  §  388  eetst  Tiel' 
mehr  die  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  bemessende  seitliche  Anwendbarkeit 
des  Art.  17  voraus,  verleiht  diesem  Artikel  also  nicht  rückwirkende  Kraft. 
Am  h  aus  der  iiiii»  n  n  Bedeutung  des  Art.  17  läßt  sich  nicht  entnehmen,  daß 
dti  lifäcugtbtjr  (Ul  2\urmen  des  Art.  17  mit  rückwirkender  Kraft  ausstatten 
wollte  ;vgl.  Jurist.  Wochenschrift  1902  S.  67j.  Dagegen  ist  dem  Erstrichter 
beianstimnMn,  wenn  er  in  Art.  90  EG  s.  BGB  swingendes  Recht  erbllekt, 
das  sur  Anwwidnng  kommen  mttsse,  soweit  nidit  sdton  den  Klteren  KolMeat- 
normen  gleiche  Grundsätze  zu  entnehmen  seien.  Zutreffend  hat  der  Erstrichter 
femer  ausgeführt.  dnB  auch  schon  nach  den  älteren  Kollisionsgrundsät/en 
die  Wahrung  der  linbeimischen  Grundnormen  des  öffentlichen  Hechts  oder 
der  Sittlichkeit  von  entscheidender  Bedeutung  war,  und  es  ist  dieser  Aus- 
führung lediglich  hinsumfOgsn,  daß  die  ilteren  KoUisionsnormen  mit  Alt  80 
EG  s.  BGB  andi  schon  insofeme  Ubereinstimmten,  als  sie  (ebenso  wie  dies 
in  Art.  .30  EG  z.  BGB  vorgeschrieben  ist  i  den  Ausschluß  der  Anwendung 
eines  ausländischen  Gr.setzfs  nicht  si  hon  wegen  des  materiell  un.sitt- 
lichen  Inhaltes,  sondern  nur  eintreten  ließen,  W( du  nach  Geist  und  Zweck 
der  Rechtsnormen  des  Inlandes  die  Anwendnug  des  betreffenden  aus- 
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läadisrhpT)  Reditrs  zu  fimni  Ergebnisse  führen  würde,  welches  den  absolut 
gebietenden  uder  verbitteudcu  Normen  des  inliindiisoben  Itechts  widerspricht. 
In  diesem  Sinne  hat  das  Reichsgericht  in  seinem  Urteil  vom  7.  10.  eut- 
entocbieden  (XII  311).  Dm  leidisgerichtliclie  Urteil  weist  sugiddi  unter 
Angiabe  Ton  Belegstellen  nAch,  daft  der  angefahrte  Qmndsat«  srhon  damals 
in  der  deutschen  Rechtsprechung  anerkannt  war. 

2  Die  Entsrhcidiniß  rier  ürtlichon  Konision  führt  zu  der  An- 
nahme, daü  die  behauptete  Scheidung  an  sich  nach  dem  Rechte  des  Ortes, 
wo  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Vornahme  des  behaupteten  Scheidungsaktes 
seinen  Wohnsitz  hatte,  zn  beurteilen  ist.  Es  ist  hierbei  im  Auge  an  behalten, 
daA  es  sich  Torliegendenfalls,  wie  bereits  orwfthnt,  lediglich  um  die  Bnt- 
aeheidung  eines  MjudisialiHnlrtes-  handelt  und  nicht  erst  eine  Sehddung 
ausgesprochen  werden  soll.  Deshalb  ist  auch  fQr  eine  strikte  Durchführung 
des  früher  nahezu  iinbcstrittenon  Ornii*isat/.es,  daU  der  Ehe8ch»4(ltinLrsn''btf'r 
«las  in  seinem  Bezirke  geltende  Recht  anzuwenden  habe,  nirht  Raiiin  in  di  in 
iSiniie.  daü  auch  in  dem  vorliegendeo,  eine  Ehescheidung  garnicht  bezweckenden 
Rechtsstreite  das  hrflhere  Be(At  des  Frozeßgertchtes  anzuwenden  wäre. 

Die  Scheidung  soll  sich  nicht  durch  ^e  gerichtliche  Entsdwldung, 
Sonden  an  Stelle  dner  solchen  dnrch  einen  Prtratakt  vollzogen  haben.  Ss 
entspricht  den  Uter^  Kollisionsnonnen,  in  einem  solchen  Pallr  das  Domizil* 
rerht  des  Ehemannes  entscheiden  zu  lassen  (vgl.  fiöhm.  Die  räumliche 
Herrschaft  der  Hechtsnnrvien  S.  44V  Der  Wohnsitz  des  Reklagten  aber 
war  Konstantinopel.  Hieran  kann  umsuweniger  gezweifelt  werden,  als  sich 
der  Beklagte  von  seiner  in  Berlin  lurttckgobliebenen  Familie  vidlstlndig  und, 
wie  der  wdtefe  Verlaul  aelgt,  dauernd  getrennt  hatte,  sein  Aufenthalt  in 
Kottstantinopel  kdneswegs  nur  Ton  geringfflgiger  Dauer  war  und  zudem 
während  seines  Aufenthalts  dortselbst  Ifandlnngen  vorgenommen  wurden 
i'hertritt  zum  Islam  und  Erwerb  der  ottomanischen  Staatsan<jrhnrifjkciti, 
wtlche  zu  der  Annahme  einer  \\  uhnsitzbegründunK  in  K«>nstantiiiuj)el  liräiiiren. 
In  dieser  Richtung  hat  denn  auch  die  Klägerin  einen  Einwand  nicht  erhüben. 

Bs  soll  sofort  in  diesem  Znsammenhange  erwfthnt  werden,  da0  es  eina 
Untersuchung  der  Frage,  ob  der  Beklagte  etwa  in  fraudem  legi*  gehandelt 
hat  nnd  oh  eine  Naturalisation  im  frimdem  legi»  Oberhaupt  logisch  denkbar 
izt  {yg\  KuHlenbeck ,  EG  z.  BGB  Anm.  3  zu  Art  17i.  nicht  bedarf,  da 
gezeigt  werden  wird,  daÖ  auch  unter  der  Annahme  eines  vollhcnrhtlirhen 
Wohnsitz-  und  Stikatsangehörigkeitwectiäels  der  Beklagte  der  Klage  nicht 
wirksam  begegnen  kann. 

Da  das  damalige  Dinniaürecht  des  Kl&gers  mit  seinem  Heimatrecht  au> 
sammenfallty  so  ist  das  Ergebnis  das  gleiche,  wie  wenn  nach  den  nenrecht< 
liehen  Kollisionsnormen  zn  entscheiden  wttre. 

3.  An  sieh  iiilt  hiernach  für  den  hier  zu  rntschcidemlen  Priljudizialpunkt 
das  anslim  ü  rfi.  t  i.  das  türkische  Recht.  Daß  nach  diesem  »ler  vom  Be- 
klagten lHhau|iret<'  Kliescheidungsmodus  als  zulässig  anerkannt  ist,  muU 
zugegeben  werden  «vgl.  Neu  nm  nu ,  Internationales  Pri  rat  recht  ij.  118), 
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Ad  sich  hätte  demnach  --  und  es  würdi-  dii  s  abgesehen  von  der  AnwendoBg 
der  Vorbehnltsklausel  des  Art.  'M)  Eü  z.  BGB  iiuch  im  Falle  der  Entschoidang 
nach  den  neuen  Kollisionsnormen  zutreffen  v^l  Planck.  E(i  z.  B(iB  Ann\.  8 
au  Art.  17;  —  eine  sich  nach  diesem  Modus  vulkiehende  türkische  Öcheidung 
mhA  im  Qe1ii«te  Um  DtntMlieii  Raicbs  Geltung  zu  beaiupracben. 

ADein  «e  muß  dem  Bntoichter  beig^fliehtet  weid«n,  wenn  er  &m  (Bacfa^ 
lieh  mit  Art  30  EG  z.  BGB  Übereinttiiiimeiideil)  Vorbehalt  zugunsten  d» 
Wahrung  inländischer  Grundnorraen  znr  Anwcndnnp  gebracht  und  der  be- 
haupteten ausländischen  Ehescheidung  die  Anerkennung  versagt  hat. 

Das  angefochtene  Urteil  geht  davon  aus,  es  streite  hier,  auch  weua  das 
fanae  Vorbiingen  dee  Bcktegtea  xiebiig  sei,  ein  idewitieehw  Osnna  nni 
eine  ehrietliche  Oemanin  ver  einem  dentiehen  Geridite  derttber,  ob  im  Gebiete 
des  Deutschen  Reiches  die  Christin  sich  gefallen  lassen  mttsse,  daß  ibte  vr* 
sprUngHch  vor  dem  lutherischen  Pastor  mit  dem  abendländischen  Tnonopami- 
schen.  der  ehelichen  Willkürscheidung  entrückten  Inhalte  geschlossenen  Ehe 
durch  den  einseitigen  Übertritt  des  Mannes  zum  islam  derart  in  ilirem  Kecbts- 
inbnlte  verftodert  werden  lioimte,  daft  die  Fran  dadondi  nunmebr  der  Wülkllr- 
Mbiddnng  dea  Ebemanaea  nnd  dewan  Reelit  inr  Vidweiberei  pzeiigegeben 
ael,  und  verneint  dies  anf  das  entschiedenste. 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  dieser  Satz  in  solcher  Allgemeinheit 
richtig  ist  und  ob  die  darin  hcrvorgebobeneii  Einzelmomente.  so  namentlich 
die  Zugehörigkeit  der  Ehefrau  zur  christlichen  Heligion  und  der  Umstand, 
daB  der  EbetiAIießangsort  einem  die  Willküitdiddnim  TerwarfondeB  Reebta> 
gebiete  angebOrte,  dann  erlorderlicb,  oder,  aei  es  für  iieb,  ael  ee  in  iltrer 
Verbindung,  dazu  geeignet  sind,  daß  der  Vorbehalt  in  WirkBaadEeit  trete. 
Anrh  ohne  alle  Rilrksicht  auf  diese  Mommri;  sind  die  Voranssetzungen  fflT 
die  Anwendung  des  Vorbehaltes  gegeben,  wie  aus  folgendem  erhellt ; 

a)  Die  Ehescheidung  durch  Öcheidongsbrief  ist,  gleichviel  ob  der  andere 
Bheteil  einvmtanden  war  odw  nicbt,  eine  FriTatdiqNNrition  oikI  ea  Icaaa  eine 
solche  nach  deatecher  Ghrondanaehaatuig  vermöge  des  ethischen  Giavakten 
der  Ebe  scblechterdings  nicht  stattfinden.  Jede  Privatscheidung  ist  deshalb 
und  zwar  wegen  der  in  ihrer  Form  hervortretenden  Willkür  im  Sinne  deut.scber 
Grnndanschauungen  verwerflich,  nicht  blos  die  einseitige  VV'illkürscheidung. 
Dicjfer  Gedanke  tritt  in  der  Bestimmung  des  §  1564  BGH  hervor,  wonach 
die  Sebeidong  nur  dnreb  UrteU  erfolgen  kann.  Einer  ihniifibiwi  AiMwbannwg 
entsprangen  ancb  die  S§  d6,  76  des  Rebshageaelaea  flbw  die  Bearlnuidnag  dea 
Personenstandes  etc.  am  fi.  2.  75  (vgl.  hierher  Motive  zu  dem  Entwürfe 
des  BGB  h.  IV  S  581'  D-r  Fni-fanrl,  daß  bis  zum  1.  l.  üO  in  einzelnen 
deutschen  Kechtsgebieten  Scheidung  auf  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  der 
Ehegatten  möglich  war,  und  daü  in  solchen  fällen  allerdings  nach  auden 
bin  die  WiUlrtr  der  Ehegatten  als  Onind  der  Schddnng  benrorCrat^  indert 
daran,  daB  die  PTtvatdispositiMi  Uber  den  Bestand  der  Ebe  ancb  scbon  Mber 
als  nnsitttich  nn/ust  hen  war.  omsoweniger  etwas,  als  die  Scheidung  auf  Grund 
gegenseitiger  Einwilligung  an  derartige  Kantden  gefcnOpft  war,  daft  schon 


Digiti^cü  by  Google 


fiechtsprechnng :  DeutKliUiid. 


39 


aas  der  B<»fol|ining  dieser  Vurst  hrilt^  n  in  der  ÜGgcl  der  Schluß  gezogen  werden 
kuDDte.  dftU  die  Ehe  innerlich  gebrochen  war  (vgl.  Motioe  a.  a.  0.  S.  567). 
Das  Monent  der  Willkttr  trat  abo  mMntUcb  miftclc.  Dasn  kommt,  d«6  die 
Bbeiehddangaraehte,  welelie  im  Bcslrke  des  ProceBgerielitee  «unweiMtai  waren, 

eine  Privatscheidung  nicht  kwiiten.  Bs  gilt  dies  sowdil  vum  bayrischen 
Landrecht  als  auch  vun  dem  f^emcinen  protestantischen  Eherecht,  desgleichen 
auch  von  dem  jüdischen  Eherechte,  das  der  Erstrichter  vergleichsweise  heran- 
gezogen hat.  Mag  man  aber  hinsichtlich  der  ünsittlichkeit  einer  Eheauflösung 
durch  Scheidungsbrief  gleichwohl  noch  zweifeln,  zum  mindesten  war  und  ist 
gmiidlose  Scheidmig  ele  etwM  nmitllidies  so  erachten  (vgl.  Ziieimann, 
bUemoHimaUs  Ptiwireeki  1  342). 

b)  Vorliegendenfalls  handelt  es  sich  non  am  eine  reine  und  zwar  gniBd* 
loee  Willkür.schcidung.  An  der  Tatsache  einer  Willkürscheidung  ü?idert  vor 
allem  der  l'mstand  nichts,  dali  der  ßeklatrte  das  Ketwa  des  8cheich-ül-Islam 
erbult  haben  will,  da  desäen  öpruch  nur  rechUigutachtlicher  Natur  war  und 
der  Privatdisposition  vollen  Raum  lieü.  Das  behauptete  Einverstündnis 
dtt  Kllgerin  würde  swar  im  Falle  der  Wahrheit  des  Verhrii^^  des  Be- 
klagten, die  Annahme  einer  einseitigen  Willkllrscheidnng  ansschlieSen, 
nicht  aber  die  Annahme  einer  WllUcUrscheidung  auf  Grund  gegenseitiger 
Einwilligung:  es  würde  zudem,  wenn  die  Ehe  innerlich  nicht  zerrüttet  war. 
nur  ein  Beweis  dafür  sein,  daß  dnrch  reine,  wenn  auch  beiderseitige  Willkür, 
grundlos  über  den  Ehestand  disponiert  wurde.  Daß  eine  innere  Zerrüttung 
der  Kbe  nicht  vorlag,  geht  nun  mit  voller  Sicherheit  ans  der  eigenen  Be- 
haaptong  des  Beklagten  benror,  daß  die  Klägerin  ihm  noch  die  sftrtUchstea 
Bri^  geschrieben  habe  und  jahrelang  mit  ihm  and  seiner  aweiten  Gattin 
im  besten  Einvernehmen  gestanden  sei  Wenn,  wie  der  Erstrichter  henror- 
hebt.  im  franz-isischen  Texte  des  Ehescheidnngshriefes  eine  Art  Motivierung 
der  .Schi  idurnj;  mit  dem  Zurückbleiben  der  i^'rau  in  iierlin  versucht  ist,  indem 
dieses  Zurückbleiben  als  eine  Zuwiderhandlung  gegen  den  Willen  und  die 
Intoessen  des  lUnnes  hingestellt  wird,  so  kann  diese  Motivierung  zu  dem 
Schlosse,  dafi  iq^ead  ein  aneh  nnr  stiemt  die  Seheidnng  rechtfertigender 
Gmnd  bestanden  habe,  nmsowenlger  verwendet  werden,  als  ans  der  vom 
Beklagten  selbst  vorgelegten  deutschen  Übersetzung  des  F^wa  klar  hervor- 
geht, daß  die  Frage,  die  der  Beklagte  dem  .*^cheich-f^Mslam  vorgelegt  haben 
will,  auf  da»  in  dem  französischen  Text  angedeutete  Verschulden  Überhaupt 
nicht  gestützt  ist. 

Liegt  aber  nach  der  eigenen  Sachdarstellung  des  Beklagten  eine  reine 
and  noch  dasa  grandiose  WillkOrsdieidnng  vor,  so  kann  znnllchst  nicht  be- 
zweifelt werden,  dafi  der  anslindisehe  Rechtsaatx,  der  die  Rechtswirkung  der 
Eheauflösnng  gerade  an  diesen  Tatbestand  knüpft,  eben  dieses  Tatbestandes 
halber  unsittlich  ist.  was  allerdings  Ittr  sich  noch  nicht  den  AusschlnJi  der 
Anwendung  bedingt. 

c)  Die  Anwendung  des  uusitUidben  Recbtssatzes  ist  jedoch  um  deswillen 
autigescblosseD,  weil  aweifeUos  territoriale  Beaiehungen  mm  Gebiete  des 
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deutschen  Rechtes  (Ankiiüpfungsiuomente)  gegeben  sind,  vermöge  deren  der 
aaslttndiBdie  Rechtsaatz  nicht  angewendet  werden  kSnnte,  ebne  daß  eine 
Verletsung  leBtstehender  ethischer  OrandbegriSe  eintrete  und  so  g^en  die 

gnten  Sitttn  verstoßen  würde. 

Die  fraglichen  Beziehnnsrcn  liegen  darin: 

1.  daß  die  von  dt/in  behaupteten  Scheidun^isakt  lii.tniR( nc  Ehefrau 
zu  der  Zeit,  zu  welcher  die  vom  Beklagitin  behauptete  Rechts- 
wirkang  eingetretra  sein  soll,  sich  auf  dentschem  QeMete  befand, 

2.  da6  die  Handlung,  deren  Recbtswirlning  in  Frage  steht,  sich  teilweise 
anf  deatschom  Gebiete  vollzogen  haben  mußte,  da  der  Beklagte 
bphanptr  t.  daC  der  Scbeidnngsbrief  durch  die  Post  an  die  Beldagte 
in  iiei'iin  gelangt  avi. 

Zu  1.  In  erster  Richtung  ist  schon  der  Umstand,  dali  sich  die  I^lägeriu 
tatsllcblich  in  der  Sehntz-  nnd  Friedenssphtare  der  inländischen  Rechts- 
ordnnng  befand,  genügend.  Aach  als  Ausländerin  hätte  sie  Ansprach 
darauf,  daß  der  unsittliche  aasl&ndilche  Rechtssats  aaBor  Anordnung  bleibe. 
Es  bedarf  hii  rnnrh  kr  iTK  r  Prüfung  der  Frage,  ob  die  Klägerin  trotz  der 
Verheiratung  mit  «lern  staatlosen  Beklagten  die  sächsische  Staatsangehörigkeit 
behalten  hat  und  demnach  ununterbrochen  Deutsche  geblieben  ist.  Lctzt^ren- 
falls  wäre  die  xnr  Anwendung  des  Vorbehaltes  drikngrade  Baielmng  nur 
noch  verstärkt  und  die  Klägerin  um  so  mehr  gegen  die  Anwendung  des  un- 
sittlichen ausländischen  Rechtssatzes  geschützt. 

Zu  2.  In  dieser  Hinsicht  ist  lediglich  zu  erwähnen,  daß  sirh  die  in  der 
behaupteten  Erteilung  des  .Scheidungsbriefes  liegende  Kundgebung  des  Be- 
klagten als  eine  einheitliche  Handlung  desselben  darstellt  und  zwar  von  dem 
Moment  ab,  in  welchem  sein  WfllensentschluS  äußere  Gestalt  gewann,  bis  zu 
dem  Zeitpunkt,  in  welchem  die  BmpUng«rin  Kenntnis  von  seiner  Willens^ 
äußerUDg  erhielt  (vgl.  hierher  die  strafrechtlichr  .Judikatur  des  Reichs- 
gprichts  über  die  Frauc  des  B»  L'<'lnnitrs«)rfes  XTT  4"_^<'  XX  KV.)).  D;i  die  nn- 
bitlliche  Rechtswirkujig  deui  freaukn  au  sich  umügebeiideii  Recht*i  gemäß  erst 
eingetreten  sein  könnte,  nachdem  bereits  die  territorialen  Beziehungen  zum 
deatschen  Recht^biete  geschaffen  wuen,  ist  sie  Ton  vornherein  als  niemals 
gttltig  gewesen  su  bdiandeln.  Die  ansittliche  Scheidung  kann  hiernach  nicht 
anerkannt  werden  (vgl.  Neumann  a.  a.  0.,  Zitelmann  a.  a.  0.  S.  d&6 
nnd  -i')"") 

t.  a»  Wenn  der  Beklagte  die  Anschauung  vertritt,  daß  schon  wegen 
seiner  zweiten  Verehelichung  die  durch  Anwendung  des  ausländischen  Schei- 
dungsrechtes  eintretende  Rechtswirkung  nicht  unsittlich  sein  kQnne,  da  im 
Geg^teil  die  Nichtanwendung  zu  einem  im  Inlande  als  unsittlich  erachteten 
Ergebnisse,  nämlich  zu  einem  pol3'gamischcn  Verhältnisse  führen  müsse,  so 
ist  hier  zunächst  klar  tn  .stellen,  daß  der  Beklagte  atts  der  Tatsache  seiner 
weiteren  VerehelichuHg  iui;ht  etwa  einen  iirund  für  die  Auflösung  seiner 
ersten  Ehe  ableitet.  Eine  solche  Wirkung  der  Wiederverheiratung  könnte 
Torliegendenfalls  auch  weder  nach  dem  alten  noch  nach  dem  nenen  Rechte 
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BmrkaTiTir  werden  (s.  §  171  StGB,  vj?l.  auch  AG  z.  ZPO  und  KO  Art.  118lf., 
5}  Ki4s  U(iBi.  Er  will  ledifrHrh  dio  Annahme  hekfimpfon.  daß  die  Anwendung? 
des  aasländischen  Scheidniiirsn  rhtes  zu  einem  unsittlichen  Erjrfhnisse  führe, 
l'uäittlich  aber  ist.  wie  eben  dargelegt,  schon  die  Ebe&ufluHung  auf  Grund 
d«s  behaopteten  Scheidangrtatbestandes.  Dieoes  Brgebnia  darf  MtgeiielitB  der 
obigen  fteatUcbeii  Besi^nngen  des  Kalles  nicbt  eintreten.  'Es  tritt  ein,  wenn 
dem  aoslSodisdien  Sdieidunirsrechte  die  Anerkennung  gewährt,  es  tritt  nicht 
ein.  wenn  sie  versagt  wird.  Aus  der  Versagung  der  Anerkennung  folgt 
keinfswc'irs.  daü  es  nun  tatsllrhlich  zn  innera  polygamischen  WrhHltnis  kommen 
müss»'.  Uie  für  den  Bt  kluijtt  n  unter  Ijuständen  entstehenden  Schwierigkeiten 
können,  wie  auch  dan  angefochtene  Urteil  mit  Recht  anniuuul.  kein  Hindenm 
sein,  Ton  dem  ragonsten  inlftadischer  Grandnormen  bestebeuden  Yorbebalt 
tiebnncb  in  machen. 

b)  Irrig  femer  ist  die  Recbtsanscbauung  des  Beklagten,  daB  die  Niehtr 
anerkennung  einer  Privatscheidung  zwar  Inländern  gegenüber  ausgesprochen 
w*r(lrn  könne,  wie  dies  im  jüdischen  Ehesrheidungsrechte  d^r  Fall  sei.  daB 
alwr  Ausländern  gegenüber  die  Nichtani  rkrnniin^'  eines  solchen  ihrem  Hi  iniat- 
rechte  entsprechenden  Scheid ungsaktes  nicht  liatz  greife.  Ilieran  ist  soviel 
riditig,  daß  ebne  YoitondeiMeifl  einer  die  Anwendang  des  ofterwilbnten  Vor- 
bebaltes  recbtfertigendMi  Besiehung  die  inlftndiscbe  Reebtsbandbabnng  aller- 
ding«  nicht  veranlaßt  ist,  den  an  sich  unsittlichen  ausltndiscben  RechtssatK 
auszuschließen  Wenn  jedix  h.  wie  hier,  derartige  Beziehungen  zu  dem  deutschen 
Rechtsgebiete  vorliegen,  die  das  Ergebnis  im  Falle  der  Anwendung  des  aus- 
ländischen Rechtssatzes  nach  deutsciien  (TnmdlM'griffen  als  unsittlich  erscheinen 
la^n,  so  ist  es  eben  gerade  Zweck  und  Bedeutung  des  /.uguristen  der  in- 
liodisdieQ  Ornndnoimen  bestebenden  Vorbebaltes,  dafi  dnrcb  seine  Anwmdang 
das  nnsittlicbe  Ergebnis  vermieden  wird.  Wflrde  in  solcben  HUIch  der  Vor^ 
bebalt  nicht  angewendet,  die  Anwendung  des  unstttlicben  aasländischen  Ge- 
setzes nicht  ausgeschaltet,  so  würde  dies  eine  Bevorzugung  der  Ausländer 
^♦•denten.  welche  vom  fiesetzgeber  sicher  nicht  gewollt  war.  Eine  solche 
Bevorzugung  ist  nicht  nur  für  den  Fall  abzulehnen,  dali  vgl.  RGE  XII  811  — 
Ausländer,  welche  ihren  Wuhnsitz  im  Inland  genommen  haben,  ihr  ausländisches 
Becbt  ancb  solcben  Nonnen  des  inländischen  Rechtes  gegenüber  znr  Geltung 
bringen  wollen,  Ober  die  sieh  Inländer  ans  höheren  Orttnden  nioht  Idnweg- 
setzen  dürfen,  sondern  in  gleicher  Weise  anch  für  den  weiteren  Fall,  daß  ein 
im  Aaslande  verl)]ie])ener  .\iisländer  vermeint,  durch  Beiufunji  auf  .s(  in  aus- 
ländisches Recht  einer  im  lnl:indo  ?irh  aufhaltenden  und  damit  tatsiichltch 
auch  den  .Schutz  des  inländischen  Rechtes  genießenden  Person  sogar  den  durch 
absolut  gebietende  oder  verbietende  Inlandsuurmen  begründeten  Schutz  ent- 
liehen stt  können. 

c>  Verfehlt  ist  ancb  die  Rechtsansehannng  des  Beklagten,  daß  sich  das 

ei-strichterliche  Urteil  schon  am  deswillen  als  unrichtig  erweise,  weil  die 
Nichtanerkennung  des  Auslandsrrrht'j  na<  li  den  UrteilsgrUnden  nur  für  das 
Gebiet  des  Deutschen  Reichs  erfolgt  sei.  was  eine  durch  nichts  zu  recht- 
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fertigeiute  Rechtemiaidierhdt  mit  afcb  bringe.  Der  Vorbditli  aoll  nor  dentedie 
Interetten  sclitttseii,  er  wirkt  deshalb  in  seiner  Anwendung  «ach  nicht  «llge- 

meiii  and  ftberall,  so  daß  in  der  Tat  die  Nichtanerkennung  de«  Aiulandsrechtee 
nur  für  das  Gebiet  des  Deatechen  Aeidiee  wirksam  sein  kann  (vgl.  hierher 
£mttfch.  d.  KG  XXIX  96). 

d)  Wenn  der  Beklagte  ächiicUlich  die  Ausicht  vertritt.  d«Ul  der  Fall 
nicht  andere  beurteilen  ad,  als  wenn  die  KUgeiin  wegen  irgend  eines 
ehewidrlgen  Verhaltens  des  Beklagten  diesen  dnreh  Anmfnng  türkischer 
Cirricbte  zur  Erteilung  des  Scbeidunis'ishricfc»  iiarh  seiner  Behaaptong  ist 
dies  die  in  dfr  TUrkei  stets  einzuhaltende  Schei(iun>i.sfurm  —  jfezwunfjen  hätte, 
so  bedarf  es  eines  näheren  Eingehens  auf  den  dHf  htt  n  Fall  um  so  wenijjtr. 
als  der  Beklagt«  in  offensichtlichem  Gegensätze  lucrzu  im  l'rozesse  eine  reine 
and  grundlose  Willkfirseheidong  geltend  gemacht  hat. 

Aua  allen  diesen  OrBnden  erweist  sidi  die  Berufung,  ohne  da6  es  nodi 
auf  eine  BeweisUhrung  ansukommen  bitte,  als  nnbegrflndet 

§  886  ZPO.      ht  RimameH  ist  die  Gegenseitig^  niM 

verbargt. 

LQ  Karl$ruk0  W.  7.  06*) 

Im  HinbUek  auf  die  in  der  Theorie  strittige  Frage,  ob  im  Königreich 
Buminim  die  im  Deateohen  Belebe  ergangenen  rechtskräftigen  Ürteile  tber 

vermögensrechtliche  Ansprüche  vollstreckt  werden,  d.  h  ob  Rumänien  tre<r<»n- 
Uber  die  Gegensettit'kdt  im  Sinne  der  §?;  722,  728  Abs.  2,  iSatz  2,  .i2h  Zifi  5 
der  ZPO  verbürgt  ist  [vgl.  einerseits  bejahend:  Gaupp-Siein,  b.  und 
7.  Aufl.,  g  386  Vn  D  und  die  daeelbit  I  768,  Anm.  81  aageMkrten  Autoten» 
insbeiondefe  Maae  KUin  in  Biihm'a  ZUek.  VU  (1897)  17  ff.,  Klein, 
daselbst  VII  325  und  IX  287.  Peierttgn,  Remelr  und  Anger  5.  Aufl. 
1904,  I  675,  Anm.  H;  andererseits  verneinend  R  c  i  t  h  s  k  a  n  « le  ramt 
vom  19.  !.  7H  in  RZBl  lH7t)  8.  4Ü.  Flaiach  ie  n  bei  Lt'ske  und  I^nce»- 
feld  11  1897  1(>3,  Urteil  des  Appellationagerichtshols  Galaiz  vom  Jahre  Iti!^, 
B9km'9  Ziaeh.  XI  3£7;  endlich  iweifelhaft:  Seufferi,  8.  AniL,  I 
lu  §  388,  7ej  lk81  und  Franeka,  in  MuatMa  ZUek.  XXVn  (19009  1491 
und  im  Hinblick  auf  den  Art*  874  der  rumänischen  ZPO.  dahin  laat^d: 

,Im  Aoelaiid  erlassene  gerichtliche  KntHcheidun^n  können  in  Ru> 
niänien  nur  in  der  gleichen  Weise  zur  \  olistreckung  gelangen,  wie  in 
dem  betreffenden  Staate  rumänische  Urteile  vollstreckt  werden  und  unter 
der  Vmussetsung,  daE  sie  durch  die  lustindigen  rumlnisdien  Biditer 
fOr  YoUstreokbar  erUiit  rind." 
konnte  sich  der  Gerichtshof  der  insbesondere  von  Klein  vertretenen  Ansicht, 
die  Gegenseitiglceit  sei  insolaage  ala  verbürgt  ansoselien,  als  nicht  die 

*)  Vgl.   Über  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  in  Rumänien 
Ztsch.  VII  17,  IX  237,  XI  386,  XII  487.  ~  Red. 
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Bcchtsprcchung  des  eintn  Landes  den  AbscUafi  eioes  Staatsvertrages 
oder  den  Aottaaacb  ton  RogierungaeftclinuigBn  fflr  die  Aanabme  der  Gegen- 
MttiglMit  aU  VonwMetmiig  erklirt  liabt»  vidit  auKlÜMtoi,  Miid«ra  hielt 

die  von  Fla  ischlen  nnd  aach  vom  Reichsgericht  (VI.  Zivilsenat  vom  7.4.88, 
Seuffert's  Archiv  XXXXIV  III)  vertretent  Ansicht  für  die  richtige,  daß 
dtrjenitfe,  welcher  ein  auslandisches  Urteil  im  Deutschen  Reich  vollstrecken 
la(»M:u  will,  den  2iachweis  erbringen  muti,  d&ii  die  Gegenseitigkeit  von  den 
Qeifelitaii  im  befenMten  MiItndiaeheB  StMtct  tof.ia<iWk(h  gehandbftbt 
«jid.  Bb  wurde  deahalb  eine  dahiagdMiide  Amkault  det  Aoswirtifeii  Amte 
in  BerUn  eingeholt  nnd  hat,  nachdem  diese  am  27.  6.  06  dahin  «tgiiig: 

,.Deatschland  steht  mit  Rumänien  wegen  der  gegen- 
seitigen Vollstreckung    gerichtlicher  Urteile   nicht  in 
einem   Vertragsverhältnis.     Nach    dem   Ergebnis  amt- 
licher Brmittelnugcn  ist  »nsnnebmea,  d»6  »af  die  Voll- 
«treoknng  deateober  Urteile  in  BninAnieB  Im  allgemeiaeD 
eicht  gerechnet  werden  kann.   Die  nach  §  328  der  ZPO 
für  die  Anerkennung  rnmänischer  Urteile  in  Dentsch- 
l;tnd    erforderliche    Gegenseitigkeit    wird    somit  nicht 
üiü  genügend  anzusehen  sein." 
die  enf  ZuliMigerkUnuig  der  Zweagiroltotieekong  «m  dem  gegen  den  Be- 
klagten vem  Qeiichtehofe  dee  Kieiaee  Aigee  in  Bnminien  erliaaenen  reobte- 
taiftigen  Urteil  eibebene  Klage  boitenlUlig  abgewiesen. 

fisterreicli.*) 

Eheschließung  einer  kathoUscheti  Österreicherin  mit  einem 
jüdischen  Ungarn  in  New  York.  WohnsiUs  in  New  York. 
N<ich  dem  Tode  des  Gatten  zweite  EJieschließung  der  Frau 
mit  einem  jüdisclien  Amerikaner  in  New  York.  Ijetzter  ge- 
meinsamer Wohnsitz  in  Wien.  Kompetenz  der  österr.  Ge- 
richte mr  Entscheidung  Ober  die  zweite  Ehe.  Gültigkeit 

beider  Ehen. 

Die  beiden  (Jnterinstanzen  (k.  k.  Laudesgericht  in  Wien  16.  8.  06  Cg  IV 
131/4  und  k.  k.  Obefiandeegetioht  in  Wien  19. 6. 06  Be  17  77/5)  erkllien  die 
ivdte  Bbe  IBr  niebtig. 

Urteil  der  I.  Instana. 

Tatbestand: 

Kl.  F.  hat  die  Untersnchung  der  Gültigkeit  ihrer  Ehe  mit  J.  Sp.  alias 
F.  beantragt,  eventuell  deren  Trennung  wegen  nachgefolgter  Bigamie  des  Ehe- 
gtttoi  begehrt  Im  Torbereltenden  Yinfaliren  wnrde  folgendes  festgestellt: 

*)  Mltgstettt  von  Dr.  Wilh.  Fappenkeim,  Hof-  and  Geriobteadvokat 
in  Wien. 
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Recbtepredrang. 


Luit  Trauuugbsclu'tncs  wurden  J.  M.  b\  und  Kl.  B.  am  10.  11.  9t»  zu  New 
York  von  dem  Aldemmn  J.  Sek-  getraut,  bezüglich  des  Mannes  wird  das 
Älter  mit  37  Jahren  und  als  Geburtsort  , Ungarn",  hmsichtlich  der  Frau 
dagegen  dM  Alter  mit  38  Jahren  and  alt  Oeborlnort  Wien  Mgefttbil. 

Xi.B.MKa  83.  7.  68  in  Wien  nie  elieliclie  Toditer  des  nach  Wien 
zuständigen  F.  P.  geboren  und  am  27. 7. 6S  daselbst  nach  römisch-katholischem 
Ritus  getauft  worden  Nrioh  ihrer  figenpn  Aiik;i^>»'  ist  wie  nie  aus  der  katho- 
li^rht  n  Kirche  uilor  aus  dem  hit rliimiischi  n  Staiitsvcrhand  ausgetreten  Das 
Kuuskriptionsamt  gibt  bekannt,  daü  ein  Anstritt  derselben  aus  dem  österr. 
Steatoverb&nde  nicht  angezeigt  wurde. 

Am  16. 1. 90  wnrde  J£7.  P.  vom  Aldemmn  des  I.  Distriktes  in  New  York 
C.  F.  mit  Solomon  B.  {vsuA.  Samuel  B.  genannt)  getränt,  weidier  als  ebelidier 
Sohn  des  L.  B.  und  dessen  (lattin  B.  K.  am  H.  ö.  60  in  PreOburg  geboren, 
mosaischen  Glaubens  und  nach  PrrSbnrg  SOStAndig  war.  Er  starb  dnrdi 
Selbstmord  zu  New  York  am  li^  4  !Mi 

Die  Erhebungen  ob  S.  B.  zur  Zeit  der  Trauung  oder  des  Todes  noch 
dem  mosaischen  Glauben  angehörte,  blieben  ohne  Erfolg,  weil  nach  Auskunft 
des  Itaterr.-nngar.  Generalkonsnlatea  sn  New  York  weder  liei  der  Trannng 
noch  hei  der  Aobmhme  ins  Spital  Jf  onnt  Sinai,  wo  B.  starb,  nm  die  BeUgion 
gefragt  wird :  allordings  \\vQ.i-  das  Generalkonsulat  keinen  Zweifel,  daß  B. 
beim  Ableben  Jude  war,  da  die  MelirzaJil  der  Patienten  jenes  Spitals  Jaden 
seien.  Die  amerikanisrhe  Staatsbürgerschaft  konnte  B.  zur  Zeit  der  Trauung 
mit  Kl.  P.  nicht  erwurbeu  haben,  weil  er  damals  erst  ein  Jahr,  also  noch 
nicht  die  vorg<^hriebcnen  ö  Jahre,  in  den  Vereinigten  Staaten  sich  anl- 
gehalten  hatte. 

Nach  Angabe  seines  Bmden  Jf.  B.  nnd  der  Kl.  P.  war  S.  B.  aneh  mr 

Zeit  seines  Todes  noch  mosaischer  Religion. 

M.  F.  hat  anfangs         zu  \ew  York  das  dortige  Bürgerrecht  erlangt. 

Mit  Urteil  des  Gerichtshofes  in  Ipulysa^  vom  31.  b.  (»H  Z  1RS2  wurde 
/.  J.  Sp.  alias  Dr.  J.  M  F.  des  Verbrechens  der  Bigamie,  begangen  durch 
Verehelichung  mit  ^4..  gtb.  K.  ungeachtet  des  Fortbestands  der  Bhe  mit 
XI.  F.  ftrw.  B.  geb.  i*.,  sowie  der  nnbefogten  Anmaftmg  des  Doktortitels 
schnidig  erkannt;  die  1^1.  Tafel  in  Budapest  hat  dieses  Urteil  hinsichtlidi 
der  Bigamie  vom  4.  11.  03  Z.  6.3:44  bestätigt;  die  fcgl.  Cozie  hat  am  86. 1.  Ol 
Z.  725  die  Nichtigkeitabcsrhwerde  abgewiesen. 

Nach  Inhalt  des  Ipuiysagcr  Urteils  ist  /.  (JA  Sp.  alias  Dr.  I.  M  F.  laut 
Geburtsmatrikel  am  28.  8.  57  als  ehelicher  Sohn  des  J.  J.  Sp,  und  dessen 
Gattin  K.  M.  zu  Varpalota  geboren,  Israelit  und  erhielt  den  Vornamen  /.  (J). 
Seine  am  11.  9.  70  mit  F,  in  Brian  geschlossene  Ehe  wurde  in  Fest  im 
Jahre  1878^  sdne  am  89.  9.  80  mit  B.  B.  m.  Budapest  eingegangene  Ehe 
ebendort  1884 getrennt.  Seine  Behauptungen,  daß  er  als  Kind  mit? — 8 Jahren 
nach  Amerika  aiisgewandert.  dort  von  einem  Oheim  St  F.  oder  Sp.  adoptiert 
wurden  sei,  weshalb  er  seither  den  Namen  F.  führe,  endlich,  daß  er  zur 
katholischen  Religion  übergetreten  sei.  werden  in  diesem  Urteile  als  el>enso 
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QBwahr  bezeichnet,  als  die  Angabe,  man  verwechsle  ihn  mit  einem  Consin. 
Es  wurde  n&mlirh  die  Identität  ihirch  Zeugen  Stiefmutter,  Vormund  und 
Andere)  fcstg«'«'»  !!»  nn'l  erM'iest  n,  daß  /.  Sp.  noch  in  den  Jahren  IKSR'?  sich 
BDter  falschen  I^omen  {Csuiöny  Jusmfj  in  Ungarn  aufhielt.  Dokumente 
liiMlektlich  dm  Ohmbenswecbnlt  vefmodite  er  ni^t  beUateingen.  Frtthesteni 
1889  kam  er  nach  Amerika,  beitatete  die  Th.  Sk.  und  nack  deren  1886  er- 
folgten Tode  am  16.  11.  %  die  Kl.  B.  geb.  In  diesem  Urteile  wird  weiter 
angeführt,  duü  /.  Sp.  nach  seiner  eigenen  Angabe  19U<)  oder  1901  nach 
Enrnpa  zurücicgekehrt  und  am  2H  11.  02  dtf  A  M.  geb.  K.  peheiratet  habe. 

er  sich  als  Dr.  J.  M.  F.,  niiii  -kath  .  ^Lborcii  am  28.  8.  57  zu  8t  Fran- 
zislco  and  als.  ehelicher  äohn  Ckm  weilaud  67.  M.  F.  und  der  M.  A.  ausgab. 
tarn  der  Untetattckniigakaffe  bat  er  an  Kl.  F.  einen  Brief  mit  der  Bitte  ge- 
eebrieben,  sie  möge  ibn  retten  nnd  aoeeagen,  daß  eie  in  ibm  nicht  gans 
gewiß  ihren  Gatten  erkenne. 

Laut  Zuschrift  des  kgl.  Gerichtshofes  Stuhlweifienbofg  wurde  die  filie 
des  J.  l.  Sp.  mit  A.  geb.  K.  für  ungültig  erklärt. 

T.  J.  Sp.  li:it,  am  28.  5.  i>4  ülwr  hg.  Requisition  btim  kgl.  Bczirks- 
Uerichte  äluhlweüknburg  vernommen,  angegeben,  er  iuibe  alle  Dokumente  in 
der  erwähnten  StrafMcbe  sowie  im  Ehenngültigkdtsverfabien  mit  A.  geb.  L. 
verlegt,  er  eei  weM  an  Yarpalota  geboren  aber  odion  mit  10—11  Jahren 
nach  St.  Franzisko  gdcommen,  dort  getauft  und  von  einem  seither  Terstorbenen 
Oheim  adoptiert  worden,  weslialb  er  statt  /.  J.  Sp.  sich  riF.*"  nenne 

Dokumente  über  den  Religionswechsel  und  die  Adoption  besitze  i  r  iiichl, 
er  habe  dir  Strafe  abgebüßt  aber  um  die  Wiederaufnahme  angeüucht.  Er 
habe  iiüt  Kl.  B.  keine  Ehe  geschlosüen,  dieselbe  bei  nur  U  Monate  seine  Wirt- 
ichafterin  geweaen. 

Die  Poliiei'Direktien  in  Wien  beetfttigt,  daß  Sp.-F,  mit  Kl.  F.  vom 
17.  11.  99  bis  19.  6.  1900  in  Wien  eine  gemeinsame  Wohnong  inne  hatte. 

E  n  t  scheid  ungsgr  ü  11  d  r  *  , 

Mit  Rücksicht  auf  d^n  letzten  gemeinsamen  \\  olmsii/  der  Ehegatten  in 
Wien  erscheint  die  hg.  Kompetenz  begründet.  Da  die  Ehe  im  Auslände 
zwischen  einem  amerikanischen  Staatsbürger  und  Kl.  P.-B.  geschlossen  wurde 
nnd  d»  Verteidiger  des  Ebebandes  die  Anachannng  vertritt,  daß  XI.  P.'-B. 
ongarisehe  StaatsangehArige  ist  nnd  deshalb  nicht  gebindert  war  als  Christin 
einen  NichtChristen  im  AuKlande  ra  bimraten,  war  vorant  die  Vorlage  der 
StaatsariL'eb'irigkeit  der  A7.  P  B.  7.\\  untersurhcn. 

KL  F..  welche  seit  ihrer  Geburt  dem  rüm.-kath  Glauben  angehört,  war 
zur  Zeit  ihrer  Kheschlieliung  am  lö.  1.  90  zu  New  York  mit  dem  ungarischen 
Staatsangehörigen  S.  B.^  welcher  sich  zur  mosaischen  Religion  bekannte,  nach 
Wien  zostlndig.  Da  sie  als  Österreicherin  gemiß  8§  4  nnd  87  a.  b.  OB  dem 
Sheverbote  der  ReligionsTerschiedenheit  des  §  64  cit.  auch  im  Auslände  unter- 
worfen war,  kann  diese,  wenn  auch  vielleicht  nach  ausländischem  Rechte 
gültige  Ehe.  für  den  Bereich  der  im  Reichsrate  vertret>  iieii  Königreiehe  und 
Länder  rechtliche  Wirkungen  nicht  nach  sich  zietien,  insbesonders  konnte 
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Reohtspreclnui;- 


Kl.  P.  dadurch  die  hicrländisclie  iätaatübürgtirsch&ft  niebt  verUeren  ood  ist 
dieselbe  nach  wie  vor  als  Inländerin  anzusehen. 

Der  BinwMul  4m  A/enwr  mairiiimnH  ab  ob  die  Bhe  iler  Kt.  P.  nit 
S.  B.  solange  als  aqfreelit  bosfedwiid  und  Entere  demnach  solange  als  un> 
garische  Staatsangehörige  angesehen  werden  müsse,  als  nicht  die  Ungültigkeit 
dieser  ersten  Ehe  in  cintin  »bErfsondcrton  \Vrf!thren  unter  Beiziehung  eines 
eigenen  Eheband  Verteidigers  rechtskräftig  ausgebprocben  sei,  ist  nicht  gerecht- 
fertigt, denn  nachdem  S.  bereits  1896  gestorben  ist,  könnte  die  Ofiltigkeit 
Jener  Ehe  nach  dem  Hofdekret  Tom  27. 6. 37  No.  206  JOS  mir  mr  Odtend- 
machong  priTatreolilliclMr  Aneprttche  oder  Aber  Antrag  einer  poimaelien  oder 
Strafbehörde  untersncht  werden ;  ob  dies  also  überhanpt  noch  möglich  ist. 
muß  dri hingestellt  Mi  ih  ri  fVT7,eit  ist  ein  diesbezügliches  Verfahren  nicht 
anhängig,  es  fehir  somit  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  (übrigens 
nicht  beantragte)  Unterbrechung  des  gegenwärtigen  Verfahrens.  Die  Frage 
der  StaatBangehOrigkdt  der  Et.  P.  mr  Zeit  der  BlngelHing  ihrer  Bhe  mit 
/.  J.  Sp.-F.  mufite  also  .In  diesem  Verfahren  nnahhingig  davon,  weldies 
Gericht  zur  Prüfung  der  ersten  Ehe  zuständig  wäre,  nnd  ohne  Beiziehnng 
eines  eigenen  defemtnr  ntntrimonii  geprüft  werden,  wril  rlipselho  piup  tat- 
sächliche Voraussetzung  für  die  Beurteilung  der  Gültigkeit  der  zweiten  Ehe 
bUdet  (vgl.  Jost-Hin.  ad  §  IBÜ  ZPO,  Naumann,  Komm.  b.  ZPO  8.  480, 
Klein,  VorUnmgen  S.  76ff.,  Neumann'Ktienreieh,  Jur.  BL  9/97). 

Kt.  P.^B.  mr  also  zur  Zeit  ihrer  Verehelicbung  (16. 11.  96}  mit  dorn 
amerikanischen  Staatsangehcirigen  israelitischer  Konfession  I.  J.  Sp.-F.  röm.- 
katboliscb  und  österr.  Stantsangehfirige.  Als  solche  konnte  sie.  wie  schon 
bezüglich  der  ersten  Ehe  mit  B.  betont  wurde,  angesichts  der  Bestimmungen 
der  4,  37  und  64  a.  b.  OB  mit  einem  Nicbtebristen  speziell  mit  einem 
Joden  anch  im  Auslände  eine  Kbe  nicht  reehtsrerUndUdi  angehen,  imofero 
dieselbe  Reefatswirlmngen  für  das  Geltungsgebiet  des  a.  b.  6B  hervomifen 
soll  bezw.  licrvormft,  so  n.  B.  die  Flage  der  StaatsangdiSrigkeitt  der  Wleder- 
verebelichung  etc  — 

Daß  J.  M.  F.  mit  /.  J.  Sp.  identisch  ist,  hat  derselbe  im  vorbereitenden 
Verfaliren  ausdrOdclich  zugegeben,  allerdings  beifügend,  dafi  er  als  Kind  nach 
AmerÜca  augewaadort»  snr  r9nL«katiiol.  Religion  ttlieigetieten  nnd  infolge 
Adoption  snr  Führung  des  Namens  F.  berechtigt  sei.  Dokamrate  MeifBr 
vermochte  er  weder  jetzt  noch  im  Laufe  der  Strafuntersuchung  wegen  Bigamie 
vor  dem  Gerichtshofe  Ipolys&g  beizubringen,  weshalb  dieser  die  Unwahrheit 
der  Angaben  über  den  Glaubenswechsel  und  die  Adoption  als  crM  iesen  an- 
nahm. Dieser  Anschauung  mußte  auch  dieser  Gerichtshof  um  so  mehr  bei- 
plUiditen,  «]s  ein  Beweis  für  den  Qlanbenswechsd  nnr  dnicb  Beihcingung  der 
betreifanden  Doknmente  mögUnli,  das  Gegenteil  aber  abedumpt  nieht  cnretsUcli 
ist.  Die  weitere  Angabc  des  /.  J.  Sp.-F..  Kl.  P.-B.  sei  nur  9  Monate  seine 
Wirtfrlmfterin  gewesen,  ihm  aber  niemals  angetraut  worden  findet  ihre 
Widerlegung  in  dem  oiHziellen  Trauscheine.  Angesichts  des  Umstandcs,  dafi 
Spitzer  damals  auch  erklärt,  er  habe  um  die  Wiederaufnahme  des  Strafver- 
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fahretis  angesucht,  erscheint  diese  aonderb&re  Behauptung  des  Sp.  einiger- 
mafleo  begreiflich. 

Bd  riobtiger  WMnUgong  der  Seohttlage  wllrie  «r  aUcrdiiigi  «n  der 
Übcfieogaiig  gdMgt  Min,  daB  die  bierlands  erfolgende  DngHItigkeitBerklimng 
ntaier  VSt»  mit  Kl.  P.-B.  ihm  fOr  die  Wiederaufnahme  des  Strafverfahrent 
phpr  von  Nutzen  sein  kann,  als  die  Ahlensrnting  foststehondtT  Tatsachen.  Im 
Hinblicke  aaf  die  Feststolluntren  in  dem  strafgericbtlichen  Urteile  über  die 
Identität  and  das  derzeitige  Religionsbekenntnis  des  /.  J.  Sp.-F,  hat  der 
Gttldrtahof  die  Ülierseogang  gewonnen,  daS  denelbe  gor  Zeit  der  ISwedilieflnng 
nut  JR.  P.-B.  meeaiielien  Glanl)ens  war. 

Diese  Ehe  müßte  somit  wegen  des  Ehehindenüflsei  der  Ho1i^i»nsvtr- 
schiedenheit  des  §  04  a.  b.  GB  für  nng;ültit'  erklärt  werden,  weil  Kl  P.  als 
Inländerin  rhristkatholisfbpn  Olaiibens  gemäU  Jj^?  4  nnd  'M  a.  b  Gß  einen 
Juden  anch  im  Auslände  nicht  eheiicbcn  dürft«.  Ob  die  Ehe  im  Auslande 
nach  dortigen  Qet^sen  gflltig  ist,  war  Ton  dieMm  Gerichte  idelK  sn  prilen 
nnd  erfolgte  deelmlb  die  BeidirinlRuig  des  Annpntohee  anf  das  hierlindische 
BtaatsgeMet. 

Abrr  selbst  wenn  man  der  Ansdiaiiung  dos  Yerteidif^ers  des  Ehehandes 
beipflichtrn  würde,  daß  die  Ehe  der  Kl.  P.  mangels  Avr  Vor-ui'^srtziini^en 
dea  Uoidekrets  vom  27.  6.  37  No.  208  J(rS  nicht  angefochten  werden  könnte, 
oder  doch,  solange  als  sie  nicht  dnrch  reebtslnräftiges  UrteO  ffir  ungültig 
eritlirt  worden  sei,  als  sn  Reclit  liestebend  angesdun  werden  müsse«  wflnle 
die  in  Frage  stehende  Ehe  mit  /.  J.  Sp.-F.  für  ungültig  zn  erkltien  sein. 
Kl  P-B  wäre  dann  allerdings  als  nni^arische  Staatsbürgerin  anzusehen  und 
d!»  V  n  ihr  mit  einem  Ausländer  im  Auslande  abgeschlossene  Ehe  wiire  nach 
ausiandiächem  Rechte  zu  beurteilen,  insofern  aber  eine  solche  Ehe  in  unserem 
Staate  Reebtswirkungen  nach  sieh  sieben  soll,  ist  die  Pküfang  allerdings 
▼or  fisterreiddsclwn  Qeriehten  nnd  «war  in  dw  Rlchtong  vonnnehmen,  ob 
diene  Bbe  nidit  mit  absolut«  n  Vorschriften  im  Widerspruche  steht.  So  sdir 
anch  in  rein  vermögensrechflichen  Fra{;en  die  Kulturländer  durch  Rechts- 
hilf evcrtrage  den  an  keine  Landesgrenzen  gebundenen  Handel  zu  ff5rdern 
bt-muht  »ind,  zeigt  sich  doch  in  anderen  z.  B.  familicurechtlichen  und  Status« 
fragen  selbst  in  den  neuesten  Gesetzen  die  peinlichste  Währung  der  eigenen 
Territorialbdieit  nnd  wird  der  Vollxng  derartiger  Bntschädnngen  des  Ans« 
laades  ebenso  abgelehnt,  wie  jene,  welche  aasdrttcklichcn  Verbotsgesetzen 
ruwiderlaufen.  8o  versagt  t$  81  EO  selbst  einem  ausländischen  Urteile  die 
Durchsetzung  im  lulande,  wenn  dadurch  ein  Recbtsverhiiltnis  zur  Anerkennung 
gelangen  soll,  welchem  die  inländischen  Gesetze  aus  Öffentlichen  oder  ethischen 
Rttcksicbten  die  Bcehtswtrksamksit  Tomsthalten.  Andemhlli  wfae  es  ein 
Leiefetes,  anf  den  Umw^  über  das  Andand  bierlaads  Terbotene  Reidits- 
gesch&ftc  zur  Dnrchsetsnng  zu  bringen.  Dieser  Grundsatz  fand  in  den  Eut- 
schmduntien  über  die  soß^en.  Siebenbürgerehen  praktischen  Ausdnjck  da  die 
Wirlcsamkeit  inländischer  Verbutsgesetze  nicht  davon  abhängig  gemacht 
werden  soll,  ob  Jemand  in  der  Lage  ist,  durch  materielle  Opfer  zum  Scheine 
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die  AQslindiwIae  StaatMOgehttrig Icdt  xa  erwerben,  um  auf  dieMm  Umwege 
sein  Ziel  sa  wreidieii.  Wie  2.  B.  die  Skaverei,  die  Vielweiberei  und  Priester» 

ehe  hierlands  verboten  ist,  su  ist  aus  ethischen  GrQnden  aach  die  Ehe  zwischen 
Christen  und  Nichti  hristen  nach  r.4  a.  b  GB  unt<;rsagt.  Eine  suk-lic  Ehe 
ist  unerlaubt  und  daiur  Ii  ^TS  a.  b.  GB  ungesetzli'^h  für  un.ser  Staats- 
gebiet, mag  dieselbe  auch  iui  Auslände  voUkouuuün  rechtsverbindlich  stin. 
Die  Ehe  awiechen  Kl.  P.-B.  und  Sp.-F.  encheint  somit  anch  dann  ungültig, 
wenn  ersten»  als  ungarische  Staatsangehörige  anzneehen  wbre. 

Mit  Rücksicht  auf  die  vun  Amts  wegen  aussnsprechende  (JngQltigkeit 
der  Ehe  orhcluiiit  das  Hvi  iitiialbr^'t  hren  um  Trennung  der  Bbe  als  gegen- 
»tandslos  and  wurde  deshalb  abgewiesen. 

Urteil  der  II.  In  »tanz. 

Durdi  die  BestKtignng  der  Polisddirektion  Wien  erscheint  festgestellt, 
da0  beide  Ehegatten  vom  17. 11.  99  bis  19.  0. 00  eine  gemeinsame  Woluittiig 
in  Wi  i  ti  i  t  n  und  daiS  die  Klägerin  seither  in  Wien  wohnte,  somit  von 
den  b'  idLii  Eliegatt^n  nach  dem  V.).  •'>.  W  keiti  anderer  gemLiuschaftlicher 
Wohnsii2  begründet  worden  ist.  Hieraus  ergibt  sich,  dali  die  ZustänJiirkt  it 
des  Landesgericbtes  Wien  zur  Entscheidung  nach  §  7t>  JN  gegeben  ist.  Hierbei 
erscheint  es  ganz  ohne  Belang,  ob  die  beiden  Ehegatten  Inllader  oder  Atw- 
Iftnder  sind,  weil  auch  im  letzteren  Falle  die  Bhe,  mindestens  besOglieh  der 
Namensfiihrung  der  Ehegattin.  Rechtsfolgen  im  Inlande  nach  sidi  sidit»  in 
dessen  (k'bit'tt'  eben  die  Klägerin  wohnhaft  ist. 

Für  die  Entscheidung  vorliegenden  EheungUltigkeitsprozesscä  erscheint 
es  ganz  gleichgültig,  ob  Kl.  h\  geb.  P.  zur  Zeit  ihrer  Eheschlicümig  mit 
/.  Sp.  ösieir.  Staatsbflrgorin  war,  daher  ist  es  anch  nidit  notwaidig,  die 
Gültigkeit  oder  Ungflltigkeit  der  frUheren  swischen  ihr  und  S,  B.  im  Jahre 
189Ö  in  New  York  abgeschlossoDen  Ehe  zur  Feststellung  dieser  ätaatsbUrger- 
scliaft  zu  untersuchen.  Denn  im  vorliegenden  Prozesse  handelt  es  sich  nicht 
um  die  i'rage  der  pt  rsoniichen  Fiiliigkeit  der  Ehegattin  zur  Einwilligung  in 
die  eheliche  Verbindung  mit  /.  Sp.,  also  nicht  um  eines  der  in  den  §§  48 
bis  64  a.  b.  OB  anfgeftthrten  ShddndmniiBse,  sondern  um  ^  Ehehindemis, 
welches  ans  dem  Grunde  des  Abganges  des  sittlichen  Vermögens  statuiert 
wurde  (Sl  61—68  a.  b.  GB),  nimlich  um  das  Ehehindemis  der  Beligiona- 
Terschiedenbcit. 

Das  Gesetz  legt  der  im  S  a.  b  GB  gedachten  Relif^ionsverschiedenheit 
eine  solche  Bedeutung  bei,  dab  es  aus  öffentlichrechtUchen,  aus  ethischen 
Efiekdditen  eine  Ehe  bei  dem  Vorhandensein  einor  solchen  verlrietetk 

Dieses  Vwbotsgesets  ist  nach  §  678  a.  b.  GB  eine  durdigraifende  Reehts- 
norm,  welches  von  den  österreichischen  Gerichten  anter  allen  Umständen 
anzuwenden  ist.  mag  das  bezttglichr  !^  '  htsgescbiift  im  Inlande  oder  Auslande, 
zwischen  Inländern  oder  Ausländern  abgeschlussen  worden  sein.  Was  von 
dem  (iesetz,  als  an  sich  den  oßentlichrechtlichen  Interessen  widersprechend, 
als  unättUdi  erUirt  und  ans  diesem  Grunde  verbotoi  wird,  ist  vom  Unpnuv 
aus  mit  dem  ICangd  der  hierli&diaehnn  staatlidien  Anerkennung  behaftet  und 
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ist  in  einem  solchen  Falle  die  Anerkennung  zu  versatfen.  wenn  komp- t^ntfir- 
maßeu  ein  bierländisches  (iericht  Uber  den  Bechtsbeätaud  zu  erkennen  ha.i. 

Aach  die  Seitimmung  des  §  a?  ».  b.  OB,  woDMk  Im  dXlgmibm  die 
im  Anslaade  AbgeschloBseneii  B«chtBgc8chiffce  naofa  den  GeMtsen  dee  Ovfees, 
wo  das  QeBchäft  abgeschlossen  wnrde,  iti  lieiirteileD  sind»  findet  dnrdi  die 
Bestiiiminng  des  §  878  a.  b.  OB  ihre  Binschr&nkung. 

Aus  diesen  Ansfiihningen  orpil>t  sich,  daß  die  Bestimmungen  der  §§  4 
und  .■?7  a.  I)  (iB  nicht  weiter  in  Betracht  kommen,  da  64  a  b.  GB  im  Zu- 
bauuntnhung  mit  §  878  a.  b.  GB  einen  absoluten  Eheungültigkeitsgrund 
nonoiert»  ferner,  daB  die  Ftege  der  Gültigkeit  oder  Ungültigkeit  der  swleeben 
Kl.  F,  geb.  F.  und  S.  B.  eeinerseit  gesehloee«ien  Ehe  rttekiiciitlidi  der 
Frage  der  Staatsbttrgerschaft  der  Sbegattin  fttr  die  Bntocheidnng  des  Vnr- 
Uegenden  Prozesses  ohne  Bedeutung  ist. 

Der  weitere  ijeltend  gemachte  Herufuni/si^rund,  die  Kl,  P.  habe  nach 
g  96  a.  b.  (iH  kein  Hecht,  die  Elu  iinuuttigkeitserklärung  zu  verlangen,  da 
bezüglich  ihrer  anzunehmen  sei,  daü  sie  in  Kenuiuis  der  Bestimmung  des 
§  64  b.  OB  die  Ehe  mit  Sp,  eingegangen  sei,  erscheint  deshalb  hinfiUlig, 
weil  nach  §  94  a.  b.  OB  die  Ungttitigiceit  einer  Bhe  ans  dem  Omnde  des  im 
§  64  a.  b.  GB  normierten  Ehchindemisses  von  Amts  wegen  zu  untersuchen 
ist  und  einem  Verzichte  der  Ehegatten  auf  die  Geltendmachang  dieses  Slie* 
iui|j{ttltigkeit)^pimdes  gar  keine  Bedentnng  nikommt. 

Der  Ic.  k.  Oberste  Geriobtahof  erklirte  in  AbSndemng  der  beiden  unter* 
instansUchen  Urteile  beide  von  Kl.  P.  geschlossene  Eben  fOr  gültig  (27. 6.  OB 
Zahl  10428). 

Gründe 

Mit  Recht  greift  der  Verteidiger  des  Ehebandes  die  Rechtsanschauung 
der  Ih  idrn  l^nterinstanzen,  als  einer  unrichtigen  rechtlichen  Beurteilung  ent- 
sprungen, nach  508  Z.  4  ZPO  an  §  37  a.  b.  GB  hebt  in  deutlicher  Weise 
hervor,  daU  Rcchtsge:»chäftc,  welche  von  Ausländem  mit  Ausländern  oder 
mit  Österteicbem  im  Anstände  Torgenommm  werden,  nach  den  Gesellen  des 
Ortes  des  VertragsabscUnsses  an  bevrteilen  sind,  sofern  nickt  oisnbar  bei 
der  AbSchließung  ein  anderes  Recht  zugnmde  gelf^  wurde  und  (was  natUr- 
lirh  nur  zutreffen  kann,  wenn  ein  Vertrag:steil  Rsterr.  Staatsbürger  ist)  die 
im  S  4  a.  b.  GB  enthalti^n»^  Vurschrift  nicht  ent^etjensteht. 

Kür  den  vorliegenden  Kall  ist  einzig  entscheidend,  ob  auf  die  Klägerin, 
wenn  sie  zur  Zeit  ihrer  Eheschließungen  österr.  Staatsbürgerin  war,  der 
§  4  a.  b.  06  angewendet  werden  könne. 

Das  a.  b.  OB  reibt  das  Bbehindemis  der  ReUgionsverschiedenbeit  in  Jene 
i^iit.  wdche  dem  „Abgang  des  sittlichen  Vermögens  zum  Zwecke"  entspringen. 
£s  mag  zn^re^^ehen  werden,  daü  hierdurch  (  ine  Einechrftnkang  der  persönlichen 
Fähigkeit  zur  Eheschließung  stntnieit  wird. 

Nach  >^  4  a.  b.  (tB  bleiben  die  üäierr.  Staatsbürger  in  Geschäften,  welche 
sie  anßer  dem  Staatsgebiete  vornehmen,  an  die  österr.  Gesetze  gebunden, 
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insoweit  ihre  pentaUcbt  FHUgkeit,  tie  n  iBtenieliiBeii,  dadurch  eingeschrinkt 
wbd,  ftlMT  va  sowdt  dleie  Geiekifte  lagMdi  in  Österreich  rechOidie  Folgen 
hexTorbringen  sollen  Es  maß  also  in  der  Intention  der  im  Auslände  einen 
Vertrag  schließenden  Teile  liegen,  da£  dieser  in  dstorrrirh  \Viiktinp"'n  ilnßfrr 

Die  Tatsache  de«$  Eintrittes  einer  Wirkung'  in  Ostern  ich  kann  nur  zur 
alüaiiigen  Begründang  des  Sciilnsses  dienen,  daU  diese  Wirkung  in  dem  \\  ülen 
der  Parteien  gelegen  geweien  Md.  Dnnun  fallen  Jene  BlmalilieAmifen  im 
Awlande^  wM»  nnr  die  Umgelning  der  Osterr.  Oeeetie  beswedcen,  nnter 
§  4  a.  b.  OB,  falls  ein  Eheteil  5sterr.  Staatsbürger  war. 

Allein  im  vorliegenden  Falle  ist  nicht  nur  nichts  festm-stellt.  was  darauf 
schlieikn  ließe,  daß  bei  Abschließung  der  er»t*?n  Ehe  mit  .S".  B  in  New  York 
«ne  Wirkung  di^er  Ehe  im  Geltungsgebiete  des  a.  b.  GB  beabsichtigt  gt- 
fraMO  Ml,  vUbiMlHr  lS0t  die  Tnlanofaei  dnB  die  Bheteute  ihren  sULndigen 
Wdhmdti  In  Anmlk»  hntton  nnd  wihrand  de«  Bestände«  d«r  Ehe  docch  volle 
6  Jahre  (16.  1.  90  bis  18.  4.  96)  das  Inland  nicht  betreten  haben,  den  Schlaft 
gsrechtfertigt  ersrheinen,  daß  ihnen  die  vorerwähnte  A1)sirht  fenu-  ir"lf  </en 
•d.  In  Ansehtmg  dieser  Ehe  kann  somit  4  des  a.  b.  GB  sicher  nicht  zur 
Anwendung  kommen  und  muü  dieselbe  ala  giiltig  angesehen  werden.  Trifft 
die«  aber  n,  dann  wnide  Kttgarin  dvxoh  die  AbachUcfinng  derselben  der 
«iten.  StnatiUligencihaft  vnrlostig,  nnd  stellt  lioh  ihre  mite  Ehe  mit  I,  Sp. 
alias  F.  als  eine  zwisehen  AnslIiidSRi  im  Auslände  geschlossene  dar,  wobei 
§4  a  h  GB  nicht  in  Frage  kommen  kann. 

Handelt  es  sich  aber  um  eine  Ehe  zweier  Ausländer  im  Austande.  wot>ei 
g  4  Oll.  nicht  in  Frage  kommen  icann,  so  ist  durch  §  37  ausgesprochen,  daß 
anf  ris  dM  HstsKr.  Rseht  nnr  dann  anwendbar  wftre,  wenn  dieses  bei  der 
BhesehlieBnng  oienbar  angmnde  gdsgt  wurde,  was  woU  kanm  je  vorkommen 
dOiftS.  Es  ist  demnach  vollkommen  überflüssig,  sich  in  die  Frage  eininlassen. 
ob  es  sittliche  Gründe  seien,  denen  der  §  64  a.  b.  GB  seine  Entstehung  verdankt. 

Es  war  daher  in  Stattgebung  der  Revision  der  Antrag  auf  CngUltig* 
erki&mng  der  zweiten  Ehe  abzuweisen. 

Eine  Tkennnng  der  Ehe  wir»  abw  aneb  nadi  östwr.  Rechte  ($  III 
a.  b.  OB)  nicht  tnllssig. 

JHcMivoOsindamff  ^inea  deuUcheH  Urteils  mangels  Zuständig- 

keU  des  deitMien  Gerichies  nach  österreichischem  JRechte 

trat»  Sireiteinlassung, 

Der  am  81.  19.  08  eingelnadite  Antrag  anf  ZwangavoUstreeknng  anl 
Omnd  des  vollstreckbaren  Urteile«  des  Kgl.  Amtsgerichtes  Bcnthen  vom  22. 6. 00 

C  TO  und  des  Kgl.  Landpfrichte«  Beuthen  als  Berufungsgerichtee  von 
18.  10.  (X)  S  179/00  wnrde  von  allen  drei  Instanzen  abgewieisen. 

Gründe  des  k.  k.  Landesgerichtes  Krakau  vom  7.  1.  04  Nc  iX  30/3: 
Gem&ß  §  80  Zahl  1  EO  kann  «lB«in  Exekntlonsantrage,  der  auf  einem 
answirtignn  Ezekotionstitd  bauht»  nnr  dann  stattgegeben  werden,  wenn  dto 
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HediteMMihe  nach  Maßgabe  der  im  Inlande  Uber  die  Zustftndigkeit  geltenden 
Bestimmungen  im  auswärtigen  Staat«  anhängig  gemacht  werden  konnte. 

Dieser  Fall  trifft  in  der  vorliegenden  Rechtssache  nicht  zu. 

Die  Klage  dea  C.  P.  wider  den  A.  L.  wpfj^on  Ciowährleistung  aus  einem 
Kaufverträge,  welcher  am  H<>.  11.  \)H  in  Beutlun  abi,'t.sohlu.ssen  wurde,  ist 
Tur  dem  Amtsgerichte  in  üeutlieu  alt»  dem  Jutum  contractu^  eingebracht 
und  ausgetragen  worden. 

Eine  solcbe  Zuatindigkelt  iat  nach  den  im  Inlande  bindenden  Bestim- 
mangen  der  Jurisdiktiensnorm  ausgeschlossen,  da  nach  §  88  JN  Klagen 
aaf  Entschädijfnnf?  weprcii  Nichti^rfUllung  oder  nicht  gehörigen  Erfüllung  eines 
Vertrages  nur  für  den  Fall  am  Orte  der  Erfüllinig  erhoben  worden  können, 
wenn  in  dieser  Hinsicht  zwischen  den  Parteien  eine  schriff liehe  I  "hereinkunft 
zastande  gekommen  ist,  in  welcher  enthalten  sein  muß,  dalj  durch  die  Be- 
grOndnng  des  BcMUnnggorteB  auch  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem 
Orte  begründet  ist 

Die  Parteien  berufen  sieb  nicht  auf  eine  solche  Vereitibarung  und  & 
eine  Zuständigkeit  des  forum  contractus  nach  der  inländischen  .iurisdiktions- 
Dorm  nicht  besteht,  so  könnte  diese  Rerhtasache  nach  den  hierlands  bindenden 
Gesetzesbestimmongen  vor  dem  Gericht  in  Beiithen  gemälj  (>.").  43  JN  und 
§  230  ZPO  als  vor  einem  örtlich  unzuständigen  Gericht  angebrachte  zurück- 
gewiesen Werden. 

Die  Ton  dem  Exekutionswerber  bezogene  Bestimmung  des  §  104  Abs.  3  JK 
kann  in  dem  gegebenen  Fall  Ininc  Anwendung  finden,  denn  diese  Vorschrift 

hat  im  Sinne,  nnr  A\f  zwischen  Inlänilern  anhängigen  «Streitsachen  in  bezng 
auf  die  Trorugierung  des  (Teriehtsstandes  zu  regeln.  Die  gegenteilige  Ansicht 
hätte  zur  Folge,  daß  AuäUincier  günstiger  als  Inländer  vor  den  Gerichten 
behandelt  werden  mUBten,  da  Inländer  vor  den  ausländischen  Gerichten,  wo 
das  forum  eoniraehta  anerkannt  ist»  immerhin  geklagt  weiden  könnten, 
ohne  die  Einwendung  der  Inkompetenx  erbeben  au  kOnnen»  dag^fmi  AusUnder 
im  Inlande  entweder  von  Amts  wegen  oder  über  Einwendung  der  Verhandlung 
TOr  einem  ausländischen  Geri(-ht  sieh  entziehen  könnten. 

Ein  derartiger  Zustand  würde  sowohl  der  Bestimmung  des  §  7^^  EU  als 
auch  der  des  §  '6i\  a.  b.  GB  entgegensein. 

In  Anbetra^iht  dessen  kann  das  Urteil  des  Amtsgerichtes  in  Beatben 
als  das  Erkenntnis  eines  durch  Prorogation  sustindigen  Gerichtes  nidit  an- 
ggeehen  und  als  ein  exekutionsfiUiiger  Titel  naeb  §  80  EO  nicht  anerkannt 
werden. 

Gründe  des  k  k.  Oberlandesgerichtes  Krakau  vom  21.  1,  04  R  II  21/4. 
Es  wird  dem  Rekurse  keine  Folge  gegeben  und  der  angefochtene  Beschluß 
bestätigt,  weil  die  Bestimmung  des  §  Zahl  1  EO  schon  an  sich  nach  ihrem 
Wortlaut  nnd  noch  mehr  im  Zusammenhange  mit  der  Bestimmung  des 
§  282  ZPO  nicht  anders  als  dahin  gedeutet  werden  kann,  daß  die  Zusttndig- 
keit  des  aoswtrtigen  Gerichtes  schon  nr  Zeit  der  Anhftngigkeit  der  Rechts- 
nache,  d.  i.  sur  Zeit,  als  die  Klagschrlft  dem  Beklagten  sugestellt  wird, 
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begründet  sein  nmU  und  nicht  das  unzuständige  Gericht  erst  nachträglich 
dadvicb  sastindig  gemacht  werden  kann,  daB  der  Beklagte  ohne  rechtzeitig 
die  Einwendung;  der  Uninstftndigkeit  erhoben  tn  haben,  in  der  Hauptsache 
mflndlich  verhandelt  und  dies  am  so  weniger,  als  gemftft  der  Bestimmung  des 

§  80  Abs.  1  EO  dem  Exekutionsantrage  selbst  dann  nicht  stattzugeben  ist, 
wenn  sich  derselbe  auf  einen  Vergleich  gründen  sollt*^.  welcher  vor  t  inom  zur 
Zeit  der  Zustellung  der  Klage8chrift][[unzaBtändigeu  Gericht  abgeschlossen 
wurde. 

Der  k.  k.  Oberste  Gerichtshof  bat  mit  Bntscbeidiing  vom  1. 3. 04  Zahl  2472 
dem  Kevisionsrelnuae  des  Iwtreibenden  Oliobigers  anter  Verweisang  auf  die 

dem  Gesetze  entsprechende  Bcgrttndong  der  kottlmnen  nnte^gericbtlidien 
Entscheidangen  keine  Folge  gegeben. 

EinbrinffKHti  der  Klaffe  bei  einciH  nicht  ziislandifir)/  (iprirhte. 
Abweisung  der  Klage  wegen  Inkmnpetenz  und  Kostemusprnch 
an  den  Beklagten.  Pfändung  wegen  der  Kosten.  KompetP- 
sationserklärung  des  Beklagten  und  dessen  Klage  wegen 
Minstellung  der  Exekution,  Neuerliche  Klcige  auf  Grund 
des  Gerichtsstatules  des  Verm^ens  toegen  der  Koslen- 

forderung*) 

In  einem  beim  k  k.  Ljindessrprichtc  Trnppan  ürführtt  n  Proxesse  nahm 
der  Kläger  gegen  den  Beklagten  dir  Köiiipeteuz  der  usterreithi sehen  (rericbtc 
auf  Grund  reziproker  Anwendung  \{)\  J.  N.)  des  §  35  der  ungarischen 
ZPO  in  Anspruch.  Das  k.  k.  Landesgericht  Troppan  wies  die  Klage  we^i^a 
Inkompetens  ab  und  sprach  dem  Beklagten  Gerichtskosten  per  K.  97,75  su 
(Cg  III  4(1  4).  Der  Kläger  Sch.  in  W.  (Österreich)  brachte  nvnmehr  gegen 
denselben  Beklagten  M  in  N.  (Ungarn)  nenerlicb  beim  k.  k.  Landesgerichte 
in  Troppan  die  Klage  ein 

Das  Landesgerirhi  I  roppau  wies  die  Klage  neuerlich  wegen  Inkumpeteuz 
ab  la.  1. 1>5  Cg  HI  Ö2  4i. 

Grttnde: 

Die  Klage  deckt  sich  in  ihrer  Beuründung  und  in  ihrem  Klageantrage 
vollinhaltlich  mit  der  Klage  Og  III  40  4.  welrhe  derselbe  Kläger  gegen  die- 
selbe heklugte  Firma  bereits  früher  hieriferichts  eingebracht  und  he'/fjyrli'h 
welcher  das  Landesg^richt  mit  dem  lii(  Beschlüsse  d.d.  2h.  KK  ()4  Cg  III  40  4 
seine  Unzuständigkeit  ausgesprochen  hat. 

War  frtther  die  Kompetenx  des  Landesgerichtes  snr  Entsebeidnng  der 
vorstehenden  Rechtssache  nicht  gegeben,  so  kann  diesetbe  doch  nicht  spftter 

♦i  Vgl.  üher  diesen  Rechtsfall  Srhiralh  in  den  Jut  HL  liK»5  No.  40 
und  Eckstein  No.  42.  Kerner  des  lei/tereii  Broschüre  ^Dte  G/  uMdsöfze 
der  Zmniysvüllstreckung  ausldnätacfier  Ka  ekuHonstitel  Um  östen  eichh 
aehen  Recht'',  Frag  1H97. 
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eben  damit  begründet  werden,  daß  das  nerirht  dir  Klu^o  wegen  Unzuständig- 
ktit  abweist  und  iiifulgcdessen  dem  s;u"hfallivr<'n  Kliiirer  der  Ersatz  der  Ge- 
hchtskosten  an  den  Keklaf^ton  nach  t;  41  ZPU  aufträgt. 

Durch  einen  solchen  Vorgang  kann  der  Gerichtsstand  des  Vermögens 
nach  §  9ü  J.  K.,  den  der  Kläger  fUr  die  vorliegende  Klage  in  Anspruch  nimmt, 
lücbt  gegeben  weiden,  ee  wftre  doch  ein  Nonsens,  wenn  der  Ungehorsam  eines 
infolge  Einwendung  der  Geiiehtsansustlndigkeit  abgewiesenen  KlSgets,  dem 
Beklagten  die  Gerichtskosten  zu  besablen,  fttr  dett  Unterlegenen  eine  PrSmie 
wäre,  die  ihm  den  friüier  Tergeblich  angerafenen  Gerichtsstand  sa  TerscbaSen 
geeignet  sein  sollte. 

Diese  Interpretation  kann  der  Bestimmung  des  §  iH^  J.  iS.  nicht  gegeben 
werden. 

▲bgesdien  aber  davon  maß  auch  in  Erwägung  gezogioi  werden,  daB  der 
Kliger  in  seiner  bg.  abgefOhrtra  gegen  die  beklagte  Firma  eingebrachten 
Klage  (wegen  Einstellung  der  Exekution)  Cg  III  54/4  und  auch  schon  früher, 
anläßlich  der  vorgenommenen  Pfändung,  die  Erkläriinf^  abge^reben  hat,  dali 
er  die  der  beklagten  Firma  gegen  ihn  zustehenden  aus  dem  lig.  Beschlüsse 
vom  28. 10. 04  Cg  III  40  4  resultierende  Kustcnforderung  per  K.  Ü7,75  mit  einem 
gleichen  Teile  der  eingeklagten  Forderung  kompensiert  habe,  weshalb  die  d«n 
Gerichtsstand  des  Vermttgens  bildende  obige  Pordmmg  der  beklagten  Firma 
erlosditt  sei. 

Aus  diesem  Grunde  hat  Kläger  mit  seiner  Klage  Cg  III  54/4  die  wider 
ihn  eingeleitet«  Exekution  als  unwirk.sam  bekämpft  und  die  Einstellung  d<'r 
Exekution  beantragt,  worüber  das  Verfaliifü  (ndgultig  noch  nicht  erledigt 
ist ;  hat  aber  der  Kläger  einmal  erklärt,  üau  er  die  Forderung  der  beklagten 
Firma  mit  einem  gleichen  Betrage  seiner  Gi^^forderang  kompensiere,  so 
wire,  da  nach  §  1438  a.  b.  OB  die  Kompensation  schon  ittr  sich  die  gegNi' 
seitige  Zahlung  bewirkt,  die  Forderang  der  beklagten  Firma  erloeohen  und 
sohin  der  Gerichtsstand  des     HO  J.  N.  nicht  vorhanden. 

Dem  Rektir<;r  dt  s  KlägiTs  hat  das  ntährisch-schlesische  Oberlandesgericht 
mit  Beschluß  vom  20.  1.  Oö  K  1  5/5  stattgegeben. 

GrUnde: 

Der  §  1)1)  J.  N.  will  die  inllndMe  Kompetenz  gegenüber  Aastindem 
erweitem  und  ist  eine  Nachbildung  des  §  24  der  dersdt  geltenden  deutschen 
ZPO,  weshalb  die  Auslegung  in  fawrem  zu.  erfolgen  hat. 

Auf  welche  Weise  das  Vermögen  des  Ausländers  im  Inlande  entstanden 
ist.  muß  deshalb  gleichgültig  bleiben,  weil  die  im  ijeirenwiirtifren  Fallf  hervor- 
geruft  lu'  Entstehung  des  Vermögens  dt-s  Heklntrti  n  dt  n  allein  cii'^i  hi  identlen 
Umstand  nicht  aus  der  Welt  schafft,  daß  ein  Verni(»gen  des  AuaianJers  im 
Inlande  vorhanden  ist.  Es  kann  daher  der  Klftger  die  Bedingungen  dieses 
Gwiditsstandes  selbst  berbeifohren. 

 Der  §  99  J.  N.  hat  im  Abs.  2  nicht  zum  Ausdnicke  bringen 

wollen,  daß  das  Vermögen,  wenn  es  in  einer  Forderung  besteht,  nur  in  einer 
solchen  an  einen  Drittschaldner  bestehen  müsse,  weil  durch  diese  Auslegung 
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der  Abs  1  rU>^  J.  N  .  der  j(>d(>s  inländische  Vermögen  des  Attfllinden 
vor  Ausien  hat.  sinnwidrig  eingeschränkt  wflnfo  da  ja  die  Forderung  des 
B<klagten  an  den  Kläger  auch  ein  Vermögen  im  lulaade  ist,  was  allein  den 
Kumpetenzgruud  bilden  soll. 

Danat  folgt,  dafi  der  Oesetzgeber,  wenn  er  eine  P«rdefvng  an  den 
Drittschnldner  anführt  nnd  dessen  Wolmsits  im  Inlande  als  entscheidend 
far  die  Frage  des  Vermögeos  im  Inlande  hinstellt,  nur  aussprechen  wollte, 
dall  auch  diese  Forderung  als  ein  im  Inluuii  vorhandenes  Vermögen  zn  Iw- 
trarhten  ist  l^fr  S  W  J.  N.  Iw-L'^-hrt  aueli  kein  VeriiH)gen.  w*  l^hcs  den 
Klagsgegeustand  deckt.  Es  muli  daher  jedes»  Vermögen  ohne  Rücksieht  auf 
dessen  Gr56e  in  Betracht  gesogen  werden,  die  Forderung  des  Beklagten  an 
den  Kll&ger  per  K.  97.75  war  bei  Rechtskraft  des  Hcbterliidien  Anssprnches 
Cg  III  4(1  4  zahlbar  und  am  Tag«  der  Üht-rrei«  hung  der  neuerlichen  Klage 
auf  Zahlung  von  K  12'><)  exequierbar.  Es  liegt  sonach  ein  Vermögen  des 
Beklagten  im  Inlanth»  vor. 

Von  W  ichtigkcit  ist  jedoch  die  Ent^iieidung  der  in  der  Klagsbeant- 
wortnng  aufgeworlNiai  Frage,  ob  durch  den  Prozeß  wegen  Rinstellung  der 
BxekntifMi  wegen  der  Kostoi  der  Kompelensgrond  des  §  99  J.  N.  beseitigt  wird, 
weil  in  dem  Klagebegehreu  dieses  Prozesses  auch  die  Aufrechnung  der  Ford«-- 
rungf'n  per  K.  H7,7,')  im  Urteile  begehrt  wird,  durch  welches  Erkenntnis 
allpriliii>:s  (li»>seH  V«'rmögen  in  seiner  Fortdnner  wieder  atifgehoben  wiTd«  n 
würde,  welche  Aulhebung  dann  auf  den  Klugstag  zurückzudatieren  ist,  weil 
die  Kompensation  dnreh  die  ÄnBemng  des  Kompensationswitlens  vom  Tage 
der  FUUgkeit  beider  kompensablen  Pordemngen  wirkt. 

Diese  Frage  muß  auf  Grund  nachstehender  Erwägungen  verneint  werden. 

Nach  >J  41  .1.  N.  ist  die  Ziist;iii(liuk<  it  rb  s  (irrii  liti  s  nach  den  Klags- 
angahen  in  welchen  von  einer  Knmiiois.in.ni  im  ht^  ri  wahut  wird.  7.n  prüfen, 
und  bleiben  dieselben  nach  S      J  Kueksicht  darauf,  als  hier  die 

MsModisdie  Qerichtsbarkeit  gegen  den  beklagten  Ausländer  angestrebt  resp. 
eingewendet  wird,  fdr  die  Kmnpetenx  so  lange  madgebend,  bis  sich  die  Um- 
stände während  des  Verfahrens,  also  in  diesem  Frozess<'  zugunsten  der  ana- 
lÄndischen  Kompetenz  geiiiidt  rt  habf  n   sii  he  anrb  4}  42  .1.  N.i 

Am  11.  IM  wurde  die  Klage  jit.  Zahlung  von  K  !2.'ti»  s  N  (i  auf 
( Ii  und  des  ^  rechtmäßig  beim  Landesgerichte  in  l'rupimu  anhängig 

gemacht,  weil  das  Vermögen  des  Beklagten  im  Inlande  iiocb  vorhanden  ist 
und  ist  in  diesem  Prozesse  Ins  jetzt  noch  nicht  hervorgekommen  resp.  daigetan 
worden,  daß  das  Vermögen  des  Beklagten  nach  W  .1  .N  vor  oder  seit  dem 
VI  n  <>4.  also  zur  Zeit  der  KIneennbringnnfr  f;iictiM  !i  itiui  Ii  die  iti  tinrm 
anderen  Froz«>we  «jelti-nd  grinachte  kttuiin  n->,iti<iii  lH  r(  it-  /u  Ktsielien  aut- 
gehört hat,  zumal  der  ikklagte  sowohl  die  E.vistenz  dm  (iegeiilorderung  per 
K.  ISÖO  also  auch  die  Möglichkeit  der  Kompensation  überhaupt  leugnet  nnd 
die  definitive  Entscheidung  in  dem  Prozesse  wegen  Exekntionseinstellnng, 
ob  dem  Kläger  in  der  Richtung  der  begehrten  Kompensation  stattgegeben 
werden  wird  oder  nicht  -  -  and  darauf  käme  es  allein  na,  nicht  auf  das  Be- 
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gehren  lior  Kompensation  —  noch  aussteht :  hicrhoi  bleibt  die  Frage  uner- 
lirttrt.  welche  Wirkungen  t  iiic  günstige  Entscheidung  in  der  Richtung  der 
angestrebten  Kompensation  uuf  das  Vorhandensein  des  KompetenzgrundM 
des  §  99  J.  N.  Mu&hea  könnte. 

Die  Inkompetenaeinwendiuig  dn  Beklagten  stellt  sieh  tonedi  ab  lltlbe- 
grflndct  dar,  weshalb  dem  Rekiir^i  !  ^ahfen  stattgegeben  wurde. 

Dir  Oberste  Gerichtelioi  gab  mit  BeKblnß  vom  22.  8.05Z.d978 
dem  Revuionsrekarse  statt. 

Gründe: 

Ans  dem  Dmetand,  daß  eine  Klage  gegen  einen  Ausländer  wegen 
Inkompetenz  abgewiesen  nnd  der  Beklagte  nun  Brsatie  der  Kesten  des  Li- 
komp^iemstrittes  rerfUlt  wird,  kann  niobt  die  niuimebcigB  Kompeteiii  deiaelben 

Oericfates  auf  Grnnd  i  Ines  im  Inlande  befindlichen  Vermögens  des  Ausländers 
im  Kinne  des  ;»!>  .1.  N.  abgeleitet  und  können  die  fraglichen  Kosten  abge- 
i5<  tu  II  auch  von  der  (ieringfUgigkeit  derselben  im  Verhältnisse  zur  eingeklagten 
Furderuug  nicht  als  ein  Vermögen  im  Sinne  dieser  Gesetzesstelle  aufgefaßt 
werden,  ztunal  ja  in  solchen  Fällen  jeder  Anssprneb,  womit  eine  Klage  gegen 
einen  Anslttnder  wegen  Inkompetent  abgewiesen  wird  nnd  dem  Istitenn 
Kosten  sag^rocben  werden,  illuedsck  wive  und  bieidnrch  die  Kompetens 
desselben  Gerichtes,  das  dcb  bereits  rechtskräftig  als  inkompetent  erklärt  hat, 
b<*^üi?!ich  desselben  Khifjsgegenstandes  herbeigeführt  würde,  was  doch  offenbar 
nicht  in  der  Intention  der  Jie.stimmung  des  §  yv>  J.  ^.  i^ele^ren  sein  kann. 

Eine  »ulcbe  Auslegung  dieser  Gesetzesstelle  würde  zur  mißbräuchlichen 
Anwendung  nnd  inr  Umgehung  des  Gesetzes  fahren  nnd  mnB  die  Bstsebaldung 
der  Fragen  ob  ein  Vermögen  des  Beklagten  im  Sinne  des  9  99  J.  N.  tot- 
banden  ist,  der  Benrteilong  der  ümstlnde  jedes  konkreten  FUles  ftbttlassen 
werden. 

rberdies  hat  der  Kläger  in  dem  anläßlich  der  zur  Hereinbringung  der 
obigen  Kostenforderung  von  der  Beklagten  geführten  E.\*  kutinn  anhängig 
gemachten  Oppositionsstritte  die  Erlöschung  dieser  Forderung  durch  Kom- 
pensation mit  einem  gleichen  Teile  der  rom  Kllger  eingeklagten  Sdiadea* 
ersatsforderong  geltend  gemacht,  daher  die  Forderung  der  BeBagten  als  dn 
3m  Rccbt  bestehendes  Vermögen  derselben  selbst  nicht  anerkannt. 

Mkehindemis  des  bestehenden  MeÖandes,  MesMießnng  in 

Hußland  zwischen  einer  in  Berlin  geschiedenen  katholischen 

Österreicherin  mit  einem  Russen.  —  Unzuständigkeit  der 

österreichischen  Gerichte. 

Die  2.  11.  69  als  österreichische  Staatsangehörige  in  Wien  gebotnne 
und  dort  nach  katholischem  Ritus  getaufte  Attgusf  KUin*)  heiratete  am 


*}  Die  Personennamen  sind  in  diesem  Abdruck  durch  Psettdonjine 

ersetzt.  -  Red. 
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15.  1.  91  in  Wien  nach  katholiMheni  RitOB  den  Primm,  der  Österreicher 
nnd  Kfttliolik  war.  Diise  Bhe  wnid«  daroh  Brlceontiiis  des  K9I.  KAmmer- 
geilelite»  Berlin  88.  10.  95  getrennt.   Die  Fnn  heiratete  darauf  30.  6.  96 

zn  Petersburg  einen  griechisch-orthodoxen  russischen  Staatsangehörigen,  den 
S^rundus.  Diese  Ehe  wurde  durch  die  vom  heilipren  Synod  bestätigte  Ent- 
scheidung des  bischöflichen  Ordinariates  zu  Moskau  3U.  7.  96  getrennt  und 
der  Frau  zugleich  die  Eingehung  einer  dritten  Bbe  bewilligt.  Die  Frau  hei< 
ifttete  dum  am  10.  1.  Ol  ni  London  den  Teriiiu.  Der  TeriUt9  leitete 
einen  Rechtsstreit  auf  UngflltigerUlning  ilitser  Ehe  ein.  AnllfiUcb  dieses 
Rechtsstreites  beschloß  das  T.  andesgericht  zu  Wien,  von  Amts  M-egen 
das  Verfahren  wegen  l'ntersuchung  der  Gültigkeit  der  Ehe  zwisrlR*n  Auffuste 
geb.  Klein  und  Secundm  einzuleiten.  Primus  war  noch  am  Leben  und 
hatte  DomiiU  In  BotUn.  IHui  Lmdeignkbt  gelangte  antw  dem  7. 4.  04  ni 
dem  ftrkiDntais: 

j,Die  von  A.  K.  am  30.  6.  96  in  Petersburg  mit  Secundus  geschlossene 
Ehe  wird  wegen  des  vorliegenden  Ehehindernisses  des  bestehenden  Ehebandes 
für  ungültig  erklärt  und  es  wird  ausgesprochen,  daü  an  dieser  Ehenngültig- 
keit  weder  der  A.  K.  noch  dem  Secundua  ein  Verschulden  zur  Last  falle.* 

Ans  den  Grflnden. 
,W«nn  beseiieinigt  ist,  daB  die  iwiichen  PHmm  und  Auguvte  Primus 
geb.  Klein  geschlossene  Ehe  laut  Erkenntnis  des  Kgl.  Kammefgericlites 
Berlin  (12.  Zivilsenat)  vom  2fi  10  !t"  getrennt  wurdr,  so  temiorhte 
diese  ausgesprochene  Trennung  der  Ehe,  niair  dieselbi-  nach  h'tVi  der  deutschen 
ZPO  als  gänzliche  Auflösung  des  Bandes  der  Ehe  oder  nur  als  Scheidung  im 
Siane  der  flsteigdchischen  Oesetagebung  aafsalaasen  sein,  for  die  Biieleiite 
PHWIU9  yeimfige  iluer  Blgensdiaft  als  (faterreiciusclie  Staatsangeliarige  tind 
als  Katholiken  gemäß  §4  und  III  a.  b.  GB  die  Lösung  des  Ehe  band  es 
nicht  herbeizuführen  und  mu6  diese  Ehe  als  noch  fr  rth«  stehend  erkannt  werden, 
ganz  abgesehen  davon,  daß  das  Urteil  des  <lcutschen  Gerichtes  in  Ehesachen 
die  Status verhältniäi^e  eines  österr.  StaaUjangehörigen  Uberhaupt  nicht  zu 
tangieren  vannag.  .... 

Naob  §  ÖO  P.  8  J.  19.  mcbelnen  die  GerichtaliSfe  I.  Instanz  sonctiUeB- 
Uch  zuständig  fflr  Streitigkaiten  Uber  üngflltigerlcllnuig  einer  Ehe. 
Wach  §  100  J.  N.  sind  Klas?en  anf  Ungültiporklärung  einer  Ehe,  wenn 
hierfür  im  Inlandt;  wmIpf  in  illu't  iü' mer,  noch  ein  besonderer  Gerichtsstand 
begründet  ist,  subsidiär  ha  dem  Landesgerichte  Wien  anzubringen. 

Was  nun  für  Klagen  auf  üngaltigerlclftrang  einer  Ebe  normiert  ist» 
mnB  sinngemiS  aadi  Anwendung  finden  aof  den  Fall,  wo  die  Oflitiglteit  einer 
Ehe  gemllB  §  94  a.  b.  GB  von  Amts  wegen  zu  untersuchen  ist.  welche 
Untersuchung  unter  Anderem  auch  wegen  Vorliegens  des  Ebebindemisses  nach 
g  62  a.  b.  Gi^  varp;esrhriebcn  ist. 

Der  Auguate  Klein,  welche  vermöge  ihrtr  (ieburt  und  infolge  ihrer 
VevehdidmBg  mit  Pri$nu9  Österreichische  Staatsangehörige  war  and 
Uieb,  und  welche  gemftS  §  4  a.  b.  GB  and  mit  Rttcbsicbt  darauf,  dali  sie 


Digiti^cü  by  Google 


Uflteixdeh. 


57 


Katholikin  ist,  gemäß  III  a.  b.  GB  den  H» «htsbcstand  ihrer  mit  Primus 
geschlossenen  Ehe  nach  dem  Obgesagten  uiuuerkcnnen  verpflichtet  ist,  war 
68  mit  Rflctaidit  «uf  die  Bestinummg  des  §  ^  a.  b.  OB  untersagt,  mit  lUtek- 
sieht  auf  ihre  swdfftobe  Eigenschaft  einer  östeir.  Staatsbttrgeijn  und  dner 
Katholikin  bei  Lebzeiten  des  Primus  eine  neue,  gültige  Ehe  einsngehen. 

Daß  sie  vor  Ein^ehniifj  der  vermeintHchen  Ehe  mit  dem  Secundus  ans 
dem  üsterr.  Staatsverbantie  ansgetreten  wiirc,  wird  nicht  behauptet,  vielmehr 
ist  die  Genannte  in  dem  oberwiümten  Zeugnit>»e  der  kirchlichen  nnd  geistlichen 
BessoitTerwaltnng  Petmbvrg  ausdrScklidk  noch  als  ttsterr.  Staatsangehörige 
beseiclmet. 

Das  Landesgericht  Wien  war  mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  verineint- 
lichen  Ehegatten  Secundir  inen  Wohnsitz  im  Inlandc  gamicht  hatten, 
gem&ü  <^  ÖO,  2.  Abs.  nnd  §  H.h  i  J.  N.  berecht i»;t  und,  nm  das  Statnsvcrhultnis 
der  osterr.  Staatsangehörigen  Auguste  Primu»  zur  Geltung  /.u  bringen,  nach 
§  94,  4  nnd  III  a.  b.  OB  verpfliebtet»  die  Odltigkeit  der  swisehen  Auguste 
PrifMu  und  dem  Steunäu»  ▼eimelBtiicb  geschlossenen  Ehe  «ner  amtswegigen 
Untersuchung  zu  unterziehen  und  mnBte  auf  Grund  der  angeführten  Rechte- 
nnd  Sachlage  die  von  dem  Knr;it<«r  dos  Secundus  erhobene  Einwendnnff  der 
Unzuständigkeit  des  Landesgcriciitcs  Wien  als  unstichh.iltiK'  erkennen  und 
seine  Entscheidung  dahin  fällen,  daß  die  erwähnte  Ehe  wegen  des  ihr  ent- 
gegenstehenden Bhdiindecnlsses  des  $  68  a.  h«  OB  für  angttltig  sn  erklinsn 
sei.  wobei  der  Umstand  irrelevant  ersch^it,  da6  diese  Ehe  dnich  die  Ent- 
scheidung des  bischöfU<dicn  Ordinariates  in  Moskao  inswischen  wieder  getrennt 
worden  ist. 

Der  Gerichtshof  erachtete  jedoch,  daß  beiden,  diese  ungültigf  Khe  ein- 
gehenden Personen  ein  Verschulden  an  der  Ebenngültigkeit  nicht  bei£umei>4jen 
sei,  weil  Semrnäua  als  Ansiinder  nur  Kenntnis  der  Osterr.  Ebegesetsgehnng 
nicht  verpflichtet  war  und  Fran  Auguste  Primus  mit  Rflckslcht  auf  den 

durch  ein  deutsches  Gericht  erfolgten  Ausspruch  der  Trennung  ihrer  Ehe  ralt 
Primus  der  Meinung  sein  konnte,  daß  letztere  £he  gänzlich  gelöst  sei.^ 

Die  eingelegte  Berufung  verwarf  das  Oberlandesgericbt  zu  Wien 
durch  Urteil  vom  26.  ü.  04. 

Ans  den  Otlnden. 

^Auguste  Klein  war  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  mit  dem  Secundus 
usterr  StaatsbOrgerin,  wie  in  den  Gründen  des  ersten  Urteils  richtig  dar- 
gelegt ist. 

8ic  war  daher  auch  nach  §  4  a.  b.  GB  auch  hinsichtlich  der  im  Aus- 
lände vorgenommenen  Rechtshandlung  an  die  tfsterr.  Oesetxe  gebniulen}  soweit 
ihre  petstalidi;  Ffthii^t,  sie  m  Unternien,  dadurch  eingeschrKnkt  wird, 

nnd  diese  Handlungen  im  Inlande  rechtliche  Felgen  hervorbringen  sollen. 

Beide  Vorms'^f  tziingen  treffen  hier  zu 

Einerseits  war  ihre  Fähigkeit  zur  ^Eheschließung  wegen  des  bestehenden 
Ehebandes  nach  üsterr.  Gesetze  eingeschränkt. 
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Andererseits  wäre  sie  bei  dem  BeBtaode  eines  gültigen  Ehebande»  mit 
dem  Secu$$du9  sach  §  92  a.  b.  OB  berechtigt,  anch  im  InUnde  den  Ifamen 
des  Mannes  m  ftthren  und  die  Rechte  seines  Standes  ao  geniefien. 

Es  geht  auch  aus  dem  von  Auguste  Primus  vorgelegten  ärztlioheD 
Zeugnisse  hervfir.  da!'  dirsfllu'  da5  Rerht  in  Anspruch  nimmt,  den  Namen 
des  Secutiäus  zu  lülin  ii.  weil  sie  in  diesem  Zeugnisse  Auguste  ton  Tertius- 
SecuHdus  benannt  wird. 

Sie  liattc  auch  snr  Zeit  der  Kli^saneteUnng  ihren  Wohnstta  im  Imlande, 
und  es  kann  ihr  als  staatsbflrgerin  nicht  verwehrt  werden,  jedeneit  wieder 
den  Wohnsitz  im  Inlunde  zu  wählen 

'Es  ist  also  nicht  richtig,  daß  die  Uültiglteit  der  Ehe  nur  nach  rassischem 
Rechte  zu  beurteilen  wäre. 

Das  österr.  Gericht  iiat  ?ielmebr  mit  Rüclcsicfat  auf  die  Staatsangehörig- 
keit der  Auguite  Primua  das  österr.  Oeseta  ananwenden. 

Es  kann  al>er  auch  nicht  gesagt  werden,  daU  das  östcrr.  Gericht  durch 
die  angefochtene  Entscheidung  sich  eine  Gerichtsbarkeit  über  den  Semtiffus 
angemaßt  habe,  der  r»h  nissisrhrr  rntertan  dm  österr.  Gesetzen  nicht  unter- 
W(»rfen  ist.  —  Das  österr.  Gericht  war  beruien.  die  Fähigkeit  der  Auguste 
Primus,  welche  Inländerin  ist,  und  sur  Zeit  der  Klageerbebaug  im  Inlande 
wohnte,  aar  Eheschließung  mit  dem  Anslilnder  Secundus  sa  prflfen.  —  Das 
Ergebnis  war  der  Ausspruch,  daß  die  Blie  nach  österr.  Gesetze  ungültig  sei. 
Ist  Seaindus  dem  östcrr.  Hechte  nicht  unterworfen,  so  ist  allerdings  diese 
£ntschciduii<x  dfs  fistorr  ncrirlrtrs  für  ihn  nirht  Inndnid 

Ob  und  welche  Wirkungen  aber  die  Entscheidung  auf  den  einen,  den 
österr.  Gesetzen  nicht  unterworfenen  Qattenteil  ausübt,  liatte  das  Geriebt 
bei  ScliOphuig  des  Urteils  nicht  In  Betracht  au  aielien:  es  kann  daher  dieser 
Umstand  kein  Hindernis  bilden,  eine  Entscheidung  zu  fällen,  die  hinsichtlich 
den  di-n  nsterr.  Gesetzen  unterworfenen  Eheteiles  allerdings  im  Inlande  eine 
Wirkung  zu  äuüern  bestimmt  ist. 

Demnach  war  auch  dem  Urteile  nicht  der  einschränkende  Beisatz: 
^soweit  Auguste  PrimuB  in  Frage  kommt''  anzufügen,  weil  eben  die  Fruge, 
welche  Wirirangen  die  Entscheidung  auf  jeden  Eheteil  ausQbt,  in  diesem  Ver* 
fahren  nicht  tu  lösen  ist. 

Der  sowohl  von  dem  Verteidiger  des  Elirhaiidcs  .lU  ;iii<h  von  dem 
Kurator  des  Smntdiis  efltcnd  ijernacht*'  Bi  riifuogsgruttd  der  unricbtigen 
rechtlichen  Beurteilung  ist  daher  nicht  zutreffend." 

Auf  eingelegte  Revision  entschied  derObersteOerichtshof  am  19. 19.01: 

„Es  wird  das  angefoditene  Urteil,  fem^  das  Urteil  der  ersten  Instanz 
sowie  die  vorangegangene  amtliche  Untersuchung  der  Gültigkeit  der  zwischen 
Aitgustt;  Printus  geb.  Klein  und  dem  Secnudns  am  .SO.  96  in  Peters- 
burg geschlossenen  Ghe  als  nichtig  aufgehoben." 

Gründe. 

i.Nach  §  H4  a.  b.  GB  ist  die  Ungültigkeit  einer  Ehe,  welcher  eines  der 
darin  genannten  Ehehindemisfle  entgegensteht,  von  Amts  wegen  au  unter* 
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«?Tirh*»n  Wenn  es  sich  aher  nm  eine  von  finem  österr.  Staatsbflrorpr  im  AiiH- 
luüde  geschlosHfiK'ii  Khc  liaiulclt.  iiinLJ.  damit  tiiesf  aratswejfij^e  i  ntt  i suclmiig 
einj^eleitet  werden  könne,  nach  4  a.  b.  iiH  eine  doppelte  \  uiaussetzung 
gegeben  sein:  einerBeito  lit  nötig,  da0  die  österr.  Oeoetse  die  persttnUche 
Fftbigkeit  des  Inländers  snr  Abscbließung  einer  Ehe  einschrlüiken,  andreraeita, 
daB  die  Ehe  im  Inlande  rechtliche  Polgen  lienrorbriiigen  soll 

Die  erste  dieifer  Voraussetzungen  ist  gegeben.  Das  bestehende  Eheband 
bewirkt  für  einen  »istorr  Staatsbürger  eine  Einsrhränkunir  di  r  Fiihiirkeit, 
sich  weiter  tu  verheiraten  und  ein  l)est<»hendes  Hhohand  wurde  biliau|it(  t. 

Allein  die  zweite  Voraussetzung  mangelt.  Nach  §  4  a.  b.  OB  inuü  eut- 
weder  schon  bei  Eingehung  des  Rechtsgeschftftes  die  Absicht  obwaltet  haben, 
daß  dieses  rechtliche  Folgen  im  Inlande  berTorbringen  soll,  oder  es  mflssMi 
sich  die  Verhältnisse  so  gestaltet  haben,  daß  diese  rechtlidien  Polgen  im 
Inlande  zu  Tage  treten. 

Nun  war  die  Ehe  mit  dt  in  Scrjo/f/fi^  in  Rußland  mit  einem  russischen 
Staatsliiiit/er  geschlossen  und  nichts  liegt  vor,  was  darauf  hindeuten  würde, 
dab  die  Ehegatten  rechtliche  Folgeu  ihrer  Ehe  in  Österreich  beabsichtigt 
bitten.  Oewifl  erlangte  die  Oattin  dnreb  diese  nach  ntssiscbem  Rechte  nn- 
bestritten  gültige  Ehe  auch  den  Namen  und  Stand  ihres  Mannes.  Allein  die 
anhestinnnte  Möglichkeit,  daß  die  Oattin  diesen  Namen  und  Stand  auch  in 
Osterreich  geltend  madben  könnte,  l&ßt  sich  nicht  im  Sinne  des  obaitierten 
^  4  verwerten. 

Zunächst  iiitmlich  kann  von  einer  rechtlichen  Folge  eines  Kochtsf.»e*!chiilic.H 
nur  gesprochen  werden,  wenn  der  Hechtskreis  eines  Dritten,  mag  dieser  eine 
Privatperson  oder  aber  ein  Subjelct  des  öffentlichen  Rechtes  sein,  tangiert 
wird.  Wird  gar  niemand  betroffen,  so  sind  die  Konsequenaen  keine  recht» 
lieben.  Im  vorliegenden  Falle  könnte  in  Frage  kommen  der  Staat,  der  ein 
Interesse  daran  hat,  daÜ  jeder  den  Namen  führe,  der  ihm  gebührt,  und  der 
t-rste  Khpirattc  {]'iivius\  Da  a!>fr  Aui/iisfe  Pr/'mtfs  mit  .Ausnahme  einer 
isehr  kuizLii  Zeit,  in  der  sie  mit  ihrem  dritten  Klit  L^atten  [Tn  tius'i  in  Wien 
lebte  und  den  Namen  Teitiun  trug,  sich  garnicht  in  Üsterreicli  aufhielt, 
entfällt  ein  staatliches  Interesse  an  dar  FObning  des  Namens  PHmus  und 
der  erste  Ehegatte  ist  durch  den  Gebrauch  des  Namens  Seeuwtus  der  Atteste 
Prittiuj>  in  Österreich  bisher  nie  gekränkt  worden. 

kann  daher  für  die  Frage,  ob  eine  amtliche  rntersuchung  der 
(rültigkeit  der  mit  dem  /^'ecundus  geschln.^senpn  iibri<_'ens  schon  läni^Ht 
rechtskriiftiif  dem  Bande  nach  wieder  aufi^*  lustm  Eh«-  siaf ttiiidt  ii  dürft'*, 
nur  maßgebend  sein,  ob  diese  Gültigkeit  uut  die  Gültigkeit  der  ersten  Khe 
(mit  Primus}  oder  der  dritten  Ehe  (mit  Tertiu*)  einen  entscheidenden  Ein- 
fluß flbe.  Beides  ist  nicht  der  Fall.  FOr  die  Gttltigkeit  der  ersten  Ehe  ist 
nur  entscheidend,  daß  die  Oattin  bei  deren  Eingehung  (Österreicherin  und 
Katholikin  war,  ein  nachfolgendes  Faktum  kann  auch  nicht  Voraussetzung 
der  Oültijrkr'it  eine«»  friihfrrn  (Ifsrhäftes  sein,  sondern  nur  mnjrlirherweise 
kraft  besonderer  Vorschrift  dessen  L*n Wirksamkeit  bewirken.  Für  die  Uültig- 
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kcit  der  dritten  Ehe  tit  aber,  da  die  sweite  ESie,  welche  nach  rassischem 
Rechte  wieder  anfgelAit  wnrde,  hevor  anch  die  dritte  Ehe  abgeicUoneB 
warde,  die  «weite  Ehe  völlig  bedeutungslos  und  nur  die  ersU  maßgebend, 
wurde  daher  nu<  h  in  der  gerichtlichen  Entscheidiing  Aber  die  dritte  Ehe 

die  zweite  garnicht  vrrwt  rtpt. 

Eine  im  Ausland  von  österreiclu-iii  uiicü  au&Uitulxächeüi  Üechtc  ge~ 
ediloMene  Ehe  amtlich  auf  ihre  Gültigkeit  zu  prüfen,  obwohl  sie  g&micht 
mehr  bestellt  nnd  eine  rechtliche  Notwendigiceit  bieixa  nidit  vorhanden  iit, 
sind  die  9sterr.  Gerichte  mrhx  berufen.  Es  mangelt  ihnen  hierzu  die  Zu- 
Stiodigkeit  nnd  es  ist  die  Nichtzustflntligkt  it  »  inr  absolute  t|  477,3  ZPO). 

Dies  hat  der  Ehebandsverteidigt  r  mit  Ki  i  lit  horvor^fchohen.  Es  war 
daher  mit  der  Aufhebung  des  Urteils  sowie  des  vorangegangenen  Verfahrens 
Torsl^^ben. 

Ungarn.^) 

Art.  7  Abs.  4  des  Berner  internationalen  Übereinkommefu 

über  den  Frachtt^erkehr. 
(^JogtudomÜHi/i  Kütlötty  '  1904  A«.  14  Heilage  No.  240  S.  101—103^ 

Berufungssenat  des  k.  Handels-  und  Wechselgericbts* 
hofes  Budapest  lUrteil  vom  24.  11.  (IH.  D  56H'1*W«i; 

Das  Urteil  der  ersten  Instanz  wird  in  seinem  die  streitige  Hauptturde- 
rung  mid  die  PlraeUcoeten  betreiendcii  Teih»  beit&tigt,  in  seinem  die  Zins* 
fordentng  betreffenden  Teile  abgeindert  nnd  Kllgerin  mit  ibrar  Zimfordemng 
»bgewiesm. 

(  i  r  Ii  11  il  r 

Nicht  streitig  ist  es,  daü  der  (iekl.tgte  zwischen  der  mit  dem  sab  C 
beigesehlosseiien  Fraditbriefe  als  Eilgut  aufgegebenen  Sendung  in  die  flbrigen 
bedingungslos  «nm  Transport  angelassenen  Waren  verpackt  auch  8  Flaschen 

Petroleum  (erwähnt  in  Post  XX  der  zum  §  50  des  Eisenbahnbetriebsreglements 
gehörigen  Beilage  B)  im  Brnttopr wirhtr  von  5  kg  aufgegeben  hat  und  daß 
die  Aufgabestation  die  Sendung,  nachdem  sie  den  Inhalt  d«  rs«  Htpn  laut  der 
Tatbestandsprotokolle  D  und  £  festgestellt  hatte,  nicht  wuitei  befördert  hat. 

Auf  Gmnd  des  Frachtbriefes  C  ist  auch  nnzweUMhaft,  daß  die  Bisen- 
bahn die  Ware  am  29.  4.  02  behufs  Fracbtfnbmng  ttbemonunen  hat  und  daS 
demnach  bei  der  Beurteilung  der  streitigen  RechtsfraKtn  Normen  des  im 
Jahn-  V.HYi  heruusgegcbenen  mit  den  Ik'stimmun[,'(  n  der  Nachträge  I — V  er- 
gänzten EisenbahnbeTrieltsroirlements  inaBtrebend  sind.^t 

Begründet  ist  die  Behauptung  der  Klägerin,  daß  der  geklagte  Aulgeber 
in  dem  Frachtbriefe  den  Inhalt  der  Snsdnng  unrichtig  deklariert  hat.  wdl 
das  in  der  Sendung  verpackte  Petroleum  in  der  Beilage  B  erwihnt  ist  und 
solche  Waten  im  Sinne  des  S  öl  lit  d)  des  Eisenbahnbetriebsteglements  mit 


*>  Mitgeteilt  von   Dr.  Inidor  ^vhicnrtz,   Kcgierungskonzipist  in 
Sarajevo. 
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der  in  der  Beilage  B  gebnüchten  Beimiiiiiiig  beieiclinet  weidfoi  mflnen,  so 
daB  also,  selbet  wenn  die  Behanptung  des  Oeklagten  wahr  wKre,  daB  das 

Fetroleuui  im  Handelsverkehr  auch  unter  dem  Namen  .Schmieröl  vorzakommra 
pflegt,  die  B<'zi  i(  Imuii^  der  in  Rede  stehenden  Ware  durch  diese  Henonnnnir 
gegen  die  obzititrte  Ikütiiiiiniin^  des  Reglements  verstoßt  und  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Bestimmung  tiei  Post  XXXV  der  Beilage  Ii,  daü  die  daselbst 
ati^esSliItei  bedingungsweiae  mm  Traniport  sagdaaBaien  Waren  Im  Falle 
der  Yerpacknng  mit  anderen  Waren  im  Frachtbriefe  namentlich  ainnfilbven 
itod :  <]\o  im  Frachtbriefe  C  f^machte  Warendeklaration,  gemäß  welcher  dt>r 
^anzr  Inlialt  der  Sendung;  t>l"''  mit  d<*ni  Namen  ^.Schniieröl*  iK-zi^ichnet  und 
der  drei  Flaschen  Petroleum  keine  besondere  Erwähnung  gemacht  wurde, 
offenbar  unrichtig  ist. 

Diese  Deklaratira  sieht  also  die  Anwendung  der  im  §  53  Abs.  tt  und 
7  des  Betriebsieglemente  feetgeaetiten  Rechtsfolgen  nach  sich,  weil  das  Be- 
triebareglement  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  bedingungsweise  zum  Trans- 
port zugelassenen  Warm  ffir  sicli  allein  oder  mit  anderen  Waren  zu  einer 
8<*ndnng  verpackt  unter  uniu  htiix»  r  Dcklaratiiin  aufgegeben  werden  Kolglicb 
iht  die  Argumentation  des  Geklagt«;u  ii  tig,  als  wenn  die  Bestimiaungeu  (ies 
Betriebsreglemmta,  welche  den  Frachtxnachlag  betrafen,  auf  die  streitige 
Boidnng  flh«diani>t  nicht  anwendbar  wären  oder  besflglich  dersellMi  awsh  in 
dem  für  den  (liklagten  nachteiligsten  Falle  nur  der  im  $  öH  Abs.  8  des  Be- 
triebsfiorlt  nn  nLs  nach  je  einem  Frachtbriefe  mit*  1  Krone  festgesetzte  Fracbt- 
zuschlag  aiigeweudet  werden  könnte. 

Unbegründet  ist  auch  die  Einwendung,  dal)  in  jenem 
Falle,  in  welehem  die  Bisenbahn  den  Transport  der  mit 
Frachtbrief  tbernommenen  Ware  noch  nicht  begonnen  hat, 
wegen  der  nicht  er  folgten  Deklaration  der  bedingungsweise 
rnm  Transport  7 n <r r  1  a s senen  Waren  Icein  Frachtzuschlag 
gefordert  werden  k  c»  ii  n  e. 

Der  im  §  5H  Abs.  ü  des  Betriebsreglements  (Art.  7  Abs.  4  des  inter- 
nationalen Übereinkommens  fiber  d^  FracbtTerkehr)  enthaltene  8atz  ,ist 
ein  Frachtauschlag  an  die  am  Transporte  beteiligten  Eisen- 
bahnen zu  zahlen"  hat  in  bezug  auf  die  in  Rede  stehende  kontroverse 
Fra^f  k(»inf  Tjcdcntung,  weil  liir  Vorans»<ptznn<r«>n.  nntrr  w  clcht  ii  <h-i  Fracht- 
susehlag  ^eiuitltit  werden  kann,  durch  du»  di-iu  zitierten  ^^^t/,t'  vuiatigclu  inlt  n 
Sätze  im  Abs.  0  und  durch  Abs.  7  desselben  Paragraphen  normiert  werden, 
die  Bestimmung  des  letzteren  Absatzes  aber  keinen  Zweifel  bestehen  lädt,  dafi 
die  nnricbtige  oder  mangelhafte  Deklaration  der  in  der  Beilage  B  aulgesiUilten 
Waren  die  Anwendung  der  Strafe  zur  Folge  hat :  bei  dieser  Regelung  setzt 
der  zitierte  Satz  im  5"^  Abs.  (>  des  Betriebsreglements  nur  die  Üispo'^itinn 
des  Fraciitzus»  hlage»  beziehungsweise  die  Norm  fest,  wer  den  Frachtzuschlag 
zu  fordern  berechtigt  ist. 

Aber  der  Umstand«  daß  die  Eisenbahn  die  anrichtig  deklarierte  Ware 
nicht  welterbefdrdert  hat.  steht  der  Forderang  des  Prachtzuschlages  auch 
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deshalb  nicht  im  Wrg»'.  wt  il  die  im  S  bU  d<  s  lVt!i«-hsr«'s;h'mt  iit-,  .  iith;»lt.  n- u 
Dispositioucn  offenbar  den  Zweck  verfolgen,  daü  die  (lefahrtii.  wt-iche  aai> 
dem  Tnuuporte  soldier  Waren  entstehen  können,  die  vermöge  ihrer  natOr- 
licfaen  Beaehallenheit  die  Sicherheit  des  Verkehres  gefährden,  nsdi  Möglichkeit 
Abgewendet  wer<len  sollen.  Weil  aber  diinb  die  erwähnten  Kefährlicbei 
Eigenschaften  die  Sicherheit  der  Or^rane  und  der  Einrichtungen  der  Kisenbaho 
sowie  der  sonstigen  Waren  nicht  nur  während  des  Transport sund- m  anrh 
während  dt  r  ManipulalMii  r>der  Einlagerung  bis  zum  Traii.^jiui  ff  auf»  .>iuel 
gesetzt  ist  und  die  Behandlung  solcher  Waren  behufs  Verhütung  mögUcbcr 
OeEshten  schon  vom  Zetlpunkte  der  An^he  eine  besondere  Vorsicht  erheischt, 
so  ist  aneh  ein  Hanptsweck  der  richtigen  Deklaration  solcher  Waren,  daft 
die  nötigen  Sicherheitsvorkehrungen  schon  bei  der  Aufgabe  angewendet  werden 
sollen  und  die  mögliche  (iefahr  nicht  nur  während  des  Transportes,  sondern 
auch  schon  vor  iJ-  ni  Be^rinne  desselben  abwendbar  sei.  Dt  ingtmäß  ist  die 
Bestimmung  der  Absätze  ti  und  7  des  §  53  des  Beiriebsrcgleuu  nts.  welrbe 
die  unrichtige  Deklaration  der  erw&hnten  Waren  mit  Strafe  belegt,  auf  die 
Wdse  msmlegen.  daB  dieier  FraehtinseUag,  wdclier  nicht  als  für  den 
Tian^rt  enthJlende  Gegenleistung,  sondern  als  Strafe  für  die  Ter- 
letsnng  der  im  Betriebsreglement  enthaltenen  Vertrags- 
inäBigen  Bedingungen  zu  entrichten  ist^.  schon  auf  Grund  des 
Vertraesbrurhes,  welrh<T  durch  die  mit  iinrichtitfcr  Deklaration  erfolgte  Auf- 
gabe der  Ware  hei^an^^uii  wurde,  gefordert  werden  kann. 

in  Ansehung  des  Betrages  des  Frachtzuschlages  hat  der  k- 

Gericbtabof  gleichfalls  mgnnsten  der  Kligeiin  entschieden.  Bei  dieter  Bnt- 
scheidnng  wofde  in  rnter  Breihe  in  Betracht  gesogen,  da6  in  dem  besflglichen 
Abs.  7  des  §  58  des  Bctriebsrcglements  §  3  der  Ausfuhrungsbestimmungen 
znm  internationalen  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfrachtverkehr)  vom 

Bnittopewicht  des  „Versand st ttrkes'*  nicht  aber  Warenstückes  die  K*<!o  ist ; 
der  wörtliche  und  htgiscbe  Sinn  der  fraglichen  BesttmniunK  des  iüglrtiient^ 
ist  also,  daß  der  Frachtzuschlag  nicht  nach  dem  Qcwichte  der  eüuelnen  da« 
Versanditflek  bildenden  WarenstOcke,  das  helBt  der  nnricfatig  deklaiierten 
Stttcke,  sondern  nadl  dem  Bmttogewiehte  des  bei  dem  Tranqwrie  aadi  inller* 
lieh  als  besonderes  Stück  erschmnenden  nnd  in  der  Rubrik  AnsaU  des  Fracht- 
briefes als  solches  bezeichneten  ganzen  Versandstückes  zu  bemessen  ist,  ein- 
schlieBlieh  also  anch  das  (rewicht  der  Emballage  und  der  sonstigen  W  ar»-n. 
welche  mit  den  unrichtig  deklarierten  Waren  zusammen  verparkt  uunien. 

Die  Richtigkeit  dieser  Auslegung  wird  übrigens  auch  durch  den  schon 
oben  gewürdigten  SidMibeltsaweck  des  im  §  53  Abs.  7  des  Betriebsreglements 
fntgesetxten  Fraehtanschlages  begründet,  weil  dnrdi  die  Vexpadrang  der 
Bmballage  nnd  sonstiger  Gegenstände  mit  den  gefährlichen  WarenstOdM 
die  Gefahr  in  vielen  Fällen  eher  gesteigert  als  gemindert  wird  und  anch  das 
MaC  fl'T  S<  ha(l('ner8atzpflicht  der  Eisenhahn  grf'iüer  ist.  falls  infolge  der  Ent- 
7.itnduriy  oder  Explosion  der  unrirlitiij  dcklariertt  ii  ( Icgenstande  .Sendungen 
von  größerem  Gewichte  und  entspreclh  iid  größerem  Werte  zerstört  werden. 
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Dieselbcti  Rücksicht«'!»  der  Sirhcrhrit:  hrpnindrn  vh  auch  andererseit«;. 
dali  häati^  die  nach  dem  Bruttogewicht  des  ganzen  Vmandütiir  Im-s  /u  Vx  - 
messende  Strale  mit  dem  Gewichte  und  Werte  der  unrichtig  dckiaricrien 
Ware  in  kdnem  Verhältnisae  steht»  aber  eine  solche  Disproportion,  inabMonders 
tn  Ansehung  des  Wertes  der  Sendung,  kann  anch  in  solchen  Fillen  eintreten, 
in  welchen  ansschlieSlicfa  die  in  der  Beilage  B  erwähnten  Waren  mit  un- 
richtiger Deklaration  oder  mit  AuÜerachtlassang  der  Sidierheitsvorschriften 
anigegeben  werden 

Der  Text  dva  Iktriebsreglcments  und  der  Zweck  (i*  r  Bestimmung'  sprechen 
alüu  für  den  prozessualen  Standpunkt  der  Klägerin  und  die  in  unserer  Judi- 
katur bisher  ständig  aar  Geltung  gelangte  gegenteilige  Anffassong  bat  ihre 
Haoptstatse  darin  gefanden,  daß  im  §  3  Abs.  1  der  Ansfflhnmgabestimmangen 
des  Bemer  internationalen  ('bereinkommenä,  welches  die  Grundlage  des  Betriebs- 
replements  bildet,  nicht  atisdnicklich  gesagt  ist.  ob  der  Fracht /iisehhig  nach 
dem  Bruttogewichte  des  ^'uiizen  VcrsandstUckes  oder  nur  der  unrichtig  dekla> 
rierten  Warenstücke  zu  btiiechnen  ist. 

Aber  der  Rechtszustand,  welcher  die  Grundlage  dieser  Auffaüsung  bildet, 
hat  nnlftngst  eine  wesoitUche  Änderung  erfahi^n,  weil  Art.  2  Abs.  2  des  mit 
OA  XXV  1901  inartilndierten  Pariser  Zasatsflbereinkomm«is  mit  Abftndemng 
der  ubzitierten  Bestimmong  der  AusfUhrungabestimmungcn  des  Berner  inter- 
nationalen fliereinkommens  ausdrücklich  horvorffeliobeii  hat.  daß  der  Fracht- 
zaschla^'  .,fttr  jedes  Brattokilogramm  des  ganzen  Yersandstttckes"  zu  be- 
rechnen ist. 

Es  ist  wohl  wahr,  daß  infolgedessen  die  bezüglichen  Bestimmungen  des 
Betriebareglements  keiner  Textiening  im  strengeren  ffinne,  als  sie  die  bis« 
herige  ist,  nntenogen  worden,  sie  stehen  aber  gegenwärtig  mit  den  Be- 
stimmungen des  internationalen  Übereinkommens  im  Einklänge,  so  daß.  wenn 

auch  der  hvj.ni'Vvhv  Text  des  Betriebsre^lenients  znpmstrn  der  Bisenbahn 
nicht  abgeändert  wurde,  die  ratio  desselben  sich  detinuch  auf  die  Weise  ge- 
iaidert  hat,  daU  den  bezüglichen  Duspuäitionen  des  Betriebsreglements  auf 
Grund  ihres  Zusammenhanges  mit  den  Bestimmungen  des  internationalen 
ÜheieinkonmiMis  bd  dem  heatigen  Recbtssastande  nach  mit  strikter  Ans- 
legnng  kein  von  dem  oben  eingenommenen  Standpunkte  des  k.  Geriditdiofes 
»bweicbender  Sinn  beigelegt  werden  konnte.  *) 

Demzufolge  trebührt  der  Eisenbahn  gpffcnüber  dem  geklagten  Aufgeber 
iiiicli  dem  im  Frachtliriefe  C)  bezeichneten  und  Übrigens  aud»  nicht  bestrittenen 
Bruttogewicht  von  49  Kilogramm  des  ganzen  VersandstUckes  der  fUr  jedes 
Kilogramm  mit  12  Kronen  berechnete  der  Klagssumme  entsprechende  Fracht- 
sutcblag.  Zinsen  kann  aber  die  Klägerin  nicht  beanspraehen, 
weil  der  mit  Klage  hegehrte  Frachtanschlag  eine  Forderung 
int,  welche  den  Charakter  einer  Strafe  an  sich  trägt. 

K.  Tafel  in  Budapest  als  H  e  v  i  s  i  on  sge  r  i  c  b  f  Hrteil  vom 
11.  3.  Ol  II.  0.  163.1U03):  Geklagter  wird  mit  seinem  fievisionsb^^ehren 
abgewiesen. 
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Orflnde. 

Die  ReTiaionumfechtttng  des  Geklagten  niid  seine  Aignineiitatioii  wird 

durch  die  an  dieser  Stelle  in  vollem  Cmfanf^^e  akBeptieite  Begründung  des 
Berufungsgerichtes  widerlegt,  welche  die  k.  Tafel  aar  mit  dem  Nactastebeodoi 

XU  ergänzen  findet 

Das  %'ur  ileui  Ik-riier  (  bertinkuinmt'n  in  (ii-ltiniL'  iiewisfiie  Beiriebs- 
reglenient  hat  im  §  i6  ausgesprochen,  ctali  lU  rji  iiige.  welcher  von  dem  Eisen- 
balintransport  ausgescblessene  oder  nur  bedingungsweise  zmn  Transport  sn- 
gelMsrae  Q^nstftnde  unter  unricht^r  oder  mangeUiafter  Deklantion  saf« 
gibt,  schon  die  durch  die  TatKuche  der  Aufgabe  rechtskräftig  verwirkte  ^tnk 
zu  bezahlen  verpflichtet  ist.  Nach  >^  50  desselben  Betriebsreglenients  ist  im 
Falle  der  unrichtigen  D»  klararinn  des  Inhaltes  der  S.  ndunir  jede  Eist  nbahn 
berechti^rt,  aulier  der  Ergänzung  der  venmuderten.  für  den  W'vn  zwisdnii 
der  Aufgabestation  und  Beütiumungsütation  entfallenden  Frachtsätze  aucii 
einen  Stralbeti  ag  gcmlA  ihren  besonderen  Reglements  xu  verluden.  Auf  der 
Bemer  Konforens  hat  Deutschland  beantngt,  daß  die  fraglichen  Strafbetiif^ 
ausschlieUlich  d^  »(deckenden  Eisenbalin  suMlen  sollen. 

Dieser  Antrag  wurde  nicht  angenommen,  sondern  beschlossen,  daß  die 
jrtzt  sfhon  Fnit  lir;/i)vrlilair  ircnannte  Strafe  zwischen  die  am  Transporte  be- 
ttiliiztcji  Kist'iiliahmn  zu  verteilen  i^t  und  diese  Disposition  wurdt-  auf  Grund 
des  §  2  des  ih\  lbU2  XXY  in  das  ungari5<:he  Betriebsreglement  übernommeo. 
sowie  auch  der  Beschlnfi  ttbemommen  wur^e,  dafi  der  Fraohtsnschlag  dsmi 
SU  bexahlen  ist,  wenn  die  obbeseichneten  Waren  mit  unrichtiger  oder  mangel- 
hafter Deklaration  behufs  Frachtfiihrung  ausgehen  wurden. 

Die  im  Art.  7  des  Berner  (  hereinkonimens  und  im  08  des  ungarisrhtn 
Betrieh'?refr!»'ment<<  fr<'hraurliton  Worte  .an  die  am  Transport*»  beteiligten 
Eis.  iil»ahn(jn".  welche  der  (ieklagte  aus  ihrem  Zusammenhange  heraus'jpri-'sen 
iirig  auslegt,  dienen  zur  Jktzeichnung  der  fUr  die  Einhebung  des  Kiaiht^u- 
Schlages  berechtigten  Personen,  r^eln  aber  die  Voraussetsungem  der  Ent- 
stehung der  Zahlungspflicht  nicht,  insbesonders  normieren  sie  dieselben  mcht 
auf  eine  von  dem  früheren  Betriebs!« ment  abweichende  Weise. 

Aus  den  zitiert«'n  Worten  folgt  offenbar  nicht,  daß  der  Frachtznschlaj? 
überhaupt  nicht  zu  entrichten  ist.  wenn  der  Transport  lant  Vertrag  ;uif  itt 
Strecke  einer  Eisenbahn  zu  »«ntrii-bten  war  und  beendigt  wurde  und  »uwi«' 
derjenige,  welcher  yetalirliche  W  aren  mit  unrichtiger  Deklaration  aufgegebtn 
hat,  die  Herabsetzung  des  Fracbtsnschlages  nicht  verlangen  kann  ausschliefilieh 
deshalb,  weil  die  auf  den  Strecken  der  flbrigen  Bisenhafanen  sn  befSrdemde 
Ware  » ben  wegen  dt  r  Entdeckung  ihrer  gefährlichen  BeschafTenheit  schon 
durch  die  übernehmende  erste»  Eisenbahn  aufgehalten  wurde,  so  ist  auch 
irrig  die  rechtliche  Auffassunir.  da!}  drr  .Vtifirnhor  von  der  ihm  wegen  der 
verbotenen  Handlung  der  unriciitigin  Dtklaiati(*n  als  Strafe  auferlegten 
Zahlungsvei-ptiichtung  befreit  wiid.  wenn  der  Transport  nicht  begonnen  wurde 
Diese  Auffassung  ist  um  so  irriger,  weil  es  nicht  der  Zweck  des  Geseti^ben 
sein  konnte,  die  Eisenbahn  zu  verhalten,  daß  sie  den  Transport  der  gdlhr- 
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lieben  Ware  bogiiinf  und  liicdiirrh  ihrf^  Transportmittel  nnd  atich  die  übrigen 
ihr  anvertrnntPT)  Waren  der  Ucfahr  aussetze,  wenn  sie  ihren  Anspruch  auf 
den  ihr  zustfhcntieu  Frachtznschlag  wahren  will.'') 

Gemäß  der  Disposition  des  ungarischen  Betriebsreglements,  welches  üuf 
Gnmd  des  §  2  des  das  Pariser  ZusatzUbereinkommen  inartiknlierenden  OA 
1901 XXY  JiMidUiaert  wurde,  ist  ftb«r  dieser  Fracbtraaeblag  in  wlchem  FftUe, 
wenn  dae  unrichtig  deklarierte  geffthrliehe  mit  einer  anderen  hedingvngelos 
nm  Transport  zui/L-Iasaenen  nnd  richtig  deklarierten  Ware  verpackt  an|ge- 
geben  wnrde,  nach  dem  Bmttogewicbt  des  gansen  Versandstflckes  sn  be- 
rechnen. 

Auf  der  Pariser  Konferenz  halxn  niinilich  Ungarn,  Österreich  und 
Deat^land  übereinstimmend  den  Antrag  gestellt,  daß  mit  Abänderung  des 
§  3  der  zum  Art.  7  des  Bemer  Üherdnkommens  gehörigen  Ansftthmngs- 
bestinunnngen  klar  ansgesprodien  werde,  dafi  in  dem  oberwilmten  Falle  der 
Fracbtznselilag  nicht  nur  nach  dem  Gewichte  der  unrichtig  deklarierten,  sondern 
auch  der  mit  ihr  verpackten  und  richtig  deklarierten  Ware,  sowie  der  Bm- 
ballage  zu  entrichten  sei. 

Dieser  Antrag  wurde  ant^enonunen  tmd  i;  Ii  der  AusfilhruiiLiHbestimmungen, 
welcher  gelautet  hat;  „betrugt  der  Prachtzuschlag  lö  Francs  für  jedes  Brutto- 
kilogramm*', französisch:  „J5  francs  par  Kilogramme  du  poids  brut", 
auf  folgende  Weise  modifi«iart :  ,Der  FriMihtsuehlag  betrigt  16  Frsaken  für 
jedes  Brotteldlogramm  des  ganaen  Yeraandstflckes*,  branattsisdi:  „La  sur« 
laxe  sera  «k  X5  franea  par  Kilogramme  äu  poida  hrui  du  cotia 
entier." 

Es  kann  keinem  Zweifel  unt^  rliej^en.  daU  auch  der  zwischen  die  ungari- 
schen Gesetze  inartikulierte  deutsche  und  französische  Text  des  Pariser 
Übereinkommens  bei  der  Auslegung  des  aui  Urund  des  §  2  ÜA  liXÜ  XXV 
abgeftndwtw  «ngarisdien  Betriebsreglemttits  als  ffllfsqnelle  an  b^fltien  sind, 
weil  laut  der  sitlerton  Qesetsesstdle  die  Regiernng  beToIlmachtigt  and  an* 
gewiesen  wurde,  die  Bestimmni^m  der  Pariser  Konvention  im  Wege  der 
Ahindemng  des  Betriebsreglements  auch  anf  den  inllndiscben  Verkehr  aus- 
jiadehnen. 

Bei  der  Ausleihung  und  Anwendung  der  abgeänderten  Bestimmungen  des 
Betriebsregleiutnis  muß  daher  davuu  ausgegangen  werden,  daß  dieselben  mit 
den  bezüglichen  Bestimmungen  des  Pariser  ZusatzUbercinkommens  wesentlich 
fibneinstinunm  nnd  diese  Auslegung  ist  nur  dann  unanlSssig,  wenn  sie  durch 
den  Text  des  ungariscbNi  Betriebsreglements  anigeichlossai  wird. 

In  Ansehnng  der  Bestimmung  aber,  wetehe  bei  der  Entsdieidang  der 
gegenwärtigen  Frage  maßgebend  ist,  obwaltet  swischen  dorn  Texte  des  Zusatz- 
flbereinkommens  und  des  ungarisehen  Betriebsreglements  keine  wesentliche 
Abweichung. 

^  Ö5  Abs.  7  des  abgeänderten  ik'triebsreglement«  lautet  nämlich:  .wenn 
die  im  §  50  Abs.  4  und  in  der  Beilage  B  aufgezählten  Gegenstände  mit  un- 
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rieht ij.'er  odor  nmntrelhafter  Deklaration  zum  Transport  aufgeert  hon  werden, 
btträgt  der  Frachtzuschlag  12  Kronen  nach  jedem  Bruttokilogramm  de» 
Yersaudstückcs^  (Versandstück  heißt  im  ungarischen  Tcxt<?  gküldcmeny- 

Dm  BetriebsKCglement  unterscheidet  also  den  mm  Transport  nvl^egelMcii 

Gegenstand  von  dem  VersandstUckc  und  nimmt  offenbar  auch  auf  jenem 
Fall  bedacht,  wenn  mehrere  Waren  verpackt  zn  einem  Versandstflcke  ver* 
einigt  werden. 

Wird  daher  der  ganze  Inhalt  des  g  53  Abs.  7  des  Betriebsreglement« 
und  der  ans  dem  Zmammenhange  der  Worte  henrorgebende  Zweck  demelben 
in  Betracht  ges<^n»  ao  mußte  man  zu  dem  Ergebnisse  gelangen,  da£  das 

gebrauchte  ungarische  Wort  „küldemcnydarab"  mit  den  im  deutschen  and 
französischen  Text  des  Znsatzflhereinkommonf«  enthaltenen  Worten  ,ganflea 
VersandstUck"  und  „colis  entier"  identisch  ist.*) 

Anmerkungen: 

1)  Diese  Nachträge  sind  erHossen  mit  foljrenden  Verordnungen  des  Handels- 
ministeriums  I  Z;.hl  hmi  mvi  ;  II.  Zahl  12fC,.Vl«8ö;  III.  Zahl 
IV.  Zahl  453.*>MiHX)  und  V.  Zahl  ni:r)l 

^  Die  iu  beiden  Urteilen  zum  Ausdrucke  gelangte  Ansicht,  dali  der 
Pracbtsuachlag  strafrechtlicher  Xatnr  sei.  wird  meines  Whnens  nur  von 

Gaaca  vcrtrrtrn  'Cf-dice  ferroriario  1891,  III.  Bd.  Din'fto  intrrnn::i(  nale 
S.  91 :  „La  novratanga,  tiort  e  altro  che  un'  anittiettda  diretta  a  joutin  e 
la  frttde  del  mtttenie").  Die  flbngen  Kommentatoren  betrachte  sie  teil» 
als  Konventionalstrnfo  f'Effer,  ^Das  intrrnatioitnlc  Übereinkommet  über 
den  Eiaenbahnfr  achtrer  kehr"  1.  Aull.  1H93— 1Ö94  S.  131  und  Schtvab, 
„Jku  internationale  Übereinkommen  Hier  den  BieenbaJmfrachtveikehr 
im  Verfffc/che  mit  dem  deuJschen  Fracht  recht  erl^utni"  S  1(»4  ff. 
Auf  diesem  Standpunkte  steht  auch  die  k.  Kurie  in  den  Entacheidungen 
Zahl  60/1900  and  13ö9/190()),  teils  als  obligatio  e.v  lege  fHoaenthal, 
„InternafifiHdJps  F/isctihahnficiditrecht^  Jena  1894  S.  75:  Gersttier, 
^Internat ionalett  Ei.senbahnftuchtrecht''  Jena  1894  S.  142;  Strauß, 
„^as  Berner  Übercinkomnien" ,  Juri.s tische  Blätter  1893  S.  74).  Für  die 
privatrochtlichi'  Natur  des  Frachtzuschlages  spricht  aurli  ihr  t'msfand,  daß 
derselbe  infolgt  dti  bloßen  Tatsache  der  Aufgabe  unter  unrichtiger  oder  un- 

genaner  Deklaration  gefordert  werden  kann,  weder  dolus  noch  culpa  ist 
ierbei  erforderlirh  Kifi  r,  „Die  Uafipßicht  der  Eisetif>ahnen~  in 

Ztech.  III  1893  tX)H  snb  3j.  Doch  ist  diese  Ansicht  nicht  allgemein  aner- 
kannt. So  sagt  z.  B.  Gerstner  a.  a.  0.  8.  142  ohne  jede  Begründnng:  «Da^ 
g^^n  wiiil  nach  allgemein  geltimden  Rechtsgrun<l«üt/i  ii  der  Nachwois,  daß 
der  Absender  sich  in  einem  entschuldbaien  Irrtum  bt  iunü,  den  Frachtzuschlag 
aasschtieBen"  und  Schwab  a.  a.  0.  8.  109:  „Zu  einer  unrichtigen  Angabe 
wird  wohl  immer  dofli  ttwas  Fiindit  seitens  des  Absenders  gehören." 

^}  Dieser  Absatz  der  Begründung  ist  nur  bei  Verstän^uis  des  ungarischen 
Te.vtes  des  Betriebsreglements  und  des  internationalen  Übereinkommens  be- 
greiflich. 

B'  iih- T'rtrih'  sti  lii  ii  auf  dmi  rieht iL^t  n  Standpunkte,  daß  (h  r  Frarht- 
zuschlag  auch  dann  gefunU  rt  wi  rdta  kann,  wenn  der  Transport  noch  nicht 
begonnen  wurde.  Hiermit  Iriinrn  sie  die  entgegengesetzte  Ansicht  ab.  welche 
in  den  Entscheiduntri  ii  ih  r  k.  Kuri*  vom  2n  !'  W  Zahl  259  iiiid  vom 
5.11.03  Zahl  50  aut-gcsprochen  wurde         Eger,  „Das  internationale 
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Übereinknmtucti"  2.  Aull   lum  8.  1B7 ;  Caltiiar  S.  68 ff.  :  Eger, 

,F.isf}th(ih>iiri  litlii  Jh'  Entscheidungen^  XVI  67;  Zeitschrift  für  inter- 
nattontiien  Eisenbahntransport  YIl  S.  5*J4ff.).  Die  k.  Kurie  führt  zur 
Begrfinduiig  ilmr  Ansicht  drei  Argumente  an,  deren  keine«  ttbenengend  ist: 

a  i  Die  Dispusition  des  internationalen  L'bereinkoinmens  und  des  Bi  rriebs- 
reglements  betreffend  den  Fruchtzuschlug  trügt  den  (Jbanikter  einer  .Straf- 
bestiminuug  an  sich,  ist  als  solche  strikte  zn  interpretieren  und  kann  in  Er- 
mangelung einer  aasdrttcklichen  Verfügung  nicht  auf  il<  n  Fall  aiisLrinUhiit 
werd^'n.  wenn  die  Ei^fnhahn.  M-elche  den  Frarlitziis(hla{f  Ill•aIl^|)^ucht,  den 
Traiii>port  noch  lüclii  beguaiieu  hat.  Diese  Auifattöun^  über  die  .'sirafrechtliche 
Natur  des  Frachtzuschlages  hat  die  k.  Kurie  selbst  in  den  beiden  obzitierten 
EntgfhridtjDCtn  Anin  2*  aufgegcbt  ii.  Stellt  man  sich  aber  auf  den  Stand- 
punkt, welchen  die  k.  Kurie  in  diestn  Uidt  n  letzterwähnten  Entscheidungen 
akxeptiert  bat,  dafi  der  Frachtzuschlag  als  Konventionalstrafe  zu  betrachten 
sfi,  f'ilfrt  hieraus:  weil  die  Konventionalstrafe,  wfnn  f  itie  Tnti  rlassiing 
au^bcdungen  wurde,  infolge  einer  der  Vereinbarung  widersprcH-lienden  Hand- 
lang fKlUg  wird  ($  274  HOB),  so  ist  im  gegebenen  Falle  die  Tatsacbe  der 
unriclitiiitn  Deklaration  im  Zeifpunktc  des  Alihchlusses  des  Vcrtratjes  einge- 
treten, der  Frachtzuschlag  gebührt  also  von  diesem  Zeitpunkte  angef&ng^ 
(selbstverständlich  mit  Zinsen,  wenn  man  der  Anschaunng  ist,  datt  der  Fradit- 
zuschlag  nicht  strafrechtlicher,  sondern  privat  rechtlicher  Natur  ist,  sei  de 
nun  Konventionalstraff  oder  obligatio  e.r  /cf/c  . 

b)  weil  im  >Stune  des  Art.  7  Abs.  4  des  internationalen  Übereinkuaimens 
und  des  §  öH  Abs.  6  des  Betriebsreglements  der  Frachtzatichlag  ^an  die  am 
Transporte  beteiligten  Eiseniiahtu  n*  zu  zahlen  ist  Wenn  also  keine  Kisen- 
bahu  au  Transport«  beteiligt  war,  so  ist  kein  Fracbtzuschlag  zu  bezahlen. 
Die  Entstehungsgeschichte  und  der  Iclare  Zweck  der  in  Rede  stehenden  Be- 
stiniTinin(]:  widerlegen  diese  Auslegung,  weil  sie  nicht  die  15  e  d  i  n  n  n  Vor- 
»tuutetzuugj  der  Ziüilungsveipfliohtung,  sondern  die  Ve r  t  e i  1  u  n  g  der  Zahlung 
zwischen  den  bereditigten  Bisenbahnen  regelt. 

C)  Noch  weniger  stiehlialtig  ist  das  letzte  Argument  <1  ti;  gemäli  den 
zitierten  Bestimmungen  der  i-'iarhtrnsrlilatr.  abgesehen  vnn  «Irr  N k  li/altlung 
des  Frachtiinterschiedes,  zu  zahlen,  also  nicht  zu  entrichten  sei.  wenn  kein 
Fraefatonterschied  obwaltet.  Die  sub  b)  sitierten  Bestimmungen  erwfthnen 
den  .etwaigen"*  Frachtuntersrhied.  verweisen  also  ausdrücklich  darauf, 
daß  der  Fracbtzuscbla^  aach  dann  zu  bezahlen  ist,  wenn  von  Frachtunter- 
schied, vom  Ersätze  eines  entstandenen  Schadens  oder  von  den  durch  straf* 
gesetzliclle  oder  polizeiliche  Bestimmungen  vorgesehenen  Strafen  keine  Kede  ist. 

^)  Eger  verbleibt  in  der  neuesten  -\uflage  seines  Werk«  (D/is  inter- 
nationale ÜUereinkommen  2.  Aufl.  19(18  S.  148)  bei  der  Ansicht,  Uuii  der 
l'racbtiuschlag  auch  jetzt  nur  nach  dem  Gewichte  der  unrichtig  deklarierten 
Ware  zn  bezahlen  nnd  daC  dir  MudHikation  im  ^  8  Abs.  1  der  Aiisffihrungs- 
bestimmungen,  wie  sie  das  l'ariser  Zusatzii hereinkommen  bewirkt  hat,  als 
rein  redaktionell  beseiehneter  Znsatz  zn  betrachten  ist.  Die  in  beiden  ör- 
teilen  erörterte  Entstehungstresrhirlite  dieser  Meditikation  beweist.  dat5  der 
Zusatz  .des  ganzen  Versaudstückes"  „du  colis  entier**^ 
welcher  durch  das  Pariser  ZvsatsUbereinkommen  zum  Text  des  §  A  Abs.  1 
der  .XusfühningsbestimmniiLren  des  T'enier  l'bereinkommens  hinztiL^efiitxf  \uirde, 
eine  beabsichtigte  Änderung  in  dem  8innc  g<'wesen  ist,  daii  der  Fruchtzui>chlag 
nicht  nur  nadh  dem  Gewichte  der  unrichtig  deklarierten  Waren,  sondern 
nach  dem  Gewichte  der  ganzen  Sendung  zu  zahlen  ist. 

SchwartM, 
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Ausschließliclie  Zustäftdigkeit  der  umjarischim  Gerichte  2ur 
Verhänguny  der  Kuratel  über  unyari.srlie  StafttsntHfehörige, 
wenn  dieselben  auch  im  Auslände  slmidiy  ueilen  und  im 
Inlande  keine u  s/andiz/en  Wohnsitz  Jiaben.  In  diesem  l  ulle 
ist  zur  VerJuniffung  der  KinnteJ  auch  jener  k.  ungarische 
Gerichtshof  zuständig,  in  dessen  Sprengel  dirjeninr  Person. 
iiL'iriie  unter  Kuratel  gestellt  werden  soll,  Vermögen  besitzt. 
(„Jogtudumüuyi  Küzlöntr  J!t04  No.  H3  Brilt/r/e  Ao.  ö20  S.  229.) 

K.  Gerichtshof  Nagyvirad  (Entscheidung  vom  IfV  '^  f)4  Zahl 
507M*>f)l)r  Nach  §28  der  Justizministorialverordnung  Zahl  32t;.MKsi  l„  - 
trcfleiid  Uttä  Verfuhren  in  Ansehung  der  \  erhangung  der  Kuratel  ibi  zur  Wr- 
hängang  der  Koratd  ansscIiUefilicb  jener  k.  Oerichtabof  nitftndig. 
wddieni  jene  Person,  die  unter  Kuratel  gestdlt  irerden  soll,  Tenilife  ihres 
persönlichen  Gerichtsstandes  untersteht.  Weil  aber  der  persönliche  Gerichts- 
stand gemäÜ  §  PfA  54  18(>H  nntiarisrho  ZPO>  in  iltr  Rifjol  durch  rlen 
Wohnsitz  oder  den  ständigen  Aufentlmli  des  Beklagten  begründet  wird,  wi'il 
der  ordentliche  Wohnsitz  des  unter  Kuratel  zu  stellenden  Grafen  G.  A'.  Ca. 
in  Wien  gewesen  nnd  in  der  Eingabe  s^n  ordentlidier  Aufentbaltsort  in 
üngam  nicht  beseicbnet  wurde,  die  Tatsache  aber»  daß  der  «mter  Kuratel  zn 
stellende  Qraf  €r.  N.  Cä.  im  Sprengel  dieses  Gerichtshoft  .s  Lif^genschafirn 
sitzt.  diP  ZiistftnditrIcHt  dip'rs  1c.  Orrirlitshofps  als  pcrsimlirht'n  (Terirhts.stamles 
an  und  iür  sich  nicht  begründet,  muiite  die  vorliegende  Kingabe  von  di»  st  in 
k.  Gerichtshöfe  zurückgestellt  und  der  Einschreitcr  an  den  zuständigen  k. 
Gerichtshof  Terwiesen  werden. 

K.  Tafel  NagyvArad  (Bntscfaeidmig  vom  30. 4. 1904  Zahl  1186/19U4)  : 
Die  Enstcheidung  der  ersten  Tnstana  wird  abgeändert  and  dfa»  Znstindigkeit 
des  k.  Qerichtshofes  featgesteUt. 

Gründe. 

Laut  der  Eingabe  verlangt  der  in  Wien  wohnhafte  Graf  G.  N.  Ca.  seine 
StdUnng  unter  Kuratel  wegen  Geisteskrankheit  and  wegen  der  sich  hieraus 
ergebenden  Verschwendung  mit  d«  ErklKrung}  daß  er  als  Bigenttmer  de« 

im  Komitate  Bibar  gelegenen  Gutes  N  TSti  die  ZusUlndigkeit  des  k.  Gerichts- 
hofes akzi'pticrc  und  nach  ««eineni  Rrkiirse  habe  er  nnr  in  Wien  ständigen 
Wohnsitz,  wo  er  sich  als  lieamtei  des  k.  ungarischen  Ministeriums  am  allfr- 
höcbstea  iioflager  aufhalte,  aber  vermöge  des  Prinzipes  der  Exterritorial itäi 
ad  sein  Wohnsiti  als  eines  ungarischen  StaatsangebQrigen  in  Ungarn  befindlich 
lu  vemutoi;  weil  aber  in  Pr<Ktessen,  welche  dm  persönlichen  Status  des 
Einschrciters  als  ungarischen  Staatsangehörigen  betreffen,  in  Ungarn  voll- 
streckbare rrtfilc  nnr  ein  nn^arlRchps  Gericht  tällen  kann  nnd  ihm  ^'c^enttber 
das  Wiener  (ieriehr  aiieli  vermöge  des  Prinzipes  der  K.vt<  rritorialität  nieht 
zuständig  ist,  weil  der  Einschreitcr,  nachdem  er  in  Ungarn  übcrliuupt  keinen 
Wehnsita  hat>  in  dieser  reinen  persttnlichen  Status  betreiaideii  Angelegenheit 
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die  Znstän(lif;k(  it  des  k.  Gericlitsliufcs  ulr/'-ptiei  t  hat  niul  weil  das  Vcrmötrcn 
rifs  EinschrcitiT.s.  wcUhor  nm  die  StelluiiiT  unter  Kuratel  bittet,  im  bpreiigel 
(liü  k.  (itricht&hok'b  gelugen  ist :  muUte  iiiit  Bedacbtnahnic  auf  §  23  des 
UA.  54  1868  (angarische  ZPO)  die  Entacheidong  der  ersten  Instanz  abgeändert 
and  die  ZnsUndigkeit  festgestellt  werdra. 

K.  nng.  Knrie  (BntaclieidiiBg  vom  18.  7.  Ol  Zahl  6381/1904):  Der 
Revisionsrekurs  wird  abgewiesen,  weil  keiner  jener  Pillli  ol)waIt«t.  in  welchen 
der  Revisionsrr  knr«?  an  die  dritte  Instanx  im  Sinne  des  g  69  QA  69  18B1 
(Kovelle  zur  Zi'O)  zulässig  wäre. 

Anm.:  Die  Entscheidung  der  k.  Tafel  ist  verfehlt.  Die  Kompeteuz 
des  k.  Gerichtshuft«  Nagyvärad  als  Rcalgerlclites  w&re  nur  dann  begründet, 
wenn  Graf  G.  iV.  Cs.  niemals  in  Ungarn  gewohnt  hätte  23  und  37  Ab- 
satz 2  ZPO).  Nachdem  dies  nicht  der  Fall  war,  so  wäre  zur  Verhängung 
der  Knr&tel  im  Sinne  des  §  23  und  §  37  Absats  1  ZPO  nnd  im  Sinne  des 
!<  28  der -JMV  vom  1.  11.  81  Zahl  32B.3  jener  k.  iinL^irische  Gerichtshof 
Xiutäiidig  (^wesen,  in  dessen  Sprengel  Graf  G.  N.  C«.  vor  seiner  Übersiedelung 
nseh  Wien  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  geliabt  hat  (vgl.  Ztsch.  19()4  S.  179 
bis  181»)  Die  ZustämlitTkeit  des  k.  Gerichtshofes  Nag>  värad  ist  audi  dadurch 
nicht  begründet,  dali  Graf  G.  N.  Cs.  dieselbe  zn  akzeptieren  erklärt  hat.  Der 
Gerichtsstand  der  Karatelbestellang  ist  ein  forum  e.rclutiiimm,  dessen 
Existenz  lediglich  durch  objektive  Krit4;rien  festgestellt,  mitbin  vom  Willen 
der  Interessenten  unabhängig  ist.  Die  k.  Tafel  bat  also  in  ein^m  Fülle,  in 
welchem  eine  Abweichung  von  der  ordentlichen  richterlichen  Zuständigkeit 
nicht  zulässig  ist,  ein  anzuständiges  Gericht  fflr  zD.stündig  erkltet,  weshalb 
die  k.  Kurie  in  die  meritorische  Erledigung  den  Rpvisionsrekurses  einzufxchen 
geradezu  vtrpilichtet  gewesen  wäre  bi)  Zahl  4  GA  51)  1881).  SchlieÜlith  sei 
Oioch  k'merkt.  daU  die  österreichischen  G*  rn  ht«  zur  Verbängung  der  Koratel 
in  flit  s*-iii  Fülle  nicht  wegen  des  Priri7.i|)i  .s  der  KNterritorialität  unzu^ständig 
Wiiari  idie  Beamten  des  in  Wien  betiiidlichen  k.  ungar.  Ministeriums  am  aller- 
höchsten Hoflager  Sr.  Majestät  sind  weder  nach  völkerreehtlicben  noch  nach 
positiven  Bestimmungen  des  österreichischen  Kc<  ]it(  s  cxtcrritnrialV  sondern 
deshalb,  weil  die  österreichischen  Gerichte  die  Vormundschaft  und  Kuratel 
Ober  hremde  Staatsangehörige  in  der  Regel  ablehnen  (§  183  des  Kaiserlldien 
PStestes  rom  9.  8.  1854  No.  2Ü8  BOBl).  Schwärt» 

Im  Sinne  des  öi)0  der  in  Fiume  gelten  den  prorisorischen 
Zivilprozeßordnung  rom  Jahre  JsrrJ  ist  die  Vollstreckung 
ausländischer  rechtskräftiger  Urteile  in  Fiume  hen  illigen, 
wenn  das  betreffende  ausländische  Gericht  nach  allgeniei/fen 
Grumlsätzen  im  Prozesse  sntsUindig  gewesen  ist  Der  Ort 
des  Vertragsabschlussrs  dient  nach  allgemeinen  Grundsätzen 
als  Grundlage  aur  Feststellung  der  Zuständigkeit  des  Gerichts^ 

Standes  des  Vertrages. 

(Entticheitlung  der  k.  ung.  Kurie  vom  17.  ß.  04  Zahl  98271004  ^Jog- 
luditmdnyi  Koxlöny''  I!J04  No.  36  Beilage  *S.  l^^-i  No.  öO'k) 
Pif*  Fiitst'hriflunk'pn  der  Iw  iden  rntergericbte  werden  abgeändert  und 

&al  (iftind  des  mit  der  YoUstreckungsklausel  versehenen  Urtciles  des  Zivil- 
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und  8iri*fgen<'htshofes  in  Neapel,  des  Zahluiigsaufira|{es  des  ütikhisvoilziehers 
S.  J.  des  k.  Gerichtshofes  Neapel  und  der  im  diploinatischen  Wege  Über- 
mittelten ReqtiintioD  des  k.  DbentMttaftawftlte»  in  Neapel  die  Ezekntion  sar 
Befrifldignng  wider  die  Flima  N.  F.  in  Ffnme  tu  gonsten  ded  HaadelBmalden 
C,  A,  in  Neapel  bewilligt. 

Gründe. 

Im  Sinne  des  §  550  der  in  Finmo  crpltmden  provisorischen  ZlV.  vom 
Jahre  1852  ist  die  Vollstreckung  ausländischer  rechtskräftiger  Urteile  in 
Fiome  zu  bewilligen,  wenn  das  betreffende  ausländische  Gericht  nach  all- 
gemeinen Ornndefttien  im  Proseaae  sutladig  geweeen  ist  Die  Zaetindigkeit 
des  Beslrktgerlditefl  in  IVeapel  wurde  Imt  Inhaltes  des  abermittelten  Uiteües 
auf  der  Gmndlage  festgestellt,  daß  der  Vertrag,  auf  welchen  KJ&ger  seine 
Forderung  gegriiiKkt  luit,  dort  ir<^schIossep  wnrdf  und  dir  d;idnrch  erhaltene 
Auftrag  —  Vermittclung  —  dort  zu  erfüllen  war.    Diese  Tatsaclie  wurdt*  na^h 
Einvernahme  der  durch  das  B«  /irksgericht  und  den  Gerichtshuf  urdaungäiuäliig 
geladenen,  bei  der  VerhandluDg  durch  ihren  Bevollmächtigten  beziehungsweise 
Advokaten  vertretenen  geklagten  Firma  anf  Omnd  der  erfolgt«  Beweis* 
anfnahme  doveb  die  erwihnten  Qerichte  festgestellt.  Bei  diesem  Sachverhalte 
ist  das  BeairkBgeiidlt  in  Neapel  als  zuständig  zu  betrachten,  weil  der  Ort 
des  Vertrafrsahsrlilusses  nach  allgemeinen  Grundsätzen  als  rinindlairf  7.ur  Fest- 
stellung der  Zuständigkeit  des  Gerichtsstandes   des  \  <  rtraL't  s  dimt.  Zu 
erwähnen  ist  noch,  daß  §  29  lit  d)  der  in  Fiume  geltenden  Juriädiklionsnorm 
vom  Jahre  1868  ansdrflcklich  festsetzt,  daß  in  solchen  P&llen,  in  welchen 
anslindtsche  Gerichte  ihre  Znstftndigkeit  Aber  hIerlSndige  Staatsbürger  an! 
Grund  soldier  Rechtsnormen  feststellen,  welche  hier  nicht  in  Geltung  stehen, 
auch  der  ausländische  Staatsbürger  vor  das  nach  dem  Gesetze  seiner  Heimat 
zuständige  hierländige  Gericht  geladen  werden  kann     Die  ünterLMi«  hte 
haben  also  den     *>r»0  der  zitierten  ZPO  irrig  ausgelegt,  als  sie  aussprücht-n. 
dali  die  Urteile  der  ausländischen  Gerichte  in  Fiume  nur  dann  vullstrcckbar 
sind,  wenn  das  ausländische  Gericht  nach  der  in  Fiume  geltenden  Juris» 
düctionsnorm  vom  Jabte  1853  aosttadig  geweseh  ist,  obschon  nadi  dem  licbtigen 
Sinne  des  §  550  genflgend  ist,  w«ui  das  ausländische  Gericht  auch  nur  nsch 
allgemeinen  Grundsätzen  als  zuständig  betrachtet  werden  konnte*.    Die  Ge- 
klagte hat  auch  auf  der  Grundlage  gegen  den  Volhnc;  (Ur  Ext'kution  Ein- 
wenduiii;  orhoben,  daß  das  Urteil  des  (lorirhtshofis  in  Neapel  nicht  rechtskräftig 
ist.    Diese  Einwendung  ist  unbegründet,  weil  das  übermittelte  Urteil  in  einer 
dem  §  55G  der  italienischen  ZPO  entsprechenden  vollstreckbaren  Form  aus- 
gefertigt, der  nach  §  dS2  if,  ital.  ZPO  geforderte  Zahlongaauftrag  in  der 
Originalausfertigang  den  AIrten  beigeschlossen  ist,  die  Geklagte  aber  gar 
nicht  beliauptet,  daß  sie  wider  das  Urteil  des  Gerichtshofes  beim  Kassationshof 
Revision  eingelegt  hat     Srhltpßlich  verstößt  der  Inhalf  des  Urteiles  weder 
gegen  die  tönten  8itf«  ii  noch  auch  gegen  ein  in  Fiume  geltendes  Verbotsgesetz. 
In  Anbetracht  des.sen,  daß  bei  gleichem  fcJach verhalte  auch  die  Urteile  der 
k.  Gerichte  in  Finme  in  Italien  nach  einem  im  Buche  III,  Titel  Xlf  der 
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^igra  ZPO  geregelten  DellbfttioiMverfttlivni  Toltetnekt  weiden  (Verordnniig 
des  lt.  wag.  Joslisiiiinisteriiiiiie  ZtU  31368/1893),  olvwaltet  kein  geaeteUchee 
Hindernis  der  Requisition  in  entepteohen,  wedtftib  der  Yollsog  der  Bxekation 

bewilligt  werden  mußto 

Anuu;  Fiome  ist  in  zivilprozessualer  liinsicht  ein  besonderes  Kechts- 
lebiet  Unganu.    Nach  dem  in  Üngarn  geltenden  Rechte  werden,  Dberein- 

siimmend  mit  §  328  Zahl  1  d.  r  «li  utsrhen  ZPO  und  SO  Zahl  1  drr  öster- 
reichischen Exekutionsordnung,  Urteile  aoeländischer  Gerichte  nur  dann 
Tolbtredct,  wenn  das  reqnirienuide  anflUndliiehe  Oerieht  fttr  die  Entaeheidnng 
des  Rechtsstr(il('s  ncidi  den  untjarischeTi  Gesetzen  zuständig  gewesrii  ist 
\vgl.  §  3  GA  tK)  1881  Exekutionsordnung  und  Staatevertrag  mit  Serbien 
Art  DC  OA  32  168S).  Im  Reehtehilfererkehr  mit  Österreich  wird  von  diesem 
Requisit.:-  alii^cschcn  (§  4  GA  60  l^Hl,  ebenso  §  M6  der  nsterreichisrhr'n  Exo- 
katioDsordnungJ.  Ausgeschlossen  ist  die  Vollstreckung  ausländischer  Urteile 
in  allen  jenen  Fitten,  in  welchen  ^e  Znetindigkeit  der  nnguitchen  Oevfchte 
anssi  hließlich  festgesetzt  ist,  so  z.B.  in  Pi u/essen  hotreffend  die  Status- 
Iragen  ungarischer  Staatsangehöriger  (§  ö  GA  öO  1881J,  in  Eheprozessen 
mgariachtt  Staataangehürigcr  (§  114      XXXI 1894). 

Schteart», 
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A*  HokniMiite« 

1.  Die  Vertragsentwürfe  der  vierten  Haager  Konferenz  (1904) 

über  internationales  Privatrecht. 

Die  Ztsch  XY  4*H),  öo?^  melde  teil  Vertragsentwürfe  lauten 
in  den  ^Doainients  0)04""  8.  205 ff.  wie  folgt: 

Les  sousügu^,  DC'l^gu^s  des  Gouvernements  de  VAllemagne,  de 
PAutriche  tt  de la  Hongrie,  de  1a  Belgique,  du  Zkmemark,  de  V^pagne, 
de  )a  France,  de  VItalie,  du  Japon,  du  Luxembourg,  de  la  Norvege, 
des  Paifs-Bas,  du  Portugal,  de  1a  Roumanic.  de  la  Russic.  de  la  Suerfe 
et  de  lu  Sui/iae,  ü€  äout  r^unis  ä  Za  Haye,  le  Iti  mai  lüü4,  sur  I  iuviution 
du  QoQvernemcnt  des  Fays-Ba«,  dans  le  bnt  d'arriveff  ane  entente  mr 
divers  Points  de  droit  inU^rnational  priv6. 

A  la  Huite  des  d^iib^rations  consign^s  dans  ies  proces-verbaux  des 
atences  et  mos  tes  räserres  qni  y  lont  expftmtes,  Iis  aont  conTemiB  de 
soumettre  h  Tappfteiatioii  de  leon  Goii?enieinent8  les  projets  de  CoDTentions 
suivuits: 

I.  Projet  d'une  Convention  relative  ä  la  proc4dure  civüe.^) 


D^&itmnt  appurter  a  la  Convention  du  14  uovembrt  1H;m;  lei  aoiclio- 
rations  soggör^es  par  l'ezp^rienoe, 

On*  rt'solu  de  cnnclare  unr  rinnvelle  Convention  ä  ret  eSet  et  ont,  CD 
cunbt>4ueiice,  nomm^  pour  lenrs  pli^nipotentiaires,  savoir: 


■       «       •      *      *  • 

ks^u.  is.  apr^  s'Mie  eommnniqn^  lenrs  pleins  ponvoiis,  troa^ds  en  bonne 
et  dtte  forme,  sont  convenna  des  diqpositions  soiTaiiteB: 

1.  Cuiumunicatiun  dactes  judiciair  es  et  extrajudiciairea. 

Article  1. 

En  mati^re  civile  on  commerciale,  les  signitications  d'actes  k  deetinatioB 
de  penonnes  se  troQTant  &  V^tranger  se  feront»  daai  les  Etats  contnctaats, 

^)  Ce  projüt  de  Convention  est  dcstini^     remplacer  la  ConventioD  da 
14  iMwembre  1896  t/t  le  Protocole  additi<»ne1  da  82  mai  1897. 
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sur  MTiü  (irmande  du  consul  de  rEt;it  rrqn<^rant  adress<;e  k  l'autorit«^  qtii 
stra  dösign^e  par  l'Etat  requis.  La  demande  contcnant  rindication  de 
rsstoriM  de  qui  Qualle  rMte  transmis,  1e  nom  et  la  qaatlt«  des  parties, 
T.'idrfsse  du  destinatain-.  1a  nature  de  l'actc  dont  il  s'a^it,  doit  ftr»'  n'di^'t-e 
dans  la  langne  de  1  atitorit^  requise.  Cettc  autoriU^  enverra  au  consul  la 
piöce  pronvant  la  siguification  oo  indiquant  1e  fait  qoi  Va  emp^fe. 

ToQtes  les  difficait^s  qui  s'^l^veraient  k  roocMioil  4o  la  demande  du 
consul  seront  r^gU'»'s  p;)r  la  voie  diplomatique. 

Chaquc  Etat  t ontraciani  peut  döclarer,  par  une  communication  adit  sys^e 
anx  antres  Btats  contractant«,  qn'U  entend  qne  la  demande  de  signiiication 
k  faire  sar  son  tcrritoire,  contenant  mentions  indiqn^  k  Talii^  1*',  loi 
soit  adresste  par  la  voie  diplomatique. 

Les  dispositions  qni  prtoident  ne  s^opposent  pas  oe  qae  denx  Btats 
contra(  tants  s'ent^ndent  ponr  admettre  U  oommonication  diiecte  entre  leoia 
autorit^s  leapectivee. 

Articte  8. 

La  signiiication  se  fera  par  les  soins  de  Tautorit^  compdtente  de  l'Etat 

rr-qnis.  Cettc  aiitorit^,  sauf  los  ras  pri'"vus  dans  I'article  3.  pourra  se  borner 
k  eüectuer  la  stgnification  par  la  rtunse  de  l  acte  au  destiuataiie  qui  l  ac- 
oepte  volontalremeat. 

Article  3. 

Si  Tacte  k  signitier  est  r^dig^,  soit  danB|,ia  langue  de  Tantorit^  requise, 
soft  dans  la  langue  convenne  entre  les  deux  Etats  intdresste,  ou  s'U  est 
accorapafin^  d'une  tradui  tion  dans  l'nne  de  res  langues,  TautoriU'  reqtrise. 
au  cas  Ott  Ic  d^ir  lui  en  serait  exprim^  dans  la  demande,  lera  signiüer 
l'acte  dans  la  ferne  prescrite  par  sa  l^slation  intörlenre  ponr  !*ex^ation 
de  signitications  analognes.  ou  dans  une  furrae  speciale,  pourvu  qu'elle  ne 
soit  pas  contrairc  k  cette  lögislation.  8i  un  pareil  dösir  n'est  pas  exprim^, 
l'autorit«:^  rcquise  cherchcra  d'abord  k  cffectuer  la  remise  dans  les  termes 
de  Tarticle  2. 

Sauf  ent^'üte  contratre.  la  traduction  pn'vue  dans  l  alinea  pr6c4dent 
sera  certifi^e  conforme  par  l'agent  diplomatique  ou  coiisulaire  de  l'Etat  re- 
qo^rant  on  par  nn  tradactemr  assennentö  de  TBtat  reqois. 

Article  4. 

L'egctention  de  la  signiiication  prdvne  par  leg  articles  1,  2  et  3  ne 
pourra  ^tre  refus^e  qne  si  l'Etat,  sur  le  territoire  duquel  eile  devrait  f^tre, 
faite,  la  juge  de  nature  k  port«r  att einte  ä  sa  souverainetö  ou  k  sa  söcuht^. 

Article  5. 

La  prenve  de  la  signiAeation  se  fera  an  moyen.  soit  d^Dn  tM^n6 

dat^  et  lögalis<i  du  destinataire.  soit  d'une  attestation  de  l'autoritö  de  TBtat 
reqois,  constatant  le  fait,  la  forme  et  la  datc  de  la  signiiication. 

8i  TsiOta  4  signifier  «  dt6  transmis  en  donble  ezemplaire,  le  röcöpissö 
Ott  Tattestation  doit  se  troorer  sar  Tun  des  dooblss  on  j  Ute  annex^. 

Article  6. 

Les  di.spositinns  des  arfirles  qui  pröc^dent  ne  s'opposcnt  pa« 

1^.  k  la  facult^  d'adrcsser  directenient  par  la  voie  de  la  poste  des 
act«8  anx  int^re8s«is  se  trourant  h  T^tranger; 

2^.  k  la  facult^  pour  les  int^rcss<!'S  de  faire  faire  des  signitications 
directement  par  tes  snin<;  de<)  officiers  niintstöriels  OU  des  fonctionnaires 
comp^tentti  du  pays  de  destination; 

2^.  k  la  facDlt^  ponr  chaqne  Etat  de  faire  faire  directement.  par  les 
soins  de  '^f  "  agents  dtpinmatiques  ou  consnlaires,  les  significaüons  destinfes 
aux  personnes  se  trouvant  k  T^trangcr. 
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Dans  chacun  de  ces  cas.  la  facalU'  prövue  n  cxiste  que  si  des  con- 
ventivDs  intervenues  entte  les  Etatg  intöress^s  radniettent  oa  si,  ik  d^faut 
de  Conventions,  TBut  ror  le  territoire  duqnel  In  si^milication  doit  ötre 
fjiite  iie  s'.v  oppose  pas.  Cct  Etat  ne  pourra  s  y  upposcr  lorsque,  dans  le 
cas  de  l'alinöa  1",  nam^ro  3,  l'ftcle  doit  ötre  signifiä  sans  contrainte  4 
im  ressortteaant  de  Ffitat  reqn^aat. 

Article  7. 

Lcs  signitications  ne  pomroDt  donner  lien  an  rembonraement  de  faxet 

on  de  frais  dt"  qnolque  iiature  que  ce  soit. 

Toutofoib.  sauf  ent<?nte  contrairc,  l  Etat  rnjuis  aura  le  droit  il  »  xii^er 
de  l'Etat  requörant  le  rcmboursement  des  frais  occasiunnt^s  par  l  iiiter- 
vention  d  un  ofticier  miniatöriel  oa  par  Temploi  d'one  fonae  epöeiale  dans 
lea  cas  de  Tarticle  3. 

II.  Oommissiüns  rogatoiree. 

Article  H, 

En  matiire  civile  ou  commtrciaie,  1  autorit^  judiciaire  d'an  Etat  con- 
traolant  pourra.  confonn<iment  aux  dispositions  de  sa  Idgialation,  s'adreflser 

par  commission  rojratoirc  fl  l'aiitorit*?  compi'tente  d'un  autre  Etat  con- 
tractaat  pour  lui  dcmander  de  faire,  dans  son  ressort,  soit  un  acte  d  in- 
etracUen,  aoit  d'aatm  aotes  jadieiaiies. 

Articie  9. 

Les  commissions  rogatoircs  seront  transmises  par  lo  ronsal  de 
l'Etat  roiia^rant  k  l  aatohtä  qtii  sera  d^sign^  par  l'Etat  requis.  Oette 
antoriM  enverra  an  eonsnl  la  piioe  constatant  Tex^ention  de  la  com- 
mission rogatoire  uu  indiquant  le  fait  qui  en  a  emp(^ch^  rex^cution. 

Toates  les  diflicultös  qui  s'öl^veraient  ä  l'occasion  de  cette  Irans- 
mission  seront  r^gl^es  par  la  roie  diplomatique. 

Chaqiio  Etat  cimtractant  peut  dt'clarer,  par  ane  communication 
adreaste  aux  autres  Etats  coutractanta,  qa'il  entend  qae  les  commissions 
rogatoires  h  ex^cater  aar  son  territoire  Ini  soient  tranainiaes  par  la  voie 
diplomatique. 

Lea  diapoaitiooa  qui  pr^oident  ne  s'oppoaent  pas  k  ce  que  deux  Etats 
etmtraetaiits  s*entaid«Dt  poor  admettre  ü  Innsmissioii  dincte  des  eom,* 
missions  rogatoires  eatre  Isars  autoritds  lespectives. 

Article  10. 

Sauf  entente  contraire,  la  commission  rogatoire  doit  Hre  rödig^e,  soit 
dans  la  langue  de  Tautoritii  requise,  soit  dans  la  langue  convenue  entre 
les  deux  Etats  inttressäs,  on  bien  eile  doit  ^tre  aoeompognte  d'niie  traduc- 
tion  faite  dans  une  de  cps  langufs  et  certifi^e  ronforme  par  un  agent  di- 
plomatique ou  cunsulaire  de  1  Etat  requfirant  ou  par  un  tradacteur  asser- 
msoM  die  TBtat  rsqnis. 

Article  1 1 

L'autorit^  judidaire  k  laqaelle  la  comoiission  rogatoire  est  adrcaste 
sera  obligce  d*y  satisfoire  en  naant  des  mömes  moyens  de  contrainte  qae 
pour  Tex^cution  d'nne  commission  dos  autorit^-s  de  l'Etat  lequis  ou  d'une 
demande  formte  k  cet  efiet  par  oue  partie  intöresate.  Ces  moyens  de  con- 
trainte ne  aont  pas  n^cesaairement  employ^s  sMl  s^agit  de  la  oompamtlon 
de  parttes  en  cause. 

L'antorit^  requiJrante  sera,  si  eile  le  demande,  inform^  de  la  date  et 
da  lien  ak  11  sera  proc6d6  k  la  mesare  sollicitfe,  afin  qae  la  partif  intd- 
ress^  soit  en  6tat  d^  asrister. 
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L'ex<}cation  de       cuniuiisbioii  rogatoire  ne  pourra  fitre  r«Iu8ee  que: 

1^.  si  ranthenticit^  da  document  n'est  pas  ötablie; 

2*'.  si.  dana  I'Etat  reqiiis.  Toxf'cntir.ti  de  la  commiasioii  rogatoire  He 
rt^ntre  pas  dans  les  attributions  du  puuvoir  judiciaire; 

3*^.  8i  l*Etat  aar  le  tenitoire  dnqnel  rexitontton  devralt  avoir  lies  la 
jngtt  de  natnie  4  porter  atteinte  k  aa  loaTerainetö  oit  &  sa  stenriM. 

Article  12. 

En  cas  d"incoinp(jtence  de  Tautorite  reqoise,  la  cominission  rogatoire 
aera  tr:instnisi  d'oftice  h  l'antortt^  judiciaire  comp^^tciite  da  m6ine  Etat, 
snivant  Ich  regics  i^tablies  par  la  U^gislation  de  celoi-ci. 

Article  18. 

Dans  toua  les  cas  on  la  comiuii^sion  rogatoire  n  est  paä  extcutOe  par 
l'autorit^  requisc,  cellc-ci  en  informera  immödiatement  rantoriti  reqa4rante, 
en  indiqnant,  dans  le  caa  de  Tarticle  11,  les  raison»  pour  lesquelles  Vex6- 
cution  de  la  commission  rogatoire  a  refas^  et,  dans  le  cas  de  1  article 
18,  Tantorit^  h  laqoelle  la  commiadoii  eet  tianamiae. 

Article  14. 

L'antoiiti  jadiciaire  qni  proodde  4  rexteation  d*ime  comoiiasioii 
rogatoire  appliqnera  leg  1«^  de  aon  paya,  en  ce  qni  eonceme  lea  iormes 

h  suivre. 

Toatelois.  il  scra  *d<^f^r<?  k  la  deinande  do  l  antoriti:'  rcquerante.  ten- 
daat  ä  ce  qa'il  seit  proc^dc*  soivant  um  foniu-  sp6ciale,  poorrii  qve  cette 
forme  oe  aolt  pas  contraire  k  la  l^gislation  de  r£(at  reqoia, 

Article  If). 

Les  dispositions  des  articles  qni  pr^c«'>dent  n'fxrlnont  pas  la  facalt6 
ponr  chaque  Etat  dt'  faire  ex^cuttr  directemeut  i)ar  sos  agontü  dipluiua- 
liqnes  on  consnlaires  les  comnussions  rogatoires,  si  des  Conventions  inter» 
Vennes  entre  Ips  Etats  int^'ress^'S  Tadnif-ttmi  on  si  I'Etat  sur  le  territoire 
daquel  la  commission  rogatoire  doit  <'trc  ejcöcat<3e  ne  s'y  oppose  pas. 

Article  16. 

Lexecutiun  des  commissions  rogatoires  ue  pourra  donner  lioii  au 
remboarsemeat  de  tazes  ou  de  frais  de  quelqne  nature  que  ce  soit. 

Toatefois,  sauf  entente  contraire,  I'Etat  reqnis  aura  le  droit  d  exiger 
de  I'Etat  requörant  le  remboorsement  des  indemnitös  payöes  aojc  t^moins 
oa  ans  ezperta,  aioai  qne  des  fraia  oocaaloiiiiAi  par  TiaterTention  d'un 
officier  minist^riel.  rendne  n<^cessajre  parrc  qne  les  t^moins  n'ont  p;is  mm- 
para  volontairement,  oa  des  frais  rösultant  de  rapplication  6veutueile  de 
rarlfde  14,  aliii«a  2. 

m.  Caation  judicatam  aolvi. 

Article  17. 

Aucunc  caution  ni  d^pdt,  sous  quelquc  diioominatioD  que  ce  soit,  ne 
petit  ^tre  impose,  k  raison  sott  de  lear  qnalit^  d'^trangers,  soit  du  ä^h.nt 
de  domicile  oa  de  rCsidence  dans  le  pays,  anx  nationaux  d'un  des  Etats 
onntractants.  ayant  leur  domicile  dans  l'nn  de  ces  Etats,  qni  scront  de- 
oi&iidturb  ou  intervenants  devant  les  tiihimaux  d  uu  autre  dv  ces  Etats. 

La  niftnie  rl^te  8*appliqae  au  vt  rsdnent  qui  serait  exigd  des  deman- 
deara  on  intervenants  potjr  trarantii  les  frais  judiriairef; 

Les  Conventions  par  lesquelles  des  Etats  contractants  auraient  stipul^ 
pour  leura  reiaortisaaiits  la  dispenae  de  la  caution  Juäieaium  9olvi  o«  da 
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verseiut-nt  des  fiais  jadicialres  saos  condition  de  domicile  continueront  4 
8*appliquer. 

Article  18. 

Los  condamnafions  anx  frais  et  drpcns  du  procts,  prononc^es  dans 
im  des  Etats  cuntractants  coatro  le  demandeur  oa  rintervenant  dispens^ 
de  la  caation,  du  d4p6t  oa  du  ▼enement  en  vertn  soit  de  Tarticle  17. 
alin*";!»  1  et  2,  soit  de  la  loi  de  TEtat  oh  Taction  est  intont^-e.  seront.  sur 
uue  demande  faite  par  la  voie  diplotoatiqae,  rendues  grataitement  ex6cfx- 
UArea  par  Tautoritä  comp^tento  daiu  cluicaii  des  aitni  Btati  «mtnctMitB. 

La  m<^me  r6glc  s'applique  aux  d^cisions  judiciaiies  par  lesqnelles  le 
montant  des  frais  dii  proci-s  est  fix6  ult4^ri('tiremt'nt. 

Lea  ditipüäitionü  qui  prec6dent  ne  »  oppuscnt  pas  ü  ce  que  deux  Etats 
contractants  s'entendent  poar  permettre  qne  la  demande  d'ezeqwtnr  Mit 
ao&si  faite  directement  par  la  partie  int^rcsete. 

Article  19. 

Los  d^cisions  relatives  au.v  frais  et  di^pens  sernnt  rt^'-clan^es  e.x^cutoirea 
Sans  enteodrc  les  parties,  maiä  sauf  rtn-ours  ultericur  de  la  partie  con- 
damiite,  confonntfment  la  l^elatioii  du  payi  od  rezteatien  est  ponr- 
niivie. 

L'aatorit6  comp^toite  pour  statuer  sur  la  demande  d'exeqoatur  se 
bomera  k  examiner: 

1".  si.  d'apr6s  la  loi  du  pays  od  la  condamnation  a  €U  prononr<5e. 
l'exp^dition  de  la  döcision  röuoit  les  conditions  uäcessaires  k  sou  aa- 
thentidM; 

^.  si,  d'aprts  la  in£me  loi,  la  d^cision  est  passäe  en  force  de  diose 

jug<:e ; 

3^.  si  le  dispuüitif  de  la  döcision  est  r6dig(^,  soit  dans  la  langue  de 
rantoritö  inquise,  soit  dans  la  langue  cunvenuu  entrc  les  dcux  Etats  iiit6- 
ressös,  ou  bien  s'il  est  accompa^n«!'  (Vuiif  traduction.  faito  dans  nne  de  ces 
langues  et,  sauf  entente  contraire,  certiti^e,  conforme  par  un  agent  diplo- 
matique Ott  oonsnlaiie  de  VBtat  reqa^rant  on  par  nn  tradncteur  assementA 
de  rjEltat  rrquis. 

Pour  satisfaiie  aux  conditions  preacritcs  par  I'alin^a  2,  num^ros  1  et 
2,  II  «ultra  dHtne  dAetaration  de  rantoritä  eompötente  de  l^tat  reqnteant 

constatant  ((ue  la  d'cisiim  est  pass^e  en  force  de  cliose  jutiöe.  La  comp^- 
tence  de  cctte  autorit<J  sera,  sauf  entente  contraire,  certifi^e  par  le  plus 
haut  fonctionnaire  pröposö  ä,  I'administration  d£  la  justice  dans  TEt&t 
xeqa^rant.  La  d^claration  et  le  certilicat  dont  il  vicnt  d>trc  parl^  doivent 
Atff*  ff^dig^  on  txadnits  oonfomöment  k  la  rögle  contenue  dans  l'alinöa  2, 
num<^ro  3. 

IV.  Assistauce  Jndiciaire  Qratuite. 

Article  2(). 

Les  ressortissants  de  chacun  des  Etats  contractants  seront  admis 
dans  tons  les  antres  Etats  contractants  an  bin^fice  de  raasistiviu  ojudiciaire 
gratuite,  comine  les  nationaux  eux-m^nics.  en  sv  ronfnrtiiant  k  la  l^ialation 
de  TEtat  oü  l'assistance  judiciairo  gratuite  est  ri^clam^e. 

Article  21. 

Dans  tons  les  cas,  le  cmiticat  ou  iä  döclaration  d'indigence  doit  etre 
d^livr^  ou  revue  par  les  autoritös  de  la  lisidence  habitadle  de  Tdtranger, 
ou.  ü  d^faut  de  cellcs-ci  par  les  aiitoriti^s  de  sa  n^nidenrc  actuellc,  Dans 
le  cas  oü  ces  derni^res  autorit^s  n'apparticndraient  pas  ä  un  Etat  contrao- 
tant  et  ne  receTraient  pas  on  ne  dilivreaient  pas  des  eertificats  on  des 
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dtehurations  d(  ccitte  natare,  il  stifiära  d'im  c«rtific&t  ou  d  unc  declaration, 
dtÜTri  on  rL<,iu>  par  nn  agent  diplomatique  on  oonsnlaire  dn  pays  auciuel 
r^traiigtT  iippartiiiit. 

äi  le  requ6raut  m  r^de  pas  dans  le  pays  ob  lu  demande  «st  fonu^, 
le  oertificat  on  la  d^araUon  dlndigence  tei»  l^galisA  gratniteniwt  par 
nn  aeont  diplomatiqae  on  consnlaire  du  pay»  oft  lo  docament  doit  toe 
prodoit. 

Aitide  83. 

L'autorit^  oonplteilite  ponr  d^livrcr  Ic  oertificat  ou  recevoir  la  d<^- 
claration  d'inrligencc  pourra  prendre  des  renscigneinent«  sur  la  Situation  de 
fortuue  du  requörant  aupKs  des  autorit^  des  autres  Etats  contractant«. 

L'antoriti  cbarg^e  de  statuer  aar  la  dcmande  d'assistance  jndiciaire 
gratuite  ronserve,  dans  les  limites  de  ses  attrilmtiotis.  le  droit  de  coutr6ler 
les  cmiticats,  döclarations  et  renscignements  qui  lui  sont  fournis. 

Article  2'6. 

Si  le  Mn^fioe  de  Tassistanee  jndiciaire  frratnite  a  6t6  aocord£  an 

rtssortissaiit  d  un  des  Etats  contractants,  les  si^nilications  relatives  an 
mbaiß  proc6s  qui  seraient  k  faiie  danb  au  autre  de  ccs  Etats  ne  pourront 
denner  lien  qn'an  remlionnenient  par  TBiat  reqn^rant  k  TEtat  reqnis  des 
frais  occasionn^s  par  l'emplul  d'mii-  forme  speciale  t-ii  vertu  de  rarticl«'  ;V 
Dans  le  m^e  cas,  1  e:K6catioD  de  conimissioDS  rogatoires  ne  doouera 
liea  qn*an  rembonnem^t  par  TEtat  requärant  k  TEtat  reqnis  des  indem- 
nitt's  pay^es  aux  t^moins  ou  aux  experts,  ainsi  que  des  frais  nteesiitis 
par  l  applicatioa  Eventuelle  de  Tarticle  14,  aliniöa  2. 

V.  Contrainte  par  corps. 

Article  24. 

La  contrainte  par  corps,  soit  conime  moyen  d  exteution,  soit  comme 
nemre  simptement  conservatoire,  ne  pourra  pas.  en  matföre  eivile  ou 

commerciale,  otre  appliqin'f  aiix  ('•tranirers  appartenant  ä  un  des  Etats 
coDtnctauts  dans  les  cas  oii  cUe  ne  serait  pas  applicable  aux  ressorttsaants 
du  paja.  ün  fait  qui  peut  Atre  invoqnd  par  un  ressortimant  domicilii  dans 
le  pays.  pour  obfeiiir  la  kvi'f  de  la  contraiiii«-  pur  curps.  doit  produire  le 
m^e  eSet  au  prolit  du  ressortissant  d  un  Etat  contract&nt.  möme  si  ce 
hit  f'csfe  prodoit  k  l'^tranger. 

VI.  Dispositions  finales. 

Article  25. 

La  presente  GonTOtttion  sera  ratiti*  e  et  les  raüfications  en  ^acront 
d'r  >  s  a  La  Hayc.  dös  qtte  siz  des  Hantea  Parties  Contraetantes  seront 

tu  luesurc  de  le  faire. 

II  sera  dress^  de  tont  d£p6t  de  ratilications  un  proc^s- verbal,  dont  une 
copie.  rcrtifi^c  ron  forme,  sera  remiie  par  la  voie  diplomatiqae  k  chacnn  des 

Etats  contractants. 

Avtide  2ß, 

La  präsente  Coiivi  ntiDn  8*appttqve  de  pleln  droit  avx  territoires  enro- 
ptens  des  Etats  contractants. 

8i  nn  Etat  eentractant  en  dMre  la  mise  en  vigueur  dans  ses  terrl» 

toires,  possessfons  on  ruloiiies.  situi's  hors  df  rEiinipc,  ou  dans  scs 
cireonscriptions  consulaires  judiciaires,  il  notitiera  son  intention  ä  cet  effct 
nn  acte,  qni  sera  d#po»$  dans  les-arcbives  dn  Oonvemement  des  Pays- 
Celui-ci  en  enverra,  par  la  voie  diploniati i  n  niie  copie.  certifiee 
conlMae,  4  diacun  des  £t&ts  contractants.    La  Cuuvention  entrera  <ü 
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vigiiour  dans  los  rapports  entr^'  1(  s  Etats  i|tii  rrimndrout  par  unc  d^claratiun 
aftirmative  k  cette  notificatlon  et  les  teriitoircs,  possessiuns  ou  colonies, 
dtu^B  liora  de  l'Earope,  et  les  eirconscriptions  consnlaires  jndiciaires,  poar 
lesquels  la  notification  aura  6t6  faito  La  d^'claratinn  aftinnative  sera  d6- 
posöe,  de  ni<>ine,  dans  les  arcfaivos  du  Gouvernement  des  Pajs-Bas,  qui  en 
enverra,  par  la  t«^  diplomatique,  une  cupie,  oertifite  conlonne,  k  cbacau 
des  Etats  contractants. 

Ariiclo  27. 

Les  Etats  repr^sent^  &  la  quatrii^me  Conförenoe  de  droit  international 
privä  sont  admis  ä  signer  la  pr<^8ent«  Convention  jnsqo^aa  d^t  des  ratifi> 
cations  pr^vu  par  Tarticle  25,  alinöa  ^^ 

Aprils  ce  d^pdt,  ils  seront  tuujouis  admis  h  y  adh«?rer  pnrenieiit  et 
Simpkment.  L'Btat  qni  dMre  adhi^rer  notifie  son  int>  ntion  par  un  arte  qui 
sera  fl»'})os<''  dans  les  arrhivps  dti  (lonvernfnicnt  des  Pays-Bas.  Celui-ci  en 
enverra,  par  la  voic  diplomatique,  une  cupie,  ccrtih^e  conforme,  k  cbocun 
des  Etats  contractants. 

Article  28. 

La  pri^sente  Convention  remplacera  la  Convention  de  droit  intematiuoal 
prfy«  du  t4  novembre  1896  et  1e  Protocoie  Additionnel  dn  82  mai  1897. 

Ell«'  t  nti'ora  en  viuauiir  ]<■  soixantiC'me  jour  h.  i>artir  de  la  date  oü 
tons  lc8  Etats  siguataires  ou  adlM^rents  de  la  Convention  du  14  noveutbre 
1896  auront  d<^pos<'  Icmre  ratifications  de  ta  prfeente  ConTention.  et  an  plos 
tard  le  27  avril  19<K» 

Dans  le  cas  di^  l  artirlc  2(5.  alin<''a  2.  eile  entrera  en  vigueur  quatre 
mois  apres  la  date  de  la  dcclaialioii  aJriruiativc  et,  dan.s  le  cas  de  l'article 
27,  alinea  2,  le  soiKanti^-me  jour  apres  la  dato  de  la  notiücation  des  adh^sions. 

II  rst  entendn  quo  It  s  notitir.itions  prfevues  par  rarticle  26.  alin^a  2, 
ne  pourront  avoir  lieu  qu  apres  que  la  pri^sent«  Convention  aura  6t6  mise 
en  Tigneor  oonform^ent  &  Talin^a  2  du  präsent  article. 

Article  89. 

La  prt'si  nte  Convention  aura  une  dur^'e  5  ans  ;\  partir  de  ladate 
indiqute  dans  l'article  28,  alinC-a  2,  poor  sa  niise  en  viguear. 

Ge  terme  eommencera  h  eonrir  de  cette  date.  mftme  ponr  les  Etats 
i|ui  auront  fait  It-  di'put  aprrs  cette  date  ou  qui  auront  adht^r^  p.ist»^ri(  nre- 
ment  et  aussi  en  ce  qoi  conceme  les  dtelarations  affirmatives  laitcs  en 
vertu  de  Tartiele  86,  alinte  t. 

La  Convention  Sera  rsnonvelte  tadtement  de  dnq  ans  en  cinq  ans, 
sani  d^nouciation. 

La  d^Donciation  devra  ^tre  notifi^e,  au  niuius  six  mois  avant  l'cxpi' 
ration  da  term«  liaA  ans  alintes  8  et  8,  au  Gonvcrnement  des  Pays-fias, 
QOi  en  donnera  ronnaissBnce  &  tons  les  antre.s  Etats 

La  dönouciatioit  t>eut  ne  s'appliquer  qu  aux  territoires.  possessions  Ott 
colonies.  sitvis  hors  de  rEttrope,  on  aossi  anx  circonscriptioiis  cnnsulaires 
judiciaires,  compris  dans  une  notification  faite  en  Yortn  de  Tarticle  86, 
alin^a  2, 

La  d£nondation  ne  prodnira  son  effet  qu'i  l'^ard  de  TEtat  qni  Tanra 
notifite.  La  Convention  xestera  exteotoiie  poor  ks  antreo  Etats  contractants. 

JI.  Frojct  (Tu HC  CoincHtioK  sur  lea  ronfUfs  de  lois  en 
maiieie  de  ^'acct'ü.sioiis  et  de  Testaments. 


DCäiraut  ctabUr  des  dispositiuns  commones  coucernant  les  succesaions 
et  les  testaments, 
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Oot  T^olu  d«  conclnre  nne  Conventioii  k  cet  elfet  et  ont,  en  con- 
atquence,  nomm«  povr  lenn  pltoipotentlaireB,  Mvoir: 


l(  S(Hii  Is.  aprf  s  sTtif  roTiimuniiiuC-  l<-tii  s  ]»leiii8  pouvolrs,  trouvis  «n  lionne 
et  dike  forme,  sont  convciiu«  des  dispositiuns  suivantes: 

Airticle  1. 

Les  successinns,  en  ce  qai  conccrne  la  d^signation  des  snccessibles. 

lordre  dum  k(nul  i!^  sunt  appelt'-s.  les  paitfe  qui  leur  sont  attribu^es,  les 
rapports.  la  i|uotitu  disponiMf*  et  la  n'scrvt'.  sont  soumises  h  la  loi  nutiunule 
tiu  tiefuut,  quel»  i(uc  suieni  lu  iiature  des  biens  et  le  pays  oü  ils  se  troavint. 

La  m^tne  rögle  s  applique  ä  la  validitä  intrinBftqae  et  anx  elfets  des 
di^ositions  testamentaires. 

Article  2. 

Lee  Mens  h^rC'ditaires  ne  sont  acqais  h  TEtat  sar  le  territoire  dnqael 
ils  80  trouvont  que  s'il  n'y  a  aacun  ayant  ili<'it  testamdntaire  ou,  abstraction 
faite  (k-  l'Etat  ötraoger,  ancun  sacoesaible  ab  mtcätat  d'apr^  la  loi  nationale 

du  dt'fuut. 

Artide  S. 

Les  tostam(»nts  sont  vnlables.  qiiant  h  la  forme,  s'ils  satisfonf  anx 
prescriptions,  soit  de  ia  toi  du  Heu  oü  ils  sont  faits,  soit  de  la  lui  ilii  imya 
aiiqnel  appartenait  le  d^lant  an  moment  oh  il  disposait. 

K^anmoins.  lorsque,  pour  le  testamcnt  fait  pnr  tinr  porsnnne  bor.s  de 
MQ  pays,  8a  loi  nationale  exige  ou  d^fend  une  forme  d<-termiu^,  i'inob- 
wrration  de  cette  r^gle  pent  entrafner  la  nnllitö  du  teetament  dana  le  pay« 
dont  ].  tt^tatt'ur  ^-tait  U-  sujit.  saus  «Ttipi'f  her,  d'ailkins.  si  le  testniiicnt 
est  conforme  ä  la  loi  du  licu  oü  il  a  ^t^  fait,  que,  14  et  dans  lt&  autres 
pays,  it  soit  valal»1e. 

Sont  valahles.  quant  ä  In  fxrme,  les  testaments  des  etraiiiii  rs.  s'ils  ont 
it^  rc<;us,  conform^ment  h  leur  loi  nationale,  par  les  agents  diplomatiques 
Ott  consulaires  autoris^s  par  l'Etat  dont  ces  (^trangcrs  ^taient  les  rcssortissaots. 

Article  4. 

Les  röglea  de  Varticle  1".  uiiiiea  2.  et  de  l  artlcle  3,  eoncernunt  une 
disposition  testamentaire,  sont  ägaiement  applicables  k  la  rövocatiou  d'une 
pareille  disposition. 

Article  5. 

Lea  autorit^  de  l'Etat  sur  le  territoire  duquel  se  trouvent  des  biens 
appartenant  h  in  suorcssiuii  pourront  prrndrc  les  mrsnres  n<^r('s*!?ur<'s  pour 
en  assurer  la  coiibti  vaiiuii,  ü  moins  qu  iJ  n'y  soit  puurvu,  en  vertu  de  cou- 
rentions  sp^^ciales,  par  les  agents  diplomatiques  oa  coosalaire«  antorisös  par 
r£tat  dont  le  dälnnt  dtait  le  ressortissant. 

Artiflf  R 

§  1.  Est  reservße  l  application  des  lois  territoriales  qui  ont  excliisive- 
meat  pour  bnt  d'empteher  la  division  des  propri^Ms  rarales,  ainsi  qne  l'i^ 
plication  des  lois  relätiTes  anx  immeables  placte  sons  nn  r^me  foncier 
sp^l. 

§  2.   Est  ^alenent  t^serr^,  dans  cbaqiie  Etat,  l  application  des  lois 

de  cet  Etat,  d'iine  nature  imperative  ou  prohibitive.  concernant  les  matit  res 
qui  seront  indiquöes  d  un  comumn  ac^rd  par  les  Etats  coutrartants  dans 
QU  protocole  additionnel,  destine  k  Htg  ratifiö  en  mdme  tcmps  que  lu  pr<3- 
«ente  Convention. 

§  3.  Pour  profitcr  de  la  r<;s(  rve  pnHue  dans  les  paragraphes  prcc6- 
dents,  cbaque  Gouvernement  doit  commuuiquer  au  Gouvernement  des  i'uys- 
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Bas  r^num^ration  des  dispusitions  de  ses  lois  qui,  par  d^rogation  aux  r^gles 
de  la  pr<Ssente  Convention,  seront  applicables  h  toutes  Ics  successions, 
m£me  &  ceUes  deB  ressortissants  des  autres  Etats  oontrftotonts.  Cette  Enu- 
meration pourra  tonjoiirs,  dans  les  limit^s  tracdes  aux  paragraphes  pr<V^- 
dentä,  ßtre  modifiöe  suivanl  ies  convenances  de  chaqae  Gouvernement,  qui 
fcra  ^({alement  oonnattrt  la  dötennination  au  Gouvernement  des  Fftye-Bas. 
Ce  Gouvernement  transmettra.  par  la  voi.  «lipLvmatique,  aux  Etats  ron- 
tractants  Ies  commanications  dont  il  s'agit,  en  indiquant  la  date  ä  laquelle 
il  lea  anra  re^*nes. 

5J  4.  Les  (iisji  isitions  r^sfrvt'c-s  par  un  Etat  vn  vr  rrn  r!t «  rt'  !,:''-b  pn'ri-- 
dentcs  ne  s'appUqueront  qu'aux  successions  des  ressortii^sajits  des  autxes 
Etat!  eontnu^bants  qai  s^onvriront  smxante  jonn  aprte  la  commiinication 
latte  au  Gouvernement  des  Pays-Kus 

§  6.  Les  dispositions  des  paragraphes  pröcödeuts  ue  saoraieat  autoriser 
an  Btat  contractant  k  sonslnire  ^  l'application  de  la  loi  nationale  dn  d^ 
hint  les  immeubles  non  compriB  parmi  ceux  qui  sont  visäs  an  paragraplw  1" 
ou  &  faire  öchec  4  J'appUcaüon  de  l'article  7. 

Article  7. 

A  l'^gard  des  mati^res  Visses  dans  l'article  1",  ies  ätrangera,  ressortia- 
Bants  de  l^n  des  Etats  contractants,  sont  entiiranent  assüxulte  avx  natio- 

naux.  Seront,  par  cons^quent.  sans  application,  dans  les  rapports  des  Etats 
contractants,  Ies  dispositions  instituant  au  profit  des  ressortissants  d  un 
Etat,  sur  les  biens  situös  dans  sun  territoire,  des  droits  de  pr^l^vement 
dont  l'effet  serait  de  modifier  indirectement  les  rtglea  jfoUw  dans  la  pr*- 
sente  Convention. 

Les  dits  droits  de  prd^vement  semiit  au  contraire  maint^nus,  h,  titre 
de  ( oiiipt  nijation,  si,  par  suitc  de  n  strictions  apport«'»«  au  principe  de 
l'applii Mtion  de  la  loi  nationale  du  di  funt.  les  sujets  d'un  Etat  sont  privt's. 
quant  aux  biens  situds  dans  le  territoire  d'un  autre  Etat,  de  tout  ou  partie 
dn  b^nöfice  des  droits  bärfiditaires  qn'ils  anraient  ens  d'aprte  la  loi  natio* 
nale  da  d^fant. 

Artirle  8. 

Aussitöt  que  possibU'  apr6s  la  sitJ:imture  de  la  präsente  Cunvention. 
Ies  Btats  contractants  ^tubUront  d'nn  comniun  accord  Ies  r^les  conoemant 
la  comp^tenre  et  la  proc^dure  en  matirre       sum'ssions  et  de  testamrnts. 

La  Convention  contenant  ces  r^gies  sera  ratiti^e  cd  mßme  temps  que 
la  präsente  GonTontlon. 

Article  9. 

La  präsent«  Convention  ne  s'appüque  que  dans  les  ras  oü  Ic  döfant, 
uu  »loiuent  de  son  d^cös,  appartenait  u  un  dva  Etats  contractants. 

Chacnn  des  Etats  contractants  eonservc  la  facultd  d'avoir  avcc  nn 
Etat  nnn-rontractant  une  Convention  sp^iale  soumettant  k  nne  loi  antl« 
que  la  loi  nationale  les  successions  de  ses  ressortissants. 

Si  la  prösoite  GonTontion  se  tronve  tiw,  en  tont  on  en  partie,  ineom* 
patilile  avec  une  Convention  sptViale  de  c«  genre,  i  c  II  r  i  s'appliqnor.i  »  ntn; 
ics  Etats  qoi  Tauront  conclue,  sans  qu'ils  aient  k  teuir  compte  de  la  präsente 
Convention.  De  lenr  cdt6,  les  antres  Btats  contractants  ponnont,  'dans  ce 
cas.  ne  pas  appliquer  la  pr^sintc  CoiiYontion  dans  la  mesore  oil  eile  se 
trouvera  exclae  par  la  Convention  .spr-ciale. 

Article  10. 

La  präsente  Convention  sera  ratili<3e  et  les  ratiücations  en  seront  dt^- 
postes  k  La  Haye,  dte  qne  dnq  des  Haates  Parties  Gontractantes  seront 
en  mesnre  de  le  faire. 
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II  S(  IM  <lr(  ssi'  de  tont  d<5p6t  de  ratificiitinns  un  proc^s -  verbal,  dont 
one  copie,  certili6e  confonue,  sera  remise  par  ia  voie  diplomatique  ä  chacun 
dM  Etats  oontraetantfl. 

Article  11. 

La  präsente  Convontioii  s'applique  de  plein  droit  aux  territoires  earo" 
p««D8  des  Etats  contractants. 

Si  an  Etat  oontractant  en  d^sire  1a  mise  en  yigueur  dane  eee  terri- 

toiri-5.  possessions  on  colonies,  situt'S  borg  de  TEurupc.  ou  dims  ses  circon- 
scriptions  consulaires  judiciaires,  il  notificra  sod  inteution  ik  cet  e&et  par 
mi  acte,  qui  scra  d<;p<^  dans  les  arelÜTefl  dn  GoiiTvnieiiieiit  des  Pays-Bas. 
Celui  ci  en  envcrra.  par  la  voie  diplomatique,  ui^  copie,  oertifi^  coii forme, 
k  cbacun  des  Etats  contractnnts  La  Conv^^fUion  entrera  en  vi^ueur  dans 
leä  rapports  entre  les  Etats  <{ui  r6pundrouL  pu.i  une  dC'claration  affirmative 
4  eette  notifieation  et  les  territoiree,  posseesions  ou  colonies,  sitate  hurs  de 
l'Europc,  «  t  les  circonscriptions  consulaircs  judiciaires,  pour  lesquels  la 
ootitication  aora  ^16  faite.  La  däclaration  affirmative  sera  dC'pos^,  de 
mtaie.  daas  les  ansUves  du  Oonvemement  des  Pajs-Baa,  qui  en  enverra^ 
par  la  voit  diplomatique,  une  copie,  oertiflie  conforme,  k  «Äacan  des  Etats 
Coatractants. 

Axüeie  18. 

Les  Etats  repr£sent6s  k  la  qaatri^me  Conf^nce  de  droit  intemationa] 

privt^  sont  admis  ä  signer  la  presente  Convention  jnsqa'aa  d^t  des  raü- 
iications  pr6va  par  l'article  lU,  alin^a  1". 

Aprte  ce  dCpOt,  ils  seront  toujours  admis  k  y  adhdrer  pnrement  et 

simplcment.  L'Etat  (jui  d<'.sirc  adherer  notific  son  iutention  par  un  acte 
qui  sera  d^pos^  dans  les  arciiives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas.  C'elui-ci 
en  enverra,  par  la  voie  diplomatique,  une  copie,  certifi^e  conforme,  4  cbacun 
des  Etats  eontractants. 

Artirlp  K-!. 

La  pr^nte  Convention  entrera  en  vigucur  le  soixanU^me  jour  ii  partir 
du  d4p<kt  des  ratifications  pr^vu  par  Tarife  10,  allnöa  1**. 

Dans  le  cas  de  l'article  11,  alin^a  2,  eile  entrera  en  vigueur  quatre 
mois  apr^s  la  date  de  la  dt^olaratioii  aflrnnativc  ot.  dans  1p  ran  de  l'ar- 
ticle 12,  alin^a  2.  le  äuixauticmt-  jour  aprcä  la  dato  de  la  uutitication  des 
adMsions. 

TT  est  enttndu  que  les  notifications  prövues  par  l'article  11.  alin^a  2, 
nt  pourront  avoir  iicu  qu'apres  que  la  präsente  Convention  aura  mise 
▼ignenr  «onfonntoent  k  l^aünto  1*'  du  präsent  artide. 

Article  14. 

La  präsente  Convention  aura  une  dur^e  de  5  ans  &  partir  de  la  date 
iodiqnto  dans  Tarticle  13,  alinte 

<  t  terme  conimcnrcra  A  conrir  de  cette  date,  mßmc  pour  les  Etats 
qui  auront  adb^rä  postörieurement  et  ausai  en  ce  qui  concerne  les 
darations  aArmatiTes  fsites  en  verta  de  Tartiele  11,  alinda  2. 

La  ConvoiitioD  Bcra  renouTelte  tadtement  de  cinq  ans  ra  cinq  ans, 
sauf  dtoonciation. 

La  dönondation  derra  dtre  notiti^e,  au  moins  six  mois  avant  Tex« 
piration  da  teime  Tis6  anx  alin^as  2  et  3,  au  Gonveneinent  des  Pays-Bas. 
qni  en  donnera  connaissancc  ä.  tous  les  untres  Etats 

La  deoonciation  pcut  ne  s'appliquer  qu'aux  territoires,  possesbions 
ou  colonies,  situ6s  liors  de  l'Europe,  oa  aussi  aux  circonscriptions  con- 
sulaircs judiciaires,  eompris  dans  uns  notification  faite  en  vertu  de 
i'&rticle  11,  alin^a  2. 
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La  d^nonciatlon  ne  produira  aon  eSct  qu'ä  I'^gard  de  l'Etat  qai 
Faun  notifife.  La  Convention  restera  ex^cutoire  pour  les  autres  Etats 
oontiaetants. 

///.  Projet  d  une  Cotnention  cofwerttant  les  conflits  de  loi 
relatifs  au.r  rffHs  du  mariage  sur  les  droits  ef  les 
devoirs  des  epoujc  dans  leurs  rapports  persomiels  et 
sur  les  bietis  des  epoujc, 

D«^üirant  6tablir  des  dispositions  communes  concernant  les  eSets  da 
mariage  snr  les  droits  et  les  devoin  des  ^ponz  dans  lenrs  rapports  per- 
Bonnels  et  sur  les  biens  des  (!^poux, 

Ont  rt^äolu  de  conclure  une  ConTontion  ä  cot  effet  et  ODt,  en  con- 
söqaence,  nomm6  pour  leurs  pl^nipotentiaires,  savoir: 


lesquels,  aprös  s'Ctre  comuiuniqu6  Icurs  pleins  pouvuir»,  trouves  en  bonne 
et  düe  lome,  sont  eonveniis  des  dispoaitioiis  suiTantes: 

L  Les  droits  et  les  devoirs  des  ^poux  dans  leurs  rapport» 

personnels. 

Artide  1. 

Les  droits  et  les  devoirs  des  ^ponx  dans  lenrs  xapports  peisoiuiels 
aODt  rf^i^is  par  leur  loi  nationale. 

Toutelois,  ces  droits  et  ces  devoirs  ne  peuvent  6tre  *anctionn6s  qne 
par  les  mojens  qne  pennet  ^galement  la  loi  da  pays  oft  la  sanction  est 
reqnise. 

II.  Les  Iii  «IIS  lies  d-poux. 
Ar  tick-  2. 

En  1  absence  de  contrat,  les  effets  du  manage  sur  les  biens  des  öpoux, 
taut  immcubles  quo  nicubles,  sont  r^gis  par  la  loi  nationale  du  mari  an 
moment  de  la  ciM<?bration  du  n»  irinirp. 

Le  cbangement  de  uationaliu^  des  ^poox  ou  de  Tun  d'eox  n  anra  pas 
d'infloenoe  tnr  le  r^(ime  des  biens. 

Article  3. 

La  capacite  de  chacon  des  futurs  epoux  poor  concInFe  nn  contrat  de 
mariage  est  dötenninte  par  sa  loi  nationiüe  an  moment  de  la  ctiöbration 

du  mariage. 

Article  4. 

La  loi  nationale  des  <Jpottx  di'cide  s'ite  peuvent,  an  conrs  da  mariage, 
goit  faire  nn  contrat  de  mariage.  soit  risilier  on  modifier  leoiv  cwiTentions 

n\iitriiiioniales. 

Le  chanjreinent  qui  serait  fait  an  r^cime  des  bims  ne  peut  pas  avoir 
d'eSet  i6troactif  an  pr6judioe  des  tiers. 

Article  5. 

La  validit^  intrinsi-quo  d"nn  cotitrat  dr  mariacro  et  sf'-'  effpts  sont 
r^gis  par  la  loi  nationale  du  mari  au  moment  de  la  cöl^bration  du  mariage, 
on,  sHl  a  €U  oonclu  an  coors  dn  nutriage,  par  la  loi  natioBale  des  dponx 
an  moment  dn  contrat. 
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La  mr-me  loi  dicidc  ü  et  daus  quelle  mesure  les  6po\ix  ont  ia  libert^ 
de  se  r^f^rer  ä  uiie  autre  loi ;  lorsqu'ils  s'y  sont  r^fdrds,  c'est  cette  dcrni^e 
loi  qni  d^teimine  les  effets  du  contnt  d«  nariage. 

Artiole  6. 

Le  contrat  de  mariagc  est  valable  quant  k  la  forme,  s'il  a  itC  concln 
soit  ronform^ment  :\  la  loi  du  pays  ofi  il  a  i't^  fait,  soit  conforme'^mpnt 
la  lui  Dutionale  de  chacim  des  tu  tun»  epoux  au  moment  de  la  celebratiun 
da  mariage,  oa  encorc,  s'il  a      concln  an  ooim  dtt  mariafe,  eonform^mrat 
4  la  loi  nationale  de  chacan  des  ^ponx 

Lorsqae  la  loi  nationale  de  Tan  des  futurs  6poux  ou.  si  le  contrat 
est  ooBda  an  oonn  da  mariage,  la  loi  nationale  de  ruii  des  4poiix  exige 
comme  condition  de  validit^  qtio  le  contrat.  mi^inc  s'il  est  conrlu  en  pays 
^tranger,  ait  one  forme  d^tcruiint'e.  ses  dispositions  doiveut  Ctre  ol>serv^. 

Article  7. 

Les  dispoaitions  de  la  präsente  Convention  ne  sont  pas  applicables  aux 
immeables  plaote  par  la  loi  de  lenr  sttnation  mns  nn  regime  foncler  apdcial. 

Article  8. 

Chacun  des  Etats  contractants  se  rösenre: 

F.  d'exi^er  des  formalites  sp6dale8  pour  qoe  lo  ffigime  des  hieoB 
poisae  Stre  invoi{Uti  contre  les  tiers; 

S*^.  d'appliquer  des  dispontioDs  ayant  ponr  bat  de  prot^gef  les  tian 
dans  leors  relations  avec  one  femme  maii^  exei^t  oae  profesaion  bot 
Je  territoire  de  oet  Etat. 

Les  Etats  oontractants  s  engagent  k  se  commoniquer  les  dispositioiiB 
Ugales  applicables  d^aprts  le  prteent  article. 

ni.  Dispositions  gdn4rales. 
AjÜde  9. 

.Si  les  öpoux  ont  acquis,  au  cours  du  mariage,  nne  noiivelle  et  in'nie 
nationalit^,  c'est  leur  nouvelle  loi  nationale  qui  sera  appliqu^e  dans  les  caa 
Tiste  MX  artJeles  1,  4  et  5. 

S'il  advient.  au  cours  du  mariage.  (|Ue  les  epoux  iraient  pas  la  nu'me 
nationaUtö,  leur  dcrni6rc  l<}gi8lation  commune  devra,  pour  Tapplication  des 
articles  prteit^s,  6tie  considöräe  comme  leur  loi  nationale. 

Äxticle  10. 

La  prteente  Convoition  D^ania  pas  d^application  lorsque,  d*aprts  les 

articles  prt'cedents.  la  loi  qvi  demit  dtre  appUqnde  ne  serait  pas  cetle 
d'on  £tat  contractant. 

IV.  Dispositions  finales. 
Axticle  II. 

La  prtsente  ConventioB  sera  ratiflfie  et  les  •  ratifloatlens  en  sefont 
d^pos^es  k  La  Haye.  dte  qne  nz  des  Hantes  Parties  Contractantee  seront 

ea  mesure  de  le  faire. 

II  sera  drcss^  de  tout  d6pöt  de  ratifications  nn  procj^-verbal,  flont 
nne  copie,  certifi^e  conforme,  Sera  remise  par  la  Toie  diplomatique  &  chacun 
de«  Etats  contractants. 

Article  12. 

La  prteente  Convention  s'appliqne  de  plein  droit  aux  territoires 
enropöens  des  Etats  contractants. 

Si  un  Etat  contractant  en  d^sire  la  mise  en  vitrueur  dans  ses  terri- 
toires, possessions  ou  colonies,  situös  bors  de  1  Ivurope,  oa  dans  ses  circou- 
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scriptions  conaulaires  judiciairos.  il  notitiera  son  int»'ntion  h  n  t  cfft^t  par 
an  acte,  qui  sera  döpusä  dans  les  arcbives  du  GouvernemcDt  des  Pays-Has. 
Gelni-d  en  enverra.  par  la  toi»  diplomatique,  une  copie,  certifi^  oonfonne, 
h  rliacnn  des  Etats  rontrartants.  La  Convention  cntrcra  on  vi^nicur  dans 
Ics  rappurts  entre  les  Etats  qui  r^pondront  par  une  däckration  affirmative 
h  eette  notiücation  et  les  terrltoires,  posseMiona  on  eolonies.  sitote  liots 
de  TEurope,  et  los  circonscriptions  consulairrs  judit  iaircs.  pour  lesquels  la 
notification  aura  ^t^  faite.  La  d^claration  athrmative  sera  d^poete« 
mdme,  dans  les  archives  da  Gouvernement  des  Pays-Bas,  qui  en  enverra} 
par  la  voie  diplomatique,  une  otqiie,  oertifiöe  conformet  chacan  des  Etat» 
Gontractants. 

Article  13. 

Les  Etats  repr<^sent^8  ä  la  qua!  ri^me  Conference  de  droit  iuternatiooal 
priv(^  s«int  admis  h  signer  la  pr<^scnte  Convention  jusqa'au  döpötdes  rutifi- 
cations  pr^vu  par  1  aiticle  11,  alin<^a  1«>*. 

Apirte  ce  d6pöt,  ils  scront  toujours  adnüs  ä  y  adb^rer  purement  et 
simplement.  L'Etat  qui  dt'sire  adb^rer  notifie  son  intention  par  un  act« 
qui  sera  d^pos^  daus  les  arcbives  du  Gouvernement  des  Pays-Bas.  Celui*ci 
en  enverm,  par  la  voie  diplomatique,  une  copie,  oertifl^ie  oonforme,  k  ehacon 
des  Btats  contractant«. 

Article  14. 

La  prtsente  Convention  entrera  en  vigneur  le  soizantitaie  jonr  k 
partir  du  d^pAt  des  ratitications  pr^vu  par  l'article  11,  a]in»^a  1^^^ 

Dans  le  cas  de  l'artiele  12,  alint^a  2,  eile  entrera  en  vigneur  quatre 
mois  apr^s  le  date  de  la  d^claration  affirmative  et,  dans  le  eas  de  l'ar- 
ticle  lä,  alittte  2,  le  sotxnntidme  joor  apris  la  date  de  la  notification  des 
adbösions. 

n  est  entendu  que  les  notiücations  pr^vues  par  i  aiticle  12,  aiinOa  2, 
ne  pourront  avoir  lieu  qu'apr^s  que  la  prd'sentc  Convention  auia  4t6  mise 
en  vignenr  oonform^ment  k  l'alin^a  2  du  präsent  article, 

Arti(l(»  15. 

La  prösente  Convention  aura  une  dur6e  de  ö  ans  ä  partir  de  la  date 
indiqtt^  dans  l'article  14,  allnto  1 

«'o  terma  commencera  k  courir  do  cttte  date,  mömc  pour  les  Etats 
qui  auront  adh^r^  post^rieorement  et  aussi  en  ce  qui  conceme  les  dödarations 
affirmatives  faites  en  vertu  de  Tarticle  13,  alinia  2. 

La  Convention  sera  renonvdte  taeitement  de  cinq  ans  en  dnq  ans, 
sauf  dr-nonciation. 

La  d^nonciation  devra  ^tre  notifi^,  au  moins  six  mois  avant  l'expi- 
ration  du  t€rme  vis<^  aux  alinöas  2  et  3.  au  Gouvemement  des  Paja-Baa^ 
q^ai  en  donnera  connaissance  ä  tous  les  autres  Etats. 

La  d^nonciation  pcut  ne  s'appliquer  qu  aux  territoircs,  puäät-ääiunii  ou 
colonies,  Sitnte  hors  de  l'Europe,  on  aussi  aux  circonscriptions  consuluires 
judiciairos,  compris  dans  nne  notification  faite  en  vertu  de  Tarttcle  1:^, 
alin^a  2. 

La  d^nondation  ne  prodnira  son  effet  qn*k  l'Ögard  de  TEtat  qui  Tanra 
notifide.  La  Convention  lestera  exteutoire  pour  les  antrss  Etats  oontractants. 

IV.  Projet  dune  Convention  concernant  rinterdictuMi  et 
les  mesures  de  protection  analogues. 


D<jsirant  6tabUr  des  dispositions  communes  concernant  rinteidictto» 
et  les  mesures  de  protection  aaalogues. 
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Out  r^soln  do  conclurc  ane  Convention  h  cet  e96t  et  ont,  9H  00016- 
tiueoc«,  nommä  pour  lears  pl^nipotentiaires,  sovoir: 


lesqnels.  aprt's  s>tre  communiqu^'  lears  pleins  pouvoirs,  troavös  en  bonoe 
et  dile  forme,  sont  conveous  des  dispusitioo  suivautes: 

Artirlo  1. 

L  interdiction  est  r^gie  par  la  loi  nationale  de  la  personue  a  inter- 
dixe,  saaf  les  dörogations  k  cette  rögle  contenaes  dans  les  articles  suivants. 

Artifle  2. 

L*interdiction  ne  peut  etre  prononc^e  que  par  les  aatorit^^s  comp^ 
tentes  de  TBtat  anquel  la  personne  &  interdire  appartient  par  Ba  nationaUtö 
et  1*  tatelle  sera  orgaiuM«  tdon  U  loi  de  cet  Btat,  >»nf  les  oes  prfiviia 
aiu  articleB  suivanta. 

Article  H. 

Sif  dans  an  des  £tats  contractants,  un  ressortissant  d'un  aatre  de 
ees  Btata  se  trouve  dans  les  condittoin  reqaisee  ponr  llnterdietion  d'apröa 

sa  loi  nationale,  tontes  les  mesr^ri^s  jirovi'^oires  n(?ccssaires  ponr  la  pro- 
tection de  8a  personne  et  de  ses  biens  pourront  6tre  prises  par  les  atitoht^s 
localee. 

Avia  en  sera  donmä  aa  OonveraeiiieDt  de  TBtat  dont  fl  est  le  ree- 

iMNrtueant 

Cee  mesnres  prendront  ün  dös  qae  les  antoritte  locales  leoerront  des 
Mtoritös  nationales  Tavie  que  des  mesares  provisoires  ont  it6  prises  on 
que  la  sitaatioii  de  Vindinda  dont  il  s'agit  a  6U  t6gl6»  par  an  jngeroent. 

Article  4. 

Les  autoritäs  de  TEtat,  sar  le  territoire  duquel  an  ^tranger  dans  le 
ms  d'f'tre  intcrdit  anra  sa  r^sidf^ncc  habituelle,  informenmt  de  cette 
Situation,  des  quelle  leur  sera  connue,  les  autorites  de  l'Etat  dont 
r^tranger  est  le  ressortissant,  en  commmiiqaant  la  demande  en  inter- 
diction  dont  ellee  setaieat  aalaies  et  les  mesoxes  provisoires  qni  antaient 
6t6  prises. 

Arttele  5. 

Les  commanications  prÖTVee  anx  articles  3  et  4  se  feront  par  la  TOie 
diplomatique  ä  moins  qae  la  oonmmnication  directe  ne  soit  admise  entie 

les  aatorit^s  respectives. 

Article  6. 

II  sera  sursis  h  toate  mesure  definitive  dans  le  pays  de  la  rösidence 
ha^inu  He  tant  que  les  autorites  nationales  n'auront  pas  ri'ipondu  :\  la  com- 
muuxcutiuii  prövue  dans  larticle  4.  Si  les  autorites  uutiunules  declareut 
▼ouloir  s'abstenir  ou  ne  r^pondent  pas  dans  le  dölai  de  six  mois,  lea 
autorites  de  la  residen-f  luibitiielle  auront  ä  statuer  sur  Tinterdiction  en 
texiant  compte  des  obstacles  qui,  d'aprds  la  r^ponse  des  aufcotitös  nationales, 
empteheraient  l'iiiterdietioii  dans  le  pays  d'origine. 

Article  7. 

Dans  le  cas  od  les  autorites  de  la  rösidence  habituelle  sont  comp^- 
tentea  en  vertu  de  ruticle  pröoödent,  la  demande  en  interdiction  peut  <^tre 
formt'f  par  les  personncs  et  ponr  les  causes  admtscs  k  la  fois  par  la  lol 
nationale  et  par  la  loi  de  la  r^sidence  de  l't^tranger. 
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Axticle  8. 

Lorsqae  l'iTiterdiction  a  M6  prononc^e  par  les  autorit^^s  de  la  r^sidencc 
habituelle,  radininistration  de  la  personne  et  des  biens  de  i  interdit  sera 
oigMiis^e  Selon  la  loi  locale,  et  lee  effets  de  rinterdietien  eeroDt  par 
la  m^me  loi. 

Si,  n^ianmoins,  la  loi  nationale  de  Tinterdit  Ui»po&e  que  sa  surveillance 
■era  confite  de  droit  ä  nne  penoime  d^t^nninte,  oette  dlBposition  sei» 
Teq;iectte  aatant  que  poesible. 

Article  9. 

L'interdtction,  prononcee  par  les  autorit^s  compt^tentcs  conform^mont 
ans  disposltions  qai  pröoödent,  prodoira,  en  ce  qai  conoeme  la  eapaeitö  de 
l'intrrdit  et  sa  tutelle.  ses  effets  daoB  tons  lee  Ktats  contractante  lans  qA'il 
seit  besoin  d  un  exeqnatur. 

Tontefois  les  mesores  de  pnblicitö.  preserftes  par  la  loi  locale  pour 
rititrrdirtion  iirc.ndiirre  par  les  autorit<!'S  du  pays,  pourront  rtre  d^clar^es 
par  eile  ögalement  applicables  &  l  interdiction  qui  auxait  prououcte 
par  vne  antoriM  £trang^re.  ou  remplac^es  par  des  inesares  analogves.  Les 
Etats  coutractants  se  communiqaeront  röciproquement,  par  l  intermMiaire 
du  (louverneuent  nterlandais,  les  dispositioiis  qa'üa  anraient  ptieea  4 
cet  egard. 

Artide  10. 

L'existoTice  d'une  totelle  ^tablio  (•onformt''inent  k  l'iirtick'  8  n'empddie 
pas  de  conatituer  une  nouvelle  tutelle  confonu^ment  k  la  loi  nationale. 

II  sera,  le  plus  t6t  possible,  doimö  avis  de  oe  fait  anx  äntoiit^  de 
TEtat  ofi  Tinterdiction  a  ^t^  prononcee. 

La  loi  dp  cet  Etat  d<''fide  h  quol  moment  refRe.la  tntdlo  qni  y  avait 
etü  urganiüee.  A  paiüx  de  ce  uouieiit  le»  eRet«  de  1  interdictiun  prononc^ 
par  let  aatoiitto  ^tcangftres  aetwi  rtgls  par  la  loi  nationale  de  Vinterdit. 

Artlele  11. 

L'interdietion,  prononoto  par  les  aatorit^s  de  la  rMdcBoe  habitoelle, 
ponrra  ^tre  lev6e  par  les  antorit^s  ii  tt;  Tinlt  s  conform^m*  i  *  n  If^nr  Toi 

Les  autorit^s.  locales  qui  ont  pruiionce  rinterdiction  pounuut  ^gül^ 
ment  la  loTor  poor  tons  les  motifs  pr^vus  par  la  loi  nationale  oq  par  la 
loi  Incalc.  La  dcmandr  pt-nt  vtvc  fonix^'e  par  tOQS  ceoz  qui  y  sont  anto- 
ris6s  par  Tune  ou  par  l  autre  de  ces  Igis. 

Les  d^dsiofla  qni  lAvetit  riaterdietiou  anront  de  plein  droit  lenrs 
cflets  dans  tons  les  Etata  contractantB  sans  qn'il  aolt  Dcsoin  d*OB  ex»* 
qoatar. 

Article  12. 

Les  dispositions  qui  pr£o6dent  reoevront  fear  application  san  qu'il  y 

ait  d  distingaer  cntii'  Iis  iin  ulles  et  les  jmiiuubles  de  '  iin  apable,  sauf 
exceptiou  quant  aux  inuneubles  placke  par  la  loi  de  lei^r  Situation  soiu 
na  regime  foncier  spödal. 

Artiele  13. 

Lps  n''glf3  rnntftrmps  dan«?  la  prt^sente  ('Onvcntion  sont  communes  k 
rintcrdiction  proprement  dite,  k  l'institution  d  une  cnratellc,  k  la  nomination 
d'on  oonaeil  Jndidaire,  ainsi  qn*l^  tontet  antres  meanres  analognee  en  tant 
qn'dles  mtralnent  nne  mtriotion  dn  la  capadt6. 

Artiole  14. 

La  prt'*sent('  f'niivention  ne  s'applique  qu'&  rinterdirtion  des  ressortis- 
sants  d  un  des  Etats  coutractants  ayant  leur  r^sidence  habituelle  sur  le 
territoire  d'nn  de  oes  Etats. 
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Toutt-fois  l'article  3  de  1a  präsente  OmTeBtion  s'appUqne  k  ton«  les 
rcssortisaaoU  des  Etats  coatract^ints. 

Artirlc  15. 

La  pr^nte  Convention  sera  ratifiue  et  les  ratiticatioos  en  seront  de- 
posies  ii  La  Haye.  dka  qae  stx  des  Hantes  Faxtlea  Contractantea  seroiit  en 
neanrc  de  lo  faire. 

II  sera  dress^  de  tont  d^p6t  de  rati£c&tions  un  proces- verbal,  dout 
ane  copie,  certifite  eonlome,  aera  temise  par  la  TOie  diplomatiqae  4  diaoail 
des  Etats  contractants. 

Arlich'  IH. 

La  präsente  Convention  s'appliquc  de  pluiu  droit  aux  territoirea  eoro- 
ptens  des  Etats  contraetants. 

Si  un  Etat  contractant  en  (l«'sirc  la  mise  en  vigueur  dans  sos  terri- 
tuircs,  possessions  ou  colonies,  situ«!'S  hors  de  l  Enrope.  on  dans  ses  circon- 
scriptions  consulaircs  judiciaires,  il  notificra  son  inteutiun  li  cet  effet  par 
OD  acte,  qiü  sera  döposi  dans  les  archivos  da  Qoavernenient  des  Fays-Has. 
f«  Itii-i  i  en  enverra,  par  la  voie  diplomatiqne,  nne  cnpio.  certiti^e  confornie, 
H  chacun  des  Etats  contractants.  La  Convention  entrera  en  vigueur  dans 
les  rapptfrts  entre  les  Etats  qai  rdpondront  par  nne  dtelaration  affirmative 
a  cette  notificatiun  et  les  tcrriloires,  possessions  nn  rnlonics,  situ6s  hors  de 
l'Europe,  et  les  circonscriptions  consolaires  judiciaircs,  pour  losi^uels  la 
notification  anra  it6  falte.  La  dtelaration  affirmatiTe  sera  d6poä(?e,  de 
mi^tne,  dans  1»  s  archives  du  Gouvernement  des  Pays-lias,  qui  en  enverra, 
par  la  voie  diplomatique,  une  copie,  certifi^  conforme,  4  chacun  des  Etats 
contractants. 

Arücle  17. 

Les  Etats  reprisenWs  j\  la  quatrienie  Conference  de  droit  international 
privt''  sont  admi»  ä,  signer  la  pr<^sente  Convention  Jasqa'an  d6p6t  des  rati- 
ücations  pr<^vu  par  l  article  lö,  aliu^a  1*'. 

Aprte  ce  d4p6t,  Iis  seront  tonjonrs  adrais  h  y  adh^r  pnrement  et 
siTiiiil«  iTK  nf .  L'Etat  qui  df^sire  ndht'rer  notific  son  intention  par  un  acte 
qui  sera  d^pos^  daua  lea  archives  da  Gouvernement  des  Pay»-fias.  Celui-ci 
en  enverra,  par  la  voie  d^^liuaatiqae.  nne  copie,  cerüfite  oonfoime,  k  chacnn 
des  Etats  contractants. 

Article  18. 

La  prt'sente  Convention  entrera  en  vigueur  Ic  soixantif'me  jour  ä 
partir  du  iirixH  des  ralifications  pievu  par  l'article  15.  alinea  1". 

Dans  !••  (a.s  (l(  ai  tirlc  Hl,  alin<'*a  2.  eile  entrera  en  vigueur  quatre 
mots  apr^s  la  ilate  ih  la  (!•  ( laiation  affirmative  et,  dans  le  cas  de  l'article 
17,  alinäa  2,  le  soixanti^-me  jour  apres  la  date  de  la  notification  des 
adbArions. 

Tl  «  st  rntt  ndii  i|nc  ks  notifirati()ns  pr^vues  par  Tartide  \().  alim'a  2, 
nc  pourront  avoir  lieu  qu'apr^s  que  la  prt'sente  Convention  aura  ct6  mise 
en  vignenr  conformöment  k  Talint^a  2  du  präsent  article. 

Article  19. 

La  pr6seDte  Convention  aura  une  dur^e  de  5  ans  ä  partir  de  la  date 
indiqnfe  dans  Tarticle  18,  alinöa  1*'. 

('c  terme  commencera  ä.  courir  de  cette  date,  mdme  pour  les  Etats 
qai  auront  adh^r^  post^rienrement  et  aussi  en  ce  qui  concerne  les  döcla- 
rations  affirmatives  faites  en  vertn  de  rarticio  16,  alinte  2. 

La  r  onverition  «sra  rsBonvel^  tacitement  de  dnq  ans  en  cinq  ans,- 
sauf  d^nonciation. 
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La  d^nonciation  dem  dtre  notifi^e,  aa  moins'siz  moia  aTaat  Texpi" 

ratioi)  (Iii  tcrtno  \\h''  an\  alin^as  2  et  '\.  au  Guuveraement  des  Faya»Bas, 
qui  en  donnera  conn&Usance  k  tous  les  autres  Etats. 

La  d^nonciatioB  pent  ne  B'appliquer  qii'aux  territoires,  possessions  on 
colonies.  sitn^s  hors  de  TEurope.  ou  aussi  aux  circonscriptions  consulaires 
judiciaires,  comprk  dans  une  notification  faite  en  vecta  de  larticle  16, 
ulintia  2. 

La  d^nonciation  ne  prudaira  son  efTct  qu'k  Ttgaid  de  l'Etat  qui 
Taura  nutitit^e.    La  Convention  reeteta  exteatoiie  ponr  les  antree  £tata 

contractants. 

K.  liroßt  relaüf  ä  la  faUlUe.^) 

^  Aitide  1. 

La  d<k:laration  de  faillite  d'un  conunerrant,  prononct'c  dans  Tun  des 
Etats  contraotante  par  l'autoritö  comp^tcnte  aux  termes  de  l  article  2,  sera 
reconnue  et  ptodnira  aee  eto  daiu  les  antree  Btote  centractaats  de  U 
manidre  et  dans  In  mesnie  ddtemüntes  par  les  articles  soiTaats. 

Article  2. 

L'atitoritt.'  sculo  comp^tonto  pour  prononrer  la  d^^claration  d»'  faillite 
est  Celle  du  pays  dans  lequel  le  d^biteor  a  son  principal  ^tabiiascment 
conunMdal. 

Pour  une  socit'U'.  l'autoriti'  stule  comp^tentL-  (sf  celle  du  pays  oü  eile 
a  son  si^e  social,  4  la  couditiuii  nn'W  ne  soit  ni  fraudaleux  ni  Actif. 

Lorsc^ue  la  faillite  däclar^e  dans  Tun  des  Etats  contractants  coniprcnd 
nne  cnccnraale  ou  od  Etablissement  dans  nn  antre,  les  formalitAi  de  pnbü- 
cit6  cxi^i'ps  par  la  l^jfislation  de  ce  dernier  Etat  sont,  sans  pröjudico  des 
inesuies  conservatoires  ou  d'adnmüstration  pr^Tues  k  l  article  ö,  remplie« 
k  la  diligenoe  dn  ajndio  ou  dn  corateur  an  Ueu  de  oette  enocorsale  on  de 
cet  «tablisBement. 

Article  1 

La  nomination  et  les  pouToirs  des  administrateurs  de  la  faillite,  les 
fernes  k  snivre  dans  la  proi^nre  de  foillfte,  Tadmisdon  des  cftendef^  la 

forination  du  coiicordat  et  la  distributlon  de  ractif  cntre  les  crtendcn, 
sont  röglös  par  loi  du  lieu  oü  la  faillite  a  6t6  d6clar£e. 

Article  5. 

Les  cn^anciers  ^trangers  qui  sont  les  ressortissants  d'un  des  Etat« 
coutractaui»  aunt  enti^rcment  assimilös  aux  cr6ancicrs  nationaux. 

Article  6. 

Sans  qu'un  cxequatur  pr{:alable  soit  n^cessaire,  le  syndic,  curateur 
on  autre  administrateur  de  la  faillite,  düment  nouniu  conform^mcnt  k  la 
loi  de  1  Ft'i*  011  la  faillite  a  ete  d6clar('*-  pt  ut,  daus  chaque  Etat  con* 
tractant,  pruiidre  toutes  mesures  conservatoires  uu  d  administration  conccr- 
nant  la  faillite.  H  pent  EgalesMnt  est«r  en  jnstioe,  soit  comme  deman- 
deur,  soit  comme  ddfendrar,  en  qnalit6  de  leprösentant  da  failU  on  de  la 
masse. 


Oe  texte  ne  doit  pas  dtre  considär«-  comme  proJet  d'une  Convention 
g^nöraie,  il  pourra  sculcment  setrir  de  base  k  des  eonventions  k  conclnre 
^ventuelloment  d'Etat  k  Etat. 
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Mais  il  ne  pror^dera  !\  des  actes  d  exOcution  qa'autant  que  la  d6ci- 
sioii  eil  vertu  de  laquelle  il  agira  aura  ete  revötuc  de  l'exequatur  confor- 
rnäment  4  la  loi  de  l'Etat  od  ces  »ctes  doiTmt  avoir  Ueu. 

ArÜcle  7. 

L'exeqaatur  sera  accordd,  si  le  requ^rant  6tabUt: 

l^.  ((tio  la  faillite  a  UtA  dtclaxie  par  l'aatorit^  comp^tente  d'aprte 

1  articlc  2; 

2'*.  qne  la  d^cision  est  ex^cutoire  dana  VEtat  oü  eile  a  rendue; 
3*.  que  Vcxp^dition  qui  en  est  produite  rt'unit.  d'apr^a  la  loi  de  COt 

Etat,  les  üonditions  n^cessaires  ä  son  authenticit^i ; 
4^.  qu  le  d^bitenr  a       dAment  appel£,  tepr^sent«  ott  dtelai^  d^> 

faillant 

Artich'  s. 

La  proc6dure  d'exequatur  est  r^gl^e  par  la  ioi  de  TEtat  oü  la  demande 
est  fonn^. 

L'cxequatar  pctit  i'tre  demande-,  r.mt  seulcment  par  radministratenr 
de  la  faillite,  mais  encore  par  toute  per6onne  ayant  qaalit^  ä  cet  efiet  en 
verta  de  la  loi  du  pays  oft  la  faillite  a  it6  d^arte. 

Artiele  9. 

Les  concordat  post^rieur  ä.  la  d<^claration  de  la  faillite  produira  de 
plcin  droit  ses  effets  dans  tous  los  Etats  contractants,  s"i!  n  <^t^  accordö 
par  ieä  cr^anciers  et  huuiologue  par  l'auturite  competente,  avec  les  foruialit^ 
pieecrites  par  la  loi  de  TStat  oft  la  büllite  a  HU  onverte. 

Aiticle  10. 

La  pn^sento  Convention  no  s'oppose  pas  :\  re  qnp  Ips  Etats  contractants 
appliqueot  les  mesares  tdict^s  par  leiurs  legis^latioos  en  vue  d'assurer  la 
coQtfnaatloD  d*ini  senrice  public  do&t  cet  eharg<^e  itne  entreprise  en  feUlite. 

Elle  ne  s'appliqnc  pas  non  plus  ans  entreprises  k  propos  dcsciuolles 
des  mesures  legislatives  oa  r^glementaires  sp^iales  sont  prises  dans  rint^röt 
des  cr^anciers. 

La  Conference  a,  en  ontre.  r-mls  le  va-u: 

„Quc  le  Gouvernemimf  fies  Fays-Bas  rcuille  bien,  amsi  IM 
que  puitsible  apres  la  signutut  e  de  la  Convention  nur  les  succenaiüm 
et  les  iestanients,  convoquer  une  nouwlle  Conßrence,  qui  aurait 
pour  mnndat  de  priparer  le  protocnic  (ulrüfii  rtvel  r/.s*?  ii  l'articfi'  ^ 
§  H  de  la  dite  Convention  ainsi  que  la  Convention  relative  ä  la 
compitenee  et  ä  la  proeidure  en  matUre  de  sueeeeetone  et  de 
teein  ments  visre  ä  Fartieie  8." 
La  Conference, 

Desirant  manifester  l'f^prit  dans  leqnel  eile  a  Tot^  les  dispositions 
COOoernant  la  commnnicatioD  d'actes  judiciaires  et  extrajudi(  iaires,  formant 
1»  premiere  partie  du  projet  d'nne  Convention  relative  ik  la  Froc^dure  CivilOt 
A  egalement  adopte  le  vcbu  »uivant: 

„Ii  e»t  ä  dieirer  que,  par  suiie  d'une  rifenme  de  la  ligi^laHon 
intrricure  nu  cn  vertu  d'une  stipulation  cr>nveiitiovncIle.  les 
significations  ä  des  personnes  sac  trouoant  dans  un  autre  Etat 
eontraetant  ne  puieeent  faire  que  par  les  modes  indiqu^  dam 
les  nrticles  1,  2,  H,  ö  et  6  (h<  Piojet  iJc  Convention. 

Ii  aerait  entenäu  iouUfois  que  les  modes  prevus  par  la  legis- 
laikm  d'un  Etat  pour  lee  eignificatione  ä  faire  ame  pereonnee  ee 
trouvaut  sur  le  territoire  de  cet  Etat  pourront  aussi  etre  suitie 
ä  l't^qrtrd  deft  persnnrtes  qui,  (fatis  Ifs  mfimefi  conditionSf  se  trttUVe- 
raienl  nur  le  terriioi/e  d  um  attit  ti  Etat  vontractunt. 
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Knfin  In  i  f  filc  yrnri  nh'  cesüprrtit  de  s''tjTjTh'f/ucr  si,  d/ttts  UM 
dilai  raisonnable,  la  signification  conformetncHt  aux  articles  1,  2 
et  8  du  Projet  de  Conrentiön  n^itait  pas  faxte  par  Vaut^ritS  reguise. 

En  (Icniit  r  Ii»  u,  la  Conf<^rence  a  r<^8o]a  ilo  ncommander  ä  rattriition 
da  QouvcrnetneDt  Koyal  des  Pays-Bas  les  vceux  exprim^  jßnr  la  tromöme 
GÖimnlwion  en  ce  qni  concerne  le  projet  sur  les  effets  du  divoree  et  de 
la  B«'parati<tn  de  Corps,  ainsi  que  la  proposition  ilu  nnaviriu  »lu  nt 
Imperial  d  AIIemagne  relative  aaz  efiets  du  mariage  sux  la  lt^gitiiuil6 
dos  enfant«. 

Fait  h  La  Haye,  le  sept  jiiin  Mil  Ntuf  (  •  nt  Qaatre  cn  un  Beul 
exemplaire  qui  restora  deposc'«  daiis  les  archives  du  (iittivernement  drs  T*ars- 
BaB,  et  dont  une  copie  k-galis^e  sera  remise  par  la  v«ie  diplomatique  k 
ehaenn  des  Gouvemoaeiits  repr^isent^s  k  la  Conf^^rence. 

PoTir  rAllemagne:  (s)  Mermann  JDuHga.   («)  Johanttps  Ki  ictje. 

Pour  1  Autriche :  (8)  Pour  la  Hungrie : 

(s>  Tonj.  Ponr  !a  Belgiqne:  (s)  Alfred  van  den  Bulmke,  (s)  de  la 
Viifh'c  Poitssin.  Ponr  If  Daiitmark :  (s)  W  de]  Grorrtikop-Cnstenskjold. 
Püur  l  Espagne;  {p)  Jiafuel  Mitjana.  Pour  la  France:  iß)  Monbel.  \ß} 
L.  Benault,  (s)  A.  LainS.  Pour  ritalle:  (%)  TugiiU,  {%)  A.  Pisrantani. 
(s)  G.  C.  Buzzati.  Pour  Ic  Japon :  (s)  üTattJrtWM/a.  Pour  Ic  Luxem bonrg : 
(8)  Cte  de  Villers.  Pour  la  Norv^ge :  (s)  Beichmann.  Pour  les  Pays- 
Bas:  ts)  T.  M.  C.  Astter.  (s)  IC.  K.  Jtahuscn.  (s)  Th.  Heemskerh. 
(s)  J,  J,  Rochufsen.  Pour  le  Portugal:  (s)  Conite  de  Selir.  Pour  la 
Rounutnio:  (s)  J^ierrf  Th.  ,T/'/.v.s//-.  Pour  la  Russic  :  (s)  A.  Wererfcirre. 
Pour  la  Su<'dc;  (s)  IJj.  lt.  Hautmavskjiild.  (s)  Juh.  lleUnet.  Pour  la 
Sniiae:  (s)  P.  MeÜi.  (s)  Erti^at  Roffuin. 

2.  NiederlasBungsvertrag  swisohen  dem  Beutafiben  Beioh 
und  den  Niederlanden. 

Unter  dem  29.  11.  05  hat  der  Beichskanzler  dem  Reichstag 
den  folgenden  (l)  deutsch  -  niederländischen  Nieder- 
lassungsvertrag,  zu  welchem  der  Bundesrat  seine  Zustim- 
mung erklärt  hat,  zur  verfassungsmäßigen  Genehmigung  vor^ 
gelegt,  unter  Beifügimg  der  nachfolgenden  (II)  Denkschrift: 

I.  V  e  1"  t  r  a  jr. 

Seine  Majestät  der  Deutsche  Kaisei,  Küuig  von  l'reuüen,  im  x^amen 
des  Deutschen  R*  i<  Iis  und  Ihre  Majestät  die  Königin  der  Niederlande. 

von  dem  Wuiisrlic  bpsppit.  dtp  rwischen  dem  Dentschen  Reiche  und 
den  Piiederlanden  bestehenden  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  erhalten 
und  so  befestigen,  und  von  der  Absicht  f;e1eitet,  die  Bedingungen  fOr  die 
Niederlassung  der  Angehörigen  flts  Drntsrhrn  Kfirhs  in  den  Nit nlorl;inden 
und  der  Augebürigeu  der  Niederlande  im  Deutschen  Reiche,  ffir  die  wechsel- 
seitige Unteratfltsang  Yon  Hilfsbedttrftigen,  sowie  für  die  swangsweise 
(  bcrfiihrung  anssnweiseiider  Person«!  Uber  die  beidendtigen  Lande^;teiueii 
SU  regeln, 


*>  M.  le  D^l^gu<^  d  Autriche  «pr^s  avoir  pris  part  aux  travanx  de  1» 
Confi^rence.  a  d^'clan^  n'avoir  pas  dobjection  h  faire  contre  les  projeta 
t^labon^s,  mais  il  s'est  vu  oblig^  de  partir  avant  la  sdance  de  clöture  et  » 
doac  6t6  euptehd  de  signer  le  prösent  protoeole  final. 


Digitized  by  Google 


Dentaeb-NiedeiUnditeber  Niederlassungsvertrdg.  91 


sind  abereingekommen,  zu  diesem  Zwecke  einen  Vertrag  absuBchlieBen 
and  haben  zn  Allprliöchstihrem  BevoHmächtiL''tcn  ernannt: 
S  e  i  n  e  M  a  j  (  ■  s  t  ii  t  d  c  r  D  e  u  t  s  c  h  e  Kaiser,  König  von  P  r  o  n  ü  o  n : 
Allerhoclistihren  außerordentlichen  Gesandten  und  bevollmit  In  uten 
Minister  bei  Ihrer  Majest&t  der  K&oigin  der  Niederlande,  Uerm 
Karl  von  Schlözer; 
Ihre  Majestät  die  K<inigin  der  Niederlande: 

AUerhöchstihren  Minister  der  auswärtigen  Angdegenbeiten,  Herrn 
Baron  R.  Melvil  von  Lynden, 
wetehe  nacb  gegenseitiger  IDtteilnng  jbrer  in  guter  und  gihüriger 
Form  befundenen  VoUmacbten  Aber  folgende  Artilcel  ftbereingdtonunen  sind: 

Artikel  1. 

Die  Angehörigen  jedes  vertragschließenden  Teiles  sollen  berechtisrt 
•ein,  sich  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  stiindig  niederzulassen  oder 
dauernd  oder  aeitweilig  anfsnbalten,  wenn  nnd  so  lange  sie  die  dortigen 
Qesetae  und  Polizeiverordnun^^jn  befolgen. 

Um  dieses  Hecht  beanspruchen  zu  können,  müssen  sie  mit  gültigen 
lassen  oder  anderen  genügenden  Ausweispapieren  Aber  ihre  Person  nnd 
ihre  Staatsangeliürigkeit  versehen  sein;  die  beiden  Teile  werden  sich  durch 
^Notenaustausch  (iarüber  verständigen,  welche  Aasweispapiere  anito  den 
Pässen  als  genügend  anzusehen  sind.  « 

Artikel  2. 

Darob  die  Bestimmnngen  des  Art.  1  wird  nicbt  berObrt  das  Reebt 

jedes  VI  rtraj^'schlieGenden  Teiles,  Angehöripi-n  des  anderen  Teiles  die  Nieder- 
lassang oder  den  Aufenthalt  zu  untersagen,  sei  es  infolge  eines  gericht- 
licben  Urteils,  ad  es  ans  Gründen  der  inneren  oder  &n6eren  Sicberbeit  des 

Staates,  sei  es,  weil  die  Interessen  der  öffentlichen  Gesundheit  oder  Sitt- 
lichkeit es  erfordern,  oder  weil  die  Personen  weder  genügende  UnterhaltS- 
Qiiitfl  besitzen  nocli  durch  ihre  Arbeitskraft  erwerben  können. 

Artikel  3. 

Jeder  Tertragscblieflende  Teil  beb&lt  sieb  Tor,  den  Angehörigen  des 

anderen  Teiles,  die  ihm  früher  an^'ehört  und  die  Staatsangehörigkeit  vor 
Erfüllung  ihrer  militärischen  Pflichten  verloren  haben,  die  Niederlassung 
oder  den  Aufenthalt  zu  untersagen.    Jedoch  soll  von  der  Ausweisung  ab> 

Sesehen  werden,  wenn  sich  bei  der  Prüfung  der  Verhältnisse  ergibt,  dafi 
er  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  in  gutem  Glauben  und  niobt  aar  Um- 
gehung der  militärischen  Pflichten  herbeigeführt  ist. 

Ebenso  i>«  liält  sich  jeder  Teil  vor.  solchen  Angehörigen  des  anderen 
Teiles  die  Niederlassung  oder  den  Aufenthalt  zu  untersagen,  weldie  in 
ihrem  Heimatland  ibre  militiirischen  Pflichten  verlebt  hab^. 

Artikel  4. 

Die  Augehürigen  jedes  vertragschließenden  Teiles,  die  sich  in  dem 
Gebiete  dos  anderen  Teiles  niedergelassen  haben  oder  anfbalten,  IcOnnen  in  > 

dem  anderen  Lande  weder  zum  persönlichen  Dienste  im  Heere,  in  der 
Marine,  im  Landsturm  oder  in  einem  anderen  militärisch  eingerichteten 
Verbände  nocb  zn  einer  Ersatsleistiing  angehalten  werden. 

Artikel  ö. 

Jeder-  'rartragwdilie6end«  Teil  yerpflicbtet  sieb,  dafür  zu  sorgen,  daß  in 

seinem  Gebiete  den  hilfsb  dflrftigen  Angehörigen  des  anderen  Teilt  s  die  er- 
forderliche Verpflegung  und  Kur  nach  den  am  Aufenthaltsorte  für  die 
«igemm  Angehörigen  geltenden  GranisKtaea  svteil  werde,  bb  ibn  Bü^- 
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kehr  iu  die  Heimat  ohne  Nachteil  für  ihre  and  anderer  üestindheit  ge- 
Beheben  kann. 

Ein  Ersatz  der  durch  die  Verpflegung,  die  Kur  oder  die  Beerdigung 
solcher  Personen  erwachsenen  Kosten  kann  gegenüber  dem  Teile»  dem  der 
Hilfsbedürftige  angehfirt,  oder  gegenüber  den  öffentlichen  Verb&nden  oder 
Kassen  (]it  s(  s  Teiles  nicht  beansprucht  werden. 

Für  den  Fall,  daß  der  Hilfsbedürftige  selbst  oder  daü  andere  privat- 
rechtlich  Verpflichtete  zum  Ersätze  der  Kosten  imstande  sind,  bleiben  die 
Ansprüche  an  diese  vorbehftlteiL  Aach  sichern  sich  die  beiden  Teile  die 
nach  der  Landesgeeetsgebiing  znlftsrige  Hilfe  lur  GeitendmMlning  dies» 
Ansprüche  zu. 

Artikel  6. 

Die  An^ehörii^en  jedes  vertragschließenden  Teiles,  die  sich  in  dem 
fiebiete  des  anderen  Teiles  niedergelassen  haben  oder  aufhalten  nnd  gemäß 
Artt.  2,  8  ausgewiesen  werden,  sind  mit  ihrer  Familie  auf  Verlangen  des 
ausweisenden  Teiles  jederzeit  in  ihr  Heimatland  wieder  zu  übernehmen. 

Das  Gleiche  gilt  für  frühere  Angehörige  jedes  Teiles,  solange  sie  nicht 
Angehörige  des  anderen  Tcileä  uder  eines  dritten  Staates  geworden  sind. 

In  den  F&llen  der  Abs.  1,  2  entscheidet  der  ausweisende  Teil,  ob  die 
in  .\rt.  2  und  in  Art.  3  Abs.  1  vorgesehenen  Voraussetzungen  der  Aus- 
weisung vorliegen,  dagegen  der  übernehmende  Teil,  ob  die  in  Art.  3  Abs.  2 
voxgesdiene  Vwletinng  mtlitftrischer  Pfliebten  Torliegt. 

Artikel  7. 

Die  Übcrlührung  von  Personen,  die  gemäß  Artt.  2,  3  aasgewiesen 
werden,  suU  auf  Grund  eines  im  mittel  baren  Schriftwechsels  der  für  den 
Übernahineverkehr  bestimmten  beiderseitigen  Grenzbehörden  erfolg»  n 

Dieser  Schriftwechsel  vollzieht  sich  in  der  Weise,  daß  die  Ausweisung 
ledesmal  von  der  GrenzbebOrde  des  «nsweisendai  Teiles  der  nftehstoo  Qrens- 
behörde  des  übernehmenden  T*  ili  s  anzuzeigen  i.st.  w^rmif  rhesf  nach 
Prüfung  der  Verhältnisse  und  der  Ausweispapiere  ihre  Zustimmung  aar 
Übemi^e  der  aussaweiaettden  Feraon  zu  erteilen  nnd  gleichzeitig  den 
Übemahmeoit  sn  beMichnen  bat 

Artikel  a 

Bin  Torg&ngiger  Sebtiftiredisd  ist  nidtt  erfordcrUob,  wenn  die  attssa> 

weisende  Person  mit  Papieren  versehen  ist,  die  noch  gültig  oder  dt  r!:  erst 
seit  einem  Jahre  abgelaufen  sind,  oder  wenn  kein  Zweifel  darüber  besteht, 
dsüB  sie  dem  flbemehmenden  Teile  an|ireb5rt  od«*  frflber  angehört  hat,  oder 
wenn  die  erforderlichen  Feststellungen  durch  die  Orenabehftrden  diese« 
Teiles  ohne  Zeitverlast  getroffen  werden  können. 

In  allen  diesen  Fällen  sollen  die  (irenzbeliörden  die  ausweisende  Person 
ebne  weitere  Förmlichkeit  übernehmen. 

Die  Bestimmungen  der  Abs.  1,  2  finden  kpine  Anwendung,  wenn  es 
sich  um  die  Übernahme  einer  wegen  jugendlichen  Alters,  Gebret:hlichkeit 
«der  Krankheit  hilflosen  Person  handelt;  in  diesen  FiUen  bebUt  es  bei 
den  Bestimmnngen  des  Art.  7  sein  Bewenden. 

Artikel  9. 

Eine  diplomatische  Verhandlnag  soll  stattfinden  in  den  Fällen,  in 
denen  die  Grenzbehörden  sich  wegen  der  T'hernabmR  nicht  einigen  können, 
oder  wenn  die  Entscheidung  der  Grenzbehürde,  weiche  die  auszuweisende 
Person  übernommen  bat^  Ton  den  b6haren  .Behörden  dM  Beimatstaata  nioht 
gebilligt  wird. 
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Artikel  10. 

Uber  die  Gronzortr.  wo  die  Tlicrnalnno  der  auszuwekendoii  l'«  r-  »ü^n 
stAttzafindcn  bat,  sowie  Uber  die  für  den  Übemaiimeverkcbr  zu  bestimiucndcn 
Tage  werden  «icb  die  beiden  TertragscbUeCenden  Teile  durch  Notenanitansch 
Tenfcändi^en. 

Auch  werden  die  beiden  Teile  einander  die  Grenzbebürdeu  bezeichnen, 
in  deren  Hud  die  Übernnbmevo'handlungen  gi  lt  gt  werden  sollen. 

Bfide  Teile  vtrpfli(  lit(  n  sieb,  ihre  Grenzbeliordcn  anzuweisen,  alle 
l'bcrnahmeanträge  mit  müglichster  Beschleunigung  zu  erledigen,  auch  ein- 
ander bei  Feststellung  der  Ötaatsangehürigkeit  der  auszuweisenden  Personen 
nach  Maglifihkeit  m  antersitttxen. 

Arükcl  tl. 

Die  Kosten  der  Befördcning  auszuwr  isonder  Personen  Ms  zum  Über- 
Ufthmeorte  werden  von  dem  ausweisenden  Teile  getragen. 

Artikel  12. 

Jeder  TertragscblieLreude  Teil  ist  berechtigt,  Angehörige  des  anderen 
Teilee,  denen  er  geroiS  Artt.  2,  3  die  Niederlassnng  oder  den  Aufenthalt 

untersagen  kann,  o  I^r  Personell,  die  keinem  der  beiden  Teile  angehören, 
(»hne  das  in  den  Artt.  7  bis  11  vorgesehene  übcrnahmeverfabreu  unver- 
züglich in  das  Gebiet  des  anderen  Teiles  zurückzuschaffen,  wenn  sie  aus 
diesem  Gebiete  mit  der  Eisenbahn  in  sein  Gebiet  gelangt  sind  und  ml  der 
ersten  fi&lteBtalion  nnmittelbar  nach  ihrem  EintroSen  Angehalten  werden. 

Artikel  13. 

Jeder  vertragschließende  Teil  verpflichtet  sich,  Angehörige  oder  frühere 
Angehurige  eines  dritten  Staates,  die  sich  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles 
anÜnidtai  und  dort  ausgewiesen  werden  sollen,  auf  den  im  diplomatische 
Weijo  7n  stellenden  Antrag  dieses  Teilet;,  durch  in  (iel)iot  nach  ihrem 
Heiuiatlande  zu  befördern,  wenn  der  Antrag  die  i:.rlii;uung  enthält,  daü 
der  andere  Teil  snm  Ersätze  der  durch  die  BaGrdnang  entstehenden  Kosten 
and  der  dritte  Staat  zur  Übernahme  der  auszuweisenden  Person  bereit  ist. 

Durch  die  Bestimmungen  des  Abs.  1  werden  die  Bestimmungen  des 
Aoaliefenuigsvertrags  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  den  Niederlanden 
vom  31.  12.  96  wegen  der  Darchlieferung  nicht  herflhrt. 

Artikel  14. 

Dieser  Vertnig  findet  keine  .Imvf  t^lun":  auf  die  iSchutzgebirto  des 
Deutschen  Reichs  sowie  auf  die  Kolonien  und  auswärtigen  Besitzungen  der 
Niederlande. 

Artikel  15. 

Dieser  Vertrag  m]]  mtiü/iert  nnd  die  Ratifikationsurkunden  aollen 
sobald  als  möglich  ausgetauscht  werden. 

Der  Vertrag  tritt  in  Kraft  drei  Monate  nach.  Anstausch  der  Ratifi- 

kationsnrknmlen  und  gilt  rür  die  Dauer  von  drei  Jahren. 

Falls  keiner  der  vcrtrt^schließenden  Teile  ein  Jabr  vor  dem  Ablaufe 
des  dreijährigen  Zeitrannis  den  Vertrag  kündigt,  bleibt  dieser  in  Geltung 
bis  zum  Ablauf  eines  Jahres  von  dem  Tage  an,  an  dem  er  von  einem  der 
beiden  Teile  gekündiirt  wird 

Zu  ürkund  desit>en  habe)»  die  Bevollmächtigten  diesen  Veit  rag  unter- 
zeichnet und  mit  ihren  Siegeln  verselim. 

Anagefertigt  in  doppelter  Urschrift  im  Uaag,  am  17.  12.  04. 

(L.  8.)  K  r.  SchJözct. 

(L.  S.)    H.  Melcil  can  Ljfnden. 
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IJ.  Denkschrift. 

Seit  einer  Reihe  von  Jahren  sind  im  Übernahme  verkehre  mit  den 
Ifiederlanden  vielfach  Unziaträglichkeiten  her>orjretreten,  indem  teils 
Meinungsverschiedenheiten  über  den  Umfang  der  übemahmcptticht  ent- 
standen, teils  von  don  Niederlanden  rmsgewiesene  r«'r<oTi(n.  ilannitfr  auch 
Angehörige  dritlti  Länder,  ohne  vuiliergchende  Anirugt  über  Uit  deutsche 
Grenze  abgeschoben  wurden.  An  diese  formloiefi  Abschiebungen,  welche 
die  Bcliiirdrii  in  den  dctit'^chen  f irenzbezirkf'n  vdr  srliwicriirf  polizeiliche 
Aufgaben  »teilten  und  erbebliche  Kosten  vtiuiäuchten.  haben  sich  oft  lang- 
wierige diplomatische  BrSrtenragen  geknüpft  ;  dabei  ist  von  dentadier 
Seite  wiederholt  anfrererrt  worden,  dm  f'lxrnaluneTerkelir  auf  vertraga- 
mäi^igem  Wege  in  geordnete  Bahnen  zu  lenken. 

Andererseits  hat  die  Niederländische  Regierung  seit  Iftngerer  Zeit  den 
Wunsch  zu  erkennen  gegeben,  ihren  Angehörik'en  ein  vertragsmäCiires 
Beeilt  aai  Aafenthalt  und  Niederlassung  in  Deutschland  zu  sichern,  um 
sie  auf  diese  Weise  in  höherem  Ma6e  als  bisher  gegen  Atisweisnngnnaß* 
regeln  zu  schützen.  Bei  den  gegen  Niederländer  in  Deutschland  erlassenen 
Answeisnnirsvt  rfflgiinpin  handelte  es  sich  meist  um  Personen,  die  in  ihrer 
Heimat  zu  iiiilitUribi  hen  Leistungen  nicht  herangezogen  wurden,  oder  um 
ehemalige  Deutsche,  die  vor  Erfttllnng  ihrer  militSrisdhen  PfUobten  in 
Deutschland  Niederländer  geworden  waren. 

Um  den  beiderseitigen  Wünschen  tunlichst  Kecbnung  zu  tragen, 
haben  lur  Anliahnung  einer  Verstftndigung  über  die  sebwebenden  Fragen 
sowie  znr  Vorbereitung  eines  entsprechen dtn  Abkommens  im  Juli  liKW  im. 
Haag  Beratungen  zwischen  deutschen  und  niederländischen,  mit  den  Ver- 
hältnissen vertrauten  Kommissaren  stattgefunden.  Dabd  bat  tich  eine  so 
erfreuliche  Übereinstimmnntr  der  Auffassungen  ergeben,  daß  die  Kom- 
missai^e  selbst  eur  Aufstellung  des  Entwurfs  eines  Niederlassongsvertrags 
swiRcben  Deutschland  und  den  Niederlanden  schreiten  konnten.  Dieser 
Entwurf  ist  nm  17.  12.  Ol  von  den  Bevollii^htigten  der  beiden  Lftnd^ 
im  Haag  unterzeic  linet  worden. 

Der  Vertrag  regelt  in  den  Artt.  1  Ws  5  die  Bedin}riin-;en  für  die 
Niederlassung  der  Angehörigen  des  Deutschen  Reiches  in  den  Niederlanden 
und  der  Ansrehörigen  der  Niederlande  im  DeutsrlieT!  T{»  ii  he  sowie  ihre  Be- 
handlung in  Ansehung  der  Militärpflicht  und  der  Aiium türsorge.  In  den 
Artt.  6  bis  13  ordnet  er  den  Übernahmeverkehr,  indem  er  die  materiellen 
und  formellen  Vorausset:rnnLreii  für  die  zwangsweise  Überführung  auszu- 
weisender Personen  Uber  die  beiderseitigen  Landesgrenzeu  aufstellt.  Die 
in  dem  Vertrag  enthaltenen  Abreden  sind  im  wesentlichen  den  Bestiu> 
mungen  des  deutsch-schwei/erisehen  Niedorhssunfisvertrags  vom  31.  5.  90 
(RGBl  ä.  131)  und  des  deutsch-russischen  L  bernahmeabkommena  vom  10. 
2.  94  (ZBI  S.  81)  nachgebildet.  SiA  entsprechen  den  modernen  Verkdirs» 
Verhältnissen  sowie  den  mannigf»' Ii  I'e/ielinnicen  der  beiden  Nachbar- 
länder und  erscheinen  für  Deutschland  in  allen  Punkten  annehmbar. 

Das  vertragsmäBige  Recht  auf  Niederlassung  oder  Aufenthalt  der 
Angehörigen  des  einen  Teiles  in  dem  (lebicte  des  anderen  Teiles  ist  im 
Art.  1.  ähnlich  wie  in  den  Artt  1.  'A  des  Vertrags  mit  der  Srhweiz,  fest- 
gestellt; diibci  ist  indes  auf  die  im  Art.  2  dieses  Vertraifs  vorgesehene 
Verpflichtung  zur  Beibringung  von  Leumundzeugnissen  im  Inteiesse  der 
Erleichterung  des  Verkehrs  verzichtet  worden.  Die  Niederlassung  oder  der 
Aufenthalt  kann  versagt  werden,  wenn  die  in  den  Artt.  2,  3  bezeichneten 
Ausweisungsgrttnde  polizeilicher  oder  militärischer  Art  vorliegen.  Diese 
Ausnahmebestimmnnfren  sind  zur  Durchführung  der  Grundsätze  der  Staats- 
souveränität gegenüber  lästigen  Fremden  sowie  im  Interesse  der  Aufrecbt- 
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erbaltang  der  allgemeiDen  Wehrpflicht  anfgenommen  worden  and  ent- 
spredken  im  allgemeiacn  den  Bestimmungen  der  Artt.  4.  9  des  dentsch- 
Bchweiserischen  Vertrags  in  Verbindung  mit  Nr.  5  des  ScbluUprotokolls 
zu  diesem  Vertrage.  Der  Art  4  befreit,  ebenso  wie  der  Art.  ö  des  Ver- 
trags mit  der  Schweiz,  die  Angehörigen  des  einen  Teiles  in  dem  Gebiete 
des  anderen  Teiles  von  allen  persönlichen  milit&riMibai  Dienstleistungen, 
und  der  Art.  .'>  rfiidt  die  wechselseitige  Unterstützung  von  Hilfsli<-(i urf- 
tigen in  ähnlicher  Weise,  wie  dies  iiu  Art.  U  des  Vertrags  mit  der  Schweiz 
sowie  in  den  üntentlltziugs-  und  Übemahmeabkommen  mit  Italien  vom 
8  S.  7:^  i'ZBI  8.  281),  mit  Diiiitinark  vom  11.  12.  73  (ZBl  74  S.  31)  und 
mit  Belgien  vom  7.  7.  77  (ZBl  S.  411)  geschehen  ist. 

Was  den  in  den  Artt.  6  bis  18  behandelten  Übcrnahmeverkphr  l)e- 
trifft,  so  erstreckt  sich  die  ilbi-ruahmepflicht  auf  die  eigenen  An^n  inaigen 

()  Ahs  1^  und  die  staatloson  ohpiririlijrfn  Angehörigen  '.\it.  (1  Ab^  '2). 
aoltni  bei  ihnen  die  in  den  Arti.  2,  6  bezeichneten  Auüweiüungägründe 
▼orliegen,  lemw  aaf  die  Angehörigen  und  die  ehemaligen  Angehörigen 
eines  dritten  Staates,  sofern  die  Voraussetziinsjen  der  Artt  12.  i:5  fjcf^c  In  n 
sind.  Die  Verpflichtung  zur  Übernahme  der  eigenen  Angehörigen  entspricht 
den  allgemeinen  Grnntitofttsen  des  Völkerrechts,  die  Übernahme  staatloaer 
ehemaliger  Angehörigen  einer  völkerrechtlichen  Übuntj,  wie  denn  eine 
solche  Verpflichtung  im  Art.  Ö  Abs.  2  des  Vertrags  mit  der  Schweiz,  im 
Art.  1  des  Übemabmeabkommens  mit  Rußland,  in  dem  Übemahmeabkommen 
mit  Österreich-Ungarn  vom  4/26.  7.  75  [Zßl  S.  475)  sowie  in  den  vor- 
stehend angeführten  Unter.stiitzungs-  und  Übernahmeabkommen  mit  Italien, 
Düneiuurk  und  Belgien  uut^gesprochen  ist  und  auch  ohne  ein  besonderes 
Abkommen  im  Übernahmeverkehrc  mit  anderen  Staaten  auf  Grund  der 
Gegenseitigkeit  anerkannt  wird.  Auf  völkareehiliclien  Grundsätzen  beruht 
endlich  auch  die  V'erpflicbtung  zur  Übernahme  von  Ausländern  in  den 
F&llen  der  Artt.  12,  13.  Die  in  den.  Artt.  7  bis  11  enthaltenen  Bestim- 
rnnn^'en  über  das  Verfahren  bei  der  t'bernahme  von  cijr*  non  Angehöriiren 
sowie  von  staatiosen  ehemaligen  Angehörigen  sind  im  allgemeinen  dem 
Übenmbmwbkommen  mit  RoMand  entnommen  worden.  Doch  soll  gemftfi 
J^.  8  Abs.  1  zur  möglichsten  Vereinfachung  und  Beschleunigung  des 
t"b<^rnahmeverkfbr^  der  mtlndlichc  Verkehr  zwischen  den  beiderseitigen 
ürenzliehiirden  m  noch  weiterem  UuifanL'e  ytatttinden,  als  dies  im  Art.  3 
des  .\l)k()niniens  mit  Rußland  vorgesehen  ist. 

Zu  den  einzelnen  Artikeln  des  Vertrags  sind  vdii  der  erwähnten 
deutsch-niederländischen  Kommission  die  nachstehenden  Erläuterungen  fest- 
gestellt worden. 

Zam  Artikel  1. 

Dieser  Artikel  stellt  den  Satz  anf,  daß  die  Deutschen  in  den  Nieder- 
landen und  die  Niederländer  in  Deutschland  sich  unbehelligt  niederlassen 
oder  aufhalten  können,  wenn  sie  die  gesetzlichen  und  polizeilichen  Vor- 
Bchriften  des  Landes  befolgen  und  sich  Uber  ihre  Person  und  ihre  Staats- 
angehörigkeit genügend  ausweisen. 

Triter  Gesetzen  und  Polizeiverordnnngen  sind  die  allgemeinen  nlui.j- 
keitiichen  Befehle  in  jedem  Lande,  seien  es  Gesetze  oder  Verordnungen 
poUseiliehen  oder  sonstigen  Inhalts  zn  verstehen,  die  vom  Staate  oder  einem 
xnit  Staatlirher  (Jewalt  hekleidi  ten  üffentliehen  VerlKind  erlassen  sind.  Ks 
berrscbt  darüber  ülinvcrständuis,  daß  nicht  etwa  einzelne  Übertretungen 
wlcher  Befehle  ohne  weiteres  den  Verlost  des  Redites  au!  Niederlassung 
oder  Aufenthalt  zur  Fol^'e  haben  sollen,  sondern  nur  solche  Handlungen. 
iRrelcbe  im  Bewußtsein  der  Rechtswidrigkeit  begangen  sind  und  sich  als 
Verstöße  gegen  die  öffentliche  Ordnung  des  Landes  darstellen. 
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Die  Ausweispapiere  sind  im  Vertrage  selbst  nicht  vüllständig  aufge- 
führt worden,  um  nicht  nach  dieser  Richtung  die  vertragsrhlieCenden  TeOe 

fin  für  allemal  zu  binden.  Als  genügend  sollen  jedenfalls  gu  lige  Pässe 
angesehen  werden.  Im  übrigen  bleibt  eine  Verständigung,  and  zwar  anf 
dem  einfarhen  Wege  des  Notenaustausches  vorbehalten  Von  deutscher 
Seite  sind  als  weitere  Altweispapiere  die  Heimatscheine,  von  niederländischer 
Sritp  die  „Betrijzeu  von  Ä'rdci  liinrfrrschap"  in  Ans.-sidit  irenommeu.  Da 
aus  den  „Bewt'jzett  ran  Xcdt  i  laiiiü  /  .-chtrp"  xmv  zu  folgern  ist.  daLi  di  r 
Inhaber  zur  Zeit  der  Aus.stellung  ein  Niederliinricr  gewesen  i.'^t.  so  w  ii.l«; 
im  Zwfifelsfall  ein  des  K<uiiiiiissars  der  Königin  zthii  ^'iu■ll\v^ls^■  di-i 

Fortbestehens  der  Staatsangehörigkeit  verlangt  werden  können.  Deutscher- 
seits wnrde  daher  vorgescIilageB.  daQ  diese  Seheine  wieder  wie  frfiher  anf 
eine  bostimmtr-  Zeit  aTistrestellf  werdon.  niid  zwar  im  allfremeinen  auf  5 
Jahre,  im  Einzelfalle  jedoch  höchstens  auf  einen  Zeitraum,  innerhalb  dessen 
der  Inhaber  auch  bei  fortgesetztem  Aufenthalt  im  Anstände  die  Staats- 
angehörigkeit nicht  gemäß  Art.  7,  No.  ö  des  niederländischen  Stautsange- 
hörigkeitsgesetzes  vom  12.12.92  (Stantsblad  Nu.  2(}H)  verliert;  weiter 
wurde  deutscherseits  empfohlen,  daß  diese  Ausweise,  soweit  sie  in  Deutsch- 
land Verwendung  finden  sollen,  von  den  Kommissaren  ilcr  Königin,  nicht 
aber  von  den  unteren  Organen  erteilt  werden  mi>cht  n  bonso  wie  in 
Deutschland  die  lieimatscheine  von  der  hiduren  Verwaliuiitrsbehörde  aus- 
gestellt Wörden. 

Die  Kommission  war  darüber  e'm'wi.  ilaLl  di«  Auswcispiipitre  zwwk- 
mäßig  mit  der  Unterschrift  des  Inhabert»  zu  versehen  seien,  um  ihnen  einen 
größeren  Wert  hinsichtlieh  des  Nachweises  seiner  Identität  ni  geben.  Die 
Zulassung  der  sonst  etwa  in  Rc  trarht  kommenden  Answcispapiorr .  insbe- 
sondere der  Militärpapiere  oder  des  niederländischen  Inlandspasses  wurde 
nicht  fttr  angängig  gehalten. 

Die  Ausnahm*  1)  von  dt m  im  Art  1  vertragsmißig  festgesetzten Niedeir- 
lassuugsrechte  sind  in  den  Artt.  2,  3  enthalten. 

Zum  Artikel  2. 

Der  Art.  2  enthält  die  allgemeine  Ausnahme  von  dem  Art.  1,  dafi 
lästige  Angehörige  des  einen  Teiles  in  dem  Gebiete  des  andern  Teilet 
nicht  geduldet  zu  werden  brauchen.  Von  d(  utscher  Scitv  war  vorgeschhigen 
worden,  in  dtu  Arliktl  u.  a.  den  Ausdruck  „pulizciliche  Gründe,  iuakbon- 
dere  Gründe  der  Armen-.  Qesondheits-  oder  Sittenpolizei'"  aufzunehmen. 
Pif  di-j»  i  h  n  Begriffe  .Armen-,  (icsuudheits-  und  Sittenpolizei'"  sind  in 
den  V\  cnüuugen  der  niederländischeu  Uesetxesspracbe  zum  Ausdruck  gebracht 
worden.  Von  der  Aufnahme  des  allgemeinen  Begriffs  «poliseiliche  GrOnde* 
wurde  abge.seheii,  nachdem  niederländisrhrrseits  anerkannt  w^orden  war, 
daü  die  etwa  noch  iu  Betracht  kommenden  Fälle  durch  die  im  Art.  2  aui- 
gefOhrten  GrOnde  gedeckt  seien. 

Die  Kommission  sah  es  als  selbst verstiimllieh  an,  daß  das  Nieder- 
iassungs-  oder  Aufenthaltsrecht  der  Angehörigen  des  einen  Teiles  nicht 
etwa  der  vertragsmäßigen  Verpflichtung  des  anderen  Teiles,  solche.Petsonen 
an  einen  dritten  Staat  auaialiefom,  entgegenstehe. 

Znm  Artikel  8. 

Dieser  Artikrl  rri_'r1t  vom  G^-siclitspnnkte  der  militäri.sclirn  Interessen 
die  Frage,  inwieweit  den  Angehoiigen  dca  einL-n  Teilts  im  (it'biete  des 
anderen  Teiles  die  Niederlassung  oder  der  Aufenthalt  untersagt  werden 
d  irf  Di<  Kornrnis«ion  ist  darüber  einig,  daß  diese  Regelung  eine  er- 
schöpfende ist,  dergestalt,  daß  die  Nichtheranziehung  zu  militärischen 
Pflichten  oder  die  Verletzung  solcher  nicht  etwa  auch  Tom  Standpankte  des 
Art.  2  sar  Untersagnng  des  Aufenthalts  führen  kann. 
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Deutscherseits  wurde  erklärt,  daii  mau  Irilberco  D<;uU>cheu,  welche 
ihre  Staatsangehörigkeit  vor  vollstfindiger  Erfttllang  ihrer  militi&riachen 

Pflichten  verloren  und  vorher  od»  r  nachher  die  niederländische  Staats- 
angehörigkeit erworben  haben,  ein  vertragsmiiüiges  Recht  auf  Niederlassnnüj 
oder  Aufenthalt  nicht  zugestehen  könne.  Diese  Personen  niüliten  vitlmchr 
Dach  wie  vor  der  Möglichkeit  der  Ausweisung  unterliegen;  auch  könne  es 
dabei  keinen  (Unterschied  machen,  ob  sie  st']hi^t  Schritte  getan  ud(  i  iintoi- 
lasscn  haben,  um  den  Verlust  der  Staatsangeliörigkeit  herbeizuführen,  oder 
ob  dieses  Ergebnis  infolge  des  Verhaltens  ihrer  Eltern  oder  sonstiger  Oe- 
walthabcr  einirctreten  ist.  Da  im  DciiTsrhen  Reiche  die  an*,'!  uieinf  Wehr- 
pflicht gesetzlich  bestehe  und  streng  durchgeführt  werde,  sei  es  im  äUge- 
m^en  StaatsintOTSsse  nicht  angängig,  daO  frtllieT«  Deutsche,  die  infolge 
des  Verlustes  ihrer  Staat.siiiif^'thüri^^fkt  it  niilifrnischi-  Pflichten  in  ihrem  bis- 
herigen Heimatlande  nicht  oder  nicht  mehr  zu  erfüUen  haben,  später  nach 
Deutschland  zurückkehren  und  dort  auf  Grund  eines  Staatsvcrtragf?  un- 
behelligt weiter  leben.  Ihre  Anwesenheit  allein  wirke  als  bcdenklic  In  s 
Beispiel  nachteiliir  auf  die  einheimische  Bevölkerung,  die  ihren  niilif  iiiist  Ik  n 
Pflichten  unter  groUcn  persönlichen  Opfern  genüge.  Das  (Jleiche  trefte  im 
allgemeinen  auch  für  solche  Ausländer  zu,  welche  in  ihrem  Heimatland  ibie 
militärisrhon  Pfliclitcn  vcrlot/t  liaben  oder  dort  va  militärischen  Pflichten 
ftberhaapt  nicht  angehalten  werden. 

Dmgegenttber  wurde  niederl&ndischerseits  hervorgehoben,  daß  man 
schwere  Bedenken  habe,  in  einem  Staatsvertrage  festzustellt  n,  daß  Nii  i]<  r- 
ländern,  die  früher  Deutsche  gewesen  seien,  der  Aufenthalt  in  Deutschland 
untersagt  werden  könne,  selbst  wenn  sie  den  Wechsel  der  Staatsangehörig- 
keit nicht  zur  Umgehung  tlirer  militärischen  Pflichten,  sondern  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Familien-  und  Erwprbsvcrhültnissc  hcrboitrcfilhrt  hätten. 
Was  die  Niederländer  betreffe,  die  in  den  Nicdi  i landen  miliiiuibche  Ptlichten 
nicht  ZQ  erfüllen  hätten,  so  seien  durch  das  neue  niederländische  Milizgesets 
von  19()l  die  nriinde  beseitigt  worden,  w(  Iche  die  deutschen  Behörden  ver- 
anlaßt hätten,  eine  ganze  Klasse  von  .Niederländern  auszuweisen;  die  in- 
folge dieses  Milizgesetees  abgeänderte  Praxis  sei  indes  noch  keine  befriedigende, 
da  insbt'sundcrc  div  unt<  r  das  a!tf  Mili/ri  si  tz  fallenden,  d.  h.  die  vor  diiu 
Jahre  IBtiü  geborenen  Niederländer,  sofern  sie  im  Auslande  lebten,  nach 
wie  vor  nicht  militärptUchtig  und  daher  mit  Ausweisungsmaßregeln  bedroht 
seien.  Man  habe  st  in  /  it  die  Frage  geprUft,  ob  man  dem  G^etzc  rück- 
wirkende  Kraft  luiloLCtii  könne,  sei  indes  zu  einem  nefrativen  Ermbnisse 
gelangt.  Übritrens  handele  es  sich  um  t-ineii  Kitijj  von  l'eihouen,  deren 
SSahl  ^h  jährlich  verkleinere  und  die  mit  der  Zeit  vollständig  verschwindim 
würden.  Jedenfalls  sei  für  die  Ni('(ii  rläii(iis(  he  Regierung  eine  Vertrags- 
l)estiouuang  unannehmbar,  wonach  die  unter  das  alte  MilizgJöetz  fallenden 
Nfederlftnder  keinen  TertragsrnKBigen  Anspruch  anf  Niederlassung  und  Anf- 
enthalt  in  Deutschland  t  rlialtt  n  wilrdi  n 

Von  deutscher  Seite  wurde  betont,  daß  die  in  Rede  stehenden  Nieder- 
Iftnder  heute  noch  den  erheblichsten  Teil  der  in  Deutschland  befindlichen 
niederländischen  Bevölkerung  bilden.  Deshalb  werde  aus  den  angeführten 
Qrttnden  auf  die  Möglichkeit,  dirse  Lciitf  ajtsznwt  i.svii.  Wert  ptliL^t 

Schließlich  hat  sich  die  Kouuuii>biun  auf  die  I^'asbung  dts  Ait.  3  ge- 
einigt. Zum  Abs.  1  ist  von  dentschcr  Seite  ausdrttcklich  festgestellt  worden, 
daß  danach  auch  solche  Personen  der  Ausweisung  unt<  rlirtif  n.  dir  vor  Er- 
reichung des  miiitarpHichtigen  Alters  mit  ihren  Eltern  oder  sonstigen  Gi  - 
waltbat^m  oder  aaf  deren  Veranlassung  aasgewandert  sind  und  dahtr 
r<'}jrlinälMu  stlb.'^t  nichf  die  .Misiclit  gehabt  haben,  sich  den  militärischen 
PHichten  in  ihrem  früheren  üeimatlande  zu  entziehen.  Uruudsätzlich  werde 
daher  allen  Personen,  die  ihre  Staatsangthörigkcit  vor  der  Erfüllung  ihrer 
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militiirihciien  rtUchteo  verloren  haben,  die  Niederlassung  und  der  Aufentbalt 
YOB  den  sQst&ndigen  Behörden  nntenagt  werden,  sofern  rieb  nicht  bei  der 

Prüfung  des  Einzelfalls  bestimmte  Tatsachen  dafür  ergel)«  ii .  daC  tl'?r 
Wechsel  der  £>taatsangehüri^keit  in  gutem  Giauben  und  nicht  zur  l'm- 
gehung  der  militärischen  Pflichten  herboigeftthrt  ist.  Als  eine  solche  Tat- 
sache, die  vor  der  Ausweisung  schützt,  wird  insbesondere  der  Umstand  an- 
zusehen  sein,  daU  der  frühcro  StnaTsanifehörige  1»  i  Errf  ichunp:  dt  s  militär- 
pflichtigen Alters  oder  falls  diu  Auawuiiderung  später  erfolgte,  äu  diesem 
Zeitpunkte  nach  seiner  körperlichen  oder  geistigen  fiesehaffenbeit  fflr  den 
Militürdietist  dauernd  untauglich  war. 

Im  Abä.  2  ist  deutscherseits  zugestanden  worden,  daß  sich  da^  Aus- 
weisangsrecht  auf  solche  Personen  beschränkt,  welche  in  ihrem  Heimatland 
ihrr  militärischen  Pflichten  verletzt  haben.  Dabei  hat  man  aber  als  selbst- 
vcrstäudlich  vorausgesetzt,  daii  die  iii  ihrer  Heimat  zu  militärischeu  Dieust- 
leistangen  nicht  herangezogenen  Personen,  sofern  sie  sich  persdnlich  lästig 
laachf-ii.  in.sVfi'soiidcrc  wenn  sie  Avh  etwa  d»'ii  Inländern  <r<'^i'nülM  r  ihrer 
bevorzugten  £)tellung  hinsichtlich  der  uüitärischcu  PÜichten  rUhuen  sollten, 
genOlB  Art  2  ohne  weiteres  ausgewiesen  werden  kfinnen. 

Zum  Artikel  i. 

In  Art.  4  wird  die  Befreiung  der  Angehörigen  jedes  vertragschließcndeu 
Teiles  von  persönlichen  militärischen  Dienstleistungen  in  dem  Gebiete  des 
anderrn  s  ausdrücklich  festgestellt.  Eine  Pflicht  su  firsatzleistangen 
besteht  zur  Zeit  in  beiden  Stauten  nicht. 

Der  Ausdruck  „Landtoeer"  im  niederlftndisdien  Texte  ist  in  dt  a 
deutschen  Text  nicht  aufgenommen  worden,  da  er  nach  der  deutschen  Ge- 
setxessprache  in  dem  Ausdrucke  gHeer"  mitenthalten  ist,  Niederländischer- 
seits  wnrde  ohne  weiteres  sog^ebeo,  daß  anter  n^i^8  tmäer,  op  miU- 
ta/rc  H-iJze  [icin  ganiseerd  korps''  auch  die  jetzt  in  der  Auflösung  be- 
griäenc  ytuchutteri/'  zu  verstehen  sei,  und  daß  daher  Deutsche  kfiuftig 
nicht  mehr  sn  'diesem  Dienste  herangezogen  werden  dflrfen. 

Die  Frage,  ob  und  inwieweit  Personen,  welche  Angehörige  beider 
vertragschließenden  Teile  sind,  nnlitärischen  Pflichten  unterliegen,  ist  in 
dem  Vertrage  nach  dem  Vur^Miii;  anderer  Verträge  nicht  berührt  wordOL 

Zum  Artikel  .>. 

in  -Vit.  ü  übernimmt  jeder  vertragschließende  Teil  die  Verpflichtung, 
ittr  die  in  seinem  Gebiete  beliiidlichen  Iiilfsl)edQrftigen  des  anderen  Teilen 
ebenso  zu  snr;f<n  wie  für  die  riofcncn  Staatsangehörigen.  Im  DpTitschen 
Reiche  ist  rite  öffentliche  Fürsorgepflicht  für  Inländer  und  Ausländer  gleich- 
m&Big  dnrch  Oesetz  geregelt.  Nach  niederländischem  Rechte  besteht  ein 
gesetzlicher  Anspruch  anf  FntersTiltznnLT  nirht.  Indessfn  greift,  wenn  di© 
kirchliche  oder  private  Wohltätigkeit  nicht  eintritt,  die  Gemeinde  ein,  ohne 
daß  dabei  ein  Unterschied  «wischen  Irländem  und  Ausländern  gemacht 
wird;  ein  Eintreten  für  die  Hi1fsl)ediirftii,'en  ist  somit  in  beiden  Ländern, 
in  dem  einen  durch  Gesetz,  in  dem  anderen  durch  die  Verwaitung8|imus, 
gesichert. 

Ein  Anspruch  auf  Ersatz  der  für  die  beiderseitigen  Hilfsbedürftigen 
gemachten  Aufwendungen  soll  nach  dem  Vertrage  nur  gegen  diese  seihst 
oder  deren  unteiliuU.spnichtige  Angehörige  gelt'cnd  gemacht  weiden  können. 
Beide  Teile  sichern  sich  hierzu  die  nach  ihrer  Landesgesetzgebung  zulässige 
Hilfe  zu.  Diese  Hilfe  wird,  abgesehen  von  (\or  ireri(-htli(  hon  Hilfe  bei  An- 
strengung der  Klage,  (bdurch  geleistet  werden  können,  daß  die  Ver- 
waltungsbehörden di>  pnvatrechtUch  Verpflichteten  sfun  Brsatie  der  ent- 
standenen Kosten  i^ofiordern. 
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Zum  Artikel  B. 

Der  Art.  6  regelt  die  rtlicht  jedes  vertragscklieiSeDden  Teik-s.  seine 
Angehörigen  im  Falle  der  Ausweisung  durch  den  anderen  Teil  wieder  zu 
ülKmehmen.  Diese  Pflicht  ist  ebenso  wie  in  ander»  n  vf»in  Deutschen  Reiche 
abgeschlossenen  Übernahme  Verträgen  auch  auf  die  früheren  Angehörigen 
der  beiden  Teile  aiu^edehnt  wetcten.  Dagegen  erstreckt  sie  aioh  nicht  »nf 
Angehörige  eines  dritten  Staates,  sofcffn  nidit  die  beaoiidereii  Yonuu- 
betzungeu  der  Artt.  12.  13  vorliegen. 

Ine  Übemahmepfliclit  b«KJlir&nkt  sich  sowohl  in  Ansehung  der  An- 
gehörigen wie  der  früheren  An^j:ehörigen  jedes  Teiles  auf  die  Fälle,  in 
denen  diese  Personen  gemäß  Artt.  2,  3  ausgewiesen  werden  können  Durch 
diese  Bestimmung  wird  indes,  wie  auf  eine  Anfrage  von  niederländischer 
Seite  festgestellt  wurde,  nicht  etwa  ein  Rfcht  der  früheren  Angehörigen 
des  t  inen  Teiles  auf  Niederlassung  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  be- 
gründet, da  der  Art.  6  nicht  von  dem  Niederlassungsrechte,  sondern  nur 
▼on  der  Übemahmepflicht  handelt. 

In  den  Artt.  7  hi<  11  sind  die  näheren  Bestimmungen  über  das  Ver- 
fahren bei  der  Vollziehung  von  Ausweisungen  und  Übernahmen  enthalten. 
Als  OmndsatK  gilt.  d«£  keine  xi^'angsweise  Überffthmng  anssnweisender 
Personen  über  die  beiderseitigen  Grenzen  erfolt^en  durf  ohne  ein  vor- 
gängiges Übeniahmeverfahren,  in  dem  die  übernahmeptticht  von  dein  tiber- 
nehmenden Teile  ausdrücklich  anerkannt  ist.  Für  dieses  Verfahren  sind 
in  den  Artt.  7  bis  i)  drei  Wege  vorgesehen  worden,  nämlich  der  Weg  des 
unmittelbaren  Schriftwerhstls  zwischen  den  betdem'ititren  Grenzhehörden 
(Art.  7).  der  Weg  des  mündlichen  Verkehrs  zwischen  tliebeu  Behörden 
(Art.  8)  und  der  diplomatis^chc  Weg.. (Art.  i)).  Der  leitende  Gedanke  der 
einzelnen  Bestimmungen  ist  der,  den  ÜbemahmsTerkehr  so  einfach,  scUeon^ 
und  billig  wie  qiöglich  zu.  gestalten. 

Zum  Artikel  7. 

Der  Weg  des  unmittelbaren  Schriftwechsels  zwischen  den  beider- 
seitigen Grenzbehörden  ist  als  der  regelmäßige  bezeichnet,  wenngleich  vor- 
aussichtlich mit  der  Zeit  der  mündliche  Verkehr  zwischen  diesen  Behörden 
die  Regel  bilden  wird.  Der  schriftliche  Weg  wird  indes  in  allen  den 
Fällen  beibehalten  werden  müssen,  in  welchen  weitläufigere  Ermittelungen 
über  die  Staatsangehörigkeit  d&t  annnweisenden  1^  rson  erforderlich  sind. 
Das  (ileiche  gilt  in  den  später  zu  besprechenden  Füllen  des  Art.  8  Abs.  3. 

Die  Grenzhehörden  des  einen  Teiles  haben  stets  mit  den  nächst- 
helegenen  Grenzhehfirden  des  anderen  TdK»  u.  ▼erhanddn,  weil  so  eine 
Verständigung  am  leichtesten  ist.  Wird  die  t'bernahme  nicht  an  dem 
nächstbelegenen,  sondern  an  einem  entfernteren  (j  bernahmcorte  gewünscht, 
io  ist  dies  der  answeisenden  Qrenzbehörde  durch  die  nächstbelegene  Grenz- 
hehfirde  des  anderen  Teiles  mitzuteilen. 

Zar  Vermeidung  unnötiger  Beförderungskosten  soll  die  Wahl  des 
Übemahmeortes  in  jedem  Falle  dem  übernehmenden  Teile  überlassen  bleiben. 
Dieser  ist  daher  in  der  Liige,  den  Reueweg  der  auszuweisenden  Personen 
so  zu  wählen,  daß  sie  den  Bestimmoagaort  in  ihrem  Heimatland  auf 
kürzesten^  Wege  erreichen. 

Zum  Artikel  8. 

Der  im  Art.  8  zugcla^ene  pUndliche  Verkehr  zwiscl^en  den  beider- 
seitigen Grenzbehörden  ist  in  erster  Linie  für  die  Fälle  bestimmt,  wo  kein 
Zweifel  darüber  besteht,  daß  die  auszuweiseude  Person  übernommen  werden 
maß.  Dieses  kurze  Verfahren  ^oU  indes  ^\xc\\  ^s,m  eiutreteUi  y^cm  die 
erforderlichen  FeststeUungen  dnrc)^  die  fthemebwende  OrenzbehSrde  oljne 
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Zeitverlust  getroffen  werden  küiineu  ,  die  VeipliicljtuHg  zur  Vurnahine  solcher 
Feststellungen  ist  im  Art.  10  Abs.  3  ausdrücklich  ausgesprochen  wotden. 
St.wt  it  der  mündliche  Verkehr  Platz  greift  hat  ^'w  ftrenzWhördc  des  ruis- 
weiseudcn  Teiles  die  auszuweisenden  Personen  der  nächsten  Grenzbeh<»rde 
des  ttbernehmenden  Teiles  zuzuführen,  ohne  daB  diesem  die  Befainkis  svstelit, 
alsdann  finm  aiidiTon  T'hcriKilimeort  zu  hostimmon 

Kach  Abs.  3  soll  es  bei, dem  schriftlichen  Wege  sein  Bewenden  be- 
halten, wenn  es  sich  nm  die  Obemalinie  einer  wegen  jugendlichen  Alters, 
OeVirrrhlichkt  it  ml«  r  Krankheit  hilflosen  rt-rson  liaitticlt.  d.i  in  diesen 
Fällen  nach  der  Übernahme  and  we|{€n  späterer  geeigneter  FUisurge  meist 
hesondem  YorltelmmKen  getroffen  werden  mflssen. 

Znm  Artikel  9. 

Der  Art  9  sieht  den  diplomatischen  Weg  fOr  die  FlUle  vor,  wo  eine 

Einigung  der  Grenzbf  hnidcn  wegen  der  Übernnhme  nirht  hat  erzir  t  wrrden 
können.  Auch  kann  auf  diplomatischem  Wege  eine  uachträglicbe  Prüfung 
der  Fälle  eingeleitet  werden,  in  denen  Personen  von  der  QrensbeliSrde 
übernommen  wordi  n  sind,  nluu  daü  eine  Übernahmepfiicht  bestand.  In 
derartigen  Fällen,  z.  B.  bei  der  Übernahme  von  Personen,  die  sich  ge- 
fälschter oder  ihnen  nicht  zustehender  Ausweispapiere  bedient  haben,  wird 
die  Frage,  ob  eine  Rttckflbernahme  stuttzntinden  hat,  nicht  wohl  von  den 
Grenzbehorden,  sondern  von  den  1»  id»  n  H<>iri»'rungen  zu  entscheiden  und 
daher  zunächst  einer  Prüfung  durch  dic  höheren  Behörden  des  übernehmenden 
Tolkti  zn  nntensldien  sein. 

Zum  Artikel  10. 

Wegen  der  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Verständigung  über  die 
Übemahmeorte,  die  Übemahmezeitan  und  die  fflr  den  Übemabmererkehr 
in  Betracht  kommenden  Grenzbehörden  glaubt  die  Kommission  schon  jetst 
nachstehende  Vorschläge  als  /wcrkuiäßif^  empfohlen  zu  snllen. 

Der  Übemahmeverkthr  wird  auf  drei  Grenzpuukte  beschränkt,  weil 
durch  eine  größere  Konzentration  des  Grensverkehrs  eine  bessere  Ansge* 
staltiintr  drr  rhernahmestellen  iiml  deren  Beset/nntr  mit  geschultem  Personal 
ermöglicht  werden  kann.  Als  Übemahmeort  werden  vorzugsweise  Kalden- 
Idrchen— Venlo,  Emmerich  (Elten)— Zevenaar,  Bonde— Neuschanz  in  Ans- 
fiirhr  rrononimon.  An  jeder  Ülu  rLrangsstelle  wcrdrn  wöchentlich  je  zwei 
Übernahmetage  eüigerichtet,  da  diese  für  den  Verkehr  voraussichtlich  aui»- 
.  reichen.  Die  Bestimmnng  der  beiderseitigen  OrenshehSrden  bedarf  noch 
weiterer  Erfirtr-rungen ;  doch  ist  niodcrlilndisi  hersfits  Ixiucrkt  worden,  daß 
in  Vcnlo  ein  PoUzeikommissar  und  in  Zevenaar  ein  mit  den  Befugnissen 
eines  Kommissars  der  Reichspolisei  ausgestatteter  Beamter  stationiert  ist. 

Zum  Artikel  U. 

Die  Bestimmnng  des  Art.,  11,  da6  die  Kosten  der  Befördemng  aus- 
zuweisender PersoTitn  Iiis  zum  Ubernahniportr  von  dem  answeisenden  Tfile 
getragen  werden,  entspricht  der  im  Übernahmeverkehr  allgemein  bestehenden 
Übung. 

Znm  Artikel  19. 

Nach  völkerrechtlichen  Gnindsätzen  ist  an  sich  jeder  Staat  befugt, 
Personen,  die  ilun  nicht  angehüreu,  das  Betreten  seines  Gebiets  zu  verwehren, 
also  sie  ohne  weiteres  an  seinen  Orensen  abzuweisen.   Diese  Qmnds&tse 

werden  durch  den  neuen  Niederlassungsvertrag  nur  insofern  durchbrochen, 
als  die  Angehörigen  jedes  Teiles,  denen  ein  Anspruch  auf  Niederlassung 
oder  Aufenthalt  in  dem  (lebiete  des  anderen  Teiles  zusteht,  in  diesem  Ge- 
biete zugelassen  werden  müssen.  Die  (irundsätzc  sind  als  selbstverständlich 
in  den  Vertrag  nicht  ausdrficklich  aufgenommen  worden. 
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Da^regen  hat  mit  Rücksicht  auf  die  besonderoD  Verbftltnisse  des  Biseiio 

bahnv*'rk<  hr8  der  Art.  12  Aufinilinic  j^cfinn!.  n.  wonarh  nllr  Personen,  die 
sich  nicht  auf  das  vertragsmäßige  Niederlassungsrecht  berufen  können,  auf 
ersten  Haltestation  nacli  Überachreitang  der  Grenze  ani^ehalten  nnd 
ohne  irgend  welche  Fünnlirliki  iren  in  das  tiebiet,  aus  di  lu  sie  LTt  k^niitii  n 
sind,  zurückgeschafft  werden  dürfen.  Durch  diese  Bestimmung  wird  (iie 
Fiktion  anfgestdlt,  daß  solche  Personen  das  Herkunftsland  noch  nicht  ver- 
lassen haben  nnd  daher  nicht  unter  das  nach  dem  Vertrage  sonst  erforder- 
lich<'  T' hernähme  verfahren  fallt  ii  Voranssf»t7ii!>(;  der  Zurfirksrhriffmi!^  ist, 
daii  Sil'  unmittelbar  nach  dem  Kintn  ffrn.  ;ilso  in  der  Regel  mit  dem  nächsten 
zunick;^H')ii  nden  Eisenbahnzug  erfolgt,  weit  nur  anf  diese  Weise  die  in  Rede 
stellende  Fiktion  anfrecht  erlialten  werden  kann. 

Zorn  Artikel  13. 

Nach  dies^rni  Artikel  soll  di'  f'rirc  hbeförderung  von  Angehörigen  oder 
Irüheren  Angehörigen  eines  dritten  Staates,  die  ans  dem  Gebiete  eines  der 
vertragschllwenden  Teile  ausgewiesen  werden,  dnrch  das  Gebiet  des  anderen 
Teiles  erfolgen,  wenn  die  Kostenerstattung  für  die  Durchbeförderung  sicher- 
gestellt und  der  dritte  Staat  zur  Übernahme  dieser  Personen  b^roit  ist. 
Die  weitergehenden  Wünsche  der  niederländischen  Kommissare,  daü  solche 
Personen  auch  ohne  die  vorgängige  Zustinunang  der  dritten  Staaten  nach 
Deutschland  übernommen  und  die  weiteren  Verhandlungen  auf  Grund  der 
zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dritten  Staaten  bestehenden  Über« 
iiahraeabkommen  gefährt  werden  mOchten,  haben  deutscherseits  nicht  er^ 
füllt  werden  können  rViui  difso  Abkommen  beziehen  sich  nur  auf  die 
Fälle,  wo  die  in  Deutschland  lebenden,  nicht  aber  die  zum  Zwecke  der 
WeiterbefOrderang  dorthin  übernommenen  Ansl&nder  von  ihrem  Heimats* 
Staate  wieder  aufgenommen  werden  sollen. 

Im  Abs.  2  ist  zur  Vermeiduni^  von  Zweifeln  bestimmt,  daß  für  Dnrrh- 
lieferungcn,  die  auf  Grund  des  deutsch-niederländischen  Auslieferungsvertrags 
xn  erfolgen  baben,  die  Bestimmungen  des  Anslieferungsvertraga,  mid  iii<m 
die  des  neuen  Niederlassangsrertrags  Anwendong  findm. 

Zum  Artikel  16. 

Der  Vertrag  soll  erst  drei  Monate  nach  Anstanscli  iI^t  P  ttifikations- 
urkunden  in  Kraft  treten,  damit  vorher  die  Übcrnahmcstatioueu  ordnungs- 
mäßig eingerichtet  werden  kdnnen.  Die  Schließnng  des  Vertrags  anf 
mindestens  dn  i  Jahre  ctiipfielilt  sich  d^'slialb.  weil  dadurch  die  Sicherheit 
(geschaffen  wird,  daß  er  sich  einleben  kann,  und  daß  die  durch  die  Neu- 
einrichtungen bedingten  finanziellen  Aufwendungen  für  einen  längeren 
Zeitraam  gemacht  werden. 
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GeHchtBordntmH  fttr  die  Kolonie  Eritrea. 

Das  nachstehende  Königliche  Dekret  ist  in  der  „Ga^eetta 
üffidaU  M  Begm  d'naiia''     9.  2. 1902,  No.  74,  publiziert^: 

Eei^to  Deereto  f  oitute  PordiMUMto  glndlalaHo  nella  Coloala  Eritrea« 

9  febteaifo  1902. 

Vittorio  Einanuele  III 

per  Grazia  di  Dio  e  per  Volontä  della  nazione  Re  d'Italia. 

Vista  la  legge  1"  Inglio  189(),  n.  7008  iserie  oon  la  quäle  t  data 
iacului  al  üuvt^rno  dcl  Re  di  pubblicare  le  leggi  üel  regno  nelFEritrea  e  di 
proTvederc  airamministrazione  della  colonia; 

Vistn  11  regio  decreto  5  maggio  18^)2.  ii.  270; 

Visto  il  r<^io  decretu  22  maggio  n.  201; 

Viato  il  reiio  decreto  2  aprik  1899,  n.  134; 

Vista  la  legge  24  dircmbre  1899,  n.  4fK);  ' 

Vista  la  legge  23  dicembre  1900,  n.  442; 

ViBta  la  legge  30  giugno  \\m,  n.  266; 

Sulla  propoBta  del  Nostro  ministro  segrctario  di  Stato  per  gli  atlari 
eateri,  d'accordo  col  ministro  di  grazia  e  giustizia  e  col  miniytro  della  },aiprra; 

Udito  ü  parere  dcl  consigUo  di  Stato;  Sentito  il  Coubigiio  dei  miuietii; 
Abbiamo  decretato  e  decretiamo: 

Capo  1. 

BelpersoDale  gUdiaiario  e  deiramminiBtrasioDe  dellagiastisia. 

Art.  1. 

Nelle  cause  in  cui  siano  interessati  europei  od  assimilati,  la  giustizia 
h  attuniniatrata : 

dal  ronrlliatore ; 

da  giudici  rcgionali,  di  cui  il  numcro,  la  sede  e  1&  giurisdizione  terri* 
toriale  saranno  deaigiiati  con  racoessiTi  nostrl  decreti; 

dal  tribunale  di  appello  sedent«  in  Asmara; 

dal  tribunale  di  appello  funzionante  du  corte  di  assise. 

*)  Mitgetf  ilt  \nii  Hl  im  Professor  Dr.  Evianuall  Gianturco  in 
Neapel,  auf  dessen  im  Jahrb.  ä.  Intern.  Vereinigung  f.  mrgleicttendt 
Rechtawiitaensehtxft  u,  Volkswirtschaftslehre  g,  Berlin  Vt.  n.  VIT.  Bd. 
(Il)0:?  S  j.'iO)  abgedruckten  Aufsatz  nlu  r  die  italieiÜBcfae  Kotonialgeseti- 

gebung  in  Eritrea  hier  faiiige wiesen  sei.  —  Bed. 

Bezüglich  des  In  der  entreiwshen  Kolenie  bestehenden  Reebtes  sei  bemerkt: 
Für  die  Eingeborenen  gelten  folgende  Rechtsquellen : 

1.  Für  die  Mohammedaner  in  Massaua  und  dessen  Umgebung 
ist  maßgebend  das  sunnitisclie  islamitische  Recht  (hanefi tischer  Ritus). 

2.  Für  die  übrigen  Mohammedaner  gilt  das  gemeine  hanefitische 
Ridit  erst  in  zweit»  r  Linie,  subsidiär  nru  li  den  in  erster  Linif  "reitenden 
lokalen  Ree h  t  h  ü  hi;  1  1  ie  f  e  r  u  n  ge n  (iiilaupischen  und  bilt-nischen  l'r- 
spnings),  welche  namentlich  niedergelegt  sind  in  dem  sogenannten  Mogare sch- 
Rccht.  ciium  Ptechtsinidi  ilcr  Bogoa.  {Ygi,  Mun^inger,  Sitten  wid 
Hecht  der  Jioffo«.    \\  interthur  18ö9.) 

8.  Fardie  abessiniscben  Christen  die  flberliefertoi  Reebtagewolm- 
heiten,  sowit  i'.  i  sd»:.  Fi' f  n  h  -  Xe u  c  s  f .  ein  aus  Alexandrien  im  IH.  Jahr- 
hundert eiDgetiihrtcs  liechtsbucb,  welches  eine  Verbindung  römischer,  kano- 
niscber  md  orientalischer  (besonders  Icopbtiscber  nnd  neatorianisdier)  Reebts- 
gnmdsätae  darstellt.   {Arnold ^  Libri  aetkiop.  Fetah-Negest ,  Halle  1841.) 

Niemeger. 
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Per  assimilati  ajzli  ptiropei  si  intendono  gli  egiziani,  i  siihuii.  gli 
anicricaui,  gU  austxaliaDi  ed  in  genere  chionqae  app&rtenga  a  stirpi  ori- 
ginarle  di  feo|ia  o  ehe  abbiMio  con  gli  europei  lomigliaii«»  di  civim. 

Art.  2. 

Kel  distretto  di  Hassana  e  nel  ccntro  abitato  di  Aicliico,  lahro  qnanto 

^  Hispostn  dal  successivo  art.  IH.  la  triustiziii  i  semprf  amministrata  a 
nonna  del  precedeute  articolu,  aiicbe  se  iiclla  causa  siano  interessati  soU 
iodigeni. 

Art.  3. 

n  conciliatore  ^  nominato  ron  decrcto  del  governatoif  fra  i  notabili 
della  colonia  sulla  iiropusta  dtl  prcsidontc  del  tribunale  di  appello  e  del 
procnratore  del  Rc 

Devo  cssrre  italiano,  la  saa  carica  ö  grataita,  dura  dne  anni  e  ini6 
(tssere  confermato. 

Con  decreto  del  goveniatore  le  funzioni  di  oondllatore  poBsono  emeve 
affldate  a1tres\  ai  commiaaari  regional!  ed  ai  reddenti. 

Art.  4. 

Fra  i  notabili  della  colonia.  aventi  gli  stessi  requisiti,  6  pure  nomi- 
oato,  nello  stesso  modo,  un  vice  conciliatore  che  neH  assenza  o  impediiaento 
del  eondliatore  ne  fa  le  veci. 

Art.  5. 

n  eondliatore  i  competente  a  eonosGere  e  gindicare  delle  asione  per^ 

sonali,  t  ivili  e  commerciali  relative  a  honi  triobili  {m  i-  nn  valore  non  ccre- 
deote  le  lirc  daecento,  nonchö,  delle  azioni  relative  a  locazioni  di  beni 
stabili  mrali  e  urbani,  quando  il  Talore  dell'affitto  o  pigione  non  ecceda 
la  tomma  di  Ure  200  per  tntta  la  dnrata. 

Art.  6. 

n  conciliatore  puö  aodie  comporM  amidieTOlnientc  qnestioni  dvili  e 

commerriali  fit  <  rupi  t  nza  superiore  alla  sna,  qualora  tutte  le  parti  lo 
adiscunu  spiiiitauLamLuif.  II  relativo  verbale  di  conciliazionc,  redatto  dal 
conciliatore,  e  munito  della  firma  delle  parti  o  dei  loro  legali  rappre:iint;uit  i 
ha  la  forza  di  atto  pnbblieo  rioevato  da  nn  pnbbUco  ofiiciale,  neU'esercizio 
delle  suü  funzioni. 

Art.  7. 

I  fnnzionari  delFordine  giadiziario  reeidenti  ndla  colonia  aono: 
il  President«  del  tribunale  di  appello; 

i  giudici  rcgionali ; 

II  procurntore  del  Re; 

il  canoelliere  del  tribanale  dl  appello. 

Art.  a 

TfiAh  fnnzioni  di  presidente  dv]  trUmiialo  appclln  r  di  prnrnratoro 
del  Ke  vcngono  incaricati  magistrati  del  Regno  di  grado  non  inferiore  a 
qnello  di  gindice  e  di  sostitnto  procnratore  del  Re,  di  qnelle  df  gindid  re- 
gionali  sono  incaricati  magistrati  di  «rado  non  inferiore  a  inu  llö  di  pretore, 
e  delle  funzioni  di  cancelliere  del  tribunale  di  appello  h  incaricato  uno  dd 
cancellieri  del  Regno. 

Tal«  tncarico  (  dato  con  decreto  reale  anlla  proposta  dei  ministri 
degli  aRari  tsti-ri  c  di  grazia  »•  ffinstizia. 

Ii  presidente  gode  dell  inaniovibilita  secondo  l  ordinaniento  giudiziario 
dd  Begno. 


Digitized  by  Google 


104 


Yeruüsclite  Mitteilungen:  Dokuuieiite. 


Art.  9. 

T  in.ii^istiati  e  ciincellieri  incaricati  dolle  predctt«  funzioni  hoIIä  oolonU 
coneervuDO  il  grado  che  avevauo  uella  piantu  organica  de)  Regno. 

Per  i  detti  fansionart,  il  tempo  trascorso  in  servizio  Deila  colonla, 
piirche  non  sia  minore  di  im  anno,  h  computato  in  ragione  dd  doppio  agU 
efietti  della  promozionc. 

Nulla  e  innüvato  circa  la  pruiuoviliilitu  dei  furiziouan  attualmente 
reudente  nella  oolonia. 

Art.  10. 

I  fanzionari  ;iin(li2iari  ilella  oolonia  oltre  lo  stipendiü  che  aviebbero 
uel  Regno,  godono  la  IndennitA  iudicata  uell  anueäsa  iabella. 

Per  ojgfni  biennio  di  residenza  con  lo  stesso  fcnio  nella  colonia  banno 
diritto  airriinnonto  del  do^iino  dfüo  stipriiilin  ^■  ilrll'imlennitä. 

I  fuuziuuari,  che  Wi  t  rovano  uella  colunia  alla  pubbUcazione  del  prescnte 
decreto,  conaerranu  gli  assegni  che  attnalmente  godono  ftno  aÜ'effettiTo  loro 
rimpatrio,  lalvo  il  beneficio  di  cni  sopra. 

Art.  11. 

II  President«  adempie  le  funzioni  spettanti  al  presidcnti  delle  corti 
d'appfllo  in  Italin.  romo  ptirf*  (pu  11t  < in  irli  vengono  spezialmente  conlerite 
dal  presente  decreto  o  da  altri  vij^eiiLi  aeila  coluuia. 

Art  1-2 

Mancando  od  esaendo  iuipedito  il  prcsideote  del  tribanale  d'appello. 
ne  fa  le  veci  il  giudlce  regionale  pih  anziano. 

Per  le  cause,  da  lui  gi4  giiulicate  in  prima  istanza,  bi  presidensa  i 
devüluta  ad  altro  giudice  regionale  in  ordiue  d'auzianitÄ. 

Art.  n 

11  procuratore  del  Re  capo  dell  ufticio  del  puliblico  ministero  nella 
colonia,  e  presso  i  giudici  n«gionali  puö  farsi  rappresentare  dai  suoi  delcgati. 

Eserdta  pure  le  funzioni  di  giudice  istruttore  e  puo  dclcgare  gli 
assessuri.  i  roninüsüari  ed  i  resident!  per  atti  di  istruttoria  da  compiersi 
fuori  della  sua  ^ode. 

Nel  caso  clir  il  ]irori]ratore  del  Re  o  manchi,  o  sia  aaaeote,  o  sia 
iiii]H  ilito.  ^  sostitoito  dal  funaionario  «be  esercita  le  attribazioni  di  awocato 
tiscale  militare. 

Art.  14. 

n  presidcnte  del  tribunale  d'appello,  il  procuratore  del  Re  ed  i  gindict 
regionali  dipendono  dal  niinistm  di  L'r.T.zia  c  iiitistiziti.  e  sono  per  la  dis- 
ciplina  soggetti  ai  detto  uiiüii>Li-u  in  conforiaitä  dell  ordinamcnto  giudiziario 
V^cnte  uel  Regno. 

Prima  di  entmro  in  funzione,  essi  prestano  triurnmmto  iimaiizi  al 
gaardaoigilli  o,  per  delegazioue,  innauzi  al  governatore  della  colonia. 

n  canoelUere  d  sottopoato  per  la  diwiplina  al  presidente  del  tribonale 
d'appi  llo  ed  al  procuratore  del  I'c  srrnirdf»  le  nnrinr  viir*  nti  nel  Regno. 

£gU  preata  giuramentu  innanzi  al  prcbidente  del  tribunale  di  ap^Ho. 

Per  le  licenze  cob\  ordinarie  come  straordinarie  si  applicano  inte- 
gralmente  le  di^posizioni  dell  ordinamento  organico  per  la  oolonia  EritieSi 
approvato  col  regio  decreto  II  febbraio  liM),  n.  48. 

Art.  15. 

Tl  iriudin^  roirifuialr  conosce  in  prima  istanza  di  tutte  le  run?«  in 
materia  civile  e  cununerciale,   cccettuate  quelle  deferite  al  coiiciliaiore. 
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Giudica  inoltre  in  gradu  d'fipjicllo  dfllo  «wnttfnxr-  d«l  conciliatore,  in  qaa&to 
süino  appellabili  a  norma  dcl  prcsente  rcguluucuto. 

In  materia  penale  conosee  da  solo  delle  eattse  cbe  in  Italia  sarebbero 

di  com|ietcnza  del  pretore,  ecceftuuff  ijui  11»  dcferite  al  comniissariu  di 
Hassaua.  c  roUoiyriahiicnte  cou  rintervonto  di  dtic  asses.sori  delle  cause  che 
nel  Regno  sarebbero  die  competenza  del  tribuiuile  penale. 

In  Caso  di  assenza  od  iiiipediinento.  e  sustituito  da  Qn  funzionario 
»viloniale,  proferibilmfnte  laiirtMto  in  Icff^e.  dpsi>:natü  con  decreto  del 
governatore  su  proposta  del  presidente  del  tribunaie  d  appello. 

Art.  Iß. 

II  ounHui6:>;iriü  di  Massaua  csercita  le  fnuxioia  di  gindicc  m  rapporto 
ag)i  indigeni  per  i  delitti  pnnibiU  con  praa  restriftiTa  della  libertä  per- 

sonalr-  tino  a  trf  mosi  n  con  mnlta.  sohl  o  e<inijiuiit:i  nlla  dctTa  pcna,  non 
superiore  alle  lire  5>Ä>,  e  per  Ic  contra vveuzioni  in  maieria  ammiuistrativa 
e  penale. 

Art.  17. 

n  tribunaie  d'appeilo  e  composto  del  pres^idente  c  di  diic  funzionari 
coloniali.  lanreati  in  legge,  deäiguati  in  prineipio  d'ogni  aniiu  con  decreto 
reale.  In  caso  d  asscnza  od  impediineiito,  saranno  sostitoiti  da  altro  fott'- 
siunario.  preferibilniente  lann.ntn  in  legge»  designato  eon  decreto  del 
governatore  su  proposta  dcl  presidente. 

Art.  18. 

II  tribunaie  di  appello  giudica  cuUegialmente  e  coDusce  di  tutte  le 
cause  deciee  in  prima  istaosa  dai  giudlcl  regional!  e  con  le  Umitazioni  di 
CHI  agU  articoli  49  e  69. 

Art.  lU. 

II  numero  dcgli  asscssori  ^  dcterminato  anno  per  anno  dal  gover- 
natore, il  qnale  Ii  soegtie  fra  i  notabili  della  colonia  an  di  ana  lista  proposta 
dal  presiili  nto  c  dal  procnrntnro  <i*-i  Re.  contenente  OB  nnmero  di  nonii 
doppio  dl  queUo  degli  asäesüori  da  uominarsi. 

Esm  dnrano  in  carica  tatto  l'anno  giuridico  per  il  qnale  furono 
nomiiiafi.  II  rnatore  ha  diritto  di  riconfermarli,  o  die  revucarli  nnrho 
priraa.  sempre  su  proposta  del  presidentc  del  tribunaie.  Non  mono  di  tre 
quarti  debbono  avere  la  cittadinauza  italiana,  c  tutti  la  sndditanza  italiana. 

Gli  aseessori  prestano  gioramento  secondo  la  forma  del  loro  rito 
religioso,  innanzi  al  gofematore,  poesibilmente  prima  della  sednta  inangarale 
deiraoDo  giuridico. 

La  formnla  del  gioramento  h  qnella  aeata  per  la  magistratnra. 

Art.  20. 

L'assessore  indigeno  puu  scdere  eome  giadice  nel  caso  che  giano  im» 
patati  solo  indigeni,  o  si  trfitti  di  ransa  che  intrressi  solo  indigeni. 

L'assessore  deve  essere  deiia  stessa  religione  degli  intercssati.  e  qualura 
costoro  siano  di  diversa  religione,  deve  esaere  itnliano. 

Sono  scelti  a  prof*  r«  n/a  fi  a  gli  assessori  .rli  arliitri  liquidatori,  i 
curatori  di  fallimcuto  di  eredita  giaceute,  i  periti  giudiziari,  ecc,  lua 
rasaettore  non  pii6  aedere  cotne  giudice  seile  canse  in  cni  dovesee  venire 
in  diaenssione  il  suo  operato. 

Art.  21. 

11  mufti  e  il  cadi  resideuti  in  Massaua,  sono  consultati  dall  autorita 
^iudiziaria  qnando  cid  sia  utile,  massime  in  maieria  di  Statute  personale, 

succes.sioni  o  divisioni  fra  musulniani  affine  di  siabilirr  1«-  tiuoti';  come 
pure  per  matrimonio  e  divorzio.  .  11  loro  voto  e  sempre  cousultivu. 
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Art.  22. 

II  trilinnale  di  appello  fansionante  da  corte  d'aasiae  giadka  con 
l  intorvento  di  Ire  absessori. 

ClDqve  giorni  prima  del  dibattimcnto  il  presidente  con  rintervento 
(It'l  rappresentante  del  pnliblicd  iiiini^>tero,  dil  difonsore  prc8c«lto dAirUnpatatO 
e  del  canc^Uiere,  ebtrae  a  surte  il  nonie  di  ciuque  afisefisori. 

I  trc  primi  asäcssori,  dl  eni  Tiene  estcfttto  il  Bone,  fnnsioDMio  da 
aaseBaori  nel  giadiaio  d'aaaiM. 

Art.  23. 

n  rapprespiitaiiti  tUl  pubblicu  ministoro  e  I'imputato  hanno  diritto  di 
ricnsare  <  i  is(  iniu.  senza  addurrc  motivi,  um  degli  assessori,  cd  i  trc  rimi^ti 
fnmioneraiiiii)  da  assessori. 

Sonn  iiioltro  applicabili  agli  assrs^ori  i  motivi  di  ricusa  stahiliti  tipI 
codlce  pcnalc  per  la  ricusazione  dei  giudici,  e  suUa  ricusazione  dedde 
inappellabilmente  il  preBidenle.  Qnalora,  in  segnito  atla  sicQSMtime,  lia 
necessario  sre^liere  altro  assewofe,  vi  provrede  il  presidente  ool  metodo 
dell'esUazione  a  sorte. 

Art.  24. 

II  tribanale  di  appello  funzionante  da  corte  d'assise  conosce  di  tatte 
le  cattse  che  nel  Regno  aono  di  oompetenxa  della  corte  d'assise,  sahro  le 
modificazioni  del  presmtc  rogolamento. 

II  presidente  puö  avvalersi  dei  potcri  discrezionali  accordati  dalla 
legge  ai  President!  di  corte  d'assise  in  Italia. 

Art  So. 

II  cancelliere  del  tribnnale  di  appello  ha  tatte  le  attribuziom  dei 
ranrellieric  dcl  Rcgno.  Funziona  pare  da  oancellicre  pressu  il  irilninale 
di  appello  funzionante  da  corte  die  assisi*,  da  notaio  e  da  conservatore 
delle  ipoteche  con  le  norme  fin  qni  onervate. 

Art.  26. 

Le  fonsioni  di  cancelliere  presso  i  giudid  regionali  sono  eserdtate 
da  un  commossn  r«iloi)ial< .  d(  Kignato  dal  goTematore  tu.  propoeta  del 
presidente  del  tribunalc  di  appellu. 

Art.  27. 

Gli  interpreti  e  commessi  osercitanu  le  attribuzioui  di  ordine  loro 
aißdate  dal  rispottiTO  capo  ufticiu,  ed  ano  di  eesi  6  dal  govematore  dele- 
gato  in  qualitü  di  <?o<jrotnrio  ddla  regia  prnrura 

Po8sono  cssere  chiuniati  a  sostituire  provvisoriamente  il  cancelliere 
con  sempUci  dispoeizioni  del  preaidente  del  tribonale. 

Art.  26. 

Gli  uscieri  hanno  le  attribuzioni  deferitc  agli  uscicri  gittdiziari  in 
Italia.  Per  gli  atfi  (!r\  eseguirsi  fuori  del  distretto  di  Massaua.  in  caso 
d'impodimentü.  puhäuiiu  cssere  sostituiti  da  un  militi  dell  arma  dei  reali 
carabinieri,  e.  secondu  i  casi,  anche  da  altra  persona,  speclalmente  delegata 
dal  presidi  iiti  (Iii  usoieri  sono  nominati  dal  govematore  sn  proposta  del 
presidente  dei  tribunale. 

Art.  29. 

In  tutte  le  zone  0  fraziuni  di  territorio  della  colonia  non  comprese 
ne!  distn  tto  di  Massaua.  i  cadi.  i  capi  di  paose.  di  trilu'i  u  pinvincia. 
giudicano  in  prirao  grado  di  tutte  le  controversie  tra  indigcni  ad  e^si 
soggetti. 
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Art.  90. 

I  commissari  e  residcnti  giudlcano  in  prima  istanza  di  tutte  le  cause 
fra  indigeni  in  mat»  ria  civile.  commerciale  e  penale,  eccetto  die  quollf  di 
competcuza  dclla  assise,  U-  ({uali  non  possono  essere  giudicat«;  düi  detti 
capi  o  perch^  le  parti  siano  di  divena  religione  o  percM  appartengMio  a 
diversi  paesi,  trihü  <»  proviticic. 

üiudicano  inoltre  in  grado  di  uppello  deilc  cause  decite  dai  cadi  e 
dai  capi  di  paed,  tribti  o  provincie. 

Art.  31. 

ATTeno  le  aenteine  dvili  e  penali  iwommaiate  in  lapporto  egli 
indigeni  dai  commissari  o  residenti,  epetta  al  goTernatore  u  diritto  di 
revisioiie. 

Art.  32. 

Nei  giudizi  rignardanti  indigeni  i  commissari  ed  i  residcnti  sono 
aaaisliti  da  c^ii  o  notaliiU  indigeni  con  Toto  conenlÜTo. 

Alt.  83. 

Ogni  aatoriU  che  amminietea  ginstizia  fn  rapporto  agil  indigeni, 

secondo  il  prcscnt'  n  j<  hnu  rito,  conforma  nello  siic  dcrisioni  per  qiianto 
^  possibile,  compatibilmeute  con  lo  spirito  della  legislazione  italiana,  alle 
leggi  tnuUjdonali,  secondo  il  Coraao  ed  i  commentiul  dell^blan,  aceettati 
nelle  singole  tribü,  e  secondo  il  Fata  Neghesti  e  il  Fata  Mogar6,  che 
Contengono  i  principt  di  diritto  ronsarrati  dal  tempo  in  parccchi  villaggi. 

Terra,  perciö,  debito  conto  dei  giudizi  che  precedentementc  saranno  stati 
pronansiati,  in  qnel  dato  caso,  in  ciascuna  tribü  sia  dai  capi  o  dai  priori 
(ioi  ronventi  o  dai  cadi  e  »antori.  o  dalle  riunioni  dei  notabili  anziani, 
ovvcro,  infine,  dagU  eletti  raccolti  in  Mohaber. 

II  giadice  dovrfc,  con  le  riwnre  sneBpresse,  faTorire  eenpre  reserdxio 
ddla  ginstizia  tiadizionale  nei  TiUaggi  e  nelle  tribü. 

Art,  84. 

Neirapplicazione  delle  pene  il  giudicc  puu  attcnersi  alle  pene  piü 
miti  che  sono  in  vicrnrc  nelle  singole  tribü  e  villafiui.  preferendo  le  miilte 
a  favore  della  parte  u  dcllo  Stato,  ovvero  la  prestaziune  di  opere  all  aiu- 
ministraiione. 

Art.  35. 

r:\]T--c-  (Ii  rnmpctenza  della  Corte  di  assise  anrlic  rispetto  agU 
indigeni  mmo  giudicatc  dal  tribunale  di  appello  funzionante  da  corte 
d'aailBe  a  nonna  deirart  28. 

Art.  36. 

Le  forme  di  procedura,  in  quanto  riguarda  la  polizia  lit-lle  odienze, 
sono  affidate  al  prud»  tiTi  rtrliifrio  di  chi  k-  prcsii  dc,  il  (jiialc  ha  poteri  dis- 
rres'.ionali,  e  quanto  prest  rire  deve  essere  immediatamente  eseguito;  puö 
sobpendere  dalle  fonzioni  11  patroeinante  che  gli  manch!  di  rispetto  e  che 
si  ostini  a  jtarlarc  quaiido  non  ne  ha  piü  il  diritto:  ammonisce  e  fa  uscire 
dalla  sala  chi  segni  die  approvnzione  o  di  disapprn%-azione,  od  in  qnal- 
siasi  modo  cagiona  disturbo;  e  in  caso  grare  puö  indiggtrc  al  disobbediente 
un  giomo  di  arresto  eenza  fonnalitä  di  sorta,  e  da  scontani  imme« 
diatament«. 

Nel  tribunale  di  appello,  ncl  teuipu  in  cui  il  magistrato  giudicante 
abbandona  la  sala  delle  ndienze,  la  polizia  ä  aflidata  at  pnbblico  minlstero, 
il  iqnale  vnk  gli  steesi  poteri  sopra  accennati. 
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Art.  37. 

Non  80110  ammesse  altre  nalliti  de  fomui  faorch6  qaelle  che  laaeiano 

nssnltita  incertezza  sulla  persona,  suH  ogpf  tti»  (leH  istanza,  sul  luogo  e  sul 
tcriuiae  a  comparire,  ovvero  cbe  concei-nuno  resseuxa  dell'atto,  o  die  ia 
materia  penale  offendono  gravemente  il  diritto  d^Ia  difeva. 

Art.  38. 

Le  dlsposlzioni  sandte  dal  preimite  decreto  si  applieano  anehe  nelle 

relazioni'  fra  europoi  ed  indii^eni;  bensi  il  giudico  Avrh  srm|»r«>  rnra  di 
reuderle  cumpatibili  cou  la  diversit^  dei  custaui  e  di  religionc,  a  uoa 
ammetteri  indigeni  a  giniare  oontro  enropei,  coA  in  materia  cmle  como 
in  [M  nale,  »e  Hon  nei  caai  pib  gravi,  e  nei  qoali  non  vi  «lano  altri  modi 
di  prova. 

CAPO  II. 

Drirammiiiistra^ionp  dflla  giustizia  civile  c  commerciale 
e  dci  rimcdi  contro  le  seuten^s«  in  materia  civile  e  commerciale. 

Art.  .49. 

La  parte  che  iutonde  iniziare  un  giudizio  civile  deve  promuoverlo 
mediante  citazionc  da  notificare  alla  controparte  per  messe  di  naciere. 

Sono  applicabili  le  norme  stabilite  dal  oodioe  di  procedura  civile 
riguardanti  la  citazione. 

Art.  40. 

II  teriuine  per  cumparire  davanti  le  auturiUi  giudiziarie  dcUa  culonia 
Britrea  per  le  persone  residenti  in  Italia  di  giorni  novantA.  salvo  alle 
nntoritfi  incdc  sime  la  facultü  di  abbreviare  qael  termine  a  norma  dell'art.  164 
del  codice  di  procedura  civile. 

Alt.  41. 

Trattando.si  di  citare  indigeni  non  avtnti  diiuura,  ncl  terhtoiia  ovt» 
trovasi  Tauturita  preaso  la  qaiüe  devono  esserc  convenuti,  la  notitii  :i  si 
esegniscc  fact  inlo  peI^'eni^e  Tatto  per  mezzo  dei  residenti  o  comandanti  di 
distaccamento,  o  dell'arma  dei  reali  cacabinieri,  al  capo  deUa  tribü  o 
viUaggio  cui  appartiene  la  persona  da  citare. 

Art  42. 

Goloro  che  intendono  promuovore  una  caasa  eia  mile  ein  coranKTciale 

contro  nn  rfipo  indiLrcno.  rirnnosrinto  titl  fjovorno.  devono.  contemporane- 
amente  alla  notiticazionc  uli  mtercssato,  notilicure  in  copia  gli  atti  di 
citaxione,  i  preeetti  ed  i  titoH  oseeativi  al  commieaario  regionale  nella  coi 
gtnrisdiziono  rjnel  capo  risifde 

Le  autoritä  giudiziarie  ed  i  fuuzionari  addetti  nun  devono  dare  corso 
alla  caofla  o  agil  atti  esecntiri  qnando  non  oonati,  da  relasione  di  naciere, 
deH'adompimento  di  talc  fcnnalitfi  1  inniii  dci  cupi  inditr'^ni.  ricnnosciuti 
dal  govenio,  sono  tmi  pubblici  mediante  iscrizioue  in  un  eiencu,  cbe  Cs  afüstio 
nella  aala  d'ndienza  di  ognl  nffido  gindhdario  e  cbe  deve  eaaere  tennto  al 
corrente  di  Ognl  variazione.  Le  disposizioni.  di  cui  alla  prima  parte  di 
qnesto  articolo,  devono  essere  osservate  solo  per  coloro  i  cui  nomi  siano 
lunienuti  ncUo  elenco  al  momentu  in  cui  ratt<^  di  citazione  o  di  precetto 
d  apiccato. 

Art.  43. 

Dinanzi  al  tribunale  di  appollo  ed  ai  giudici  regionali  si  segne  la 
procedura  »ommaria  stabilita  dal  codice  per  i  pretori.   Nondimeno  le  parti 
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devono  sempre  preaeutaru  Ic  loro  citncliisiuni  per  iäcritto,  prima  dell  a^seg- 
naxione  deHe  canse  a  sentenza,  o^ni  quaWolta  la  cauaa  sia  di  competenza 

del  tribunale.  Qualora  il  magistrato  lo  crtda  nect-ssario  per  la  jj;raviti 
deüe  cause  o  por  circostanxe  ütraordinaric  poträ  dispom  che  si  compiano 
qaelle  maggiori  fornialit&  che  reputerü  del  ca«o. 

Le  parti  possono  cuinparire  porsunalmenti  n  yw  iiu  z/o  di  proeuratore 
<uf  lite»^  che  saa  iacritto  neiralbo  dei  patrociDaoti  della  colonia. 

Art.  44. 

Avanti  i  commiBsari  e  residenti  ai  segae  la  procedura  seoondo  le 
tradizioni  locali. 

Art.  45. 

üavanti  al  conciliatore  le  cause  suuo  trattate  con  le  Stesse  norme 
sandte  per  U  ooociliatore  in  Italia. 

Art.  k; 

L'autoriUk  giadiziaria  per  atti  constrvativi  rifcrcntisi  ad  apertura  di 
soGCCwioni  o  a  bUimenti,  ove  concorrano  ragioni  di  arganaa  o  di  dittoma, 
puö  dekgai«  i  oommlnari,  residenti  o  Tanna  dei  zeali  caraliinieri. 

Art.  47. 

L'appello  deve  essere  interposto,  sotto  pena  di  deciKlcnza,  entro 

rinqnc  poini  dalla  iintifica^ione  p^r  lo  ^^entenze  dwi  oonciUatori,  ed  entro 
trenta  giomi  per  le  seutenzi;  dei  giudici  regiumili. 

Art.  48. 

Le  scnt^nzc  del  conciliatoro  sonn  inappollabili,  tranne  che  sla  stata 
soUevata  e  respinta  reccezioae  di  incompetenza. 

In  qneato  caso  l'appello  h  propoato  dinanzi  al  gfndiee  re|{ionale 
oompetente  per  terrltorio. 

Art.  in 

iSono  inappcliabili  le  sentenze  pruiiuaziate  dal  giudice  regionale  di 
Hassana  nelle  canse  fra  soll  indigeni,  e  qnelle  pronunäate  dai  commissari 
e  dai  irsid*  nti  sulvo  per  qneste  nltime  il  rimedio  di  cni  aÜ'art.  31  del 
presente  ordinamento. 

Sono  perö  esse  soggette  al  rimedio  della  revocasione,  quäle  6  regolata 
sei  capo  m,  titolo  V,  libro  I  del  oodice  di  procedura  dvile. 

Art.  60. 

Contro  le  sentenze  pronnnxiate  dalle  antorit&  gindiziarie  della  colonia 

fonipctimo  i  rinu  ili  «U-iropposizione  contumaciale  e  delFoiiposizione  di  tcrzo, 
in  coDlonmtii  delle  disposizioui  vigeuti  nel  regno,  noDch6  il  rimedio  con- 
templato  nell'art.  473  del  codice  di  procedura  civile. 

Art.  51. 

CoQtro  le  sentcDze  del  tribunale  di  appello  ^  ammesso  il  ricorso  in 
casiuione  preeso  la  coite  di  cassasione  di  Roma. 

Art.  52. 

Per  tutto  il  rimanente,  e  per  quanto  sia  compatibiJe  con  le  presenti 
dispoäizioni  e  con  le  altre  vigenti  nella  colonia,  valgono  le  norme  sancite 
dal  eodice  di  procedura  civile. 
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CAPO  III. 

Deiramministrazione  della  giastiiift  penate  e  dei  rimedi 
per  impngnare  le  sentense  in  uateria  penale. 

Art.  63. 

Ogni  pubblico  ufßciale  od  agente  deHa  forsa  pubbUca,  11  qaale 
TieH  escrrizid  (Italic  sue  fanzioni  vienf  a  rotioscenza  di  un  reato.  deve 
denanctarlo  aila  competente  autorita,  o  direttamente  o  per  wezzu  dei 
propri  Bnperiori. 

Nei  ra^i  di  errpzionnlc  £rravit^  le  aatocitii  soperiori  HB  riferiacono 
cou  inassima  suUecitodiue  al  goveriiature. 

Art.  :>4. 

Nondimeno  1  agcnte  o  il  cap«  iiiüigeno,  nei  rapporti  con  europci,  non 
assame  mai  la  qnaUtä  di  pubblico  uflioiale,  puö  prooedere  aU*arresto  di 
an  enropeo  se  non  in  concorso  di  nn  agente  o  fonsionario  italiano. 

Art.  55. 

T  rommi«;snri  regionali  cd  i  residoiiti  non  possono  essero  rhiamati  a 
render  conto  dell  eaercizio  delle  loro  funzioni,  fuorche  dalla  «uperiore  autorita 
amministraläTa,  aottoposti  a  procedimenti  praatt  per  alciin  atto  di  tale 
esercbdo,  awsa  aatorizsasione  dei  govematore. 

Art.  56. 

I  capi  indigeni,  riconosciuti  dal  trnvomatore  non  possono  i-'ssoro  sntto- 
posti  a  procedimento  penale  sensa  autorizzazione  dei  govematore.  Essi 
tnttavia  possono  essere  arrestati,  in  caso  di  llagransa  di  reato,  e  contro 
di  ( .-^si,  nei  casi  gravi,  puö  essere  spiccato  toandato  di  airesto  a  tennine 
dell  articolo  74  dei  codico  di  procedura  penale. 

Art.  57. 

Qiiando  il  rpato  sia  di  competonzn  dHla  eorie  d'assisc.  il  proniratore 
dei  Re  pu6  sempre  richiedcre  la  citazioae  direiia  dell  imputato.  Se  invece 
deronsi  compiere  atti  d'istrnzione,  si  vale  della  procedura  sommaria,  ancbe 
senza  intrrvrnto  dei  canoelliere.  saho  per  rintcrrogatorio  dell'impniato, 
formuiando  poi  a  proccsso  ultimatu  le  relative  requisitorie. 

Art.  58. 

8e  il  reato  6  dl  coinpetenza  dei  tribunale  di  appeUo  funzionante  da 
Corte  d'assise,  Tistrattoria  si  svolge  con  l'interrento  dei  cancelliere,  e  con 
le  norme  in  vigore  per  i  gindici  istrattori. 

Art.  M. 

Le  citazioni  in  materia  penale  possono  eseguirsi  oltre  cbe  dagli  us- 
cicri,  fla  un  niilite  dell  amia  dei  reali  carabinieri,  o  da  qualunqae  graduato 
dl  truppa,  u  da  persona,  deiegata  volta  per  volta,  dai  commissari  o  resident!. 

Deiresegoita  notifica  sarä  data  notisia  all^antoiitä  prooedeote. 

Art.  60. 

II  procnratore  dei  Re  o  il  gindice  regionale  possono  delegare  per 
determinati  atti  di  istruttoria  i  commif?sari,  e  i  residenti,  o  qualsiasi  altra 
autorita  civile  o  militare,  quando  ragioni  di  economia  o  di  distanza  lu 
oonsiglino.  Inoltre  nei  prooesai  a  carieo  di  indigenii  trattandoti  di  depo* 
sizioni  testitnoniali,  possono  riclüedere  die  esie  yeng^  laccolte  oop  la 
iormalit&  dei  giuramento. 
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in  loro  facoltÄ,  sempre  ch«  lo  ritengano  opportuno,  sentire  in  sede 
istiiittoria  il  testimone  con  giuramento. 

I  tf  sti  uiliti  ru  i  randi  snintücati  possono  non  essere  assunti  nel  pubblico 
dibattimento,  nel  quäle  si  päd  aeiopre  dar  lettura  dul  relativo  verbale,  a 
üeno  die  Fimpatato  non  (aoda  espmsa  richietta  che  i  testimoni  stesn 
nano  aditi  alVndienza. 

Art.  ül. 

^ei  Processi  peoali  a  oarico  di  iodigeni  l'autoritÄ  cumpetcnte  puu, 
lecondo  le  drcostanse,  determinare  la  entitA  delle  lesioni  e  la  dncata  della 
■kAlattia  r      irincapacitä  a1  lavoro,  scnza  ricorrere  all'opera  del  perito* 

All  aopo  paö  «applire  la  parte  specifica  deiristnittoria. 

L'^alment«,  VfB  le  rimutanse  ddla  vpecifica  loniiaeane  elementi 
snfficienti.  d  consenüto  fare  a  meno  del  eompletamento  della  generica, 
nedianta  pereaia. 

Art,  62. 

Snlle  conformi  reqviaftorie  del  pnbblico  mlnlsterot  fl  gindiee  regionale 

od  il  presid^ntt'  di  1  Tribunale  di  appcllo.  a  si^comla  cbe  trattisi  di  cause 
di  competenza  del  txibunaie  penale  o  della  corte  di  araiBe,  possuno  cmettsre 
ordinansa  di  non  luogo  a  prooedimento  per  inesiatensa  di  reato,  o  per 
insoiftdmia  di  indiai  di  reitä. 

Art.  63. 

II  President«  del  trilnin.ilt'  di  apprllo  funztonantr  da  corte  d'assise 
puö,  prim  cbe  si  apra  1  udicnza,  sa  conforme  riclüesta  del  pubblico  ministero. 
ordinale  il  rinyio  ddla  oansa  ad  on'altra  ndlenza. 

In  casü  di  divcrgcriza  fra  pubbll'  o  nünisfi  lo  c  presidente  did  fribnnale 
la  causa  ö  sempre  portata  all'udienza;  ed  il  relativo  decreto  di  citazione 
▼iene  emesBo  da  qnest' ultimo  e  noUficato  per  via  di  neciere  con  le  nome 
ordiaarie. 

Art.  VA. 

Per  tutto  il  hmancnte,  e  per  quanto  sia  compatibile  cullc  presenti 
diipoeiai<ni,  valgono  le  norme  aancite  dal  oodice  di  pvocednra  penale 
del  R^o. 

Art.  6o. 

il  procuratore  del  Re.  o  chi  ne  fa  le  veci,  rappresenta  il  pubblico 
ministero  con  Ic  funziuni  affidatc  al  pubblico  ministcro  ncl  Regno  in  tutte 
le  ndienze  penali  del  tribuuale  di  appcUo  e  del  tribooale  diappello  fnnaionante 
da  corte  di  aasise. 

Art  m. 

Quandu  1  et»  deH  imputato  non  possa  essere  detemiinata  con  sicu- 
rexia,  il  magistrato  giadicante  la  determina  approssimativamente,  avendo 
xignardo  allo  srilnppo  fisico  ed  intdletfcnale  del  giadicabile. 

Art.  67. 

Oltre  fjli  effetti  v'*'^'^^'  dal  codirr  penale.  il  iriudice  pn»S  ordinäre 
che  la  beutüuza  di  coiuianiia  a  caricu  Utgli  indigeni  produca  la  pcrdita  o 
la  leipensione  per  un  tempo  det«rniinato  delle  pensioni  o  degli  aategni 
goTecnatiTi,  di  cni  i  condannati  abbiano  il  godimento. 

Art.  68. 

L'afxHo  di'llo  Hcntenze  pcnali  del  giudice  regionale  si  propone  medi- 
»nte  dictiiarazioüe  faiia  dalla  parte,  che  vuole  appellare,  all  uflicio  di  can- 
edlttia  del  gindiee  stesso  nel  ternüne  di  giomi  tre  dalla  pubbticasione 
ddla  aentensa  in  oontraddittorio.  o  dalla  sna  noUficaiiione  se  contamaciale. 
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Art.  69. 

Sono  inappclliihili  \v  stMitonzc  peniili  del  ^iudice  regionali  <li  M.iss:ui» 
üallc  cause  a  caricu  di  soii  indigcui,  e  le  senttmu  dei  cumniissari  c>  re»i- 
deDÜ,  BalTo  per  qneste  nltime  il  rimcdio  di  cni  alVart.  31. 

Art.  70. 

ammesso  il  ricorso  in  cassazione  contrc  le  sont^nze  dcl  tribtinale 
di  appello  e  contro  quelle  del  tribunale  stesso  foiusionaiite  da  corte  di  assiae. 

Art.  71. 

Si'uza  pre^iudizio  della  facoltü  che  compete  al  govcriiutore  di  dichia- 
rare  lo  statu  di  assedio  in  tutta  ia  colonia  od  in  aicuna  parte  di  eesa,  puö 
egli  con  appositi  bandi  o  decroti  ordinäre  che  alconi  reati  0  alcune  deter- 
minato  ratoL''>rif'  di  rt.iti.  che  dopo  il  batiiio  vcnisscro  comniessi  dagli 
indigeni,  ^iaiiu  in  tutta  Ia  colonia  od  in  dct<:'riuinate  zone,  regiuui  o  porti 
dt  esse,  giudicat«  da  trilmnali  militari  secondo  le  forme  ed  appUcando  le 
pene  stabilite  dal  codice  penale  militare  per  il  tempo  di  gnsxra. 

Capo  IV. 

Delle  coutestazioni  frn  i  privati  e  lapubblica 
a  ni  nii  n  i  ä  t  r  a  z  i  o  n  c. 
Art.  12. 

Tutte  le  cont<?8tazioni  d'indole  dvile,  nelle  qnali  sia  interessat«  la 
])iibb1ica  amministrazione  sia  conie  attric  olu-  annv  convenuta,  Sono  80t> 
tratte  al  giudizio  dei  tribunali  ordiuari  della  colonia  e  yengono  decise  a 
norma  dd  acgucnti  articoli. 

Art.  73. 

II  (liit  ttore  di  hnanza  e  confahilitä  per  le  cause  in  cui  la  pubblica 
amministrazione  ^  attrice,  od  ü  privato  uelle  cause  ia  cui  la  piibblica 
amministrazione  sia  chiamata  come  convenuta,  con  istanza  diretta  al  go- 
vernatore  e  notiticata  alla  contraria  parte,  cspongono  i  motivi  e  l'oggetto 
della  l<irn  donianda. 

11  guvernatore  con  .suo  decreto  motivato  manda  TLstanza  e  i  docu- 
menti  per  Tesame  e  la  decisionc  della  contiOTersia  a  nno  dd  gindici  fe> 
gionall  competenti  per  territorio. 

Art.  74. 

Contrn  la  dcrisiono  d*  l  pitulicc  regionale  si  puö  appcllarp  entro  trmta 
giorni  daila  uotiticazione,  cuü  aito  da  notilicarsi  alla  contraria  parte  v  da 
depositarsi  entro  il  detto  ti  rmine  alla  cancelleria  del  tribnnale  di  appeUo, 
la  qoalf-  no  dh  rtvmunioazione  n!  L'^ivcrtiMtorc. 

SuH  appello  dell  impugnata  decisione  pronunzia  un  cotlegio  composto 
del  presidente  del  tribnnale,  del  procoratore  de)  Re  e  di  un  hinzionario 
colonialc  nnminrito  dnl  irnvornafore  al  principio  di  o^ni  anno. 

La  presidenza  del  coUegiu  ä  devoluta  al  presidente  del  tribunalc  di 
api)ello  ed  il  eancelliere  del  tribnnale  di  appello  yi  esodta  le  fnnsioni  di 
cancellien 

ho  parti  tanto  davunti  il  giudice  regionale  qnanto  davaati  al  ooUegio 
di  dppcllü  possotto  comparire  personalmente  o  preaentare  ricorsi  o  memorie 
scritte. 

Art  75 

Per  t'Utto  quauto  nun  e  altrimenti  dispoäto  dal  prcsente  capo  si  segue 
il  procedimento  sommarlo. 
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Art.  70 

Contro  la  decüione  di  appello  cd  cntro  novauto  giorni  dalla  saa 
notiffcazione,  h  ammesao  il  rieorso  in  via  straordinaria  al  Re,  a  temine 

ddrurt    12.  Ii.  1.  (Irl  fcsto  nnico  .siil  ronstglin  di  Sfato.  2  ^miikiu'  1>S8!'. 

Katru  il  detto  termine  il  rieorso  davra  osaexQ  depositato  ncUa  cau- 
ceOfiria  dri  tiümiiale  di  appello. 

Art.  77. 

La  proccdara  stabilita  nei  pieoedenti  articoli  si  segue  anchc  in  tntte 
If  caus«  tra  privati  in  cui  la  pubblica  amministrazioiie  intorvenjfa  comc 
aLirice  o  convcuuta.  .Si  fa  eccczionc  per  i  si  qiu  stii  u  [»iunnramcnti  presso 
terzi,  esegniti  presso  rainiiiiiiistTaziouc  puhblica.  ünchi.'  non  si  contcsti  la 
(iii  hiainzirinc.  nrl  qiiale  ultimo  caso.  Vaiitoritä  giiuli/iaria  riiuanda  lo  parti 
a  provvederäi  a  norma  di  quauto  <■  disposto  nel  prcscntc  capo. 

Art.  78. 

Sotiü  di  compotenza  dcl  gindicu  regionale  le  qucstioni  relative  all  estimo 
catastale  ed  al  ripartu  di  quuta  e  tutte  Ic  altrc  suUe  imposte  dirette, 
purcbÄ  abbia  giä  aviito  luogo  la  pubblicazione  dri  nmli 

In  ogui  cuntroversia  iV  imposte,  gli  atti  di  up()ubiziune  per  e&sere 
ammissibili  in  ((indizio,  devono  accompagnarsi  col  certilicato  di  pagamento 
deU'imposta,  eccetto  il  oaso  olie  si  tratti  di  domanda  di  sapplemento. 

Art.  79. 

Fone  escluse  dalla  f'ompet^^nzn  di  irmitoritA  trindiziaria  ordinaria  le 
controversif-  vcrtonti  fra  fauiiglif  <»  i^^gn-j^ati  di  famiglie  iodigene,  tribü, 
villa<r_'i  <i  provincic,  circa  il  gmlimonto  di  propriotii  couettlT«  ed  i  reciproc.i 
diriiri  di  pascolo,  tributi.  rnltivazione  c  simili :  sono  escluse  altrusi  le 
controvorsie  fra  indigeni,  concernenti  diritti  a  titoli  o  gradi,  o  materie 
csclaaiTamente  feligiose. 

Per  tali  rcmtroversic  sar:\  prowodTitu  in  ]inea  ammtnistrativa  COD 
apposito  rcgolamcnto  da  ciiianarsi  dal  governatorc  della  colonia. 

Art,  HO. 

Per  qualnnque  controveräia  tra  i  privati  e  la  pnbblica  amministra- 
zione,  relativa  a  contratti  o  futti  veriiicatisi  anteriormente  a  qnosto  ordi- 
namento.  riman^rnno  in  vigore  le  disposlxioni  dell'art.  48  deiroidinamento 

del  22  maggio  im. 

CA  IM)  V. 
Deila  giuriüdiziune  volontaria. 
Art.  81. 

II  giiidico  regionale  procede  agU  atti  di  volontaria  ufinrlidizione  a 

t^rmini  dolle  loetri  rivili  e  commerciali.  Per  tali  atli  c^li  f' invostito  delle 
lacoltä  che  sono  asscgnatc  ai  pretori,  at  pretüdcDti  ed  ai  tribunali  de!  Kegno. 

Gli  atti  di  volontaria  giurisdijsione,  clie  nel  Regno  sono  di  competenia 
lit  l  pr«  sidrTit''  di  lla  rnrtr  d'appello,  e  della  corte  d'appello,  8ono  deferiti 
al  presidentü  del  tribunalc  di  appello. 

Art.  82. 

Quando  si  tratti  di  tutele  nelle  quali  concorrono  minori  muiiulmani  e 
minori  non  masnlniani,  si  applicano  le  norme  stabilite  per  gli  enropei ;  ma 
4  chiamato  il  cadi  a  far  parr«  drl  ronslL'lin  ii  famiglia. 

iSo  si  tratta  di  atti  di  giuriädiziuuc  volontaria  tra  musolmani,  il 
preaidente  del  tribnnale  h  obbUgato  a  fioevere  per  iscritto  il  parere  del 
cadi,  al  qnale  potri  non  attMieni. 

Zettsalizlflf.lBltni.Fkivmt.  v.Öflbn«l.BMlit.  Xyi.  8 
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CAPO  VT. 
Dei  patrociuunti. 
Art.  öa. 

fil  istitoito  presso  il  tribnnale  di  appello  an  collegio  di  pairociDanti, 
nelValbu  del  «^ualc  possono  iscrivcrsi  tutti  coloio  ehe  hanno  i  reqoisiti  per 
esMre  iacritti  preaso  i  coUegi  d^U  awocati  e  procntaton  del  Beguo. 

Art.  84. 

La  domanda  d'iscripione  nell'albn  t-  diretta  al  presidente  del  tribunale 
di  appello  e  deve  essere  aocompagiiata  al  pagamento  di  nna  tassa  di  liie 
75  per  Ic  pcnone  indicate  nell'art.  83,  e  di  tiie  100  per  quelle  indicrte 

nell'art.  8n. 

In  caso  sia  respinta  la  domanda  d'  iscrizione  11  depusito  vienc  restitoito. 

Art.  85. 

FosBODO  anche  Tenize  Ucritte  mltre  persone  prire  dei  sn^etti  reqaisiti, 
preyia  antorissasione  motivata  dalla  commisaione  della  quäle  tratta  Tart.  89. 

Alt  86. 

L'albo  dei  patrocinanti  viene  annünlmcntc  comiinioato  al  gOTeroatore; 
tina  oopia  ne  rimane  af&Bsa  nella  saht  deUe  adienze. 

Art.  87. 

Nessano  aU  infnori  dei  patrocinanti  iecritti  ncll  albo  6  ammcsso  a 
difendere  avaoti  le  antoiiU  gimdiaiarie  della  eolonla. 

Art.  88. 

L'csercizio  dd  patiecinio  nella  colonia  i  r^olato  dalle  norme  tigenti 
per  gli  awocati  e  procmatori  in  Italia. 

Art.  89. 

Le  funzioni  deferite  nella  madre  patria  ai  consigli  deU'ordine  e  dt 
disciplina,  sono  in  colonia  affidate  ad  una  conimissione  composta  del  presi- 
doite  del  tiibnnalc  d  appello,  del  procnratore  del  B«  e  di  tm  patrodiuMite 
designato  annualmente  dal  presidente. 

n  pietidente  del  tribunale  d'appello  la  prcsiede. 

TntU  i  patroGtnaBtt,  iacritti  neiralbo,  aono  aoggetU  alla  detta 
oommisdone. 

Art.  90. 

Le  deliberazioni  della  commisaione  sono  inappellabili. 

CAPO  VII. 
Del  gvatiiito  patroeinio. 
Art  91. 

La  commiaeione  del  gratnito  patrocfnio  rialede  preaao  II  tribimale  di 

appello  ed  k  composta  del  procTiratore  dol  Rc.  rho  la  prcsiede  e  nc  rclatore, 
da  an  fonzionario  coloniale,  designato  anno  per  anno  dal  govematore,  e  da 
xtn  aaaesBore  deatinato  con  decreto  del  preatdente. 

II  beneficio  del  grataito  patroeinio  k  ammeaae  anohe  per  le  caiue 
presao  i  conciliatori. 

Le  decisioni  della  commissione  Bono  inappellabili. 

Helle  canse  in  cai  sia  interessata  la  pnbbliea  amminiatraiione^  al 
procnratoie  del  Ke  ö  sostitaito  il  gindice  conciliatere. 
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CAPO  vni. 

Del  notariato. 

Art.  92. 

n  cancelliere  del  thbttnale.di  appello  adempie  per  Uitta  la  colonia 
le  funzioni  di  notaio. 

In  coso  d'impedimento  o  di  as»enza,  o  qnando  sia  richiesto  dalle 
esigenze  del  servizio,  il  presidente  del  tribunale  di  appello  puö  autorizzare 
ad  esercitare  le  fuuzioni  notarili  altra  persona  avente  i  requiäiti  per  essere 
notaio  nel  Rc^pio,  ginrta  rnltimo  capoverso  dell  art.  5  dclla  legge  notarile 
(testo  anico),  approvata  con  rcfiio  decreto  25  maggio  1879.  H  canci  lliere 
non  pr^ta  caasione  e  versa  per  intero  nelle  casse  coloniali  i  diritü 
notatiÜ,  ad  ecoesione  di  quelli  ,di  copia  ed  acoesii  clie  rimangono  a  tno 

Art.  93. 

I  comminari  neij^laogld  molto  distanti 'daUa  sede  del  tiilraoale,  i 
reiidrati,  i  commandanfi  Ä  distacoBunento  ed  i  comandanti  delle  stazioni 
dei  carahinieri  real!  sono  autorizzati  a  redifrero  Ii»  procorc  alle  liti  e  ad 
aut^uticare  le  finne  apposte  ad  atti  priyati,  iu  luro  {irt  sonza.  da  pcrsone 
a  loro  note.  End  doTranno  yerö  rimetfeere  qucsti  atti  a1  canrelliere  del 
tribnnale  d'appelln  per  la  dovnta  tassazione  e  percezione  dei  diritti.  Possono 
pure  in  caao  d'urgenza  ricevere  il  testamento  di  persona  ammalata  o  ferita 
oon  le  nonne  fusate  dall'art.  800  del  codice  eivile;  qnesti  tertaiiieilti 
devüno  al  piii  presto  essere  trasmessi  al  cancelliere  del  tribunale  d'appello 
e  diverranno  nalti  tre  mesi  dopo  il  ritorno  del  testatore  in  an  laogo  ove 
possa  far  testamento  con  le  norme  ordinarie. 

I  cadt  possono  adempiere  le  funzioni  di  notaio  fra  musalmani,  rimet- 
tendo  perö  entro  tre  giorni  dalla  loro  data  atti  da  essi  ricevnti.  di 
cui  non  sia  permessa  la  consegna  originale  alle  parti,  al  cancelliere,  che 
riscnote  contemporaneamente,  per  indi  yefsarli  nella  cassa  coloniale,  i 
relnt ivi  diritti  e  che  aolo  pnö  rilasciare  copia  degli  atti  stessi  previa 
traduziuue. 

CAPO  IX. 
Dispoeisioai  Tarie. 
Art.  94. 

II  tribunale  d'appello  funzionantr  da  rnrte  d'assise  ])uo  riunirsi  per 
dispoeizione  del  governatore  ancbe  in  localitä  divcrsa  dalla  saa  sede  ordi- 
iiaria,  ove  coneoirano  speciali  motiTi  di  opportnnitA. 

Art.  9Ö. 

I  detennti  giudicabili,  finchd  dura  il  procedlmento,  possono  essere 
addf'tti  col  loro  consenso  ai  lavori  della  cidonia.  nel  quäle  caso  6  loro 
asi^eguaiü  uu  uuarto  della  mercede  dovuta,  riteuendo  gli  altri  tre  quarti 
in  eompeneo  delle  speie  pel  mantenUnento. 

Art.  96. 

La  sorvcglianza  e  dipendcnza  dei  detenuti  in  attesa  di  giudizio  spetta 
al  procuratorc  dcl  Ke,  al  giudice  regionale  o  all  awocato  fiscale  nülitare, 
a  aeconda  che  riaao  a  disposizione  dellHino  oTTero  delValtro. 

Per  quanto  lo  penucttono  i  locali  delle  ramori,  si  deve  aver  cnra 
che  i  detenuti  militari  o  borghcsi  indigeni  siano  custoditi  in  locali  separati 
dai  detenuti  militari  o  borghesi  europei  od  assimilati. 

Art.  »7. 

Ogni  qualvolta  la  pcna  rorporalc  inflitta  ad  enropei  non  snperi.  nella 
aua  dorata,  im  meae  di  tempo,  puO  csscrc  sostituita  ad  instansa  del  pub- 
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blico  luinistero  o  dolla  parte  cou  altretUnto  tempo  di  prcstazione  di  lavoro 
a  pro'  della  colonia. 

Art.  98. 

Spetta  al  governatore  lo  stabilirc  il  generr  di  I;ivuio  che  dfve  prestaro 
il  condannato  avuto  riguardo  alle  sue  attitudini,  stuto  tisico  e  condiziooe 
Mdale. 

Art.  99. 

Sono  pure  srontate  rnn  giornate  di  lavoro,  mmo  nel  precedciito  urti- 
colo,  tutte  le  condanne  a  X'^nc  pecuoiarie  irrccupcrabili,  intiitte  ad  in<lig<  iii 
in  ragione  di  tre  lire  al  giorno  ed  inflitte  ad  enropei  in  ragione  di  liie 

dle<  i  nl  giurno. 

Se  i  condannati  nun  suddistacciauo  vuloutariameute  a  tal&  obbligo, 
la  pena  pecuniaria  si  coQTerte  nella  detenzione  o  neirarresto. 

Art.  UKJ. 

Le  spese  prooeasuali  doynte  dagli  indigeni  coudaDnaii  possono  essrae 
ricaperate  oon  le  norme  ttabilite  nei  preeedenti  articoli. 

Art.  101. 

Cün  siicccsäivo  regio  det^eto  aaranno  emanate  le  disposizioni  rego- 
lamentari  e  di  procedora,  neeMaarie  per  rattaaxione  del  preaente  ordinamente. 

Art.  m. 

La  cognizione  dillo  rnntrovcrsii  civili  c  rominerciali  c  dellc  cause 
penali,  nun  risolute  deliuitivameuto  nel  giorno  iu  cui  va  in  vigorc  il  pr€s«;Ute 
decreto,  spetta  riapettiTamente  alle  aatorit&  detignate  nel  decreto  ateaio. 

Art.  103. 

Sono  abrogati  !  regi  deereti  6  maggio  1892,  mm.  270;  22  maggio 
11^,  n.  24)1:  2  aprilc  1K99.  n.  134:  noncU^  ogni  altra  dUposixione  con- 
traria a  quelle  del  presente  decreto. 

Ordiniaino  che  il  presente  decreto,  muuito  del  sigillo  dello  Stato,  sia 
inscrtu  nella  raca»lta  nfftciale  delle  leggi  e  dei  ik<  i.  ii  del  Regno  dltalia, 
mandarirln  a  (>liinn(|i)e  spttti  di  o^servarlo  c  di  farlo  oaaerrare. 

Dato  a  Koma,  addi  Ii  fdibraio  ^^¥Yi 

VlTTOmO  £MANU£L£. 

Segistratu  alla  Corte  dei  conti  addi  3  niarzo  1902.  Reg.  1.  Atti  del 
Govomo  a  f.  1-Jfi.  Pacini.  Luogo  del  Sigillo.  V.  11  Guardasigilli  F.  Cocco-Ürtu. 

G.  Zanatdelli.  —  Prinatti.  —  C.  di  San  Martino.  —  F.  Oocco-Orta. 
(AnneBBO  al  decreto  reale  di  ordinamento  della  colonia  Eritrea.) 

Tabella 

delleindennita»pettantiaifuii/. ionarigiudiziaii  distaccati 

nell'Eritrea. 

Presidente  dol  tribnnale  d  appello  L.  1  ih»(i.  l't... matore  del  Re  L.  A.iW, 
Oiiidice  regionale  L.  3.IKN),  ('aiiccUiere  del  tribtinalu  d'appello  L.  1.800, 
Cancclliere  cjuale  oonservatore  delle  ipoteclie  L.  l.UÜO. 

Roma,  addi  9  febbraio  1902. 

Viato:  d'ordine  di  S.  IC.: 
Prinetti. 
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B.  Kleine  Berichte. 

Das  Seekriegareeht  in  den  Yereuiigten  Staaten.  —  Aufier- 
kraftsetzang  des  Naval  War  Code  von  1900. 

Die  in  Zteoh.  XI  38off.  mitgeteilte  ameilkaniMhe  KodUtkation  des 
Seekiiegsnohtes  (NawU  War  Code  1900)  ist  doceh  Verf&gnng  des  Ntwff 
J}epaHment  vom  4.  8.  04  (^OtfUtfi-al  Order  No.  ISO*)  anfler  Kraft  geeetst 
worden.  —  Die  Verfttgnng  lautet: 

J^aPif  Department.  Washington,  February  4,  1904. 

(liractiün  of  the  President:  General  Order  No.  ßöl,  dated 
Juue  27.  titoo,  publishinff  n  Naval  War  Code  for  the  nse  of  the 
Navy  and  for  the  information  of  all  concerned,  is  hereby  revoked. 

William  H.  Moody,  Secretary. 
Über  die  Grilnde  dieser  Maßnahme  wird  zuverlässig  mitgeteilt: 
,Der  Namil  War  Code  legte  den  Organra  dar  Vereinigten  Staaten  für 
den  Seekrieg  Pflichten  anl,  welebe  bisher  kein  anderer  Staat  sich  auferlegt 
hat.  —  Einen  Hauptzweck  hat  der  Naval  War  Code  erfüllt,  riiliulich  die 
AHfmorksnmkeit  der  Staaten  auf  das  Bedürfnis  einer  solchen  Kodifikation 
7M  Ifiikf  n  und  die  Anffassunii^en  der  amerikanischen  Rpijiortini:  tlltpr  den 
Gr^ctisraiiii  darznlf^fn  Der  Naval  M^ttr  Code  wird  in  diesem  8inn,  so 
niiuiut  uiuu  un,  den  Veriiandlungen  der  nächsten  liaagcr  Kricdenskonfereuz 
als  geeignete  Unterlage  dienen  können". 

C  tipreeiiMUll. 

1.  Zur  Revision  der  Berner  Übereinkunft,  betreffend  die  Bil- 
dung eines  mteimationalen  Verbandes  ziun  Schutze  von 
Werken  der  Literatur  und  Kunst. 

(Von  fir.  tcter  Klein,  üonn  ) 
Nach  einer  offiziösen  Prefinotix  soll  die  nächste  diplomatische  Konlerenx 
wat  Revision  &tst  Bemer  Konvention  im  Jahre  1906  in  Berlin  stattfinden. 
Zugleich  erging  die  Aufforderung  an  die  Interessenten,  ihre  ReformwOnsche 
Ml  maßgebender  Stelle  annubringen 

Über  die  Reformvorschläge  gibt  Prof.  Osterrieth  in  der  DJZ  X, 
9ö7— 090  (inen  Überhlirk     Er  toilt  die  Vorsrhläge  in  zwei  Gruppen  ein: 
1.  in  solche,  die  ihrem  mat«  l  ii  llen  Inhalt  nach  sich  au!  den  i>chutz  be- 
stimmter Interessen  erstrecken,  und 
IL  in  solche,  die  die  allgemeine  Wirksamkeit  der  Konvention  im  Auge 
haben. 

ünter  den  VorschlKgen  ad.  I  seien  vor  allem  folgende  erwähnenswert: 
A.  Auf  demQeblete  des  literarischen  Urheberrechts:  Vor- 
■chlSge  betreffend 

1.  die  Gleichstellung  des  Ü^bcrsetzun^rsrechts  mit  den  Übrigen  Urheber- 
rechten (cutg^eu  Art.  5  der  bisherigen  Übereinkonft), 
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2.  die  Aufnahme  der  deutsciieD  B^stiinmangen  über  den  Schutz  der  PreA- 
erzeagoisse  an  Stelle  der  veralteten  Vorschriften  der  Bemer  Konvention. 

B.  Anf  dem  Gebiete  des  kflnstlerischen  Urheberrechts: 
Voncblige,  die 

1.  «nsIcebeB,  die  Sdumken  swiaehui  der  Mgen.  reinen  Knntt  nnd  der 
sogen,  angewnndten  Konst  lu  beseitigen  und  sImtUchen  Werken  der  bildenden 
Kunst,  ohne  Rücksicht  «nf  Wert  und  Beetimmang.  einen  einheitlichen  Urheber* 

schütz  zu  sichern  ; 

2.  Vorschläge  zur  Verbesserung  des  Schutzes  der  Komponisten  durch 

a.  Aufhebung  der  einschränkenden  Bestimmung  iu  Art.  d  der  Berner 
Konventien,  dafi  des  AnWlhrnngereeht  ▼oOffentlichter  mosiknllBdier 
Werke  innerhelb  der  Union  daron  abbingig  gnnaeht  wird»  daA  der 
Urheber  auf  dem  Titelblatt«  oder  an  da  Spitse  des  Werkes  äns- 
dr(lck)ich  die  Öffentliche  Aufführung  untersagt  hat. 
ß.  Aufhebung  des  Schlußprotokolls  Ziffer  3.  das  die  Wirdf  rifabe  musUcalisclier 
Kompuäitiunen  durch  mechanische  Mu>.ilvin.strumente  freigibt. 
*  Unter  den  Vorschlägen  ad.  II  hebt  Oster rieth  folgende  hervor: 

A.  Alle  lecbtsbegrfindenden  Fonnalitftten  als  Voraaflsetsttngen  des 
Urheberrechte  wadat  innerhalb  des  KonTentionsgetnets  beseitigt.  (Abänderung 
des  Art.  2  der  Konvention.) 

B.  Binheitüche  Schntsfrfst  Ton  60  Jahren  nach  dem  Tode  des  Urheherti 

Ein  Blick  in  diesen  Wnnsehzettel  genügt,  am  darzutun,  da£  der  kfinftigen 
Konferenz  große  .\ufgaben  zugedacht  sind  Ihre  Arbeit  kann  sehr  scfiens-reich 
wirken,  wenn  es  ihr  gelingt,  den  stark  und  allseits  empfundenen  Bedürfnissen, 
die  in  den  vorhin  erwähnten  Vorschlägen"  zum  Ausdruck  gelangt  sind, 
gorecht  zu  werden. 

Aber  mbr  will  soheineD,  da0  der  in  Anssiebt  genommene  Weg,  die  Tor- 
handene  Konvention  (etwa  in  Form  ▼<»!  Znsataalttsn)  an  verbessern,  nidit 
der  beste  ist.  Erwägt  ma^  daß  auf  der  einen  Seite  die  oben  erwähntet  Y^- 
besserungen  lebhaft  verlangt  werden,  daß  anderseits  diese  Verbesserungen 
weit  in  die  cinzcistaatlichen  Urheberrechte  —  ich  denke  vor  allem  an  das 
englische  Frhcberrecht !  — ,  eingreifen  würden,  so  scheint  gerade  jetzt  der 
Zeitpunkt  gekuiuiiien  zu  sein,  in  dem  man  ernstlich  an  die  Beantwortung 
diet  Frage  herantreten  könnte,  ob  es  uch  nicht  empfehle,  für  das  Gebiet  der 
Konventionsstaaten  einen  einheitlichen  ftbeistaatlichen  Kodex  betrellend  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Uterator  nnd  der  Tonkunst  an  schaffen. 

Bmstliche  Bedenken  können  gegen  diesen  Vurschlag  wohl  kaum  geltend 
gemacht  werden  [ver^'l.  auch  Cohn,  das  internationale  gleiche  Recht,  JBl, 
1879  i;>  21;  Zttelmann,  die  Möglichkeit  eines  Weltrecht«,  Vortrag, 
gehalten  iu  der  Vollversammlung  der  juristischen  Gesellschaft  zu  Wien,  am 
ao.  3.  88,  ÖstAGZ.  39,  Bd.  Nr.  25-27,  S.  1U3  fg.;  Cohn,  die  An- 
finge eines  Weltverkehrsrechts,  in  «drei  wissenschaftliche  Vortrttge'  (188^ 
'M.eiii,  die  Internationalen  Unionen  Uber  das  Recht  der  Weltverkehrs- 
anitalten  nnd  des  geistigen  Bigeniuma  (1889);  Nippoldt  der  Tdlkerreehtiiebe 
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Yertrftg,  S.  258  fg.;  den.,  Internationale  Recht seinheit  anf  dem  Ocbiete  des 
Privatrechts,  Ztsch.,  V  K  473—492;  Kahn,  über  TnbHit,  Natur  und 
Methode  des  Internationalen  Privatrechts.  n  fi;  drrs  .  dif  iinhcitlichc  Kodi- 
fikation des  Internationalen  Privatrechtä  durch  btaatsvertriige ;  Gar  eis,  die 
Fort«oluitte  des  internationalen  Rechts  im  letzten  Menscbenalter ;  Ullmann^ 
Üe  KodUkalioii  des  intenfttioiMleii  FkiTstreclite»  in  der  .Woebe*,.?.  Jahig. 
Nr.  a7,  8.  Ift89<-1591;  KUin,  Intenuitioiialiechfllehe  PrhrAtrecbteelBlMit, 
ZtMh.  XVI  1-331.  Gehr.rt  doch  das  ürbeberrecht  au  dem  .Vcrkthrsn  nht*, 
d.  h.  dem  Teile  des  Rechta,  dessen  intemationalrechtliche  Vereinheitlichung 
»llseits  als  vfiT?'- rhenswert  bezeichnet  wird  weil  einmal  keine  nationalen 
RQcksicbtvn  gegen  die  Vereinhoitlichnng  sprechen,  anderseits  die  Vorteil«;, 
die  die  einzelnen  Konventionsütaaten  ans  einer  nationalrechtUohen  Privat- 
leditieiiifaeit  avf  diesem  Gebiete  ziehen  könnten,  sehr  bedeatend  sein  dürften. 
Mit  der  ünifikatien  des  Urlieberredite  dvrcli  KoUektiTTeftng  swieolieii  den 
KooToitionaataaten  wftrde  ein  ProseS  beeoUennigt,  der  vor  allem  aeit  Be- 
ttehen  der  Konvention  sich  bei  den  Konventionsstaaten  angekündigt  hat. 

Mit  Recht  hat  bereit«  Oster rieth  a.  a.  0.  8.  989  darauf  hingewiesen, 
daß  bei  der  im  Interesse  der  Komponisten  dringend  zu  fordernden  Aufliebnng 
des  Schlußprotokolls  Ziff.  3  die  moderne  blühende  (Iroüindnstrie  in  mechanischen 
Musikinstrumenten  keinen  Schaden  nehmen  wird,  wofern  es  gelingt  für  das 
^nae  Konventionsgebiet  diese  Regelung  an  erreichen.  Bedenken  dieser  Art 
kBanten  alao  das  Znstaodekonunen  dar  UnilUntion  nicht  heninmi. 

Zum  Sdilnase  sei  hier  noch  folgendes  erwihnt 

Bine  nngcheurc  Lücke  1  r  K  nvention  besteht  darin,  da6  die  Yereinigtoi 
Staaten  von  Nordamerika  der  Konvention  bislang  fernstehen.  Daher  ist  es 
möglich,  daß  in  Amerika.  —  der  Verband  deutscher  Journalisten  und  Srhrift- 
steller  hat  ilnrch  den  Münchener  Journalisten-  und  Srhriftstellerverein  eine 
Eoiiuiic  über  Art  und  Umfang  der  Ausbeutung  deutlicher  Geistesarbeit  in 
den  Vereinigten  Staaten  anstellen  lassen,  —  allein  die  Verlastaifter  deutschen 
Arheitslohnes  flher  10 000  000  UK  hetrtgt  Sdbstrerstindlleh  wire  es  snntehst 
wflnadunswert,  wenn  es  rieh  erretdien  liefie,  da0  die  Vereinigten  Staaten 
den  künftigen  Kongreß  beschickten  und  an  der  künftigen  KottTcntion 
(hoffentlich  Unifikation!)  teilnähmen.  Geschieht  dies  nicht,  so  müßten  die 
Konventionsstaaten  wohl  dazu  Stellnnji;  nehmen,  welches  Retorsionsmittcl 
sich  dazu  eigne,  um  der  amerikanischen  KUckständigkeit  auf  diesem  Gebiete 
energisch  zu  begegnen. 

2.  Zn  Art.  22  EG  z.  BGB.*) 

Im  .Standesamt^  1902  S.  93  findet  sich  folgende  Fragebeantwnrtnnp : 
Frage:    Welche  Bestimmungen  sind  zn  beachten,  wenn  ein  Belgier, 

Niederländer,  Franzose,  Italiener  hier  ein  Kind  legiiiuücren  will? 

Antwort:   Nach  Art  22  EO  x.  BGB  bestimmt  sich  die  Legitimation 

eines  unehelidien  Kindes,  sofern  der  Vater  anr  Zdt  dersdben  ein  Deutscher 


*)  Vgl.  Ztsch.  XUi  417  (mit  Zitaten),  XIV  118,  43ö  ff.,  XV  öül  ff.  -  Kcd. 
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ist,  nach  den  dcntschen  Gesetzen.  Hierin  liegt  eine  spo7:i(  11»  AnwcnilnnL'  Ici 
nach  internationalem  Privatrechte  allgemein  geltenden  iSat%ei>.  duij  für  die 
Legitimation  das  Personalstatut  des  I^egitimicrenden  mal^ebeod  ist.  Hicrnub 
kotomen  folgende  Bettimmungcn  in  Frage: 

a.  Belgien:  Außer  der  Khe  geborene  Kinder,  mit  Ansnnlune  der  in  Biet- 
edinnde  oder  imBhebruch  enengten,  können  dnidi  die  nachfolgende  Bbe 
ilirer  Eltern  legitimiert  werden,  wenn  diese  (also  beide)  sie  vor  ihrer 
Heirat  gesetzlich  anerkannt  haben,  oder  sie  in  der 
Heiratsurkunde  selbst  anerk<  nnrn  imdp  rft/'l  Art  .IHli.  Die 
durch  eine  nachfül|i;ende  Ehe  legitimierten  Kinder  liab«  n  di  •  ii  im  lieben 
Kechte,  als  wenn  sie  aus  dieser  Ehe  geboren  würen  a.  O.  :i^H\.  Die 
Anerkennung  eines  natftrUcben  Kindes  muü  in  einer  aatbentischea  U^ 
knnde  gewhehen,  wenn  sie  nicht  in  dessen  Oebutsnrknnde  enthilta  iat 
(384).  —  Anßer  der  Legitimation  durch  nachfolgende  Bhe  gibt  es  i& 
Bolivien  keino  andon  Art  der  Ehclicbkeirserklärung. 

b.  Niederland:  Uneheliche  Kinder,  mit  Au.snahme  der  in  Blutschande 
oder  in  Ehebruch  erzeugten,  wi  rdrn  durch  die  narlifoI«rende  Ehe  ihrer 
Eltern  legitimitrt,  wenn  dies»'  vor  Eitimhnng  der  Ehe  dies  gesetimißic 
anerkannt  haben  oder  wenn  die  Anerkennuiigserklärung  inderUeirats- 
nrknnde  enthalten  ist.  (Art.  327  des  ntederl.  GB).  Wenn  dit 
Eltern  unterlassen  haben,  vor  nnd  bei  der  Bheachlieftnng  eine  Air 
erkennnngserklimng  abmgeben^  so  kann  diese  Unterlassung  darch  eb 
Reskript,  welches  das  Staat  soht  rhaupt  erlälit.  unschädlich  gemacht  werden 
(Art.  32i>).  Kinder,  die  durch  eine  nachfolgende  Ehe  legitimiert  worden 
sind,  haben  dit  srllKin  Hechte,  ah  wären  sie  an??  dieser  Ehe  L'cboren  und 
zwar  auch  im  Falle  der  Erlaesuog  eines  Legitimations-Kcskripts  uch 
Art.  32y  (Art.  332). 

c.  .Frankreich:  Die  Bestimmungen  sind  die  gleichen  wie  bei  Belgia- 

d.  Italien:  Die  durch  nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder  erltogm 
die  Bedite  der  ehelichen  Kinder  vom  Tage  des  Eheabnehlnsses  fahnveg. 
wenn  sie  von  beiden  Eltern  i  n  der  Heiratsurkunde  oder  vor  dem  Bkt- 
abflCblusse  anerkannt  worden  sind ;  oder  aber  vom  Tage  iU  r  Ancrkennong 
an,  wenn  dicsp  erst  narli  der  Heirat  trf»dgt  (Art.  1!»7  dt  s  ital  GBl. 
Im  KhcbriKh  oder  in  Blutschande  erzeugte  Kinder  können  nicht  &o- 
erkaunt  werden  (Art.  180  u.  a.  0.). 

Bei  sämtlichen  vor  bezeichneten  4  Staaten  hat  die  Anerkennung  nitlns 
durdi  den  Vater  nnd  darcb  die  Mutt»  za  erfolgen.  Erfolgt  die  Legitimieiwv 
bei  der  Eheschließung,  so  ist  dies  bei  Angehörigen  der  gedachten  Stsstcs 
daher  sweckmftfiiger  Weise  dadurch  zum  Ansdmck  zu  bringen,  ds6  sb 

Schlüsse  der  Frkunde  vermerkt  wird:    .Gloichzeitig  erklärten  die  non- 
nit'hritTf  n   Ehcleiito.  dali  sie  usw.''.        IVi   Itfilipn^rn   kann  dif 
crkennung  auch  von  t  inem  italienischen  Konsul  beurkundet  werden,  wenn 
Vater  und  Mutter  die  italienische  iStaatsangchüigkeit  besitzen. 
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Ton  Proienor  Dr.  IStaillllclKtns  in  Mu^nsrg, 

§  1.  Einleitung. 

Es  war  im  Jahre  1848,  als  die  Zeitungen  von  Kopenhagen 
eiostimmig  forderten,  die  Stadt  Kiel  als  den  Zentralptmkt  der 
ie?olation8ren  Bewegnng  in  Schleswig-Holstein  durch  ein  Bom- 
bardement zu  strafen.  Der  Schrecken  in  Kiel  war  groB,  denn 
der  Eingang  In  den  Halen  stand  der  dänischen  Flotte  voll- 
ständig offen.  Wertler  von  Siemens,  dnrch  verwandtschaftliche 
Beziehnng^  dort  für  das  Schicksal  Kiels  besonders  interessiert» 
kam  auf  den  Gedanken,  den  Hafen  durch  unterseeische  Minen 
mit  elektrischer  Zfindung  zu  verteidigen.  Damals  noch  aktiver 
preußischer  Offizier,  erbat  und  erhielt  er  zu  diesem  Zwecke 
Urlaub.  Das  Unternehmen  wurde  von  ihm  ausgeführt,  und  ob- 
gleich diese  ersten  unterseeischen  Minen  nicht  in  Tätigkeit  ge- 
kommen sind,  hatte  diese  Tat  des  deutschen  Erfinders  doch  den 
erfreuliclien  militärischen  Erfolg,  daß  trotz  der  damaligen  noto- 
rischen Schwäche  der  artilleristischen  Verteidigung  des  Kieler 
Hafens  während  beider  Schleswif^-Holsteinischen  Feldzüge  aus 
Furcht  vor  den  Minen  kein  dänisches  Schiff  wagte,  in  den 
Kieler  Hafen  einzulaufen.  In  seinen  Lebenserinnerungen  be- 
seliwtit  Siemen^'  sich  darüber,  daß  diese  erste,  vor  den  Augen 
der  ganzen  Welt  erfolgte  und  damals  viel  Itesprochene  Hafen- 
verteidigung durch  unterseeische  Minen  sjjäter  von  deutschen 
MUitärschriftstellerü  dem  Professor  Jakobi  in  Petersburg  zu- 
geschrieben sei,  obgleich  dessen  Versuche  bei  Kronstadt  viel 
spater  ausgeführt  seien  und  Jak4M  selbst  gar  nicht  daran  ge- 
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dacht  habe,  ihm  die  Erfindung  und  die  erste  Aasfuhmog  im 
Kriege  streitig  zu  machen.^) 

Diese  ersten  Minen  za  Zwecken  der  Hafenverteidigimg 
waren  nach  der  Beschreibung,  die  uns  Siemens  davon  gibt, 
„abhängige*'  Minen,  d.  h.  sie  waren  so  eingerichtet,  daß 
durch  Zfindleitnngen  die  Explosion  vom  Ufer  aus  in  dem  Moment 
bewerkstelligt  ward,  in  dem  das  Schiff  sich  gerade  fiber  der 
Mine  befand.  Indessen  ist  die  spätere  Technik  bei  dieser 
Minenart  nicht  stehen  geblieben,  vielmehr  sind  nehm  die  ^ab- 
hängigen" Minen  die  „unabhängigen'^  getreten,  welch  letztere 
sich  ohne  Verbindung  mit  dem  Laiide  durcli  bloße  Berühnm? 
mit  dem  Schiffskitrpcr  entladen.  Damit  aber  hat  die  Yerweiiduni: 
von  Minen  im  Seekrieg  nicht  nur  eine  ganz  andere  militärisch- 
technische,  soiulurn  vor  allen  Dingen  auch  eine  erliülite  jnristisclip 
IJedeutunp;  für  das  Völkerrecht  gewonnen.  Denn  diese  un- 
abliängig"en  Minen  kiamen  nicht  nur  nls  sogenannte  ..re«juKiiv 
Minen"  p:leieli  den  _abh;in«rip'n"  nur  mit  erhöhter  Leichtigkeit 
zur  Verteidigung  von  Flußmündungen,  Hafeneinfahrten  usw. 
verwandt  werden,  sondern  indem  die  „unabhängige''  Mine  ; 
als  sogenannte  „Streumine"  zu  ihrer  Verwendung  keinem;  | 
territorialen  Stützpunktes  mehr  bedarf,  ist  sie  ein  Kriegsmittel  ! 
geworden,  daß  tatsäclilich  im  Seegebiet  schlechthin  verwandt  ! 
werden  kann,  sei  es  im  Küstenmeer  des  Feindes,  auf  neutraleD 
Wasserstraßen  oder  auf  hoher  See.  Ob  aber  auch  rechtlich? 
Die  militärische  Bedeutung  dieser  Streuminen  gehört  zu  den 
interessantesten  Eriahrungen  des  letzten,  russich-japanischen, 
Krieges.  Gleichzeitig  aber  haben  diese  Erfahrungen  uns  ge- 
zeigt, welche  Gefahren  der  neutralen  Schiffahrt  durch  dieses 
Mittel  der  Kriegführung  drohen,  und  so  erscheint  es  denn  vom 
Standpunkt  der  Völkerrechtswissenschaft  als  dringend  geboten, 
zu  untersuchen,  welclie  in  anerkannter  Geltung  befindliche 
Recht>M(«niieji  nlmc  weiteres  auf  dieses  Kriegsmittel  anzuwenden 
und  welche  besonderen,  si  im  r  Eigenart  entsprechenden  Rechts- 
grundsätze dafüi'  auszubilden  sind.    Auch  hier  gilt  e^»,  eine 


^)  Werner  von  Siemens  Lebenserinnerungem,  3.  Anfl.,  Berlin  190t. 

iS.  61. 
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mittlere  Linie  sd  finden  swisclien  dem  Interesse  der  Krieg- 
Httnenden  nnd  dem  Interesse  der  Nentrslen. 

§  2.  Die  Verwendung  von  Minen  im  eigenen 

Meeresgebiet. 

WiUirend  ffir  den  Londlcrieg  nur  das  Staatsgebiet  der 
beiden  Eriegffitarenden  als  Kriegssehanplatz  recbtlicb  in  Betracbt 
konunt,  mfissen  wir  für  den  Seekrieg  nnteischeiden  zwischen 
den  Temtorialgewässem  der  Kriegfttfarenden  nnd  der  hohen 
fitim  See.  Wir  haben  gehört,  wie  die  Seeminen  zuerst  1848 
Terwandt  worden  sind  zur  Sperre  des  Kieler  Halens,  dasselbe 
ist  1870  dort  geschdien.  Yielfacb  wird  als  Beispiel  weiterer 
Hafensperren  Bezug  genommen  auf  die  Sperrung  der  franzö- 
sichen  Häfen  Ronen,  Dieppe  und  Fecamp  durch  die  französische 
Flotte  in  demselben  Krieg. ^)  Indessen  iüt  das  Bild  dieser  Er- 
scheinung doch  ein  anderes.  Hier  handelte  es  sich  um  Häfen, 
die  zwar  dem  französischen  Staatsgebiet  angehörten,  aber  in 
ili  iu>t  her  Hand  waren.  Und  der  Zwerk  der  Maijrejj^el  war  der, 
dtii  deutschen  Truppen  doit  die  Zuluhr  anf  dem  Seewege  durch 
die  Neutralen,  namentlich  Enpfland,  abzusc  imeiflcn  Freilich 
hatte  auch  die  franzJisische  Bevölkerung  der  Kusre  so  sehr 
unter  dieser  Sperre  zu  leiden,  daß  ein  Dekret  der  französischen 
Regierung  vom  9.  1.  71  wenigstens  für  Kohlen  die  freie  Zufuhr 
wiederum  gestattete.  Da  die  fragliche  Maßregel  nicht  den 
Zweck  hatte,  die  eigenen  Häfen  zu  verteidigen  gegen  Angriffe 
von  der  Seeseite  her,  sondern  den  im  Haien  betindlichen  Gegner 
anssahnngern  und  ihn  zu  hindern,  seine  Hilfsquellen  zu  er> 
neDem,  wird  man  ihr  richtiger  den  (liarakter  einer  eigentlichen 
Blockade  zusprechen.^    Dasselbe  wtrde  dann  auch  von  der 

^)  Siebe  darüber  Dahn  in  den  Jahrbüchern  für  die  dentscbe  Axiiico 
«od  Marine,  V  121. 

^  Anden  Per  eis,  Das  iniematitmale  öffentliche  Seereekt  der 
ßtgenwarf,  8.  Aufl.,  Berlin  1903  S.  281,  im  AnicfataS  an  Olaß,  Marine 
Imtemaiümal  Late  InnapoUf  1S8Ö  8.  468.  Im  obigen  .Sinne  dagegen 
J?OÄ.ve,  J^Ufnents  de  droit  maritime  intciffational  Pari8l888,  Fauchillc , 
Du  blorvs  mnritime  Paris  18<S2  S  Botififs-Grah,  Lehrbuch  da^ 

Völker irrhts  Berlin  1^04  Mio.  Hcffter-Geffken,  Das  Europäische 
Völkerrecht  der  Gegenwart  Berlin  1888  §  154  Anm.  3.    Siehe  aucli 

9» 


Digitized  by  Google 


124 


Scbttckiiig» 


Absperrung  zu  gelten  haben,  die  1897  im  gri'  Iiim  Ii  tm  kischeii 
Krieg  nach  der  Besetzung  Thessaliens  durrli  dir  Tiiiken  dort 
von  den  Griechen  gegenüber  ihrem  eigenen  Meerbusen  von 
Volo  vt  rli  ingt  wurde,  üra  den  Versuch  einer  richtigen  Hafen- 
sperre aber  handelte  es  sich  imzweifelliaft,  als  im  Jahre  18f>^ 
Spanien  im  Kriege  mit  den  Vereinigten  Staaten  vor  seinem 
Hafen  San  Juan  auf  Porto-Rico  alte  Schifte  versenkte,  die  mit 
St€inea  beladen  waren.  ^)  Jedenfalls  gehört  die  Hafensperre 
als  kriegerische  Verteidigangsmaßregel  dem  geltenden  Völker- 
recht an,  mag  man  sie  nun  aus  dem  Rechte  auf  Selbsterhaltiing 
herleiten  oder  jüngerer  Doktrin  folgend  ans  dem  Notstand^ 
d.  h.  ans  dem  Rechte  des  Uferstaats  die  schwerwiegendereii 
Interessen  der  nationalen  Verteidigung  den  Verkehnrechten  der 
Neutralen  fiberznordnen.^  Was  nun  aber  von  der  mSglichen 
Spem  der  Häfen  durch  den  Uferstaat  gilt,  ist  anch  auf  das 
ganze  Etistenmeer  desselben  anzuwenden.  Bichtiger  Meinung 
nach  liegt  n&mlich  anch  hier  eine  Gebietshoheit  des  üferstaats 
Yor,  mag  dieselbe  sich  gegenüber  den  durchfahrenden  Schiffen 
auch  nicht  so  intensiv  betätigen  können  wie  im  Hafen.  Ereilich 
ist  die  von  mir  früher  ausführlich  vertretene  Auffassung  von 
der  Souveränität  des  Uferstaats  im  Eflstenmeer  bis  auf  den 
heutigen  Tag  nicht  unbestritten  geblieben.'}  Aber  abgesehen 

FUdeiaare,  FrM  äe  droti  intwnatUmai  jpuNic  Ftaii  1884  n.  189& 
§  lor>7  and  PillBt,.  Lea  Ms  aetueUw  de  la  guarrs  2«d.  Ruls  1901 

§  69,  83.  89. 

')  Fallt  18,  La  guerre  gr^co-turque  in  der  Mevue  de  droit  inter- 
national et  de  legislation  comparäe  FV  GUO. 

2)  Vgl.  V.  Liset,  Völkerrecht,  1.  Aufl.,  S.  196. 

^  SehüekiHff,  Dm  Küaienmew  im  i$iUmaHonaIm  Beektf  ge- 
krönte PreiBschriffc,  Göttingen  1897.  Anderer  Mwwnng  Ton  spftteien  nftuent^ 
lieh  De  Lapradelle  In  der  Abhandlung  Le  droit  de  Vötat  sur  la  mer 
territoriale,  erschienen  in  der  R.  O.  1898  S.  2r,4-  284  u.  S.  309-347. 
Gegen  De  Lap  radeile  siehe  Vignau^v  T.r  droit  de  ^rfat  sur  la 
mer  tcrrit(jri(tle  Paris  l'J(KJ  S.  12  f,  und  F'/u(l  kille,  Le  dumaine  acnett 
Paria  ILMJl  8.  öö.  Für  die  ÖüUveraniUt  des  üferstaats  auch  Bonfils- 
Grah  a.  0.  S.  267,  ferner  Ilgs,  Le  droit  HUemaHtmal  tl  Btflsiel^FMi» 
190i  S.  518.  Beachte  «neb  das  Material  „Territoriat  Watera**  im  Beport 
der  Aeeoeiation  for  the  Beform  and  CodificaHm  of  tke  Law  of 
NaUone  Ton  1888. 
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davon,  daß  nach  Per  eis  die  Meinung  vom  Bestehen  einer 
Sonver&nit&t  ftberwiegt,^)  weist  ein  Gegner  dieser  Meinong, 
nämlich  «.  Lisgt,  mit  Recht  daranl  hin,^  daß  die  ganze  Frage 
einen  mehr  oder  weniger  akademischen  Charakter  hat,  weil  die 
Anhänger  wie  die  Gegner  dieser  Lehre  bezüglich  der  einzelnen 
Rechte,  die  der  Uferstaat  im  KQstenmeer  betätigen,  wie  be- 
züglich der  Rechte  Dritter,  namentlich  in  bezug  auf  die  freie 
Durchfahrt  übereinstimTnen.  Wir  können  deshalb  die  alte 
Streitfrage  hier  völlig  ruhen  lassen.  Denn  es  ist  unbestritten, 
dalj  der  knegtuhrende  Uferstaat  wie  den  Hafen  so  sein  ganzes 
Küstenmeer  sperren  kann  für  den  Feind  wie  die  Neutralen. 

In  diesem  Sinne  sagt  Art.  5  der  Hesulution  des  Instituts  für 
internationales  Recht  über  da«  Küstenmeer  vom  31.  3.  92: 
^Toiis  les  namrcs  satis  rffstiftcfioi/  out  le  droit  äc  passage 
ifioffetjsiv  par  la  wer  territoriale,  sauf  le  droit  des  heUifjerants 
de  reglementer  et  dans  un  but  de  defense  de  harrer  le 
passage  dam  ladite  mer  pour  tout  navire . .  .**  nur  um  damit 
einen  schon  geltenden  Rechtszustand  zu  präzisieren.^)  Auch 
hier  müssen  also  die  Verkehrsrechte  der  Neutralen  dem  schwerer 
wiegenden  Yerteidigungsinteresse  des  üferstaates  weichen.  Der 
Uferstaat  kann  jede  Maßregel  treffen,  die  ihm  für  seine  Zwecke 
der  Verteidigung  geeignet  erscheint,  also  ebensowohl  die  eigenen 
Anlagen  zur  Sicherung  der  Schiffahrt  an  der  KQste  zerstdren, 
wie  andere  Anlagen  herstellen,  die  geeignet  sind,  den  Eintritt 
in  seine  Gewässer  zn  verwehren.^)  Unter  diesem  Gesichts- 
punkt kann  er  also  auch  das  ganze  Kfistenmeer  wie  einzelne 
Teile  desselben  dnrcb  Sprui^niinen  sperren.  So  hat  denn  anch 
Rnßland  zu  Beginn  des  letzten  Krieges  einen  Teil  der  Buchten 
der  von  Ihm  besetzten  Kwantung-Halbinsel  mit  ihren  zahlreichen 
Port  Arthur  umgebenden  Forts  durch  Streurainen  abgesperrt. 
Ferner  haben  die  Rus^sen  10  km  vom  Hafen  Port  iVilhur  ent- 
fernt Minen  gelegt,  auf  die  am  15.  ö.  04  die  japaaibchen  Linien- 

^)  Per  eis    a.  0.  8. 18  Anm. 
*i  «.  LiBMt  a.  a.  0.  8. 87. 

^  TgL  Aber  dtew  BMolntion  das  Ammtaif  dt  VhuHtiU  Zm  185—161 
«1^  281— a31. 

*)  Vgl.  Sehücking  a.a.O.  8.88. 
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schiffe  Hateuse  und  Yasbima  aufgelaufen  sind.  £s  fragt  sich, 
ob  wir  hierin  noch  eine  Sperre  des  Territorialmeeres  zu  er- 
blicken haben  oder  eine  kriegerische  Maßnahme  auf  offener 
See  Kein  Geringerer  wie  der  bekannte  Völkerrechtslehrer 
r.  £.  Holland  hat  in  einem  Vortrag  in  der  British  Acodemy 
über  f,Neuirai  iMiea  in  a  waritime  war,  as  illustra  ted  h$ß 
recmt  tventa"  ausgeffthrt:  ,Der  Kriegführende  hat  dagegen 
kein  Recht,  anfierhalb  der  Bieiseemeilengrenze  veiboigene  Zer- 
stfiningiBmittely  wie  Minen,  anmlegen,  dies  ist  bei  allen  Er- 
örtemngen  anerkannt,  welche  sich  mit  der  Frage  beschäftigt 
haben,  ob  die  neutralen  Schiffe  während  der  Belagerung  von 
Port  Arthur  durch  Minen  beschädigt  sind,  die  aus  dem 
russischen  Kfistengewisser  yertrieben  oder  außerhalb  ausgelegt 
waren. '^^)  Wir  lassen  die  Frage,  ob  dieses  Kriegsmittel  auf 
offener  See  wirklich  versagt  ist,  einstweilen  anrückgestellt, 
müssen  aber  in  diesem  Zusammenhange  nachprüfen,  ob  denn 
wirklich  die  Dreiseemeilenxone  die  absolute  Grenze  der  Küsten- 
gewässer  bedeutet,  wie  der  Professor  Holland  anzunehmen 
scheint.  In  bezug  auf  diese  Annahme  ist  Holland  aber  ^anz 
entschieden  im  Irrtuui.  Ich  habe  früher  den  Nachweis  geluliri,-; 
daß  die  I  )reimeileugrenze,  so  verbreitet  isie  seiü  mag,  niemals 
allgemein  angenommen  ist  und  niemals  die  Kanonenschußweite 
ganz  verdrängt  hat,  daß  desliaib  auch  heute  noch  der  üfen>;taat 
grundsätzlich  seine  Grenze  soweit  in  das  Meer  hinausschieben 
kann,  als  er  es  zu  seiner  Sicherheit  für  erforderlich  eraclitet, 
selbstverständlich  aber  nur  bis  zur  Kanonenschußweit p  als 
Maxiiii;ü*rrenze.  Natürlich  kann  sich  der  Staat  aber  aucli 
volkerreclitlieli  auf  die  Beobachtung  einer  bestimmten  Grenze 
vertragsmäßig  festlegen.  Indessen  ist  dabei  zu  beachten,  daß 
die  vertragsmäßige  Begrenzung  des  Küstenmeeres  für  einen 
bestimmten  Zweck,  wie  sie  z.  B.  in  Form  der  Dreiseemeilen- 
-grenze  für  die  Nordseefischerei  vorgesehen  ist  (durch  Vertrag 
vom  6.  ö.  82)f  die  Vertragschließenden  noch  keineswegs  vor- 

1)  Zitiert  nach  einer  Wiedergabe  in  der  Manne-Mundachau  von  1Ü05 

Sehüeking  a.  a.  0.  8. 12.  Vgl.  daxa  namentlich  auch  NyB  a.  a.  O; 
S.  511.  Per  eis  a.  a.  0.  S.  23,  daaelbBt  auch  Anm.  8. 
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pflichtet,  jene  Grenze  schlechthin  für  die  Betätigung  aller 
Holieitsrechte  einzuhalten,  dehnt  doch  z.  B.  £ngiand,  obgleich 
es  an  Jenen  FiscbereiveTtrag  beteiligt  ist,  seine  Zoll-*  und 
QesnndheitskontroUe  snf  12  Seemeilen  ans.  Gerade  za  Zwecken 
der  Yerteidigimg  wird  nun  aber  der  Uferstaat  oft  geneigt  sein, 
seine  Grenze  im  Kriegsfalle  möglicli8t  weit  binauszuscliieben. 
Daß  er  dabei  wirklich  bis  zur  Kanonenschnfiweite  der  besten 
Geschfitse  seiner  Zeit  gehen  kann,  scheint  mir  die  Meinung 
aller  neuesten  Autoren.  Ich  verweise  vornehmlich  auf  Lisat,^) 
Pertla?)  Bonfils.^*)  Die  Dreiseemeilengrenze  hat  sich  Ja 
nur  eingebürgert,  weil  sie  eine  Zeitlang  der  Kanonenschnßweite 
entsprach.  Da  sie  keineswegs  gi  incines  Recht  geworden,  stellt 
wie  gesagt  nichts  im  Wege,  daß  der  üferstaat,  soweit  nicht 
vcrtrajusiniiljiji;  «rpijundi'n,  den  Fortschritten  der  (JeM  luitztechnik 
einsprechend  seine  Seegrenze  innner  weiter  hinausscliiebt.  Es 
ist  also  m.  E.  eine  rein  tatsiichiiche  Frage,  ob  die  10  km  von 
Port  Artlnir  belegenen  Minen  noch  im  russischen  Küstenmeer 
ausgestreut  waren.  Und  diese  Frage  ist  zu  hejalien.  Macht 
man  nämlich  die  Frage  der  Kanouenscliuljweite  ubhän<^ig  von 
der  Treffsicherheit  der  Strandbatterien,  so  kommt  man  heute 
schon  zu  einer  Ausdehnung  von  5—7  Seemeilen.^)*)  Das  wären, 
da  die  Seemeile  1852  m  beträgt,  9,200-12,964  km.  Mithin 
erscheint  der  Vorschlag  des  Instituts  für  internationales  Becht 
vom  Jahre  1892,  eine  feste  Grenze  von  sechs  Seemeilen  zu 
schaffen,  heute  den  Bedörfnisgen  des  Ufexstaats  kaum  noch  ent- 
sprechend. Freilich  hat  das  Veränderliche  der  Seegrenze 
manche  Schwierigkeiten  zur  Folge,  immerhin  aber  könnte  die 
Vereinhanmg  einer  festen  Grenze  unter  den  Staaten  das  MiB- 

'   r  Liszt  a.  a.  0.  S.  86. 
2|  Ferelf^  a.  a  0.  S.  26. 

BoHfiU  a.  a.  0.  8.  257. 
•j  Vgl.  aber  anch  Ztsch.  XII  137.  —  Red. 

4j  Es  tdidiit  air  fiohtiger,  die  Entfefmuig  mit  Per  eis  nadi  der 
hitupeieliendeii  Tielfaiclierheit  sa  berechnen,  die  ich  wohl  mit  der  Angahe  Yon 
r.  Liszt  über  die  Erkennbarkeit  des  Zieles  insammcn werfen  darf,  als  nach 
der  abifoloten  Tragweite.  Sonst  k&me  man  sogar  an!  21  Seemeilen,  beinahe 
40  km 

Vgl.  dazu  Ztech.  XIV  117.  —  Red. 
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liehe  lieben,  daß  bei  den  raschen  Forteebritten  der  Geschutz- 
technik  der  iraglichen  Abgrenzung  die  innere  ratio  bald  ver- 
loren ginge.  Es  erscheint  jedoch  höchst  unzweckmäßig,  Können 
zu  schaffen,  die  nicht  gehalten  werden  können.  Wenn  z,  B. 
die  oben  erwähnte  Meinung  des  Professor  Holland  dnrdi' 
dringen  sollte,  daß  die  Anwendung  von  Minen  auf  hoher  See 
für  die  Kriegführenden  verboten  wäre,  so  kann  es  bei  der  Be- 
deutung der  Minen  für  die  Verteidigung  der  Häfen  und  Küsten 
geradezu  eine  Lebensfrage  für  den  üferstaat  sein,  wenigstens 
seine  Seegrenze  möglichst  weit  hinausschieben  zu  können.') 

Von  mit  ergeordnete  r  Bedeutung  gegenüber  der  (iiniziiiiie 
zwischen  Küstenmeer  und  hoher  See  i.st  die  Fiaj^e.  wo  die 
imii  I  I  (TiLiize  zu  ziehen  zwischen  dem  Staatslanügebiet  und 
dem  Iviisli-nmeer.  Iminerliin  müssen  wir  auch  sie  erwähnen, 
weil  sie  für  die  BereeliinuijLi:  der  äußeren  Grenze  präjudiziell 
ist.  Wir  möchten  in  dieser  Beziehung  im  Anschluß  an  das 
Institut  au  der  Niedrigwassergrenze  festhalten.-')  In  diesem 
iSinne  spricht  sich  auch  v.  Lisst,  Bonfila-Grah  und  Nys 
aus.  Wenn  Pereis  statt  dessen  im  Anschluß  an  die  Tlieorie 
vom  Küstenmeer  die  innere  Grenze  auf  die  Linie  verlegen  will 
auf  der  noch  Strandbatterien  errichtet  werden  können,  die  also 
auch  bei  höchstem  Wasserstand  nicht  durch  die  Flutwelle  ge- 
fährdet werden,  so  heißt  das  m.  E.  das  Pferd  beim  Schwanz 
aufzäumen.  Die  Grenze  zwischen  dem  Staatsland-  und  dem 
Staatswasseigebiet  kann  nicht  abhängig  sein  von  der  Theorie 
flber  die  Ausdehnung  des  Köstenmeeres.  Für  die  Abgrenzung 
des  Staatslandgebietes  sind  vielmehr  andere  Grunde  entscheidend 
und  diese  sprechen  dafür,  zum  Staatslandgebiet  auch  diejenigen 
Flächen  zu  rechnen,  die  zeitweise  bei  hoher  Mut  unter  Wasser 
gesetzt  sind.^ 


1)  Unter  diesem  OesiditBpiiiilrt  haben  die  Mächte  vietlaldtt  gat  gelu, 
auf  den  1886  von  den  NiederUunden  gemachten  Vondüag  niebt  ehumgelMB, 
naeh  welchem  den  Beeddflnen  des  Inatitnte  gemBS  die  SechsmeUengteme 

Tertraglich  festgelegt  werden  sollte. 

^  Vgl.  über  diese  Streitfrage  Schücking  a.  a.  0.  S.  13.  14. 

^)  Ich  habe  einmal  darauf  hingewiesen,  wie  diese  Frage  im  Falle  des 
.Seeadler''  praktisch  geworden,  vgl.  DJZ.  von  1900  S.  202. 
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Das  Ergebnis  unserer  bisherigen  üntersnchnngen  wäre  also 
folgendes:  Der  kriegführende  üferstaat  kann  sein  Küstenmeer 

im  Zweifel  bis  zu  Kanonenschußweite  hin  durch  Minen  ver- 
teidigen, und  auf  diese  Weise  dort  die  Schiffahrt  füi'  den  Gegner 
wie  die  Neutralen  sperren.  Freilich  wird  die  Sperre  des  Ufer- 
staates wohl  in  der  Regel  nur  eine  relative  sein.  Ich  meine 
damit,  das  eigene  Interesse  des  Uferstaates  wird  in  vielen  Fällen 
dazu  führen,  daß  die  Sperre  nur  gegrenüber  den  Schiften  des 
Gegners  eine  absolute  ist,  dagegen  der  neutralen  Schiffahrt 
unter  Beobachtung  gewisser  Vorsichtsmaßregeln  der  Zugang 
oifen  gehalten  wird.  Denn  meistens  wird  der  Kriegführende 
die  Zafabrt  durch  die  Neutralen  nicht  missen  wollen.  In  diesem 
f^inne  wurde  die  vollständige  Schließung  des  Kieler  Hafens 
für  fremde  Schiffe  durch  eine  Verordnung  vom  28.  9.  70  wieder 
aufgehoben.  Bestehen  blieben  nur  gewisse  Einschränkungen  der 
Schiffahrt  mit  Backsicht  auf  den  Kriegszustand  einerseits  nnd 
die  Minengeiahr  fOr  die  Neutralen  andererseits.^)  Bei  solcher 
Lsge  der  Dinge  muß  sich  unzweifelhaft  der  Neutrale  die 
Regelung  seiner  Einfahrt  und  Ausfahrt  gefallen  lassen.  Soll 
die  Sperre  eine  absolute  sein  und  auch  ffir  die  Neutralen  die 
Schiffahrt  ganz  unterbinden,  so  wird,  wenn  irgend  möglich,  den 
im  Hafen  des  Uferstaats  yom  Ausbruch  des  Krieges  über- 
raschten neutralen  Fahrzeugen  Gelegenheit  gegeben  werden 
müssen,  noch  vor  Verhängung  der  Sperre  auszulaufen.  Erfordern 
die  Umstände  des  Krieges  die  sofortige  absolute  Sperre,  so 
wird  diese  Maßregel  den  neutralen  Schiffen  im  Hafen  mitge- 
teilt oder  wenigstens  dort  öffentlich  bekannt  gemacht  werden 
müssen,  damit  sie  nicht  in  Unkenntnis  der  Minengefahr  sich 
der  Gefahr  aussetzen,  beim  Passieren  der  Minen  in  die  Tjift 
iresprengt  zu  werden.  T>a  die  Neutraleu  aber  prima  f'acie  das 
Recht  haben,  das  Küstenmeer  des  Kriegführenden  zu  passieren 
und  auch  seine  Häfen  anzulaufen,  welches  Recht  nur  dem 
stärkeren  Becht  des  Uferstaats  sich  durch  eine  Sperre  zu  ver- 
teidigen, gegebenen  Falles  weichen  muß,^  so  können  die  Neutralen, 

1)  Ptr^lB  %.  a.  0.  8.  m 

^  Vgl.  Sehüeking  a. ».  0.  S.  83,  Pereis  a.  a.  0. 8. 281,  v.  Martene, 
La  paüß  et  la  fftterre,  PariB  1901  8.  509  ff. 
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auch  soweit  sie  sich  beim  Aufbruch  des  Krieges  außerhalb  des 
Verteidigungsgebietes  befinden,  Benaclirichtigung  von  der  ver- 
hängten Sperrung  verlangen.  £s  eischeint  dringend  notwendig, 
das  neutrale  Schiff  vor  Schaden  vm  sichern,  das  nichtsahnend 
in  bezng^  auf  die  Sperre,  vielleicht  sogar  in  bezug  auf  den 
Ausbruch  des  Krieges  das  Küstenmeer  des  Kriegführenden 
passieren  oder  seinen  Hafen  anlaufen  will.  Man  möchte  ver- 
sucht sein,  im  Interesse  der  neutralen  Schiffahrt  wie  bei  der 
Blockade  eine  Generalnotifikation  zu  fordern,  damit  die  Schiff- 
fahrt den  verftnderten  Umstiiiiden  von  vornherein  Rechnung 
tragen  kann.  Jedenfalls  mu6  aber,  falls  solche  Oeneralnotifikation 
überhaupt  nicht  ergangen  ist,  oder  falls  nur  die  entfernteste 
Möglichkeit  vorliegt,  daß  das  herannahende  Schiff  über  die 
Generalnotifikation  nicht  unterrichtet  ist,  noch  eine  Spezial- 
notifikation  stattfinden.  Freilich  wird  hier  ein  bezfigliches 
Wamungssignal  schon  in  der  Regel  zu  dieser  Spezialnotifikation 
geniigen.  Wenn  dann  ein  neutrales  Schiff  sich  der  Sperrmaß- 
rege!  nicht  fOgen  nnd  trotz  des  mitgeteilten  Verbotes  auf  seine 
eigene  Gefahr  ein-  oder  ausfahren  will,  so  kann  Gewalt  geübt 
werden.  Denn  der  Uferstaat  hat  ein  berechtigtes  Interesse 
daran,  seine  Sperrinaßregelii  uUrecht  zu  erhalten.  Ein  solches 
Schiff  konnte  also  beschlagnahmt,  bei  aktivem  Widerstand  auch 
vernichtet  werden.  Eine  Prisengerichtsbarkeit  ist  indessen  in 
solchen  Fällen  hislier  nicht  üblich  gewest  ii,  so  daii  ähnlich  wie  bei 
der  i-  rudeiisl)ltK  kade  das  beschla^'ifibmtt'  Schiff  nach  beendigter 
SpeiTe  dem  neutralen  Eigentümer  zuruckgt'iLreben  werden  müßte" 
Würde  aber  der  Krieglührende  seine  Warniingspflicht  ver- 
absäumen und  das  neutrale  Schiff  in  Unkenntnis  der  Minensperre 
irgendwie  zu  Schaden  kommen,  so  würde  der  betreffende  Heimat- 
staat den  Kriegführenden  haftbar  machen  können.  Übrigens 
hat  Rußland  zu  Beprinn  des  letztt  ii  Krieges  die  obenerwähnte 
Minensperre  an  den  Buchtm  der  Kwantung-Halbinsel  durch 
Bekanntmachung  yom  15.  3.  04  mitgeteilt. 

§  3.  Die  Verwendung  von  Minen  im  feindlichen 

Meeresgehiet. 
Entsprechend  der  oft  bewährten  Lehre,  daß  im  Kriege  der 
Angriff  die  beste  Verteidigung  ist,  wird  der  kriegffihrende  Stsiat 
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sich  bei  einigennafien  aosraicbeadeD  Kri^mittelii  nicht  anf 
den  Schntz  des  eigenen  Seegebietes  beschränlcen,  sondern  den 
Feind  in  seinen  GewSssem  anfsvchen.  So  kommt  auch  das 
Seegebiet  des  Gegners  mit  in  eiater  Linie  als  Kriegsschauplatz 
in  Betracht.  Die  angreilende  Macht  vird  hier  oft  ein  be- 
sonderes Interesse  daran  haben,  den  Gegner  zu  Terhindei^n,  den 
ihm  als  Operationsbsusis  dienenden  Hafen  oder  Küstenstrich  zu 
verlassen.  Denn  damit  ist  die  gegnerische  Flotte  zur  Untätig- 
keit verdamiiii.  Das  beste  Beispiel  bietet  der  k  tzte  ostasiatisclie 
Kriepf.  Hier  kam  es  für  die  Japaner  vorzüglich  daraut  an,  die 
russiselien  Srhiffe  in  Port  Arthur  und  Wladiwotitok  festzuhalten, 
damit  inzwischen  Truppen  und  Vorräte  von  dem  inselreich  aus 
auf  das  Festland  geworfen  werden  komiteu.  Als  bestes  I^Iittel 
hierzu  hat  sicli  die  MirH'iisj)erre  erwiesen.  Eiiiinal  haben  die 
Japaner  Minen  gelegt  aui  der  Rhede  vor  Port  Arthnr,  durch 
welche  am  12.  4.  04  das  russische  Flapp-  Iiiff  Petropawlowsk 
zerstört  wurde,  dann  im  ganzen  Blockadegebiet  der  Kwautung- 
Halbinsel,  nnd  nachdem  am  26.  4.  04  ihnen  der  Transport- 
dampier „Kiushu-Maru^  bei  Gensan  durch  das  russische  Kreuzer- 
geschwader  versenkt  worden,  auch  innerhalb  der  russischen 
Hoheitfigewässer  vor  Wladiwostok.  Es  ist  von  keiner  Seite 
bezweifelt  worden,  daß  innerhalb  der  feindlichen  Hoheits- 
gewässer dieses  Kriegsmittel  wie  jedes  andere  vom  Gegner  an- 
gewandt werden  kann.  Zu  beachten  ist  dabei  nur  die  Rechts- 
stellung der  Neutralen.  Da  die  neutrale  Schiffahrt  zunächst 
trotz  des  Krieges  das  Recht  des  Verkehrs  in  den  Gewässern 
der  Kriegführenden  behält,  es  sei  denn  daß  die  Kriegführenden 
von  ihrem  besonderen  Kriegsrecht  der  Sperre  (iebrauch  ge- 
macht haben,  so  wird  man  ebensowohl  bei  der  Minensperre 
innerhalb  des  fremden  Küstennieeres  eine  Notifikation  verlangen 
müssen,  wie  solche  bei  der  Blo(  kade  schon  längst  rechtens  i.st. 
Denn  wenn  auch  die  Blockade  Tiiclit  auf  die  Eroberung  des 
feindlichen  Küstennieeres  ge<iründt't  wt'i-dt'ii  kaun.*)  so  jifiegt 
sie  sich  reprelmäljig  doch  niuli  iinit  rliall)  der  Küsteiiju^ewusser 
abzuspielen,  MiueuüpeiTe  und  Blockade  siud  analoge  JKriegs- 


1)  Vgl.  Schücking  a.  a.  0.  S.  81. 
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mittel,  hier  wie  dort  müssen  die  Yerkehrsrechte  der  Neütraleo 
den  Kriegsrechten  weichen.  Denn  letztere  sind  die  stärkeren, 
weil  sie  das  höhere  Interesse  verkörpern.  Steht  doch  hei  jedem 
Kriege  die  ganze  Existenz  des  Kriegführenden  auf  dem  Spiel 
Aber  hier  wie  dort  wird  man  verlangen  müssen,  daß  die  neutrale 
Schiffahrt  wenigstens  rechtzeitig  Kunde  erhält,  der  Kriegs- 
führende mache  von  spinen  Krieprsrechten  Gebrauch.  Aiuli  lii?T 
wird  die  (ieneralnotitik.ttioji  luitcr  Umständen  entsprechend  dem 
früher  Gesagten  durch  eine  Spezialnotifikation  er<ränzt  werden 
müssen.  Was  die  von  Japan  im  russischen  Küstennieer  der 
Halbinsel  Kwantung  ans^rew  orfenen  Streuminen  anbelanjrf.  so 
war  liier  wenigstens  das  fragliche  Geliiet  als  blockiert  erkliirt 
worden.  Ks  taucht  jedoeh  die  Frage  auf.  ob  die  Keelite  und 
Interessen  der  \(  utralen  genügend  gewahrt  sind,  wenn  in  solcher 
Weise  mit  der  Blockade  eine  Minensperre  verbunden  und  nur 
das  erstere  von  beiden  Kriegsmitteln  den  Neutralen  angezeigt 
ist.  Diese  Frage  möchten  wir  verneinen.  Einmal  bedeutet  die 
Blockade  ein  viel  schwächeres  Sperrmittel  wie  Sorgfalt iir  *:elegtc 
Minen.  „Schiffe,  welche  das  Risiko  flbemehmen,  bei  unsichtigem 
Wetter  die  Blockade  zu  brechen,"  sagt  Perels,^)  „werden 
stete  eine  gewisse  Aussicht  des  Gelingens  ihres  Unternehmens 
haben."  L&ßt  sich  aber  ein  Schiff  durch  diese  Aussicht  ver- 
fuhren, in  Xacht  und  Nebel  einen  Blockadebmch  zu  versuchen 
und  gerät  nichteahnend  auf  eine  Sperrmine,  so  ist  die  Strafe 
unverhältnismäßig  hart.  Statt  der  bloßen  Konfiskation  von 
Schiff  und  Ladung  im  Falle  des  mißlungenen  Blockadebrucbs 
wird  hier  das  Schiff  in  der  Regel  mit  seiner  ganzen  Besatzung 
in  die  JiUft  fliegen.  Es  erseheint  demnach  durchaus  notwendig, 
daß  gegebenenfalls  neben  der  Blockadevi^rlian^^ing  aucli  die 
Minensperre  kundgegeben  wird.  Wenn  nun  aber  schon  hier  das 
Verhalten  der  Japaner  den  Erfordernissen  des  Völkerrechts 
kaum  genügte,  so  gilt  das  in  erhöhtem  Maße  von  ihrer  Minen- 
sperre innerhalb  der  russischen  Hoheitsgewässer  vor  Wladi- 
wostok. Denn  hier  liabi  ii  sie  weder  die  Anlegung  von  Minen, 
noch  die  Verhängung  einer  Blockade  bekannt  gegeben.  >»ur 


1)  JPerels  a.  a.  0.  8.  297. 
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der  geringe  Verkehr  in  jenen  Gegenden,  vielleiclit  auch  schlechte 
Beschaffenheit  oder  Verankemng  der  Minen  haben  verbindert, 
daS  ans  dieser  Unterlassung  nicht  unsagbares  Unglück  für  die 
Neutralen  hervorgegangen. 

§  4.  D  i  e  V  e  r  w  ii  d  in j  g  v  u  n  Minen  auf  o  f  f  e  n  v  v  S  e  u . 

Wenn  die  Küssen,  wie  früher  erwähnt,  10  km  von  Port 
Arthur  entfernt  zur  Yerteidifrim«:  dieses  ihres  Hafens  Minen 
gelegt  haben,  so  bleibt  es  nach  dem  oben  über  die  Ausdehnung 
des  Küstenmeeres  Gresagten  immer  noch  zweifelhaft,  ob  sie  da- 
bei die  Grenze  ihres  Territorialmeeres  äberschritten.  Indessen 
ist  an  anderer  Stelle  unzweifelhaft  außerhalb  der  Kästengewässer 
von  dem  Kriegsmittel  der  Minen  Gebrauch  gemacht  worden. 
Wir  lassen  dabei  die  Tatsache  unberücksichtigt,  daß  die  Japaner 
die  Tsugaru-Straße  gesperrt  haben,  weil  wir  uns  mit  den  Meer- 
engen noch  besonders  beschäftigen  mfissen,  wir  legen  an  dieser 
Stelle  auch  kein  entscheidendes  Gewicht  darauf,  daß  nach 
russischen  Nachrichten  in  der  Seeschlacht  vom  10.  August 
gegnerische  Torpedobootszerst5rer  im  offenen  ^leer  vor  dem 
russischen  Geschwader  herlaufend  Minen  geworfen  haben,  es 
genüjrt  an  dieser  Stelle  vielmehr  festzustellen,  daß  die  .}ai)aner 
am  io.  4.  04  eine  zweite  Minensperre  vor  Wladiwostok  und 
zwar  diesmal  auf  offener  See  an^relegt  haben,  indem  sie  die 
äußere  Einfaliitslinie  in  die  Bai  Peters  des  Großen  zwischen 
den  Inseln  Askold  und  Korzakoflf,  in  der  Luttlinie  l»einalie 
40  iSeeiiieilen  *,^esperrt  haben.  War  diese  Sperre  rerhtlieli  inöp:- 
lich  oder  liandelt  es  sich  hier  nm  einen  Übergrift  gegenüber 
den  Neutralen?  Zwei  Meinungen  stehen  sich  schroff  gegenüber. 
Wir  haben  oben  schon  die  Lehre  von  Professor  Holland 
zitiert,  nach  der  außerhalb  der  von  ihm  nur  auf  3  Seemeilen 
berechneten  Zone  des  Küstenmeeres  Minen  überhaupt  nicht  ver- 
wandt werden  sollen.  Im  Gegensätze  dazu  lehrt  i;.  Liszt 
daß  die  Kriegführenden  auch  auf  hoher  See  von  diesem  Kriegs- 
mittel Gebrauch  machen  könnten.  Seiner  Auffassung  ist  m.  E. 
entschieden  beizutreten.  Denn  es  Ist  für  dieses  Problem  von 
dnrchschla^nder  Bedeutung,  daß  auch  die  hohe  See  nun  ein- 

r.  Liaut  a.  a.  0.  &  324. 
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mal  Kriegsschauplatz  ist.  Daraus  folgt,  daß  die  Kriegfülireiidea 
aucli  hier  Angriffs-  und  Voiteidigiingshandlungen  vornehmen 
dürfen,  die  der  neutralen  Schiffahrt  abtrSgUch  sind.  Freilich 
biingt  die  Tatsache,  daß  in  einem  Krieg,  der  vielleicht  zwischen 
zwei  ofitasiatischen  Mä^cbten  geführt  wird,  das  ganze  Weltmeer 
Kriegsschauplatz  ist  und  z.  B.  die  Baltische  Flotte  schon  in 
der  Nordsee  mit  einem  tückischen  nächtlichen  Torpedoboots* 
angriff  der  Japaner  rechnen  mnfite,  oder  z.  B.  im  Boten  Heer 
ein  deutscher  Dampfer  „Prinz  Heinrich'*  (noch  dazu  ein  Post- 
dampfer!)  von  dem  rassischen  Kriegsschiff  „Smolensk''  ange- 
halten und  auf  Kontrebande  untersucht  werden  konnte,  die 
schlimmsten  Mißstände  mit  sich.  £s  sind  ja  auch  gewisse  An- 
zeichen  dafür  vorhanden,  als  ob  mit  diesem  Satz,  wonach  das 
ganze  Weltmeer  Kriegsschauplatz,  gebrochen  weiden  sollte,  in- 
dem z.  B.  im  Burenkrieg  die  englische  Regierung  der  deutschen 
auf  Grund  der  Bescli werde  wegen  Beschlagnahrae  des  „Bundes- 
raf*  versprochen  liat.  für  diesen  Krie{j  das  Visitationsrecht  erst 
südlicli  von  Adeji  ausüben  zu  wollen,  indessen  andererseits  ist 
das  ]*rol)leni,  für  jeden  Seekrieg  t'rj>t  ein  bestinuntus  Kriefjstheater 
zu  seliatYen  und  damit  alle  kriegerischen  Handlungen  auljerliulb 
desselben  den  Kiiegfulirendeii  zu  verbieten,  höchst  schwierig. 
Mehr  Aussicht  hat  m.  E.  eine  andere  in  allerjünfrster  Zeit 
luTvorgetretene  Idee,  nämlich  der  (iedaiike,  grundsätzlich  den 
Kriegführenden  das  ganze  offene  Weltmeer  zu  überlassen,  aber 
zum  Besten  der  Neutralen  Ansnahinrn  zu  s(  liaffen,  indem  nach 
Art  des  Suez-Kanals  die  wiclitigsteu  internationalen  Seestraüen 
befriedet  werden.  Unter  Seestraßeu  sind  in  diesem  Falle  die- 
jenigen verhält  nismüßig  schmalen  Linien  zu  verstehen,  auf  denen, 
Brücken  vergleichbar,  sich  tatsächlich  der  internationale  Verkehr 
von  Kontinent  zu  Kontinent  vollzieht.  Aber  dabei  haodelt  es 
sich  um  Rechtsnormen,  die  erst  geschaffen  werden  müssen. 
Unsere  Aufgabe  ist  es  zunächst,  das  geltende  Hecht  für  die 
Gegenwart  zu  entwickeln.  Und  da  müssen  wir  mit  v.  Lisstt 
sagen,  so  lange  die  hohe  See  Kriegsschauplatz  ist,  wird  man 
grundsätzlich  auch  die  Verwendung  von  Minen  zulassen  mfissen. 
Es  kommt  hier  namentlich  in  Betracht,  daß  wie  oben  schon 
gesagt  für  das  in  unzweifelhafter  Geltung  befindliche  Institut 
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der  Scbifissperre  oder  Blockade  niciit  verlangt  wird,  daß  die 
Sperre  innerhalb  des  Kiistenmeeres  durchgeführt  wird,  \  ielmehr 
kann  die  Blockademacht  ihre  Schiffe  auch  außerhalb  des  Küsten- 
meeres  an!  hoher  See  stationieren.^  Wenn  aber  zwischen  den 
Inseln  Askold  und  KorzakoS  von  den  Japanern  hätte  eine 
Blockade  verhängt  werden  können,  um  die  ganze  Bucht  Peters 
des  Großen  abzuschneiden,  so  liegt  kein  Gmnd  vor,  dem  An- 
greifer hier  das  Kittel  der  Minensperre  zu  versagen.  Was 
Holland  dagegen  geltend  macht,  erscheint  nicht  von  durch- 
schhigender  Bedeutung,  Er  meint,  ein  Neutraler,  der  sich  in 
das  Kfistenmeer  der  Kriegfiihrenden  begebe,  tue  das  auf  eigene 
Gefahr  und  habe,  falls  er  zu  Schaden  käme,  keinen  Anspruch 
auf  Schadenersatz,  dagegen  dürfe  der  Kriegführende  auf  hoher 
See  keine  verboigenen  Zerstömngsmittel  wie  Minen  auslegen. 
Dem  ist  entgegenzuhalten,  daß  der  bloße  Ausbruch  eines  Krieges 
dem  Neutralen,  wie  oben  dargelegt,  noch  nicht  das  Recht 
nimmt,  das  Ktistenmeer  der  Kriegföhrenden  wie  in  Friedens- 
zeiten zu  duicbfuhren,  daß  zwar  dem  Kriegführenden  das  Recht 
der  iSperre  zusteht,  daß  er  iiber  Anzeige  machen  miiij,  wenn 
er  Ton  diesem  Rechte  iiehrauc  h  machen  will.  Ein  Keelit.  (»line 
1*' TKichrichtignng  der  Xeutiiileii  eine  verborgene  Miiieii.s]>erre 
zu  verführen,  liat  der  Kriecrführende  in  seinem  Küstenineer  auch 
nicht,  hl  Walirlipit  prselieint  aLsu  die  8itUittiun  l'üi*  den  Krieg- 
fiihren  !•  II  und  den  Xrutialen  auf  hoher  See  nicht  anders  wie 
im  Kustenmeer.  Hier  wie  dort  hat  ciners^nts  der  Neutrale 
nucli  wie  vor  Aushmeli  des  Krieges  das  Heelit  der  pa^sage 
iiioffetfsir.  liier  wie  dort  aber  liat  der  Kriegführende  als  anf 
dem  Kriegstheater  das  Recht,  wie  jedes  andere  Kriegsmittel, 
so  auch  Minen  anzuwenden.  Das  letztere  Heclit  ist  das 
stärkere,  ihm  muß  das  Recht  auf  die  friedliche  iMn  chfabrt  an 
jenen  Htellen  weichen,  nur  daß  der  Neutrale,  weil  es  sich  um 
ein  mehr  oder  weniger  unsichtbares  Kriegsmittel  handelt,  Be- 
nachrichtiguiig  von  seiner  Verwendung  verlangen  kann.  AI« 
Terboigenes  Kriegsmittel  in  dem  Sinne,  daß  der  Neutrale  von 
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seiner  Anweniliiug  nichts  ahnt,  ilürfen  die  Seemineii  demnach 
weder  auf  hoher  See,  noch  innerhalb  des  Küstenmeeres  ange- 
wandt werden.  £s  ist  also  sehr  zn  tadeln,  daß  die  Japaner 
auch  von  ihrer  zweiten  ^oßen  Minensperre  auf  offener  See 
zwischen  den  Inseln  Askold  und  Korzakoff  keine  Anzeige  gfe 
macht  haben. 

Bei  dieser  rechUichen  Aaffassnng,  nach  der  der  Krieg- 
fübrende  seine  Minensperre  auch  auf  hoher  See  anlegen  dart, 
aber  die  neutrale  Schiffahrt  durch  eine  Kundgebung  iiigend- 
welcher  Art  vor  dem  Passieren  der  gefährdeten  Stellen  warnen 
muß,  bleibt  aber  noch  die  Frage  offen:  wie  steht  es  mit  der 
Verwendung  von  Minen  in  der  Schlacht? 

Es  ist  oben  gesagt  worden,  daß  nach  russischen  Berichten 
die  Japaner  in  der  Seeschlacht  vom  10.  8.  04  durch  Torpedo- 
bootszerstörer, die  vor  dem  russischen  Gescliwader  lierliefen, 
in  das  offene  Meer  Treil>iuiiien  haben  werfen  lassen,  um  dadurch 
die  Russen  zum  Ausweichen  zu  veranlassen  und  ihren  Kurs 
und  damit  die  granze  Solilaclitordnung"  ins  Wanken  zu  brin^^eii. 
Leider  habe  ich  darüber  keine  gennupren  Nachrichten  erlaTi<jei) 
ki'unen.  Währemi  fast  alle  Streuiniuiii,  die  im  letzten  iuie^e 
gebr;n]rht  worden  sind,  zu  JSperrzw ecken  dienten  und  verankert 
waien,  klingt  jene  Nachricht  beinahe  so,  als  ob  diese  in  der 
offenen  Seeschlacht  gebrauchten  Minen  ganz  frei  im  Wasser 
geschwommen  hätten,  so  daß  die  Flut  sie  an  beliebige  Orte 
weitab  vom  Schlachtfeld  hätte  tragen  können,  wodurch  daim 
die  neutrale  Schiffahrt  auf  das  Schlimmste  gefährdet  worden 
w&re.  Nun  wird  man  ja  an  sich  den  Kriegführenden  für  die 
Schlacht  Jedes  Mittel  der  Gewalt  im  Zweifel  zugestehen  müssen, 
und  die  Seeschlacht  wird  sich  nicht  so  geräuschlos  und  pldUlicIi 
vollziehen,  als  daß  nicht  in  der  Bogel  die  Neutralen  rechtzeitig 
sich  in  Sicherheit  bringen  könnten,  aber  die  Verwendung  von 
unverankerten  Minen  brächte  für  die  neutrale  Schiffahrt  Ge- 
fahren mit  sich,  für  die  es  gar  keinien  Schutz  g^be.  Denn 
diese  könnten  von  der  Flut  weit  fortgetrieben  werden  und,  wie 
die  weiter  unten  zu  erwähnenden  Fälle  von  festgelegten  aber 
losgerissenen  Minen  zci^n'u,  noch  nach  Monaten  weit  entfenit 
von  dem  Kriegsschauplatz  das  schlimmste  Unheil  anrichten. 
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Hier  wiid  man  also  im  Interesse  der  Neatralen  den  Krieg- 
fiiiireiideii  Schranken  ziehen  und  die  Verwendnng  von  nnver- 
tnlcerten  Minen  in  offener  Schlacht  schlechthin  veihieten  müssen. 
Gbnbt  der  Eriegffihrende  auf  dieses  Mittel  nicht  Tendchten 
zu  können,  so  mag  er  die  Minen  so  konstruieren,  daB  sie  anch 
4)hiie  Berührung  mit  einem  Schiffskörper  nach  wenig  Stunden 
etwa  von  selbst  explodieren  und  so  die  Gefahr  für  die  Neu- 
tralen beseitigt  wird.  —  Wir  wären  al»o  zu  dem  Resultate 
gekommen,  dal  .  verankerte  Minen  aiicli  auf  hoher  See  ausgelegt 
wtrdfu  dürien,  aber  nur  unter  rechtzeitiger  Warnung  für  die 
neutrale  Schiffalirt. 

§  5.  Die  Gew&sser  der  Neutralen. 

Nach  den  allgemeinen  Regeln  des  Seekrieges  dürfen  die 
Oewässer  der  Neutralen  von  den  Kriegführenden  nicht  zum 
Schauplatz  kriegerischer  Unternehmungen  gemacht  werden, 
wiilirend  andererseits  anch  der  Uferstaat  verpflichtet  ist,  die 
Xt.Mitralität  in  st^ineni  Ku.stennieer  aufrecht  zu  erhalten  Hier 
ist  also  für  beide  Kriegfülirende,  wenn  ihnen  auch  der  Ufer- 
.<raat  richtiger  Meinung  nach  Je  passage  hi  offensiv"  ge- 
^riliren  muß,  jeder  Akt  der  Feindseligkeit  und  damit  auch  die 
Venvendung  von  tSeeminen  ausgesclilossen.  Fraglieli  kann  nur 
auch  hier  werden,  wie  weit  räumlich  der  Kriegführende  die 
Ufergewässer  als  neutral  anerkennen  muß  Die  Frage  wird 
«ch  sehr  einfach  erledigen,  wenn  der  Ufei^taat  zu  Beg^inn  des 
Krieges  eine  Neutralitätserklärung  veröffentlicht  hat.  Denn 
<liese  wird  regelmäßig  auch  eine  Angabe  darüber  enthalten, 
wie  weit  der  neutrale  Staat,  um  seine  Unverletzlichkeit  zu 
wahren,  seine  Grenze  in  das  Meer  vorschieben  will.  Nach  dem 
oben  Gesagten  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  der  Neutrale, 
aach  wenn  er  sich  im  Frieden  etwa  auf  eine  Zone  von  3  See- 
neilen heschrfinken  sollte,  ffir  den  Kriegsfall  die  Grenzen  seines 
Eostenmeeres  bis  zu  Kanonenschußweite  hinausschieben  kann. 
Dieses  Recht  wollte  ihm  die  mehrfach  erw&hnte  Besolution  des 
histituts  für  internationales  Recht  selbst  für  den  Fall  vor- 
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1)äiatteii,  4afi  nach  Üuram  Frojelcte  von  allen  Seestaaten  eine 
feste  Gveize  von  6  Seemeilen  anerkaant  wfirde^),  fMUch 
ibecniaunt  der  UlerataaA  nit  einer  eoidun  Anadefenong  aekier 
N«ntn.lit&tffione  aach  entq^nehend  wailis«beada  VerpittchtaBgeo. 
Deshalb  tdeibt  ihm  sdbat  die  Pritfang  tiberbaaen,  wie  weit  er 
imstande  ist,  die  NentraUtit  seines  KfisteDmeeras  m  hehavptoa 
and  danach  seine  Grenzen  an  hestiBmen.  Xionait  er  bei  dieser 
Mfong  za  dem  Resnltat,  die  KanonenschaAweite  paase  fir  ifaa 
als  Grenze  nidit,  so  kann  er  seine  Gnnnen  enger  zMimn  and 
wird  es  bei  einiger  Sinsidit  anch  ton.  Barin  verdient  jeaer 
Art.  IT  der  Resolution  des  Instituts,  der  m.  nor  das  geltmide 
Recht  wiederspiegelt,  wie  schon  an  anderer  Stelle  von  mir 
betont  worden  ^anz  entschieden  den  Vorzog  vor  dem  Vor- 
schlag, den  die  Kegierung  der  Niederlande  im  Dezember  1895 
in  einer  Kollektivnote  an  die  Mächte  gerichtet  hat  Lei  sonstigw 
Annaliiiie  der  Resolution  des  Instituts  über  da.s  Jvüstenineer  auch 
tür  die  zweite  vom  Institut  angeregte  besondere  Zone  der  Neutrali- 
tät eine  obligatorische  feste  Grenze,  und  zwar  von  12  Seemeilen, 
zu  schaffen.  Denn  den  üferstaat  zu  zwingen,  in  Knegszeiteo 
seine  Nentralirüt  auf  12  Seemeilen,  das  ist  über  22  km  weit, 
auszndelinen,  heißt,  ihm  La^tm  auleriegt^ü,  denen  er  in  zahl- 
reichen Fallen  nicht  gewachsen  sein  wird  und  die  in 
die  unercjuicklichsten  Verwickeluiigen  mit  den  Kriegfährendeo 
bringen  können. 

Die  niederländische  Regierung  hat  bei  diesem  ihrem  Vor- 
schlag allerdings  wohl  mehr  an  das  Schutzbedürfnis  des  neu- 
tralen Uferstaates  gedacht.  Dieses  ScbnkEbedttrfnis  ist  vielleicht 
bei  der  Kanonenschußweite  als  Grenze  im  Kriegsfälle  nickt 
immer  hinreichend  gewährt.  Diese  Meinnng  könnte  auf  den 
ersten  Blick  befremdlich  erscheinen,  aber  wir  müssen  uns  er- 
innern, daß  nach  der  gansen  cbm  entwickelten  Hieorie  vem 
Kfistenraeer  die  K«nonenschafifweite  als  Grenze  doch  nnr  so 


^)  Art.  i\'  (lor  Kcsolution  lautet:  „Fn  caf  de  tpterre,  V^taf  rt'verain 
neutre  n  Ic  droit  de  fixer  pnr  la  ilrclai  atian  de  ucutraUt»'  f>if  par 
nati/icatwn  speciale  sa  zone  neutre  au  delä  de  six  miiies  Ju6qu  ä 
purUe  des  cmiom  des  cdtes.*' 
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verstanden  werden  kann,  als  für  den  Eanonenschoß  vom  Ufer 
aas  noch  einige  Tieffsicherheit  anzunehmen  ist.  Das  würde, 
wie  oben  gesagt  ist,  aber  nur  für  5—7  Seemeilen  gelten.  Hier 
aber,  wo  das  Schntabedüi^iis  des  Uferstaates  gegen  kriegerisobe 
Aktionen  im  angrenzenden  Wasaergebiet  in  Frage  kommt,  ent< 
scheidet  eigentlich  nicht  die  Treüsicherheit  vom  Ufer  ans, 
sondern  die  absolute  Tragweite  der  Geschütze,  die  sich  auf  den 
großen  Panzern  befinden.  Es  wäre  an  sieb  denkbar,  daß, 
wenn  auch  eine  Seeschlacht  außerhalb  der  vom  Ufer  aus  be- 
rbcliiieten  treffsicheren  Zone  stattfände,  dennoch  das  von  einem 
Panzer  ausgehende  Geschoß,  j>ein  Ziel  vei-fehlend,  weit  in  das 
neutrale  Landgebiet  hineinschlüge.  Wie  weit  diese  Gefahr 
heute  praktisch  ist,  vermag  ich  o)ine  Kenntnis  des  artilleristi- 
sclipii  Materials  der  modernen  Panzer  nicht  zu  cntsclieiden. 
Indessen  hanfif  It  es  sich  dabei  vorlänfig  auch  nur  um  eine  rein 
akademisclie  Frage.  Denn  es  ist  zweifellos,  daß  nach  dem 
heute  geltenden  Völkerrecht  der  Uferstaat  seine  Keutralität  nur 
ausdehnen  kann  bis  zu  der  Kanonenschußweite,  im  oben  ent- 
wickelten Sinne  vom  Ufer  aus  berechnet.  Soweit  ist  dann  den 
Kriegführenden  wie  Jede  andere  kriegerische  Aktion  auch  die 
Verwendung  von  Minen  verboten.  — 

Wenn  nun  aber  der  üfeistaat  weder  in  einer  allgemeinen 
Neutralitätserklärung  noch  in  einer  besonderen  Kundgabe  den 
Kriegführenden  angeaseigt  hat,  welche  Seegrenze  er  respektiert 
wissen  will?  Dann  werden  die  Kriegsmächte  sich  danach 
richten  müssen,  wie  weit  im  Frieden  der  betreffende  Ufeistaat 
sein  Küstenmeer  ausdehnt.  Spanien  und  Norwegen  beanspruchen 
2.  B.  notorisch  einen  Seegfirtel  von  6  bezw.  4  Seemeilen  als 
ihre  Hoheitsgewftssnr.  Da  diese  Ansprüche  über  das  völker- 
rechtliche Höchstmaß  der  Kanonenschußweite  nicht  hinausgehen, 
werden  sie  auch  im  Kriege  geachtet  werden  müssen.  Liegt  aber 
weder  eine  Erklärung  für  den  Krieg  seitens  des  Uferstaats, 
Dücli  eine  n  iti  rieche  Übung  seinerseits  für  den  Frieden  vor, 
so  wird  die  Diviseemeilengrenze  als  da^j  im  Zweifel  geltende 
Recht  anzuseilen  sein.  Ja  man  wird  sagen  können,  obgleich 
ich  das  bisher  nirgendwo  klar  ausgesprochen  hnde,  dieser  Be- 
zirk bildet  das  Minimum  der  neutralen  Zone  in  dem  Sinne, 
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daß  der  neutrale  Staat  wenigstens  hier  seine  Neutralität  auf- 
recht erhalten  muß  und  nicht  etwa  ans  Gründen  der  Bequem- 
lichkeit seine  Seegrenze  noch  näher  an  die  Küste  heranbringen 
darf.  Die  berühmten  Regeln  des  Vertrags  von  Washington 
vom  8.5.  71,  betreffend  den  Alabama-Fall,  über  die  Pflichten 
des  neutralen  Uferstaates  ^)  müssen  m.  £.  sinngem&ß  dahin  aus- 
gelegt werden,  daß  ffir  gewisse  Gewässer  die  Recbtspflichien 
der  Neutralität  ohne  weiteres  bestehen.  Zorn  wenigsten  moB 
also  der  Uferstaat  für  drei  Seemeilen  seine  Neutr^tat  auch 
auf  dem  Wasser  behaupten,  und  ffir  dieses  Seegebiet  ist  im 
Zweifel  jede  kriegerische  Handlung,  also  auch  die  Verwendung 
von  Minen,  ausgeschlossen. 

§  6.    Die  Verwendung  von  Minen  in  Meerengen. 

Um  die  Teile  des  Meeres,  auf  denen  je  nach  ihrer  ver- 
schiedenen Rechtslage  die  Verwendung  von  Minen  erlaubt  oder 
unerlaubt  ist,  sämtlich  zu  berüclcsichtigen,  müssen  wir  uns  noch 
mit  den  Meerengen  beschäftigen.  Allerdings  ist  die  Frage  nach 
den  Bechtsverhältnissen  der  Meerengen  nicht  ganz  einfach, 
schon  weil  manche  dieser  Meeresteüe,  wie  Bosporus,  Darda- 
nellen, besonderen  Normen  unterworfen  sind.  Indessen  lassen 
sich  immerhin  für  das  im  Zweifel  anzuwendende  Recht  folgende 
Kategorien  von  Meerengen  aufstellen:^ 

1.  Meerengen,  die  in  ein  geschlossenes  Meer  ffihren  (mer 
fennee,  d.  h.  ein  solches,  dessen  Eingang  vom  Ufer  aus  durch 
Kanonen  beherrscht  werden  Icann  und  dessen  sämtliche  Ufer 
demjenigen  Staate  gehören,  der  auch  Heir  des  Eingangs  ist). 
Hierher  gehört  z.  B.  die  Straße  von  Kertsch,  die  in  das  Asow- 
sche  Meer  führt.  Eine  solche  Meerenge  kann  der  krie<ri"ühreude 
Uferstaat  u.  £.  zu  seiner  Verteidigung  mit  Minen  sperren, 

^)  Die  Genfer  Session  des  Instituts  von  1874  mamt  sie  ,^QpplicaUom 

de  principes  iuridiquea  recotinua',  vgl.  Schuck  in  g  a.  a.  0.  S.  79. 
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Pereis  a.  a.  0.  läßt  eim  '  iiu't  Ix  ntii  Knirterang  dir  iiechtsvcrhältnisse  der 
Mtercngen  ganz  vcrmiüSi;ii.  mcUo  datür  jetzt  naraeotikh  Bonf ils- G rah 
».  a.  0.  S.  366  and  N^s  a.  ft.  0.  S.  451 S.  Die  &n  dieser  Stelle  oben  ent- 
wickelten Kategorien  sind  bisher  m.  W.  nirgendwo  s&mtUch  berttcksichtigt 
und  voneinander  geschieden. 
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ebenso  sein  Gegner  zn  Zwecken  des  Angrriffs.  Ist  der  die  Meer- 
enge behenrschende  Staat  neutral,  so  steht  es  bei  ihm,  ob  er 
die  Meerenge  der  passage  inoffenHü  der  Kriegführenden  offen 
lassen  will  oder  nicht. 

2,  Meerengen,  die  ebenfalls  aal  beiden  Seiten  von  einem 
Ufeistaat  beherrscht  werden  und  zwar  von  einem  offenen  Meer 
in  das  andere  führen»  aber  regelmäßig  doch  nur  für  die  nationale 
Schiffahrt  in  Betracht  kommen.  Hierher  gehören  z.  B.  der 
Solent  zwischen  dem  britischen  Festland  und  der  Insel  Wight, 
der  Aissund,  der  Fehmarnsund,  der  Kalmarsnnd  u.  a.  Diese 
Meerengen  werden  in  rechtlicher  Beziehung  den  zn  1  genannten 
gleichgestellt  werden  müssen.  ^) 

3.  Meereiigeii,  die  zwei  offene  Meere  miteinander  verbinden 
und  der  internationalen  Schiffalirt  dienen.  Unter  ihnen  müssen 
wir  wiederum  besondere  Gruppen  unterscheiden. 

a)  Meereugen,  die  in  ihrer  friinzen  Länf!:en-Ausde)inuag 
so  breit  sind,  daß  sie  abjrereehnet  die  Küsten meerzonen  der 
Uferstaateu  in  ihrer  .Mitte  noch  einen  Teil  freien  Meeres  dar- 
stellen. Das  prilt  z.  B  vom  «Kanal'*,  der  an  seiner  schmälsten 
Stelle  immer  noch  83  km  breit  ist.  Für  solche  Meerengen  gilt 
zunächst  das  gemeine  Recht.  Die  freie  See  zwischen  den  beiden 
Kästenmeeren  der  Uferstaateu  l<önnte  Kriegsschauplatz  für  eim^ 
Seeschlacht  werden.  Die  Kriegsführenden  könnten  hier  deslialb 
auch  eine  .Minensperre  anlegen  und  die  Schiffahrt  müßte  sich 
einen  Weg  durch  das  neutrale  Küstenmeer  suchen. 

WSre  dieser  Weg  freilich  nicht  zu  finden,  weil  die  Fahr- 
rinne nur  in  dem  mittleren  freien  Teil  die  nötige  Tiefe  b5te, 
80  könnte  die  Sperre  nur  als'  relative  durchgeführt  werden 
d.  h.  es  müßte  für  die  neutrale  Schiffahrt  ein  Weg  offen  gelassen 
werden,  den  freilich  der  Kriegführende  sich  vorbehalten  dürfte, 
unter  besonderen  Vorsichtsmaßregeln  von  Fall  zu  Fall  zu  zeigen. 
Denn  die  Yerkehrsfreiheit  auf  dem  Meere  wäre  ein  Truggebilde, 
wenn  die  Benutzung  solcher  Meerengen,  die  zwei  offene  Meere 
miteinander  verbinden  und  der  internationalen  Schiffahrt  dienen, 

^)  Die  fragliche  Kategorie  fehlt  s(jw(.hl  in  „Definitiov  et  rdfjime 
de  la  mer  tcmlnrinJe*'  drs  Tiisfitnts  Art  .X  \xh;  bei  B"  )i  f  i  I  s-Grah^ 
ebenso  in  der  soriät  sehr  uu&führlichen  Behandlung  dietter  Frage  von  Nya. 
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den  Neutralen  ganz  unmöglich  gemacht  werden  könnte J)  Hier 
würde  sich  also  doch  die  Tatnache  bemerkbar  machen,  daß  wir 
eben  eine  Meerenge  yor  nns  haben. ^  Desgleichen  in  folgenden  Be- 
ziehungen: Wollte  man  die  Meerengen  dieser  Gruppe  ganz 
einfach  nnter  die  regelmäßigen  Normen  des  Kriegsrechtes  stellen, 
so  käme  man  zu  dem  Resultat,  daß  z.  B.  England  im  Kriege 
gegen  Frankreich  den  Kanal  einfach  fflr  die  Neutralen  gSnslieh 
absperren  k&nnte.  Denn  prima  fade  kamt  der  kriegführende 
Uferstaat,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  eine  Sperre  aufrichten 
im  eigenen  Küstenmeer,  im  fremden  Kfistenmeer  und  auf  hoher 
8ee.  Das  sind  aber  die  drei  Gebiete  ans  denen  sich  die  be- 
treffende Meerenge  zusammensetzt.  Hier  muß  Jedoch  der  Grund- 
satz von  der  ünantastbarkeit  der  Meeresfreiheit  aufrecht  erhalten 
werden.  Also  anch  wenn  der  üferstaat  selbst  im  Kriege  be- 
griffen ist,  so  kann  er  dennoch  keine  absolute  Sperre  in  der 
betreffenden  Meerenge  durchführen,  sondern  muß  der  neutralen 
Schiffahrt  einen  Weg  offen  lassen,  freilich  darf  er  sie  wie  oben 
angedeutet  seiner  Reglementiernn^^  unterwerfen.'^) 

Bei  eiiizeliif'ii  Meeresstniljeii  kann  es  zweifelhaft  sein,  oh 
sie  imter  diese  (  J nippe  Mh-n  (»der  nielit.  je  nach  der  Ansdehnung 
die  die  betreffenden  Uleiätuutcn  ihrem  Küstenmeer  geben.  So 


1)  Vgl.  Veryc  zitiert  bei  Bonfila-Grah  a.  a.  0.  S.  267, 

2)  Es  empfiehlt  sich  darum,  auch  diese  Kat<  ^;oi  i*  von  Meeren^^en,  die 
in  ihrer  ganzen  Aus^phrninp;  einen  Teil  des  freien  ( res  darstellen,  einer 
l»f,>jori(ler*  n  Iktrarhtnng  zu  unterwerfen,  was  bishvi  iuuhweg  unterlassen  isst 
Auch  da»  Inätttut  bcscbüftigl  sich  in  beiner  trulicr  urwähnU^u  Kesolutiun 
iBdigUch  mit  tolchen  Haerengen,  ^  blofl  Tenltoiialiiwfir  dMMellitt. 

S)  pae  hat  äpamen  17S0  bei  seiner  Belagerung  von  Qibnltar  getan. 
HMte  es  sich  nicht  am  ein«  Heerenge  gebandelt,  so  bitte  Spanira  hior  als 
Herr  von  Centn  das  afrikanische  Kttstenmeer,  die  hohe  See  und  das  KOst^' 

meer  von  Gibraltar,  mithin  die  ganze  Breite  (13  jkm)  absperret  können 
Statt  de.ss(>n  iK-gnilgte  es  sich  von  den  Neutralen  zu  verlangen,  daß  die 
N<utraleu  unter  Begieitnng  spanis^'her  Kriegsschiffe  an  der  afrikanischen 
Küste  entlang  segelten,  freilich  bei  Strafe  der  Ergreifung  und  Konfiskation 
gegen  Zuwiderhandelnde.  Ich  kann  darin  nicht  mit  Haute f euille  (Den 
droU9  et  4es  devoirs  äea  nationa  nmtm  «s  famjM  ä§  gmrre  mariiime, 
Fnils  1848  1. 1,  8. 6e)  eine  Rechtsvedetiiag  aelMn.  Vgl.  a.  a*  0.  &  4fi4, 
der  hier  €al99  lolgt. 
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z.  B.  beim  ^CJroßeii  Belf^.'i  i)ie?>er  ist  an  st  iucr  schmälsten 
Stelle  20  km  br^it.  Würde  imn  Dänemark,  daü  an  beiden  Seiten 
dpn  üferätaat  bildet,  sich  mit  einer  Zone  von  je  '6  Seemeilen 
ak  Köstenmeer  begnügen,  dann  würde  der  «Groöe  Beit""  in 
seiner  ^^aiizeii  Ausdehnimg  von  60  km  noch  eioen  Teil  der  freien 
See  darstellen.  Wollte  aber  Danemark  seine  Uferzone  von 
beiden  äetten  ber  auf  die  wirkliche  Kanonenschußweite,  also 
d— 7  Seemeilen  ansdehnen,  so  fiele  der  „Grofie  Bell**  in  eine 
aweite  Gruppe  dieser  Kstes;orie>  n&inUch  unter 

b)  solche  Meerengen,  die  teils  so  breit  sind,  daß  sie  9b' 
gerechnet  die  Kefftenmeenone  der  üientaateB  in  ihrer  Mitte 
noch  einen  Teil  des  freien  Meoree  dairsleUen,  teils  aber  tediglich 
ESKtaamen  and.  Wenigstens  in  diese,  wenn  nicbt  in  die  erste 
Gruppe  nftfite  der  ^SroSe  Belt*"  sehen  deshalb  eingeordnet 
werden,  weil  er  sn  seiner  breitesten  Stelle  sieh  »vf  «oinähemd 
30  hm  snsdehnt  An  dieser  Stelle  wMe  also  das  dänische 
Territoeialnieeri  beiden  Seiten  so  weit  ausgedehnt  wie 
iigend  möglich,  dennoch  nicht  die  volle  Breite  der  Meeiessbrafie 
enmehmen.  ffieiher  z&Ut  ferner  der  Sand,  anch  er  ist  teil- 
weise offenes  Heer,  weil  seine  Breite  sich  sogar  aal  36  km  aus- 
dehnt, teilweise  ledigüdi  Küstenmeer,  weil  an  der  schmälsten 
Stelle  wenig  mehr  wie  4  km  breit.  Bei  solohen  Meeiesstrafien 
wird  man  eint^h  räumlich  imtei8ch»den  müssen.  Soweit  sie 
offenes  Meer  einschließen,  stehen  sie  den  unter  a  genannten 
rechtlich  gleich.  Hatten  wii*  aber  für  die  (iruppe  a  schon  dem 
Krie^ührenden  wegen  des  besonderen  Charakters  dieses  See- 
gebiets  gewisse  BeschränkunjEren  auferlegen  müssen,  so  gilt  das 
nutiirlicli  erst  recht  für  diejenigen  Teile  der  Meeresstraßen 
nnserer  zweiten  Gruppe,  die  lediglicli  Kiisteiimeer  sind.  Hier 
ist  der  Kriegführende,  die  Neutralität  des  Uferstaats  voraus- 
gesetzt, von  allen  kriegerischen  Aktionen  ausgeschlossen.  Der 
üferstaat  selbst  als  Kriegführender  ist  bei  seiner  Verteidigung 
(Udurch  beschränkt,  daß  er  keinesfalls  eine  absolute  Sperre 
anlegen  darf,  wenn  schon  er  m.  E.  verlangen  kann,  daß  die 

jjeotralen  sich  gewissen  beschränkenden  Keglemeuts  fügen,  die 

■ 

Übic  die  IrDiareii  ReobtsaiuprSehe  DiUiemarks  aal  die  Docdisehea 
XeercMtnfleii  TCCgL  Toraehmlidk  Nf^a  ».  a.  0.  8.  45&S. 
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er  im  Interesse  seiner  Seeverteidigong  erlassen  haf)  Diese 
rechtliche  Lage  wQrde  also  ffir  die  schmälste  Stelle  des  Sundes 
gelten  nnd  ebenso  ffir  die  schmälste  Breite  des  „Großen  Beltes*» 
falls  Dänemark  seine  Kfistenmeere  in  letzterem  möglichst  weit 
vorschieben  wollte.  Mit  dem  «Kleinen  Belt'  kommen  wir 
eigentlich  schon  zu  einer  dritten  Gruppe  dieser  Kategorie.  Da 
er  an  seiner  schmälsten  Stelle  noch  nicht  einen  vollen  Kilo- 
meter breit,  zUlilt  er  jedenfalls  nicht  zu  der  ersten  Gruppe  jener 
Meeresstraßen,  bei  denen  .sieli  uul  üiiem  g-anzen  Laufe  zwischeu 
den  Küstenmeeren  noch  ein  Streifen  ot^euer  See  befand.  Weil 
er  aber  an  seiner  breitesten  Stelle  lö  km  erreicht,  würde  er, 
falls  die  beiden  üferstaaten  Preußen  und  Dänemark  sich  für 
dai»  Küstennieer  auf  die  Dreimeilengrenze  bescliriinkten,  unter 
die  Gruppe  b  der  Meerenj^en  {zemisrltten  Cliurukters  fallen. 
Nehmen  jedocli  die  nf<'rst;i;it«'n  eine  aiisg^i'ilehntere  Küstenzone 
in  Anspruch,  wenn  aiicli  nur  von  wenig  mehr  als  4  Seemeilen, 
so  würde  der  ^Kleine  Belt"  in  die  dritte  Gruppe  onseier  Ka- 
tegorie fallen,  nämlich  unter 

c)  solche  Meerengen,  die  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  ledig- 
lich Territorialmeer  sind,  (jehören  die  l^fer  verscbiedenen 
Staaten  und  würde  bei  voller  Ausdehnung  des  Küstenmecres 
jeder  von  beiden  Staaten  mit  seinem  Seegebiet  in  das  Seegeliiet 
des  anderen  hinüberreichen,  so  würde  im  Zweifel  mangels  be- 
sonderer  Yereinbamngen  die  Mitteilinie  der  Meerenge  die  Grenze 
zwischen  den  beiden  Küstenmeeren  bilden.^ 

'  Die  EechtSYerhältnisse  solcher  Meeresengen  ergeben  sich  aus 
dem  schon  Gesagten.  Die  Nentralit&t  der  üferstaaten  voraus^ 

Zutreffend  m.  E.  Nys  S.  454:  Ce  n'est  pas  que  V^ltat  riverai» 
aoit  desarnir.  Le  droit  de  trarerser  le  df'troit  quc  possedent  les 
autres  £tatb  ne  saurait  annu tidrir  Ic  droit  qu' il  possedc  lui-möme  de 
veillcr  ä  na  converaation,  de  prendre  iea  uie^urea  nacensatres  pour 
empicher  le  navire  de  guerre  Strmnger  d'affaiblir  <w  i^tmianHr  le$ 
travaux  de  ddfeneef  d^ueer  de  prieauHma  pour  metire  obetaele 
caMeentraiiou  d^une  ^eadre  puissante.  —  Eine  ihnUclw  Änfiennig  von 
Calvo  siebe  bei  Schücking  a.  a.  0.  8.  23. 

')  In  diesem  Sinne  luioh  Art  10  dt  r  Resolution  des  Instituts.  Nähere 
Angaben  über  die  nn  Sunde  luobadit«  ti  Grenze  entb&lt  eine  von  Perelf 
a.  a.  0.  tS.  35  Anm.  1  zitierte  dänische  (Quelle. 
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gesetit,  kum  eine  solche  Meeresenge  niemals  zom  Eriegsschan- 
platz  gemacht  werden»  weil  die  Neutralität  der  Kfistenmeere 
respektiert  weiden  muß.  Jedenfalls  ist  also  für  eine  dritte 
kriegführende  Macht  hier  die  Möglichkeit  einer  Minensperre 
nicht  gegeben.  Ist  dagegen  der  Uferstaat  selbst  in  den  Krieg 
Terwickelt,  so  kann  man  ihm  m.  E.  die  Sperre  seines  Kflsten- 
meeres  nicht  schlechthin  versagen,  nnr  muß  der  besondere 
Charakter  der  internationalen  Meeresstraße  immer  gewahrt 
bleiben,  also  der  neutralen  Schiffahrt  muß  irgend  ein  passier- 
barer Weg  offen  bleiben.  Die  Sperre  wird  also  namentlich 
auch  dann  immer  nar  eine  relative  sein  dürfen,  wenn  der 
sperrende  Staat  an  beiden  Ufern  der  Herr  im  Küstenmeer  ist. 
Denn  es  erscheint  mit  der  Meeresfreiheit  unvereinbar,  daß  eine 
internationale  Seestraße  gänzlich  abgesperrt  wird.  Anderer- 
seits wird  sich  ü*eilich  m.  E.  hier  die  Seliiffsilirt  diejenigen  be- 
schränkenden Maßregeln  gefallen  lassen  müssen,  die  aus  dem 
Verteidigungsbedürfnis  des  Uferstaats  entspringen.^)  Die  hier 
vorgetragene  rechtliche  Auffassung  ist  maßgebend  für  die  Be- 
urteilung der  Sperre,  die  von  selten  Japans  beim  Herannahen 
der  baltischen  Flotte  über  die  Tsngam-Straße  verhängt  wurde. 
Damals  wurde  die  ganze  Tsugam-Straße  von  den  Japanern  als 
Seeverteidigungsgebiet  erklärt.  Da  die  Breite  dieser  Meeres^ 
Straße,  die  zwischen  der  Hauptinsel  Nippen  und  der  Insel  Jeso 
hjndurchftthrt,  etwa  10  Seemeilen  beträgt,  so  konnten  die  Japaner 
m.  E.  ihr  KQstenmeer  yon  beiden  Seiten  aus  zu  Yerteidignngs- 
zwecken  in  dieser  Meeresstraße  soweit  ausdehnen,  daß  tatsäch- 
lich die  ganze  Meerenge  japanisches  Territorialmeer  wurde. 
80  hatte  Japan  durch  die  Erklärung,  daß  die  ganze  Tsugaru- 
Straße  sein  Seeverteidigfungsgebiet  sei,  keinen  völkerrechtlichen 
Verstoß  begangen,  obgleich  diese  Straße  vom  Japanischen  Meer 
in  den  Grüßen  Ozean  fiüirt  und  vun  jeher  als  eine  Straße  des 
internationalen  Verkehrs  augesehen  worden  ist.  Letztere  Tat- 
sache iiiuLjte  nur  von  dvu  Japanern  beachtet  werden.  Das  ist 
aber  anrh  gesciiehen,  ijidem  die  Straße  niclit  ^clilcchthiu  u.r- 
sperrt)  sondern  die  neutrale  Schiffahrt  nur  einer  Eeihe  von  Be- 


1)  Vgl.  die  früheren  Verweisnngen  auf  Hjfs  and  Calvo. 
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schränkungen  unterworfen  ist,  indem  namentlich  die  BchilFe  nur 
bei  Tage  und  nur  mit  Hülfe  japanischer  Lotsen  die  Strafie 
passieren  durften.  Wahrscheinlich  sind  auch  hier  Minenspemn 
angelegt  gewesen.  U.  £.  war  das  fragliche  Verhalten  Japans, 
wie  gesagt,  völkerrechtlich  zu  rechtfertigen.^) 

Wir  übergehen  die  Meerengen,  deren  Bechtsverhältnisse 
dnrch  besonderen  Vertrag  geordnet  sind,  weil  hier  Zweifel 
nicht  anftanchen  können  nnd  wenden  uns  in  diesem  Paragraphen 
nur  noch  mit  wenig  Worten  zn  den  Ean&l^.  Anch  hier  scheidet 
zunächst  einmal  der  Suezkanal  ans,  weil  er  durch  die  inter- 
nationale Vereinbarong  vom  S9.  10.  88  einer  besonderen  Be- 
friedung nnterwoifen  ist.  Der  Panamakanal  ist  noch  'nicht 
Tollendet,  ^)  es  blieben  mithin  ffir  die  Betracbtmig  des  geltenden 
Bechts  nur  noch  der  Kanal  von  Eorinth  nnd  der  Noidostsee- 
kanal  zu  erwfthnen.  Beide  werden  den  in  der  Kategorie  2 
(S.  141  dieser  Abhandlung)  erwähnten  Meerengen  gleichzostelleii 
sein,  die  wir  der  ausschließlichen  Herrsohaft  des  Uferstaates 
unterwarfen.  Denn  der  erstere  von  beiden  kommt  für  den 
großen  internationalen  Schiffsverkehr  nicht  in  Betracht  und 
auch  dem  vorwiegend  aus  strategischen  (  iriiaden  erbauten  Nord- 
ostseekanal fehlt  dem  Rechte  nach  der  internationale  Chaiakter.^) 
Selbstverständlich  könnte  dieser  Kanal  also  vom  Bentschen 
Reiche  in  beliei>iger  Weise  gesperrt  werden,  und  zwai'  im  Kriege 
wie  im  Frieden.  Dagegen  würden  die  kriegführenden  Mächte, 
falls  ihnen  die  Durchfahrt  von  dem  neutralen  T^ferstaat  gfestattet 
würde,  den  Kanal  nicht  zum  Schau{>latz  einer  Kriegshandlung 
machen  können.  Wäre  das  lleich  freilich  seihst  Kriepfspaitei, 
dann  könnte  auch  unser  Gegner  versuchen,  diesen  Kanal  zu 
sperren. 

1)  Zu  denselben  Bewiltate  wflrde  man  ttbrigens  nach  mehier  Anffatsong 
auch  dann  kommen,  wenn  man  den  Ufentaat  nnter  allim  Umsiladefli  anf 

dii  Dreisecracilt  iiLn  nze  beschränken  nnd  deshalb  die  Tsugara-Straße  unter 
die  Kate(?orie  der  Meerenpen  sub  3  a  bringen  wollte.  Xu,],  dus  dort  Ocsajfto. 

2)  Narh  d»*in  Hay-PauHcefoie-\ ertrug  vom  18.  11.  Ul  soll  zwar  der 
Panamakaiuil  dv.m  Suc'zkanal  t^'eirhjrestellt  werduu,  indessen  ist  das  nur  eine 
Vereiubuiung  /.wischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten,  aus  der  dritte 
Machte  keine  Rechte  ableiten  kSnnen,  vgl.  e.  Li8»t  a.  a.  0.  8. 830. 

')  Siehe  besflglich  dieser  beiden  Kanile  anch  Bonfit  9- G  rah  a.  a.  0.  S.  867. 
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f  7.   Die  Haftongr  der  Krie^ffihrenden  gegenüber 

den  Neutralen. 
Ans  dem  gmndsiUzIichen  Rechte  der  Keotralen  auf  freie 
Schüfahrt  auch  zu  Kriegszeiten,  dem  aber,  wie  wir  sehen,  das 
st&rkere  Recht  der  Kriegffihrenden,  eine  Minensperre  durch- 
zuführen, gegenüberstand,  hatten  wir  für  den  Kriegsführenden 
die  Pflicht  abgeleitet,  von  der  Ausübung  dieses  seines  Kriegs- 
redites  zur  Sichcrnnp:  der  Neutralen  Mitteilung  zu  machen. 
Nun  kann  es  aber  jL^eschelien,  daß  diese  Mitteilung  unterblieben 
ist.  Z.  B.  der  Kriegführende  bat  sich  auf  eine  Generalnotifikution 
beschränkt,  die,  wie  er  bestiinnit  glaubt,  zur  Kenntnis  aller 
Falii-zeuge  giilan«:!  sein  niulJ.  Es  ist  jedocb  ein  Scbiflf  durch 
widrige  Umstände  auf  hober  See  übennäßip:  aufo;ehalten,  es 
hatte  den  letzten  Hafen  schon  verlassen,  ehe  dort  die  Minen- 
speiTe  bekannt  gegeben,  deshalb  ahnt  es  nichts  von  der  drohenden 
Gefahr  und  da  es  nicht  rechtzeitig  gewarnt  wird,  fällt  es  der 
Hinenspenre  zum  Opfer.  Oder  der  eine  der  Krie^ührenden  hat 
nnmittelbar  vor  Beginn  einer  Seesohlacht  geglaubt  nooh  yon 
dem  B^riegsmittel  der  Minen  Gebrauch  machen  zu  müssen,  eine 
Generainotifikation  konnte  nicht  mehr  rechtzeitig  erfolgen,  die 
Schlacht  beginnt  und  endet  mit  seiner  Flucht.  Der  Gegner 
verfolgt  ihn,  spftter  passieren  neutrale  Schiffe  die  fraglichen 
Gewisser  und  ungewamt  geraten  sie  mit  einer  Mine  in  Be- 
rOhruDg.  In  solchen  FftHen  wkd  m.  E.  schon  heute  der  neu- 
trale Heimatstaat  zugunsten  der  Gesohftdigten,  und  zwar  nicht 
nur  des  Reeders,  der  Eigentümer  des  Frachtgutes,  sondern  auch 
aller  durch  den  Schiösunfall  betroffenen  Einzelpersonen,  z.  B. 
der  Angehörigen  der  Passagiere  und  I  i  Schiffsinanni^cliaft,  eine 
Ersatzforderung  gegen  den  betreffenden  Kriefz"führenden  haben. 
Denn  der  letztere  war  zur  Notifikation  verptlichtet,  und  wenn 
der  Kriegführende  «rbnibte  diese  Kundgabe  unterlassen  zu  können 
odei'  sogar  im  Interesse  seiner  militärischen  Maßregeln  unter- 
lassen zu  müssen,  so  entschied  er  sich  dafür  auf  eigene  Gefahr. 
Wenn  während  des  ostasiatischen  Kriepres  trotz  wiederliolt 
unterbliebener  Kundgabe  in  dieser  Bezieiiung  kein  Unglück  ge- 
schehen ist,  so  hängt  da£,  wie  oben  gesagt,  nur  mit  der  Ab- 
Gelegenheit  dieses  Kriegsschauplatzes  zusammen. 
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Weiterhin  ist  schon  in  anderem  ZiisamTiienhang:  fj^esagt 
werden,  daß  der  Krieerfülirende  nur  von  verankerten  Minen 
Gebrauch  machen  darf,  weil  sonst  trotz  erfol^er  Kundfrafie 
der  Sperre  für  den  Neutralen  keine  Möglichkeit  vorhanden 
wäre,  sich  auch  bei  sorgfältiger  Meidung  des  fraglichen  See- 
territorioms  vor  der  Berührung  mit  frei  treibenden  Minen  zu 
schützen.  Es  sind  tatsächlich  auch  im  letzten  Krieg  lediglich 
verankerte  Minen  gebraucht  worden.  ^)  Allerdings  haben  trübe 
Erfahmiigen  der  Neutralen  gelehrt,  daß  diese  Yerankening 
vielfach  g&nzlich  unzureichend  gewesen  ist.  Es  sind  nämlich, 
sei  es  nnn,  daß  Strom  und  Seegang  die  Minen  mit  dem  Anker 
losgerissen,  sei  es,  daß  sie  das  Ankertan  abgedreht  haben,  die 
Minen  weitbin  verschlagen  worden  and  haben  bösen  Schaden 
getan.  Trotzdem  chinesische  Kriegsschüfe  im  Auftrag  der  Re- 
gierung aof  Gesuct)  der  Schanghaier  Handelskammer,  ferner 
deutsche  wie  englische  Kriegs-  und  Kauffahrteischiffe,  wo  sich 
ihnen  (Gelegenheit  bot^  treibende  Minen  zerstört  haben,  indem 
man  sie.  durch  Schüsse  zum  Sinken  brachte,  trotzdem  durch 
mehr  als  ein  Jahr  alle  von  Schanghai  nach  Nordcbina  ver- 
kehrenden Dampfer  sehr  zum  Schaden  der  Schiffahrt  fast  auf 
jeder  Fahrt  eine  Nacht  stillagen,  da  sie  es  nicht  riskieren 
konnten,  bei  Dunkelheit  die  hauptsäclilii  Ii  pfpfährdete  Zone  zu 
passieren,  ist  doch  nach  Beendigung  des  ivrieges  noch  wieder- 
holt das  sciiliitiniste  Unglück  ge.schehen. 

Ein  amtlicher  Bericht  aus  IVkinp:  hat  zunächst  unter  dem 
4.  10.  05  folfrendes  {^^'nuKlet:  ^Aulier  einipren  chinesisrhen 
Dschunken,  die  zum  Teil  int'ol<ie  von  Unvorsichtigkeit  ihrer 
Bemannung  in  die  Duft  geti(»^i'n  sind,  war  bisher,  soviel  liier 
l>fkaniit  geworden,  nur  ein  fremder  Dampfer  erustliaft  lu-- 
schädigt  worden.  Bezüglich  ein(s  anderen  bei  Niutschwang 
gesunkenen  Dampfers  steht  niclit  mit  Sicherheit  fest,  was  seinen 
Untergang  veranlaßt  hat.  Nunmehr  aber  ist  einer  der  regel- 
mäßig zwischen  Schanghai  and  Tientsin  verkehrenden  Dampfer, 
die  «Hsiehho"  von  der  CJtlna-Merchants-Skamship  Company, 
am  30.  9.  05  etwa  90  Seemeilen  westlich  von  Schantnng  S..E. 

1)  Nar  in  Benehnng  auf  die  Seeschlacht  vom  10.  8.  04  lassen,  wie  oben 
gesagt,  die  mir  zn  Gebote  etebenden  Naelirichten  in  diesem  Pnnlrte  Zweifeln  Raam. 
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Promontory  auf  eine  Treibmine  gelaufen  tind  gesanken.  lö  Per- 
sonen, damnter  zwei  englische  Schiffsingenienre,  werden  rer- 
mißt/  —  Weiterhin  haben  die  Zeitungen  nnter  dem  31.  1.  06 
gemeldet,  daß  der  Dampfer  „Sylvia^  yon  der  Hambnrg-Amerika- 
Linie,  mit  einem  großen  Transport  nissischer  Troppen  yon 
Wladiwostok  abgegangen,  auf  eine  schwimmende  Mine  gestoßen 
mü  in  sinkendem  Zustand  nach  Wladiwostok  zurttckgekehrt  sei. 
Dort  habe  man  das  Schiff  auf  den  Strand  gesetzt,  um  seinen 
Untergang  zu  yerhindem.  Der  erste  Koch  habe  bei  dem  Unfall 
sein  Leben  eingebüßt,  im  übrigen  sei  das  Schiff  mit  seinem 
vollen  Wert  gegen  Minengefahr  versichert  gewesen.  Unter  dem 
3. 3.  00  ist  dann  telegraphisch  Uber  New  York  aus  Britisch- 
Kolnmbien  folgende  Nachricht  vermittelt  worden :  „Der  deutsche 
Dampfer  _Servia"  soll  außerhalb  von  Wladiwostok  auf  eine 
schwimmende  Mine  g:estußen  sein."  Ein  gewaltiges  Leck  sei 
in  den  Schiffsnunpf  gerissen  und  unmittelbar  nacli  der  Explosion 
sei  das  Schiß  mit  100  Mann  untergegangen.  —  Ob  damit  die 
Kette  der  durch  die  Minen  verursachten  Unglücksfälle  erschöpft 
ist,  steht  dahin,  welclie.s  Unglück  aber  ans  einer  so  nachlässigen 
Verwendung  von  Minen  in  einem  europäischen  Seekrieg  er- 
wachsen könnte,  ist  g;ir  nicht  zu  übersehen.  Liest  man  dazu, 
daß  dif  K'ripfrführenden  sich  nur  wenig  um  die  von  ihiitii  der 
m  atraien  Schittahrt  bereiteten  Gefahren  gekümmert  haben,  so 
taucht  dann  doch  in  erster  Linie  die  Frage  auf,  ob  nicht  auch 
hier  die  Kriegführenden  wenigstens  für  den  angerichteten 
Schaden  haftbar  gemacht  werden  können? 

Eine  solche  Haftung  der  Kriegführenden  erscheint  um  so 
notwendiger,  als  die  besondere  Versicherung  der  Reeder  gegen 
Beschädigungen  durch  treibende  Minen  und  Geschosse,  wie  sie 
im  letzten  Kriege  vielfach  betätigt  ist,  doch  immer  nur  Schiff 
nnd  Ladung  sichern  kann.  Der  größere  Schaden  wird  aber 
doch  fraglos  in. dem  Untergang  zahlreicher  Menschenleben  be- 
stehen. Nun  wird  man  freilich  yom  Standpunkt  des  heutigen 
Rechts  unter  ümstfiaden  schon  eine  Haftung  statuieren  können.^) 
Wenn  nämlich  dem  Kriegführenden  nachzuweisen  ist,  daß  die 

Vgl.  den  anonymen  Anfsats  über  Fragen  des  Seekri^rechts  im 
JffmHau  von  1906  S.  234. 
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Verankerung  der  bctrefifenden  ^linv  unzureichend  war,  dann  wiiti 
er  schon  jetzt  ebensowohl  liaftliar  gemacht  weiden  ktinnen.  als 
wenn  er  die  Minen  p-nr  nicht  verankert  oder  durch  mangelnde 
Kundgabe  das  Unglück  verursacht  hätte.  Indessen  schon  hier 
stoßen  wir  auf  Schwierigkeiten,  die  nach  dem  geltenden  Recht 
die  Haftung  in  der  Regel  unpraktisch  machen  werden.  Wie 
soll  der  Heimatstaat  des  explodierten  neutralen  Schiffs  den 
fraglichen  Beweis  fähren.  Mit  der  Explosion  wird  sicherlich 
zunächst  die  Mine  selbst  aufgeflogen  sein,  so  wird  das  wichtigste 
Beweisstück  fehlen  und  Icein  Vertreter  des  betreffenden  Neutralen 
ist  bei  der  Minenleguufir  zugegen  gewesen.  Wird  aber  der 
treffende  haJtbar  gemachte  Staat  den  Beweis  seines  Verschuldens 
schon  dadurch  genfigend  erbracht  sehen,  daß  eine  von  ihm  ge* 
legte  Mine  tatsächlich  an  anderer  SteUe  zur  Entladung  gekommen? 
M.  E.  erfordert  die  ganze  Sachlage,  daß  man  zu  diesem  Problem 
folgenden  Standpunkt  einnimmt  Wenn  das  Völkerrecht  der 
Kriegspartei  gestattet,  von  einem  Kriegsmittel  Gebrauch  zu 
machen,  daß  erfahrungsgemigA  fär  die  Neutralen  ganz  besondere 
Gefahren  mit  sich  bringt  uud  wenn  dann  tatsftchlich  die  drohende 
Gefahr  zum  Schaden  der  Neutralen  sich  Terwirklicht  hat,  so 
darf  man  nicht  dem  geschädigten  Neutralen  den  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  p:ar  nicht  zu  führenden  strikten  Beweis  auferlegen, 
(laß  ein  Verschulden  der  Kriegspartei  bei  der  Handhabung  jenes 
Kriegsmittels  den  fraglichen  Schaden  verursacht  hat.  Man  wird 
vielmehr  hier  ein  Verschulden  des  Kriegführenden  voraus^ietzen 
müssen  und  diesem  nur  den  Gegenbeweis  offen  lassen,  daß  in 
diesem  Falle  der  Schaden  doch  mir  durch  eigenes  Verschulden 
des  (Jeschiidigten  oder  durch  hiilieie  Gewalt  venirsaclit  ist. 
Ich  möchte  Iiier  eine  bewnCti'  Analogie  geltend  machen,  die 
zwischen  dieser  völkerrechtlichen  Situation  und  jeiier  privat- 
rechtlichen  besteht,  die  §  1  des  deutschen  Haitpflichtgesetzes 
vom  7.  6.  71  geregelt  hat.  Dort  heißt  es:  ^Wenn  bei  dem 
Betriebe  einer  Eisenbahn  ein  Mensch  getötet  oder  körperlich 
verletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebsuntemehmer  für  den  dadurch 
entstandenen  Schaden,  sofern  e  r  nicht  beweist,  daß  der  Unfall 
durch  höhere  Gewalt  oder  durch  eigenes  Verschulden  des  Ge- 
töteten oder  Verletzten  verursacht  ist**.  —  Als  Mitglied  emes 
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intenntmalfiB  8obied«gefiohta  würde  ieh  kein  Bedenken  hegen, 
diesen  QnmdsHtz  tber  die  Minenbaftangr  ackon  kente  anzuwenden, 
bener  wiie  en  netttriiek,  er  wflrde  durch  eine  internationale 
Yerainbaivng  tetgelegt. 

Dasselbe  mußte  mit  einer  zweiten  Norm  gesckeken,  nftmlich 
init  dem  Grondsatz  der  aolidarischen  Haltung.  Wollte  man 
sich  nsmliofa  in  der  Beweistrage  auch  okne  weiteres  auf  den 
Boden  der  kier  vertretenen  Ansokanung  stellen,  so  bliebe  die 
Haftung  dock  yon  Standpunkte  des  gettenden  Beckts  in  vielen 
lUkn  anB  folgenden  Grunde  problematisch.  Im  letzten  osl- 
asiatischen  Kriege  haben  beide  Kriegeparteien  mit  Seeminen 
gearbeitet,  ja,  sie  haben  sogar  vielfach  beide  in  demselben 
Seegebiet,  der  eiiK  zum  Angriff,  der  andeiv  zur  Verteidigung, 
Minen  gelegt.  Niemand  hat  bei  geschehenem  Uni^iück  fest- 
stellen können.  ol>  das  neutrale  Schiff  durch  eine  russische  oder 
japanische  Mine  auffretiogen.  Alinlich  wird  es  \valii*schpinlich 
in  alh  Ii  kunlligen  Seekriegen  sein.  Soll  nun  jede  Kriegspartei 
die  Haftuntr  mit  dem  Hinweis  darauf  ahlelinen  können,  auch 
die  andere  Kriegspartei  hai>e  Minen  i^-^i  brmi!  ]!t  nnd  der  Beweis 
M'\  niclit  eH)racht,  daß  gerade  die  ^mu 'nr  Mine  das  Uncrlück 
verursacht  habe.  Das  hieße  die  Haftung  'zum  Schaden  der 
Neutralen  ganz  illusorisch  machen.  Man  wird  hier  vielmehr 
im  Zweilei  sich  für  eine  solidarische  Haltung  der  beiden 
Kriegsparteien  aussprechen  müssen.  Die  Rechtslage  würde 
dann  die  sein,  daß  der  in  seinen  Untertanen  geschädigte  Staat 
gegen  jede  der  beiden  Krieg^arteien  die  Haftung  so  lange 
geitrad  machen  könnte,  bis  entweder  die  eine  haftbar  gemachte 
Partei  ihn  entschädigt  oder  den  Nachweis  geffihrt  hat,  daß  der 
UafaU  nnr  dnrek  eigenes  Yerscbnlden  oder  nur  dnroh  das  Ver- 
fldndden  der  anderen  KriegspATtei  kerbeigeflihrt  sein  könnte.^ 
In  letEteren  Falle  bliebe  dem  betreffenden  neutralen  Staat  dann 
der  Regreß  gegen  die  andere  ^iegspartei.  Den  Kriegqiaiteien 
selbst  bliebe  dabei  immer  noch  die  M oglickkeit,  durch  Separat- 

'i  Der  letztere  Nachweis  könnto  vielleicht  durch  den  Hinweis  durauf 
trbr.icht  werden,  daß  der  hafthui  gemachte  Htaat  gt  h<  ud  macht,  er  habe 
mi  am  Orte  x  Minen  gelegt  und  von  dort  könne  aus  geugrupliisch-phystka- 
hAitA  Qrftadin  dk  Mine  nidit  mt  UnglQckastelle  j  TCftelebn  fein. 
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abkommen  im  Friedensvertrag  die  frai^liche  Summe  aaderweitig 
zn  verteilen,  indem  entweder  die  Teilung  der  Last  oder  die 
Abwälzung  auf  den  Besiegten  voigesehen  wflrde.  Ein  solcher 
Vertrag  wärde  freilich  die  Geschädigten  weder  berechtigen 
noch  verpflichten.  — 

Natürlich  könnten  die  in  obiger  Darlegung  begründeten 
Haftungsanspriiche  als  auf  dem  Völkerrecht  beruhend  nur  von 
Staat  zu  Staat  geltend  gemacht  werden.  Wollte  ein  Staat  sich 
der  beanspruchten  Haftung  entziehen,  so  mflfite  der  Haager 
Schiedshof  angerufen  werden.  Man  könnte  diesen  hier  sehr 
wohl  durch  internationale  Vereinbarung  zur  obligatonschen 
Instanz  machen.  Denn  offenbar  handelt  es  sich  hier  bei  solchen 
rein  vermögensrechtlichen  Ansprüchen  um  Angelegenheiten,  die 
weder  die  Existenz  noch  die  Ehre  der  beteiligten  Staaten  bt- 
rüliren.  — 

§  8.  Schluß. 
Wir  ständen  damit  am  Schlüsse  unserer  Erörterung.  Es 

liegt  in  der  Natnr  der  Dinge,  daß  ihr  Ergebnis  weder  deu 
Kriegführenden  noch  den  Neutralen  voll  befriedigen  wird.  Der 
crstere  wird  vorm  limlich  Anstoß  nehmen  an  der  für  ihn  statu- 
ierten Pflicht  der  Kimdgahe  und  eventuellen  Haftung,  Utr 
It'tztt'ie  an  der  Einräumung  der  ofienen  See  für  das  fragliche 
Kriegsmittel.  Indessen  erscheint  es  hier  für  den  Juristen 
schleclitliin  ausge.schlossen,  Normen  ausziunitteln,  die  beiden 
ganz  geniigen.  Noch  viel  weniger  wie  das  Interesse  der  Krieg- 
führenden und  der  Neutralen  kann  gerade  bei  diesem  Krir^s- 
mittel  das  Interesse  der  Humanität  gewahrt  werden.  Wcnier 
von  Siemem,  den  wir  als  Erhnder  desselben  kennen  lernten, 
erzählt,  als  er  in  Kiel  die  Konstruktion  seiner  ersten  abliängigen 
i\linen  einem  schönen  und  liebenswürdigen  Mädchen  in  einer 
Gesellschaft  erklärt  habe,  hätte  sie  erregt  gefragt,  ob  es  denn 
I^Iensclien  gäbe,  die  eine  so  entsetzliche  Tat  verüben  und  mit 
einem  Fingerdrucke  Hunderte  von  Menschenleben  vernichten 
könnten?  Ver^blich  hat  Werner  von  Sieniens  demgegenüber 
auf  die  ,.grausame  Notwendigkeit"  solcher  Kriegsmittel  hinge* 
wiesen.  Wie  lange  soll  diese  Notwendigkeit  zur  Schmach  der 
menschlichen  Kultur  noch  fortdauern? 
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Von  Rddwgericbtnat  a.  D.  WtttHUUMk  in  Ldpsig. 

In  China  itgt  sich  gegenwärtig:  eine  gewaltige  Bewegung 
^egen  die  Behandlung,  weklie  den  chinesischen  Einwanderern 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  zuteil  wird.  Diese 
Bewegung  hat  zu  einem  Boykott  nordamerikunischer  Waren  in 
China  «retuhrt  und  ist  dadurch  den  Nordanit  i  i kauern  so  un- 
bequem ^  worden,  daß  sie  an  ein  Emienkeu  zu  denken  scheinen. 
Es  ist  »lalier  auch  bei  uns  vielleicht  von  Interesse,  die  gesetz- 
lichen Vorschritten  keimen  zu  lernen,  über  welche  die  Chinesen 
sich  beschweren. 

Am  18. 6. 58  wurde  ein  Friedens-,  Freundschafts-  und 
Handelsvertrag  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  China 
g^chlossen  In  diesem  Vertrage  gestattete  China  den  nord- 
amerikanischen  Btaatsangehdrigen,  in  bestimmten  Häfen,  den 
sog.  Vertragshälen,  sich  aufzuhalten  und  niederzulassen,  sowie 
dort  Handel  und  Gewerbe  zu  betreiben.  Bezüglich  des  Auf- 
enthalts und  der  Niederlassung  chinesischer  Untertanen  auf 
nordamerikanischem  Gebiet  wurde  eme  entsprechende  Ver- 
ptiichtung  von  den  Vereinigten  Staaten  nicht  übernommen.  Der 
Vertrag  enthalt  hierüber  nichts. 

Dagegen  wurde  in  einem  Zusatzverträge  vom  28.  7.  68 
für  die  Untertanen  beider  Staaten  das  Recht  anerkannt,  in  das 
Gebiet  des  anderen  Staates  einzuwandern,  sowohl  vorübergehend 
ifor  purposes  of  curiosity,  of  trade),  wie  zum  Zwecke  einer 
dauernden  Niederlassung  (as  piTnianent  residentsj.  Die  Unter- 
tanen beider  Staaten,  welche  das  Gebiet  des  anderen  Staates 

1)  JhtiUd  States  Statute»  at  Large  12,  1023. 

^  Stoerkf  Nimveau  MecHeil  giniral  de  TraUie  30,  100 ff. 
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besuchten  oder  in  demselben  wohnten,  sollten  darin  sich  der- 
selben Privilegien  und  Freiheiten  erfreuen  wie  die  des  meist- 
begünstigten anderen  fremden  Staates.  Nur  die  Naturalisation 
wurde  nicht  zugesichert  Femer  sollten  den  Nordametikanem 
in  China  und  den  Chinesen  in  Nordamerika  bezüglich  der  öffent- 
lichen Erziehungsanstalten  dieselben  Befugnisse  zuteil  werden, 
welche  den  Untertanen  der  meistbegünstigten  fremden  Nation 
zustanden.  Nordamerikaner  sollten  in  den  chinesischen  Ver- 
tragshäfen und  Chinesen  in  Nordamerika  Schulen  errichten  und 
unterhalten  dürfen.  In  dem  Vertrage  wurde  beiderseitig  jede 
nicht  rein  freiwillige  Auswanderung  gemifibilligt.  Beide  Staaten 
verpflichteten  sich,  Gesetze  zu  erlassen,  durch  welche  es  für 
strafbar  erklärt  werde,  wenn  ein  Nordamerikaner  oder  ein 
Chinese  chinesische  Untertanen  ohne  ihre  freie  Zustimmung 
nach  Nordamerika  oder  einem  anderen  fremden  Lanik',  und 
wenn  ein  Xt^rduiiu  rikuner  oder  ein  Chinese  X(»rdaiiu  i  ikaner 
ohne  deren  freie  Zustimmung  nach  China  oder  einem  anderen 
fremden  Lande  himiohme. 

Der  Vertrag  steht  auf  dem  Standpunkt  einer  Gleich- 
berechtigung beider  Staaten;  er  beobachtet  insofern  die  inter- 
nationah'  Höflichkeit,  als  die  Zusicherungen  gegenseitijjr  «gemacht 
werden,  selbst  wenn  sie  tatsächlich  nur  einem  Teil  zuL'ute 
kommen.  Im  Verlauf  von  12  Jahren  änderte  sich  aber  die 
Stellung  der  nordanurikaniselien  Regierung  gegenüber  der 
chmt'sischen  Einwanderung.  Es  entstand,  wie  es  heißt,  wepren 
der  fortwährend  steigenden  chinesischen  Einwanderung  und  der 
damit  verbundenen  Mißstände  bei  dieser  Regierung  der  Wunsch, 
eine  Abänderung  der  früheren  Verträge,  die  nicht  mit  ihrem 
Geist  in  direktem  Widerspruch  stände,  zu  erwirken.  Dieser 
Wunsch  führte  zu  dem  Vertrage  vom  17.  11.80^).  China 
willigte  darin  ein,  daß,  wenn  nach  Ansicht  der  nordamerika- 
nischen Regierung  die  Ankunft  oder  der  Aufenthalt  chinesischer 
Arbeiter  in  Nordamerika  die  Interessen  dieses  Staates  beein- 
trftchtige  oder  zu  beeinträchtigen  drohe,  oder  die  öffentliche 
Ordnung  gefährde,  die  nordamerikanische  Regierung  die  An- 


1)  Sioerk,  a,  a.  0.  8. 108. 
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kanft  oder  den  Anfenthalt  der  Arbeiter  regele,  beschranke  nnd 
zeitweise,  Jedoch  nicht  dauernd  verbiete.  Diese  Beschränkung 
sollte  sich  aber  nur  auf  chinesische  Arbeiter  beziehen  und  sich 
nisbesondere  nicht  auf  Lehrer,  Studierende,  Kaufleute,  Yer- 
gnügungsreisende  und  Arbeiter,  welche  bereits  in  den  Ver- 
einigten Staaten  wären,  erstrecken. 

In  diesem  Vertrage  ist  von  einer  Reziprozität  der  über- 
iiummeiieü  Verpflichtungen  nicht  die  Rede.  Auf  (irund  des 
Vertrages  wurde  durch  ein  (  Jt  setz  vom  6.  5.  82  ^)  für  einen 
Zeitraum  von  10  .T;ihren  allen  chincsisclien  Arbeitern  verbotiii, 
nach  den  Vtreiii igten  Staaten  zu  koiniiien.  Solche  Chinesen, 
wt'klie  nach  dein  Vertrage  biifchtigt  waren,  sich  nach  den 
Vercinipten  Staaten  zu  )H'<xi'ben,  sollten  sich  durch  einen  von 
der  chinesischen  Regierung  in  englischer  Sprache  ausgestellten 
oder  mit  einer  englischen  Übersetzung  versehenen  PaJß legitimieren. 

Im  Jahre  1888  wurde  ein  neuer  Veitrafr  zwischen  den 
Vereinigten  Staaten  und  China  yereinbaxt.  Schon  be\or  der 
Vertrag  ratifiziert  wurde,  erließ  die  nordamerikanische  Regierung 
auf  Grund  desselben  am  13.  9.  88  ein  verschärftes  Gesetz  gegen 
die  chinesische  Einwanderung.  Die  Ratifikation  des  Vertrages 
unterblieb  aber;  das  Gesetz,  welches  mit  dem  Tage  der  Ratifi- 
kation in  Kraft  treten  sollte,  erlangte  also  keine  Gültigkeit. 

Durch  ein  Gesetz  yom  1. 10.  88  ^  wurde  solchen  chine- 
sischen Arbeitern,  welche  sich  bereits  in  den  Vereinigten  Staaten 
aufgehalten,  diese  aber  yorftbergebend  yerlassen  hatten,  die 
Bückkehr  in  die  Vereinigten  Staaten  allgemein  untersagt.  Nach 
dem  Gesetze  von  1882  war  solchen  Arbeitern  die  Rückkehr 
gestattet,  wenn  sie  sicli  den  zur  Feststellung  ihrer  Identität 
angeordneten  Kontrollniaijie^n^n  unterwarfen  und  vor  ihrer  Ab- 
reise eine  Erlaubnis  zur  Rückkehr  erwirkten.  iJie  auf  Grund 
des  Cfesetzes  von  1882  erteilten  Erlaubnisscheine  wurden  für 
nichtig  erklärt. 

Durch  ein  (lesetz  vom  5.  5.  92  wurde  bestiiiiuit,  daß  die 
froheren  Gesetze  gegen  die  chinesische  Einwanderung  10  Jaiire 

1)  Sto^rk,  a.  a.  0.  S.  128. 

2)  Stogrk,  &.  a.  0.  S.  116. 
Sioerk,  a.  a.  0.  8. 180. 
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in  Gültigkeit  bleiben  sollten.  Ferner  wnxde  angeordnet,  dafi 
alle  Personen  chinesiscber  Abstammung,  welclie  sich  nngesetz- 
lieber  Weise  in  den  Vereinigten  Staaten  aufhielten,  nach  China 
oder,  wenn  sie  Untertanen  eines  anderen  Staates  seien,  nach 
diesem  Staat  entfernt  werden  sollten.  Es  sollte  angenonmien 
werden,  daß  jede  Person  chinesischer  Abstammung  in  den  Ver- 
einigten Staaten  sich  dort  ungesetzlicher  Weise  aufhalte,  wenn 
sie  nicht  das  Gegenteil  nachweise.  Der  angesetzliche  Auf- 
enthalt eines  Chinesen  wurde  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  .Jahr 
bedroht.  Alle  chinesischen  Arheitei'  in  den  Vt*reinipft.en  Staaten 
sollten  sich  iinnihalb  eines  Juluts  bei  dem  Steuereinnrintu  r 
des  Distrikt,s  melden  inul  sich  eine  Bescheinigung  über  ihre 
Bere(  liti*:iing"  zum  Aul«  iithalt  ausstellen  lassen.  Ein  chinesischer 
Arbfitrr.  welchi.'r  nach  Abhiiii'  eines  .Jahres  sich  nicht  im  Be- 
sitze riJit's  solchen  Scln-in^s  befände,  sollit-  so  anfreselien  werden, 
als  oll  vv  sich  ungfsiTziu  hrr  Weise  in  den  Vereini^^tm  Staaten 
aiiflialtc.  wenn  er  nicht  nachweise,  daß  er  infol«re  von  Krank- 
heit oder  eines  antU'ren  unabwendbaren  Znlallcs  nicht  imstande 
gewesen  sei,  um  die  Bescheinigung  nachzusncl)en,  und  nicht 
mindestens  durcli  einen  weißen  Zeugen  dartue,  daß  er  zur  Zeit 
des  Erlasses  des  (Jesetzes  seinen  Aufenthalt  in  den  Vereinigten 
Staaten  gehabt  liabe.  Durch  ein  Gesetz  vom  3.  11.  93  w  urde 
den  chinesisclien  Arbeitern  eine  neue  sectismouatige  Frist  für 
die  Erwirkung  eines  Berechtigungsscheines  gewährt 

Am  17.  3.  94  kam  ein  ncnor  Vertrag  zwischen  den  Vep< 
einigten  Staaten  und  China  über  die  Einwanderung  von  Chinesen 
zustande^).  Danach  sollte  es  chinesischen  Arbeitern  auf  die 
Dauer  von  10  Jahren  verboten  sein,  nach  den  Vereinigten 
Staaten  zu  kommen.  Die  Bestimmung  sollte  jedoch  nicht  An- 
wendung finden  auf  solche  in  den  Vereinigten  Staaten  in  die 
Register  eingetragene  chinesische  Arbeiter,  welche  vorüber- 
gehend die  Vereinigten  Staaten  zu  verlassen  und  sp&ter  dorthin 
zurückzukehren  wünschten,  wenn  sie  in  den  Vereinigten  Staaten 
eine  rechtmäßige  Ehefrau,  ein  Kind  oder  einen  Verwandten 
hätten  oder  dort  Eigentum  zum  Werte  von  1000  Dollars  oder 

')  United  Stdtcs  StulHic\s  al  Ltn  ye  28,  7. 
United  Stuten  Statutes  at  Large  28,  1210. 
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schwebende  Foidenrngen  zum  gleichen  Betrage  besäßen.  Die 
Befugnis  eut  BQckkehr  worde  von  einer  Bescheinigung  des 
Zolleinnehmers  des  Distrikts,  von  welchem  der  Chinese  die 
Reise  antreten  wollte,  abhängig  gemacht.  Um  eine  solche  Be- 
scheinigung zu  erlangen,  hat  der  chinesische  Arbeiter  eine 
schriftliche  Brklärung  über  die  Verhältnisse,  welche  ihn  zur 
Riickkehr  berechtigen,  einzuliefern.  Wird  die  Erklärung  un- 
richtig befunden,  so  ist  das  Becht  zur  Bückkehr  verwirkt.  Das 
Recht  zur  Rückkehr  muß  inneriialb  eines  Jahres  von  dem  Tage 
ab,  an  welchem  der  cidnesische  Arbeit<?r  aus  den  V^»reini^rten 
Staaten  abreist,  ausgeübt  werden.  Wird  der  (  liiiUNC  durch 
Krankheit  oder  andere  unabwendbare  Umstände  an  der  recht- 
zeitigen Riu  kkehr  verliindert.  s<i  kiiun  die  I-'rist  auf  eiu  weiteres 
Jahr  verlängert  werden.  Die  rutstände,  wekhe  zu  der  Ver- 
laugurunfj  fH-rechtigen.  sind  dem  nordamerikanischeu  Konsul  an 
dem  Abgangsort  in  China  nachzuweisen  und  von  diesem  dem 
Zolleinnehmer  an  dem  Ort,  wo  der  Chinese  in  den  Vereinigten 
Staaten  zu  landen  beÄbsiclitigt,  mitzuteilen.  Die  anderen  Per- 
sonen als  Arbeit/ern  nach  dem  seitherigen  Rechte  zustehende 
Befugnis,  nach  den  Vereinigten  Staaten  zu  kommen  und  sich 
dort  aufzuhalten,  soll  durch  den  Vertrag  nicld  berührt' werden. 
Solche  Chinesen  haben,  wenn  sie  in  die  Vereinigten  Staaten 
zugelassen  werden  wollen,  eine  von  dem  diplomatischen  oder 
konsularischen  Vertreter  der  Vereinigten  Staaten  beglaubigte 
Legitimation  ihrer  Regierung  oder  der  Regierung  des  Ortes, 
an  welchem  sie  sich  zuletzt  aufgehalten  haben,  beizubringen. 
Bas  Rechte  durch  die  Vereinigten  Staaten  nach  einem  anderen 
Lande  zu  reisen,  wird  den  chinesischen  Arbeitern  eingeräumt, 
unter  Vorbehalt  der  Maßnahmen,  welche  die  Vereinigten  Staaten 
zur  Verhütung  von  Mißbrauch  für  erforderlich  erachten.  Weiter 
wird  die  in  denr  Vertrage  vom  17.11.80  übei  nommene  Ver- 
ptlichtung,  dalj  alle  chinesischen  Arbeiter  und  andere  Cliinesen. 
die  sich  voriiliergehend  oder  dauerjid  in  den  Vereinigten  Staati  n 
aufhalten  wurden,  sich  dort  in  bezug  auf  den  Schutz  ihrer 
Persoii  und  ilires  Kigentunis  der  frlcielh  n  Rechte  erfreuen  sollten 
wie  die  L'ntertancn  des  meistlM  jimstiutt  n  fremden  Staat)  >,  mit 
der  Ausnahme,  dat}  t>ie  zui*  Naturalisation  nicht  zugela.sseu 
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werden  sollten,  bestätigt.  Die  chinesische  Regierungr  willigrt 
darein,  daß  nach  den  Gesetzen  vom  5.  5.  92  und  vom  3.  11.  93 
über  die  chinesischen  Arbeiter  in  den  Vereini^'-tt n  Staaten 
Register  geführt  werden,  und  andererseits  erklären  sich  die 
Vereinigten  Staaten  damit  cinverstninlen,  wenn  die  chinesische 
Kegierung  eine  ähnliche  Einrichtung  in  bezng  auf  die  in  China 
sich  aufhaltenden  nordamerikanischen  Arbeiter  treffen  sollte. 
Dieser  Vertrag  ist  auf  zehn  Jahre  vom  8. 12.  94  ab,  an  welchem 
Tage  der  Austausch  der  Ratifikationen  stattgefunden  hat,  ge- 
schlössen.  Br  soll  Jedoch  auf  einen  weiteren  Zeitraum  von 
zehn  Jahren  in  Kraft  bleiben,  wenn  nicht  sechs  Monate  vor 
Ablauf  der  Frist  eine  Kündigung  erfolgen  sollte. 

Durch  ein  Gesetz  vom  29.  4.  02^)  wurden  die  seitherigen 
Gesetze  bezüglich  der  Einwanderung  und  des  Aufenthalts  von 
Chinesen  in  den  Vereinigten  Staaten,  soweit  sie  nicht  mit  den 
vertragsmäßigen  Verpflichtungen  in  Widerspruch  stehen,  bis 
auf  weiteres  bestätigt.  Das  Gesetz  vom  13.  9.  88  hatte  bereit«? 
gleiche  Vorschriften  wie  der  Vertrag  von  1894  üher  die  Be- 
fugnis dir  in  den  Vereinigten  Stuatt  n  sich  aiitlialtt  iKlcii  cliiiie- 
sischen  Arbeiter,  nach  ciiuT  vorübergelniiilcn  .sciilieit 
dortiiin  zurückzukehren.  tivtYen  wollen.  Diese  Vorschriften 
wurden,  zugleich  lait  den  in  dem  Gesetz  eiitlialtenen  vStraf- 
vorschriften.  jetzt  in  Kraft  gesetzt.  Danach  ist,  wenn  ein 
cliinesischer  Arbeiter  das  (Gebiet  der  Vereinigten  St^Jiteii  vor- 
übergehend verlassen  will,  von  dein  Zolleinnehnier  eine  genaue 
Beschreibung  seiner  IVrsönliclikeit  aufzuneliinen.  Diese  Be- 
schreibung ist  mit  einer  Nummer  zu  verseilen.  Der  Berechtigungs- 
schein, der  dem  Chinesen  au.sgestellt  wird,  soll  die  Nummer 
enthalten.  Nur  dadurch  kann  das  Hecht  zur  Rückkehr  nach- 
gewiesen werden.  Wird  der  Rückkehrschein  an  einen  andern 
übertragen,  so  ist  das  Recht  zin  Rückkehr  verwirkt.  Der 
cMnesische  Arbeiter  wird  nur  in  dem  Hafen  wieder  zugela.ssen, 
von  dem  er  abgereist  ist.  Allen  Chinesen,  mit  Ausnalime  der 
diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  und  deren  Be- 
gleitern, ist  der  Zutritt  zu  den  Vereinigten  Staaten  nur  in  be- 
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Stimmten  Häfen  t'^i-^tattf  t.  Der  Kapitän  eines  Schiffes,  welcher 
nngesetzlicher  Weijse  Cliinesen  in  Nordamerilca  landet  oder  zn 
landen  versucht  oder  zu  landen  gestattet,  verwirkt  eine  Strafe 
TOD  500—1000  Dollars  für  jede  Person,  womit  eine  Geföngnis- 
strafe  von  1—6  Jahren  yerbnnden  werden  kann.  Ein  Chinese, 
welcher  sich  ungesetzlicher  Weise  in  dem  Gebiet  der  Yer^ 
emigten  Staaten  aufhält,  soll  auf  Grund  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  nach  dem  Lande,  von  welchem  er  gekommen  ist, 
entfernt  werden.  Derjenige,  welcher  in  einem  solchen  Fall 
den  Chinesen  nach  den  Vereinigten  Staaten  gebracht  oder  dabei 
geholfen  hat.  ist  für  die  Kosten  verantwortlich. 

Das  Gesetz  von  1902  dehnt  die  Vorschritt  tu  \\\dvv  die 
chi  in 'sische  Einw  undei  nng  auf  die  Inseln  und  Territoiieii, 
wtl(  lip  sich  unter  der  Henischaft  der  Vereinigten  Staaten  be- 
findt'iK  iiislft'sundere  auch  ;uif  die  Philippinen,  jedoch  mit  Aus- 
nahme von  Hawai.  aus.  Auf  Chinesen,  welche  nordamerika- 
üiüche  Staatsangehörige  sind,  bezielien  sieli  die  Vorschriftt^n  nielit. 

Durch  ein  Oosetz  vom  18.  S.  114^;  ist  vurficsehrielien.  daß 
darüber,  ob  ein  Fremder  nacli  den  Gesetzen  oder  Verträgen  von 
der  Einwanderung  nach  Nordamerika  ausgeschlossen  ist,  im 
Verwaltungswege  entschieden  wird,  nämlich  zunächst  von  dem 
Einwandenmgskommissar  oder  dem  Zolleinnehmer  des  Ankunfts- 
ortes und  auf  Berufung  von  dem  Schatzsekretär  der  Vereinigten 
Staaten,  an  dessen  Stelle  später  der  Staatssekretär  fjir  Handel 
und  öffentliche  Arbeiten  getreten  ist. 

Am  27.  7.  03  wurde  von  dem  Staatssekretär  für  Handel 
und  öffentliche  Arbeiten  auf  Grund  der  ihm  gesetzlich  bei- 
gelegten Befugnis  ein  Regulativ  bezfiglich  der  Einwanderung 
von  Chinesen  erlassen.  Es  werden  hierin  12  Häfen  bestimmt, 
in  welchen  allein  die  Landung  von  Chinesen  gestattet  sein  soll. 
Sofort  nach  der  Ankunft  eines  Chinesen  in  einem  von  diesen 
Häfen  soll  der  fSr  die  Zulassung  zuständige  Beamte  Färsorge 
treffen,  daß  der  Chinese  mit  keiner  andern  Person  als  mit  dem 
Beamten  in  Verbindung  tritt.  Der  Cliinese  darf  also  keinen 
Anwalt  oder  Freund  zu  Kate  ziehen.    Hei  der  Untersuchung, 
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ob  der  Chinese  zugelassen  VkUdtn  darf,  ist  die  OfiViitlichkeit 
ausgeschlossen.  Entscheidet  der  Beamte,  (iaß  der  Clünese  nicht 
zugelassen  werden  darf,  so  kann  der  Chinese  die  Berufuii<r  an 
den  Sta  it.-srkretär  nur  innerhalb  der  kurzen  Frist  von  zw  i 
Tagen  einlegen.  Der  Anwalt  des  Chinesen  kann  zwar  die 
.\kten  einsehen,  eine  Abschrift  darf  ihm  aber  mrhf  gewährt 
werden.  Den  Chinesen,  welcher  Zulassung  beprlnt  trifft  die 
Beweislast  bezüglich  seines  Rechtes  hierauf.  Im  Zweifel  ist 
gegen  die  Zulassung  zu  ejitscheiden.  Ausgenommen  von  den 
Bestimmungen  sind  solche  Chinesen,  welche  durch  Geburt  in 
den  Vereinigten  Staaten  die  dortige  Staatsangehörigkeit  er- 
worl>en  haben.  Der  Besitz  einer  öffentlichen  Bescheinigung' 
darüber,  daß  der  Chinese  in  den  Vereinigten  Staaten  geborett 
ist,  genügt  nicht  zam  Beweise  dieser  Tatsache,  sondern  der 
Cliinese  maß  seine  Identität  mit  der  Person,  an!  welche  die 
Urkunde  sich  bezieht,  noch  besonders  nachweisen. 

Chinesen,  welche  behaupteten,  norJsjneri  kanieche  Staats- 
bürger m  sein,  haben  gegen  den  ihre  Zulassung  verweigemden 
Bescheid  der  Verwaltungsbehfirden  sich  an  die  Gerichte  um 
Abhilfe  gewandt  In  dem  einen  Fall  wurde  durch  Urteil  dea 
höchsten  Gerichtshofi  der  Vereinigten  Staaten  vom  24.  4.  04^) 
die  Klage  zurückgewiesen,  weil  der  Instanzenzng  im  Ver- 
waltungswege noch  nicht  erschöpft  sei.  Der  Chinese  hatte 
nämlich  gegen  den  Bescheid  des  ZoUeinnehroers  keine  Bescliwerde 
an  den  Staatssekretär  eingelegt.  In  einem  andern  Falle  wui-de 
durch  Urteil  des  liöehsten  Gerichtshufs  der  Vereinigten  Stauten 
V(»iii  s.  f).  Oö  -i  ausgesprochen,  daß  die  Entscheidung  der  \ Cr- 
wultung8beh()rden  darüber,  ob  ein  Chinese  in  den  Vereinigten 
Staaten  zugelassen  werden  dürfe,  aiieli  liann  als  endpfiiltig  an- 
zusehen sei.  wenn  der  ChiiK^sr  brliannte,  nordaraerikanischer 
Staatsangeljöri^-cr  zu  sein  und  dieses  als  unwalir  anpfesehen 
worden  sei,  vorausgesetzt,  daß  den  Verwaltun<j:sl)eli()rden  ein 
Miljliraiu'h  ihrer  Amtsbefugnisse  nicht  zur  Last  falle.  In  beiden 
Fällen  wurde  das  Urteil  nicht  einstimmig  gefallt.  Von  der 
Minorität  wurde  namentlich  geltend  gemacht,  daß  das  Bürger- 

1)  United  Siates  Reports  194,  161. 
3)  United  States  ReparU  198,  263. 
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recht  der  Vereinigten  Staaten  ein  unschätzbares  Gut  sei,  und 
daß  es  mit  der  Verfasstiiig  und  den  dortigen  Rechtsanscliauungen 
unreieinbar  sei«  ohne  gencbtUches  Urteil  einen  nordamerika^ 
aiscben  Bürger  von  dem  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten  zu 
Tefbannen.  Bei  dem  Urteil  aus  dem  Jabre  1904  erkannte  ein 
Mil|!lied  der  Minorität  die  Unbilligkeit  und  Härte  der  Cblnesen- 
gesetze  an  und  äußerte,  daß  man  sieb  nicbt  wundem  kdnne, 
wemi  Cbina,  wie  es  in  den  Zeitungen  hieße,  den  Vertrag  von 
1894  nicbt  auf  weitere  10  Jahre  verlängern  wolle.  Der  Richter 
boserkte  indMsondere,  daß  auf  die  Bebandlong  der  Chinesen 
m  Noidainenka  das  Wort  der  Schrift  zntreffe:  „Sie  haben 
Wiad  gatftt  und  waäok  Sturm  ezBten*^. 

Man  scheint  denn  andi  gegenwärtig  in  Nordamerika  m 
der  Überzeugung  gelangt  zu  sein,  daß  die  Chinesengesetse  sich 
nicht  aufrecht  erhalten  lassen;  es  wird  über  eine  Milderung 
derselben  verliandelt.  Bei  dem  Widerwillen  der  nordameri- 
kiiiiischen  Arbt  itn  gegen  die  chinesische  Konkurrenz  wird  aber 
UHhii'V  iur  die  Regierung  die  Schwierigkeit  bleiben,  den  chiriesi- 
iM^en  Arbeitern  iiii-  ilire  Person  einen  ausreichenden  Schutz  zu 
gewähren. 


Reformen  im  internafionalen  Rechtshilfeverkehr, 
insbesondere  im  Auslieferungsverfahren. 

Vün  Kammergcrichtsrat  Dr.  Delimi  in  Beriiii. 

Der  Umstand,  daß  sich  unsere  Handels-  n^Verkelursbezieliiiiigen 
zum  Auslände  von  Jahr  zu  Jahr  üiniger  gestalten,  bewirkt  natur- 
gemäß, daß  auch  unser  internationaler  Rechtsverkehr  an  Umfang 
zunimmt.  Allerdings  pflegt  der  deutsche  Kaufmann  seinen  ver- 
tragsbrttchigen  oder  mit  der  Zahlung  säumigen  Geschäftsfreund 
im  Auslande  nur  ungern  zu  verklagen.  Er  furchtet  ausländische 
Prozesse  und  schließt  deshalb  Geschäfte  nur  gegen  Kassa  oder 
Yoi^ängige  Sicherstellung  ab,  so  daß  er  schlimmstenfalls  die  an- 
genehme Bolle  des  Beklagten  hat,  aber  in  Deutschland  vor 
deutschen  Grerichten.  Er  kommt  hier  mit  einem  Rechtsanwalt  ans, 
während  er  z.  B.  in  England  oder  Frankreich  zwei  braucht, 
nämlich  den  barrister  at  law  und  den  sollldtor,  oder  in  Frank- 
reich den  advocat  und  den  avouä.  Daß  bei  der  steigenden 
Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkt  der  deutsche  Kaufmann  zur 
Kreditbewilligung  überdrehen  muß  und  damit  zu  Prozessen  im 
Auslande  gezwungen  werden  wird,  steht  zu  befürchten.  Aber 
auch  jetzt  schon  erreielit  die  Zahl  der  im  Auslande  zu  ver- 
nelimenden  Zeugen  und  Sachverständigren,  welch  letztere  besonders 
über  Handelsgebraitrlit*  xVuskuuti  geben  Sdllen,  eine  erlieldirjH' 
Zahl.  T>pi  der  starken  Auswanderung  Deutscher  ist  auch  der 
Verkehr  in  Sachen  der  freiwilligen  ('Icrichtsbarkeit  mit  dem 
Auslände,  in  Vornmndschafts-,  Nachlaßsachen  und  im  Urkunden- 
wesen  nicht  unerheblich  gestiegen.  Endlich  erscheint  es  im  Zeit- 
alter der  Schnelldampfer,  Automobile,  der  Nord-,  Süd-  und  Orient- 
ezpreßzüge  dem  Verbrecher  besonders  leicht,  sich  ins  Ausland  zu 
begeben  und  dort  unerkannt  oder  weil  er  nicht  ausgeliefert 
werden  darf,  die  Früchte  seiner  Tat  zu  genießen.  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  vielleicht  nicht  unzeitgemäß,  einmal  mit  unsem 
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rechtlichen  Beziehungen  zu  fremden  Staaten  sich  bekannt  zu 
machen.  Der  Jurist  liaftet  an  der  Scholle,  seine  Wissenschaft 
ist  nicbt  international  wie  die  Medizin,  die  Musik,  die  Kunst 
nitd  die  Erfindungen  der  Technik,  Ja  selbst  innerhalb  des 
Deutschen  Reichs  ist  der  Jurist  an  seinen  Bundesstaat  gefesselt 
Der  bayrische  Justizminister  würde  ein  erstauntes  Gesicht 
machen,  sicherlich  aber  ablehnen,  wenn  ein  preußischer  Richter 
Oberlandesgerichtsrat  in  München  werden  wollte.  Die  Anwalts- 
kammer  in  Rostock  lehnte  yor  mehreren  Jahren  die  Zulassung 
eines  preußischen  Assessors  zur  Rechtsanwaltschaft  ab,  da  er 
nicht  die  nötige  Kenntnis  des  mecklenburgischen  Rechts  besitze. 
£s  ist  noch  nicht  lange  her,  als  im  deutschen  Yaterlande  der 
eine  Jurist  das  Ackerbeet  des  gemeinen  Rechts,  der  andere  das 
des  Landreclits  in  bescliaulicher  Arbeit  bearbeitete  und  mit  der 
Kdinriiis  dieses  (iebiets  auskam.  J^ic  Neuzeit  stellt  stärkere 
Aiitoidcruiiiren  an  den  Juristen,  besonders  in  d*'?!  I  (uuptstädten 
uiul  giolien  Hafenplätzen  mit  ihrem  internal iuiialen  Verkehr. 
Den  Wünschen  nach  Kenntnis  fremden  Hechts  sind  verschiedene 
J.iirlur  entgegengekommen,  ich  nenne  nnr  die  lobenswerten 
W  ikt'  von  Leske  und  Lnrcenfeld  und  die  vergleichende 
Darstellung  der  Str:ifgesetzg(dinng  von  Liszf  Beide  Werke 
kranken  aber  an  einem  Fehler,  nämlich  der  systeinatisclien 
Darstellung.  Der  Jurist  mit  seiner  (iründlichkeit  will  wissen, 
wie  der  Gesetzestext  lautet,  er  will  selbst  mitprüfen,  ob  die 
Darstellung  des  Herausgebers  richtig  ist.  Deshalb  w^ar  die 
Kommentarform  (erläuterter  Text)  entschieden  vorzuziehen  der 
jetzigen  Darstellnngsweise,  welche  nur  eine  Paraphrase  des 
Textes  bringt. 

Die  vertragliche  Regelung  des  Rechtshilfeverkehrs  auf  dem 
Gebiet  der  streitigen  und  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  hat  lange 
auf  sich  warten  lassen.  Über  die  Rechtshilfe  bestanden  zwar 
schon  bestimmte  völkerrechtliche  Usancen,  aber  StaatsvertrSge 
fehlten,  abgesehen  von  den  Yertif^n  Frankreichs  mit  Baden 
und  Elsaß-Lothringen.  Das  Deutsche  Reich  hatte  bereits  im 
Jahre  1883  einen  Rechtshilfevertrag  mit  Österreich  fertiggestellt. 
Leider  scheiterte  das  endgültige  Zustandekommen  an  den  sog. 
Conponprozessen.  Endlich  brachte  uns  das  Jahr  1899  das  sog. 
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Haag:f'r  Alikoraraen,  welches  alle  (Miropiüscheii  Länder  uiit  Aus- 
nahme von  England,  Serbien,  Türkei.  Bulgarien  und  Orieclien- 
laud  umfaßt.  Ein  neiif^s  Abkoiiiiiu  u  über  die  jileiche  Materie 
ist  im  Haag  im  Jahr  1V*U4  abgeschlossen,  aber  nocii  niclit  rati- 
fiziert. Der  dürftige  Inhalt  des  Haager  Abkommens  liat  sehr 
enttäuscht.  M.  E.  beruht  der  Umstand,  daß  nicht  mehr  erreicht 
ist,  darauf,  daß  eine  zu  große  Anzahl  tad  Staaten  an  dem  Ab- 
kommen beteiligt  war.  Man  wollte  viele  Köpfe  unter  einen 
Hut  bringen  und  das  mißlang.  Qui  trop  embrasse,  mal  Mreint. 
Selbst  die  europäischen  Staaten  haben  kein  einlieitliches  Zivil- 
recht  oder  Frozeßredit.  Überall  tauchen  Verschiedenheiten  ant 
Sogar  das  Handels-  und  Wecbselrecht,  das  doch  am  meisten 
auf  international  abgestimmt  sein  sollte,  ist  keineswegs  gleich- 
artig. Will  man  nun  den  Beohtsverkehr  regeln,  so  muß  an! 
diese  Versciiiedeaartigkeit  Rucksicfat  genommen  werden.  Da  ist 
es  schwer,  bei  mehreren  Stsateii  etwas  Binheitliches  m  stände  za 
bringen.  Damit  nur  Uberhaapt  etwas  fertig  wird,  müssen  wichtige 
Punkte  infolge  der  DifferemKa  ausgeschieden  werden.  So  war 
es  im  Haag. 

Daher  erscheint  es  mir  gerade  mit  Rücksicht  anf  das  ver- 
schiedenartige Redit  das  Zweckmäßigste,  daß  jeder  Staat  mit 
einem  andern  einen  Vertrag  schließt.  Universalverträge,  so 
anerkennenswert  der  WeltpustveiUd^,  die  Pariser  Union  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  die  Berner  Konvention 
zum  bciuiue  von  Werken  der  Tiiteratur  und  Kunst  usw.  auch 
sein  mag,  sind  auf  dem  eigentlichen  (rebiete  des  Rechts  vom 
libel.  In  den  Separatverträgen  kann  auf  alle  Differeuzpuakte 
aus!>'i(  heude  Uücksicht  genommen  werden. 

Daü  Haager  Abkommen  regelt  u.  A.  die  Zustellung  von 
Urkunden  und  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sacliverständigen. 
Zustellung  ist  (  hergäbe  eines  Schriftstückes  unter  Annahmezwang. 
Der  Kernpunkt  der  ReclitJihilfe  im  Zustellungsverkehr  ist.  daß  der 
ei-suchte  Staat  dem  ersuchenden  seinen  Annahmeawang  leiht.  Trotz 
des  Haager  Abkommens  ist  es  in  Ungarn  bei  dem  bisherigen  Ver- 
fahren geblieben;  darnach  wird  der  Adressat  zur  Abholung  des 
Schriftstückes  zum  Gericht  bestellt,  aber  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  daß  er  das  Schriftstück  nicht  anzunehmen  brauche. 
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Ja  Im  Falle  seines  Niehterschelneiis  bei  Gericht  wird  die  Zarück- 
weiBong^  der  Ziutelliins  in^miert.  Kit  Recht  hat  nach  diesem 
höchst  eigentttmlichen  Vorgehen  des  nngarlschen  Jnstimninisters 
der  prenfiifldie  im  Wega  der  Betofsion  eine  gleiche  Behandlung 
für  die  Znstellnngsersnchen  ans  Ungarn  angeordnet. 

]\[an  sieht  mit  Staunen,  wie  sich  das  Haager  Abkommen 
iu  der  l'raxis  gestaltet. 

Die  Zustellung  auf  diploinatischem  Wege  oder  durch  die 
Konsuln,  wie  sie  jetzt  üblich  ist,  ist  nun  höchst  umständlicli. 
Wonn  wir  unseren  Zustelhmjifs verkehr  im  Tiilande  betrachten, 
so  seilen  wir.  daß  die  ]\ist  die  Hauptarbeit  vollbringt.  Direifte 
Zustellun^^en  durch  Gerichtsvollzieher  oder  Gerichtsdiener  ge- 
hören zu  den  Ansnahmen.  Was  hier  niöp:lich,  wird  aucli  im 
Auslande  erreichbar  sein.  Also  direkter  Zustelluugsverkehr  mit 
1' T!  Ländern  des  Weltpostvereins  mittelst  eingeschriebenen 
Briefes  oder,  was  noch  einzurichten  ist,  rnit  Zustellungsurkunde. 
Weshalb  soll  sich  niclit  das  (iericht  der  Vorteile  des  Weltpost- 
vereins bedienen?  In  der  Schweiz  ist  die  unmittelbare  Post- 
zustellnng  nach  dem  Auslände  bereits  zulässig,  lediglich  weil 
die  deutsche  Gesetzgebung  dieselbe  nur  för  das  Inland  kennt, 
sind  diplomatische  Verhandlungen  nötig  geworden,  die  dann 
schließlich  die  ünznlassigkeit  der  Postzustellung  nach  Deutsch- 
land von  der  Schweiz  aus  feststellten. 

Seihst  das  englische  höchste  Gericht,  welches  im  Formalismus 
doch  geradezu  erstarrt  ist,  ist  in  einem  Falle  vor  der  Benutzung 
des  modernen  Verkehrsmittels  nicht  zurückgeschreckt.  Als  einmal 
eine  Zustellung  in  Deutschland  nicht  ganz  in  Ordnung  war,  gab 
es  der  Partei  auf,  die  Klage  nochmals  mittelst  eingeselirirbenen 
Briefes  dorn  Gegner  zuzustellen,  und  erklärte  diese  Zustellung,' 
für  genUprend.  Natürlich  uiuD  auch  die  Ersatzzustellung 
im  Auslände  «rer^gelt  und  der  Weltpostvertrag  entsprechend 
modifiziert  werdrn.  Die  Krsatzzustrlluiijz'  mit  ihren  Fikiionen 
für  die  Annahme  reicht  aus.  Auch  bei  der  ZiistiUun;:-  auf 
diplomatischem  Wege  wird  .das  Schrift.stück  dem  Adressat!  u 
nicht  zwangsweise  in  die  Hand  gedrückt.  Die  Zustellung  im 
Auslande  geschielit  durch  Vennittelnufr  des  Amtsgericlits,  nicht 
durch  die  Partei  direkt.    Icli  brauche  wohl  kaum  auf  die 
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kolossalen  Vorteile  liinzuweisen,  die  eine  derartige  Zustelluuf; 
hat.  Das  Gericht  oder  die  Partei  befindet  sich  gewiß  schon 
nach  einer  Woche,  wenigstens  bei  einer  Zustellung  in  Europa, 
im  Besitze  der  Zustellnngsurkundet  während  früher  Monate 
darüber  vergingen. 

Bei  der  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  im 
Aaslande  wird  grundsätzlich  daran  festzulialteii  sein,  daß  r)eut.<clie 
oder  der  dentschen  Sprache  Mächtige  durch  den  deutschen  Konsul 
vernommen  werden.  Ma^  auch  der  deutsche  Konsul  nicht  immer 
so  erfahren  und  gewandt  in  der  Vernehmung  von  Zeugen  sein, 
wie  der  ausländische  Berufsrichter,  die  Aufnahme  des  Protokolls 
in  deutscher  Sprache  hat  ganz  erhebliche  Vorteile.  Auch  die 
beste  Übersetzung  gibt  die  Aussage  nicht  absolut  genau  wieder. 
Nun  denke  man  sich  aber,  ein  Deutscher  wird  von  einem  spani- 
schen Bichter  vernommen.  Erst  Übersetzung  ins  Spanische, 
dann  Rückübersetzung  ins  Deutsche.  Welche  Differenzen  können 
sich  da  nicht  einschleichen  und  für  den  Prozeß  verhängnisvoll 
werden.  Die  Vernehmung  durch  den  deutschen  Konsul  hat  auch 
den  Vorteil,  daß  der  vernehmende  Beamte  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen bekuuut  ist. 

Auf  die  Reichsangehörigkeit  ist  kein  entscheidendes  Gewicht 
zu  legen,  auch  Österreiclier  und  Schweizer  spreclien  deutsch, 
sondern  darauf,  ob  jemand  sich  in  deutsciier  .Sprache  verstäud- 
licli  inacht  n  kann,  so  daß  seine  Aussage  richtig  auigenommen 
werden  kann, 

Kun  erledigen  manche  Staaten  z.  B.  Frankreich,  Griechen- 
land, Mexiko  die  Rechtsliilfeersuchen  kostenfrei,  während  der 
deutsche  Konsul  für  seine  Bemühungen  manchmal  eine  kleine 
Apothekerrechnung  präsentiert.  Gleichwolii  steht  keiner  Partei 
das  Recht  zu,  die  billigere  Erledigung  der  Beweisaufnahme  durch 
das  ausländische  Gericht  zu  beanspruchen,  denn  nach  §  36.'^  ZPO 
muß  die  Beweisaufnahme  durch  einen  deutschen  Konsul  erfolgen, 
woim  dies  möglich  ist.  Nun  bestimmt  die  Verfügung  des  Justiz- 
ministers,  daß  an  die  nicht  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten 
Konsuln  in  den  Kulturstaaten  gibt  es  nur  solche  —  Ersuchen 
um  Vernehmung  von  Zeugen  oder  um  Abnahme  von  Eiden  nur 
dann  zu  richten  sind,  wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Zeuge  oder 
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Scbwnipflichtjge  ein  Deutscher  ist,  daß  er  am  Amtssitze  des 
Konsuls  selbst  oder  in  dessen  unmittelbarer  N&he  sich  aufhält 
und  daß  er  voraussichtlich  bereit  ist,  vor  dem  Konsul  zu  er- 
scheinen. Nach  jetzigem  Völkerrecht  ist  dies  Verfahren  durchaus 
konekt.  Schwierig^keit  macht  zwar  die  Feststellung,  ob  ein 
Zeuge  Deutscher  ist  bezw.  ob  dies  anzunehmen  ist.  Kach  dem 
Namen  allein  zu  urteilen,  ist  immer  mißlich.  Es  gibt  Namen, 
von  dessen  Träger  man  ohne  weiteres  annehmen  darf,  daß  er 
Deutscher  ist.  Allt  iii  t  r  kcuiii  uü  Auslände  die  deutsche  Reichs- 
iuigehörigkeit  verloren  lial)en.  In  der  Praxis  pflegen  die  Gerichte 
bei  den  Rechtsanwälten  sich  nach  der  Staatsangehörigkeit  zu 
erkundigen,  denn  eine  Anfrage  bei  den  Behörden  des  fremden 
Staates  ist  zu  zeitraubeiul.  Der  Rechtsanwalt  gibt,  da  er  fürchtet, 
daß  sonst  die  Sache  noch  länger  dauert,  dann  eine  Erklärung 
ab,  nach  der  der  Zeuge  mntmaßlicli  ein  Deutscher  ist,  damit 
ist  dann  die  schwierige  und  wichtige  Frage  nach  der  Staats- 
angehörigkeit leicht  und  schmerzlos  entschieden.  Ob  der  Zeuge 
vor  dem  Konsul  erscheinen  wird,  darüber  weiß  der  Anwalt 
meistens  nichts.  Man  mutet  ihm  mit  einer  diesbezüglichen 
Anfrage  der  Kegel  nach  etwas  unmögliches  zu.  Ich  meine,  hier 
muß  die  Beform  einsetzen. 

VITohnt  der  Zeuge  oder  die  schwurpflicbtige  Partei,  einerlei 
ob  Deutscher  oder  nicht,  am  Amtssitze  eines  deutschen  Konsuls 
oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  •  gleichgültig  ob  der  Konsul 
zur  Vernehmung  von  Zeugen  usw.  allgemein  befugt  ist  oder 
nicht  so  haben  ^e  deutschen  Gerichte  das  Bechtshilfeersuchen 
im  direkten  Verkehr  dem  Konsul  einzureichen  mit  der  Bitte, 
dasselbe  entweder  selbst  zu  erledigen  oder  an  die  fremde 
Behörde  weiterzugeben.  Der  Konsul  steht  den  Verhältnissen 
näher,  die  in  seinem  Bezirk  wohnenden  Deutschen,  sie  lassen 
sich  ja  in  seine  ^latrikel  eintragen,  kennt  er,  er  weiß  auch 
vielleicht,  ob  der  Zeuge,  wenn  er  anderer  Nationalität  ist,  der 
deutschen  Sprache  mächtig  ist,  ob  er  der  Laching  folgen  wird 
usw.  Kommt  der  K*nisui  nach  Prüfung  zu  der  .Annahme,  daß 
er  das  Kechtshilfecrsuchen  erledigen  kann,  so  lädt  er  den  Zeugen 
vor  mit  dem  Ersuchen,  alsbald  anzuzeigen,  ob  er  erscheinen 
wird.  Bejahendenfalls  werden  die  Anwälte  von  dem  Beweistermin 
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direkt  durch  den  Konsul  benachrichtigt.  Will  der  Zeuge  nicht 
vor  dem  Konsul  erscheinen  oder  weigert  er  die  Aussage  ohne 
Gnind  oder  hält  der  Konsul  die  eigene  Erledigung  der  Beweis- 
•  au&iabine  nicht  für  angezeigt,  so  gibt  er  das  Ersuchen  sofort 
an  das  ausländische  zuständi^^'  Gt  rieht,  das  ihm  ja  bekannt  ist, 
ab.  Der  Umweg  über  den  Konsul  vernrsaclit  keinen  nennens- 
werten Zeitverlast.  Im  nnsrönstigsten  Falle  sind  die  Kosten 
der  Übersendung  vom  Konsnl  an  das  fremde  Gericht  unnötig 
entstanden.  Das  Inlandsporto  ist  aber  recht  gering.  Vielleicht 
überbringt  auch  der  Konsnlatsdiener  das  Schreiben.  Das  aus- 
ländische Gericht  benachrichtigt  den  Konsul  vom  Beweistermin, 
der  ihn  der  Partei  mitteilt.  Nach  Erledigung  geht  das  Ersuchen 
wieder  an  den  Konsul.  Bei  der  Hin-  und  Röcktour  wird  die 
Übersetzung  im  Konsulat  angefertigt.  Für  deutsche  Beichs- 
angehörige  im  Auslände  muß  Übrigens  gesetzlich  der  Zwang 
eingeführt  werden,  vor  dem  deutschen  Konsnl  zu  erscheinen 
zwecks  Vemelimung  als  Zeuge  usw.  Natürlich  kann  man  einen 
sich  weigernden  Zeugen  nicht  in  die  Zeugenstrafen  nehmen,  da 
die  Möglichkeit  der  VolLstreckun«^^  im  Auslande  fehlt.  Aber  man 
wird  ihm  sonstige  Nachteili'.  z.  B.  Entziehung  der  Staatsange- 
hörigkeit androhen  kümieii,  auch  kaun  bei  der  et\viiiy;en  Rück- 
kunft ins  Inlaiul  die  Strafe  vollstreckt  werden. 

Hat  der  K  -ji-iil  festgestellt,  daß  er  die  Vernehmung  selbst 
voniehmeu  l<ami,  so  imiß,  falls  er  iiiclit  allgemein  zur  Beweis- 
aufnahme mnäcliligt  ist,  Spezi nlermüelitigung  durch  den 
Reichskanzler  erteilt  werd(  n.  Dies  haben  jetzt  die  Gericlite  zu 
veranlassen.  Da  man  bei  meinem  KetVirmvorschlage  im  voraus 
nicht  weiß,  oh  die  Vernehmung  durch  den  Konsul  überhaupt 
möglich  sein  wird,  so  empfiehlt  es  sich,  das  Nachsuchen  der 
Spezi alermächtigung  durch  den  Reichskanzler  dem  Konsnl  zur 
PHicht  zu  machen.  Das  Reich  hat  ein  Interesse  daran,  daß  der 
Konsul  die  Beweisaufnahme  vornimmt,  denn  dann  fliel^n  die 
manchmal  nicht  unbeträclitlichen  Gebühren  in  seine  Kasse. 

Die  Hoheitsrechte  des  fremden  Staats  bleiben  anangetastet. 
Ihm  kann  es  gleich  sein,  ob  Ausländer  vor  ihrem  eigenen  Konsul 
in  dessen  Amtsgebäude  erscheinen  oder  Inländer  sich  dort  frei- 
willig  stellen.   Eine  Amtsanmaßung  im  Sinn  des  g  133  StGB 
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diüfte  darin  uiclit  zu  finden  sein.  Art.  15  des  neuen  liaager 
Abkommens  von  1904  gestattet  übrigens  die  Erledigung  der 
Beweisaufnahme  durch  die  Küiisuln  ausdrücklich,  sofern  der 
fremde  Staat  damit  einverstanden  ist. 

Wohnt  der  Zeuge  oder  die  Schwurpflichtige  Partei  nicht 
am  Amtssitze  eines  deutschen  Konsuls  oder  in  dessen  Nähe,  so 
moB  das  ausländische  Gericht  um  Vernehmung  ersucht  werden, 
sofern  nicht  eine  Partei  die  Mehrkosten  übernimmt,  welche  die 
Vemelimang  durch  den  Konsul  verursacht.    Die  erheblichen 
Kosten  machen  hier  der  Regel  nach  ein  Verzicht  auf  die  Yer- 
nehmnng  durch  einen  Konsul  erforderlich.  Diesfalls  ist  jetzt 
allgesehen  vom  Verkehr  mit  Österreich  und  der  Schweiz  und 
zum  Teil  mit  Dänemark  und  Rußland  der  diplomatische 
Weg  zu  beschreiten.  Dies  Wort  hat  ffir  den  deutschen  Richter 
einen  unangenehmen  Klang.   Soll  ein  ausländisches  Oerlcht  um 
Rechtshilfe  ersucht  werden,  so  sind  eine  Reihe  von  Formalitäten 
zu  ei-füUen.    Hat  das  Ersuchen  glücklich  die  Klippe  des  Land- 
gerichtspräsidenten, der  sein  Visum  darauf  setzen  muß,  passiert, 
also  die  Scylla,  dann  scheitert  es  ziemlich  wahrscheinlich  doch 
an  der  Charyl  Iis  im  Justizministerium.   Da  ist  das  oder  jenes  . 
noch  nachzuholen.    Keskripte  über  "Reskripte.    Ärger  und  Ver- 
druß und  last  non  least  unendlicher  Zeitverlust,  Verlan frerte 
Dauer  der  Prozesse.   Manche  Gerichte  warten  deshalb  ab,  bis 
der  Zeuge  mnl  ;Hif  Reisen  nach  Deutschland  kommt  oder  ver- 
anlassen denselben,  sich  vor  einem  deutschen  Grenzgericbt  zu 
stellen,  das  dann  um  Vernehmung  ersucht  wird. 

Aber  auch  wenn  das  Ersuchen  nicht  angehalten  wird, 
sondern  glatt  durchgeht,  dauert  der  diplomatische  Weg  recht 
lange.  Man  denke  sich,  welche  Anzahl  von  Amtsstellen  muß 
dasselbe  passieren.  Der  Amtsrichter  sendet  es  an  seinen  Land<- 
gerichtspräsidenten,  dieser  an  das  Justizministerium,  hier  hat 
der  Dezernent  vielleicht  noch  Rücksprache  mit  dem  Unterstaats- 
sekretär zu  nehmen,  dann  geht  es  weiter  an  das  Auswärtige 
Amt.  dieses  gibt  es  an  den  fremden  ]k)tschafter  bezu  .  Gesandten, 
dies(»r  übermittelt  es  seinem  Auswärtigen  Amt,  dann  Abgrabe 
an  den  Justizminister  und  Belürderung  auf  dem  Instanzenwege 
an  das  zur  Erledigung  zuständige  Gericht.   I^ach  Erledigung 
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geht  die  Sache  auf  demselben  umständlichen  Wege  wieder  zurück. 
Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  ein  Ersuchen  mindestens  3—4  Monate 
selbst  bei  schneller  Erledigung  beansprucht.  Wenn  ein  deutsches 
Grenzgericht  ein  holländisches  Grenzgericht  —  beide  liegen 
wenige  Stunden  voneinander  —  requirieren  will,  so  geht  der 
Verkehr  über  Berlin  und  Amsterdam.  Müssen  Zeugen  in  ver- 
schiedenen  Landern  veniommen  werden  und  zwar  unter  Vor- 
legung einer  Urkunde,  eines  Musters  und  dergl.,  so  dauert  die 
Beweisaufnahme  dieserhalb  oft  ein  Jahr.  Man  kann  sich  nur 
wundem,  daß  noch  nicht  mehr  verschleppungssüditige  Parteien 
auf  den  Gedanken  gekommen  sind,  irgendwelche  Zeugen  im 
Auslande  auf  gut  Glück  zn  benennen. 

Hier  glaube  ich,  muß  man  sich  ein  Herz  fassen  und  mit 
mutigem  Grifi  einen  alten  Zopf  abschneiden.  Ich  meine,  die 
Welt  ist  in  der  Kultur  soweit  vorgeschritten,  daß  wir  überall 
den  unmittelbaren  Gescliäfts verkehr  zwischen  unseren  und  den 
fremden  Gerichten  einführen  können.  ^Sur  wi^nige  Tage,  wenigstens 
in  Europa,  und  der  Brief  des  deutschen  Gerichts  ist  in  den 
Händen  dos  fremden.  Die  Spraclinitrage  macht  keine  Schwierig- 
keiten, d;i  überall  vereidigte  Dolmetscher  zu  liabcn  sind.  Über- 
setzungen sind  auch  bei  diplomatischem  \'t'rkeUr  nutwemli^. 
Hat  der  au.sliindische  Richter  Bedenken,  so  teilt  er  dies  dem 
deutschen  Riciiter  direkt  mit  und  die  Sache  wird  aul  die  ein- 
fachste Weise  erledigt.  Eine  Zentralisation  des  Reclitshilfe- 
verkehrs,  wie  sie  der  diplomatische  Weg  mit  sich  hrinf2:t,  ist 
in  Angelegenheiten  der  streitigen  oder  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
nicht  erforderlich.  Politische  Fragen  spielen  hier  nicht  mit, 
wie  z.  B.  im  Auslieferungswesen.  Auch  steht  wohl  kaum  zu 
befürchten,  daß  die  IDrledigung  der  Beweisaufnahme  weniger 
eifrig  betrieben  wird,  wenn  das  Ersuchen  nicht  mehr  vom  Justiz* 
ministerium  herunterlEommt,  hurtig  mit  Donnergepolter,  wenn  also* 
der  Druck  von  oben  fehlt.  Wird  der  unmittelbare  Geschäfts- 
verkehr Überall  eingeführt,  so  müssen,  damit  nicht  Fehler  ge- 
macht werden,  den  deutschen  Gerichten  die  Verhältnisse  in  den 
fremden  Ländern  wenigstens  im  allgemeinen  bekannt  sein.  Sie 
müssen  wissen,  welche  Gerichte  Bechtshilfeersuchen  erledigen 
müssen,  welche  Personen  als  Zeugen  überhaupt  bezw.  eidlich 
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Ternommen  werden  dürfen,  ob  Zwangsmaßregeln  zulässig  sind, 
welche  Zeugnisverweigerungsgronde  ihnen  zur  Seite  stehen.  Ich 
habe  Tersacht  in  meinem  ,,Handbnch  des  Rechtshilfeyerlahrens'^ ') 
diesbezügliche  ICittellnngen  möglichst  ausgiebig  zu  machen. 
Allein  ein  Privatmann,  wenn  er  auch  zahlreiche  Frennde  im 
Auslande  hat,  kann  nicht  alles  ausfindig  machen,  da  ilim  nicht 
sü  rüichhalti{r<'>  M  iterial  zur  Verfüg'un^'-  st<'lit  wie  den  Behörden. 
Es  muß  deshciU)  vmv  VeriLig'ung'  des  Jiistiziriinistprs  crsdieinen, 
wi'lclii'  n\}vv  bei  .Erl('dig"iin{X  von  Itc  cliUhilieei'.^iu'hen  in  den 
^•inzelnen  ireiuden  Ländern  wiinsciienswerten  An<ial)en  enthält. 
Das  s(*fr  fduue  Ihich  reicht  nicht  aus,  weil  es  den  diplomatisclien 
Weg  zur  Voraussetzung  hat  und  die  Mitwirkung  der  wohl- 
informierten  Ministerialinstanz  wegfallen  soll.  Diese  möglichst 
umfassende  Ausführungsverordnung  wird  am  pralctischsten  in 
Buchform,  durchschossen  mit  weitem  Papier,  gedruckt  und  an 
alle  Gerichte  verteilt.  Sind  Nachtrüge  oder  Ergänzungen  er- 
forderlich, so  werden  dieselben  in  Form  von  Deckblättern,  sog. 
Tekturen,  wie  dies  bei  Nachträgen  zum  Exerzierreglement  oder 
zur  Felddienstordnung  üblich  ist,  gedruckt,  so  daß  sie  gleich 
eingeklebt  werden  können.  Auf  diese  Weise  Ist  Jedes  Gericht 
im  Besitz  eines  stets  konranten  Buches  und  wird  das  lästige 
Nachschlagen  in  verschiedenen  Bänden  des  Justizministerialblattes 
vermieden.  Der  Justizminister  brauciit  dann  auch  nicht  so  oft 
die  Gerichte  an  die  Beachtung  der  oder  jener  Verfügung  zu 
erinnern,  da  ein  Übersehen  bei  unserm  Verfahren  kainii  iiiöpflich 
ist.  Eine  mustergültige  Verfiij^amf^-  wie  icli  sie  mir  denke,  ist 
z.  B,  die  Anweisung  des  württeinberf,nschen  Justizministers  vom 
11.  6.  1901  betr.  den  Auslandsverkehr  in  Sachen  der  freiwilligen 
(ierichtsbarkeit.  Soll  Retorsion  gegenüber  einem  Staate  geübt 
werden,  so  wird  dies  ebenfalls  auf  dem  beschriebenen  Wepr  den 
(Jerichten  bekannt  gemacht.  Ergeben  sich  Zweifel,  ob  Rechts- 
hilfe geleistet  werden  darf,  so  ist  natürlich  an  den  Justizminister 
zu  berichten. 

Soll  nnmittelbaier  Geschäftsverkehr  zwischen  deutschen 
und  fremden  Gerichten  eingeführt  werden,  so  sind  natürlich 
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Staatsveiträge  abzuschließen.  Hier  empfiehlt  sich,  wie  ich 
schon  vorpreschlagen  habe,  Binzelverträge  abzuschließen,  keine 
Universalverträge  für  mehrere  Staaten.  Hierbei  ist  natmv 
lieh  nicht  ausgeschlossen,  daB  ein  besonders  gut  gelungener 
Yertrag  bei  einem  anderen  Staate  als  sog.  simile  benntzt  wird. 
In  Deutschland  kann  der  unmittelbare  Geschfiftsverkehr  durch 
einfache  Anordnung  der  Justizminister  eingeführt  werden.  Aber 
auch  in  fremden  L&ndem  wird  es  nicht  erforderlich  sein,  die 
Klinke  der  Gesetzgebung  in  die  Haad  zu  nehmen,  denn  selbst 
in  D&nemark  und  Schweden,  wo  der  Reehtshilfeverkehr  infolge 
des  Haager  Abkommens  gesetzlich  neuerdings  festgelegt  ij>t,  kann 
durch  Königliche  Verordnung  der  uiiinittf  ll^are  Geschäftsverkehr 
mit  fremden  Länikni  einjrcfülirt  werden.  Fürchtet  mau  sich 
vielleicht  aus  politischen  (i runden  vor  Einführnnpr  des  unmittel- 
baren Verkehrs  zwischen  den  Herichten,  dann  ^jestatte  man 
wenigstens  den  Vcrkclir  durch  Verniittclung  drs  Kr.nsuls. 
Diesen  Weg  schreibt  auch  das  neue,  noch  nicht  ratilizierte 
Haager  Abkommen  von  1904  im  Art.  9  als  Regel  vor.  Die 
Gerichte  sclireiben  dann  an  den  Konsul  ihre.s  Tjandes,  in  dessen 
Amtsbezirk  das  fremde  Gericlit  liegt,  und  dieser  gibt  das  Er- 
suchen weiter.  Das  hat  den  Vorteil,  daß  der  mit  den  Verhalt^ 
nissen  des  Landes  besser  vertraute  Konsul  Schwierigkeiten, 
welche  sich  der  Erledigung  des  Ersuchens  entgegenstellen,  be- 
seitigen, auch  den  Parteien  auf  Erfordern  AnwSÜte  im  Auslande, 
die  den  Beweisterminen  beiwohnen  können,  namhaft  machen 
kann.  Der  Konsul,  welchem  das  ausländische  Gericht  den  Be- 
weistermin mitteilt,  benachrichtigt  direkt  die  Parteien.  Auch 
ist  zu  erwägen,  daß  der  Konsul  die  erforderliche  Übersetzung, 
wenn  niclit  selbst,  so  doch  durch  eint'ii  Kunsulatslii'amtL-ü  vor- 
nehmen lassen  kann  und  zwar  mittelst  Schreibmaschine  gleich 
in  drei  Exemplaren  für  das  (lericht  und  die  Parteien.  Das  iiat 
den  Vorzug,  daß  die  manclimal  nicht  unbedeutenden  Übersetziin^>- 
gebühren  nicht  dem  fremden  Staate  zu  zahlen  sind,  sondern  in 
allen  Fällen  in  die  Reichskasse  (Legationskasse)  fließen.  Im 
Reichs.schatzamt  dürfte  mein  Vorschlag  deshalb  besonders  schmack- 
haft erscheinen.  Die  erhöhte  ^litvvirkung  der  Reichskonsuln  heim 
Rechtshilfeverkehr  hat  natürlich  zur  Voraussetzung,  daß  zu 
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Konsuls  nur  recht  tfichtige  Beamte  gewählt  werden.  Mit  Staunen 

haben  wir  erst  vor  einiprer  Zeit  gehört,  daß  der  deutsche  Konsul 
in  Dower,  einem  iiiüiierhin  nicht  unwichtigen  Seeplatze  in 
Englaiiil  der  deutschen  Sprache  nicht  einmal  mächtig  ist.  Mit 
t'ineni  solchen  Manne  läßt  sich  natürlich  unser  Vorschlag  nicht 
durchführen. 

Es  fragt  sich  nun,  wenn  eine  Vernelnnun<i:  von  Zeugren 
und  Sai iiverständigen  ersucht  wird,  ob  der  ersuchte  Staat 
dein  Folge  leisten  muß  und  unter  welchen  Voraussetzungen. 
Nehmen  wir  zunächst  ein  Land,  mit  dem  ein  Vertrag  nicht 
besteht.  Geht  das  Ersuchen  direkt  beim  Gericht  ein,  so  ist 
dasselbe  an  den  Jnstizminister  weiter  zu  geben,  denn  die  oberste 
Jnstizrerwaltongsbehörde  befindet  fiber  die  Frage,  ob  Rechts- 
hilfe zu  gewähren  ist.  In  dem  Falle,  wo  nnmittelbarer  6e- 
schaftSTerkehr  zulässig  ist,  hat  der  Jnstizminister  diese  seine 
Befugnis  auf  die  Amtsgerichte  ein  für  allemal  delegiert.  Der 
Minister  ordnet  die  Erledigung  des  Ersuchens  an  und  ist  nach 
deutschem  Staatsrecht  befugt,  jeden  Richter,  selbst  einen  Ober- 
landesgerichtsrat, mit  der  Erledigung  zu  beanftrajron.  Der 
Kichter  ist  dienstlich  verpflichtet,  den  Zeuiren  vorzuladrii.  Be- 
schwerden werden  im  Dienstaufsichtswege  erledigt.  Was  geschieht 
nun  aber,  wenn  der  Zeuge  nicht  ersclieint  oder  seine  Aussage 
weigert  oder  sie  nicht  bescliwören  will'-^  Darf  liier  der  inliiu- 
dische  Zeu^"enz\van<r  anp'wendet  werden?  Einzelne  bejahen 
dies,  da  der  Richter  einen  Akt  eigener  Gerichtsbarkeit  ausübe. 
Andere  sagen,  er  sei  Verwaltungsorgan  der  die  Rechtshilfe  be- 
willigenden Staatsregierung,  etwa  eine  Art  Sachwalter  für  das 
fremde  Gericht.  Aber  nulla  poena  sine  lege,  das  gilt  auch  von 
einer  Ordnungsstrafe.  Art.  8  der  preuß.  Verfassung.  Selbst  vor 
inländischen  Gerichten,  nämlich  den  militärischen  Ehrengerichten, 
mußte  die  Erscheinungs-  und  Aussagepflicht  durch  besonderes 
Gesetz,  die  Kabinettsorder  von  1844,  bestimmt  werden.  Die 
deutsche  Zivilprozeßordnung  findet  nicht  Anwendung,  denn  nach 
§  3  des  EG  zu  derselben  bezieht  sie  sich  nur  auf  die  inländische 
Gerichtsbarkeit,  dasselbe  gilt  vom  Gerichtsverfassungsgesetz. 
Man  hatte  damals  jirenug  zu  tun,  die  inländische  Gesetzgebung 
einheitlicii  zu  gestulten.   Ks  lelilt  deshalb  aucli  an  einem  Grunde 
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ZU  der  Annahme,  daß  man  den  A^erkehr  mit  dorn  Auslande  still' 
schweigend  nebenher  mitgeregelt  habe.  Es  bleibt  de.shalb  nur 
übrig,  an!  die  alten  Landesgesetze  zurflckzogehen.  Da  haben 
wir  nun  für  Preußen,  aber  nur  im  Gebiet  der  Allgemeinen  Ge- 
richtsordnung, den  §  225  b  derselben,  welcher  die  Anwendung 
von  Zwang  gegen  ungehorsame  Zeugen,  die  auf  Grund  aus- 
ländischer Ersuchen  vernommen  werden  sollen,  ausdrücklich 
für  zulässig  erklärt.  Ich  habe  mich  bemüht,  gleiche  Bestimmungen 
in  den  übrigen  Bundesstaaten  ausfindig  zu  machen  und  deshalb 
an  die  Justizminister  von  Bayern,  Württemberg,  Sachsen,  Baden 
und  Hessen  geschrieben,  überall  aber  die  Antwort  erhalten,  daß 
einschlägige  Vorschriften  fehlen.  Hier  scheint  eine  Lücke  vor- 
handen zu  sein,  die  am  besten  gleich  durch  Reichsgesetz  aus- 
gefüllt wird.  Im  allgemeinen  machen  die  Zeugren  ja  keine 
Schwierigkeiten,  es  gibt  aber  aiu  Ii  Querköpfe.  Auch  in  Ehe- 
scheidungssachen stößt  man  oft  auf  Widersprucli.  Es  ist  miß- 
lich, einem  fremden  Staate  gegenüber  einzugestehen,  Uaü  die 
eigene  ( iesetzgcbung  keine  Handhabe  bietet,  die  Aussage  des 
Zeugen  zu  erzwingen. 

(■Janz  anders  liegt  die  Sache,  wenn  die  Rechtshilfe  ver- 
traglich gewährleistet  ist.  Das  Haager  Abküiniiu  n  vdii  1896 
entliält  zwar  bezüglich  des  Zengonzwanges  keine  ausdriickliclu' 
Bestimmung,  allein  es  folgt  aus  dem  Umstand,  daß  der  Staat 
sicli  veii)fiichtet  hat,  das  Ei-suchen  zu  erledigen,  von  selbst,  daß 
aucli  Zwang  gegen  Zeugen  zulässig  ist.  Es  gilt  auch  hier  der 
öffentlich-rechtliche  Gnindsatz  des  ALR  Einleitung  §  87.  Wem 
die  Gesetze  ein  Reclit  geben,  dem  gewähren  sie  auch  die  Mittel^ 
ohne  welche  das  Recht  nicht  ausgeübt  werden  kann.  Das 
Haager  Abkommen  ist  Reichsgesetz,  also  auch  bindend  für  die 
Angehörigen  des  Deutschen  Reiches.  In  dem  neuen,  noch  nicht 
ratifizierten  Haager  Abkommen  von  1904  Art.  11  ist  übrigens 
ausdrucklich  die  Anwendung  von  Zwangsmitteln  vorgeschrieben, 
entsprechend  einem  Antrage  der  deutschen  Regierung.  Katfir- 
lieh  mu6  der  Zeugenzwang  nach  der  Gesetzgebung  des  ersuchten 
Staates  zulässig  sein.  Dies  ist  z.  B.  nicht  der  Fall  in  der 
Türkei.  Die  Staaten  haben  sich  nur  verpflichtet,  die  Bechtshilfe 
^0  zu  gewähreUi  wie  sie  nach  inlandischem  Eecht  statthaft  ist. 
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Die  Rechtshilfe  ist  in  Anwendimg  der  §^  l.'iO  ff.  GVG  zu 
weigern,  wenn  dio  betr.  Handlung  nach  deutschem  Reclit  ver- 
boten ist.  Das  Haager  Abkommen  hat  allerdings  eine  ein- 
schlägige Bestimmnng  nicht,  aber  ans  den  Materialien  ist  dieser 
Itechtsgmndsatz  zu  entnehmen. 

Nach  dem  Haager  Abkommen  soll  die  Erledigung  des  Er- 
snchens  nach  Maßgabe  der  Gesetzgebung  des  ersuchten  Gerichtes 
erfolgen.  Zuständig  sind  also  in  Deutschland  die  Amtsgerichte. 
Weigert  sich  das  ersuchte  Gericht,  so  ist  das  ausländische  Ge- 
richt berechtiprt,  sich  zu  beschweren,  l'ür  die  Beschwerde  würde 
in  Deutschland  tlas  Oberlandesgericlit  und  in  IT.  Tiistüiiz  da.s 
Reichsgrericht  zuständig  sein.  Eine  ausdrückliche  Vorschrift 
felilt  zwar.  Nur  Österreich  hat  eine  solclie  in  ^  40  der  Juris- 
diktionsnorm  von  1895. 

ITber  die  Ziilässinfkeit  von  Fragen,  die  Befu^rni.^,  das  Zeug- 
nis zu  verweigern,  entscheidet  das  Recht  des  ersuchenden  Prozeß- 
gerichts. Da  nun  aber  der  Zeuge  nur  der  inländischen  Oericbts- 
barkeit  unterstellt  ist,  so  wird  er  seine  Zeugnispflicht  ablehnen 
und  auch  die  Antwort  auf  Fragen  verweigern  dürfen,  wenn  er 
dazu  entweder  nach  eigenem  oder  dem  Recht  des  Prozeß- 
gerichts berechtigt  ist.  Der  ausländische  Richter  wird,  falls 
der  Zeuge  sich  weigert,  vielleicht  nicht  ohne  weiteres  za 
ZwangsmaBregeln  greifen,  sondern  erst  bei  dem  ersuchenden 
Gericht  anfragen.  Das  verursacht  Zeitverlust.  Es  empfiehlt 
sich  deshalb,  in  dem  Ersuchungsschreiben  zugleich  zu  bitten, 
im  Weigerungsfälle  die  nach  der  dortigen  Gesetzgebung  zu- 
lässitren  Zwangsmaßregeln  zu  ergreifen.  Der  ausländische  Richter 
hat  dein  ersuchenden  Gericht  gegenüber  nicht  die  Stellung  eines 
ersucliteu  Richters  im  Tnlande  gegenülui-  dein  Prozeßgericht. 
Er  trifft  vielmehr  die  Zwaiigsniaßregeln  se  1 1) s t iind ig.  Nur 
dann,  wenn  der  Zeuge  auf  das  Recht  des  Pruzcßfrerichts  sich 
beruft,  wird  er  Auskunft  vom  Prozeßfrcricht,  sofern  ihm  dessen 
Recht  nicht  bekannt  ist,  erfordern,  um  die  Rechtmäßigkeit  der 
Weigerung  festzustellen. 

Der  Art.  10  Abs.  2  des  Haager  Abkommens  gestattet 
zwar  bei  Erledigung  des  Ersuchens  die  Anwendung  der  Formen 
des  ausländischen  Rechts  durch  den  ersuchten  Staat,  sofern  die 
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GesetzgebuiifT  desselben  die  betr.  Maßnahme  nicht  ausdrücklich 
verbietet,  allein  daraus  folgrt  noch  nicht,  daß  der  Zeuge  nun 
auch  verpflichtet  ist,  sieli  dem  ausl  ui  li^clien  Recht  zu  fügen. 
Dazu  hätte  es  einer  ausdrücklichen  Bestimmung  bedurft. 

Der  deutsche  Richter  wird  also  auf  Ersuchen  österreichischer 
Gerichte  die  Partei  als  Zeugen  vernehmen  müssen,  obwohl  sein 
Recht  eine  solche  Maßnahme  nicht  kennt,  der  französische  bezw. 
italienische  Richter  wird  Zeugen  vernehmen,  obwohl  nach  seinem 
Recht  Zeugenbeweis  bei  Objekten  über  150  Franks  bezw.  500  Ure 
nicht  zulässig  ist;  auch  der  Richter  im  Kanton  Zürich  wird 
den  Zengen  za  vereidigen'  haben,  obwohl  der  Eid  dort  nicht 
existiert.  Aber  Zwangsmaßregeln  darf  er  nicht  ergreifen,  der 
Zenge  muß  mit  der  Maßnahme  einverstanden  sein,  wenn  sie 
gültig  vorgenommen  werden  soll.  Immerhin  wird  sich  empfehlen, 
auch  hier  gesetzlich  bezw.  durch  Staatsvertrsge  den  Zwang  ein- 
zuführen. 

Interessant  gestaltet  sich  die  Eidfrage  in  Baselland  und 
Schaffhansen.  Hier  kann  der  Richter  von  der  Vereidigung  Ab- 
stand nehmen,  wenn  er  den  Zeugen  für  glaubhaft  halt.  Daa 

auswärtige  Gericht  kann  nun  zwar  nicht  beanspruchen,  daß  der 
Kicliter,  obwohl  er  die  Vereidigunpf  für  nicht  erforderlich  erklärt, 
gleiehwcthl  die  Vereidigung  erzwingrt.  wohl  aber  muß  der  Richter 
die  Vereidigunp'  vornehmen,  wenn  der  Zeuge  einverstanden  ist. 
Der  schweizerische  Richter  ist  auch  verpflichtet,  auf  Ersuchen 
eines  deutschen  Gerichts  den  Zeugen  zu  befragen,  ob  er  seine 
Aussa<je  beschwören  will.  Weigert  der  Zenge  dieses,  so  ist  die 
Tätigkeit  des  (uriehts  erscliüpft.  Die  betr.  schwrizerischen 
Gerichte  sind  aber  anderer  Ansicht  und  zwar  unter  Billigung 
ihrer  Obergerichte.  Übrigens  wird  nach  dem  Recht  der  betr. 
Kantone  die  unbeeidigte  falsche  Aussage  vor  Gericht  bestraft, 
was  in  Deutschland  leider  nocli  vergeblich  erstrebt  wird.  Der 
Zeuge  wird  also  auch  wohl  ohne  Eid  die  Wahrheit  sagen.  Nur 
das  religiöse  Moment  beim  Eide  und  der  daraus  folgende  Trieb 
zur  Wahrheit  fehlt.  Für  den  deutschen  Richter  ist  es  wesent- 
lich, wenn  er  eine  beschworene  Aussage  vor  sich  hat.  Es  liegt 
also  ausreichender  Anlaß  vor,  eine  Beeidigung  auf  Grund  des 
Art.  10  des  Haager  Abkommens  herbeizuführen. 
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Ich  komme  zur  Vollstreckung  ausländischer  Ziyil- 
urteile.  Hier  ist  die  Praxis  der  Staaten  eine  recht  ver- 
schiedene. Manche  vollstrecken  überhaupt  nicht,  manche  nor 
anter  gewissen  Bedingungen.  Vertragliche  Abmachungen  be- 
steben seitens  des  Beichs  nur  mit  Österreich  einschl.  Bosnien 
und  der  Herzegowina,  sodann  zwischen  Frankreich  und  Baden 
bezw.  ülsaB-Lothringen  und  zwischen  dem  schweizerischen 
Kanton  Aaigau  und  Baden,  endlich  das  Haager  Abkommen  betr. 
die  Kostenurteile.  Wie  die  Frage  zu  lösen  ist,  bleibt  schwierig. 
Ich  meine  aber,  daß  rechtskräftige  Urteile,  gleichgültig,  ob 
kontradiktorische  oder  Versäumnisarteile,  nachdem  durch  das 
Gericht,  nicht,  wie  im  Inlandsverkehr  dui*ch  den  (iericlits- 
schreiber  die  Vollstreckbarkeit  derselben  bescheinigt  ist,  auf 
einfaches  Ersuchen  des  Prozeßgerichts  I.  Instanz  durcli  Besclilnß 
des  ausländischen  Gerichte  für  vollstreckbar  zu  erklanii  siuU, 
wenn  nicl)t  zwingende  Rechtssätze  des  inländischen  Keclits 
ent^rei^enstehen.  Ich  denke  dabei  an  Urteile,  welche  auf  Spiel- 
geschäften, Differenzgeschäften  usw.  beruhen.  T'nsere  Vollstreck- 
barkeitserklärung mit  mündlicher  Verhandlung  ist  viel  zu  um- 
ständlich und  kostspielig.  Die  Kulturstaaten  dürften  rechts- 
kräftige Urteile  ihrer  Gerichte  gegenseitig  anerkennen,  soviel 
Vertrauen  in  die  Richtigkeit  derselben  darf  man  wohl  fordern. 
Ich  möchte  jedoch  meinen  Vorschlag  auf  vermöprensrecht- 
liche  Ansprüche  beschränken.  Ansprüche  auf  Herausgabe 
eines  Kindes,  ich  erinnere  an  den  Fall  der  früheren  Kron- 
prinzessin von  Sachsen,  sind  ausgeschlossen.  So  war  es  auch 
m  dem  Entwurf  eines  Bechtshilfevertrages  mit  Österreich  be^ 
stimmt  Wird  nun  auf  Grund  der  ausländischen  Vollstreckung»- 
khnsel  im  Auslande  vollstreckt,  so  hat  der  Schuldner  sämtliche 
Bechtsbehelfe,  welche  ihm  nach  dem  Zivilprozeßrecht  des  Landes, 
in  dem  vollstreckt  wird,  zustehen,  wie  wenn  ein  inländisches 
Urteil  vorliegt.  Dadurch  sind  ausreichende  Kautelen  geschaffen. 

Große  Schwierigkeit  macht  die  Legalisation  von  IJr- 
knnderi,  insbesondere  Vollmachten  für  deji  Auslnndsverkehr. 
Rußland  steht  hier  obenan.  Die  Untei-schrift  des  Richters  oder 
Notars  beglaubigt  der  Tiandprerichtspräsident,  dessen  Unterschrift 
Wglaubigt  der  Justizminister,  den  beglaubigt  der  Minister  der 
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auswärtigen  Angelegenheiten,  dann  kommt  die  russische  Bot- 
schaft nml  nun  endlich  ist  die  Urkunde  fertig  zum  Gebrauch 
in  Rußland,  in  anderen  Ländern  ist  es  nicht  ganz  so  schlimm, 
aber  der  Formalitäten  sind  auch  hier  genug,  so  daß  sich  die 
Kreise  der  Industriellen  und  Kaufleute  mit  Recht  ü1)t>r  diesen 
Zopf  beklagen.  Es  wäre  leicht  gewesen,  in  die  Handels- 
verträge, welche  wir  vor  kurzem  abgeschlossen  haben,  einen 
Passus  aufzunehmen,  wonach  es  genOgt,  wenn  die  Unterschrift 
des  Amtsrichters  oder  Notars  durch  den  Konsul  des  betr.  Landes, 
welcher  zugleich  die  erforderliche  Übersetzung  anfertigt,  be- 
glaubigt  wird. 

Die  Verpflichtung  znr  Rechtshilfe  in  Strafsachen  ist 
in  den  meisten  Auslieferungsverträgen  vertraglich  festgelegt. 
Die  Rechtshilfe  wird  nicht  gewährt,  wenn  ein  politisches 
Delikt  in  Frage  steht,  es  wird  jedoch  an  diesem  Grund- 
satze nicht  fest^yehalten,  wenn  es  sich  inii  Kn t lastun gs- 
be weise  in  politischen  l*iuzessen  handelt  Die  Rechtshilfe 
kann  abgelehnt  werden,  wenn  die  Handlung  nach  der  Gesetz- 
gebung des  ersuchten  SJtaates  nicht  strafbar  ist.  Hieran  wird 
festzuhalten  sein.  Die  l^echtshilfc  itiancht  aiicli  bei  rein  mili- 
tärischen nnd  n  in  üskaliscbeu  Delikten  nur  fakultativ,  nicht 
obligatorisch  zu  sein. 

Nicht  richtig  erscheint  es,  die  Rechtshilfe  abzulehnen, 
wenn  es  sich  um  einen  von  der  ersuchenden  Behörde  noch 
nicht  verhafteten  Untertan  des  ersucliten  Staates  handelt.  Es 
fehlt  an  jedem  zureichenden  Grunde,  hier  der  Nationalität  des 
Verbrechers  einen  Einfluß  einzuräumen. 

Alles,  was  ich  oben  von  der  vertraglichen  Rechtshilfe  in 
Zivilsachen  gesagt  habe,  gilt  auch  für  Strafsachen.  Ich  betone 
besonders  die  Zulässigkeit  des  unmittelbaren  Geschäftsverkehrs. 
Wo  die  Verträge  die  Rechtshilfepflicht  nur  als  fakultative  hin- 
stellen, muß  natürlich,  auch  wenn  unmittelbarer  Geschäfts- 
verkehr zulässig  ist,  die  Entscheidung  des  Justizministers  ein- 
geholt werden.  Ist  kein  Vertrag  vorhanden,  so  fehlt  es  auch 
in  Preußen  an  einem  Zwang  gegen  ungehorsame  Zeugen.  Hier 
muß  ein  neues  Gesetz  die  Lücke  ausfüllen.  Eine  zwangsweise 
Gestellung  ausländiüclier  Zeugen  vor  ein  inländisches  Gericht 
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ist  Anzustreben.  Im  modernen  Strafprozeß  ist  die  persdnliche 
Anwesenheit  des  Zeugen  vor  dem  erkennenden  Gericht  von 
wesentlicher  Bedentang.  Die  kommissarische  Vemehmnng  ge- 
nügt nicht.  Nach  jetzigem  Recht  begnügt  sich  der  fremde 
Staat  damit,  seine  Angehörigen  zum  Erscheinen  yor  dem  aus- 
ländischen Gericht  an&nifordern,  irgend  welcher  Zwang  wird 
nicht  ansgeübt.  Das  Erscheinen  der  Zeugen  wird  durch  fJeld- 
strafen  bezw.  Haft  zu  erzwingen  sein,  welche  ;iuf  Krsiu  lieii  des 
deutsclien  (Jericbts  das  auslüiidisclie  Gericht  IVstst  tzt  und  voll- 
streckt. Beamte  müßten  auch  durch  Androliung  von  Disziplinar- 
iriatiregeln  zum  Ersclieinen  vor  dem  fremden  Gericht  gezwungen 
werden. 

Die  Vollstreckung  fremder  Straf  urteile  findet  nicht  statt. 
Das  geht  sojrar  so  weit,  daß  man  die  Zustellung  einer  Hech' 
ii'in^:  über  Urteiiskosten,  mit  der  Aufforderung,  sie  zu  bezahlen, 
für  unzulässig  erklärt  hat.  So  zimperlich  ist  man  in  Österreich. 
Die  NichtVollstreckung  fremder  Urteile  ist  ein  großer  Nachteil. 
Wie  viel  Kosten  und  Arbeit  würden  gespart,  wenn  ein  (lü(  htiger 
Temrteilter  Verbrecher  von  der  ausländischen  Behörde  einfach 
ins  Gefängnis  gesteckt  würde.  Die  Strafe  wird  gemäß  §  488 
8tP0  TOD  dem  deutschen  Gericht  in  die  entsprechende  des 
fremden  Staates  umgewandelt.  Unsere  Gefängnisstrafe  ist  z.  B. 
gleich  dem  Kerker  ersten  Grades  in  Österreich.  Das  italienische 
erffoaiolo  entspricht  unserem  Zuchthaus,  die  detemsUme  unserem 
Gerängnis.  Die  Yollstreckungskosten  tr9|^  natOrlich  der  er- 
SDchende  Staat.  Daß  eine  Beform  in  dem  von  mir  vorgeschlagenem 
Maße  möglich  ist»  zeigt  der  Umstand,  daß  schon  Jetzt  Straf- 
nrteile  der  Rheinschiffahrt»-  und  der  Elbzollgerichte  in  den 
betreffenden  Vertragsstaaten  vollstreckt  werden.  Auch  im  Ver- 
kehr zwischen  Saclism  und  Osterreich  ist  mehrfach  Abbüßung 
der  Strafe  im  freuiden  Lande  vorgekommen.  Natürlich  muß 
die  Hamilung  nach  dem  Rechte  des  fremden  Staates  überhaupt 
strafbar  sein  und  kein  politisches  oder  rein  militärisches  Delikt 
vorliefren. 

KiiH'  schwierige  Materie  ist  das  Anslieferun^swesen.-) 
Wenn  man  in  die  Verträge  und  in  die  völkerrechtlichen  üsanceu 

^  Vgl.  mein  Ansliefenisgflrecht.  Hannover  1699. 
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einen  Blick  wirft,  dann  fühlt  man  sich  um  mehrere  Jahr- 
hunderte zurückversetzt.  Der  Hauch  alter  Zeiten  macht  sich 
bemerkbar.  Man  sieht  noch  die  alten  zünftigen  Diplomaten 
bei  der  Arbeit  mit  ihren  AUongepenicken  und  dem  kratzenden 
Gänsekiel  als  Schieibfeder. 

Nach  dem  Legalitätsprinzip  des  §  152  StPO  muß  die 
Staatsanwaltschaft  jeden  Verbrecher,  sofern  ihr  dies  miigUch, 
der  Strafe  entgegenfahren.  Ist  die  AnsUefemng  zu  erreichen, 
80  muß  dies  geschehen,  selbst  wenn  es  Geld  kostet  Nun 
wird  es  zwar  keinem  Yemttnftigen  einfallen,  wegen  einer 
geringfügigen  Straftat  tausende  von  Mark  an  Kosten  aufzu- 
wenden. Die  Staatsanwaltschaft  verfolgt  denn  auch  jetzt  schon 
das  Opportunitätsprinzip  und  zwar  mit  Recht.  Wie  ist  es  nun 
aber,  wenn  der  Untersuchungsrichter  oder  das  Gericht  die 
Auslieferung  haben  will  ohne  jede  Rücksicht  auf  den  Finaiiz- 
uiiuLster?  Darf  deren  Bitte  abgelehnt  werden?  Nach  jetzigem 
Recht  kaum.  Der  von  den  Abvvcseuden  luiudelnde  §  318 
StPO  ist  nicht  an\vt'U(lbur.  Es  muß  dei»linlh  «'ine  entsprecliemle 
Vorschrift  in  die  Strafprozeßordnung  aiii^^i  in mnien  werden, 
welche  das  Opportuuitätsprinzip  in  diesi-ui  lalle  gesetzlieh 
einführt.  Die  Kulturstaaten  müssen  die  Ausliefeniny:  ino^iliclist 
begünstigen,  damit  die  Flucht  ins  Ausland  dem  Verbrecher 
nicht  mehr  verlockeiul  erscheint.  Der  Anreiz  hört  auf,  sobald 
jeder  weiß,  die  Flucht  ins  Ausland  nützt  dir  nichts,  auch  dort 
wirst  du  von  dem  rächenden  Arm  der  Gerechtigkeit  erfaßt  und 
der  verdienten  Strafe  im  Inlande  entgegengefülirt  Es  fragt 
sich  nun,  ob  sich  Deutschland  nach  dem  Vorbilde  von  Belgien, 
England  oder  der  Schweiz  ein  sogenanntes  Ansliefernngs«* 
gesetz  geben  soll.  Ich  bejahe  die  Frage.  In  einem  solchen 
Gesetze  kann  eine  Reihe  von  Fragen  gesetzlich  festgelegt 
werden.  Die  fremden  Staaten  sehen,  daß  in  Deutschland  nicht 
nach  der  augenblicklichen  Laune  der  Regierung,  sondern  nach 
festen  Rechtsgrundsätzen  über  die  Auslieferung  entschieden 
wird.  Der  deutsche  Reichstag  hat  sich  zweimal  mit  dieser 
Frage  beschäftigt.  Im  .Jahre  1892  am  5.  Februar  stellte  v.  Bar 
den  Antnig,  ein  Auslieferunßfsgesetz  zu  erlassen,  naeli  welchem 
die  Abschließimg  von  Auslieft  rungsvertragen  und  die  Bewilligung 
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einer  Ansliefenmg  dem  Reich  ansschließlicli  zustehe,  ferner  die 
Gerichte  bei  der  Ansliefenmcr  entscheidend  mitwirken  sollten. 
Der  Antrag  wurde  abgelehnt.    Am  16.  1.  05  beschloß  der 

Reichstaor  eine  Resolution  auf  Antrag  des  Abgeordneten  Müller' 
Meiningen  dahin,  der  Reichskanzler  möge  ein  Gesetz  einbringen, 
nach  welchem  alle  Auslieferungsverträge  vom  Reiche  abgeschlossen 
und  zwar  nach  Art.  11  der  Reichsverfassiinp  unter  ^litwirkung 
dfcT  Reichstaps,  und  ferner  die  Ausiieferuugsverträ^e  der  einzelnen 
Bundesstaaten  gekündigt  werden  suUten.  Die  Anträge  i\  Bar 
und  3fw//er-Meiuiugen  bezweckten  beide  Beseitigung  der  Aus- 
lieferungsverträge Rußlands  mit  Preußen  und  Bayern  vom 
Jahre  1885,  nach  welchen  die  Auslieferung  politischer  Ver- 
brecher im  Gegensatz  zur  sonstigen  Praxis  und  Lehre  statthaft 
ist  Das  war  des  Pudels  Kern.  Die  Regierung  merkte  die 
Absicht  und  sie  ward  verstimmt. 

Vor  ca.  16  Jahren  habe  ich  im  Archiv  für  öffenil,  Recht 
von  Laband  VI  404  den  vollständigen  Entwurf  eines  deutschen 
Auslieferungsgesetzes  nebst  BegrSndung  in  29  Artikeln  ver- 
öffentlicht. M.  E.  ist  die  Entscheidung  über  die  Auslieferung 
dem  Reiche  anzuvertrauen.  Es  geht  nicht  an,  daß  Reuß  ä.  L. 
oder  Bückel)urg  Auslieferungen  nehmen  und  bewilligen.  Nur 
Auslieferungsverträge  seitens  des  Deutschen  Reiches.  Dadurcli 
würde  allerdings  der  Vertrag  Preußens  mit  Rußland  beseitigt 
werden.  Ich  sehe  darin  aber  iiirhts  sclilimuies,  denn  das  Asyl 
jMilitisclier  Verbrecher  niulj  ganz  erheblich  eingeschränkt  werden. 
Nur  unter  dieser  Bedingung  ist  die  erstrebte  Hetorm  durch- 
führbar. Auch  die  Gerichte  sind  zu  einer  entscheidenden  Mit- 
wirkung bei  der  Auslieferung  zu  bonifen.  Dies  Ziel  ist  jedoch 
wohl  schwer  erreichbar.  Man  will  heutzutage  den  ordentlichen 
Gerichten  nicht  wohl.  Sind  sie  zu  schwerfällig  oder  was  fehlt 
ihnen?  Überall  ist  man  auf  Trockenlegung  der  ordentlichen 
Gerichte  bedacht,  wie  u.  a.  die  Sondeigerichte,  Gewerbe-  und 
Kaufroannsgerichte,  beweisen.  Wenn  nun  aber  auch  fortan 
ausschliefilich  Verwaltungsbehörden  über  die  Auslieferung  ent- 
scheiden, so  wird  man  doch  für  die  Prüfung  der  Frage,  ob  ein 
politisches  Delikt  vorliegt,  einen  unabhängigen  Gerichtshof  be- 
stellen müssen,  vielleicht  einen  Strafsenat  des  Reichsgerichts, 


Digitized  by  Google 


182 


Delitu, 


dpsspii  Ausspruch  für  die  Yerw  altuiijz'  l>iri(h'iul  ist.  Ich  iiieim 
aucli,  es  muß  der  Kcjrieruiig  aiigeiit  hm  sein,  wniii  sie  sich  bei 
eim  r  Verweigerung  der  Auslieferung  wegen  politischen  Delikts 
auf  den  Spruch  eines  Gerichtshofes  stützen  kann.  Unsere  Aus- 
lieferungsvertrage zählen  eine  Reihe  von  Auslieferungsdelikten 
auf.  Wird  wegen  derselben  ausgeliefert,  so  trägt  der  ausliefernde 
Staat  die  Kosten  bis  zn  seiner  Grenze,  von  da  ab  geht  der 
Transport  auf  Kosten  des  ersuchenden  Staates.  Ich  halte  nun 
eine  Bestimmung  dahin  für  äußerst  praktisch,  daß  ein  Staat 
von  einem  andern  Staate  die  Auslieferung  wegen  aller  Hand- 
lungen erlangen  kann,  wenn  er  sämtliche  Kosten  trägt.  Aus- 
genommen sind  aUein  die  politischen  und  rein  militärischen 
Delikte  z.  B.  Desertion  und  diejenigen  Handlungen,  welche  nach 
dem  Recht  des  ersuchten  Staates  fiberhaupt  nicht  strafbar  sind. 
Es  ist  kriminalpolitisch  von  besonderem  Wert,  wenn  man 
einen  Verbrecher  auch  wegen  geringfügiger  Straftaten  fassen 
kann,  dieser  sich  also  nirgends  sicher  fühlt. 

Die  Auslieferungsdelikte  in  den  Verträgen  des  Diiitsclim 
Reichs  sind  \\t>hl  au.*?reicheiid.  In  den  Verträgen  mit  Nord- 
amerika aber  iiiuIj  die  Zahl  der  Auslitferuügsdelikto  vermehrt 
werden,  denn  daij  wegen  Meineids  nicht  ausgeliefert  wird,  ist 
eines  Kultur-  und  Rechtsstaates  unwürdig. 

lc!i  komme  jetzt  zu  dviu  s(liwieri<rsteii  Problem  des  Au.s- 
lieferuiigsrecbts,  zu  der  Auslieferung  wegen  politischer 
Delikte. 

Die  lierrschende  Lelire  unters(  lieidet  absolut-  und  relativ- 
politis(lie  Delikte.  Die  absolut-ptditisehen  sind  solche,  durch 
welche  keine  andern  als  politische  Rechte  der  Staatsgewalt  oder 
der  Staatsbürger  angegriffen  werden.  Unter  den  relativ-politi- 
schen versteht  man  diejenigen,  welche  eine  Änderung  der  poli- 
tischen Verhältnisse  durch  Handlungen  anstreben,  die  auch,  ab- 
gesehen von  ihrem  Zweck,  ihrer  sonstigen  Beschallenheit  nach 
strafbar  sind,  welche  also  neben  den  Merkmalen  eines  politischen 
Delikts,  auch  die  eines  gemeinen  Delikts,  z.  B.  Mord,  Brand- 
stiftung und  dergl.,  an  sich  tragen. 

Es  ist  ein  festgewurzelter  Grundsatz  des  Volkerrechts,  daß 
wegen  politischer  Straftaten,  z.  B.  wegen  Hoch-  und  Landes- 
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Verrats,  Majestätsbeleidigung,  nicht  ausgeliefert  wird.  Um  die 
MÜte  des  vorigen  Jaiirhniiderts  war  der  politische  Flüchtling 

eine  Figur,  die  sich  gewisser  Sympathien  erfreute.  Diese  Auf- 
tas>iiii<x  iiiitlerte  sich,  die  Sache  nicht  mehr  beim  Halten 
üuirülm  risclier  Reden  blieb,  sondirn  man  zur  Tat  schritt  und 
Staatsoberhäupter  ermonU  te  oder  wonirrstens  zu  ermorden  ver- 
suchte. Die  wiederliolten  Attentate  führten  zu  einer  Einschrän- 
iiung  des  Asyls  i)()Htiselier  Verbrecher  und  zur  Kinführun^'"  der 
sogenannten  beigischen  Attentatsklausei.  Sie  lautet:  „Der  Angriff 
gegen  das  Oberhaupt  einer  fremden  Regierung  oder  Mitglieder 
seiner  Familie  soll  weder  als  politische  s  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen, noch  als  mit  einer  solchen  im  Zusammenhange  stehend 
angesehen  werden,  wenn  dieser  Angriff  den  Tatbestand  des 
Mordes  oder  des  Totschlags  bildet. 

Diese  Klansei  gilt  jetzt  fast  in  allen  Enlturstaaten,  nur 
England,  Italien  und  die  Schweiz  haben  sie  nicht  adoptiert. 
Die  Klausel  ist  indes  nicht  ausreichend,  sie  schützt  zwar  die 
8taatsoberhäui>ter  und  deren  Familien,  aber  nicht  die  Unter- 
tanen, welche  bei  Ausführung  eines  politisclien  Delikts  Leben 
odi  r  bei  Brandstiftung^  ihr  Eigentum  einbüßten.  Das  Institut 
für  internationales  Recht  hat  deshalb  folgende  Klausel  vorjje- 
schlajj:en ;  1.  Handlungen,  welche  alle  Eigenschaften  iiiireclitlicher 
Veriirechen  an  sich  tragen  i  Muni,  Jli'andstiftun«r  imd  Kaub),  be- 
^-^ründen  wegen  der  bloßen  politischen  Absicht  ihrer  rrln  ber 
keine  Ausnahme  von  der  Auslieferung.  2.  Für  die  Prülung  der 
Handlungen,  welche  während  einer  politischen  Rebellion,  eines 
Anfstandes  oder  eines  Bürgerkrieges  begangen  sind,  kommt  es 
darauf  an,  ob  dieselben  durch  die  Gebräuche  des  Krieges  ent> 
schuldigt  werden  oder  nicht. 

Ob  die  Klausel  des  Instituts  die  zutreffende  ist,  kann  hier 
nicht  naher  untersucht  werden.  Mir  scheint  es,  als  ob  das 
schweizerische  Ausliefemngsgesetz  eine  richtigere  Unterscheidung 
trifft.  Kach  derselben  wird  die  Auslieferung  bewilligt,  obschon 
der  Täter  einen  politischen  Beweggrund  oder  Zweck  vorschfitzt, 
wenn  die  Handlung  vorwiegend  den  Charakter  eines  gemeinen 
Verbrechens  oder  Ver^a-hens  hat.  Einen  für  alle  Fälle  passenden 
Lehrsatz  wird  man  nicht  aufstellen  können,  es  maß  jeder  Fall 
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einzeln  geprüft  imd  entschieden  werden.  Die  Frage,  ob  das 
politische  Moment  überwiegt,  ist  außerordentlich  schwer  m 
entscheiden.  In  der  Schweiz  hat^^man  die  Entscheidung,  ob  ein 
politisches  Delikt  vorliegt,  in  die  Häiide  eines  onabhängigen, 
politischen  Strömungen  unzugänglichen  Gerichtshofes,  des  Buides-  | 
gerichts  in  Lausanne,  gelegt,  welcher  nach  freiem  Eärmessen  mrteflt 
Für  die  Auslieferung  ist  von  wesentlichem  Vorteil,  wenn 
man  dem  Flüchtling  auf  den  Fersen  bleibt.  Ich  schlage  deshalb 
vor,  die  Nacheile,  die  Verfolgung  über  die  Landesgrenze, 
welche  bisher  nnr  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  und  im  Ver- 
kehr desselben  mit  Osterreich  praktisc!)  ß-ehandhabt  wird,  auf  die 
übrigen  Grenzstaaten  Holland,  Luxemburg,  Belgien,  Frankreich,  . 
Scliwciz,  Rußland  und  Dänemark  auszudehnen.  .Alan  denke  sich, 
deutsche  Beamte  verfolgen  flüchtige  Mörder  oder  Brandstifter,  | 
sie  sind  ihnen  unmittelbar  auf  den  Fersen,  noch  einige  Kilo-  i 
meter,  und  die  Flüchtigen  sind  eingeholt.  Plötzlich  tauchen  die 
Grenzpfahle  auf,  fremdes  Gebiet  erscheint.  Während  die  Be- 
amten Aber  die  Grenze  nicht  hinaus  dürfen,  flüchten  die  ye^ 
brecher  weiter  und  verschwinden,  vielleicht  auf  Nimmerwiedei^ 
sehen.  In  solchen  Fällen  müssen  deutsche  und  umgekehrt  fremde 
Beamte  berechtigt  sein,  über  die  Grenze  hinaus  zu  verfolgen,  ^ 
bis  sie  des  Verbrechers  habhaft  werden.    Natürlich  darf  die 
Verfolgung  nicht  bis  in  infinUum  ausgedehnt  werden,  da  es  z« 
Unanneiimlichkeiten  i'ühren  könnte,  weuji  mitten  im  Lande  fremde 
Tulizeibeamto  auftauchen.   Aber  bis  zu  20  Kilometer  ins  fremde 
Land  hinein  muß  die  Verfolgung:  zula.N.-^iy:  sein.   Wird  der  Ver- 
brecher innerhalb  dieses  (jrenzgürtels  ergriffen,  so  darf  er  iii^  fit 
mit  ins  eigene  Land  zurückgenommen  werden,  sondern  ist  der 
nächsten  zuständigen  fremden  Behörde  vorzuführen,  welche  ihn 
in  Gewahrsam  nimmt.  Demnächst  ist  das  Auslieferungsverfahren 
einzuleiten.   Die  Nacheile  ersetzt  also  nicht  die  Auslieferoog, 
sondern  hat  nur  den  Zweck,  die  demnäcbstige  Auslieferung  zo 
sichern  und  vorzubereiten.  Die  Hoheitsrechte  des  fremden  Staates 
werden  überall  respektiert,  trotz  der  Ergreifung  durch  dentsebe 
Beamte  wird  es  zulässig  sein,  die  Auslieferung  zu  verweigeni, 
weil  sich  herausstellt,  -daß  der  Flüchtling  als  politischer  Ve^ 
brecher  anzusehen  ist. 
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Die  Kacheile  darf  nicht  mit  dem  völkerrechtliclien  droit 
de  poursuite  verwechselt  werden.  Auf  Grund  des  letzteren 
kann  der  üferstaat  fremde  Schiffe,  die  auf  dem  unter  seiner 
Gebietshoheit  stehenden  Gebiet  sich  einer  Straftat  scliuldig  ge- 
uttcht  haben,  in  die  hohe  See  verfolgen.  Dies  Hecht  erlischt 
aber,  sobald  das  verfolgte  Schiff  in  andere  Ktistengewässer  ge- 
langt ist.  Der  wesentliche  Unterschied  dieses  seerechtUchen 
Rechtsinstitnts  von  der  Nacheile  auf  dem  Lande  besteht  also 
darin,  daß  in  letzterem  Falle  die  Verfolgung  in  dem  Hoheits- 
bereich eines  fremden  Staates  zulässig  ist. 

Dann  mfissen  auf  unmittelbares  telegraphisches  Ersuchen 
eines  deutschen  Gerichtes  die  Behörden  des  fremden  Staates  einen 
Verbrecher  vorläufig  festnehmen.  Man  hat  vorgeschlagen,  auch 
den  deutschen  Polizeibehörden  oder  wenigstens  denjenigen  in 
den  ipfToßen  Städten  die  BL'fu*iiiis'  zu  geben,  eben  falls  die  Fest- 
Diilmu'  zu  erwirken.  Das  kaiui  ich  nicht  befürworten.  Die 
vorläiiti<re  Festnahme  auf  Grund  einer  auslUndisc  hen  Ketiiiisition 
bedingt  das  Vorhandeuseiu  eines  gerichtlichen  Hafti»efehls  im 
Interesse  der  internationalen  Rechtssicherheit.  Diei'ulizei  kann 
eiiieu  Haftbefehl  nicht  erlassen.  Übrigens  verinaj?  die  Polizei 
oder  die  Staatsanwaltsciiait  bei  dem  zuständigen  Amtsgericht 
einen  Hal'tl)efehl  leicht  zu  erwirken.  Ein  nennenswerter  Zeit- 
verlust, innerhalb  dessen  der  Verbrecher  sich  in  bessere  Sicher- 
heit bringen  könnte,  ist  damit  nicht  verbunden.  Die  Stellang 
des  eigentlichen  Auslieferungsantrages  muß  jedoch  durch  die 
Zentralbehörde  (Regierung)  geschehen.  Wegen  der  oft  vor- 
kommenden politischen  Fragen  empfiehlt  sich  insoweit  ein  un- 
mittelbarer Verlcehr  nicht.  Mit  Österreich-Ungarn  besteht  er 
aUeidings. 

Wdter  gehe  ich  auf  das  Verfahren  nicht  ein,  sondern 
komme  gleich  aal  die  wichtigste  Frage,  die  Stellang  der  Aus- 
gelieferten vor  den  deutschen  Gerichten.  Welche  Einrede  kann 
der  Angeklagte  machen?  Eine  Kritik  des  Verfahrens  der 
fremden  Regierangen  und  Behörden  einschließlich  der  Gerichte 
ist  ihm  versagt.  Der  deutsche  Richter  hat  nnr  zn  prüfen,  ob 
uülindische  Gesetze,  insbesondere  das  in  den  Aaslieferungs- 
Terträgen  enthaltene  inländische  Recht  verletzt  ist.    Die  Aus- 
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liefenm^rsvcrtnige  des  Deutschen  Reirlies  und  Preußens,  nih 
Ausnahme  des  russischen,  welcher  nicht  in  der  Gesetzsammluiig 
TeröffeatUcht  ist,  haben  nämlich  Gesetzeskraft. 

Hiervon  abgesehen  ist  vom  deutschen  Sinniirichter  au! 
erhobenen  Einwand  zu  prüfen,  ob  die  zuständige  Behörde  de» 
fremden  Staates  die  AasUefemng  angeordnet  hat  Wenn  ein 
Grenzkommissax  den  Flüchtling  ergreift,  ihn  anf  die  Gieoz- 
brücke  führt  und  nnn  mit  einem  kräftigen  Foßtritt  wieder  aof 
deutsches  Gebiet  befördert,  so  liegt  natürlich  keine  Aosliefening 
vor.  Diesfalls  wird  die  nachträgliche  Zustimmung  des  fremdeD 
Staates  zur  Aburteilung  eingeholt  werden  müssen. 

Ist  die  Auslieferung  nicht  zulässig,  z.  B.  weil  ein  politisches 
Delikt  vorliegt  oder  ohne  Vertrag  nicht  ausgeliefert  werden 
darf,  so  ist  es  völkerrechtlich  nicht  statthaft,  unter  dei-  Maske 
der  Ausweisung  tatsürlilich  auszuliefern,  iiidcm  di  r  Flüchtling 
über  die  Grenze  desjenigen  Staates  abgeschulH  ii  w  ird,  aus  dm 
er  geflohen  ist.  80  wies  ( iriechenlajid,  welches  ge^t  tzlicli  nhiie 
Vertrapr  nicht  ausliefern  durfte,  seiner  Zeit  den  Frtiherrn 
von  Hammerstein  auf  einem  nach  Italien  fahrenden  Schiffe 
aus.  Dort  wurde  er  von  der  italienischen  Behörde  in  Empfang 
genommen  und  nun  nach  Deutschland  ausgeliefert.^) 

Der  auf  Grund  einer  unzulässigen  Ausweisung  wieder  ins 
Inland  gekommene  Flüchtling  kann  dies  jedoch  wenigstens  vor 
Gericht  nicht  rügen.  Er  kann  auch  nichts  dagegen  einwenden, 
wenn  er  infolge  Schiffbruches  oder  als  Kriegsgefangener  wieder 
deutschen  Boden  betreten  hat.  Das  ist  eben  sein  Pech.  Das 
Reichsgericht  hat  es  sogar  für  zulässig  erklärt,  einen  Flficht- 
ling,  welcher  durch  Deutschland  infolge  der  Ausliefenuig 
zwischen  zwei  anderen  Staaten  durch  transportiert  wurde, 
zu  erpreifen  uml  werfen  der  in  Deutschland  früher  verübten 
Straftaten  /ii  verurteilLa,  sofern  der  Durchtransport  nicht  etwi 
aut  drund  vertra^-lirlier  Abniacliuugen  erfolgte,  welche  Deutsch- 
land respektieren  nnil.'i. 

Im  inodei  jirn  Vidkeriiclit  gilt  das  sog.  Spe  z  ialitats- 
priüzip.   Es  daif  Besti'afung  nur  erfolgen  wegen  der  Tat, 

^)  Vgl.  meine  Abhandlung  fiber  die  Aitalteferung  des  Prhni. «.  Hammer- 
stein  in  der  DJZ.  1896  104. 
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vci^ii  welcher  Aiuilieleniiig  erfolgt  ist.  Ist  Tertraglich  die 
^pezialitätsklansel  nicht  eingeftthrt,  wie  z.  B.  im  Vertrage  mit 
Koidamerika,  so  kommt  es  lauch  Ansicht  des  Reichsgerichts 

(Urteil  vom  2.  10.  02)  auf  den  Wortlaut  der  Auslieferangs- 

bewilligung  an,  ob  auch  wepren  anderer  Straftaten,  welche  dem 
Ans^elieferten  zur  Last  ^^ele<?t  werden,  Bestrafung  erfolgen 
kann.  Vielfach  wird  jedoch  es  für  selbstverständlich  eraclitet, 
daß  die  Spezialitätsklansel  auch  dann  zu  beachten  ist,  wenn 
Äusdj  lickliche  ßestinimung  fciilt. 

Hat  nun  ein  Staat,  mit  dem  kein  Vertrag  besteht  oder 
dessen  Vertrag  keine  einschlägige  Bestimmung  enthält,  einen 
Verbrecher  mit  der  Bedingung  ausgeliefert,  daß  er  nur  wegen 
des  einen  Delikts  bestraft  werden  kann,  ist  dann  das  Gericht 
hieran  gebunden?  Naturlich  die  Staatsanwaltschaft  wird  keine 
Anklage  erheben,  aber  mnfi,  wenn  die  Sache  schon  zur  Er- 
^Ifhung  des  Hauptverfahrens  gediehen  ist,  das  Gericht  den  Vor- 
behalt beachten  und  von  der  gesetzlich  gebotenen  Verurteilung 
Abstand  nehmen?  Die  Sache  ist  sehr  zweifelhaft.  Würde  .sicli 
das  Gericht  au  den  Vorbehalt  nicht  kf  lin  n.  so  würde  damit 
allerdings  der  Rechtshilfeverhehr  mit  den  fremden  Staaten  auf- 
sreli'»l)cn  werden.  Der  aiisländisdie  Staat  würde  weitere  Aus- 
lii  teruiiijfen  niclit  bewillij^fii.  wenn  seine  Alnnachnng',  die  er  mit 
dem  einen  ()r^-an  des  Staates,  der  Ke^4•iernn^^  ^-etrotlVri  Imt,  von 
einem  andern  Organ,  dem  Gericht,  nicht  respektiert  wird.  Allein 
ändert  rseits  gilt,  wie  der  Rechtssatz  nuUa  poena  mne  lege, 
auch  dei  Satz:  nulla  exceptio  sine  lege.  Ein  Gesetz  ist  aber 
der  Vorbehalt  der  fremden  Begiemng  nicht.  Bayern  hat  es  im 
Jahre  1868  für  nötig  erachtet,  durch  ein  besonderes  Gesetz  die 
Abmachungen  der  beiderseitigen  Regierungen  auch  für  die  Ge- 
richte für  verbindlich  zu  erklären.  Um  alle  Zweifel  zu  be- 
seitigen, empfiehlt  sich  deshalb  eine  reichsgesetzliche  ent- 
sprechende Vorschrift. 

In  den  meisten  Auslirfcnni^^sN  crtrii^M-n  des  Deutsehen 
Reiches  befindet  sielt  die  Bestinimung,  daß  der  Au.sgelieferte 
wegen  eines  von  ihm  vor  der  Auslieferung  begangenen  poli- 
tischen oder  wegen  eines  in  dem  betrefieudea  Vertiage  nicht 
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vorgesehenen  gemeiiien  Verbrechens  oder  Vergehens  nicht  zur 
ünt^'rsuchung  gezogen  nrler  bestraft  werden  darf. 

Diese  Vorschrift  gibt  zn  zahlreichen  Übelständen  Anlaß, 
Wird  -nach  der  Auslieferung  wegen  eines  bestimmten  Delikts 
bekannt,  daß  der  Verbrecher  noch  andere  Straftaten  begangen 
hat,  so  kann  er  wegen  derselben  nur  bestraft  werden,  wenn 
diese  Delikte  im  Auslieferungsverträge  vorgesehen  sind,  also 
kurz  gesagt,  ebenfalls  Auslieferungsdelikte  sind.  Das  Beichs- 
gericbt  (Entsch.  31,  234)  hat  sich  hier  glficklicherweise  auf 
einen  freieren  Standpunkt  gestellt  und  eine  Anfrage  bei  der 
fremden  Regierung  für  nicht  erforderlich  erklärt,  obwohl  dies 
nicht  unbedenklich  ist,  weil  dann  über  den  Auslieferungs- 
chaiakter  dvr  neuen  Straftat,  z.  1>.  ob  etwa  ein  politisches 
Delikt  vdiliejrt,  allein  der  ersuclieude,  iiielit  auch  der  aus- 
lieferude  Staat  entscheidet.  Nur  in  den  Vertrauen  mit  England, 
den  Niederlanden  im«l  dein  Koiigustaat  ist  das  Spezialität^i- 
prinzip  streng  dnrchgefülirt.  liier  muß  also  die  Zustimmung 
der  aujjiielerndeii  Regiernn^,'^  eingeholt  werden. 

Ist  die  neue  Straftat  datregen  kein  AusliefV-rungsdelikt, 
dann  hilft  es  nicht,  wenn  auch  der  ausliefernde  Staat  mit  der 
Aburteilung  einverstanden  ist,  denn  eine  Gesetzeskraft  habende 
Bestimmung  der  Auslieferungsverträge  steht  entgegen.  Die 
Regierungen  haben  sich  selbst  die  Hände  gebunden.  Das 
ist  ein  großer  Übelstand.  Ganz  unerträglicli  wird  aber  die 
Sache,  wenn  das  zur  Auslieferung  führende  Delikt  in  der 
Hauptverhandlnng  sich  als  Nichtausliefenmgsdelikt  herausstellt, 
der  Totschlag  ist  nur  einfache  Körperverletzung,  Heineid  nur 
fahrlässiger  Falscheid.  Gegenfiber  Italien  ist  Betrug,  Diebstahl, 
Unterschlagung  nur  dann  Auslieferongsdelikt)  wenn  der  Weit 
1000  Frank  beträgt.  Stellt  nun  der  erkennende  Richter  fest, 
daß  der  Schaden  nicht  1001,  wie  man  bisher  angenommen, 
sondern  nur  999  Frank  beträgt^  so  muß  er  seine  T&tigkeit 
einstellen  und  den  Angeklagten  laufen  lassen. 

Es  fragt  sich  nun,  welches  Delikt  ist  im  Ausliefe- 
rungsvertrage vorgesehen?  Non  die  dort  aufgezählten. 
Bei  einzelnen  Delikten  ist  jedoch  vermerkt,  daß  sie  nur  dann 
Auslief eruiigsdelikte  sind,  wenn  sie  nach  der  Gesetzgebung 
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beider  Länder  strikfbar  sind.  Das  Reichsgericht  (Urteil  y. 
20.  7.  03,  Mttsdt.  i.  Strafe.  XXXVI 345)  meint  nun,  daB  an  sich 
nach  völkerrechtlichen  Qrundsätzen  als  herrschendes  Prinzip 
anznerkennen  sei,  daß  das  Auslieferangsdelikt  nach  der  Gesetz- 
gebung beider  J.üuder  strafbar  sein  müsse,  meint  aber,  daß 
man  aus  dem  Umstände,  dab  hei  einzelnen  Delikten  ;ius<h'ü('k- 
licli  Strafbarkeit  erfordert  werde,  gesclilossen  werden  dürfe, 
dali  bei  den  übrigen  Delikten  die  vertragsclilieljenden  Teile  die 
Ubereinstimmuuf'-  der  Strafgesetze  in  allen  Kinzelheiten 
nicht  für  nötig  i  iMt  hfeten,  vielnielir  sicli  damit  genügen  ließen, 
daß  in  den  Hauptpunkten,  im  großen  und  ganzen  eine  solche 
Übereinstimmung^  der  beiderseitigen  Gesetzgebung  vorliege,  die 
die  Auslieferung  als  im  beiderseitigen  Interesse  liegend  er- 
scheinen lasse.  In  diesem  Falle  ist  nach  Ansicht  des  Keicbs^ 
gerichts  nnr  zu  prfifen,  ob  die  konkrete  Straftat  ihrem  Wesen 
nach  unter  die  im  Yertrag^e  anfgeführte  allgemeine  Kategorie 
Diebstahl  usw.  falle.  Die  Anslegnng  des  Reichsgerichts  ist 
nicht  zn  billigen.  In  Belgien,  dem  klassischen  Ursprungslande 
des  modernen  AnsUelemngsrechts,  ist  man  gerade  mit  Rficksicht 
auf  den  deutsch-belgischen  Auslieferungsvertrag  der  Ansicht, 
daB  das  Erfordernis  der  Strafbarkeit  nach  beider  Strafredit 
auch  bei  den  übrigen  Delikten  gelte,  man  habe  es  bei  der 
vermuteten  ÜbereinstiiiiiiHuig  der  (jesetze  beider  Staaten  nur 
nicht  für  notwendig  erachtet,  dasselbe  ausdrücklich  auszusprechen. 
Für  die  diesseitig-e  Ansicht  spricht  auch,  daß  man  nach  aus- 
dni'  klieher  Vertragsbestimmung  die  Auslielerung  dann  für  aus- 
geiichiossen  eraclitet,  wenn  die  Straftat  nach  den  Gesetzen  des 
ersachten  Staates  verjälirt,  also  nicht  mehr  strafbar  ist. 

Das  Prinzip  der  identischen  Norm  beherrscht  nun  einmal 
unser  modernes  Völkerrecht.  Jßin  souveräner  Staat  kann  doch 
nur  dann  zur  Auslieferung  wegen  solcher  Handlungen,  weiche 
er  selbst  nicht  oder  noch  nicht  (mangelnder  Strafantrag)  oder 
nicht  mehr  (Yeijähmng)  für  strafbar  hält,  verpflichtet  sein, 
wenn  dies  ganz  klar  aus  dem  Yertrage  erhellt.  Auch  in 
Deutschland  läßt  man  das  mildeste  Gesetz  entscheiden.  Ist  die 
Tat  im  Zufluchtslande  straflos,  dann  mag  der  Flüchtling  diesen 
Umstand  profitieren. 
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Darf  nun  der  Ausgelieferte  rügen,  daß  die  Straftat  nacb 
ausländischem  Becht  nicht  strafbar  ist?  Ich  bejiüie  die  Frage, 
wenn  es  sich  am  eine  Ausliefenmg  ans  einem  Lande  mit  jener 
Vertn^lausel  handelt. 

Viele  meinen,  dadurch,  daB  Auslieferung  bewilligt  ist, 
habe  der  ausliefernde  Staat  anerkannt,  daß  nach  seinem  Becbte 
Strafbarkeit  Yoriianden  sei;  hiermit  müsse  sich  auch  der  er- 
suchende Staat  zufrieden  geben.  Gewiß  richtig,  sofern  der 
Vertrag  keine  einschlagige  Bestimmung  enthält.  Aber  in  den 
Verträgen  des  Deutschen  Reiches  heifit  es  ausdrücklich:  Oer 
Ausgelieferte  darf  wegen  eines  im  Vertrage  nicht  Torgenehenen 
Delikts  nicht  bestraft  werden.  Das  ist  inländisches  Recht,  also 
vom  deutschen  Richter  zu  beachten.  Ergibt  sich  aus  dem 
Vertrage,  daß  die  Tut  nach  dem  Rechte  beider  Staaten  straf- 
bar sein  muß,  so  ist  der  deutsche  Richter  verpflichtet,  dies 
festzustellen. 

Das  in  den  \'ertriig-en  des  Reiches  ansfres})rochene  Verhot. 
den  Flüchtling  wegen  eiius  im  Vertrage  nicht  vorgeselieiien 
Delikts  zur  Tutersucliung  zu  ziehen,  wird  vom  Ueichs- 
gei  u  iit  seiir  strenfr  ausgelegt.  Ist  jeinaiui  we^en  betrü<Terisc!ieu 
iiaukrotts  ausgeliefert,  so  darf  eine  Hilfsfrage  auf  einfadieii 
Bankrott  den  Geschworenen  nicht  vorgelegt  werden,  weil  darin 
ein  „Ziehen  zur  Untersuchung"  liegt.  Eine  peinliche 
Situation  für  die  f  Jeschworenen.  Entweder  Verurteilung  wegen 
betrügerischen  Bankrotts  oder  Freisprechung,  obwohl  man 
wegen  einfachen  Bankrotts  sicher  verurteilt  hfttte.  Wird  die 
Frage  nach  einfachem  Bankrott  doch  beantwortet,  so  darf  das 
Gericht  nicht  etwa  verurteilen  unter  Vorbehalt,  daß  die  Strafe 
erst  vollstreckbar  wird,  wenn  der  Verbrecher  binnen  3  Monate 
Deutschland  nicht  verläßt  oder  freiwillig  dorthin  zurfiekkehrtt 
es  muß  vielmehr  nach  Ansicht  des  Reichsgerichts  Freisprechung 
erfolgen.  Allerdings  hat  das  Reichsgericht  ein  „Zur  Untersuchung 
^iehen^  in  der  Frage  des  Vorsitzenden  an  den  Angeklagten,  ob  er 
einen  verschwenderischen  Haushalt  geführt  habe,  also  eine  Frage, 
die  sich  auf  einfachen  Bankrott  erstreckte,  nicht  gefunden. 

Durcli  die  Freispredmng  ist  das  Strafverfolgungsrecht 
des  ersuchenden  Staates  zwar  nicht  konsiuiiert.  der  Angeklagte 
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kann,  falls  er  von  neuem  ins  Land  kommt,  dieserhalb  wieder 
verurteilt  werden.  Du  erfordert  aber  eine  nene  kostspielige 
Gerichtsverbandlnng,  wäbrend  andernfalls  dasNicbtanslieferongs- 
delikt  einfach  mit  zur  Aburteilung  kommen  konnte,  ohne  daß 
nennenswerte  Mebrarbeit  oder  gar  eine  Belästigung  des  Ange- 
klagten verursacbt  wurde. 

Die  mitgeteilte  Klausel  (Nichtbestrafung  wegen  Nichtaus- 
lieferungsdelikte)  hat  den  ferneren  Nachteil,  dafi  die  sog. 
Gegenseitigkeitserklärungen  eine  unangenehme  Einschränkung 
erfahren.  Es  ist  Brauch  gewurdcii.  dalj  dii*  K'epierungen  unt<'r 
sich  —  l  iiiic  die  Volksvertretung  zu  befragen  —  die  Aii.>- 
lit  tcruiigsyüicht  ani'  verschiedene  Delikt«  ausdehnen.  Soweit 
liitst'lben  nur  eine  authentische  Triti  ipretation  der  Vertrags- 
bestimmung  enthalten,  z.  B.  dafür,  dali  unter  Notzuclit  auch  der 
Mißbrauch  von  Kindern  unter  14  Jahren  zu  yrrstcliLU  sri.  ist 
hiergepfon  nichts  einzuwenden.  Ks  wcrdcu  hier  in  dankenswerter 
Weise  Unklarheiten  aus  der  Welt  j^csf  halft.  Die  (iegenseitig- 
keitserklämngen  sind  aber  rechtsungültig,  soweit  sie  die  Aus- 
lieferungsplllcht  auf  Delikte  erstrecken,  welche  im  Vertrag  nicht 
vorgesehen  sind.  Dies  ist  z.  B.  der  Schweiz  gegenüber  ge- 
schehen. Hier  steht  die  mehrerwähnte  Formel  wegen  Xicht- 
aaslieferung  von  Nichtauslieferungsdelikten  entgegen.  Ura  die 
an  sich  sehr  wünschenswerte  Ausdehnung  der  zur  Auslieferung 
verpflichtenden  Delikte,  gerade  der  Schweiz  gegenüber,  vor- 
nehmen zu  können,  hätte  es  der  Zustimmung  des  Reichstages 
bedurft.  Alle  Auslieferungsverträge  des  Deutschen  Reiches  sind 
dem  Beichstage  zur  Genehmigung  vorgelegt,  der  Bundesrat  hat 
damit  anerkannt,  daB  die  Mitwirkung  des  Reichstages  erforder- 
lich ist  Gleichwohl  ist  die  Frage  bestritten.  Die  Gegenseitig- 
keitserklarungen  zwischen  der  preußischen  und  französischen 
Regierung  sind  dagegen  rechtsgültig,  einmal  enthält  der  Vertrag 
keine  den  Reichjrverträgen  entsprechende  Klausel,  ferner  aber 
bedarf  in  Preußen  der  Auslieferungsveiticiu  jiii  lit  der  Zustiuj- 
raung  des  Landtages,  l'm  die  Aiisdt  iiniin;;  der  Au^lielerungs- 
delikte  zu  erleielitcrn.  nlmr  daß  ein  neuer  Vertra^sabschlulj  er- 
forderlich ist,  euiphehlt  es  sicti  nach  dem  Vor^raiigu  des  nieder- 
ländischen  Vertrages   die   Meistbegünstigungskiausel  in  alle 
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Auslieferungsverträgen  mitaaf zunehmen.  Oder  man  bestimme 
gleich  im  Vertrage,  daß  durch  Gegenseitigkeitserklärnngeii  der  Re- 
gierungen die  Zahl  der  Anslieferongsdelikte  vermehrt  werden  kann. 

Nun  ist  allerdings  die  Ansicht  vertreten,  daß  die  deutschen 
Bundesstaaten,  auch  wenn  das  Beich  einen  AusUefenmgsvertrag 
geschlossen  hat,  gleichwohl  auch  wegen  der  NichtauslieferungS' 
delikte  Auslieferung  gewähren  dürften,  weil  die  Verträge  nur 
die  Pflicht,  nicht  aber  das  Recht  auszuliefern  regelten.  Hann 
würden  auch  die  Gegenseitigkeitserklärungen  rechtsgültig  sein. 
Allein  ich  ineine,  eine  solche  Auslegung  der  Auslieferunfrs- 
verträge  ist  nicht  angängig.  Man  muß  annehmen,  daß  durch 
den  Auslieferungsvertrag  Recht  und  Pflicht  der  deiitsduii 
Regierungen  erschöpfend  geregelt  sind.  Es  wiire  erstaunlii  Ii. 
wenn  die  Regierung  eines  Bundesstaates  trotz  des  Keklis- 
vertra;.ies  nun  eine  Auslieferung  vorneliiiieii  dürfte.  Es  wäre 
dann  sogar  niögflicli,  da  eine  Gfesetzliclie  Beschränkung  nicht 
vorliegt,  wegen  ein?  s  pülitisclien  Delikts  auszuliefern. 

Ich  jrlaiibe  nun  aber,  daß  die  Sjx  zialitätsklausel  überhaupt 
erheblich  eingeschränkt  werden  muß.  Man  braucht  nicht  Finanz- 
minister zu  sein,  um  einzusehen,  daß  die  Auslieferung  wegen 
irgend  eines  geringfügigen  Delikts  die  großen  Kosten  nicht 
lohnt.  Ist  aber  der  Verbrecher  einmal  ausgeliefert,  dann  muß 
er  auch  wegen  aller  Straftaten  bestraft  werden  können,  welche 
ihm  zur  Last  fallen.  Wegen  Übertretungen  ist  das  Strafrecbt 
ja  auch  Jetzt  schon  nicht  beschränkt.  Es  ist  in  den  Verträgen 
stets  nur  von  Verbrechen  und  Vergehen  die  Rede.  Eine  Aus- 
nahme ist  natürlich  wegen  der  politischen  und  rein  militärischen 
Delikte'  und  wegen  deijenigen  Straftaten  zu  machen,  welche 
nach  dem  Recht  des  ersuchten  Staates  nicht  strafbar  sind.  Man 
kann  einem  souveränen  Staate  nicht  zumuten,  daß  er  wegen 
einer  Handlung  Bestrafung  zuläßt,  welche  er  selbst  nicht  für 
strafbar  hält.  Das  Prinzip  der  identischen  Norm  muß  aufrecht 
(  i  lialteii  werden.  Das  erfordert  nun  eine  genaue  Kenntnis  der 
beiderseitigen  Strafret  hte.  Ich  habe  vor  iiiehrercu  Jahren  die 
Unterschiede  des  holländisclien  und  des  italienischen  Strafrechts 
von  dem  deutschen  im  Archiv  f.  öffenti.  Recht  zusammengestellt 
imd  empiehie  Anderen  die  Fortsetzung  für  andere  Staaten. 
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Es  kommt  nicht  selten  vor,  daß  ein  Angeklagter,  welcher 
im  Auslande  gefaßt  ist.  nun  auch  wegen  aller  ihm  zur  Last 
gelegten  Straftaten  abgturtfilt  zu  werden  wünscht,  um  reine 
Bahn  zu  uiaclien.  Man  sollte  meinen,  dem  stände  nichts  im 
\V.'^e.  Vohnfti  non  fit  injuria.  Großer  Irrtum!  Das  Kticlis- 
gericht  (Eufsrb.  /.  Strafs.  XXXIV  191  u.  XXXVITI  118)  hält 
die  Einwiiiitiung  des  Flüchtlings  für  bedeutungslos  und  erklärt 
den  Einwurf,  die  ausgelieferte  Person  könne  auf  die  Rechte 
verzichten,  welche  der  Auslieferungsvertrag  ihr  gewähre,  für 
iinbeachtlich,  weil  der  Aaslieferungsvertrag  eine  gegenseitige 
Begelung  der  Ausfibnng  von  Soaveränitätsrechten  bez^'ecke  und 
diese  der  Verfügung  von  Privatpersonen  entzogen  sind.  Mir 
ist  das  unverständlich.  Der  Zweck  der  dem  Stralverfolgnngs- 
recht  des  ersuchenden  Staates  auferlegten  Beschränkungen  ist 
doch  der,  die  ausgelieferte  Person  vor  etwa  nach  Ansicht  des 
ausliefernden  Staates  ungerechten  Verfolgungen  und  Bestrafungen 
zu  schiHzen.  Diesen  Schutz  aber  dem  zu  Schützenden,  welcher 
selbst  am  besten  beurteilen  kann,  was  zu  seinem  Nachteile  oder 
Vorteile  gereicht,  wider  seinen  Willen  aufzudrängen,  kann  nicht 
beabsichtigt  sein.  Dies  ist  so  selbstverständlich,  daß  man  daher 
vofi  rler  ausdrücklichen  Erwähnung  jener  Ausnahme  im  Ver- 
traj2fp  Abstand  genommen  haben  wird.  Die  Ausleginifr,  die  das 
Reirhsfiericht  den  Verträgen  zuteil  worden  läßt,  zwiiip:t  trotz 
des  Einverständnisses  des  Ausgelieferten  zu  zwei  getrennten 
Gerichtsverhandlungen,  die  eine  wegen  der  Ausliefenmgsdelikte, 
die  andern  wegen  der  übrigen  Straftaten.  Die  letztere  kann 
erst  .'Stattfinden,  wenn  nach  Verlnißung  der  Strafe  wegen  des 
Ansliefemngsdelikts  oder  nach  erfolgter  Freisprechung  der  Aus- 
gelieferte eine  bestimmte  Zeit  im  Inlande  geblieben  ist  oder, 
wenn  er  Deutschland  verläßt,  freiwillig  dorthin  zurückkehrt. 
Dem  Aus^lieferten  wird  also  die  Reise  an  die  Grenze  nicht 
erspart,  er  muß  die  Grenze  mit  beiden  Füßen  überschreiten 
und  dann  zurückkehren.  Nunmehr  ist  erst  der  böse  Ausliefe- 
rungszauber von  ihm  gewichen. 

Das  Auslieferuiigsvüifahren  dauert  wegen  der  vielen  For- 
malien,  wegen  der  Fe.ststellung  der  Nationalität  usw.  oft 
längere  Zeit.    Die  üntersucliuugshaft  im  Auslande  darf  nach 
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einem  Urteil  des  Kammergerichts  auffäliigerweise  auf  die  dem- 
närhstige  Strafe  nicht  angerechnet  werden.  Es  verzichten 
deshalb  manche  Verbrecher  auf  ein  förmllcbes  Verfaliren  und 
beantragen  sofortige  Überführung  in  den  ersuchenden  StAat. 
Dann  fallen  selbfitverstäiullich  die  Beschränkungen  des  Straf- 
verfolgongsrechts  weg.  Man  nennt  dies  Verfahren  nach  seinem 
Urspmngslande  Frankreich  die  extradUUm  wkmiaire.  Das 
Beichsgericht  hat  dieses  Bechtsinstitat  anerkannt,  aber  nur  im 
Verhältnis  zwischen  Frankreich  und  Anhalt  und  lediglich  des- 
halb, weil  diese  beiden  Staaten  einen  AnsliefemngSTertrag  nicht 
haben.  Ob  bezfiglich  Preußens  ebenso  erkannt  worden  wäre, 
bleibt  nach  der  sonstigen  Bechtsprechung  des  Beichsgerlchte 
zweifelhaft 

Darf  nmi  der  Ausgelieferte,  wenn  er  wegen  der  Spezialit&ts- 

klausel  nicht  bestraft  werden  darf,  ruhig  in  Deutschland  ver- 
bleiben? Manche  Verträge  bestiinineii  ausdrücklicli.  höchst 
überflüssig,  weil  selbstverstäiidlicli,  daß  die  Bejschraukuiigeu  »It  r 
Strafbefugnis  wej^f allen,  wenn  der  Ausgelieferte  länger  als  drei 
^Idiiate  in  Deutijcliland  verhlriht,  oder  wenn  er,  nachdem  er 
Deutschland  verlassen  hat,  dort  wieder  liin  zurückkehrt.  Aus 
dem  Scliwi'igcn  einzelner  Yertrii^^e  in  dieser  llinsielit  liat  man 
geschlossen,  daß  der  Ausgelieferte  dann  überhaupt  nicht  ver- 
folgt werden  könne  (vgl.  Entsck.  d.  HG  i.  Strafs.  XXXIl  425). 
Das  ist  natürlich  irrig  Ks  wäre  ein  schöner  Hohn  auf  die 
Strafjustiz,  wenn  die  deutschen  Behtirden  überhaupt  niemals 
ihre  Strafbefugnis  wiedererlangten  und  den  Verbrecher  im  Inlande 
dulden  müßten.  Ausländer  kpnnte  man  ja  ausweisen;  bei  In- 
ländern geht  das  aber  nicht.  Ich  meine  deshalb,  daß  in  den 
Fällen,  wo  eine  ausdrückliche  Yertragsbestimmung  fehlt,  die 
Suspension  des  Strafverfolgungsrechts  wegfällt,  wenn  der  Aus- 
gelieferte Gelegenheit  gehabt  hat,  sich  wieder  ins  Ausland  za 
begeben.  Wie  lang  die  Frist  zu  bemessen  ist,  hängt  yon  den 
konkreten  Umständen  ab.  Ein  modicHm  tempus.  Man  wird 
dem  Verbrecher  nicht  zumuten  dürfen,  sofort  nachdem  er  seine 
Strafe  wegen  des  Ausliefemngsdeliktes  verbüßt  hat  oder  frei- 
gesprochen ist,  einen  Expreßzug  zu  besteigen  und  Deutschland 
zu  verlaisseii.    Eine  Frist  von  1  Monat  wird  aber  ausreichen. 
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Die  dieiBUMutiiohe  Frist  Vertrige  ist  viel  zu  lang.  Das 
ttkennende  Gericbt  bestimmt  zweckmäßig  gleich  die  Fiist,  dann 
weiß  dar  Yerbrecber  BcMdteidp  Sollte  er  dorcb  Krankbeit  usw. 
länger  im  Inlande  festgebalten  werden,  so  ist  nacbtr&glieb  die 
fnet  za  verl&agem. 

Bei  einem  aus  Bnglaiid  Ausgelieferten  bat  das  fieiobsgericbt 
{MOgdi.  i.  Sirafs,  XXXII  425)  angenommen,  daß  ein  solcher 
aiicb  nach  seiner  Freilassnng  die  leehtlicbe  Stellung  eines  Aus- 
gelieferten nicht  verliere,  wenn  er  Gelegenheit  zum  Yerlessen 
Deutschlands  gehabt  habe,  jedoch  die  Suspension  des  deutschen 
Strafverfolgungsrcclits  wt  glulle.  wenn  er  die  ausdrückliclic  Kr- 
klaruug  ab§rebe,  im  Inlande  zu  verbleiben.  Wer  also  hübsch 
still  ist  und  keine  Erkliirnnfr  abgibt,  ist  in  Deutschland  bankro- 
»ankt.    Ein  weni^r  befriedigender  Rechtszustand.'*) 

Die  in  dem  üben  mitgeteilten  Urteile  ausgesprochenen 
Rechtßgrundsätze  hat  das  Reichsgericht  in  seiner  Entscheidnnp' 
vom  8.  6.  05  (Entsch.  i.  Straf s.  XXX VIII  Hol  etwas  modifiziert 
und  angenommen,  daß  es  nicht  Zweck  und  Absicht  der  vt  rrra^s- 
schließenden  Regierungen  gewesen  sei,  den  Ausgelieferten  für 
alle  Zeiten  Straflosigkeit  zu  garantieren.  Die  Verfolgimg 
soll  nur  solange  ausgeschlossen  sein,  als  der  Aufenthalt  im  In- 
lande als  die  unmittelbare  Folp:e  der  Auslieferung  zu 
betrachten  ist.  Die  Frist,  welche  in  den  Vertragen  festgesetzt 
ist,  beginnt  erst  dann,  wenn  über  die  Handlung,  wegen  der 
AnsUeferung  erfolgt  ist,  endgültig  gerichtlich  entschieden  ist. 
Schwebt  das  Verfahren  noch  bezw.  bat  der  Ausgelieferte  keine 
Gewißheit,  daß  das  Verfahren  beendet  ist,  so  ist  die  Unter- 
stellung nicht  gerechtfertigt,  daß  der  Ausgelieferte  im  Inlande 
verweile  in  freier  Selbstbestimmung  seines  Aufenthalts 
(Eiasdt.  ä.  m  i.  Strafs.  XXXVIII  117). 

Kommt  der  Ausgelieferte,  nachdem  er  Deutschland  verlassen 
hat,  dorthin  wieder  zurück,  so  kann  er  wegen  aller  Straftaten 
bestraft  wcrdiMi.  Ist  die  Rückkunft  keine  freiwillige  z.  B.  in- 
folge Schiftbruches  oder  Krieg.sgefan^^cnschaft,  so  bleibt  die 
Suspension  bestehen,  wenn  er  sich  alsbald  wieder  entfernt. 


^)  Vgl.  meine  AbbandluQg  in  Ztscb.  2ül  2r2. 
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Alle  diesr  T'inst.liKllichkeiten  kann  man  »kh  ersparen,  wenn 
man  den  Verzicht  des  Ausgelieferten  anf  Beschränkungen  der 
Verträge,  die  zu  seinen  Qnnsten  lediglich  gemacht  sind,  für 
rechtswirksam  erklärt.  Will  man  vorsichtig  sein,  so  verlange 
man,  wie  dies  in  der  Schweiz  vorgeschrieben  ist,  noch  die  Zn- 
Stimmung  des  Yerteidigeis,  damit  der  Klient  über  die  rechtliche 
Tragweite  seiner  Erklärung  aufgeklärt  wird. 

Der  gegenwärtige  Rechtszustand  im  Auslieferungsrecht  ist 
höchst  unbefriedigend.  Es  liegt  dies  zum  Teil  an  der  unge- 
schickten, Mißverständnisse  geradezu  herausfordernden  Fassang 
der  Verträge.  Aber  auch  die  engherzige  Auslegung  des  Reichs- 
gerichts trägt  die  Schuld  mit. 

Also  neup  RiMiitsliilfeverträge  und  AusUutVniiifrsverträge 
und  ein  deutsches  Cirundgesetz  über  Leistung  der  Rechtsliilfe 
und  Gewährung  von  Auslieferungen. 

Ob  alle  von  mir  voi-geschlagenen  Reformen  auf  Annahme 
hotten  dürfen,  bleibt  zweifelhaft.  Jedenfalls  ist  ein  bestimmter 
Weg  gezeigt.   Nun  möge  sich  auch  der  Wille  einstellen. 
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Die  Carmenfrage,  ein  Beitrag  zum  internationalen 

Urheberrecht. 

Von  Recbtoanwalt  Dr.  Faid  in  MaimE. 

Nachdem  über  die  Frage,  ob  die  Urheberrechte  an  ^Carmen** 
seit  1.  Januar  1906,  sei  es  bezüglich  der  Musik,  sei  es  bezüg- 
lich des  Libivttos.  noch  iortbcstcheii  oder  iu  Fortfall  gekiniimcn 
.«ind,  verschiedene  zum  Teil  auseinander  gehende  Ansichten, 
insbesondere  in  Frankreich  und  Osterreicli  laut  ^^eworden  sind, 
erscheint  es  geboten,  den  nacii  melireren  Eichtungen  hin  inter- 
essanten und  nicht  iranz  zweitelireien  Kall  nach  der  tatsäch- 
lichen und  recbtliclieii  Seite  klar  zu  stellen. 

In  tatsäclilicher  Hinsiebt  ist  von  Folgendem  auszugehen: 
Die  Musik  zu  „Carmen"  ist  von  Bieet  ausschließlich  komponiert 
worden ;  Bizet  ist  im  Jahre  1875  in  Paris  gestorben.  Der  Text 
bezw.  das  Libretto  istYon  den  beiden  französischen  Schriftstellern 
Halevy  und  Meilhac  gemeinschaftlich  verfaßt  worden.  Den  Stoff 
haben  dieselben  einer  Erzählung  von  Prosper  Merimäe  entlehnt, 
welch'  letztere  auch  dem  Komponisten  wohl  bekannt  war.  Da 
die  Dramatisierang  der  Erzählung  zweifellos  gestattet  war  so 
kommt  dieser  Punkt  bei  der  gegenwärtigen  Frage  nicht  weiter 
in  Betracht.  Es  steht  in  tatsächlicher  Hinsicht  weiter  fest, 
daß  von  den  beiden  französischen  Textdichtem  der  eine,  nämlich 
Bakvif,  noch  lebt.  Weiter  kommt  in  Betracht,  daß  bei  den 
Adfahiungen  in  Deutschland,  wie  selbstverständlich,  nicht  das 
franzosische  Libretto,  sondern  die  deutsche  Obersetzung  benutzt 
wird.  Die  von  den  Theatern  benutzte  deutsche  Übersetzung  ist 
die  von  D.  Louis,  welche  bereits  im  Jahre  1875  erschienen  ist. 
Der  Name  Ijouis  ist  ein  Pseudonym,  der  ricliti^'-e  Name  des 
Übersetzers  war  Julius  llopj).  Julius  Hopj)  war  osttTreichischer 
Staatsaugehöriger  und  starb  im  Jahre  lb8(i.    Es  steht  nun 
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weiter  fest,  daß  die  gemäß  §  31  Abs.  2  des  Urheberrechts- 
gesetzes von  1901  vorgesehene  Eintragung  des  wahren  Namens 
des  Urhebers  in  die  ürlieberrechtsrolle  in  I^eipzig  im  Jahre 
1902  erfolgt  ist.  Mit  Rücksicht  daraaf,  daß  seitens  der  in 
Paris  befindlichen  Yerlagsfirma  Choudens  der  Anspruch  er- 
hoben worden  ist,  daß  anch  noch  nach  dem  1.  1*  1906  die 
Auffabrong'  bezw.  die  Befugnis  zur  Herausgabe  der  Partitur 
von  der  Genehmigung  der  Bechtsnachfolger  des  Komponisten 
abhängig  sei,  muß  die  Frage,  wie  es  sich  hiermit  ab  L  1. 
1906  in  Deutschland  verhält,  getrennt  für  die  Aufführung  und 
demnächst  für  den  Nachdruck  dir  l*artitur,  dei  es  mit,  sei  es 
ohne  Text,  beantwortet  werden. 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  in  Deutschland  die  Fraircn 
nach  dem  (losotze  von  lUOl  beurteilt  werden ;  os  cr^^ibt  si(  Ii  dits 
ans  §  61  (it's  (icsctzi's  in  zwpiff*lfreier  Weise.  Hiernach  ist  alx  r 
zunächst  tVstznstellcn,  daß  die  Oper  ^Carmen"  niclit  ein  einheit- 
liches Werk  ist,  an  dem  bezüglich  Musik  und  Text  das  Urheber- 
recht gemeinschaftlich  mehreren  im  Sinne  des  §  30  des  Gesetzes 
zusteht,  sondern,  daß  das  UrhebeiTccht  an  dem  musikalischen 
Teil  verschieden  ist  von  dem  Urheberrecht  an  dem  Texte.  £in 
gemeinschaftliches  Werk  im  Sinne  des  §  30  würde  nur  dann 
vorhanden  sein,  wenn  nachweisbar  entweder  der  Komponist 
auch  bei  dem  Texte  oder  die  Textdichter  aach  bei  der  Kom- 
position der  Musik  mitgewirkt  hätten.  Dies  ist  aber  nicht  der 
Fall.  Der  Komponist  Biaei  hat  sich  lediglich  auf  die  Schaffung 
df'r  Musik  beschränkt,  während  die  Textdichter  nur  das  Libretto 
[i(  schatten  haben.  Es  besteht  aber  kein  Zweifel  darüber,  daß, 
wt  IUI,  wie  dies  die  Kegel  ist,  bei  (h  r  Schaffung  einer  Oper  der 
Grundsatz  der  Arbeitsteilung  in  der  Weise  befidgt  wird.  dat> 
der  Komponist  sich  nur  auf  den  musikalischen  Teil,  die  Text- 
dieliter  nnr  auf  das  T>ibretto  beschränken,  für  Text  und  Musik 
ein  versciiiedenes  (  rlieherrecht  existiert.  Es  ergibt  sich  dies 
in.sbesondere  aus  o  dos  Gesetzes  und  wird  auch  von  den 
Motiven  des  Gesetzes  anerkannt.  Der  Umstand,  daß  aus  der 
Verschiedenheit  des  Urheberrechts  an  Musik  und  Text  sieh  eine 
verschiedene  Dauer  des  einen  und  des  andern  ergeben  kauB 
und,  wie  im  Falle  «Carmen*^  ersichtlich  ist,  auch  eigibt,  ist  von 
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der  Gesetzgebung  seinefzeit  wohl  berOcksichtigt  worden,  indessen 
bat  man  sich  nicht  yeranlaBt  gesehen,  nm  seinetwillen  eine  Ab- 
weichung Yon  den  Gnindsiltsen  zu  sanktionieren,  die  sich  aus 

dem  Wesen  des  Urheberrechts  ergeben  und  welche  nicht  nur 
in  Deutsrlilaiid,  sondern  auch  im  Auslande  anerkannt  sind. 
]):is  (iepenteil  kann  aueli  nicht  aus  der  Bestiiuinunjr  des  §  28 
dis  ürheberrechtsjresetzes  {jefolgcit  werden.  Denn,  wenn  Ab- 
satz 2  desselben  bestimmt»  daß  bei  einer  Oper  oder  einem  sonstigen 
Werke  der  Tonkunst,  zu  welebeni  ein  Text  geliürt,  der  Veranstalter 
der  Auftüliruug  nur  der  Einwilligung  desjenigen  bedarf,  weichem 
das  Urheberrecht  an  dem  musikalischen  Teil  zusteht,  so  ist 
diese  Ausnahme  von  der  Regel  des  §  28  Abs.  1  nur  mit  Rück- 
sicht auf  die  praktischen  Seliwierigkeiten  gebilligt  worden, 
welche  sich  aus  der  Durchführung  der  soeben  genannten  Be- 
stimmung ergeben  haben  würden.  Für  die  Frage  der  Dauer  des 
Urheberrechts  an  dem  Texte  der  Oper  ergibt  sich  daraus  selbst- 
verständlich  nichts.  Liegt  nun  ein  gemeinschaftliches  Werk 
im  Sinne  des  §  30  des  Gesetzes  nicht  vor,  so  ergibt  sich  ohne 
weiteres,  daß  vom  1.  1.  06  die  Musik  zu  „Carmen*^  frei 
geworden  ist;  es  kann  dieselbe  also  sowohl  in  Konzerten 
aufgeführt  werden,  als  auch  ist  es  zuliLssig,  Ausgaben  dei" 
Musik  zu  veranstalten.  Der  Umstand,  daij  in  Fninkivich  die 
>iusik  noch  '20  .lahre  geschützt  ist,  kann  hiergegen  nicht 
in  Betracht  konmien,  da  es  das  Trinzip  sownbl  der  Herner 
Konvention,  als  ftnch  des  franziisiseli-deutsclien  Staats\ t  rtrags 
von  1883  ist,  daß  die  Schutzdauer  nicht  iii)er  die  Frist  hin- 
ausgeht, welche  den  inländischen  Urhebern  gewiilirt  ist.  Der 
Anspruch  der  französischen  Verlagsfinna  Chondens,  dali  Musik 
und  Text  noch  weiterhin  in  Deutschland  ge.scliützt  seien,  ist 
also  bezüglich  des  Musikmaterials  haltlos,  vielmehr  ist  dasselbe 
seit  1.  Januar  nach  jeder  Richtung  hin  zur  Benutzung  frei  ge- 
worden. Ausgaben  der  Musik  zu  ,,Carmen^,  sowohl  vollständige, 
wie  Auszüge,  können  also  auch  in  Deutschland  nachgedruckt 
werden,  jedoch  nur,  falls  sie  nicht  mitText  versehen  sind. 

Wesentlich  anders,  wie  in  Bezug  auf  die  Musik  gestaltet  sich 
die  Rechtslage  in  Bezug  auf  den  Schutz  des  Textes.  Daß  der  fran- 
zösische Text  als  solcher,  d.  h.  das  Original  in  Deutschland  noch 
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fernerhin  geschützt  ist,  ergibt  sicli  ans  der  Tatsache,  daß  einer 
der  Autoreu  des  Textes  noch  am  Leben  ist.  Aber  auch  gegen  die 
Übersetzung  ist  das  französische  Original  in  Deutschland  noch 
geschützt.  Der  Schutz  gegen  Übersetzung  ist  im  VerbälUiis 
zwischen  Frankreich  und  Deutschland  durch  die  Bestimmiintrcn 
des  deutsch-französischen  Vertrags  vom  19.  4.  1883  bezw.  durch 
den  Notenaustausch  zwischen  der  französischen  und  der  deutschen 
Regierung  vom  2713.  6.  1003  geregelt  Die  Bestimmungen 
des  iranzösischHieutschen  Vertrags  von  1883  kommen  in  Be- 
tracht, weil  sie  über  die  Bestimmungen  der  Bemer  Konvention 
hinausgehen  und  als  besseres  Becht  gegenüber  dem  Mindestrecht 
dieser  aufrechterhalten  sind.  Nachdem  nun  Infolge  des  ge- 
nannten Notenaustausches  zwischen  den  beiden  Begierongen 
festgestellt  ist,  daß  die  Bestimmungen  des  §  12  Ziffer  1  des 
Urheberrechtsgesetzes  von  1901  über  den  Schutz  gegen  Über- 
setzungen auch  den  französischen  Staatsangehörigen  ohne 
weiteres  zukommen  und  iiilialtlich  der  «gedachten  Vunscbrift  der 
Schutz  gegen  Übersetzung  sich  sowolil  auf  die  Dauer  des  Lebens 
des  Autors,  als  auf  die  Zeit  v(m  30  Jalin  n  mich  dessen  Ab- 
leben erstrec  kt,  ist  das  französische  TJbretto  zu  ^Carmen''  in 
Deutschland  ^n'<rcn  dcutscln'  i'btTscl/ung  für  die  Dauer  des 
Lebens  des  Textdichters  Halerif  und  für  weitere  ;5Ü  .ialin-  nach 
dessen  Ahhben  geschützt.  Ks  ist  also  unniö<;lich,  in  Dt'ut.sch- 
land  eine  deutsche  Übersetzung  mit  Reclitswirksamkeit  her- 
zustellen. Wie  bereits  bemerkt,  wird  in  Deutschland  wie  auch 
in  Österreich  seitens  der  Bühnen  die  Übersetzung  von  Louis 
benutzt,  welche  seüierzeit  seitens  der  Textdichter  autorisiert 
worden  war.  Diese  Übersetzung  ist  in  Deutsdüand  noch 
bis  zum  31.  12.  1916  geschützt.  Die  Übersetzung  ist  in 
Deutschland  im  Jahre  1875  erschienen.  Es  steht  fest^  daß  die 
Eintragung  des  richtigen  Namens  JiRbüp  im  Jahre  1902  in 
Leipzig  erfolgte.  Nach  Maßgabe  des  §  31  Urheberrechtsgesetzes 
war  die  Übersetzung  bis  zum  Jahre  1905  geschützt,  in  Gemäß- 
heit  des  Absatzes  2  trat  aber  eine  Verlängerung  ein  bis  zum 
Ablauf  von  30  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers.  Da 
Bo2)p  im  Jahre  1886  gestorben  ist,  so  erstreckt  sich  der  Schutz 
dieser  Übersetzung  bis  zum  Jahre  1915.  Da  nun  aber,  wie 
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soeben  hervoigehoben,  auch  nach  dem  Jahre  1916  das  franzö- 
sische Libretto  gegen  eine  Übersetzung  geschützt  ist,  so  kann 
aach  nach  dem  Jahre  1916  die  Mopp  stihe  Übersetzung  in 
Deutschland  nicht  verbreitet  bezw.  nicht  TervieWtigt  werden, 

denn  die  Vervielfältigung  bezw.  Verbreitung  würde  eine  Ver- 
letzuiifi  der  aiissclilit'ljlichen  Übersetzungsbefugnis  der  Verfasser 
des  Ori^aualtextes  entbaltrii.  Es  ist  nun  versucht  worden,  aus 
dem  Umstände,  daß  J/opp  iisterreichischer  Staatsangtlmriger 
war,  einen  Ijuwand  gegen  diese  Rerbtsanffassung  abzuleiten. 
In  Betracht  koniuit  hierbei  das  Übereiukuniinen  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  ()sterreich  -  Ungarn  vom  HO.  12. 
Art.  1  Abs  2  sn<it  allerdings,  daß  der  vprtrafismäliip'e  Schutz 
nicht  pft  wahrt  wird,  wenn  das  Werk  dort,  wo  es  einheimisrh 
ist,  überiianpt  keinen  gesetzlichen  Schutz  genießt.  Da  man  nun 
behauptet,  daß  in  Österreich  die  ffopp'sche  Übersetzung  frei 
sei,  so  wird  gefolgert,  daß  dieselbe  auch  in  Deutschland  nicht 
mehr  geschützt  sei.  Diese  Behauptung  beruht  auf  einen  Tnig- 
schluß;  man  übersieht  nämlich,  daß  es  sicli  im  gegebenen  Falle 
m  den  Schutz  eines  Werltes  handelt,  welches  in  Deutschland 
als  einheimisch  im  Sinne  des  angeführten  Übereinkommens  zu 
leiten  hat  Es  bestimmt  nämlich  Art.  2  des  Übereinkommens, 
daß  als  einheimisch  ein  Werk  gelte,  wenn  auf  dssselbe  vermöge 
semes  Erscheinungsorts  oder  vermüge  der  Staatsangehörigkeit 
4Mler  des  Wohnsitzes  seines  Urhebers  die  betreffende  inlandische 
Gesetzgebung  Anwendung  findet.  Die  ffopp*acihe  Übersetzung 
ist  in  Deutschland  erschienen,  muß  also  nach  Mafigabe  dieser 
Vorschrift  hier  als  einheimisch  gelten  und  es  findet  auf  sie  also 
auch  §  55  Urheberrechtsgesetzes  Anwendung.  l*raktischen  Wert 
hat  aber  diese  Frage  nicht,  da  wie  gesagt,  der  fortdauernde  Sclintz 
dt's  ( iri^nnals  «jrepren  die  Übersetzung  der  Möglichkeit  einer  \'er- 
bivitung  jeder  Übersptznng  im  Wege  steht.  Das  Ei^ebnis 
die.>er  Erwägung  ist  also  dahin  zusaninienzufassen,  daß  für 
Deutschland  zwar  die  Musik  zu  ^Carmen"  seit  1.  1.  190n  frei 
ist  daß  dajregen  der  Text  nach  wie  vor  unter  Schutz  stellt. 

Nicht  so  klar  wie  bezüglich  Deutschlands  ist  die  Hechts- 
lage in  Ansehung  Österreichs,  was  in  er.ster  Linie  darauf  zu- 
rückzuführen ist,  daß  .Österreich-Ungarn  der  Berner  Konvention 
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noch  niclit  beigetreten  ist.  Was  zunächst  die  Vrn^e  betrifft^ 
ob  die  Musik  zu  „Carmen"  in  Österreich  gegen  öffentliche  Auf- 
führung geschützt  ist,  so  kommt  Folgendes  in  Betracht: 

Nach  dem  österreicbiflchen  Patent  vom  19.  10.  1846  er- 
streckte sich  der  Schutz  gegen  dffentliche  Auffülinmgen  nur 
auf  die  Dauer  von  10  Jahren  nach  dem  Tode  des  Verfassers. 
Da  Biaet  im  Juni  1875  verstorben  ist»  so  endigte  die  Schutz- 
frist gegen  öffentliche  Aufführung  der  Musik  in  Österreich  am 
31.  12.  85.  Das  Gesetz  von  1895,  welches  die  Schutzfrist 
auf  30  Jahre  nach  dem  Ableben  erstreckt,  konnte  hierauf 
k^e  Anwendung  finden,  weil  nach  §  67  desselben  die  An- 
wendung bezüglich  derjenigen  Werke  ansgeschlofisen  ist,  welche 
vor  seinem  Inkrafttreten  rechtmäßig  frei  zur  Aufführnngr 
gebracht  wurden.  Da,  wie  bemerkt,  »las  Schutzreclit  mit  <lm 
Jahre  1886  erloschen  war,  so  kuiiii  die  Verlang« nin;!  der 
Schutzfrist  durch  das  neue  (iesetz  hierauf  kiinc  Anwtiidun^ 
finden.  Nun  steht  allerdin«rs  fest,  daß  die  itsti  rreichischeii 
Theaterdirekturen  mit  Einsciiiiiii  der  Wiener  Hofopcr  auch  nach 
dem  Jahre  18sii  für  die  Bemitzuiifr  di-r  Musik  fortgesetzt 
Tiuitiemen  zalilten,  vermutlich,  \v<'il  sie  über  die  Kcclitslage 
nicht  im  klaren  waren.  Allein  daiaus  kann  nii  lit  gessciilossen 
werden,  daß  die  Musik  vor  dem  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes 
von  1895  gegen  öffentliche  Aufführungen  seit  1886  noch  ge- 
schützt  gewesen  sei;  denn  nicht  die  Tatsache  entscheidet, 
sondern  das  Recht  und  §  67  kann  nur  dahin  verstanden  werden, 
daß  die  Entscheidung  davon  abhängt,  ob  eine  Aufführung  recht* 
lieh  frei  erfolgen  konnte,  gleichviel,  ob  sie  erfolgt  ist  oder 
nicht.  Gegen  Übersetzung  ist  das  französische  Libretto  in 
Österreich  nicht  mehr  geschützt^  weil  das  Gesetz  von  1846  in 
§  ö  für  den  Schutz  gegen  Übersetzung  nur  eine  eii^&hrige 
Schutzfrist  vorsah  und  somit  das  Libretto  schon  vor  dem 
1.  1.  1896,  dem  Tage  des  Inkrafttretens  des  neuen  Gesetzes, 
in  Östemich  übersetzt  werden  konnte.  Zwischen  Österreich 
und  Frankreich  besteht  der  Staatsvertrag  von  1866  über  den 
Schutz  der  gegenseitigen  Urheberrechte;  es  ist  darin  aus- 
drücklich betont,  daß  den  ausländischen  Urhebern  keine  längere 
Schutzfrist  gewährt  werden  könne,  wie  den  inländischen.  So- 
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mit  könnte  in  Österreich  sowohl  die  MusÜc  zu  „Carmen'^,  als 
auch  die  Musik  mit  dem  übersetzten  Texte  öffentlich  aufgeführt 
werden. 

Was  nun  die  Anfffihrung  mit  dem  Hopp'schen  Texte  an- 
langt, so  kommt  in  Betracht,  da6  nach  §  23  b  des  Gesetzes  von 
1846  anonyme  Werke  gegen  öffentliche  Anfffihmngen  nur  für 

(Be  Daner  von  10  Jaliren  geschützt  waren.  Das  Gesetz  von 
1846  kannte  nicht  die  Möglichkeit,  eine  Verlängerung  des 
Schutzes  auuiiymer  Werke  gegen  Öffentliche  Aufführungen  da- 
dnrch  herbeizuführen,  daß  iiuKTlialb  der  Schutzfrist  von  lO.Tahren 
tier  richtige  Name  des  Autors  in  der  Urheberri'ciitsrulle  ein- 
getragen w  ird.  Hiernach  war  der  Nopp'sche  Text  gegen  öffent- 
Hche  Auüührung  in  Österreich  nur  bis  zum  Jahre  1886  ge- 
schützt. 

Verschieden  hiervon  ist  die  Rechtslage  bezüglich  der 
Herausgabe  des  Mnsikmaterials  mit  Text  oder 
ohne  Text.  Nach  §  13  des  Gesetzes  von  1846  belief  sich  die 
Schutzfrist  für  Schriftwerke  auf  die  Dauer  von  30  Jahren  nach 
dem  Tode  des  Verfassers.  Hiemach  war  die  Biaet'ache  Musik 
gegen  Kachdruck  auch  in  Österreich  zweifellos  bis  zum  1. 1. 1906 
geschützt,  ist  aber  seit  diesem  Tage  frei.  Für  anonyme 
oder  Pseudonym  erschienene  Schriftwerke  betrug  der  Schutz 
nach  dem  früheren  Gesetze  30  Jahre,  vgl.  §  14  des  Gesetzes 
von  1846.  Bei  inki  afttreten  des  neuen  Gesetzes  von  1895  war 
diese  Schutzfrist  noch  nicht  erloschen ;  zufolge  des  ^  (jö  des 
neuen  (Jesetze.s  linden  auf  noch  nicht  frei  gewordene  Werke  die 
Vorschriften  des  neuen  (Jesetzes  Anwendung-  und  demgemäß 
auch  §  44  Abs.  2,  welcher  die  Verläntrt^'ung-  der  Schutzfrist 
bis  zu  der  Dauer  von  30  Jahren  nach  dem  Tode  bei  anonymen 
Werken  durch  die  Eintragung  des  wahren  Namens  in  das  Ur- 
lieberrechtsregister  vorsieht.  Da  dies  niciit  geschehen  so  ist  die 
Schutzfrist  auch  bezüglich  des  Textes  in  Österreich  mit  dem 
1. 1.  06  erloschen.  Auch  wenn  die  Frage  im  Sinne  der  ersten 
Alternative  zu  beantworten  wäre  so  könnte  gleichwohl  niemand 
gehindert  werden,  eine  andere  Übersetzung  des  französischen 
Librettos  beizustellen,  weil  eben  dieses  gegen  Übersetzung  nicht 
mehr  geschützt  ist.  Theoretisch  würde  die  Möglichkeit  bestehen, 
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daß  diese  neue  Übersetzung  nicht  mit  der  //b/>//schen  Uber- 
setzung: kollidierte,  aber  anrli  nur  theoretiscii.  in  praktischer 
Hinsicht  würde  es  kaum  zu  vermeiden  sein,  daß  der  Übersetzer 
in  das  freilich  erloschene  Urheberrecht  an  der  Hopp'schen  Über- 
setzung eingriffe.  Hiernach  resümiert  sich  also  das  Ergebais 
der  Erwägung  über  die  Rechtslage  in  Österreich  dahin:  Die 
Musik  kann  sowohl  nachgedruckt  als  auch  zur  öffentlichen  Auf- 
ffihrung  benutzt  werden.  Das  französische  Libretto  darf  weder 
nachgedruckt  noch  zur  öffentlicben  Auiföhrung  benutzt  werden. 
Ein  Schutz  des  französischen  Librettos  gegen  Übersetzung  be- 
steht nicht  Die  Jäbi^'sche  Übersetzung  darf  zu  öffentlichen 
Aufführungen  benutzt  und  auch  nachgedruckt  werden ;  natürlich 
ist  aber  die  Verbreitung  dieser  Nachdrucke  in  Deutschland  un- 
statthaft und  unterliegt  der  Beschlagnahme.^) 

übereinstimmend  mit  Vorstehendem,  Oster  rief  1/ ,  Geier/ filhlier 
Eecht. ^schütz  19'>5  S.  H77  ff .  teilweise  abweichend,  Alf  sc  hui  in  ^Juristi- 
sche Blnttpr''  Jir  Hl  No  53  S.  629 fL  (Wieü  1905}  und  Schmidt,  ebenda 
Jg.  30  Nü.  2  8.  löflr.  (^Wien  1906;. 
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Von  Referendar  Ottlar  ülauur.  Breslau. 

Der  Art.  28  £G  z.  BGB  schließt  für  bestimmte  FäUe  einige 
Artt.  des  EG  von  der  Anwendung  in  gewissem  Umfange  aus 
and  ftthrt  unter  ihnen  auch  den  Art.  27  auf.  Die  Frage,  was 
die  Nennung  dieses  letzteren  in  Art.  28  zu  bedeuten  habe,  gibt 
bei  näherer  Überlegung  zu  manchen  Zweifeln  und  Bedenken 
Anlaß  und  wird  auch  in  der  Literatur  durchaas  nicht  einheitlich 
beantwortet.  Bs  sei  daher  gestattet,  auf  einen,  soviel  ersicht- 
lich, bisher  noch  von  keiner  Seite  berührten  Gesichtspunkt  für 
die  Beurteilung  dieser  Frage  hinzuweisen.  Dabei  soll  der 
Einfachheit  halber  im  folgenden  ein  in  England  belegenes 
Grundstück  (ein  solches  gcliürt  zweifellos  zu  den  von  Art.  28 
hetrofTeiicii  Oprenständen ;  vgl.  Niemeyer ,  Internationales 
Priratrerlit  des  BGB,  1901  S.  R9:  v^l.  muh  Prof  s.  I.Lesung 
des  BGB,  S.  11  577),  dessei]  Ki^i  iitiinier  in  Deutschland  wolme, 
durchgängig  als  Heispiel  an^reiiüiumcn  werden. 

Zunächst  ist  folgendes  festzustellen: 

Der  Art.  27  bestimmt,  daß  die  Artt.  7\  X3\  lö^,  17^  und 
25  nicht  zur  Anwendung  kommen  sollen,  wenn  das  von  ihnen 
für  maßgebend  erklärte  fremde  Recht  seinerseits  auf  das 
deutsche  Hecht  zurfickverweist.  Wenn  nun  in  den  Fällen  des 
Art.  28  der  Art.  27  selbst  für  unanwendbar  erklärt  ist,  so 
wird  damit  jene  auf  dem  Art.  27  beruhende  Außerkraftsetzung 
der  obengenannten  5  Artt.  wieder  aufgehoben  und  ihnen  in 
Ansehung  der  von  Art.  28  betroffenen  Gegenstände  ihre  ur- 
sprQngtiche  Geltung  an  sich  zurfickverliehen.  Natürlich  kann 
dies  aber  eben  nur  denjenigen  Artt.  zugute  kommen,  die  ohne 
den  Art.  27  in  der  Tat  zur  (Jdtiin^  gelangt  sein  würden,  und 
kann  offenbar  nicht  zugiui.sten  suklter  Vorscliriften  wirken,  be- 
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züglich  deren  ohnehin  eine  Anwendung^  auf  die  dem  Art.  28 
unterliegenden  Gegenstände  von  vornherein  nicht  in  Betracht 
Itommt  Das  letztere  trifft  auf  die  Artt.  7^,  13^  und  17^  zn. 
Diese  Vorschriften  beschäftigen  sich  —  abgesehen  von  den 

nach  Art.  17  sich  retjebiden  verinügeiisrechtlichen  Ehescheidiin^'s- 
strafon  —  mit  den  Hechts s  ubj  e  k  t  c  ii  und  den  n  rechtliclifn 
Ki^enscliafteii  und  snnstijjien  Ikziebun^an  p l  rs  u n  1  i  c her  Natur, 
nicht  dap:og"en  mit  den  Rochtsol) j e kten  und  den  ;in  (iirse  ge- 
l%iiiijtftt'n  I\('(litsvt'rliahiiissen.  Es  kann  daher  von  vorrdiereiii 
selion  von  einer  iniiuittelbHren  „Anwendung"  auf"  iiyt  inlwehdie 
Gegenstände,  wie  es  ini  Wortlaut  des  Art.  28  lieißt.  hei  den 
Aitt.  7^  und  13*  überliaupt  nieht  und  srhlerhthin  audi  hei  ih-m 
Art.  17^  nicht  die  Rede  sein.  Es  erg:ibt  sich  aber  auch  im 
ülirigen  aus  dem  Inhalt  des  Art.  28,  daß  er  mit  den  persön- 
liche Verhältnisse  betreffenden  Normen,  wie  es  die  Artt  7', 
18^  und  in  der  Hauptsache  n\u-h  17^  sind,  gar  nichts  zw  tun 
hat.  Denn  soweit  das  EG  bei  denjenigen  ^laterien,  auf  welche 
Art.  28  zur  Anwendung  kommt,  nämlich  dem  Ehe»,  dem  Eltem- 
und dem  Erbrecht,  einerseits  für  die  personlichen  Yerhältnisse 
der  Beteiligten,  andrerseits  für  die  in  Betracht  kommenden 
vermögensrechtlichen  Beziehungen  besondere  Vorschriften 
aufstellt,  wendet  sich  Art.  28  nur  an  die  letzteren,  läßt  die 
Vorschriften  persönlichen  Charakters  dagegen  unberührt  und 
ist  ohne  jeden  Einfluß  auf  die  Entscheidung  der  nach  diesen 
zu  beurteilenden  Fragen,  selbst  wenn  sie  mittelbar  auch  ver- 
müffensrechtliche  Bedeutung  haben  (z.  B.  Gültigkeit  einer 
Eheschließung  als  Voraussetzung  für  den  Eintritt  eines  bestimmten 
(lüterstandes,  Art.  18.  Fähigkeit  zur  iMriclitung  eines  Vermäclit- 
nisses  über  einen  dem  Art.  2s  uiiti  liierenden  Gegenstand,  Art.  24 
Abs.  3  Satz  1,  ferner  Todesvcmnitung  bezüglich  einer  zu  be- 
erbenden Person.  Art.  9,  iiisln^undere  Abs.  S  u.  a  ).  Danach  ist 
die  Frage,  ob  die  Aiiljt  i  kraitsetzung  des  .Art  *27  für  die  Fälle  des 
Art.  28  sich  auf  die  Aitt.  7^  ]'M  niul  17'  irficndwie  mitbeziehe. 
durchaus  zu  verneinen;  eine  Moditi/it  i im^>-  dts  Gelningsbereichs 
dieser  Vorschriften  würde  ja  auch  nur  dann  einen  8inn  haben, 
wenn  an  Stelle  des  von  \hnvn  für  maßgebend  erklärten  Rechte 
auf  die  betreffenden  Gegenstände  die  lecc  rei  sitae  selbst 
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ZOT  AnwendfiDg  gebracht  würde,  ein  blofier  Ausschluß  gerade 
der  RückYerweisong  auf  das  deutsche  Recht  aber  ivftre  unver- 
ständlich. 

Es  kann  somit  die  Außerkraftsetzung  des  Art.  27  in  An- 
sehung der  dem  Art.  28  unterliegenden  Gegenstände  nur  mit 
den  Artt.  15^  und  25  zusammenhängen.  Gehört  das  als  Bei- 
spiel  angenommene  englische  Grundstück  also  zu  einem  Bhegut 
oder  zu  einem  Nachlaß,  so  soll  bezüglich  desselben  einer  Rück- 
ven^'t'i.s^lllg^  nicht  .statt^^t'{4eben  werden.  An  eine  Rückverweisunjf 
seitens  der  lejc  rei  sitae  (hier  des  englischen  Reclits)  selbst, 
die  et\s  ;i  ;itLsy:i'Sclil(tsseii  werden  sollte,  ist  dabei  natürlich  ülu  r- 
Laupt  nicht  zu  denken;  denn,  abgesehen  von  allein  anderen, 
will  der  Art.  28  seiner  j?anzen  Tendenz  nach  die  lea-  rei  mfae 
nicht  bekäuipi'en,  sondern  ^iiade  ihren  Bestimmnn^rcn  zu  er- 
weiterter Geltung  verlieUen  inul  l»loi.;  a  n  d  e  r  e  Keciitsordnuniren 
beschränken.  Ks  liejrt  nun  recht  nahe,  fol^^endermaßen  zu 
.schließen:  Die  Artt.  lö  und  25  seien  für  die  Fälle  des  Art.  2H 
in  Art.  28  selbst  ausdrücklich,  durch  konkrete  Bezeichnnn^^, 
von  der  Anwendung  ausgeschlossen;  da  at)er  die  Anwendbarkeit 
der  Artt.  15  (Abs,  2)  und  25  eine  positive  Voraussetzung  für 
ein  Eingreifen  des  Art.  27  bilde,  so  könne  in  Ermangelung 
dieser  Voraussetzung  Art.  27  hier  eben  überhaupt  nicht  erst  bei 
der  Frage  nach  dem  maßgeblichen  Recht  in  Betracht  gezogen 
Verden,  und  es  könne  sich  somit  der  Ausschluß  seiner  Auwend- 
barkeit  in  Art.  28  aucb  nicht  auf  die  Fälle  der  Artt.  15  und  25 
beziehen.  Wenn  also  z.  B.  der  Eigentümer  des  englischen 
Grundstücks  ein  in  Deutschland  wohnender  Däne  sei,  so  komme 
für  das  Grundstück  ja  schon  nach  Art.  28  der  Art.  25  und  das 
nach  ihm  grundsätzlich  maßgebliche  dänische  Erbrecht  gar  nicht 
er^t  in  Frage,  es  liege  also  auch  ein  Fall  des  Art.  27  und  eine 
von  den  deutschen  Gerichten  nach  Art.  27  zu  beachtende  Rück- 
Verweisung  seitens  des  dänischen  Rechts  (s.  Niemeyer  S.  88 j 
in  Wirklichkeit  überhanjit  niclit  vur. 

Bei  näherem  Zusehen  dürfte  sicli  indes  diese  Auffassnn^^ 
als  willkürlich  uiui  irrijr  erweisen;  denn  sie  setzt  voraus,  daß 
hei  der  Erwägiinir.  in  welrljen  Fällen  die  An^nrihnievnrschrift 
des  Art.  27  gegenüber  den  cinzelneD  Bestiimuunijeu  des  EG 


206 


Maaur, 


eingreife,  der  gleichfalls,  jedoch  in  anderer  Richtung,  als  Aus- 
nahme von  diesen  Bestimmungen  wirkende  Art.  28  bereits  be- 
rücksichtigt sei,  und  daß  von  vornherein  nur  die  nicht  schon 
von  Art.  28  erfaßten  Fälle  für  eine  Anwendung  des  Art.  27 
überhaupt  in  Betracht  kämen,  daß  also  Art.  28  vor  Art.  27  im 
einzelnen  Fall  zu  beachten  und  auf  seine  Anwendbarkeit  zu 
prüfen  sei.  Mit  gleichem,  m.  E.  mit  viel  größerem  Recht  konnte 
man  jedoch  das  Gegenteil  behaupten.  Es  ist  zwar  beiden  Artt. 
gemeinsam,  daß  sie  Ausnahmen  von  den  in  den  Artt.  7—25  EG 
für  die  einzelnen  Materien  aufgestellten  Grundregeln  darstellen^ 
aber  die  in  Art.  27  enthaltene  Ausnahmevorschrift  ist  die  viel 
allgemeinere  und  umfassendere:  Art.  27  setzt  im  Falle  seines 
Eingreifens  die  Regeln  des  EG  in  vollem  Umfange  außer 
Kraft,  während  Art.  28  sie  an  sich  in  Geltung  läßt  und  nur 
zugunsten  einzelner,  vom  Gesetzgeber  nicht  niilier  bezeiclineter 
und  auch  allgt  iüein  gar  nicht  näher  zu  bezeichnender  Gegen- 
stände durchbricht. 

Dieser  verschiedene  Charakter  der  beiden  Artt.  orelangt 
dentlicli  zur  Geltnnjc:.  wenn  sie  miteinander  in  Konkun-enz 
treten,  d.  h.  wenn  die  Voraussctzunp:en  für  beide  ge^i'ben  sind. 
Ein  solcher  Fall  liegt  z.  R.  vor.  wenn  unser  englisches  (irund- 
stück  einem  in  Deutschland  wolmenden  Dänen  gehört  hat  und  es 
sich  darum  handelt,  nach  dem  Erbrecht  welches  Staates  die  Rechts- 
verhältnisse an  dem  Grundstück  zu  beurteilen  seien.  Grinuls  itzli«  h 
müßte  hier  Art.  25  und  ihm  zufolge  das  dänische  Recht  maügebend 
sein.  Allein  der  .\rt.  25  ist  einmal  uach  Art.  27  für  den  gesamten 
Nachlaß  und  damit  auch  für  das  englische  Grundstück  nicht 
maßgebend,  weil  das  dänische  Recht  hier  in  vollem  Umfange 
auf  das  deutsche  zurückverweist  (s.  o.),  und  weiter  käme  auch 
ohne  Art.  27  die  Vorschrift  des  Art.  25  auf  das  Grundstück 
nach  Art.  28  —  welcher  im  übrigen  die  Nachlaßmasse  als 
solche  und  die  grundsätzliche  Geltung  des  Art.  25  für  sie  nicbt 
berührt  —  nicht  zur  Anwendung,  weil  Immobilien  nach  den 
englischen  Gesetzen  „besonderen  Vorschriften  unterliegen^. 
Art.  25  ist  hier  also  ausgeschlossen:  in  einem  Falle,  weil  er 
überhaupt  für  die  ganze  Yerniögensma^se,  zu  der  das  (irund- 
stück  gehört,  nicht  gilt;  im  andern  lalle,  weil  er  zwai*  im 
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aUgemeinen  in  seiner  grundsätzlichen  Geltung  für  diese  Ter- 
magensmasse  nicht  berührt  wird,  innerhalb  der  letzteren  aber 
das  Grundstück  eine  Sonderstellung  einnimmt 

firwSgt  man  diese  verschiedene  Art,  in  welcher  die  beiden 
Artt.  wirken,  so  kann  kein  Zweifel  daran  sein,  wie  man  im 
einzelnen  Falle  bei  ^er  Prüfung  vorzugehen  hat,  ob  eine 
Gnmdregel  des  EG  (oben  Art.  25)  hinsichtlich  eines  bestimmten 
Gegenstandes  zur  Anwendung  gelange  oder  ob  sie  etwa  durch 
Art.  27  oder  28  außer  Kraft  gesetzt  sei.  Denn  die  Fragen 
nach  der  Anwendbarkeit  dieser  beiden  Artt.  sind  nach  obigem 
etwa  so  zu  toninilicrcii :  1.  Ist  die  betreffende  Gnindnomi  über- 
haupt und  in  vollem  Unifunpc  außer  Kraft  gesetzt?  (Art.  27); 
oder  2.  Wird  sie  in  ihrer  priiizii>iellpn  Geltung  an  sich  nicht 
berührt  und  ist  niu'  speziell  für  den  in  Frage  stehenden  (4e^^en- 
stand  —  wegen  einer  besonderen  rcfhtlichen  Stellung  desselben 
—  ausgeschlossen?  (Art.  28).  Hier  ist  es  nun  nicht  nur  das 
natürliche  und  wohl  auch  einfachere,  zuerst  zu  prüfen,  ob 
das  ganze  Vermögen  und  damit  kraft  seiner  Zugehörigkeit  zu 
demselben  auch  der  fragliche  Gegenstand  der  Geltung  jener 
Grundregel  des  EG  (durch  Art.  27)  entzogen  sei  —  und  dies 
entspricht  auch  der  Stellung  der  im  Art.  27  enthaltenen  Vor- 
schrift vor  der  des  Art.  28  (abweichend  vom  Gebhard'&chen 
Entwurf:  Art.  27  EG  »  $  31  Gebhard'achim  Entwürfe,  Art.  28 
EG  »:§dO  des  Entwurfs)  — :  es  ist  sogar  notwendig,  diese 
Untersuchung  zuvor  anzustellen;  denn  die  prinzipielle  Anwend- 
barkeit der  hetreflfenden  Grundnorm  auf  die  übrige  Vermögens- 
masse  abgesehen  von  jenem  einzelnen  Gegenstand  bildet  nicht 
nur,  wie  obige  Fragestellung  zeigt,  ein  charakteristisches  Merk- 
mal der  Fälle  des  Art.  28,  sondern,  wie  die  dem  Art.  28  ge- 
gebene Fassung  („. . .  finden  keine  Anwendung  auf  Gegen- 
stilnde  die  .  .  gegenzufolgem  zwingt,  geradezu  eine  logische 
Voraussetzung  für  seine  Anwendbarkeit. 

(Jehen  wir  hiervon  aus  und  nehmen  wir  nun  einmal  au, 
Art.  27  wäre  in  Art.  28  ülierluiupt  nicht  genannt:  dann  würde  der 
AiisschluU  der  AnweFull)ark«'it  des  Art.  2,')  in  Art.  28  zwar  be- 
wirkrn.  daß  das  eu<ilis(  lit-  (irund.stück,  wenn  sein  Eig»  iitüuu'r  t  iu 
in  beutüchland  wohnhalter  Italiener  gewesen  wäre,  von  deutscheu 
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Gerichten  nicht  nach  italienischem  Erbreclit  behandelt  werden 
kimnte,  welches  auf  Grund  des  Art.  25  und  in  Kmiangelunj^  einer 
Rückverweisung  seitens  des  italienischen  Rechts  (s.  Präliminar- 
art.  8  des  italienischen  ZGB)  eigentlich  maßgebend  sein  müßte. 
Wie  stünde  es  aber  in  dem  oben  bezeichneten  Falle,  daß  es 
sich,  statt  um  einen  Italiener,  um  einen  Dänen  handelte?  Von 
einer  Anwendung  des  Art.  25  und  des  yon  ihm  für  maßgebend 
erklärten  dänischen  Bechts  ist  hier,  wie  oben  dargelegt,  ja 
auch  ohne  Berücksichtigung  des  Art.  28  schon  deshalb  keine 
Rede,  weil  Art.  25  bereits  infolge  der  Rückverweismig 
des  dänischen  Rechts  auf  das  deutsche  gemäß  Art.  27,  der  nach 
obigem  vor  Art.  28  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  ausgeschlossen 
ist;  eine  Anwendung  des  Art.  25  kommt  hier  also  auch,  wenn 
man  V(»ii  Art.  28  ganz  absieht,  ül)erhaupt  nicht  in  Betracht. 
Recht  eigentlich  kann  alu  r  docli  nun  auf  einen  Fall,  in  dem 
die  -A 1! \v (  nduiig  eim  i-  Vorsciirift  smvifso  gar  nicht  in  Frage 
kommt,  sicli  ein  .A  nssc  Ii  1  u  Ij  dvv  Anwendung"  dieser  Yor- 
sclirift  nicht  bezieiieii;  denn  ein  solclier  Ansscliluli  hat  natur- 
gemäß nur  dann  einen  Sinn,  wenn  oline  ihn  eben  die  aus- 
geschlossene Vorsi  lii  itt  Platz  greifen  würde.  Hies  ist  aber  in 
obigem  Beispiel  für  Art.  25  und  das  dänische  Recht  zufolge  des 
in  erster  Reihe  maßgeblichen  Art.  27  gar  nicht  der  Fall:  auch 
ohne  die  Bestimmung  des  Art.  28  wäre  nicht  dänisches  (sondern 
deutsches)  Recht  hinsichtlich  des  Grundstücks  zur  Anwendung 
gelangt;  der  vom  Art.  28  ausgesprochene  Ausschluß  der  (Kltiing 
des  Art.  25  für  das  Grundstück  kann  also  im  vorliegenden  Falle 
nicht  die  Bedeutung  und  den  Erfolg  haben,  das  — 
sowieso  nicht  maßgebliche  —  dänische  Recht  von 
der  Anwendung  auszuschließen. 

Ganz  ebenso  wie  in  diesem  Beispiel  müßte  es  sich  —  die 
Nichtanführung  des  Art.  27  in  Art.  28  angenommen  — ,  wie 
ohne  weiteres  klar  ist,  in  allen  Fällen  verhalten,  in  denen  auf 
ein  Ehegut  oder  einen  Nachlaß  zufolge  einer  Rückverweisung 
seitens  des  an  sich  maßgeblichen  Rechts  gemäß  Art.  27  grund- 
sätzlich die  deut.schcn  Gesetze  zur  (Jeltung  kommen  sollen, 
einige  Gegenstände  der  betreff  /ndt  n  \\rnjü*,n'nsmasse  sich  jedoch 
in  eineui  dritten  Staate  betiuden  und  „nach  dessen  Gesetzen 
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besonderen  Vorschriften  unterliegen*.  Es  wäre  aber  alsdann 
mit  der  Ansicht  zu  recluien  ^^owesen,  daß  diese  Fälle  von 

Art.  28  grar  niclit  betroffen  seien,  uiul  mit  der  Folgerung 
liiiTiuis,  dalj  es  in  ilincii  beider  uneingeschrä  n  kten  Geltung 
des  Art.  27  und  damit  dts  deutsc  lien  Rechts  für  nlle  Hestaud- 
teile  des  betreffenden  Ehegutes  oder  XachlasNcs  ohne  Ausnahme 
lalso  auch  bezüii:li(li  des  englischen  (irundstiicks  in  uiiserrm 
Beispiele)  sein  Bewenden  habe.  Es  kann  dalier  innnerhin  sein, 
daß  die  Rücksiclit  auf  die  Möglichkeit  dieser  Auffassung  den 
Bundesrat  veranlaßt  bat,  den  Art.  '27  unter  die  für  die  Fälle 
des  Art.  28  ausgeschlossenen  Vorschriften  mit  aufzunelniK^n, 
iim  den  Art.  28  ausdrücklich  auch  auf  die  obengenannten  Fälle 
aar  Anwendung  zn  bringen  und  zu  verhüten,  daß  etwa  Art.  27 
und  das  deutsche  Recht  uneingeschränkt  auch  für  die  in  Art.  28 
bezeichneten  Gegenstände  zur  Geltung  kämen.  Dieser  £rfolg 
wird  in  der  Tat  durch  die  Nennung  des  Art.  27  in  Art.  28  er- 
zielt: denn  kommt  Art.  27  auf  diese  Gegenstände  nicht  zur 
Anwendung,  so  werden  sie  durch  ihn  eben  auch  nicht  der  Ein- 
wirkung des  Art.  l^^  von  vornlierein  entzogen,  sie  werden  viel- 
inrlir  durch  dir  Auliirkraftsetzung  des  Art.  27  der  ursprüng- 
lirlieii  Geltung  der  Artt.  15  und  2">  —  allerdings  nur  mtniiuell 
wieder  unterstellt  und  damit  die  Voraussetzung  für  die  Anwend- 
barkeit des  Art.  2s  «rescIiaRen. 

Es  sei  noch  kurz  bemerkt,  daß  man  allerdings  gegen  die 
oben  dargelegte  Auffassung  ohne  weiteres  geltend  ninrhen 
könnte:  das  deutsche  (iesetz  habe  für  die  Fälle  des  Art.  28  ja 
8ogar  auf  die  in  Artt.  15,  19  und  von  ihm  selbst  als 
(imndsatz  ausgesprochene  Maßgeblichkeit  des  eigenen  Rechts 
verzichtet,  es  könne  doch  also  wohl  nicht  etwas  anderes  gelten, 
wenn  das  deutsche  Reclit  erst  auf  Grund  der  Rückverweisung 
seitens  eines  fremden  Rechts  in  Betracht  komme.  Aber 
immerhin  ist,  zumal  bei  der  in  die  Augen  fallenden  Bevor- 
zugung, welche  das  EG  in  Art.  27  dem  deutschen  Recht  zuteil 
werden  läßt,  eine  Beseitigung  von  Zweifeln,  wie  sie  durch  die 
Anführung  des  Art.  27  in  Art.  28  erfolgt  ist,  dankbar  zu  be- 
grülien. 
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Die  Cbristiania-Konferenz  der  International  Law 

AsMciation  1905. 

Von  Dr.  jar.  OiistST  IMitMnelfiter  in  Berlin. 

Die  22.  Konfcn^nz  der  International  Law  Association 
taiid  im  Septem!  (1  1905  in  Christiania  statte.  Tm  Einklauge 
mit  dem  Bestreben  der  großen  Loniioiier  Verein i^nin^  für  inter- 
nationales Recht,  auf  ihren  Tagungen  stets  solche  J^Yagen  zur 
Verhandlung  zu  stellen,  welche  wegen  ihrer  aktuellen  Bedeutung 
ein  allere meineres  Interesse  beanspruchen,  nahmen  die  Lehren, 
welche  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  internationalen 
Rechts  der  jüngst  beendete  nissisch-japanische  Krieg  gezeitigt 
hat,  einen  breiten  Raum  der  Erörterungen  ein.  Kriegskonter- 
bande (contreUtand  ofmir)^  Neutralität  (neutralUy)  und  Prisen- 
gerichte (priee  amrts)  bildeten  die  Themata  zahlreicher  Yor- 
trige^  und  gaben  zu  umfangreichen  Diskussionen  Veranlassung, 

^)  Eine  kurze  Übersicht  über  dif  Zwecke  und  Zielp.  sowif  ühor  dk  bis- 
berigP  Tätipfkeit  der  Interuittional  Laie  As^ociatiun  babe  icb  in  Zisch. 
XIV  152  S.  gegebeu.  Vgl.  auch  meine  Ausfuhnuigen  in  Gpldachmidt  s 
Ztseh,  f.  d.  g§a.  MüMdBlsräckt  UV  6900. 

^  KftdiBtdiende  Vortrftge  behandelten  dM  ob^  beieicluiefce  Bechtagebiet: 

a)  Neutral  Trade  in  Conirahand  of  War:  Aneieni  JAbertie»  and 
Modem  Wränge.  Vortra^^ender:  Barrister-at-Law  Douglas 
Owen,  Scrreffrrtj  of  (hc  AI Honee  Marine  and  General  Ateu' 
ranvf  Co..  Liniited,  LoHdon. 

b)  Contraband  of  War  and  Prize  Courffs  Vortragender  Thor- 
wald Boye,  Secretary  in  tfte  Department  of  Justice, 
ChrisHania. 

e)  Le  Ckarbm:  Peut-Ü  itre  eensidir^  eomme  une  cmtrebande 
de  guerre?  Vortragender:  Dr,  Georgee  Maraie,  Aeeeat  ä 
la  Court  de  Paris,  s,'<  refaire  ghUroi  Ad/Oiut  de  VAeeodotien 

frangahc  de  Drutt  Jf<i)  /'t/rnf 
dl  Quesfinits  de  Dt  uil  Inti-i  nutiniuil  >tfnih  vf''A'.s  pur  la  ytierre 
russo-jupouai{>e.    \ui tragender;  Guf>iou  de  Lecal,  Acocat 
pres  la  Cour  d' Appel  de  Bruxelles,  Cunseil  de  la  LegatUm 
de  Sa  MajesU  Britannique  en  Beigigue, 
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80  dakß  die  anf  das  Programm  der  Tagung  gesetzten  ttbrigen 
Materien,  insbesondere  des  privaten  internationalen  Bechts, 
denilich  in  den  Hinteigmnd  gedrängt  wurden. 

Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  4. 56  bestimmt 
zwar  einerseits,  daß  die  neutrale  Flagge  feindliches  Privat- 
eigentum mit  Ausnahme  von  Eriegskonterbande  decken  solle, 
und  andererseits,  daß  neutrales  Eigentum  auf  feindlichen  Schiffen 
mit  Ausnahme  von  Kriegskonterbande  der  Beschlagnahme  ent- 
zogen sei  sieht  aber  davon  ab,  eine  Begriffsbestiniiiiung  für 
Kriegskonterbande  aufzustellen.  Die  Frag^e,  welche  Güter  unter 
diese  Bezeichnung  fallen  und  welche  nicht,  bildet  nach  wie  vor 
ein  ungelöstes  Problem       Jeder  Staat  befolgt  hier  nicht  nur 

e)  Xecrudescmce  of  BMigerefU  PretenaUm».  Vortragender:  Dr. 
Thomas  Batff,  BarHt^r-at'LMO  in  Lmäon, 

f)  Prise  Courts  and  an  hiUtnaHonal  Priss  Court  of  Aj»peaL 
Vortragender    Dr.  J.  Pa  wley  Bäte,  Xeat&r  of  hUermUienal 

Law  in  the  Inns  of  Court,  London. 

V)  Die  Artikel  2  und  3  ih  r  genannten  Drklaration  lanten: 

Art  2:  ..Le  pavillon  neulre  vimvre  la  marchandise  ennemie  ä 
Fexception  de  la  conlrebande  de  guerre." 

Art.  3:  „La  marchandise  neuirs,  ä  FexcepUm  de  la  eantrsbands 
is  guerre,  n*est  pas  saisieaVU  sous  paviüon  eunemi." 

>)  Dm  Institut  de  Droit  Intsmatümal  hat  im  Jahre  1896  folgende 
Sitze  angenommen: 

§  1:  „Sont  articles  de  contrebande  de  guerre: 

1.  Ich  armes  tlo  toufp  rwture; 

2.  les  munitii  H    'd-  tiuerre  ft  Ics  e.v])lostfn ; 

'6.  le  matcriei  tniittuire  (ubjettt  d  eguipement,  affiUs,  uni- 
formes, etc.); 
4.  lee  tmisseauat  iquipis  peur  la  guerre; 
6.  109  instruments  späeialement  faits  peur  la  foMeation 
immMiate  de  munitUms  de  guerrs; 
hrsque  ces  divers  objets  sunt  fransportis  par  mer  pour  le  eompte  ou 
ä  destiPUttion  dun  helligi'rant. 

La  destination  pour  Vennemi  est  prösumöe  lorsque  le  ticifif^j^ort 
va  ä  l  un  de  868  ports  ou  bien  ä  un  port  neutre  qui  d" apres  des  preuces 
hidsnies  st  de  faU  ineonisstable,  n'est  qu*une  itape  pour  Venuemi^ 
eemme  tef  fi$tal  de  la  mims  opiratien  eommereiaie.*^ 

§  2:  „Sous  la  dänemination  de  munitions  de  guerre  doivent  Hre 
ampris  les  ohjets  qui,  pour  servir  immMiatemsut  h  la  gusrrs,  n*exi' 
$€nt  fu'uns  simpls  räuniou  ou  juxtaposition." 
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äobirnneister, 


seine  eigenen  (Jruadäätzc  sondern  ändert  dieselben  auch  oadi 
freiem  (jutdünken  von  Zeit  zu  Zeit,  je  nachdem  er  sich  in  der 
Rolle  einer  kriegführenden  Partei  oder  in  der  Rolle  einer  nea- 
tralen  Macbt  befindet  Ein  klassisches  Beispiel  hierfür  bietet 
das  Verhalten  der  nissischen  Begierung.  An!  der  Westafrika- 
nischen  Konferenz,  welche  im  Jahre  1884  in  Berlin  stattfand, 
gab  Rußland  die  Erklärung  ab,  daß  es  niemals  irgendeinem 
Abkommen  zustimmen  würde,  welches  Kohle  als  Kriegskontei- 
bande  bezeichnete.  Am  14.  2.  1904  erließ  derselbe  Staat  eine 
Proklamation,  deren  Artikel  6,  unter  Ziffer  8,  ansdrficklicli 
Kuhle  unter  den  als  absolute  Kriegskonterbande  zu  betrach- 
tenden Lkgenstilndeii  aidführte.  Dies  veranlaßte  die  englische 
Regierung  in  einer  Note  an  den  russischen  Minister  für  aus- 
wärtige Angeleginlieiteii  folgendes  /.w  bemerken:  ^lln  /ttdlnnut 
of  coal  as  unconditionalh/  rontruinatd  is  diamatrkann  oj>jkj- 
sed  to  the  declaration  miide  at  tlie  West  African  Conference, 
held  in  Berlin^  18ö4,  by  the  Hussian  plempotentiary,  tcJto 
sUUed  tkat  his  instrticUom  were  peremptory,  cuUL  that  his 
Government  refused  caiegorically  to  rottsenf  to  any  treaty, 
Convention,  or  declaration  of  any  kind  wkich  would  impty 
the  recogniUon  of  coal  as  contraband  of  war,*'  Hierauf  be- 
eilte sich  der  russische  Minister  zu  antworten,  „daß  es  der 
russischen  Regierung  freistände,  ihre  Ansichten  von  1884  zu 

5$  3;  „  r'//  ohjt-t  fie  snurnit  etre  qunlifu'  de  contrebfinde  a  taisc/n 
de  la  aeule  intvtition  de  l  employer  ii  nider  au  furoriscr  un  cunetni 
ni  pur  cela  i^cul  qu  il  pourrait  etre,  dnna  un  bul  nuiitaire,  utile  ä  un 
ennemi  ou  uiäii>e  pai  lui,  uu  qu  il  est  destitU  ä  son  u^age." 

§  4:  „Sont  et  demeurent  aboliea  les  pHtmduM  eomtredMtdte  Ü- 
Hgniea  aom  Us  mtpup  9oU  de  contr^amde  relaMef  eencemant  du 
articles  (u$tu  imeipiHa)  eueeepHblee  dPSire  uHlieie  por  im  beUifirma 
dans  un  hut  militaire,  mais  dont  l  image  est  essentiellement  padßgMet 
aoit  de  cuntrebande  accidentielle ,  quand  les  dUs  articlea  ne »ervtnt 
sp^cialnient  aux  liuta  miUtaires  que  dans  une  ch  constaftce  pnrtindiere  ' 

§  Ti:  .Xf'nnmoins,  Ic  bellig^rant  a,  u  son  choix  et  ä  charge^lun^ 
('quitabif  indemnite,  le  drutt  de  sequestre  uu  de  pt  i'ctnjytKm  quunt  aux 
objets  gui,  en  ciiemin  cers  un  purt  de  son  udversaire,  peuvent  egaUmt^ 
sereir  ä  Vmage  de  la  guerre  et  ä  des  usages  pacifiquee." 

Vgl.  hienii  das  Annuaire  de  VInetihU  de  J>roU  ImtemaHmelt 
1896,  S.  230. 
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ändern;  seit  Jener  Zeit  wären  Umstände  eingetreten,  wekhe 
die  Begierong  veranlaßt  hätten,  ihre  frahere  Meinung  zu  modi- 
tizieien.  Bei  Ausbrach  eines  Krieges  hätte  bisher  jede  Icrieg- 
fOhrende  Partei  das  Hecht  ausgeübt,  bekannt  zu  geben,  welche 
Gegenstände  als  Kriegskonterbande  betrachtet  werden  würden, 
nnd  die  Liste  dieser  Gejrenstände  hätte  notwendigerweise  sich 
je  nach  den  liilisinitklu  des  Gegners  geändert/  *J  —  Ein  der- 

Cf.  die  amtlich  herausgegebene  Corrgapondenee  respeetiug  contra^ 
band  of  war  in  conmeHm  wUk  tke  hoaHUiies  batwen  Eustia  and 

Japan,  11M)6,  S.  1.  —  Den  gleichen  Vurworf  der  Unbeständigkeit,  wie  ihn 
hier  die  englische  Refjicrnng  gegen  Rußland  «  rhebt,  richtet  Dr.  Gem-rjeti 
Marais  in  seinem  ;iuf  ilor  Chtistifinia  Conference  gehaltenen  Vortraue 
(5.  oben  Anm.  2)  s^vgvw  England  mit  folgenden  Worten:  .,Si  V Angleierre 
ne prend pas part  ä  la  guerre,  eile  ne  cont>iäere  p4hs  le  charbon,  comme 
contr^ande  de  yuerre  tFune  fa^un  aUolue;  san  itUirit  de  puys  ax- 
portaimr  da  kouiiia  VineUa  ä  maintanir  et  ä  däfendre  autani  qua 
possible  ta  llharH  da  eaita  braneka  da  commarca.  —  Si,  au  eoniraira, 
VAngleterre  est  au  numbre  das  paffa  halligirattts,  alla  a  Wta  notiOH 
trop  da  Ire  de  la  nicessitS  pour  sps  nflversnirrs  ffasaurer  leurs  oppro- 
emwnnements  de  charbon;  austti  n  lu-sifc-f  rUc  pas  ä  jti Dclutiiei  le 
charbon  contrebuttde  de  guerre.  Le  M(uih({1  of  Natal  Fi  ize  Low' 
publik  par  l  Amiruute  Britannique  en  1888^  döclare  quil  fait  partie 
das  priiogcUivaa  da  la  Cenrimna  pandant  la  guarra  ditandre  au  da 
reairaindra  las  Itaiaa  daa  artielaa  daaant  itra  taua  conaidires  eomma 
eomtr^ande  absolue  ou  caHdUionatta."  —  In  bezug  auf  das  hier  erwähnte, 
Ton  der  englischen  Regierung  herausgegebene  „Handbuch  des  Seekriegs- 
prisenrechts"  (Manual  of  Naval  Prize  Law)  riiörhtc  ich  h(»merken,  daß 
ein  englisches  Prisengericht  dnrrhaus  iii(  ht  unbedingt  an  die  in  diesem  Hand- 
bache enthaltenen  lustruktiunt-u  gebunden  ist.  Alle  Hegierun^s-  oder  Küntg- 
bdim  Verocdnnngen  ttber  Kriegskonterbande  haben  fUr  englische  Prisen« 
geiichte  nnr  dum  Bedentang»  wenn  nach  Ansicht  des  englischen  Richten 
diese  Verordnnngen  im  Einldange  mit  dem  sorseit  geltraden  internationalen 
Rechte  stehen.  Ist  let/.tt'ros  nicht  der  Fall,  so  würde  es,  wie  der  britische 
Richter  Sir  James  Mackintosh  einst  erklärt  hat.  „be  the  duty  of 
a  jiidye  tu  disregard  the  instructiotis  and  to  consult  dvhj  th'tt  universal 
law  tu  ich  ich  <tll  cipilised  Prtuces  and  ,S(^t/t:\  ncknowledge  Ikemsclvea 
^ti  be  aubject.^  in  seinem  Vortrage  Uber  Prisengerichte  (s.  üben  Anm.  2) 
tagt  der  Raadar  of  IntamaHoml  Laie  in  tha  Inna  of  Court,  tJohn 
Fawlag  Bata:  „.  .  .  alfkough  a  Britiak  Priaa  Court  might  ha  com- 
paUad  in  axoaptiaual  caaaa  to  appig  to  aoaaraign  iuatruetiona  tka 
cofiuistrg  of  Lord  Stowail  gat  in  general  it  would  not  hesitate  to 
ioMt  tka  corraatmaaa  of  govarnmantal  conduct  in  tka  light  of  tke  Courfa 
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artiger  Zustand  erzeugt  natmigemäß  eine  große  Beditsnasicher* 
heit  und  führt  in  Kriegszeiten  zu  erheblichen  Schädigungen  des 
neutralen  Handels.  Unzweifelhaft  würde  ein  internationales 
Abkommen  der  seehandeltreibenden  Staaten  über  die  Ausdehnung 
und  Grenzen  des  Begriffes  ^Kriegskonterbande'  von  hohem 
praktischen  Werte  sein  nnd  bewirken,  dafi  die  in  den  Artikeh 
2  und  3  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  enthaltenen  Bestim- 
mungen etwas  mehr  als  tote  Buchstaben  darstellen.  Auf  der 
Christianla  Conference  wurde  dalier  von  verschiedenen  Rednern 
dem  Wunsche  Ausdmck  gegeben,  daß  die  von  dem  Präsidenten 
Roosevelt  angeregte  zweite  Haager  Konferenz  zustande  kumraen 
und  eine  für  die  Praxis  brauclibare  allseitig  anerkannte  Begriffs- 
bestiinniung  für  Kriegskunterbande  aufstellen  möge. 

Im  Rahmen  der  vorliegenden  Skizze  über  den  Verhmf  der 
Chrisfiania  Conference  ist  es  iiiclit  luöglicl»,  auf  alle  vor*rp- 
bracliten  Ansicliteii  und  Vorschläge  der  einzelnen  liefereiiteii 
bezüglich  der  Erfahrungen,  zu  denen  der  russisch-japanische 
Krieg  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  internationalen  Rechts 
Anlaß  gegeben  hat,  näher  einzugehen  Ich  verlasse  daher  diesen 
Teil  der  zu  Christiania  stattgehabten  Verhandlungen,  um  noch 
kurz  über  ein  anderes  zur  Beratung  gestelltes  Thema  zu  be- 
richten, an  welchem  ich  einen  bescheidenen  Anteil  genommen 
habe,  und  welches  dem  privaten  internationalen  Recht  ange- 
hört. —  Auf  ihrer  21.  Konferenz  zu  Antwerpen  im  Jahre  1903 
hatte  die  International  Law  Associatüm  znm  ersten  Male  den 
Versuch  gewagt,  in  den  Kreis  ihrer  Beratungen  auch  das  Recht 
der  Aktiengesellschaften  zu  ziehen  und  auf  eine  inter- 
nationale Reform  dieses  Rechtsgebietes  hinzuwirken.   Der  all- 

estimate  of  International  Law.  It  would  not,  for  example,  attach 
antf  prcpimdrrafivff  frpt'fjhf  to  the  Maitnal  nf  Natal  Prize  Lnw 
ismed  by  liie  British  Aihnii  altif.  This  atlitutle.  wknterer  Hfnitattuna 
may  Imve  tu  be  impased  in  defminy  it,  in  due  tu  the  fucl  that  a  British 
Pt^  (kurt  regaräa  itwlf  ua  a  Tribunal,  aml  a  Trütmai  admi- 
niatering  IntemaHcnal  Law.**  —  Der  in  diesen  i9a/tf'acben  Anafttbrangai 
•iwShnte  Loid  Stowe  II  ist  der  bertthmte  engliacbe  Richter,  welehtf,  bevor 
ihm  eine  Pairswürde  verliehen  wurde,  den  Namen  Sir  William  ScQ$i 
führte  und  »Schöpfer  derjenigen  Rechtsgnindsritzo  war,  nach  denen  bis  tUia 
heutigen  Tage  ein  englisches  Frisengcricht  zu  entschoiden  liat. 


.  j     .  >  y  Google 


Die  GhnBtiuMrKonferenz  der  Intern.  Law  AaeodAtion  19Ü5.  217 


seitige  Beifall,  welchen  dieser  Schritt  nicht  nur  bei  den  Teil- 
nehmern an  der  genannten  Tagung,  sondern  auch  bei  sonstigen 
Fachmännern  der  verscliiedenst^n  Nationen  gefunden  hat,  gab 
Veranlassung,  gegen  Ende  des  Jahres  1903  einen  ständigen 
aktienrecbtUchen  Ausschuß,  das  sogenannte  Company  Law 
Committee,  zu  dem  Zwecke  einzusetzen,  die  Erscheinungen  auf 
dem  Gebiete  des  Aktienrechts  in  den  verschiedenen  Handels- 
staaten zu  verfolgen  und  gegebenenfalls  Beformvoischläge  im 
Interesse  des  internationalen  Handelsverkehrs  zu  machen.^)  Die 
erste  Angabe,  welche  an  das  Company  Law  CommÜtee  heran- 
trat, war,  einen  Entwurf  von  internationalen  Grundsätzen  betr. 
die  Anerkennung  ausländischer  Aktiengesellschaften  auszu- 
arbeiten. Zu  diesem  Zwecke  wurden  seitens  der  Mitglieder  des 
Ausschüsses  die  Bestimmungen,  welche  über  die  genannte 
Materie  in  den  Gesetzgebungen  der  heiiti^^en  Kulturländtr  ent- 
lialten  sind,  einer  Prüfung  und  I^M-litsx  ci-gleichung  unterzogen. 
Über  einzelne  streitige  I'iüiktr  wurden  (iutacliteii  hervor- 
ragender Auturitiiten  Europas  und  Amerikas  elFigcfurdert.  Auf 
<irund  dieser  Yorarbeitiii  verfaßte  dann  King  s  coiniscl  Dr. 
W,  F.  Hamilton  zu  London  einen  l^iitwurf,  welcher  unter 
der  Bezeichnung  „Draft  Internal i'Dial  Code  providing  for 
f/ie  Recognition  of  Foreign  Companies''  df^r  ChrisHania  Con- 
ferertce  zur  Kenntnisnahme  und  Besprechung  unterbreitet  wui*de.-) 
Auf  die  Wortfassung  der  9  Artikel  dieses  Draft  Code  haben 
die  New  Zealanä  Companies  Act  von  1903  und  ein  dem 
norwegischen  Parlamente  im  Jahre  1905  zugegangener  Gesetzes- 
vorschlag  einen  gewissen  Einfluß  ausgeübt.  Mit  Absicht  ist 
keine  Bestimmung  über  den  Erwerb  von  Grundstücken  durch 
ausländische  Aktiengesellschaften  in  den  Entwurf  aufgenommen. 
In  den  einleitenden  Worten  zu  dem  Draft  Code  äußert  sich 
Dr.  Hamilton  hierüber  folgendermaßen:  „Mit  Rücksicht  auf 
die  Tatsache,  daß  die  Bechtsgrundsätze  über  den  Besitz  von 

Aq!  Grand  moinor  Ar)>f  jrpn  ;tiif  dem  Gebiete  des  Aktienreobtt  wurde 
ich  in  dieses  Company  Law  C"nnit.itte€  berufen. 

*)  Im  Zusammenhange  mit  der  Vorlage  des  oben  genannten  Kniwurf«.^ 
Äand  der  Vortrag:  „Recognition  of  Foreign  Companies  in  Germany." 
Iteterent:  Dr.  Qutfait  Sehirrm^iater. 
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Grundstücken  seitens  Korporationen  in  den  verschiediiien 
Staaten  so  weit  voneinander  abweichen,  ist  es  nicht  für  rat- 
sam erachtet  worden,  irprond  eine  Vorschrift  über  drn  Erwerb 
lind  T)Csitz  von  Gnindstücken  und  sonstigen  unbevs  eg-lichen  Ver- 
niügeiis;j:e<ienstiiiiden  seitens  ausländischer  Korjiorationen  in 
diesen  Entwurf  aufzunehmen."  —  Nachstehend  p:ebe  ich  den 
vollen  englischen  Wortlaut  des  Hamilion'schen  Draft  Iniei- 
natiamil  Code  praviding  for  the  EecogniHm  af  Forei§H 
Companies: 

Ai  ticle  1:  Any  fmeign  Company  dulff  iftcorporntcd  shnll  bc  re- 
cognised  in  [Name  des  Staates]  in  flu-  mme  manner  as  if  U  haä  been 
duly  bicm jvtratpd  in  [Name  des  StaatesJ. 

Ai  ticle  'J:  A  j'ureiyn  Company  shall  be  deemed  to  be  domiciled  in 
the  CQUntry  in  tohtch  it  was  ituorporated,  and  the  liahüi^f  or  mm* 
tiabiliiff  of  aifff  member  of  ewth  eompany  in  re^ect  of  it»  acte  or 
eontraeis  shall  he  determined  bjf  tke  täte  of  ite  demieOe, 

Articte  3:  A  foreign  trading  eompan^  upon  eemplying  with  tke 
proeisions  hereof  mag  commence  and  carry  on  ite  business  by  mettttn 
of  nntf  brauch  eatablished  in  [Natne  des  Staates]  in  the  samc  manner 
and  under  and  s}(hject  to  the  ttan/c  ennditions  t/nd  rcstrictions  as  if 
it  were  a  Company  duly  incorporated  in  accoidunce  icith  the  law  uf 
[Name  des  Staates]. 

Artiele  4:  A  foreign  trading  Company  may  eo  earrg  en  it* 
bueineee  in  [Name  des  Staatesl  onlg  hg  ite  attomeg  or  ageni  dulg 
appointed  hg  a  notarial  inetrument  eo  ae  to  hind  the  compang.  Anif 
pcrson  so  appointed  must  be  resident  in  [Name  des  Staates],  and  he 
shall  only  be  able  to  e.rercise  auch  powers  as  are  specificaUy  confci  red 
tipnn  hint  h>j  the  instntmcnt  appointing  him.  \Vherc  niorc  thnn  one 
pcrson  n ppni )i  tcd  'he  uppointment  wmj  lie  Joint  or  Joint  and  screrol. 
and  the  poaer.s  und  authorities  conferred  upon  such  persons  may  be 
in  renpect  of  the  same  or  separate  mattere.  Beerg  act  or  contraet 
done  or  made^  and  etserg  deed  or  inetrument  executed  or  eigned  hg 
ang  euch  attomeg  mithin  thelimite  ofhie  authorUg,  ehaÜ  bebindimg 
upon  hie  principal. 

Artiele  6:  Befure  any  foreign  trading  eengMng  commence» 
business  as  nforesaid  in  [Name  des  Staates],  tht^  cfympnnjf  f>hnU  cauf^e 
to  be  rfffisterpff  in  thp  place  or  places  trhere  the  Statutes  of  a  natire 
Company  must  be  registcred  —  (1)  a  notarial  certificate  cerifying  its 

')  ..Hating  regard  tothefact  thot  the  lawe  of  different  etatee  as 

to  the  holding  (>[  hmd  hy  corporations  vary  so  widely,  it  has  not  bee» 
(houghf  dtsiraJ'lf  h.  iiKikc  any  jyrocision  itt  this  Cnde  for  the  ac^Uirittg 
or  holding  of  lund  or  immoveables  bg  foreign  corporaiione." 
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imeorporaHon ;  (2)  notarially  certified  eepiM  of  Uasiahdea  ami  of  the 

Said  potcer  of  attorney  ;  nnä  (H)  the  address  of  its  proposed  office  or 
phire  of  business  in  [Name  des  Staates].  Tf  the  amtpany  after  hnvittff 
(  II  jnenced  business  a#  aforesaid  shnll  alter  ifs  afnhifes,  or  revoke  in 
tchiile  or  in  pari  the  said power  of  attorney,  or  grünt  uny  other  power 
of  attorney,  it  shall  cause  such  alteration,  instrument  of  revocation, 
or  power  of  attorney  to  be  aUo  regietered  within  ....  <l«y«  after 
muik  aUeratüm  or  reeoeaHon  or  tke  granting  of  mcA  powr. 

Artide  6:  At  euch  registered  ^fiee  or  place  of  imeiness  legal 
proeesa  of  tmg  kind  may  be  served  upon  ntid  noticee  ofangkindmag 
he  nddressfd  or  diliwrci}  fa  the  jCrriipi  tradhiff  compOHf/f  and  tUCh 
sercice  and  twttcrs  pJiall  be  ealid  for  ull  purpo  t  s 

Article  7  Kvenj  pmrer  of  attorney  ifmulvd  inj  any  foreign 
trading  Company  as  hereinbefore  mentioned  ahall,  as  between  the 
eompany  and  ite  aesigne  on  the  one  hand,  and  third  pereons  dealing 
wiih  the  eompang,  and  all  persone  claiming  through  or  under  euch 
pereone,  on  the  other  hand,  continue  in  foree,  notwithetanding  that 
euch  power  hae  been  reeoked,  unttl  noHce  of  such  retooation  hae  heen 
regist  er  ed  as  aforesuid^  or  the  pereon  dealing  iotth  euch  eompang 
kos  had  notice  of  such  t  evoeatioti. 

Artich'  S  A  certificate  giten  hij  a  »ntaiij  pulilir  (It.ntictied  and 
practising  in  the  country  in  which  a  foreign  lotnpany  hos  been  in- 
corporated,  stating  that  it  is  duly  incorporated  in  accordance  with 
the  lawe  of  euch  country,  shall  be  conelueioe  eoidence  that  euch  eompang 
hae  been  dulg  incorporated. 

Article  9:  In  the  preeeding  Articlee  "foreign  eompang"  meatie 
any  assaciation,  Company,  or  Corporation  incorporated  outside  [Name 
des  Staates] :  "foreign  trading  Company"  means  any  foreign  Company 
fornri  d  fnr  the  pttrpose  of  carnjinjf  "»  nun  t/itnineifs  that  has  fnr  its 
ofjji  rt  the  acquisitum  of  gain  bij  the  vnttipan ij .  and  '\statutes"  ituiude 
any  niemorandum  and  articles  of  asttoviaiton,  special  act  of  the  leyit>- 
lature,  charter,  or  other  inetrument  bg  which  a  Company  ie  incorpO' 
rated,  and  the  etatutes,  regulatione,  and  bge-lawe  of  such  eompang. 

Zur  Vervollständigung  des  Bildes,  welches  ich  in  meinen 
obigen  Ausführungen  über  die  Tätigkeit  der  von  der  Inter- 
national  Ijitc  Association  \m  Herbst  1905  zu  Christiania  ver- 
anstalteten TiiiriiJi^^  kurz  hkizzii  rt  liabe,  zähle  ich  nachstehend 
dirjtMÜ^rcn  Veiiiaiulhmgsgegeiistunde  und  gehaltenen  Vorträge 
aui.  welche  bisher  von  mir  noch  nicht  erwähnt  wurden  sind: 
1.  Internationale  Schiedsgc  rieh  tc 

a.  The  persistent  proffress  of  Infmiational  Arbitrntion. 
Referent;  Evans  Darb^,  Secretary  of  the  jHeace 
Society,  London. 
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b.  VOeurre  de  Viltat  Norvegien  pour  l  Arbitrugt'  d  }a 
NeutralUe.  Referent:  Halrdan  Kolit,  maUrc  de  roii- 
ferences  u  l  Uttiversite  de  Christiania,  consulteur  powr 
rhistaire  politique  ä  VInstUtU  Nobel  Noru^ieft* 

2.  Das  Berner  Internationale  Abkommen  über  den 
Eisenbahn-Frachtverkehr, 

a.  Internatiattal  Baikca^  Transport.  Beferent:  Barrister- 
at-Law  George  G.  Phillimore,  Honorary  Genend 
Seerekarff  of  the  International  Law  Association,  Londoi. 

b^  Sitr  VaccessUm  de  nouveaux  Aats,  partkutiärement  de 
la  Grande  Bretagne,  ä  la  Convention  Internationale 
sur  le  Transport  de  Marchandises  par  OienUn  de  Fer. 
Referent:  Dr.  Winkler,  Bern. 

c.  Tlie  Berne  Raihvay  Transport  Convention,  1890.  Refeit-nt: 
A.  Schröder,  Zürich. 

d.  Oft  thc  Berne  Jiniiivuy  Transport  of  (iond.s  Conventim 
and  the  Q^iesfioti  of  Noncay  eventualtii  joiiiuig  the 
same.  Referent;  Chr.  Platou,  Chief  Secretiiry  in  the 
Office  of  Raüwajf  Administration,  Christiania. 

3.  Charteparties  und  Konnossemente. 

a.  2%e  Position  of  Holders  of  Büls  of  Lading  for  Sh^ 
ments  in  Chartered  Shipf?.  Referent:  Barrister-at-Law 
Dr.  Charles  Stubbs,  London. 

b.  The  legal  relaUons  between  Charterers  and  Shipoumers, 
Beferent:  Dr.  Oscar  Platou,  Professor  ffir  internatio- 
nales Recht  an  der  Uniyersitat  Christiania. 

c.  Uniformitg  of  expressian  in  Charterparties  and  Bills 
of  Lading.    Beferent:  F.  Fredericksen,  Christiania. 

4.  Große  Haverei. 

Bericht  des  Ausschusses  für  Fragen  auf  dem  Gebiete  der 
großen  Havarei  ((jeneral  average). 

5.  Vollstreckung  ausländischer  Urteile. 

Foreign  Judgments.  Heft  rent :  G.  Fliflet^  Departements- 
chef im  Justizministerium,  Christiania. 
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X.  Versammlung  der  Internationalen  Krirolnalistischen 

Vereinigung. 

Von  Dr.  H.  Tli.  E<eliuiaiiii  in  Hamburg. 

Die  zehnte  Versammliiiig  der  Intemationaleii  Kriminalisti- 
schen Tereinigong  tagte  Tom  11.— 15.  September  in  Hamburg, 
zum  ersten  Male  seit  ihrem  Bestehen  in  Deutschland.  Das 
Beichsjustizamt  und  das  Beichsmarineamt^  die  Regierungen  von 
Fteußen,  Bayern,  Sachsen,  Hessen,  Braunschweig,  Mecklenburg- 
Schwerin,  Elsaß -Lothringen,  Lübeck,  Bremen  und  Luxemburg, 
die  Polizeibehörden  von  Paris,  Berlin,  Budapest  und  Bergen 
hatten  Vertrt'ter  entsandt :  Teilnehmer  waren  erschienen  aus 
Belgien,  liul^^arien.  Dänemark,  Frankreich,  Holland,  Italien, 
Kroatien,  Luxenibuig,  Nordamerika,  Norwegen,  Österreich- 
Ungarn,  Rußland,  Schweden,  der  Schweiz  und  Spanien. 

Professor  Dr.  PrmA'-Brüssel  Iiielt  zinmchst  einen  Vortrag 
über  „Die  Schwierigkeiten  des  Strafproblems  in  der 
Gegenwarf. 

Während  früher,  so  führte  der  Redner  aus,  jedermann  die 
Strafe  für  das  einzige  Heilmittel  und  den  einzig  mngliclien 
Ausgleich  der  Strafe  gehalten  habe,  begnüge  man  sich  jetzt 
nicht  mehr,  die  Tat  zu  beurteilen,  sondern  beschäftige  sich  mit 
dem  Täter  und  suche  nach  dem  Grund  des  Verbrechens.  Die 
Erörterungen  älterer  Strafrechtslehrer  glichen  der  Polemik  von 
Chirurgen,  die  am  Bette  des  Kranken  über  die  Art  der  Operation 
diskutierten  und  dabei  des  Kranken  vergäßen ;  die  neue  Wissen- 
schaft beschäftige  sich  mit  dem  Kranken.  Die  Verbrecher  hätten 
sicli  seit  vielen  Jahrtausenden  nicht  viel  gebessert,  wohl  aber 
die  Strafrechtslehreiv.  Während  die  alte  Welt  nie  Bedenken 
getragen  habe,  den  Schuldigen  zu  strafen,  habe  sicli  neuen! iIl^,^s 
eine  Unsicherheit  über  die  Berechtigung  und  Nützliclikeit  unserer 
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Art  zu  strafen  verbreitet.  Die  einen  erblickten  im  Verbrechen 
eine  Bedrohnng  der  Tollkomnmeren  Menscbenart  durch  inferiore 
Elemente;  sie  verlangten«  dafi  man  die  gesunden  Teile  des 
Gesellscbaftskdrpers  vor  der  Anstecknng  dnrcb  die  Kranken 
schütze.  Das  Ziel  des  Lebens  sei,  so  sage  Nietescke,  Kraft» 
Frende  nnd  Schönheit ;  die  Strafe  müsse  sich  gegen  alle  diesen 
Ziel  entjsreg^enwirkende  Handlungen  richten,  Nachsicht  nnd  Milde 
seien  uaaugebracht,  Mitleid  sei  als  eine  VerfullserscluMimn::  zu 
betrachten.  Die  anderen,  den  n  bekanntester  Vertreter  Tolstoi 
sei.  hielten  das  Yerhri^rlifn  nur  für  eine  Form  des  allgremeinen 
Leidens  der  WAt.  Da  uns  aluT  die  Trsachen  von  Glück  und 
Unglück  verborrren  seien,  niüßten  wir  Mitleid  üben;  Mitleiden 
müsse  die  Welt  beheri'schen.  Die  «klassische"  Auffassung,  daß 
der  Verbrecher  ein  freies,  seiner  Handlang  vollbewußtes  We.sen 
sei,  werde  beute  von  niemandem  mehr  geteilt;  man  könne  das 
Verbrechen  nicht  als  ein  juridisches  Phänomen  betrachten,  es 
lasse  sich  keine  scharfe  Grenze  zwischen  einem  Yerbrecher  mii 
einem  ehrlichen  Menschen  ziehen.  Die  Welt  sei  ein  Produkt 
ans  physischen,  chemischen,  geistigen  und  moralischen  Elementen, 
in  der  sich  Elend,  Laster  und  Krankheit  mit  Gesundheit,  Schön- 
heit und  Arbeit  in  unendlichen  Variationen  verbänden.  Mit 
Recht  sage  v.  LisBt^  die  Kriminalität  sei  in  ihrem  Gmnde  nur 
eine  Form  des  sozialen  Lebens.  Jetzt,  wo  man  wisse,  daß 
unser  geistin^er  und  seelischer  Orpranismus  ein  äußeret  kompli- 
ziertes Gebilde  ist,  von  den  mannigfachsten  Faktoren  beeintiuiit. 
kr>nne  das  Strafreelit  nicht  mehr  auf  der  Verantwortlichki  it  <Us 
liidividuunis  auf<rebaut  wt^'den.  An  die  Stelle  der  Vr]aiit\vt<il- 
lichkeit  müsse  das  Kriterium  der  sozialen  Verteidifxuri};  treteu, 
so  zwar,  daß  das  individuelle  Moment  mit  dem  sozialen  Moment 
möglichst  vereinigt  würde.  Diejenige  Strafe  sei  die  beste,  die 
das  Afaximum  sozialer  Sicherlieit  mit  einem  Minimum  individu- 
ell (ii  Leidens  verbände.  Eine  methodische  Klassüilcation  der 
Verbrecher,  ihrer  Natur  entsprechende  Maßregeln  seien  anzu- 
streben;  allerdings  sei  hierzu  nicht  Gesetzeskenntnis,  sondern 
Menschenkenntnis  erforderlich.  Von  den  vor  Gericht  erschei- 
nenden Typen  müßten  die  „Antisozialen*^  bewacht,  die  däfeciueux 
(geistig  minderwertigen)  behandelt  und  die  Unglflcklichen  be- 
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schätzt  werden.  Die  GeseUscbalt  liabe  die  Pflicht,  dem  Ver- 
brechen vorzabengen,  hieraus  ergebe  sich  in  erster  Linie  die 
Pflicht,  für  verwahrloste  Kinder  zu  sorgen;  die  neuere  Straf- 
rechtswissenschaft müsse  daher  einsetzen  bei  dem  intellektuellen, 
physiologischen  und  moralischen  Elend  des  verlassenen  Kindes. 

Der  NachmittÄg  des  ersten  Tages  war  der  Erörterung  der 
Frage:  ^Das  internationale  Verbrechertum  und  si' ine 
Bekämpfung"  gewidmet,  zu  der  RegitTunirsassessor  Dr. 
Linden a n-hiiiVm  das  Referat,  Hat  Dr.  JJi^pff -Uumhiirg, 
Vorstand  der  Kriminalpolizei,  das  Korreferat  übernouniu  n  hatten. 

Dr.  Lindenau  leitete  seinen  Vortrag  mit  dem  Hinweis 
ein,  daß  sowohl  der  wesentliche  Inhalt  nnserer  Literatur  auf 
dera  Gebiete  des  internationalen  Strafnelits  als  auch  die  Aus- 
bildung dieses  Rechtsgeb ietJi  sieh  lediglich  auf  die  Frage  der 
Auslieferung,  und  hier  wiederum  auf  die  Frage  des  Asylrechts 
der  politischen  Verbrecher,  erstrecke.  Die  Folge  hiervon  sei, 
daß  man  dengesamten  internationalen  Rechtsverkehr,  nicht  nur 
die  Auslieferung,  sondern  auch  unbedenklichere  Akte  der  inter- 
nationalen Rechtshilfe,  wie  Anfragen  und  Vemehmungsersuchen, 
mit  den  schwersten  Garantieen  richterlicher  Prüfung  und  diplo- 
matischer Vermittlung  ausgestattet  habe.  Aber  selbst  auf  dem 
engen  Gebiete  der  Auslieferung  biete  das  Recht  nur  stumpfe 
Waffen,  da  jeder  unmittelbare  Verkelir  zwisclien  den  Strafver- 
folgungsbeliürden  der  veischiedenen  La adcr  grundsätzlich  —  mit 
wenigren  Ausnalimen  für  den  Sehriftweciisel  in  einigen  (irenz- 
f)ezirken  —  ausgesclilüs.sen  sei.  Hier  müsse  eine  Änderung 
eintreten.  Als  erste  Forderung  der  internationalen  Kriminal- 
politik gelte  die  Einrichtung  von  Dienststellen,  die  mit  dem 
großen  Apparat  moderner  Verfolgungstechnik  auszustatten  seien 
und  denen  das  Recht  gegeben  werden  müßte,  unmittelbar  mit 
einander  Xachricliten  auszutauschen.  Diesen  Zentralstellen  müßte 
auch  die  Berechtigung  zugesprochen  werden,  die  vorläufige  An- 
haltung  flüchtiger  Verbrecher  zu  bewirken,  während  die  Anträge 
und  Entscheidungen  über  Verhaftung  und  Auslieferung  den  bis- 
herigen Instanzen  gelassen  werden  könnten. 

Redner  geht  dann  zur  Definition  des  Begriffs :  ^Internationales 
Verbrechen"^  über ;  er  versteht  hierunter  jedes  Verbrechen,  dessen 
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Tatbestand  bei  ütiolo{2:isclier  Würdigung  internationale  Elemente 
aufweist,  d.  h.  das  unter  dem  kausalen  Einfluß  intematioiiaier 
Beziehung  zustande  kommt,  sei  es,  daß  diese  Beziehungen  sub- 
jektiv (in  der  individuellen  Eigenart  des  Verbrechers)  oder 
objektiv  (in  den  umgebenden  äußeren  YerhältnisseD)  wirksam 
werden.  Br.  Lindenau  teilt  die  internationalen  Verbrecher 
in  4  Typen: 

1.  die  ansässigen  Landfremden, 

2.  die  internationalen  Vaganten, 

3.  die  reisenden  Berufsverbrecher, 

4.  das  international  organisierte  Verbrechertum. 
Xiichdem  Dr.  Lindenau  diese  Verbrechertyptii  tiiRi  tiü- 

gehenden  Schildenui;L;  unterworfen  hat,  geht  er  zu  den  gef,'en 
dieses  Verbre(  luütum  zu  ergn  itViHlen  Maßregeln  über.  Seine 
Vorsclilii'.if  «gipfeln  in  der  En'iclituiiijr  von  Polizoizentralstellen 
in  allen  Lundcni,  die  mit  dem  Rirlit  des  lunuittolharen  Nacli- 
richtenaustansches  und  der  Handhabung  der  Fremdenpolizei 
ausgestattet  werden  müßten  und  dadurch  sowohl,  der  Ergreifuiig 
des  Verbrechers  wie  der  Sammlung  von  Beweismaterial  dienen 
würden. 

Anders  als  Dr.  Lindenau  definiert  der  Korreferent  Bat 
Dr.  Hop  ff  den  Begriff  des  internationalen  Verbrechens.  Unter 
einem  internationalen  Verbrecher  versteht  er  diejenigen  Ver- 
brecher, die  gewerbsmäßig  nnd  in  einer  Mehrheit  von  Ländern 
dem  Verbrechen  nachgehen.  Um  jemand  als  internationalen 
Verbrecher  charakterisieren  zu  können,  seien  die  beiden  £^ 
fordernisse  notwendig,  daß  er  ein  gewerbsmäßiger  Verbrecher 
Sfj  und  daß  er  zum  Felde  seiner  Tätigkeit  eine  Mehrheit  von 
I^iiiidi  l  ü  mache.  Gewerbsmäßiger  Verbrecher  sei,  wie  er  mit 
V.  Lisst  annehme,  derjenige,  der  die  Begcliung  strafbarer 
Handlungen  zu  seiiu  r  :uisseliließlichen  oder  docli  überwiegcinien 
Erwerbsquelle  mache  Ein  Matrose,  der  liinte  in  Antwcriieii. 
14  Tage  später  in  Neapel  und  nacli  weitenn  drei  Worlit  ii  in 
Ceylon  mit  der  Polizei  wegen  irgendwelcher  in  trunkenem  Zu- 
stand begangener  Gewalttätigkeiten  in  Konflikt  gerate,  sei  kein 
internationaler  Verbrecher,  da  er  das  Verbrechen  nicht  zo  seiner 
Erwerbsquelle  mache.  Aasscheiden  müßten  femer  die  ansässigen 
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l.andfremden,  da  sie  der  Umstand,  daß  sie  in  dem  Lande,  in 
dun  sie  ein  Verbrechen  bcjL'^elien,  zufäilijEr  nicht  die  Staatsan^e- 
liririo-kfMt  besitzen,  nocli  nk)\t  zu  inteniatinyialen  Verbrechern 
sitiiipli' ;  man  könne  diese  Katefione  um  !=:o  eher  ausscheiden,  als 
ihnen  eine  erhöhte  Gefährlichkeit  nicht  innewohne.  Zu  unter- 
scheiden vom  internationalen  Verbrecher  sei  der  ins  Ausland 
fliehende  Verbrecher.  Ausgenommen  wissen  wolle  er  schließlich 
auch  alle  Grelegenheitsverbrechen,  also  alle  Verbrechen,  die  nicht 
gewerbsmäßig,  sondern  gelegentlich,  vorwiegend  durch  eine 
änBere  Veranlassung  und  erst  in  zweiter  Linie  durch  den  Cha- 
nücter  des  Täters  bedingt  seien.  Hierzu  rechne  er  alle  Gewalt 
gegen  die  Person  in  sich  schließende  Verbrechen,  alle  Sittlicb- 
keitsdelilcte  und  solche  Delikte,  die  einen  Yertrauensbmch  in 
sich  schlössen,  wie  Unterschlagung,  Untreue,  Verbrechen  im 
Amte  und  Konknrsverbrechen.  Der  Mädchenhandel  gehöre  aller- 
dings zweifellos  zu  den  internationalen  Delikten;  man  k(>nne 
dieses  Delikt  aber  nicht  als  ein  Sittliclikeitsdelikt  bezeichnen, 
da  das  Motiv  nicht  die  Sinnenlust,  sondern  die  Gewinnsucht 
sei.  Als  Hauptformen  des  internationalen  Verbrechens  kämen 
daher  Diebstahl  und  Betni«^,  in  allen  Alistntun^j'  ii  vom  Bank- 
ninher  bis  zum  Tnscliendieb,  vom  Hochstapler  bis  zum  Tarchener 
in  Betracht;  hinzuzurechnen  seien  die  Münzfälscher  und  die 
Mädchenhändler. 

Der  Redner  geht  nun  zur  Schilderung  der  heutigen  Gestal- 
tung des  internationalen  Verbrechertums  über  und  entwirft,  unter 
Heranziehung  eines  reichen  Materials  interessanter  Fälle  aus 
der  Praxis  der  letzten  Jahrzehnte  ein  genaues  Bild  vom  modernen 
internationalen  Gaunertum. 

Die  Frage,  ob  diesem  Verbrechertum  gegenüber  die  unseren 
strafverfolgenden  Behörden  zur  Verfügung  stehenden  Abwehr- 
mittel genügten,  sei  zu  verneinen.  Unsere  Stra^esetsgebung 
stamme  aus  einer  Zeit,  wo  es  ein  internationales  Verbrechertum 
noch  nicht  gegeben  habe.  Veraltet  sei  die  Bestimmung,  daß 
nur  we;j:en  gleichen  Delikts  erlittene  Vorstrafen  bei  der  Frajre 
des  Riiekfalls  in  Betraelit  kämen:  iinzeitgeniilß  sei  die  Bestim- 
nniii<r.  daß  eine  von  einem  Ausländer  im  Auslandt'  lic^an^^^^ne 
strafbare  Handlung  im  Inlaiide  —  von  einer  Ausnahme  abge- 
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sehen  —  nicht  bestraft  werde.  Das  AusUeleruugsveffahren  sei 
se  schwerfällig  und  umstüDcUich,  da6  die  strafverfolc^den  Be- 
hörden heute,  wenn  irgend  ang^oigig,  vom  Begehren  der  Ans- 
lieferong  Abstand  nähmen. 

Als  Maßnahmen,  um  diesem  Übelstand  abzahellen,  schlage 
er  zonftchst  vor,  för  den  gewerbsmäßigen  Verbrecher  Tersch&rfle 

Strafen  anzudrohen,  ferner  bei  der  Ausmessung  der  Strafe  die 
iü  alleu  Ländern  erlittenen  Vorstrafen  zu  berücksichtigen. 
müsse  sodann  die  Möglichkeit  vorhanden  sein,  auch  von  Aus- 
ländern im  Auslande  beganjrene  Straftaten  zur  Abuiteilunpr  zu 
brint,^en,  vielleicht  mit  der  i^iiisclii'änkung,  daß  diese  Aburteilung 
nuj-  dann  zuia.ssig  sei,  wenn  der  Staat,  in  dessen  (iebiet  die 
Straftat  begangen,  erkläre  nicht  seihst  die  Resti'afung  über- 
nehnien  zu  wollen.  An  Stelle  der  zaliireiehen  lückenhaften  und 
in  ihrer  Auslegung  zweifelhaften  Auslieferungsverträge  sei  der 
Abschluß  eines  Weltauslief erungsvertrags  anzustreben.  Unbedingt 
erforderlich  sei  die  Freigabe  des  direkten  Verkehrs  der  straf- 
verfolgenden  Behörden  der  verschiedenen  Länder  untereinander; 
der  seit  vielen  Jahren  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  bestehende  Verkehr  Iiabe  sich  als  eine  Wohltat  für  beide 
liänder  erwiesen.  Bin  erfolgreicher  Kampf  gegen  die  inter- 
nationalen Verbrecher  sei  aber  nur  dann  möglich,  wenn  in  jedem 
Lande  Polizeizentralstellen  errichtet  würden;  praktisch  würden 
auch  gelegentliche  Zusammenkfinfte  der  Iieiter  dieser  Anstalten 
und  ein  zeitweiliger  Austausch  von  Beamten  sein.  Schließlich 
empfehle  er  die  Schaffung  eines  Zentralpolizeiblatts,  in  dem  alle 
wichtigeren  Verbrechen  mit  den  sie  begleitenden  Umstöoden 
geschildert  würden. 

Nach  kurzer  I)ei)atte  gelangten  folgende  TiPitsiitze.  auf  die 
sich  die  Berichterstatter  geeinigt  hatten,  zur  Annahme: 

1.  Als  Folgeerscheinung  der  Veri)recherentvvicklung  ist  ein 
internationales  Verbrechen  entstanden,  dessen  Erforschung  und 
Bekämpfung  internationale  Maßnahmen  erfordert. 

2.  In  sämtlichen  Staaten  sind  Zentralstellen  zur  Bekämpfung 
des  internationalen  Verbrechertums  einzurichten,  die 

aj  den  haupt^städtischcn  Pülizeilfehorden  angegliedert  werden, 
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b)  alle  Naclmchten  über  internationales  Yerbrecbertiim  sam- 
meln und  ständig  zum  Zwecke  vorbeugender  MaBnalmieil 

wie  im  Interesse  der  Strafverfolgung  austauschen, 

c)  berechtigt  sind,  unmittelbar  mitpinander  in  Verkehr  zu 
treten.  Die  gleiche  Befugnis  ist  für  alle  größereu  btraf- 
verfolgungsbeliörden  erwünscht. 

3.  Fortlaufende  wissenschaftliche  Aufarbeitung  des  bei  den 
Zentralstellen  gewonnenen  Materials  muß  die  Grundlage  schaffen 
zu  weiterer  Ausgestaltung  des  Kampfes  gegen  das  internationale 
Verbrechertum. 

Auch  ein  Zusatzantrag  von  Professor  Frins-Briisael 

«Eine  internationale  Tagung  möge  sich  vereinen,  um 
die  Grundlage  ffir  ein  Obereinkommen  zur  Unterdrückung 
der  internationalen  Verbrechen  zu  schaffen* 
wurde  angenommen. 

Am  zweiten  Tage  des  Kongresses  referierte  Prfi»«- Brüssel 
über  die  Frage:  ^Wie  kann  für  bestimmte  Kategorien  von 
Rückfälligen  der  Begriff  der  Gemeingefährlichkeit  des  T&ters 
an  die  Stelle  des  heute  zu  ausschließlich  angewandten  Begriffs 
der  verbrecherischrn  Tat  gesetzt  werden  Die  Diskussion 
führte  zu  keinem  positiven  Ergebnis ;  es  wurde  beschlossen, 
diese  Frage  in  etwas  anderer  Fassung,  indem  nänilicb  an  SttUe 
des  Begrii^s  „Uückfälligi''"  der  BegritV  .ÜbeltiUer"  gesetzt  wird, 
auf  die  Tagesordnung  des  naclisten  Kongresses  zu  bringen. 

Am  dritten  Tage  nahm  Professor  Lis st-BerMn  das  Wort 
zu  einem  Vortrage  über  „Die  Behandlung  der  vermindert  Zu* 
rechnungsfähigen. " 

Der  Versammlung  lagen  vier  Thesen  des  Redners  vor.  Die 
erste  verlangt,  daß  für  die  geistig  minderwertigen  Personen,  die 
ffir  sich  selbst,  für  ihre  Umgebung  oder  für  die  Gesellschaft 
gefährlich  sind,  die  Gesetzgebung  Schutzmaßregeln  (spezielle 
Überwachung,  Anstalten  usw.)  schaffen  soll.  —  Die  zweite  These 
fordert  für  die  geistig  minderwertigen  Verbrecher,  ob  sie  nun 
gefährlich  sind  oder  nicht,  ein  vermindertes  Strafmaß.  —  Die 
dritte  These  will  dem  Strafrichter  lediglicli  die  Bt  fiignis  geben, 
vorläufige  Maßregeln  gegen  verbici  hci  ische  Minderwertige  zu 
treffen,   während  dem  Zivilrichter  (Kntmündigungsrichter;  die 
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endgültige  Entscheidang:  zustehen  solle.  —  Ebenso  soll  nach 
der  vierten  These  der  Zivilrichter  fiber  die  provisorische  oder 
endgültige  Freilassung  eines  vermindert  zarechnnngsfiihigen 
Verbrechers  entscheiden. 

Unter  vermindert  Znrechnungsföhigen  verstehe  man  —  so 
führte  «.  Liegt  etwa  aus  —  Personen,  die  weder  unter  §  51 
StGB  fielen,  noch  auch  für  vollkommen  zurechnungsfähig  ange- 
sehen werden  könnten.  Ein  solcher  Zustand  könne  im  Elinzel- 
fall  durch  Verwahrlosung,  schlechte  Gesellschaft,  durch  vielfache 
Strafen  oder  andere  Ursachen  entstanden  sein.  Man  könne 
fünf  (  Jruppen  unterscheiden.  Zu  der  ersten  rechne  er  diejenigen, 
die  man  al<;  „Schwachsinnige"'  oder  ^.moralisch  Irrsinnige"  be- 
zeichne. Zu  dvv  zweiten  gehörten  diejenigen,  die  an  Neurose 
littt  n,  also  Epileptiker,  Hysterische,  Kleptomanen  usw\:  zu  einer 
dritten  solche  mit  cln'uui.scher  Intuxikiiti»»n  durch  Alkohol.  Kokain, 
Äther,  Morpliium  usw.  Die  vierte  Gruppe  umfasse  Menschen 
mit  frühzeitig  einsetzenden  St  iiilitätsersrheinungen.  die  fünfte 
sexuell*'  rcrvorsionen  in  allen  Fällen  bestehe  eine  verminderte 
Znrechuungsfähigkeit  infolge  eines  angeborenen  oder  erworbenen 
psycho -pathologischen  Zustands.  Solche  Menschen  könnten 
harmlos  sein.  Sobald  sie  aber  gefährlich  würden,  interessierten 
sie  die  Gesellsrliaft;  es  würden  Sicherungsmaßregeln  erforderlich, 
wie  die  erste  These  verlange.  Welcher  Art  diese  Maßnahmen 
sein  müßten,  habe  er  in  der  These  absichtlich  ganz  allgemein 
ausgedrückt;  er  denke  sich  eine  ganze  Stufenleiter  von  Mafi- 
regeln, von  der  Behandlung  durch  die  Familie  oder  der  Unter- 
bringung auf  dem  Lande  anfangend  bis  zur  Intemierung  in 
Heilanstalten.  Die  zweite  These  behandele  die  verbrecherischen 
Minderwertigen.  Wenn  er  für  diese  Kategorie  eine  verminderte 
Strafe  verlange,  so  verkenne  er  nicht,  daß  diesem  Vorschlag 
gewichtige  Bedenken  entgegenständen.  Man  könne  sagen,  es 
sei  unlogisch,  einen  Anormalen  für  seine  Handlungsweise  haftbar 
zu  machen  und  die  Strafe  sei  zwecklos.  Er  müsse  aber  an- 
neliiiieii,  ilab  auch  ein  Minderwertiger  sieh  einer  früheren  Strafe 
iriiiiiern  werde,  sonst  sei  er  eben  unzurechnungsfähig.  Von 
f]  luzMvisi  her  J^t  ite  sei  mit  jrew  isser  Berechtigung  gegen  seinen 
Vorschlag  geltend  gemacht  worden,  daß  er  den  Menschen  in 
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zwei  Teile,  einen  zureclinungsfähigen  und  einen  unziirorhnnnfrs- 
fähigen  halbiere.  Er  wolle  gern  zugeben,  daß  sein  Vorschlag 
die  Schwächen  eines  Kompromisses  in  sich  trage.  £r  bitte 
aber  doch,  und  zwar  aus  praktischen  Gründen,  seinen  Vorschlag 
anzunehmen:  man  könne  die  gesetzgebenden  Faktoren  nicht  zu 
einer  plötzlichen  völligen  Abänderung  ihres  Standpunktes  be- 
wegen, sondern  nur  durch  ein  allmähliches,  yorsichtiges  Yor^ 
gehen  etwas  erreichen.  Für  die  geeignete  Instanz  zur  Herbei- 
führung der  nötigen  Entscheidungen  halte  er  den  Entmündigungs- 
richter,  nicht,  wie  der  deutsche  Juristentag  angenommen  habe, 
den  Strafrichter.  Im  Strafgericht  sei  die  Möglichkeit  einer 
durchaus  objektiven  Behandlung  nicht  gesichert. 

In  der  Debatte  wurduii  gegen  die  erste  These  keine  Be- 
denken geltend  geniacht;  dagegen  wurde  der  zweiten  von  vielen 
Seiten  widersprochen, 

Professor  Dr.  To rjj-Kommhi{ii:vu  wies  darauf  hin,  daß  man 
in  Dänemark  eine  solche  ( Jesetzbestininumg,  wie  sie  die  These  II 
verlange,  l>ereit.s  liahe,  jedoch  die  Aufhebung  derselben  sehnlichst 
begehre.  Die  Statistiii  lelire,  daß  die  weitaus  größere  Zahl 
aller  verbrecherischen  Minderwertigen  rückfällig  werde,  also 
einer  Besserung  durch  die  Strafe  nicht  zugängig  sei.  Bei  den- 
jenigen Minderwertigen  aber,  auf  die  eine  Strafe  einwirke,  sei 
nicht  eine  milde  Strafe,  sondern  eine  besonders  scharfe  am  Platz. 
Die  These  II  erscheine  ihm  als  ein  Kompromiß  mit  den  An- 
bangem der  Yergeltungstheorie;  sie  sei  unlogisch  und  verstoße 
gegen  die  Grundprinzipien  der  internationalen  kriminalistischen 
Vereinigung.  Professor  Prii»«- Brüssel  schließt  sich  diesen 
Ausführungen  an.  Auch  Professor  Aschaffenburff-Kbln  er- 
klärt, daß  nach  seinen  Erfahrungen  eine  Geföngnisstrafe  für 
Minderwertige  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  von  Fällen  eine 
l&eherliche  Komödie  sei.  Eine  Behandlung  derselben  sei  geboten, 
wo  diese  aber  eintrete,  sei  eine  lange  Behandlung  erforderlich. 
Professor  van  iTame;- Amsterdam  führt  in  humorvoller  Weise 
aus,  daß  die  Konsequenz  dieser  Ansicht  dahin  führe,  die  Minder- 
wertigen überhaupt  dem  Juristen  zu  entziehen  und  den  Arzt 
an  die  Stelle  des  Juristen  zu  setzen.  Er  gibt  zu  bedenken,  daß 
mit  dem  Begriff  der  Zweckstrafe  die  Vergeltung  nicht  völlig 
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unvereinbar  sei.  Oberamtsricliter  Dr.  Levt's-T^oTzhe'm  ver- 
teidigt die  These,  ebeiisu  Mtdizinalrat  Dr.  Leppmann-BerWn, 
der  hervorhebt,  daü  man  anf  die  Yolksanffjj^siinor,  welch*  dit 
Vergeltungstheorie  beherrsche,  Rücksicht  nehmen  müsse,  bcbarli 
angegriffen  wird  die  These  durch  Dr.  Gerlarh-Jena.;  Kom- 
promisse  seien  nicht  Aufgabe  einer  wissenschaftlichen  Vereini- 
gung. Gegen  ihn  wendet  sich  Professor  Dr.  Liepmann-K\d 
Jede  Strafe  sei  ein  Kompromiß ;  sie  wolle  abechrecken  und  die 
Ursachen  des  Verbrechens  berficksichtigen.  Man  mnsse  Mi]lde^ 
wertige  bestrafen,  wenn  man  anf  sie  noch  einwirken  könne; 
milder  seien  sie  zu  bestrafen,  weil  sie  in  geringerem  Na6e 
verantwortlich  gemacht  werden  könnten  und  doch  schließlidi 
strenger  bestraft  seien.  Auch  Professor  .^ran A;-TflbingeB  tritt 
für  die  Annahme  der  These  ein.  Die  These  sei  gar  kein  Km- 
promiß.  An  Stelle  di  s  scheinbaren  (Tpg^ensatzes :  Zweckstrafe 
oder  Vergeltnnjrsstrafe  solle  man  lieber  die  Frage  setzen: 
liidu  idualbehaiidhmfr  oder  Berücksichtigung  der  AnßenweltV 
Im  Schluti  der  Debatte  wird  betont,  daß  nach  allem  neue  eigi'n- 
arti^p  Maßnahmen  ^a'^eii  die  Minderwertigen  p:eboten  scliieaeu. 
Im  allgemeinen  Einverständnis  wird  die  These  11  in  folgender 
Form  zur  Abstinumug  gebracht: 

„Für  die  minderwertigen  Verbrecher  —  mögen  sie  gefth^ 
lieh  sein  oder  nicht  —  ist  eine  besondere  Strafe  oder  eine 
besondere  Behandlung  (une  peine  speciale  ou  on  traUment 
special)  anzuwenden." 

In  dieser  Form  wird  die  These  mit  <i:r(»ßer  Majorität  an- 
genommen; These  III  und  IV  gelangen  nicht  zur  Abstimmung 

Ära  Nachmittage  sprach  Dr.  Delaquis-^TWn  über  Re- 
habilitation. Er  gab  einen  geschichtlichen  Oberblick  fiber  das 
gegenseitige  Verhältnis  der  Begriffe  Ehrenstrafe,  Begnadignng 
und  Behabilitatlon  und  beschäftigte  sich  insbesondere  mit  dem 
System  der  Rehabilitation  in  Frankreich,  das  als  Vorbild  Hr 
die  Zukunft  angesehen  werden  könne,  in  seinen  Entwicklung»- 
stadien  vom  Institut  der  r^uMUaMon  grademe  zur  rikMir 
tation  judii  iaire  und  schließlich  zur  rihabilitation  de  drtnl. 
Unter  Rehabilitation  versteht  der  Redner  die  durcli  Staatsakt 
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oder  blofieii  Zeitablanf,  oarch  verbüßter  8tarale  aof  Grund  von 
Wohlvei^alteii  erfolgende  Anfhebung  des  strsfweben  Ehtzugs 
der  politlscben  und  bttrgertichen  Rechte,  des  strafweise  ausge- 
sprochenen Verbots,  ein  Amt  zu  bekleiden,  einen  Dienst  zn 
verrichteü  oder  eiu  Ue\verl)e  auszuüben,  bezw.  Löschung  der 
Vernrteilung  selbst,  oder  mit  anderen  Worten :  Die  nach  dem 
Yi'Uzug  der  Strafe  auf  (Jruüd  von  Wohlverhalteii  erfol^rende 
Aufhebung  des  ifi  der  Verurteilung  liegenden  Makels.  Die 
dentschc  Straff  ^rrz^^abung  kenne  die  Rehabilitation  überhaupt 
nicht;  es  bedürfe  keines  Wortes,  daß  dies  ein  bedauerlicher 
Mißstand  sei.  Von  den  Abimderungsvorschlägen  des  Redners 
werden  folgende  angenommen: 

I.  Die  Vereinigung  empfiehlt  die  Aufnahme  des  Prinzips 
der  Rehabilation  in  die  Gesetzgebung  Jener  Länder,  denen  dies 
Institut  noch  unbekannt  ist,  weist  aber  gleiclizeitig  auf  die 
Kotwendiglteit  hin,  das  Anwendungsgebiet  der  Maßregel  nach 
den  örtlichen  Yerh&ltnissen  zu  bestimmen  und  dabei  auf  das 
Gefühl  und  den  Kulturzustand  jedes  Volks  Rücksicht  zu  nehmen. 

II.  Sie  eini)tielilt  in  erster  Linie  die  Wiedereinsetzung  durch 
gerichtliehe  Kntselieidnng. 

Die  ül»ri}ien  Vorsehhifre  des  Redners,  die  sich  unter  anderem 
mit  den  Folgen  der  Behabilitation,  dem  Fragerecht  des  Richters 
nach  den  Vorstrafen  von  Angeklagten  und  Zeugen,  der  Dauer  der 
Residenzpflicht  beschäftigten,  gelangten  nicht  zur  Abstimmung. 

Die  Reihe  der  Vorträge  schloß  Professor  van  Hantel- 
Amsterdam  mit  einem  Referat  über  die  Konzentration  der  ver- 
gleichenden internationalen  Kriminalistik.  Die  heutige  Statistik 
sei  sehr  iiian<^alhaft ;  sie  sei  nicht  konzentriert  und  ermög^lirhe 
keinen  Vergleich,  Er  sclilage  vor.  die  Kriminalstati.^tik  ziiiiä<  li>r 
auf  (  in  Ver^ndn  n  zu  beschränken,  das  eins  der  wicht i;:sten 
Kiemente  der  Kriminalität  bilde  und  dessen  liegriffsbi  stimuiung 
ü!>erall  ziemlich  die  gleiche  sei :  den  Diebstahl,  wobei  zu  unter- 
sciieiden  sei  zwischen  Diebstahl  oline  Gewalt  gegen  die  Person, 
Diebstahl  mit  Gewalt  und  Bandendiebstahl.  Van  Hömel 
macht  detaillierte  Vorschläge  über  die  Art  der  Statistik,  die 
den  Beifali  der  Versammlung  finden. 
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In  eiuem  Schlußwort  warf  Uutristaatssikretiii-  rrofe^sur 
r.  3/«i/r- ^lüiiclien  einen  Rückblick  über  die  Verhandlun^n 
und  gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  die  mannipffiu  lien  An- 
regungen des  Kongresses  zu  legislativen  Erwägungen  Anlaß 
geben  möchten. 


^  uj     _  1  y  Google 


Wie  muB  ein  Witwer  in  Deutschland  nach  1900  schichten, 
wenn  die  Ehegatten  vor  1900  zuerst  dänisches  Domizil 
und  dänische  Staatsangehörigkeit,  dann  deutsches  Domizil 
und  deutsche  Staatsangehörigiceit  hatten? 

Von  Theodor  H lemejrer» 

Ein  Däne  hatte  1876  in  Dänemark  eine  Dänin  geheiratet 
und  in  DäoemarJc  erstes  eheliches  Domizil  genommen.  Im  Jahre 
1884  verzog  er  nach  Deutschland,  erwarb  nebst  seiner  Frau 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  und  nahm  Domizil  in  Deutsch- 
land, Dämlich  in  der  Stadt  Kiel  (wo  IGbisches  Becht  galt).  Dort 
starb  die  Frau  1895.  Der  Witwer  nahm  mit  den  Kindern  keine 
Auseinandersetzung  vor,  bis  er  1906  behu&  Wiederverheiratung 
vor  die  Notwendigkeit  der  Schlchtong  gestellt  war.  Es  wurde 
fraglich,  ob  dinisches  oder  deutsches  (lübisches)  Becht  für  die 
Schichtung  mafigebend  sei.  Die  Antwort  mußte  m.  E.  dabin 
erfolgen: 

1.  Fui  die  Feststellung  des  Bestandes  des  Nachlasses  der 
V  LTstorbenen  Ehegattin  ist  da*?  dänische  Recht  als  das  Recht 
des  ersten  EhedomLzils  maßgebend. 

2.  Für  die  Erltfolge  in  diesem  Nachlaß  ist  das  lubische 
liecbt  als  das  Recht  des  letzten  Domizils  der  Erblasserin  maß- 
gebend. — 

Hierfür  sind  folgende  Erwägungen  entscheidend: 
.1.  Die  nächste  Frage  ist  die,  ob  der  deutsche  Richter  die 
aufgeworfene  intemationalprivatrechtliche  Frage  nach  dem  seit 
dem  1.  1. 00  in  Deutschland  geltenden  internationalen  Privat- 
recht oder  nach  den  früheren  Kollisionsnormen  zu  entscheiden 
hat  Im  letzteren  Fall  wilrde  weiterhin  an  und  für  sich  die 
Frage  offen  bleiben,  die  Kollisionsnormen  welches  Ortes  und 
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welches  Zeitpunktes  maßgebend  sein  würden.  Praktisch  aber 
kommen  im  gegebenen  Fall  als  älteres  Recht  hier  nnr  die 
Kollisionsnormen  in  Betracht,  welche  in  dem  Augenblicke  galten, 
als  diejenige  Lage  entstand,  deren  Lösung  die  jetzt  in  Frage 
stehende  Schichtnngspflicht  bezweckt  und  zwar  an  dem  Orte, 
an  welchem  die  jetzt  mit  der  Entscheidung  befaßte  Behörde 
ilireii  Sitz  hat.  also  die  1895  beim  Tudi-  der  Eiiei'rau  in  Kiel 
in  (jeltung  gewiscnen  KüUisiunsiiunnen. 

Die  aufprow  (11  fene  Vorfrage  ist  in  der  neuesten  Litt  iarui 
und  .Indikatur  vi(>lfach  unter  dem  Stichwort  ^Zeitliches  Ver- 
hältnis der  KoUision>n(irmen",  sowie  auch  in  der  Form  erörtert 
worden:  .Gehen  die  \orinen  des  1.  Abschnitten  des  EG  z.  BliB 
oder  diejeni^-en  des  IT,  Ahschnittes  a.  a.  O.  vorV^  Literatur- 
iiachweisungen  über  die  l"ia«re  finden  sieh  in  Iherings  Jalir- 
büchern  XXXXllI  299  0.  und  in  Ztsch.  XV  347.  — 

a)  Die  Kontroverse  wird  von  der  weit  überwiegenden  Zahl 
der  Schriftsteller  und  der  bekannt  gewordenen  Gerichtsentschei- 
dungen dahin  gelöst,  daß  für  die  Rechtswirkungen  der  vor  1900 
Tolbogenen  Tatbestände  die  KoUisionsnormen  des  alten  Hechtes 
maßgebend  sind,  und  zwar  die  alten  KoUisionsnormen  der  lex 
fmriy  d.  h.  des  jetzt  zur  Entscheidung  bemtoen  Gerichts.  Diesen 
Standpunkt  vertreten  von  den  Schriftstellern  insbesondere: 

Habicht,  Mmwirkung  des  BGB  auf  BUtor  etMandene 
BechtsverhaUfHSse  2.  Aufl.  S.  37,  sowie  in  „Das  Recht^  1900 
a  406. 

Dernburg,  Bürgerliches  Beckt  I  95. 
Zitelmann,  Ihetings  Jahrbücher  XXXXn  289 ff. 
Niemeyer,  Das  itUemaHtmale  Privairecht  des  BGB 
(1901)  S.  179. 

Aus  der  Judikatur  sind  hervorzuheben  die  Urteile  des  RG 
vom  16.  11.  00,  13.  11.  Ol,  24.  10.  02,  25.  9.  03,  8.  7.  04,  Zisch. 
XI  440,  454,  618,  XLIi  587,  XV  28,  des  OLG  Dresden  vom 
13.  7.  03  (Zt,sch.  XIV  92). 

Audi  da«  OL(^  Kiel  hat  sich  am  10.  7.  00  in  derselben 
Weise  entschieden  (Ztsch.  XI  440). 

Nach  dieser  AuffassunjBf  Itat  das  heute  zur  EntschuidunK 
berufene  deutsche  Gericht  den  gegebeneu  Fall  ebenso  zu  be- 
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Iwndeln,  wie  wenn  die  Entscheidung  vor  10  Jahren  getroffen 
worden  wäre. 

b)  Das  Gegenteil  dieser  wie  in  der  Theorie  so  in  der  Praxis 
ziir  Herrschaft  gelangten  Anschauung  wird  durch  Niedner  in 
seinem  Kommentar  s.  BGB  3.  Aufl.  S.  395  vertreten,  ist  auch 
in  einer  Eutsciieidnng  des  LG  Meiniugen  angenommen.  {„Das 
Recht''  1000  8.  37;i) 

c)  Eine  Mittelmeinung  vertritt  Kahn  {Iherings  Jahrbiix^lier 
XXXXIII  363),  indem  er  ausführt,  die  übliche  Fra^restellung 
sei  falsch;  für  die  intemationalprivntrr reiflichen  Fragen  seien 
besondere  durch  Interpretation  zu  findende  Übergangsregeln 
maßgebend.  Kahn  hat  von  diesem  Standpunkt  ans  die  einzelnen 
Materien  durchgeprüft  und  kommt  insbesondere  ffir  den  der 
gegenwärtigen  Erörterung  zugrunde  liegenden  Fall  des  ehelichen 
Güterrechts  (Iherinffs  Jahrbücher  XXXXIII  363,  —  Worte: 
«Das  Kämliche  gilt  etc.^  — )  zu  dem  Ergebnis,  daß  hier  das 
neue  Recht  maßgebend  sei,  so  lange  man  nicht  sagen  könne, 
das  alte  inländische  Recht  sei  für  das  Rechtsverhältnis 
bereitij  vor  1900  maßgebend  geworden.  Dies  letztere  sei  z.  B. 
der  Fall,  wenn  ausländische  Ehegatten  vor  1900  ihr  erstes  Ehe- 
domizil in  einem  Gebiete  Deutsclilands  genoninien  liätten  und 
nach  der  ler  fori  für  den  Güterstand  das  erste  Kliedoniizil 
nicht  nnwaiMlL4l)ar  als  maßo-f^bend,  vielmehr  der  Grundsatz  der 
Wandelbarkeit  gegolten  habe.  In  diesem  Falle  sollen  —  nach 
Kahn  —  die  alten  Kollisionsnormen  maßgebend  bleiben.  Da- 
gegen sollen  die  Kollisionsnormen  des  EG  z.  B(  iB  maßgebend 
sein,  wenn  das  erste  Ehedomizil  einer  vor  1900  geschlossenen 
Ehe  ein  ausländisches  gewesen  und  dessen  Becht  nach  dem  bis- 
herigen internationalen  Privatrecht  der  lex  fori  für  das  eheliche 
Ofiterrecht  maßgebend  geworden  und  geblieben  sei.  — 

n.  Alle  drei  im  Vorstehenden  berichteten  Ansichten  führen 
im  gegebenen  Fall  zu  dem  Ergebnis,  daß  das  dänische  ehe- 
liche Gflterrecht  den  Güterstand  bestimmt. 

a)  Dieses  Ergebnis  beruht  nach  der  herrschenden  und  meines 
Erachtens  auch  innerlich  Iteorimdeten  unter  I  a)  dargelegten 
Auffassung  daraui,  daß  in  Kiel  vor  1900  die  Kollisionsnorm 
galt,  daß  das  erste  Ebedomizil  den  Güterstaud  unwandelbar 
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bestimme.  DaB  diese  KoUisionsnorm  tot  1900  in  B^iel  geltend» 

Recht  war,  wurde  trotz  der  abweichenden  älteren  Praxis  der 
holsteinischen  Gerichte  nicht  mehr  bezweifelt,  nachdem  iiRliivre 
oberstrichterliche  Entscheidungen  im  Sinn  des  Unwandelbarki  iu- 
prinzii)s  er<jfaiigen  waren,  nämlich  die  Erkenntnisse  des  jjifuiji- 
schen  Obertribunals  vom  17.  12.  75  {Seu/ferls  Archir  Bd.  Ii2 
No.  103,  Schleswig- Holsfphtische  Änseige  1S7()  S.  297)  und 
des  KG  vom  18.  4.  82  {Entsctieidungen  des  RQ  VI  223,  voa 
auch  EntscJieidung  VI  393  zu  vergleichen  ist). 

b)  Nach  den  unter  Ib)  und  c)  berichteten  Ansichten  voo 
Niedner  und  Kahn  ei^bt  sich  die  Maßgeblichkeit  des  däni- 
schen Güterrechts  ans  Art.  15  £6  z.  BGB,  da  der  Ehennon 
zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe  die  dänische  Staatsangehörigkeit 
hatte.  Nach  Kahns  Darlegungen  wäre  diese  Ma6geblichkeit 
der  früheren  danischen  Staatsangehörigkeit  der  Ehegatten  dmch 
den  Umstand  bedingt,  daß  in  Kiel  vor  1900  der  Grundsatz  der 
Unwandelbarkeit  des  ehelichen  Güterrechts  galt. 

m.  Zweifel  an  der  Bichtigkeit  des  unter  II  festgestellten 
Ergebnisses  könnte  vielleicht  die  anläßlich  des  vorliegendeo 
Falles  von  einem  dänischen  .luristeii  geinachte  Mitteilung  her- 
vurrufen,  ilaij  nach  dänischem  Kecht  sich  das  eheliche  GüteriMlit 
durch  den  j ewei Ii "eii  Wohnsitz  diT  Eheleute  bestimme.  iJie 
Ricbtif^keit  dieser  Mitteiliuifj:  muß  in  Abrede  gestellt  werden. 
Eine  in  Ztsch.  1  22>s  von  dem  dänischen  Justizminister  i*r. 
Nellemann  gemachte  Mitteilung  besagt  das  Gegenteil.  Vs 
heißt  dort :  „Ob  das  ipso  Jure^  also  oime  Ehevertrag,  nach  dem 
ausländischen  Rechte  geltende  Regime,  soweit  es  vc»n  der  voll- 
ständigen Gütergemeinschaft  unseres  Rechtes  abweicht,  nach 
dein  Umzüge  hierher  ins  Land  in  Geltung  bleibe,  ist  durch 
keinerlei  Präjudikat  entschieden.  Formell  wird,  hier  die 
Schwierigkeit  eintreten,  dafi  kein  Dokument  zum  Vorlesen  an 
Ding  Torliegf*  (—  wie  es  für  die  im  Auslande  gcschlossenea 
EhevertrSge  zuziehender  Ausländer  die  Vorbedingung  derWi^ 
kung  gegen  Dritte  ist  —)  „weil  das  Regime  lediglich  auf  den 
Gesetz  beruht  Aber  ganz  unbestritten  ist,  dafi  solche  ein- 
wandernde Eheleute  sofort,  nachdem  sie  hier  ihren  Wohnsitx 
geiioiuHjea  haben,  einen  Ehevertrag  abschUebcn  können,  durch 
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welchen  das  bestehende  Vemögensverhältnis  fixiert  wird,  und 
dieser  kann  bestätigt  und  am  Ding  verlesen  werden". 

Hiermit  stimmt  fiberein,  was  Teichmann  «Über  die 
Wandelbarkeit  oder  ünwandelbarkeit  des  gesetzlichen  ehelichen 
Güterrechts  bei  Wohnsitzwechsel**  (Basel  1879)  8.  34  Aber  das 
dänische  Recht  berichtet.  Teichmann  beruft  sich  anf  eine 
Auskunft  des  Professors  Aagesen,  wonacli  auf  Grund  der 
Darlt'fiun^en  des  Justizministers  A.  W.  Scheel  (f  1879)  in 
dessen  Buch:  Privatreffens  almindeUge  />/ (1805)  S.  424— 26 
das  Prinzip  der  ünwandelbarkeit  in  Dänemark  zur  Geltung 
gekommen  ist. 

Diese  Informationen  müssen  als  maßfreblich  jxelten.  so  lange 
nicht  jüngere  gesetzliche  Bestimmungen  oder  oberstrichterliche 
Entsch('i«lnn^en  vorliegen,  welche  ein  abweichendes  Ergebnis 
befrründen.  Die  in  dieser  Richtung  von  mir  angestellten  Nach- 
forschnngen  haben  die  Annahme  bestätigt,  daß  der  Rechtszustand 
in  Dänemark  auch  hente  der  iVe^/eman» 'sehen  Mitteilung  ans 
1891  entspricht.  Auch  das  dänische  Gesetz  über  das  eheliche 
Gfiterrecht  vom  7.  4.  99  ^)  entspricht  in  Art.  33  durchaus  der 
▼on  Dr.  Nellemann  mitgeteilten  Rechtspraxis,  welche  darauf 
hinausläuft,  daß  das  dänische  Recht  dem  Prinzip  der  Unwandel- 
barkeit des  ehelichen  Gfiterrechts  folgt,  mit  der  Ma6gabe,  dafi 
Dritten  gegenüber  der  durch  ausländisches  erstes  Ehedomizil 
begründete  Güterstand  nur  nach  richterlicher  Publikation  in 
Dänemark  wirksam  ist.  —  Übrigens  würde  selbst  dann,  wenn 
das  dänische  Recht  dem  Prinzip  der  Wandelbarkeit  des  ehelichen 
Güterrechts  folgte,  dies  doch  in  dubio  nichts  weiteres  besag:eü, 
als  daß  die  nach  Dänemark  zuziehenden  Ehegatten  dem  däni- 
schen Güterstand  unterworfen  werden.  Denn  in  der  ganzen 
Kontroverse  über  Wandelbarkeit  und  Unwandelbarkeit  des  elie- 
lichen  Güterrechts  handelt  es  sich  stets  um  die  Frage,  ob  das 
Recht  des  neuen  Wohnsitzes  den  in  einem  früheren  Wohnsitz 
begründeten  Gttterstand  anerkennt.  Es  ist  bisher  von  keiner 
Rechtsordnung  bestimmt  worden,  daß  der  in  seinem  Rechtsgebiet 
begrfittdete  Gfiterstand  durch  Yerlegung  des  ehelichen  Wohn- 

>)  In  französischer  ttbersctzung  mitgeteilt  in  Annuaire  de  UgiBlatitm 
iirimffire  1900  (89.  Jahrg  )  $.  646;  vgl.  Ztscb.  XII  160. 
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Sitzes  in  ein  anderes  Rechtsgebiet  aufgehoben  werde;  vielmehr 
ist  man  darüber  völlig  einig,  daß  lediglich  das  Recht  des  neuen 
Wohnsitzes  darüber  entscheide,  ob  der  bisherige  Güterstand 
lortgelten  solle  oder  nicht. 

Selbst  dann  aber,  wenn  das  dänische  Recht  das  Prinzip 
der  Wandelbarkeit  ganz  aUgemein  aufstellen  sollte,  wäre  dieser 
Standpunkt  nnwirksam  gegenüber  dem  in  Deutschland  gemein- 
rechtlich zur  Geltung  gelangten  Grundsatz  der  Unwandelbarkeit 
In  dem  vor  1900  in  Deutschland  geltenden  internationalen  Privat^ 
recht,  insbesondere  im  internationalen  Privatrecht  des  gemeinen 
Hechtes  hat  der  in  Art.  27  EG  z.  BGB  in  gewissem  Maße  toi^ 
geschriebene  Grundsatz  der  Bfickverweisung  keine  Geltung 
gehabt.  Vgl.  Kahn  in  Iherings  JahrbüOiem  XXX  21  ff., 
Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  sur  KodifikaUm 
des  internationalen  Privatrechts  (Leipzig  1895)  S.  80  ff.  und 
namentlich  die  Erkenntnisse  des  KG  II  13,  VII  21,  XXIV  326. 
Das  Prinzip  der  Unwaiidelbarkeit  wurde  nicht  in  Abhängig- 
keit davon  gesetzt,  i)b  das  Recht  des  ersten  Ehedomizils  eben- 
falls dieses  Prinzip  auerkenne,  suudern  es  wurde  als  eine  Norm 
I)ehandelt,  welche  die  Kollision sfrajre  vorbeh-flrlos  und  end^rültig 
entschied.  Es  ist  ja  überdies  nicht  zu  bezweilelii,  daß  in  jedem 
Fall  die  vertiefte  lnter])retation  des  dänisclieii  Rerbtes  zu  dein 
Ergebnis  führt,  daß  sinngemäß  die  besondere  Fra^^e,  ob  d;is 
dänische  Güterrecht  unwandelbar  angewendet  werden  wolle, 
wenn  und  soweit  dafi  Recht  des  neuen  Domizils  dies  zulasse, 
zu  bejahen  ist 

IV.  Im  Vorstehenden  ist  nur  von  dem  ehelichen  Güterrecht 
gesprochen.  Von  der  ehegüterrechtUcben  Frage  ist  international- 
privatrechtlich  die  erbrechtliche  Frage  zu  sondern.  Vgl.  Sa- 
vigny,  System  YIII 336,  v.  Bar,  Ikeorie  des  intematitmaien 
Privat'  und  Strafrechts  (2.  Aufl.  1884)  1 529,  Silberschmidt, 
^Eheliches  Gttteirecht  und  Erbrecht''  in  Ztsch.  III  132ff.  (be- 
sonders S.  14dff.),  und  „Die  Kollision  zwischen  ehelichem  Güter- 
recht und  Erbrecht  nach  dem  deutschen  BGB''  in  Ztsch.  VIII  96ff. 

Bei  intemationalprivatrechtlichen  Tatbestanden  der  vorliegen- 
den Art,  bei  welchen  ehegüterrechtliche  und  erbrechtliohe  Fragen 
kombiniert  erscheinen,  muß  folgendermaßen  verfahren  werden: 
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Zunächst  ist  festzustellen»  was  von  dem  Yennögen  der  Ehe- 
gatten nach  dem  ehelicheiii  Güterrecht  als  solchem  dem  über- 
lebenden Ehegatten  zufällt  und  was  hiemach  als  Nachlaß  des 
Erstveistorbenen  fibrig  bleibt  Die  Vererbung  dieses  Nachlasses 
ist  internationalpriTatrechtlich  nach  Grundsätzen  zu  behandeln, 
welche  besonders  zu  prOfen  sind.  Für  den  vorliegenden  Fall 
ergeben  sich  folgende  Erwägungen: 

a)  Was  die  Alternative:  „Altes  oder  neues  internationales 
rrivatreclit  y"  betrifft,  so  kann  im  .lUgemeinen  auf  die  Darlegung 
unter  1  Bezu^  genommen  werden.  Nach  der  herrscluMiden  An- 
sicht sind  deiiipfomaß  für  die  erlneclitlidu'  Fra^e  die  1895  in 
Kiel  in  Üeltiins"  ^jeweseiH'Ti  Kuilisioiisnurmen  uiaßgebeiid.  Das 
Intestaterbrcclit  wurde  j^t  im  tiircchtlich  nach  feststehender  Praxis 
durch  das  am  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers  geltende  Recht, 
im  gegebenen  Fall  also  durch  das  lübische  Erbrecht  bestimmt. 
S.  Niemeyer,  Positives  Internationales  Primtrecht  flS<)4) 
5?  1H2,  Windacheid,  Pandekten,  8.  Aufl.,  I  125  und  dortige 
Literatur,  insbesondere  Gierke,  Deutsches  Primtrecht  I  243, 
Regelaberger,  Pandekten  1  182.  — 

b)  Was  die  Ansicht  Niedners  (siehe  oben  Ib)  angeht, 
nach  welcher  für  die  erbrechtlichen  Fragen  des  vorliegenden 
Tatbestandes  Artt.  24,  25  EG  z.  BGB  maßgebend  sein  würden, 
so  ffihrt  sie  im  gegebenen  Fall  zu  dem  gleichen  Ergebnis  wie 
die  herrschende  Ansicht,  da  die  Erblasserin  zu^  Zeit  ihres 
Todes  Deutsche  war.  Bei  örtlicher  Verschiedenheit  der  Rechte 
innerhalb  des  Heimatstaates,  wie  sie  hier  vorliegt,  uhuj  auch 
unter  der  Herrschaft  des  neuen  Rechtes  die  lejo  domicilii  zur 
Zeit  des  Todes  des  Erblassers,  hier  also  das  lübische  Recht, 
entscheiden.  So  hat  das  RG,  Entsch.  XXV  H45,  in  einer  Frage 
älteren  Rechtes  [»rinzipiell  eiitsrhieden.  Für  das  neue  Recht 
wird  der  gleiche  Urundsatz  vertreten  von  Zitelmann,  Inter- 
nationales Privatrecht  I  405,  Niedner,  Kommentar  zttm  EG 
M.  BGB,  3.  Aufl.  S.  84,  Niemeyer,  Das  internationale  Pricat- 
recht  des  BGB  (1901)  S.  68,  Barazetti,  Das  internationale 
Privatrecht  im  BGB  (1897)  S.  23.  —  Widersprach  gegen 
diese  Auffassung  ist  nicht  bekannt  geworden. 

c)  Kahns  Standpunkt  (s.  oben  Ic)  führt  im  gegebenen 
Fall  zu  der  Maßgebliehkeit  der  Kollisionsnormen  der  letzten 
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lex  domicilii  der  Erblasserin,  da  infolge  der  inländischen  Lage 

des  Domizils  das  Erbverhältnis  inländische  .Präcrimp:'"  nach 
Maßgabe  des  vor  1900  geltenden  internatioiialt  n  l*rivatnn  hts  der 
leiJT  fori  erhalten  hat.  Das  Ergel)nis  würde  danach  vollkommen 
dasselbe  sein,  wie  nacli  dvv  litTrsclieiulen  Ansicht. 

V.  Für  den  vorliegenden  Fall  ergibt  sicli  aus  dem  (Te>airt<  ii 

a)  Das  gütergemeinschaftliche  Vermiigen  ist  gemäß  di m 
dänischen  Recht  (Kong  Christian  V.  Lov,  Buch  5,  Kap.  2, 
Art.  19;  V.  21.  5.  1845,  Ges.  29.  12.  1857)  in  zwei  Hälften  zu 
zerlegen,  von  denen  die  eine  Hälfte  dem  Witwer  als  Anteil  an 
dem  gütergemeinschaftiichen  Vermögen  verbleibt,  die  andere  den 
l^achlaß  der  Terstorbenen  Ehefrau  bildet. 

b)  Dieser  Nachlaß  ist  gemäß  den  erbrechtlichen  Yorschriften 
des  lubischen  Rechtes  so  wie  sie  in  der  Stadt  Kiel  bis  1900 
verstanden  und  gehandhabt  wurden,  zu  verteilen. 

c)  Bei  dieser  Verteilung  hat  insbesondere  die  Vorschrift 
des  dänischen  Rechts  aufier  Anwendung  zu  bleiben,  daß  der 
Erbteil  des  Witwers  (der  regelmäßig  ,een  Broderlod'',  d.  h.  hier 
ein  Kopfteil,  beträgt),  höchstens  ein  Viertel  vuii  der  Hiiltte  des 
gütergemeinschaftiichen  Vermögens  betragen  darf.  Kbenso 
bleibt  auch  außer  Anwendung  die  dänische  Rechtsnonii.  daii 
der  überlebende  Ehegatte  seinen  Krbanteil  im  Fall  der  Wieder- 
verlieiratung  an  die  Kinder  erster  Ehe  verliert  ^)  (siehe 
bauer.  Das  in  Deutschland  fieltende  eheliche  Giiterretht, 
Berlin  1889,  S.  32,  unter  Berufung  auf  A.  W.  Scheel,  Person 
og  Familie  Rat,  frenstület  after  dvn  danske  Lovgimng). 

Bar,  Theorie  und  Pra^xia,  1  Ö30,  sagt  darüber  speziell: 
„Die  Folgen  der  Wiederverheiratung  sind  ....  soweit  sie  den 
Kindern  erster  Ehe  dasjenige  wiedergeben  oder  sichern  sollen, 
was  der  überlebende  Ehegatte  von  dem  erstverstorbenen  er- 
erbte, nach  dei^epigen  Gesetzen  zu  beurteilen,  unter  welchen 
die  betreffende  Zuwendung  erfolgte;  so  entscheidet  sich  die 
Frage,  ob  das  vom  ersten  Ehegatten  auf  den  parens  bimtbtts 

^)  Art.  lU  deä  Gesetzbuches  Christian  V.:  „Dog  arw  dem  Efler 

lependis  af  de  vflerlntte  Midier  fornden  sin  egen  Hnredlod  een  Bru- 
dfiflod.  Men  ftrit  ettten  af  dem  giftei  siy  igien.  da  skal  detf  Broderiod, 
sotii  den  Eferlecendia  i^aaledia  bekam,  igten  Immme  til  Bvrneihe.'' 
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verarbte  Yennogen  diesem  wieder  entzogen  werde,  nach  dem 
letzten  Personalstatnt  des  parens  praedefunctua" .  ^)  Das  er^ 
scheint  nnanfechtbar. 

Es  handelt  sich  nm  eine  Modalität  des  Erbrechtes  im  Ver- 
hältnis des  miterbenden  Ehegatten  zu  den  Kindern,  welclie  nur 
in  äußerer  Anknüpfung,  aber  nicht  in  innerer  Zugehörigkeit 
zu  dem  Güterverhältnis  der  durch  Tod  gelösten  Ehe  steht. 

i)  Bin  Brlmutiiis  des  pEeafttecben  Obertribtumb  Tom  8.  &  &3  (EntBck, 
ZXV  373  S.)  lieB  dM  Recbt  des  Ortes  der  sweiteo  Efieichliefiaiig  entecbeiden. 
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Amerika,  Vereinigte  Staaten. 

Ma^geblichkeit  des  OrtsredfUes  der  WmchUeßung  für  denm 
persäuUcke  Vorausaeteungm  („eapacitff*^), 

Rhode  Isiandf  Ex  parte  Chace  (Harvard  Law  Meeiew  XVIIT2S6,  58^ 

AtloMtie  Seporter  S.  978.) 

Iii  HaamehasetB  Itstte  dn  mt^  Vonmmdadmft  stehender  „Rhede 
Islandtmin'^  eine  „Rhode  Islandwoman"  ohne  den  nach  dem  Rechte 

Rhode  Islands  erfordfrlirhen.  narh  dem  Rechte  von  Massachasets  nicht  er- 
forderlichen Konsens  des  Vormundes  |i(cheiratot.  Beide  Ehegatten  hatten  ihr 
Domizil  in  Ehude  Island.  Dm  (iericht  in  Khodc  Island  erklärte  die  Ehe  für 
gültig  nach  dem  Grandsatz:  „thal  a  marriage  valid  tohere  celebrated, 
4e  wdid  eeerytohere,  ecen  if  U  teould  have  been  invalid  performed 
in  fhe  domieiie  of  the  partiee." 

Anm.:  Die  Entscheidung  steht  im  Einkhin^i  mit  der  konstanten  Praxis 
des  amerikanischen  Common  Law  und  mit  in  manchen  einzelnen  Staaten 
ergangenen  Statutes.  Vgl.  Stört/,  ConfUct  vf  laics,  81  ff.,  103,  J.  H. 
Bvfilc,  .,C<i}^<i<  ity  in  international  marriages" ,  Harvard  Law  Beviete 
XV  882 ff .  Minor,  Conftict  of  laws,  Boston  1901,     7  V  Beate, 

Omfiict  of  laics,  Cambridge  1902,  III  d23.  Uieme yer. 

Lex  rei  sitae  für  die  Wirksamkeit  elfter  letsttciUigen  Ver- 
fügung über  Grtindatücke  maßgebend. 

New  York  Court  of  appeals,  Jan.  lUOii  {MountiTuttle;  Harvard  Laie 

Review,  XIX  464.) 

Von  eitieui  in  New  York  domizilierten  Testator  war  in  einem  dort  er> 
richteten  Testammt  beetinunt  worden,  dafi  in  Utah  belegene  Nadilafigmnd- 
etdeke  sn  kirchlichen  Zwecken  Tmrendet  werden  sollten.  Nach  dem  Recht 
von  New  York  ist  eine  derartige  Verfttgong  gflltig,  nach  dem  Rechte  m 

Utah  nicht:  wegen  Unbestimmtheit  („inde/initeness")  der  Disposition.  Der 

Gerichtshof  irklärte  das  Rieht  von  Utah  für  maßgebend. 

Anm.:  Die  Entscheidung  entspricht  der  konstanten  Judikatur.  Für 
das  Mobiliarvermögen  gilt  nach  amerikanischer  Praxis  das  Recht  des 
letzten  Domizils  des  Erblassers  als  maßgebend.  S.  Ztsch.  XII  472.  Vul 
Story,  Conflirt  <>f  fnwfi,  8.  ed.  (1888\  S<  171,  Whfrrfon,  Conflict  «/ 
luics,  3.  ed.  vun  Farmele  ^.lUüöj.  Ü87,  öl*?,  Minor,  Conflict  of  laics, 
Boston  1901»  8.  33.  Niemeper. 
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Belgien. 

Gegen  auswärtige  Stanfen  ist  in  Belgien  der  Recktsaeg  su- 
lüssig  zur  Geltendmachung  simlreditlicker  Verp/iichiungen. 

Kmsationshof  Brüssel  11.  6.  03  (Pasicrisie  beige  OS  T  294;  Dalhr  (»3 
I  401;  Zeitschr.  f.  dmUches  bürgerl.  Recht  u,  französ.  Zivilrecht, 

XXXV  79.) 

Die  Lüttich-Luxembutgische  Eisenbahngesellschaft  klagte  gegen  den 
niederlindiachen  Statt  amf  Rttckzahlnng  von  84000  Galden.  Der  Appellhof 
BrtBsel  hatte  den  Rechtsweg  fllr  wnntiBBig  erUIrt  Der  Kamtionahof 
erklirte  den  Rechtsweg  fOr  snlftssig. 

Aus  den  Gründen. 
.Auf  die  einzige  Beschwerde,  hergeleitet  aus  einer  Verletzung  der 
Art.  ö"2.  53  und  hX  des  Ges.  vom  2").  3.  7(i.  des  Art.  14  des  (  \  <'.  und  des 
Art.  92  der  Verfassung,  und  einer  falschen  Anwendung:  der  (Jrundsütze  des 
Völkerrechts,  wenn  das  angegriffene  Urteil  annehme,  daü  ein  fremder  Staut, 
ilich  wenn  er  als  PlriTatpereou  gehandelt  habe,  mit  Rttclraicht  an!  die  ihm 
innewohnende  SoaTeiftnitftt  nicht  vor  helgiachen  Gerichten  ahgenrteiH  werden 
könne; 

in  Erw.,  daS  der  Satz  des  Valkerrechts,  der  die  UnahhII&gigkeit  der 

Nationen  proklamiert,  aus  dem  Grundsatze  ihrer  SoQTeränität  hergeleitet 
wird,  nnd  folglich  außer  Anwendung  bleiben  mnfl,  wenn  die  Soayer&nität 
nicht  in  Frage  steht; 

in  Erw.,  daß  die  Sotivcräintät  nur  hei  StaatbakUn,  die  das  politische 
LkWü  l>etreffen,  sich  äuUert,  daß  diese  nach  Innen  durch  da»  Verfassungs- 
recht  beherrBcht  nnd  nach  dem  Grandsata  der  Trennung  der  Gewalten  den 
Gerichten  entsogen  sind,  daß  aber  ihre  Wirkungen  nach  Außen,  d.  h. 
außerhalb  des  eigenen  Staatsgebietes,  sich  nach  den  GrundsMsen  desVßlker- 
recbts  bestimmen,  und  deslialb  sowohl  im  eigenen  wie  im  fremden  Lande 
der  Prüfung  der  Gerichte  nicht  unterliegen; 

in  Erw.  aber,  daß  der  Staat  sieh  nicht  auf  Betätigung  dieser  politisrhon 
Rolle  beschränkt,  sondern  in  luriicksichtigung  der  Bedürfnisse  der  Allgemein- 
heit, sowohl  Eigentum  erwerben  und  h«  sit/en  als  auch  Verträge  schließen, 
Glinbiger  nnd  Schuldner  werden,  ja,  daü  er  belbät  Handel  treiben  nnd  Mono- 
pole oder  die  Leitung  von  Betrieben,  die  dem  SlfentUchen  Nutzen  dienen, 
sich  vorbdialten  Icann;  daß  der  Staat  in  diesem  Bereiche  seiner  T&tigkeit 
nicht  in  seiner  Rigensehaft  als  ßüentliche  Gewslt  wirksam  wird,  sondern  nnr 
das  Gleiche  tot,  was  auch  ein  Privatmann  tun  kttnnte,  sonach  hierbei  nur 
als  bürgerliche  oder  Privatperson  handelt;  daß,  wenn  der  Staat  in  dieser 
Eigenschaft  in  eine  Differenz  mit  Jemand  ^erät.  mit  dem  er  von  Gleich  zu 
»ileich  einen  Vertrag  schlul.!.  olKt  für  ein  ili«-  öffentürhc  Ordnung  nicht  be- 
rührendes Verschulden  eines  Dritten  haftbar  gemacht  wird,  der  Streit  ein 
bflrgeriiches  Recht  zum  Gegenstand  hat  nnd  nach  Art.  92  der  Verfassung 
anssdiließlich  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte  gehört; 
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in  Erw..  daU  auch  anslänciiscbe  Staaten,  soweit  sie  als  PrivatiM  tS' ina 
belangt  wt^rdtn,  ebenso  wie  jeder  andere  Atisliiinlcr.  der  Ocrirbtsi^fwalt  dir 
belgischen  Gerichte  unterliegen;  daß  es  sich  für  diese  St«.tti<,*u  gerade  wie 
andi  fttr  den  belgischen  Staat,  insoweit  nicht  um  ihre  Sonveiftnüftt  handelt, 
wenn  sie  nicht  ahi  öffentliche  Gewalt,  sondern  ansscblieBlich  in  Ansflhnng 
oder  Verteidigung  eines  Frivatrechts  tfttig  sind; 

in  Erw.,  daß  man  hierbei  nicht,  wie  das  angegrifft  ns  T'i  teil  es  tut, 
unterscheiden  muß  zwischt-n  oint-in  Streit,  der,  wie  untcrgtbens  drr  Fall,  die 
Erfüllung  eines  von  dem  fremden  Staat  geschlossenen  obligatorischen  Vertrags 
zum  Gegenstand  hat.  und  einem  Streit,  der  sich  auf  t  in  im  Inland  bt  ku*  lus 
Grundstück  bezieht,  daß  auch  nichts  darauf  ankommt,  ob  der  fremde  SUat 
selbst  als  Kläger  die  inlladiiehen  Qnichte  angeraten  hat  nnd  nun  im 
der  Widerkkge  belangt  wird,  oder  ob  er  als  Beklagter  die  ünsnstindigkeit«- 
einrede  nicht  erhoben  hat,  oder  ob  er  sich  der  Qerichtsbarlreit  für  die  au 
dem  Yertragsverhältnis  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  vertraglich  unter- 
worfen hat,  daß  tatsächlich  nicht  einztisehen  ist.  inwiefern  ein  Staat  auf 
seine  Souveränität  verzichtin  sollte,  wenn  er  sich  der  Gerichtsbarkeit  aus- 
ländischer Gerichte  bei  i'rozessen  über  Verträge,  die  er  nach  freiem  Ermessen 
geschlossen  hat,  unterwirft,  dagegen  diese  Souveränität  intakt  erhielte,  wenn 
er  sich  ans  den  oben  angegebenen  Orflnden  der  fremden  Rechtsprechiiag 
unterwirft,  Qrttnde,  die  in  Theorie  nnd  Praxis  attgemehi  als  die  Znstindigfceit 
der  ausländisdhen  Gerichte  begründend  anerkannt  sind;  daß  ferner  wie  in 
diesen  Fällen,  so  auch  dann,  wenn  ein  auswärtiger  Staat  einen  Vertrag 
schließt,  anpronommcn  werden  müßte,  er  habe  dabei  mindestens  stillschweigend 
auf  seine  Iinnmnität  verzichtet,  wenn  überhaupt  von  einem  solchen  Verzicht 
anf  unveräußerliche  Staatshoheitsrechte  die  Rede  sein  könnte;  daß  aber  in 
Wirklichkeit  in  allen  erwähnten  Fällen  die  Gerichtsxastftndigkeit  sich  nidit 
herleitet  ans  dem  BlnTttstiadnis  des  fremden  Staates,  sondern  ans  der  Hatnr 
der  von  ihm  Torgenommenmi  Rechtshandlnng  und  der  Eigenschaft,  in  weldier 
er  handelte;  daß  also  ein  fremder  Staat  in  gleicher  Wdse,  wie  er  die  in* 
ländischen  Gerichte  zur  Verfolgung  seiner  Schuldner  anmien  kann,  auch 
seinen  Gläubigern  vor  denselben  sich  stellen  muß; 

in  Erw..  daß  das  angegriffene  Urteil  für  seine  abweichende  Ansicht  sich 
ohne  Erfolg  auf  die  Vorarbeiten  zum  C.  C.  beruft;  daß  die  den  Botschaftern 
allgemein  zuerkannte  Immunität  von  der  inlftndischen  Gerichtsbarkeit  in 
ihrem,  die  Person  ihres  Sonverines  repräsentierenden  Giarakter  und  &aiet 
Fiktion  von  Bxterritorialitftt  ihren  Grund  hat,  welche  Fiktion  sinnlos  wire, 
wenn  ihre  Immunit&t,  wie  die  des  Staates,  aus  dem  Grundsatae  der  Souve- 
ränität sich  ableiten  würde;  daß  die  diesbezügliche  Bemerkung  von  Portalis 
nur  die  Aufnahme  eines,  dem  V(i!]<f  ri'M  htf  :t?i '."  hörenden  Grundsatzes  in  den 
nur  den  inneren  Rechtsverkehr  re^^elucien  C.  C.  verhindern  sollte,  datj  Por- 
tal is  aber  keineswegs  die  t>age  der  diplomatischen  Immunität  mit  seiner 
Bemerknng  definitiv  lösen  wollte  und  die  Frage  der  Nichtnnterwerfong  ans- 
Iftndischer  Staaten  unter  die  inländische  Gerichtsbarkeit^  die  gar  nicht  anr 
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Diakussion  stand,  ancb  nicht  einmal  gestreift  hat,  daß  aus  der  Streichung' 
des  Art.  11  des  Entwnrfs  des  C.  C.  kdn  Rttcksohlnß  anf  die  Auslegung  des 
Art  1 4  des  C.  C.  oder  des  Ges.  vom  Jahre         welches  Art.  14  erseUt  bat» 
gezogen  werden  kann; 

in  Erw.,  daß  man  anter  «Fremden"  im  Sinne  der  Art.  Ö2,  53  und  54 
de«  leutenriUmten  Gewties  nieU  mir  pbyeisehe  Fenonen,  eoiuleni  Mtob  Mt- 
Itodiache  juristiedie  Personen  verstdien  mnfi,  und  daß  sa  leisteten  snfier  den 
AktiengesellsehsfieD  aach  Körperschaften,  wie  die  Qemdnden  nnd  Offentlidien 
Anstalten,  und  insbesondere  die  bedeutendste^  aller  Körperschaften,  der  Staat, 
zn  zählen  sind,  indem  das  Gesetz  auch  dem  fremden  anerkannten  Staate  den 
Genuß  der  biiritrerlichen  Rechte  einriinmt.  da  es  ihm  erlaubt,  zu  besitzen  nnd 
Verträge  zu  bchließeu  und  ihm  seine  (ierichte,  wie  Privatpersonen,  selbst 
gegen  die  eigenen  Staatsangehörigen  zur  Verfügung  ütellt; 

in  Erw.,  daß  das  angegriffene  Urteil  auch  noch  auf  die  Schwierigkeit, 
wenn  nicht  UsmögUchkeit^  hinweist,  ein  inltodisches  Urteil  gegen  einen 
fremden  Staat  an  Toilstrecken,  daß  dieser  Binwand  indefi  nicht  entsohddrad 
iat^  da  selbst  wenn  man  zugibt,  daß  in  dieser  Hingeht  ein  fremder  Staat 
besser  gestellt  ist,  als  eine  ausländische  Privatperson,  daraas  doch  nicht  die 
rnznständigkeit  der  belgischen  Gerichte  folgt,  die  ja  auch  f?egen  den  bel- 
«iischt-n  Staat  Urteile  erlassen,  obwohl  dessen  VermögensstUcke  der  Zwangs- 
vülbtrecknng  nicht  nnlerlie^en;  daß  aber  weiter  die  W  irksamkeit  einer 
Gerichtsentscheidung  überhaupt  nicht  von  etwaigen  Schwiengkeituu,  die  ihre 
Voltstreckang  vemrsaefaen  kann,  abbltmig  ist; 

in  Brw.  femer,  daß  diese  Binwendnng  flhersidit,  daß  eine  T<ni  an* 

abbingigen  Riehtem  erlassene  Bntsdieidang  in  unseren  mod«nen  Staatim 

immerldD  eine  moralische  Antoritftt  genießt,  daß  ein  Urteil,  welches  aof  den 

ewigen  nnd  überall  gleichen  Grundsätsen  der  (Gerechtigkeit  basiert,  in  sich 

selbst  and  vermittels  des  öffentlichen  Gewissens  eine  viel  größere  Krait  ent* 

falten  kann  als  selbst  die  energischsten  Zwangsmittel.' 

Anm.:  Vgl.  Uber  die  ttbereinstimmende  Praxis  in  England  J.  I  '6i>,  in 
Italien  J.  XVI  896,  thev  die  ahweiehende  Praxis  in  Deutschland  Ztsch.  Zill 
397,  in  Frankreich  Dtahnt  Feriod.  1S85  I  341.  —  Red. 

Das  Elierecht  des  Königlichen  Hauses  in  Belgien. 

Cour  fFappel  Brüssel  21).  L'.  04   (Pandectes  fran^aises  1905  S.  14; 
Ztsch.  f.  dtach.  bürgerl.  Mceht  u.  franz.  Zivilrecht  190')  S.  Hoü.) 

S.  Majestät  Kiinig  Leopold  II.  der  Ikdgier,  damals  noch  lierzog  von 
Brabant,  hatte  sich  im  Jahre  18d3  mit  der  Erzherzogin  Marie  Henriette 
Anna  von  Österreich  verheiratet,  nachdem  zuvor  am  8.  8.  1853  in  einer  zu 
Wien  vollzogenen  Urkunde  die  vermögensreditlichen  Wirkungen  der  £he 
bestinimt  worden  waren.  Diese  entsprechend  den  diplomatisdien  GebrAnchen 
in  Fonn  eines  Staatsvertrags  abgefaßte  Urkunde  setste  swischen  dem  fflrst^ 
Udm  Bhepaaw  CHltertrennang  fest  Nach  dem  Tode  der  Königin  Henriette 
im  Jahre  1903  machten  die  OlftnUger  einer  Tochter  des  KQnigspaares,  der 


Digitized  by  Google 


246 


Recfatapiwcfaiing. 


Prinzessin  Luise  geltend.  (Ihü  der  Klu-vertniu  vom  8,  s.  IH.'iH  mangels  Bf- 
obacbtung  der  für  Eheverträtre  vorpreschritboiitn  Form  nichtig  sei.  m  dati  bei 
Feststellung  deti  Nachlasses  der  Küuigin  davon  auszugehen  sei,  es  habe 
zwischen  dm  KOnigsp&are  Ofltergemeinscbaft  bestanden;  ihnen  schloß  wiA 
die  sweite  Tochter,  die  Grftfin  Lonjay  ui.  Ihre  dAUngehende  Klage  gegen 
8.  M^estftt  inude  indessen  in  allen  Instanten  abgewiesen,  Tom  AppeUhofe  n 
Brttssel  ans  folgenden 

Gründen. 

In  Erw..  dali  unbestreitbar  ist.  daß  in  fast  allen  Staaten  Enropn« 
den  entferntesten  Epochen  der  Geschichte  die  Heiraten  zwischen  Fürstlich- 
keiten, welche  verschiedenen  souveränen  Häusern  aiigthören,  unt^r  alkn 
Rcgierungsfunnen  als  durch  das  Staatswohl  veranlagt  angesehen  werden  and 
infolge  hiervon  wesentlich  politlsehe  Ereignisse  darrtdlen;  daB  Ihnen  dieser 
Charakter,  den  ihnen  Tor  allem  der  Vorteil  und  die  WQrde  der  Nationett 
Mibwlngen,  fortdaaemd  erhalten  geblieben  ist  anch  in  dea  konstitatioDeUes 
Monarchien  und  sich  gans  besonders,  und  mit  Recht,  bemerkbar  macht  in 
Staaten,  in  denen  wie  in  Belgien  das  Könitrtnm  erblich  ist  und  folglich  die 
Geschicke  des  Landes  mit  dem  Lose  der  Dynastie  eng  verknüpft  s'mi:  in 
Erw.,  daü  nicht  minder  unbestrcitlKir  ist.  daß  die  T  hon  inkftnfte,  welciie  die 
bürgerlichen  Bedingtinj?on  snlrlKr  fürstlichen  Ehen  reireln  natiir$remäß  und 
direkt  den  Charaiiter  der  Ehebündniäse  teilen  müssen :  daß  sie  kraft  üesetres 
das  notwendige  ZnbehOr,  die  nnentbehrliohe  Ergänzung  der  Bhenchtiefiuog 
bilden,  ohne  welche  sie  bedentangslos  sind,  mit  der  üt  aber  zusammeo  ein 
nntdlbares  Gaue  bilden,  indem  sie  mit  ihr  beginnen  nnd  endigen:  daS  m 
aber  hauptsächlich  wegen  der  Verzichtleistungen  nnd  BinriUunitQg  Ton  Vo^ 
teilen,  welche  gewöhnlich  wechselseitig  in  ihnen  ausgesprochen  werden,  znm 
unmittelbaren  Gegenstand  haben,  den  Eheabschluß  tm  erleichtem,  wenn  nicht 
gar  zu  erm»frli«*hen  und  zu  sichern  im  Hinblick  sowohl  auf  die  Völker  die 
politisch  an  der  Ehe  interessiert  sind,  wie  auf  die  zukünftigen  Ebegat:«s 
selbst;  in  Erw.,  daß  anter  dem  Einfluß  solcher  Betrachtungen  sich  bei  den 
sivilinerten  Nationen  nach  and  nach  der  Gebrandi  gebildet  hat,  den  swisdies 
den  UitgUedem  ihrer  fitrstlichen  H&nser  au  schließenden  Bherertrigen  die 
Form  eines  Staatsvettrags  an  geben;  dafi  dieser  Brauch,  der  für  die  Ebtttf 
trige  «ne  Bürgschaft  für  die  Beachtung  ihres  Inhalts  bildet,  sich  bis  in 
unsere  Tage  in  einer  sicheren,  fortgesetzten  und  allgemeinen  Weise  erhalten 
hat.  so  zwar,  daß  er  eiiu  Ti  T<'il  des  Vrdkerreehts  bildet  und  eine  V>m\ 
darstellt,  deren  Existenz  bisher  noch  niemals  verkannt  worden  ist  :  dati  »in 
solcher  Ehevertrag,  vermöge  seiner  besonderen  Natur,  ganz  verschieden  ist 
von  den  Verträgen,  von  welchen  Art.  68  der  belgischen  Verfassung  spricht, 
da  er  dn  besonderes  Reditsgebllde  des  Völkerrechts  darstellt,  im  Völkeneelt 
seine  verbindliche  Kraft  hat  nnd  da,  ebenso  wie  bei  dm  andere  Insütntca 
dieses  unveränderlichen  Rechts,  die  Kraft  des  Völkerrechts  diejenige  des 
inneren  Rechtes  der  Völker  ebenso  überragt  wie  die  Hausgesetze,  wekke 
mitunter  iftr  die  sonreränen  H&nser  gesetzliche  Geltung  haben ;  daß.  da  eis 
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Mmt  Vertng  nicht  gescUoBseii  wird  swischen  den  künftigen  Ehegatten, 
«der  ihren  gesetzlichen  Vertretern,  falls  sie  minderjährig  sind  oder  aas 

anderen  Grünf1*>n  einer  Vertrotiing  bedürfen,  sondern  zwischen  den  Staats- 
oberhäuptern selbst  und  ohne  andere  Kürnialitiiten  als  die.  welche  die  FH^r- 
liebikeit  diplomatischer  Urkunden  verengt,  er  auch  Allen  gigcaUber  bindend 
vird,  sowohl  den  gegen)r&rtigen  wie  den  zokUnftigen  Generationen  gegenüber, 
aadnnfftll«  die  guten  Bniehnngen  anter  den  Nationen  getrflht  würden ;  in 
Bnr.,  de£  die  Appellnnten  mit  Unrecht  an!  der  Behauptung  lieetehen  bleiben^ 
der  oben  erwibnte  allgemeine  Brauch  bestehe  nicht,  wenigstens  in  dem 
Sinne,  daß  Staatsverträge,  die  ihrer  Natur  nach  mit  Privatinteressen  nichts 
so  tan  hätten,  niemals  >rii1tii(e  Instrumente  für  Eheverträge  zwischen  Mit- 
gliedern süuveriioer  liäuser  sein  könnten .  in  Erw.  nümlich,  dali  nach  diu 
eingezogenen  Erkundigungen,  deren  urkundliche  Zuverlässigkeit  nicht  in 
Zweifel  gezogen  werdim  kann  und  die  auf  diesem  Gebiete  volle  Antorität 
«aeogea,  lahlreicbe,  dem  EhcabsehlnB  Yorangegangene  Vereinbantngen,  welche 
ridi  nnr  mit  den  vermflgensreehtlichen  Interessen  beissseii«  an  allen  Zeiten 
in  Ptaatsverträgon  geschlossen  werden  sind,  sowohl  in  Prankreich  wie  in 
Italien,  Deutschland.  RuÜland,  Österreich.  Dänemark,  Portugal  und  selbst  in 
Brasilien:   dali  insbesondfre  so  verfahren  worden  ist:   am  10.  10.  1 4.'>8  in 
Tnrin  bei  der  Ileirat  zwischen  Ludwig  von  Savoyen  und  T*rinzessin  Charlotte. 
Tochter  des  Königs  von  Cypern;  am  14.  1.  1570  in  Madrid  bei  derjenigen 
swiiehen  K9nlg  Karl  IX.  von  Fkankreich  mit  Elisabeth  von  Ungarn ; '  am 
96.  4.  1600  in  Florens  im  Palast  Fltti  bei  der  Heirat  Ton  Heiniicb  IT.  mit 
Made  tob  Medici,  Nichte  des  On>8benog8  von  Toskana;  am  17. 2.  1806  bei 
der  Heirat  von  Stephanie  von  Bcnuharnil)  Adoptivtocher  Napoleons  I.  mit 
dem  firoßherzog  Karl  Ludwig  Friedrich  von  Baden:  im  März  1810  in  Wien 
bei  der  Heirat  "N;iy>nle(tns  L  selbst  mit  der  Erzherzogin  Maria  Luise  von 
Österreich:  am  I.V.  4.  181»)  zu  Neapel,  bei  der  Hochzeit  zwischen  dem  Herzog 
TOD  Berry,  Sohn  des  Grafen  von  Artuis  und  der  Priozessin  Karoline,  Tucliter 
▼en  Fkna  I.,  König  beider  Sisllien;  am  4.  4.  1837  m  Ferleberg  bei  der 
Tenniblnag  des  Hstsogs  von  Orieans,  Sohnes  nnd  vermutlichen  Nadifolgers 
des  Kilnigs  Louis  Philipp,  mit  der  Prlnsessfai  Helene  Ton  Mecklenburg- 
Schwerin;  am  7.  10.  des  gleichen  Jahres  in  Paris  bei  der  Hochzeit  der 
Prinzessin   Mr^rie    von  Orleans   mit  Prinz  Friedrich  Wilhelm  Alexander, 
Herzog  zu  Würiti mberg ;  am  24.  4.  1840  in  l'ari.s  bei  der  \'eriieiratung  des 
Herzop  von  Jlemours  mit  Prinzessin  Viktoria  von  Sachscn-Koburg-Gotha ; 
am  22.  4.  1843  in  Rio  de  Janeiro  bei  der  Heirat  zwischen  dem  Prinzen  von 
Johifille  und  einer  franiOsischen  Fiiniessin,  Karottne,  Schwester  des  Kaisers 
Pedro  I.  von  Brasilien;  am  85. 2.  des  gleichen  Jahres  au  Wien  bei  der  Hoch> 
seit  der  Prinzessin  Klementine  von  Orleans  mit  dem  Prinzen  August  von 
Sachsen-Roburg-Gotha ;  am  26.  9.  1844  in  Neapel  l>ei  der  Heirat  des  Herzogs 
von  Aomale  mit  Prinzessin  Karoline  von  Bonrhon.  Tochter  von  Leopold, 
Prinz  von  Salemo.  von  beiden  Sizilien;  am  22.  9.  in  Madrid  bei  der 

Heirat  des  Herzogs  von  Montpensier  mit  der  Infantin  Marie  Luise  Ferdinande, 
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Schwester  «Icr  Königin  Isabella  II.  von  Spanien;  am  25.  1    18ö9  in  Turin 
bei  der  liucii/oit  zwischen  dem  Prinzen  Jiapukon,  Sohn  des  Exkönigs  Jr-rum-.' 
von   Westfalen  und  Vetter  JSapukons  III.,  Kaisers  der  Franzosen,  und 
PrinzesBin  Klotilde  von  SaToyen,  Tochter  von  Viktor  Emanael,  damals  König 
von  Sardinien;  am  16.  I.  1863  bei  der  Heirat  6.  K.  H.  des  Prinzen  von 
Wales»  mntmaßlidien.  Erben  der  engtisdien  Krone,  mit  Prinsesain  Aleiaadti, 
Tochter  dea  damaligen  Prinzen,  sp&teren  Königs  Christian  Ton  Dincmaik; 
am  22.  1.  1874  in  St.  Petersburg  bei  der  Vermählung  des  Herzogs  von 
Edinhur^.  zweiten  Sohnes  1.  M.  der  Königin  von  Eni^land.  mit  der  Groß- 
fürstin Marie  Alexandrowna,  Tochter  des  Kaisers  Alexander  II.  von  Rußland : 
am  24.  8.  187H  in  Potsdam  bei  der  lliirat  des  Prinzen  Wilhelm  Friedrich 
Ueinrieb,  Bruders  des  Königs  Wilhelm  III.  der  ^niederiandc,  mit  Prinzeasio 
Marie  Elisabeth  Lnise  Flnedaidce  Ton  Prenfien,  Toeiiter  des  Plinsen  Fnediieh 
Karl  and  Nacbnichte  von  Wilhelm  I.,  dentscbem  I^aiser;  am  96.  2.  1879  in 
Berlin  bei  der  Verehelidinng  des  Hersogs  von  Gonnaogbt,  diitten  Sebncs  der 
Köniiriii  von  England,  mit  Prinzessin  Luise  Margarete  von  Preußen,  gleich- 
falls rochier  von  Prinz  Friedridi  Karl;  am  11.  10.  1896  zu  Rom  bei  der 
Heirat  des  Prinzen  von  Neapel,  jetzigen  Königs  von  Italien,  mit  Prinzessin 
Helene  von  Montenegro;  am  2U.  4.  1882  in  London  bei  der  Heirat  zwisctuo 
dem  Herzog  von  Albany.  viertem  iSohn  der  Königin  von  England,  out  einer 
Prinzessin  von  Waldeck  und  Pyrmont;  in  Erw.  dali  es  augezeigt  ist,  darad 
hinsnweisen,  daß  die  bei  diesen  Tersdiiedenen  Ebebflndnissen  eingegangawa 
VertrSge,  die  die  bcmicbnende  Benennong  tragen :  entweder  « Vertrag*  (trM) 
schlechthin,  oder  .EbeTertrag",  .Vertrag  für  die  Ehe  oder  gelegentlieh  der 
Eheschließung''  oder  ^Eheboredung"  (Convention  de  mariage,  contentUm 
matrimoniale)  oder  endlich  , Ehekontrakt"  (contrat  de  mariage),  simtiich 
keinen  Zweifel  iSb^r  ihren  Inhalt  aufkommen  lassen,  und  daß  alle,  (oft  im 
Zusammenhang  mit  Krkliirangen,  die  zum  offenkundigen  Zweck  haben,  «las 
nationale  Interesse  auszusprechen  und  noch  klarer  zu  legen,  welches  die 
Yertragschließrad^  damit  verbunden  haben),  hauptsächlich  Bestimmongea 
enthalten  Uber  «Glltergemeinidiaitt  Qatertrennnng»  Sehvlde&tiemnng,  Mitgift 
und  Gegenmitgift  mit  oder  ohne  Bestellong  als  Dotalgnt^  NotinieAmg,  Sn- 
kflofte,  Pensionen,  BttekfaUiechte,  Begrttndong  yon  oder  Verzicht«  auf  Rfckk, 
Schenkungen  bestimmt  zur  Liefenmg  von  Aussteuer  und  andere  AbmacbongeD. 
die  sich  auf  die  Privatinteressen  der  zukünftigen  Ehegatten  bezichen:  daß  in 
Anwendung  der  oben  erwähnten  Regel  die.sc  Vortrilge  alle  im  I^amen  der 
vertragschließenden  Souveräne  durch  Bevollmächtigte:  Botschafter,  Kanzler. 
Minister,  Staatssekretäre  und  andere  Würdenträger  abgeschlossen  wurden, 
welche  handelten  in  Abwesenheit  ihrer  hoben  Anftraggeber,  der  snkHaftifes 
Eh^attoi  und  selbst  gewisser  interrenierendoi  Fttrstliohkeiten,  die  mindMMil 
sagonsten  der  Brantlente  gewisse  Qeldsnwendnngen  machten,  die  gleieb«elil 
in  derselben  Crkunde  zugesagt  wurden :  nnd  das  Alles  in  der  feierlicheo 
Form  internationaler  Verträge,  ohne  daß  die  Mitwirkung  eines  Gerichts- 
schreibers  oder  einer  anderen  Urknndsperaon,  oder  gar  eines  Motan  w 
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OlÜtigkeit  des  Aktes  Terlangt  winde,  da  dieser  seine  Verbindliehkett  erUelt 
dsreh  die  von  fluwn  Sonrerliiien  ratifizierte  Unterschrift  derBeToUinXchtigfcen; 

in  Erw..  —  was  im  vorlie^^enden  Falle  besonders  zti  betonen  ist  und  mit 
.■Vasschluß  jeden  Zweifels  die  Überlegenheit  des  Völkerrechts  über  das  innere 
Recht  eines  Volices  auf  die  klarste  Weise  dartiit  —  daß  in  Belgien  mich  dem 
Erlasse  ^iner  Yerfasäuug.  zu  einer  Zeit,  zn  welcher  die  Geister  noch  ganz 
etttllt  waxen  tob  den  großen  Grundsätzen  der  Frettieit  und  Unabhängigkeit, 
die  in  ihr  niedei^el^  waren,  nnd  n  wddier  die  Qtenzen  der  OffentUdieD 
(jewsJten  soelien  lilar  gelogen  waren,  der  erste  König  des  Landes,  weldien 
(He  Appellanten  sellMt  mit  ▼ollem  Rechte  als  den  allezeit  treium  nnd  ingst- 
lifhcn  Hüter  dieser  Verfassung  hinzustellen  beliebten,  sich  gebengt  bat  Tor 
der  hier  festj^estellten  Regel,  daß  er  nämlich  selbst  die  R'^dintninpcn  seiner 
Ehe  mit  I.  K  H  der  Prinzessin  Luise  von  Orleans  bestimmen  ließ  durch 
einen  zu  Paris  am  28.  7.  1832  zwischen  ihm  und  S.  M.  dem  Könige  der 
I^kansosen  abgeecUoBsenen  politischen  Vertrag,  geschlossen  in  der  gleichen 
Foim  wie  die  oben  erwlhnten  Yertrftge,  und  sieh  dabei  vertreten  ließ  dorcb 
einen  BeTollmlchtigten,  lOmlidi  ein  altes  Ifitglied  der  NattonalTersammlang, 
welches  ebensowenig  wie  die  andren  Hitglieder  dieser  Yeraammlnng,  anter 
deren  Angcn  der  Vertrag  vollzogen  wnrde,  daran  dachte,  nur  den  fferingsten 
Vorbehalt  bei  den  den  Vertratrsabschluß  vorbereitenden  Schritten  hinsichtlich 
der  etwaigen  Gesetzlichkeit  eines  solchen  Vertrags  zu  machen;  in  Erw..  daß 
diese  seitdem  im  üSeutlichen  Recht«  von  Belgien  festgehaltene  Hegel  hier 
snanterbroehen  beohaehtei  wordm  ist;  daß  es  in  der  Tat  offenlmndig  ist, 
daß  8.  M.  der  König  Leopold  I.  sich  nach  ihr  richtete  am  8.  a  1883  bei  der 
HeUat  S.  H.  des  Hemogs  von  Brabant  nüt  Prinzessin  Marie  Henriette  Anna 
von  Östoieich,  nnd  am  1.  6.  1857  bei  der  Hochzeit  I.  K.  H.  der  Prinzessin 
Charlotte  von  Belgien  mit  K.  und  K.  II.  dem  Erzherzog  Ferdinand 
Maximilian  von  Österreich;  daß  auch  unter  der  jetzigen  Regierung  S.  M. 
Lfcupold  III.  sie  beobachtete,  im  Jahre  lHß7  bei  der  Heirat  S.  K  H.  des 
tirafen  Ton  Flandern  mit  der  Prinzessin  Marie  von  Uubenzolleru-iSigmaringen, 
im  Jahre  1881  bei  der  Heitat  der  Appellantln,  der  Friniessin  Stefanie  Ton 
Belgien,  mit  8t.  K.  nnd  K.  H.  dem  Enhersog  Bndolf,  Kronprins  ron  öster- 
leich-üngam,  im  Jahre  1894  hei  der  Hodmeit  I.  K.  H.  der  Prinsesrin  Jossfino 
von  Belgien  mit  S.  K.  H.  dem  Prinzen  Karl  von  Hohenzollem,  und  endlich 
im  Jahre  lUiK)  bei  der  Eheschließung  .S.  K.  IT,  des  l'ripzen  Albert  von 
Belgien  mit  I.  K  H.  der  Prinzessin  Elisabeth  von  Bayern:  in  Krw.,  daß  der 
Umstand  Erwähnung  verdient,  daß  gelegentlich  der  Heiraten  I.  K.  H.  I.  K.  H. 
der  Prinzessinnen  Charlotte  und  Stefanie  von  Belgien,  den  belgischen  Kammern 
besoDdere  Gesetientwflrfe  von  der  Begierung  unterbreitet  worden,  worin 
letstere  die  Bewilügnng  der  nr  AnsaaWnng  ihrer  Mitgift  erfoiderliciben 
Qelder  nachsuchte,  nnd  daß  bei  dieser  Gelegenheit  die  hervorragendsten  Mit- 
glieder der  L^islatnr  jener  Zeit,  in  Übereinstimmung  mit  den  Urhebern  der 
Verfassung  von  IH'M)  gleichfalls  den  besonderen  Charakter  und  die  Gesetz- 
lichkeit der  Staatsverträgc  anerkannt  haben,  welche  die  £heberedangen  ent- 
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hielten  und  welche  tte  nicht  «asUndeti  m  baeichnen  als  „traiNt*'  oder 

„traitit  diplomatiques,  confonncs  nux  regles  du  droit  pubite"  \  daß  in 
diesem  Zusammenhang  auch  noch  darauf  hintrewiescn  werden  soll,  daß  die  im 
Jahre  18ö7  gelegentlich  der  Verhciratnn|i:  dos  (iraft*n  vcm  Flaiidcni  li' ui 
Baron  von  Nothomb  vom  Kuuig  unter  Gt'gcnzeicliuuQg  vun  Charkb  Kodier 
ana^h&ndigte  YollmaGbtourkunde  aussprach,  sie  solle  dienen  „ä  Veffet  de 
&mttnir  des  arHcU»  deatinäs  ä  fonmr  U  e&ntrat  dä  mariage'^  vnd 
dies  obwohl  diese«  Wttrdentrilger  beide  alte  Mitglieder  des  Wationalirepgwm« 
waren;  in  Erw.  ferner,  daß  die  hervorragendsten  Schriftsteller  sowohl  m 
Belgien  wie  im  Auslande,  die  sich  mit  internationalem  Rechte  befaßt  und 
mit  dazu  beifretragfii  haben,  os  zu  fixiertii.  einmütig  anerkennen,  daß  zu 
allen  Zeiten  und  aus  den  olun  an^'t-fülirtfii  Gründen.  Hciratsvertrii^ri  dtr  in 
Rede  stehenden  Art  wegen  des  bei  ihnen  vorliegtudun  nationalen  Intere&^s 
in  gesetalhte  Weise  in  Poem  von  Staatsrerträgen  abgeschlossen  werden 
konnten;  daB  diese  Ansicht  anch  im  transfleisehen  FarUunent  som  Aosdniek 
gekommen  ist  und  zwar  in  Aea  bdden  einzigen  Pillen,  in  welchen  dieses  sich 
gelegentlich  mit  der  Frage  zu  befassen  hatte,  nimlieh  snerst  unter  der  Juli- 
monarchie  im  Jahre  1H87  bei  Beratung  eines  Gesetzentwurfs  betreffs  Be- 
willignn»  der  der  Königin  der  B«*ljrjf'r  durch  Vertrapr  vom  2^^  7 
zugesicherten  MitLnft.  und  dann  im  Jahn-  löüti  unter  dem  zweiun  K^dser- 
reich  im  Ansciiiuii  an  uiucn  (iesetzentwurf,  welcher  vorschlug,  gewisse  Erben 
des  Königs  Loois  Philippe  schadlos  sn  halten  für  die  ibnui  dorch  t!tn  Odoet 
der  zweiten  Bepnblik  vom  22.  1.  1852  zagefOgte  Scbidignng;  daB  es 
interessant  ist,  liier  die  für  die  Staatsraison  so  beweisicrUtigen  Worte  wieder» 
angeben,  welche  sowohl  vom  Berichterstatter  Aber  den  enteren  GesetnntwnrI 
wie  voi!  fIcTn  ihn  vertretenden  Rejiierun^skonnnissar  ausgesprochen  wurden: 
.Dieser  Brauch,  in  soUlien  P'ällon  Staatsvertrii^fe  abzuschließen",  säurte  der 
erwähnte  Berichterstatter,  „ist  zu  allen  Zeiten  zwischen  kiini^flichen  Farnilitn 
befolgt  worden  und  eine  Huldigung  vor  dem  Prinzip,  daU  dieä<;  FauixiicQ  mh 
nicht  seihst  aogebSren,  sondwn  dafl  selbst  bei  Akten  üues  gewOhnUdien 
Lebens  die  erste  Brwignng  für  sie  immer  das  Interesse  der  Kationen  sein 
mn0,  denm  Geschicke  ihnen  anvertraut  sind",  nnd  der  Hinlatefprisideat 
fügte  hinzu:    ^.Diese  Art  des  Vorgehens  stimmt  zugleich  überdn  mit  der 
nationalen  Würde  und  unseren  konstitutionellen  Grundsätzen*  ;  und  doch 
waren  nach  der  Veriasüunt:  vun  IS^y  damals  alle  Franzosen  vor  dem  Gesetze 
gleich,  gerade  wie  es  alle  Belgier  heute  sind ;  in  Erw.  daß,  wenn  auch  wie 
zugegeben  ist,  dieser  Brauch  nicht  stets  beobachtet  wurde,  wenigstens  in 
bestimmten  Staaten,  diese  seltenen  Ansnahmeni  auf  welche  man  sUIßt,  nicht 
himdchen,  nm  die  Allgemeinheit  nnd  Kontinnitit  dieses  Branofaes,  auf 
welchen  dessen  Gesetzeskraft  beruht,  zu  zerstören;  daß  überdies,  da  das 
Völkerrecht  seinen  Rechtsboden  in  der  Cbereinstimmung  der  Nationen  hat, 
es  verstündlich  ist,  daß  diese  T  bereinstimmuntr  in  einzelnen  Fällen  ausnahms- 
weise eine  Abweirhnnir  vun  dem  alliri  nu  int-n  Brauch  gestatten  konnte,  ohne 
daß  die  rechtsverbindliche  Kruit  des  letzteren  dadurch  irgendwie  erschüttert 
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wurde ;  in  Erw.,  daß  ans  der  Geeftintheii  dtoer  Erwägungen  nnd  Prtoeden«- 

l&llf  folgt,  daß  der  Ehevertrag  vom  8.  8.  185r?  allen  Erfordernissen  des 
Völkerrechts,  io  dessen  Bereich  er  fällt,  entspricht;  daß  er,  des  jBestreitenB 
der  Appellanten  ungeachtet,  dem  W  unsche  der  Vertragschließenden  ent- 
sprechend, in  die  Form  eines  StaAtsvertrags  gekleidet  wurde,  daß  sein 
431uu«]tter  als  eokher  sidi  idelit  nur,  Umlidi  wie  bei  einigen  der  oben  er- 
wUmten  PlUe,  uu»  dem  Wortlante  des  Vertrags  ergibt,  sondern  sneh  ans 
dem  nachfolgendtti  Inhalte  der  Erklärung,  durch  welehe  8.  M.  König  Leopold  I. 
unt«r  Gegenzeichnung  des  verantwortlichen  Ministers  seinen  Bevollmächtigten 
bestellt:  „daß  die  .Souveräne  den  Vertrag  schließen  im  Interesse  ihrer  Staaten 
und  zur  wechselbeitigen  Wohlfahrt  derselben'' ;  daß  er  weiter  noch  folgt  um 
den  Klauseln,  welche  Verzichtleistungen  und  Vorbehalte  von  Rechtiiu  be- 
.handeln,  welche  von  der  größten  politischen  Wichtigkeit  ^d  fttr  die  beiden 
Katlanen,  die  sie  bewilligen  nnd  ansbedingen;  in  Bnr.  «nBerdem,  daß  die 
ebellehe  Oemeinsohaft,  so  wie  sie  in  dem  streitigen  Vertrage  hinsichtUch  des 
4}aterrechts  festgesetzt  wurde,  zu  denjenigen  Qflteneohtssystemen  gehört, 
welche  durch  das  belgische  Gesetz  zugelassen  und  geregelt  sind,  und  daß  die 
Parteien  sich  insoweit  auf  letzteres  bezogen    habcu;    in  Erw.    daß  die 
Appellanten  mit  Unrecht  sich  darauf  berufen,  Ihre  K.  H.,  K.  H.  der  Herzog 
und  die  Herzogin  von  Brabant  hätten  selbst  die  für  sie  bestehende  Not- 
wendigkeit, fte  den  BbeTortng  die  dnroh  die  belgisehe  Geaetsgebung  vor- 
geschriebenen  Formen  an  beobaehten,  anerkannt,  als  sie  beim  Absdilnß  ihrer 
£be  erkUrten,  die  ihre  Eheberednngen  enthaitead«  Urknnde  tei  anlgenommen 
worden  von  Baron  von  Menßingcn,  der  in  Wien  als  kaiserlicher  Notar 
hmktioniero :  'laß.  wif  schon  gesagt,  die  Mitwirkung  eines  Notiirs  bei  der- 
artigen Beurkundungen  keineswegs  dazu  dient»*,  ihnen  den  <"}i;ir:ik(er  tiffent- 
licht-T  Urkunden  zu  geben,  vielmehr  ihre  Ur&aclu  tu  \S  irkiichkeit  in  rein 
fflateriellen  Erwägungen  hatte,  daß  ttberdies  es  im  Jahre  1853  in  Wien  gar 
keine  Notare  im  Sinne  der  dnrch  das  Qeseta  Tom  86.  Ventftse  XI  geregeltoi 
IBiaricbtnng  gab,  dalt  man  deshalb  in  der  Brlclimng  der  farstliefaen  Brani- 
kato  Tom  28.  8.  1863  nichts  anderes  erblicken  darf,  als  die  gans  natürliche 
Antwort  auf  eine  Frage,  die  dem  Standesbeamten  gesetzlich  vorgeschrieben 
war  und  deshalb  stilistisch  sich  in  Belgien  seit  dem  Ge.setze  vom  16.  12.  18.')! 
eingebürgert  hatte,  weshalb  die  Erklärung  hiusichtlich  der  Gültigkeit  der  auf 
Veranlassung  der  Brautleute  abgeschlossenen  Eheberedang  nicht  die  Be- 
deutung beanspruchen  kann,  welche  die  Appelluiten  ihr  beilegen;  was  die 
fidianptung  angeht,  der  Vertrag  sei  wohl  nngttltig,  weil  er  nioht  NTor  der 
Kanuner  snr  Kenntnis  oder  nur  Zustimmung  nntsrbreitet  worden  sei,  wihrend 
die  Erfflllnng  dieser  Förmlidikeiten  untergebens  obligatorisch  sei ;  ebenso  was 
die  bemängelte  Unterlassung  der  Ratifikation  und  des  Austausches  der  Ra- 
tifikationen in  der  vorgesehenen  Frist  oder  jedenfalls  vor  dem  Eheabsrhluß 
und  die  Aufstpllung  angeht,   diese  Furmalitäteu  seien  keine   rein  diplo- 
matischen Vurschrifteu,  &oadem  zur  (iültigkeit  des  Vertrags  erforderlich; 
«sdlich  was  die  Behauptung  betrifft»  der  streitige  Vertrag  stdie  im  Wider- 
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sprach  mit  dem  konstitotioiieUeil  Grundsätze  „daß  alle  Blll|{er  vor  dem 

Gesetze  gleich  sind",  in  Env.,  daß  alle  diese  Änfstplhmgen  vom  Erstrichter 
bereits  schlagend  widerlegt  sind,  dali  die  rnbegründetheit  des  s  »nstigen  Vor- 
bringens der  Appellanten  sieh  l<lar  aus  dieser  Fntsrheidnng  »  rE  ibt.  a  d.  6. 
und  denen  des  Erstrichters,  denen  vorbehaltlos  beigepüicht^t  Wird,  wird  die 
Berafung  zurückgewiewn  ttc. 

Deutschland. 

§§  722,  728,  328  ZPO,  —  VoUstreckungsurteU  nach  einem  im 
Kanton  Zürich  ergangenen  atrafgerickütchen  Urteü,  teMet 
dem  Kläger  Entschädigung  Jür  ümtri^^  Muerkemü, 
L&  München  17.  6,  05  (Ser.  R§g.  2fr,  41/15  F  F£p. 

Tatbestand. 

Am  84.  11.  03  hat  du  Besirkagericht  Zfliioli  in  Sachen  der  BeiiilEi> 
anwalteohaft  Zflrich  als  Anklftgerin  und  des     in  Zttrich,  als  Dawmlfitatwi 

gegen  TT.  S.,  Ehefrau  des  S.  und  von  diesem  getrennt  lebend,  und  R.  m 
Elbing  in  Preußen,  Angeklagte,  wegen  Bhebrncbs  in  Abweflenlieit  der  Aaf»> 
klagten  zu  Recht  erkannt: 

1.  Die  beiden  Angeklagten  bind  des  fortgesetzten  Ehebruchs  scbnldig. 

2.  Sic  werden  verurteilt  zu  je  lU  Tagen  Gefüngnis. 

3.  -4.  Die  Kosten  weiden  den  Angeklagten  sn  gleichen  Teilen  od  je 
unter  Solidarhaft  fOr  das  Ganse  aulorlcgt 

5.  Sie  haben  den  Damnilllcaten  in  gleichen  VerhUtnis  ÜBr  Usrtilete 
mit  fcs.  50  zu  entschädigen. 

6.  Die  weiteren  EntechAdignngsbegefaiett  des  Damniükftten  werden  sii 
den  Zivilweg  verwiesen. 

Auf  eingelegte  Berufung  hat  die  III.  Appellationskanimor  dts  Ober- 
gerichts des  Kantons  Zflrich  am  8.  1.  04  gleichfalls  in  Abweüenheil  ött 
Angeklagten  beschlossen: 

1.  Der  Fioneft  wird  als  durch  Bflcksug  der  AppeUatlon  erledigt  abg^ 
schrieben  und  das  ersünstansielle  ürtdl  als  in  Rechtskraft  erwachsen  oUlit. 

2^8.  Die  iweitinstanniellen  Kosten  werden  den  Verurteilten  su  gidkhes 
Teilen  und  unter  gegenseitiger  Solidarhaft  aufgelegt. 

4  Im  nämliclien  Ycrlililtnls  haben  sie  den  Daninifikaten  für  Unttkbe 
in  zweiter  Instanz  mit  fes.  '^0  zu  entschädigen. 

Mit  Klage  vom  7.  (M  stellte  N  an  das  Kgl.  AG  Mflnchcn  I.  Abt  A 
f.  Z8.  den  Antrag,  die  bezeichneten  Urteile  in  Ansehung  der  ihm  fiir  l  mtri^bc 
sogebilligten  Entschldigung  ron  insgesamt  SU  fca.  in  der  Richtung  gegen  R 
fflr  im  Inland  Tollstreckbar  sn  « klben,  die  Kosten  dem  Genannten  asfno^ 
legen  und  das  ergehende  Ürtdl  fOr  Yorliufig  Tollstteckbar  sn  erUinn. 

Das  Kgl.  AG  München  I,  Abt.  A  f.  ZS.  hat  mit  Urteil  Tom  1&  11  Oft 
die  Klage  kostenfftllig  abgewiesen. 
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Das  Geriebt  liielt  dafür,  daß  strafgeriehtUfjlien  Fiteilen  des  Auslands, 
aoch  soweit  sie  über  zivilrectitliche  Ansprttcbe  entaeheideo,  nach  §  328  ZPO 
die  Anerkcununj?  zu  versagr-n  sei 

Das  l'rteil  vtun  KV  Vi  ii4  wurde  dtin  klägtiisrhfn  PidzeCltevull- 
m&cbtigten  RA  Dr.  C^.  u.m  3u.  1^.  ()4,  die  Bcnifungserkiaruug  des  Klägers 
4fln  ProzeßbeTollmiebtigteii  des  Beklagten  RA  Dr.  D.  nnd  JT.  am  16. 1.  Oö 
mgeatellt. 

Der  Bemfangstttbrer  maebte  geltend,  es  lel  nicbt.  absaaehen,  «arom 

einzig  und  allein  aus  dem  Grunde,  daß  in  einem  Strafurteil  aus  Zweck- 
mäßigkeitsrUcksichten  über  t  inen  zivilrecbtlichen  Anspruch  entschieden  werde, 
die  VfiUstreckharkeit  im  Inlande  ausgeschlossen  sein  solle.  Die  Uberwiegende 
Anzahl  der  Schriltsteller  vertrete  darum  auch  den  der  Klage  enteprecbenden 
bt&odpuukt. 

In  der  mflndlk^en  Yerbandlnng  steUte  er  den  Antrag: 

1.  Das  Urteil  des  Kgl:  AG  HfiDcben  I,  Abt.  A  f.  ZS,  vom  16.  12.  04 
wild  aafgehoben. 

2.  Die  Zwangsvollstreckung  aus  dem  Urteil  des  Bezirksgericlits  Züricb 
vom  24.  11.  03  nnd  htis  duin  T^rtcil  der  ITT.  Appellationskammer  des  Ober- 
gerichts df's  Kantons  Zürich  vom  J^.  1.  04  wird  in  der  Kichtung  gegen  den 
R.  in  München  auf  den  Betrag  von  64  Mk.  im  Deatfichen  Reiche  für  zulässig 
erklärt. 

3.  Der  Bebbhgte  bat  die  Kosten  efster  nnd  swelter  Instans  an  tn^en, 
bssw.  an  erstatten. 

4.  Das  Urteil  wird  für  vorläufig  Tollstnckbar  erklärt. 

Der  Vertreter  des  Beklagten  beantragte,  die  Berufung  kostenfiilli^'  zu 
verwerfen  Er  nahm  juif  die  Gründe  des  erstrichterlichen  rrt<^ils  htzug  und 
bestritt.  daU  die  dem  Kläger  ff!r  Umtriebe  zugebilligte  Entschädigung  zivil- 
rechtlicher Art  sei.  Er  behauptete,  daU  auch  die  weiteren  Erfordernisse  des 
9  328  ZPO  fdilten.  Beklagter  babe  sieb  an!  den  ProaoB  nicbt  eingelassen, 
es  sei  ibm  andi  eine  dw  Proaefi  einleitende  Ladung  weder  im  Kanton  Ztliidi 
ia  Person«  nodi  durch  Oewihning  dentsdier  Recbtsbilfe  angestellt  worden. 
Die  Gegenseitigkeit  sei  nicbt  verbürgt.  Die  Anerkennung  des  ansländischen 
Rechts  verstoße  gegen  die  piiten  Sitten,  wril  nach  unseren  Begriffen  das 
VerlatiL'«  !!  r  irif  r  Geldbuße  als  Sühne  für  ein- ji  Ehehruch  unmuralisch  sei. 
Gegen  den  Zwei  k  des  deutschen  (Jesetzes  verstuüe  das  Bekehren  eim  r  Buße, 
weil  sie  verlaugt  und  zugesproclien  wurde  zu  einer  Zeit,  zu  der  die  Ehe  noch 
nicht  gescbieden  war.  Die  Urteile  s^en  aacb  dem  Zweck  der  dentscben 
Gesetze  snwider,  weil  sie  YershunnisnrteUe  in  einor  Strafsache  darstellten. 

Die  Parteirertreter  stimmten  darüber  ein,  daß  der  Beklagte  deatscber 
Beichsangehöriger  ist  und  auch  zurzeit  der  Ladung  zur  Haoptverbandlnng 
▼or  die  Züricher  Gerichte  dem s<  hei  Ht  ichsangehöriger  war. 

Ks  wurden  die  Akten  des  Bozirksgericbto  und  des  Obergerichts  in 
Zürich  erholt. 

Gründe. 

Die  Bemfnng  entspricht  den  Voranssetznngen  der  §§  511  IT.  ZPO. 
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Der  Beklagt«  hat  seinen  Wohnsitz  in  Manchen.  Fttr  die  Klage  auf 
Erlassang  des  Vollst recknng:stirt€ilps  ist  darum  die  Zuständigkeit  des  Kgl. 
AG  München  I,  Abt  A  f.  ZS  als  Gerichta  erster  Instanz  gegeben,  §  la 
Ab»,  2.  12,  13  ZPO. 

Nach  §  12S  Abs.  2  ZPO  ist  das  VuUtitreckuugBurteil  erst  zu  erltuicsen, 
wenn  das  Urteil  des  wultodfsehen  Qeriohts  nach  dem  fttr  dieses  Geridit 
geltenden  Becbte  die  Becbtskraft  erlangt  bat  Dieser  Voranssetiang  ist  i» 
Ansebaog  der  beiden  ürteilo  geneigt 

Das  Yellstirecknngsarteil  ist,  wie  §  723  letzter  Satz  bestimmt,  nkM 
zu  erlassen,  wenn  die  Anerkennnn^  des  l'rteils  nach  ^  .Vis  ZPO  ansfre9ch1os?eii 
ist.  Das  Vorlit  gen  der  E^ordemisse  dieser  Gesetzesvorschriit  ist  von  AmU- 
wegen  zu  prüfen. 

1.  §  328  betrifft  lediglich  zivilrechtliche  Ansprüche.  Ob  ein  ziril- 
recbtlicber  Ansprach  Torliegt,  ist  nach  anslSndiiGbeni  Becbt  am  bemesseft 
(vgl  Franeke,  MUehrift  für  dftUweken  Zivilpnmeß  Vin  84). 

Die  Entschidignng  fttr  Umtriebe  ist  eine  Ent8d4dlgnng  für  Mflb»> 
waltang  de«  Damniükaten  im  Prozeß,  ähnlich  dem  Kostenerstattnngsanspracb 
des  Nebrnklägers  im  deatechen  Strafprozeß.  Seiner  Natur  nach  ist  dieser 
Anspruch  zivil  rechtlicher  Art.  Das  bezirksijerichtMche  Urteil  brintrt  die* 
deutlich  zum  Ausdruck,  wenn  es  aasführt :  „die  Euti>chädigangsansprüche  des 
Damnifikaten  sind,  soweit  sie  sich  nicht  anf  Prozeßentsch&digung  bezieben, 
weil  nicht  liqnid,  auf  den  Zirümg  an  yerweisen*. 

2.  Bestritten  ist  ob  g  388  Anwendung  findet  anf  Urteile  anslindisefacr 
Stvargerichte^  die  im  AdbftsionsTerfabreo  Uber  aivilreditlicbe  Ansprache  er- 
lassen sind. 

Das  TkTufunjjsgericht  ist  d<."r  .\nsrliauunLr  f1:if3.  suwcit  von  einem  aus- 
ländischeu  (lorirht  Uber  einen  zivilrechtlichen  An.sprucli  erkannt  ist,  e^  nach 
dem  geltenden  deutlichen  Zivilprozeßrecht  für  die  Vollstreckbarkeitäerklärung 
nnwe^tliidi  ist,  ob  dieser  Ansprach  Ton  einem  ZiTilgeridit  oder  onem 
Strafgericht  mgebilligt  wird,  f  888  Teriangt  led^Uch  das  Urteil  eines 
ansiindischen  Oerichtee,  d.  h.,  wiePlancifc  In  seinem  Lehrbuch  des  ZiviU 
pramßrcchts  II  63()  zutreffend  ausführt,  einer  vom  ausländischen  Staat  snr 
proze$snalischen  Entscheidnng  von  Zivilansprüchen  eingesetzten  Behörde 
einerlei  wes  Namens  und  welches  sonstiffen  (ies(  häftsumfanges.  Wo  Adhäsions- 
pruzeß  gilt,  hat  das  Strafgericht  insuweit  Ziviljnrisdiktion  (vgl.  Planck 
A.  34).  Es  ist  nicht  einzusehen,  daß  der  deutsche  Gesetzgeber  einem  Zivil« 
anspmch  die  Vollstreekbarkelt  Ttrsagen  wollte,  wenn  das  ansllndlsche  Recht 
ans  ZweckmUigkeltegrBnden  die  Qerichtsbarkelt  dem  Strafgericht  flbertxagcii 
hat.  $  8  des  BO  znr  ZPO,  der  bestimmt,  daß  die  ZPO  auf  alle  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  Anwendung  findet,  die  vor  die  ordentlichen  Gerichte 
gehören,  steht  dieser  Auffas^snnp  nicht  ent^'CL'fn  anrh  nicht  für  den  Fall 
daß  die  (ieltendmachung  der  ProzeßentBchiidi^Ming  im  Strafprozeß  nach  deut- 
scheru  liecbt  nicht  als  bürgerliche  Rcchti^streitigkeit  erachtet  wird.  Denn  §  3 
gibt  nur  eine  Vorschrift  innerhalb  des  deutschen  Prozeßrechts.    Auf  die 
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Gerichtsverfassung  und  das  Verfahren  des  Auslands  findet  diese  Vorschrift 
so  wcnis?  Anwendnng.  wie  ''ine  anflf^r»^  Vorschrift  des  deutschen  Zivilprozeß- 
recht«.  §  328  abt-r  setzt  einf  bürgerliche  Kechtsstreitigkeit  voraus,  die  nach 
den  Gesetzen  des  Ansiandeä  als  solche  zu  gelten  bat.  Daß  dies  nach  Züricher 
Hecht  zutrifft,  wurde  oben  dargelegt. 

Die  hier  Yertretene  AiiThwiniig  wird  gebilligt  von: 

Bar,  Lthrb.  «Ua  iniemaiionaUn  Frivmt-  nud  SirafraekU  1898 
S.  238,  Leske-Loewenfeldf  Die  B0chtW0rfolgu»$  im  intemationaleH 
Verkehr  lS9ö  I  797  A.  8,  Petersen,  Komm.  4.  Anfl.  A.  2  SQ  §  782 
ZPO,  Xe  t4  mi Her,  ZVO  VMm  zn  ß  :V28 

Diest  lbe  Auffassung  wird  auch  in  d»r  iieneren  Theorie  des  Auslands 
fesitiffhalten  besonders  Peiroi/,  i'ffct.s  des  juijtiHents  n'-prcssifs  en 

droit  intet  national  1885  S.  130  ff.  uud  zuletzt  JjaLoyyia,  la  esecuzione 
^tU  MiiteiMW  siratiitn,  Tbrino  1902  8.  228  ff.). 

Bbeneo  hat  des  Appellgeridit  in  Kopenhagen  am  8.  6.  91  erlcasnt, 
daß  die  toh  einem  antUndiecheii  Strafgericht  getroffene  Entaehddnng  Uber 
Sdiadenseiiatat  oder  ProzeßkoeU»!  aar  Vollstreckung  in  der  nftmlicheo  Weiae 
zugelassen  werden  kann,  wie  wenn  es  sich  um  ein  Ton  einem  aoslindiMihen 
Zivilgericht  erlassenes  l^rteil  handeln  würde  .1.  18i)H  S.  22^). 

Insbeüondere  hat  die  hier  niedergelegte  Anschanun«,'  Ausdruck  gefunden 
in  §  42  des  Gesetzes  über  die  Rechtshilfe  im  norddeutschen  Bunde  vom 
21.  6.  09:  .Ist  von  dem  Straf richter  auf  Zivilentschädigung  erkannt,  so 
beeUnunt  sieb  die  Oewtbrang  der  Rechtshilfe  für  die  VoUstieckong  des  Br- 
keimtnisees  nach  den  Vorechiiffeen  Iber  die  Votlstrecknig  der  in  b<Ugerlichen 
BechtBBtreitigkeiten  erlassenen  Srkenntnisse**  (vgl.  EndemanUt  Erläute- 
rmngen  des  Bundesgesetzes  vom  21.  6.  69). 

Der  hier  niedergelegten  Ansicht  treten  entjregen : 

Wci  c  h  ,  JJeutsihes  'Zirilprozeßrecht  1  2(Äi  No.  27,  G  a  up  p- Stein, 
Komm.  «i.  u.  7  .\ntl.  X.  II  zu  §  328,  beide  ohne  Angabc  von  Gründen, 
Seuffert,  Komm.  8.  Aull.  A.  2b.,  zu  §328,  entgegen  früheren  Auflagen, 
anscheinend  unter  Beangnahme  anf  §  3  £Q  a.  ZPO. 

3.  Die  Zngtindigkelt  der  Zfiricher  Qeriehte  ist  nach  dentschem  Rechte 
gegeben  §  38  ZPO. 

4.  Die  den  Prozeß  einleitende  Ladung  ist  die  Ladung  der  Angeklagte 
Tor  das  Bezirksgericht  Zürich  zur  Hauptverhandlun^;  vom  24.  11.  03. 

Diese  Ladun^i;  ist.  wie  die  Prozeßaktei!  <  rj»  ben,  dem  BeklafJTten  am 
12.  11  OH  in  München  mittels  Kückscheines  durch  die  Post,  demnach  weder 
im  St^iate  des  ProzeßgurichU>  iu  l'erson,  noch  durch  Gewährung  deutscher 
lUchtiibilfe  zugestellt  worden.  Da  der  Beklagte  Deutscher  ist,  wUre  die 
Klage  nach  §  328  Z.  2  ZPO  abzuweisen,  sofern  er  sich  anf  dm  FroieB  nidit 
eingelassen  hat. 

Einlassen  hdfit  nach  der  herrschenden  Heinong  nicht  ,einlaMen  sur 
Hauptsache*,  sondern  .,ein!:is.sen  anf  den  Prozeß'',  überhaupt  Tcrhandeln,  im 
Ptoiesse  titig  werden  (vgl.  Wach,  üandtmch  I  233  A.  42). 
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Bbemo  das  OLG  Köln  am  21.  4.  93: 

.Alterdings  wflrde  es  keiner  sacliUcheti  BinlaasntiK  anl  die  Klage  be- 
dttrfen,  vielmehr  als  BlnlaasnDg  im  Sinne  des  §*  661  Z.  4  ZPO  jede  auf  JLb- 

wehr  der  Klage  gerichtete  Prozeßhaiulhing  vor  dem  ansländischen  Oeriebi 
genü^oM**  ("Zeitschrift  f.  Inteiunt.  Pitt.-  u.  Straf  recht  VI  62)  und  Gaupp 
Konnii  A.  IV  2  zu  §  H28  mit  ih  r  MaUgabe,  daß  es  ohne  Belanj?  ist.  ob  die 
Proztühamlluni;  in  mündlirhm  oder  schriftlichem  Verfahren  voriiciiommen  Mird 

Der  Beklagte  hat  am  20.  12.  OH  uriiiiungsgüutäü  Berufung  gc-geu  das 
Urteil  des  Beiirkigerichts  Zflridi  vom  84.  11.  09  eingelegt. 

Er  hat  dadurch  eine  auf  Abwehr  der  Klage  gerichtete  wirksame  Prozeft* 
haadliug  Tor  dem  aoslftttdisehen  Qeridit  TorgmommBii  (vgl  Urteil  des  Östert. 
Obersten  Gerichtshofes  vom  18.  7.  94  in  der  Zeitschrift  für  internat.  Pi  ic  - 
Recht  IV  5(K1;  In  betreff  des  auf  die  Bfstimmnni»  des  §  661  No.  4  der 
dcntsrben  ZPO  gestützten  Beschwt'rdfpunktcs  i.st  zu  bemerken,  dali  der 
Kikunent  —  durch  diu  Ergreifung  des  Recbumittcls  der  Berufung  gegen 
das  Urteil  des  ausländischen  Gerichts  sich  ohne  Frage  in  den  Streit  vor  dem 
anslittdiachen  Goioht  eingelasMi  hat). 

§  328  Z.  2  ZPO  setxt  den  Fall  der  totalen  vnd  von  Anbeginn  im  Fieiefi 
eintretenden  Versäumnis  Torans.  Hat  IokAi  der  Beklagte  auf  den  Prozeß 
eingelassen  und  wird  später  kontumaziert,  so  findet  die  bezc-ichni  te  Vorschrift 
keine  Anwendung  (vgl.  Wach  Handbuch  S.  233  mit  A.  42,  B6km 
Eechtshil fever  fahren  zu  §  661  Z.  4  der  alten  ZPOV 

Die  Einlassung  muli  erfolgen,  nachdem  die  den  Prozei^  einleitende  Laduri); 
zugestellt  ist,  imd  ehe  das  Urteil  rechtskräftig  wird.  Innerhalb  dieses  Zeit- 
raomes  gilt  jede  Prosefihandlnng,  die  nach  dem  auBländischen  Recht  berttck* 
sichtigt  werden  maB,  als  Binlassong.  Und  swar  gilt  sie  als  Binlassnng  ittr 
den  gesamten  ProseBf  nicht  etwa  blos  fdr  den  nachfolgende  ti  Prozeßabschnitt, 
hier  also  auch  für  das  Verfahren  der  1.  Instanz,  zumal  das  bezirksgerichtiirhe 
Urteil  eben  durch  die  Bernfung  suspendiert  worden  ist  und  Rechtskraft  erst 
durch  das  der  Berufung'  nachfolgende  ober^ericbt liehe  Urteil  erlaugt  hat. 

5.  Nach  §  328  Z.  4  ZPO  ist  —  in  Übereinstimmung  mit  Art.  30  EÖ 
z.  BGB  —  die  Anerkennung  des  Urteils  eines  anslindiachen  Gerichts  ans- 
geschlcflsen,  wenn  die  Anerkrannng  gegen  die  guten  Sitten  od»  gegen  des 
Zweck  eines  deutschen  Gesetses  Terstdfit. 

Die  Anerkennung  verstößt  gegen  die  guten  Sitten,  wenn  die  im  Urteil 
ausgesprochene  Rechtsfolge  in  sich  unsittlich  ist.  oder  wenn  die  an  sich 
erlaubte  Rechtsfolge  einem  unsittlichen  Grunde  entstammt  auj}p  A.  VI 
zu  g  328  ZPO.  für  den  Bi^aiff  der  iruten  Sitt^-n  Planck  BGB  .\.  l  tw  ^  . 

Die  Anerkennung  verbtüßt  gegen  den  Zwetk  eines  deutschen  Gesetzes 
nicht  etwa  schon  dsJin,  wenn  das  Urteil  anf  Recbtssittten  beruht,  die  mit 
den  inländischen  nicht  übereinstimmen,  sondern  nur  dann,  wenn  es  evem 
leitenden  Grundsata  der  dientschen  Oesetagebung  widerspricht,  dessen  Fest* 
haltung  im  öffentlichen  Interesse  geboten  ist  (vgl,  Senf  feit  A.  öc»  zu 
g  32d,  Prot.  z.  BOB  VI  88).  Bei  der  Abwägung,  oh  dieses  Erfordernis  des 
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§  328  gegeben  ist,  empfiehlt  es  sich  nicht  zn  ängstlich  zu  sein,  da  der  inter- 
D&tionak-  Her-lit.svt  rk^'hr  sonst  Schaden  leiden  kOnote,  ohne  dftft  achntcwUrdige 
ioUUidiscbe  Interesseu  in  Frage  stehen. 

So  betrachtet,  sind  die  sämtlichen  Einwendungen  des  Beklagten  nicht 

zu  beachten. 

El  widexspzicht  weder  den  dentoeben.  AnsdiMiiingen  über  du  aitlUch 
Gebotene  und  Brlaabte,  noch  einem  dentaehen  gnmdl^genden  Rechtaaftti, 

a)  ivenn  das  Zllilofaer  Beefat  dem  im  PioieS  beteiligten  S,  eine  PlroseO- 

entschädignng  ziibiHiLt.  aodl  Wenn  das  dentsche  Recht  eine  solche  Bnt- 
scbädigang  im  Strafverfahren  wegen  Ehebruchs  nicht  kennt  (vgl.  den  ver- 
wau'inn  Kostenerstattungaanq^racb  des  Nebenklftgera  in  g  437  Abs.  1, 

b)  wenn  im  Ver:»äumniävcrfahi-en  ml  eine  zehntägige  Gefängnisstrafe 
and  anschlieiknd  auf  Entschädigung  des  Damnifikaten  erkannt  ist,  da  andi 
des  dentscbe  Recbt  eine  AboiteUang  des  abwesenden  Angeklagten,  wegen 
Verfdriangen,  die  Toiaoasichtlidi  eine  Pzeiheitsstrafe  von  niebt  mehr  als 
6  Wochen  nach  rach  ziehen,  kennt,  sofern  der  Angeklagte  nor,  was  hier 
ntrilft,  richterlich  über  die  Anklage  ▼emommen  ist  (§  232  R8tP0), 

r»  wenn  auf  Strafe  wcj^en  Ehebruchs  —  die  Voraussetzung  der  Zubilli- 
gunj.'  L-iner  Prozclientschadi^unj;  —  erkannt  ist,  ohne  daß.  wie  dies  nach 
deutüCibeu  Bacht  gefordert  wird,  die  Ehe  getrennt  war,  da  nach  Züricher 

Strafrecht  (|§  117,  118  StGB  vom       [%|^)  Anh&ngignacbnng  der  Schei- 

dnugaklage  seitens  des  Yerletsten  Bedingung  der  Strafrerfolgung  ist  und  die 
Btrafbarkelt  entfillt,  wenn  der  Verletste  die  Bhe  fortsetaen  will,  dss  ZUricher 
Recht  demnach  bei  Bestrafnng  des  Ebebmcbs  Ton  fthnUehen  Voranssetanngen 
aasgeht,  wie  das  dentsche. 

n  Die  Gegenseitifjkeit  zwischen  dem  Deut«'  li'-T!  Reich,  bez.  dem  König- 
reich Bayern  und  dem  Kanton  Zürich  ist  als  verbürgt  zu  erachten*). 

Es  bestimmt  zwar  das  Züricher  Gesetz  betr.  die  Kechtspiiege  vom 
2.  12.  74  .  o 

isr-eröö  ^ 

gUrteilen  aas  Staaten,  mit  welchen  keine  StaatSTertrIlge  bestehen,  kann 
der  Richter  nach  freier  Wttrdlgnng  aller  Verhftltoisse  Vollaiehnng  gewAhren*. 

Staatsverträge,  welche  die  Gegtfiaeitigkeit  der  Vollstreckung  verbQi^en. 
bestehen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  oder  Bayern  und  dem  Schweizer  Bund 
oder  dem  Kanton  Zürich  nicht.  Der  Züricher  Richter  ist  demnach  nicht 
%'erpflichtet,  die  Vollstreckung  deutscher  rrtiilc  zuzulassen,  es  ist  dies  in 
sein  Ermessen  gestellt,  er  kann  die  materielle  Richtigkeit  des  trtmden  Urteils 
nachprüicn. 

Die  stftndlge.Übnng  der  Gerichte  des  Kantons  ZOricb  aber  geht  dahin, 
die  Vollstrecknng  der  deotschen  Urteile  znaalassoi,  ohne  eine  Nacbprttbing 
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ihrer  materiellen  Richtigkeit  vorzanchmen.  Durch  ein  Gutachten  des  Züricher 
Obergerichts  vom  26.  2.  02,  das  dem  OLG  Karlsmhc  vorgelegen  ist  die 
hier  angeführte  Juäik*tiir  und  daa  beigefflgte  Bimdschreibeii  aa  die  finliki* 
gericbte  Yom  86.  6.  97  ist  eine  aeldie  feste  Übmig  der  ZQrieher  Gericht« 
nachgewiesen,  und  es  situ!  Erkenntnisse  Züricher  Gerichte  nidit  beksmii 
geworden,  die  von  dieser  Praxis  abweichen,  so  daß  die  Gcj^enseitigkeit  tat- 
sächlich vprtUrgt  ist  fv^l.  Gaupp  A.  VII  R  n  D  7  za  §  328.  Petersen 
N.  17  d  zu  §  :i28,  Zettschrift  für  deutschen  Zivilproxeß  X  4m.  ULÖ 
Karlsrahe  22.  12.  02  nnd  OLG  Hamburg  6.  7.  03  in  der  ZeUschr.  f.  inter- 
nät  PH9,-Mecht  Xin  418  n.  &9ö). 

Da  di«  Yoranssetsiingen  der  g§  728,  783^  388  ZPO  somit  vorliegett, 
war  dem  kligeiisehen  Antrag  unter  Anfhebong  des  entricbterttchen  UrteOs, 
wie  geschehen,  statt  an  geben. 

In  weldter  Art  ist  eine  amländische  Beteiligung  an  einer 

deutschen  Reederei  eulässig? 

RQ  iO,  6.  05  (1 33i06;  DJZ  1906  S,  B15), 

Der  im  Inland  wohnende  Beklagte  W.  verhaadelte  im  Jahre  1891  mit 
einer  Ansahl  ara«ilnniacher  Staatsaagehttziger  and  Dentscher  über  den  Bm 

und  Betrieb  eines  neuen  «sernen  Segelschiffes,  das  anter  deutscher  Flagge 
fahren  sollte.  Die  Amerikaner  tibernahuien  '^'loü,  W.  und  die  übri^t-n  Deutschen 
auch  '-^Im.  Die  Anu-rikaner  haben  wie  die  Dentsrhen  demgentaö  ihre  Anteile 
an  den  Baukosten  bezahlt.  Der  Bau  wurde  von  U'.  allein  einer  deutscht-n 
Werft  übertragen,  die  ihm  na^b  FertigütelluQg  des  Schiffes  ein  Attest  gab, 
wonach  er  allein  Eigentfimer  geworden  sein  soll.  Wl  ftbemdehte  dies  Attest 
In  Überdnstlmmnng  mit  den  Amerikanern  nnd  Dentsehen  dem  Sdriffsregisler 
seines  Wohnorts  mit  der  Erkl&rong,  daB  er  ^loo  Parte  sdbst,  Parts 
andere  Deutsche  besäßen,  gab  aber  dann  nach  der  Eintragung  des  Schiffes 
und  der  Eigentumsverhältnisse  den  Atnerikaiurn  Scheine,  laut  deren  an  ^ivA 
Parten,  .obschon  dieselben  für  tnich  im  vSchiRsre^ister  eingetragen  stehen', 
ihm  kein  Eigcntuuisrecht  zustehe,  daß  vielmehr  „im  Verhältnis  zu  nür*  laat 
spezieller  Yereinbamng  den  (einzeln  genannten)  Amerikanern  ,alle  Beehte 
lüid  Pflichten  eines  dentsehen  Heeders  anstehen*.  Im  Jahre  1903  haben  die 
Amerikaner  ihre  Parten  an  ebien  Deutschen,  den  Kliger,  ▼erkanft  nnd  ihm 
alle  Rechte  abgetreten.  Kläger  klagt  nnnmehr  gegen  den  Verklagten  in 
erster  Linie  auf  Feststellung,  daß  er  wejrcn  der  ^/loo  Parten  Miteitrentömer 
und  Mitreeder  des  Schiffes  sei,  indem  er  fordert,  daß  Verklagter  das  Zertifik.it 
zur  rmschreibum;  der  Parten  an  die  Hegisterbehörde  pinreiche;  in  zweiter 
Linie  eventuell,  daü  Verkluirter  ihm  da»  Miteigentum  wegen  dieser  Paxt4:a 
verschaffe  and  flbertrage.  Kläger  stutzt  sich  darauf,  daß  Verklagter  nur,  um 
dem  Schill  die  dentsche  flagge  an  ▼wschaüen,  an  Stdle  der  Amerikaner  in 
das  Begister  eingetragen  worden  sei.  Letxtere  seien  in  Wahrheit  die  Eigen* 
tflmer  geiresen.  Nach  Übertragung  ihres  Bigentnms  an  einoi  Deutschen  stelle 
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uch  der  Eintragung  diems  Eigentams  in  das  deutsche  Register  nichts  cnt> 
gf^cn.  Verklagter  entgegnet :  da  nach  dem  Flaggenrecht^L'»  s  v.  2ö.  10  f57 
die  deutsche  Flagge  nur  geführt  werden  dürfe,  wenn  alle  M 1 1 reecler  Deutsehe 
seien,  &o  würde  ein  Vertrag,  wonach  die  Ausländer  wahre  i^LitüigentUmer  sein 
■oUten,  nichtig  sein.  Ein  solcher  Vertrag  sei  Mich  nicht  geschlossen.  Den 
AnUDdeiB  aaiai  aar  obligatoilMdie  Bedite  auf  Teilnalioio  an  Oewlan  und 
Terinst  eiogerftumt  Dia  Vofiostaiis  Tanttailta  iiadi  dem  piiiud|ialen  Aatrag 
mit  der  Begründung,  daß  nach  den  Abreden  vor  und  während  des  Banea.  die 
Amerikaner  wie  die  Deutschen  Mitreeder  und  Miteigentümer  sein  sollten  und 
auch  geworden  seien.  Allerdings  sd  unter  diesen  ümständen  dif  Fintratrung 
des  Schiffes  in  das  deutsche  Rejiister  unzulässig  gewesen  und  slrafltar.  Aber 
die  privatrechtlichc  Ungültigiieit  der  aublaiidiscben  Miteigentümerrechte  sei 
duam  nidit  n  folgern.  RO  hebt  anf  und  weist  die  primipale  Klage  ab. 
Efaie  soldie  VoniBbaniiig,  wie  sie  die  VoriutM»  aonelime,  aei,  weil  sie  gegen 
swingende  Ofbntlidi-ieclitiiche  Vonohrifleii  viuereB  Geaetiea  Teietofie,  auf 
etwas  Unerlaubtes  gerichtet  and  mithin  nach  allgemeinen  Kecbtsgnindsätzen 
onbeachtlich.  Die  Vereinbarung  sei  einheitlich,  es  lasse  sich  der  privatrerht- 
lirhe  Teil  derselben  von  dem  öffentlich-rechtlichen  nicht  trennen.  Klager  sei 
daher  durch  die  Ablieferung  des  Schiffes  an  ihn  seitens  der  Werft  Ei^rontAmer 
der  streitigen  Parten  geworden ;  daß  er  für  die  Amerilianer  erwarb  (durch 
tomtUuium  possessorium)  id  an^eachloHMk,  da  der  Qrvndrortffag,  worauf 
lielt  dieem  etlltsen  aoUe,  niehtlg  ad.  Durch  die  qiitenm  Beveiee  habe  er, 
ohne  Zutimmnng  der  deutschen  Mitreeder,  diese  Parten  nicht  an  die  Amerikaner 
vt  räuCem  können  (Art.  470a  DHGB).  Es  könne  sidi  also  nur  noch  fragen, 
« !  n  I  welche  obligatorischen  Wirkungen  diesen  Reversen  beizulegen  seien 
luHi  üb  er  danach  verpflichtet  sei.  auf  Verlangen  der  Amerikaner  diese  Parten 
an  einen  Deutücheu  zu  übertragen  gegen  Erstattung  seiner  Vorschüsse.  Zur 
Pr&fmig  dieser  Frage  wurde  die  Sache  an  die  Vorinstanz  zurückverwiesen. 

mtMrittsrecht  des  Versidterungsnehnterß  bei  Vertchmelgunff 
(FUsion)  der  VersicherungsgeseUsehaß  mit  einer  anderen. 

BG  2H.  1.  ort  (VII  r>ö4  04;  Entsch.  d.  RG  LX  56). 

Eine  englische  Versicherungsgesellschaft  (The  L.  Comp.)  hatte  ihr  Ver- 
mögen anf  dne  antere  cuglische  VwsidiwnngsgcseUadMft  (Ths  Y,  Comp,) 
dofch  »Fadonsrerttag*  dbertcagen.  —  Die  L.  Con^.  klagte  fsgon  dentsdie 
Venicfaernngsneluner  (Sehtn.  w.  Q«h^  anf  FHbniensahlnng.  Letatere  ver- 
weigerten die  &liHuig,  indem  sie  w^en  der  geschehenen  Fusion  das  Recht 
de»  Rücktrittes  vom  Versicherungsvertrage  geltend  machten  Nachdem  die 
Vorinstanzi  n  ^nt^unsten  der  klagenden  Gesellschaft  erkannt  hatten,  gab  das 
KU  der  Keviäiou  der  Versicherten  statt. 

Aus  de»  ( I  r  ti  n  d  e  n. 
Der  Berufungsrichter  fuhrt  aus,  daü  das  deutsche  und  das  englische 
Redtt  die  Fusion  im  Interesse  der  Erhaltung  wirtsehalüiclier  Werte  begiln* 
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stigteu,  und  daß  deshalb  die  Fasion  als  solche  ein  AnflOsangs-  oder  Rflek- 
trittarecbt  nicht  begrOnden  Icdnoe»  auch  dann  nieht,  wenn  die  Ottabigetsehuts* 
vonchriften  des  englischen  Beohts  für  minderwertig  gegenftber  denen  des 

deutschen  Rechts  erachtet  wQiden,  weil  die  Versicherten  sich  aes:i>it  bitten 
oder  doch  hätten  sagen  mQssen,  daß  eine  etwaige  Liquidationsfusion  —  di? 
zudem  im  Gesellschaftsstatut  ausdrücklich  als  zulässig  bezeichnet  sei  —  nach 
den  Ik Stimmungen  des  maßgebenden  englischen  Rechts  vor  sich  ;,'ehen  werde. 
Hieran  ist  richtig,  daß  das  deutsche  Recht  eine  die  Rechte  derUl&ubiger 
nicht  gef&brdende  Fnaion  sweiec  AktiengewllflchaftMi  mit  nnd  ohne 
Uqnidation  snllßt  (gS  304-^308  HGB).  Untichtig  i«t  aber,  da6  der  dentsebe 
VenidMffte  dcb  ohne  weiteres  eine  Fusion  gefallen  sn  lassen  braacbe,  die, 
wenn  schon  unter  dem  Schutze  des  englischen  Rechts  vollzogen,  seine  Interessen 
nicht  genügend  berücksichtigt.  Daß  die  Fusidu  statntcTimäßig  voi^csehen  ist, 
erscheint  so  lange  gleichgültig,  als  nicht  der  Inhalt  der  Statuten  einen  lie- 
standteil  der  Versichern nprsbedin^un<,'en  bildet.  Dies  trifft  nach  den  Policen 
nicht  zu.  Es  läßt  sich  daher  auch  nicht  sagen,  daß  die  Versicherten  sich  den 
Stataten  nnt^orfen  nnd  vertragsmißig  die  Fnaion  nach  engtischeBi  Redite 
gebilligt  b&tten.  Anders  lag  die  Sache  In  dem  einen  deutsch«!  Qegensdtif» 
keitsverein  betreffenden  Fnlle  der  Abtretung  des  ganzen  Portefenilles,  der 
durch  das  Urteil  des  erkennenden  Senats  vom  29.  12.  Ü3  erledigt  wurde  (^L 
Entsck.  d.  HG  in  Zivils.  LVI  2f)2V  Ebensowenig  i^^t  festgestellt,  daß  die 
Versicherten  auch  nur  das  en^,'lische  Recht  gekannt  haben.  Die  Anfordernn? 
aber,  daß  sie  es  hätten  kennen  müssen,  daß  also  ihre  Unkenntnis  auf  Fahr- 
lässigkeit bemhe  und  darum  nicht  zu  beachten  sei,  ist  nicht  zu  billigen.  Die 
nnatreitig  Innerhalb  des  Dentaehen  Reiches  geschlossenen 
nnd  dort  von  beiden  Teilen  sn  erlilllenden  Verträge  (rgl. 
Artt.  17.  2H  der  Versicherongabediogungen)  unterstehen  dem  deutschen 
Recht.  Ihmhat  sichdie  englische  Gesellschaft  unterworfen, 
und  es  kann  dav«>n  keine  Rede  sein,  daß  die  Vcrsichert<'n  sich  mit  der  eng- 
lischen Rechtsordnung  bekannt  zu  machen  gehabt  hätten.  Lediglich  nach 
deutschem  Recht  ist  zu  beurteilen,  ob  eine  zum  Rücktritte  berechtigende 
Veränderung  in  den  Umstanden  des  Versicherten  eingetreten  ist,  gleichvtd 
ob  steh  die  OlSnbiger  nach  engUschem  Rechte  diese  VerBndemng  gefallen 
lassen  müssen.  Die  abweichende  Auffassung'  des  Bwnfungsrichters  würde 
dem  Kredit  der  auslilndischen  Versicherungsgesellschaften  eher  nachteilig  ab 
förderlicli  sein.  Ks  kann  demnach  dahini,'<stellt  bleiben,  ob  die  F"usion«!- 
liqnidatioii  in  tlt  r  Art.  wie  sie  geschehen  ist,  nacli  cnLrlisch^ni  Rechte  statthaft 
war.  Vuin  St^iudpunkte  des  deutschen  Rechtes  aus  ist  mit  ihrer  Vollziehung 
den  Versicherten  ein  anderer  Schuiduer  wider  ihren  Willen  aufgedrängt,  zwar 
nicht  der  Fwm,  wohl  aber  der  Sache  nach.  Rechtlich  mag  es  zutreffen,  daü 
die  L.  Comp,  als  Liqnidationsgesellsohalt  bis  nur  Löschung  im  Handelsregister 
fortbesteht  nnd  nach  wie  ror  ihren  Ol&ubigem  hattet.  Aber  es  hit  dies  eine 
Ilitftiniir  ohne  Inhalt.  Die  bisherige  Schuldnerin  ist  durch  die  von  ihr 
beschlossene  nnd  ins  Werk  gesetste  Liquidation  in  der  Uauptsache  von  eigenen, 
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grafbaieD  JUttela  enibiaftt.  Es  Ist  sa  betOKgen  und  keioMfaHs  «lugefleliloflaeD, 
daB  der  Liquidatw  mit  der  ÜberdgDiiiig  d«  TormSgeBS  der  an  di«  mU 
ndmieiide  QeaeUeclMft  fortfilurt,  nnd  daü  die  für  die  Qlftiibiger  In  Frag« 

kommende  vermögensrüchtliche  Grundlafi;e  des  Yorsichcningsuntemehmens, 
einer  juristischen,  nur  für  den  Liquidationszweck  ihr  Dasein  noch  fristenden 
Person,  auf  die  Garantie  zusammenschrumpft,  welche  die  aufnehmende  (JescU- 
schaft  durch  das  Versprechen  bietet,  den  Versicherten  der  L.  ilirerseits  ge- 
recht zu  werden. 

Das  BemfongmirteD  mnfite  tonacb  av^ehoboi  werden.  Die  BntocheidQng 
va  Hauptsache  ergibt  sieb  Tim  selbst;  die  Klagen  and  Widerklagen  der 
Qesellscb&ft  L.  ersdieinen  unbegründet,  während  der  Feststellungsansprnch 
der  Versicherten  gerechtfertigt  ist.    Da  der  Art.  1184  Code  civil  außer 

Anwenduni?  bleibt,  war  auch  für  die  vor  dem  1.  1.  0()  geschlossenen  Verträge 
«las  Rücktrittsrecht  der  Versicherten  festzust''1lpn  Auf  die  Frage  der  Aktiv- 
Ifcgitimation  der  L.  Comp,  in  Ansehunfj  der  Euiiiiehung  der  Prämien  brauchte 
anter  diesen  Umständen  nicht  eingegangen  zu  werden. 

InwkiveU  erstreckt  sich  die  deutsche  UnfcUlversicJierung  auf 

das  Ausland? 

RQ  19.  11.  04  (DJZ  1905  S.  604). 

Ein  deutscher  Maschinenbauer  erlitt  in  Haidas  Pascha  bei  Konstantinopel 
einen  UDfall.  als  er  bei  der  von  der  Zweigfniederlassung  der  deutschen  Firma 
S.  dt  H.  in  Wien  übernommenen  Herstellung  einer  elektrischen  Beleuchtungs- 
anlage beschäftigt  war.  Für  die  Folgen  dieses  Unfalls  hält  er  die  bekl. 
Berufsgenossenschaft  für  entachSdigungspflichtig,  weil  der  Wiener  Betrieb  der 
Firma  einen  Teil  des  von 'dieser  in  Dentachland  nnterhaltenen,  bei  der  Be* 
klagten  versieherten  Unternehmens  bilde.  Der  Entschädigungsanspruch  ist 
rit)L(e wiesen.  Zwar  ist  die  Versicherung  eines  inländischen  Betriebes  räumlich 
nicht  unter  allen  Umständen  auf  das  Inland  beschränkt;  es  werden  vielmehr 
von  der  Versichcrnntrspflicht  vielfach  auch  solche  Betriebst ätitrkeiten  mit  er- 
faßt, die  sich  in  örtlicher  Loslösiing  von  der  im  Inlande  befindlichen  Betriebs- 
anlage  im  Auslande  vollziehen.  Dies  gilt  aber  nur  insoweit,  als  die  im 
Aaslande  Torsunehmenden  Arbeiten  nidit  Ton  solchem  tJmiange  oder  solcher 
Daaer  sind,  dafi  sie  nicht  mehr  eine  onselbstlndige  Ansstrablong  eines  in- 
lindisdien  Betriebes»  sondern  fttr  sich  dnen  selbstftndigen  Betrieb  bilden.  Um 
eine  solche  unselbständige  Ausstrahlung  dnes  inländischen  Betriebes  handelt 
es  sich  aber  hier  nicht.  Ist  es  schon  zweifelhaft,  ob  die  von  der  Firma 
in  der  Türkei  finsjfführten  Arbeiten,  welche  die  Herstellung  einer  elektrischen 
Licht-  und  Kraftanlage  für  die  Hafenbeleuchtung  bezweckten,  mit  Rücksicht 
auf  ihren  Tmfang  und  ihre  Dauer  als  eine  bloße  Ausstrahlung  des  Wiener 
Betriebes  gelten  können,  so  ist  es  jedenfalls  nicht  angängig,  diesen  Wiener 
Betrieb  lediglich  als  einen  anselbstindigen  Teil  des  iniftndiscben  Betriebes 
der  Firmn  ansnadien;  denn  es  handelt  sich  bei  dem  Betriebe  in  Wien  am 


262 


BMhtBpiechirag:  Dentsohland. 


eine  besondere  Z  w  e  i  g  n  i  e  d  e  r  1  a  s  s  u  n  c .  die  als  solche  der  österreichischen 
Staatsaufsicht  untersteht  ?u  sondeiv  Hilanzt  n  ?ieht.  selbständig  Beamte 
und  Arbeiter  einstellt  und  ein  besonderes  räumliches  Oescb&ftflgebiet  be- 
arbeitet. 

§  4  StGB.  —  Erfordernis  der  Strafbarkeit  nach  lex  fori 

und  lex  loci  delicti  commissi. 
JtG  9.2.  05  (3948/04;  Jurist.  Wochenschrift  1905  S.  S49 
Unter  Handluiii^  im  Sinne  des  Oesetzes  ist  diU»  jewtiligt'  geschieht  liebe 
Ereignis,  das  tatsächliche  Vorkummuis  zu  verstehen,  nicht  etwa  nur  der 
BtratrechtUche  GhMtktar  derselben,  und  es  ist  f&r  dk  VeiiolglMurlnit  einer 
aoleben  Handlang  im  Inlnode  nur  erlorderlicli,  daB  die  Aaidlnng  sowohl  nsdi 
der  einen  wie  nach  der  anderen  Richtnng  die  Voraatsetaiuigsii  des  §  4  StGB 
^flllt  in  der  Weise,  daß  die  nach  inländischem  und  nach  ausländischem  Rechte 
sich  erprobenden  strafrechtlichen  Tatbestände  in  dem  Verhältnis  /neinander  stehen, 
wie  nach  inländischem  Hechte  solche,  die  gemäü  §  73  8tüB  zusammentreffen 
(vgl  RGSt  XJII  2H2,  XV  224).  Dali  die  für  die  Strafbarkeit  der 
Huudluiig  maßgebenden  Merkmale  nach  den  beiden  Rechten 
▼ailig  abereinstimmen  raaßteo,  wird  nach  §  4  StGB  nieht 
erfordert.  Bine  in  Österreich  b^angene  Haadlung,  durch  welche  der  Tat" 
bestand  des  §  83  des  österr.  StOB  erfüllt  wird,  kann  deshalb  im  Inlande 
aus  §  123  StOB  bestraft  werden,  öbsohon  die  beiden  Tatbestände  nur  teil- 
weise sich  decken.  Ans  dem  Gesagten  ergibt  sich  auch,  daß  bei  einer  \ct- 
urt€'ilun>7  naeh  §  4  StUß  die  Tatbestandf?merkmale  nicht  nur  des  inländischca, 
suudeiu  auch  des  ausländischen  Rechtes  im  Urteile  festgestellt  werden  müssen. 

Krterritorialitat  ausländischer  Staaten.  Kompeienziionfliid. 

Preußischer  Gerichtshof  eur  En/. Scheidung  der  KompetenäkoufiHUe 

14. 1.  h:^.  *) 

Auf  den  von  dem  Herrn  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
erhubcueu  Kompetenzkuntlikt  in  der  bei  dem  Küni^^lichen  Amtsgerichte  zu  B. 
anhängigen  Pruzeüsache  des  Ziviiiugenieurs  Z.  zu  B.  wider  die  Küuigiiche 
Bumänische  Regierung,  betnfleDd  Aalegong  eines  Arrestes,  hat  der  KönigUchs 
Qerichtahof  anr  Bntscheidiuig  der  Kompetenilconflilrte  in  sdner  Sitniag  tob 
U.  1. 8i  for  Radit  erlcaimt: 

dafi  der  Rechtsweg  in  dies«  Sache  für  qnwnUssig  und  der  sdiohaw 
Kompetenzkonflikt  daher  für  be^rründet  zu  naehteiL 

Von     Rechts  wegen. 

*)  Dieses  Ürteil  ist  in  der  No.  28  des  preofiischen  JMBl  vom  14. 7. 06 
dnrch  Abdruck  in  Erinnerung  gebracht.  —  In  demselben  Sinne  ist  ein  Urteil 
des  Kumpetenzgerichtshofes  am  14.  6.  02  ergangen.  Vgl.  Ztsch.  Xlli  397. 
Dort,  and  Ztsch.  XI  454  auch  Literatnrangaben  tlber  die  Frage.  Red. 


.  j     .  >  y  Google 


Rechtsprechung:  Deutschland. 


2G3 


Grttttde. 

Der  Ingeiiieor  HC  Z.  in  B.  bat  «m  6^9.  3.  81  bsi  dem  Kdnig- 

lieben  AmtSjve richte  sa  B.  ein  Arrestgesuch  g^en  die  Fürstliche  (jetst 
Königlithe)  Re^'ierunjr  von  Rumänien  eingereicht.  In  diesem  Gesuche  hat  er 
bthaupt»-t.  flnü  er  125  Stück  der  auf  den  Tnhaher  lautenden  und  zu  t>  Pr'  z<  nt 
verzinäliclien  Kumänischen  Staats-Ohligationen  k  o<M)  Franken  besitze,  welche 
Ton  der  Rumänischen  Regierung  zu  Bukarest  am  1.  ö.  80  auf  Grund  eines 
OcMties  vftm  86.  173.  2. 80  lud  eines  swiaohen  dem  JEUtminiscben  Staate 
ud  der  Bumdnisekm  EUettbahm-AkiieH^QesetUekafi  am  SS.  8. 80  abge* 
MhloBseneii  Yeitiaga  im  Betrage  von  190000000  Blaric  lireiert,  in  Hfilie  ▼on 
167  856  000  Mark  emittiert  und  durch  eine  Hj'pothek  auf  die  der  genannten 
Äktien-Gesellschalt  gehörenden  Eisenbahnen  gesichert  seien  Ferner  hat  er 
behauptet,  daß  die  Inhaber  der  Rumänischen  StHnt.s-Obligatiünen.  da  ihnen 
na(  h  einem  in  der  Zivilproxeßsache  des  liankicrs  L.  r.  Ä'.  wider  die  J^unififiische 
EiheHbahn-Aktien-üenellüchaft  von  dem  Reichsgerichte  zu  Leipzig  am 
&/19.  8.  81  erlassenen  Erkenntnisse,  durch  welches  die  in  der  General- 
Yenaaunlnng  dieeer  Aktien^GeeeUaeliaft  rem  3.  B.  80  in  Betiehong  anf  Jenen 
Vertrag  gefaßten  BeeeMlIwe  für  ongflltig  erklärt  seien,  die  attpnlierte  Sicher- 
heit nicht  gewirrt  werde,  nunmehr  anderweitige  Sicherheitsstellung  zu  fordern 
berechtig  seien.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  dieser  Anspruch  in  eine  Geld« 
forderung  übergehen  könne  und  das  Urteil  im  Auslände  vollstreckt  werden 
mülite,  hat  der  Arrestsucher  unter  Bezugnahme  auf  die  7;)(i.  7t>7  der 
ZPO  beantragt,  daß  die  Guthaben  der  Rumänischen  Regierung  bei  dem  Bank- 
banse  S.  B.  in  B.  und  bei  der  Direktion  der  D.-Gesellschaft  daselbst  in  Höhe 
von  je  85000  Xarlt  mit  BeecUag  belegt  werden. 

Das  KOaigllehe  Amtogezlcbt  «i  B.  bat  dnieb  Besddiifi  rem  %J%,  3.  81. 
den  beantragten  Arrest  angeordnet,  nachdem  der  Antragsteller  die  er- 
forderte Sicbcfbeit  dnreb  Binterlegong  von  5000  Mark  geleistet  batte.  Der 
BescUnfi  des  AmtveEiebts  lantet  dahin, 

daS  w^n  des  dem  Z.  aus  erworbenen  Rumänischen  Staats- 
Obligationen  angeblich  zustehenden  Anspruchs  von  50000  Mark  der 
dingliche  Arrest  in  die  Guthaben  der  verklagten  Regierung  bei  dem 
Bankliause  S.  B.  und  der  Direktion  der  D. -Gesellschaft  zu  B.  im  Be- 
trage von  je  25  ODO  Mark  angeordnet  und  die  bezeichnete  Forderung 
im  angefiebenen  Betrage  lerepfändet  werde, 

dall  durch  iüuterleguug  von  50000  Mark  die  Vollziehung  dieseü 
Arrestes  gehemmt  ond  die  Scbnldnerin  sn  dem  Antrag  anf  Anfbebting 
des  Tollaogenm  Arrestes  berecbtigt  sei, 

daß  das  Bankhans  S.  B.  ond  die  Direktion  der  D-Oesdlscbaft 
die  gqiiindeten  FordernngsbetrSge  an  die  Scbnldnerin  niöbt  mdir 
sablen  dürfe  nnd 

daß  die  Scbnldnerin  sich  jeder  Verfttgnng  ttber  die  Porderang, 
insbesondere  der  Einsiebnng  derselben  an  enthalten  babe. 
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DifS(^Ti  Arrest boft'hl  hat  (liissolbc  Amtsgericht  durch  Bosf'hluß  vtnn 
21.  .5.  hl  wieder  anfirrltnben,  und  zwar  nach  Eindrang  eines  (ie$u(h.s  des 
5.  B.  lind  der  Direktion  der  D.-Gesellschaft,  in  welchem  auf  die  üuätuiässig- 
keil  der  Aiiurdnung  eines  ArresU:»  gegen  eine  fremde  ätaatsri^gierung  bin- 
gewieseo  war.  Nacli  daer  Aeo  Akten  be&idlidfa«ii  Xnfienuq^  des  Ainti- 
tiditen  iit  der  BeMhloß  Tain  81. 3.  von  Amtovegen  erfolgt»  weil  der  Amto- 
ficlita',  BMÜideiii  er  ioswfsohen  toh  dem  inhalte  dee  enriUmten  reicluBeridit- 
lichen  Erkenntnisses  KeiMitnie  er1i»lten,  nunmehr  annahm,  daB  durch  dassdbe 
die  Forderung  des  Klägers  an  die  Rumänische  Regierung  nicht  glaabluift 
gemacht  und  das  Arrestgesuch  deshalb  unzulässig  sei. 

Infolize  einer  Beschwerde  des  Klügers  hat  aber  das  Könif^liche  Land- 
gericht zu  B.  durch  Beschluß  vom  29.  (bezw.  31.)  3.  81,  unter  Aufhebung 
des  ftmtagericbtliehen  BeecUiiMeB  vom  21.  desaellien  Monats,  den  Anest> 
lieffdil  vom  8.  8.  wiederbergestetlt  Dm  Landgeiidit  hat  ^  vnter  Besng- 
nnhme  aal  Heffter,  Europäisches  Völkerrecht  §§  37  nnd  42;  FoeliXi 
droit  ütUmaHmal  §  212;  v.  Holt»endorfft  Mrtuek  für  Gesetfh 
gebung  usw.,  I  179  ff.  —  ausgeführt, 

die  Unzulässigkeit  des  an  sich  f^erecht fertigten  Arrestes  sei  aus  der 
vülkerrechtlichen  Stellung  der  Rumäuischen  Kegierung  nicht  zu  folgern : 
allerdings  habe  die  völkerrechtliche  Theorie  aus  der  Rechtsregel :  j>ar 
in  par§m  tum  habet  imperium  den  Sati  ausgebildet,  daE  keinem 
Staate  eine  Oerichtslmrkeit  fliier  den  fremdmi  Staat  snstelie,  avdi 
nielit  wegen  Verpflichtungen  gegen  die  diesseitigen  Untertanen,  und 
es  sei  von  französischen  und  belgischen  Gerichten  mehrfach  dieser 
theoretische  Satz  ihren  praktischen  Entscheidungen  zn^nde  jTplegt: 
dieser  S^atz  sei  indes  nicht  unbestritten,  er  sei  auch  prinzipiell  nicht 
notwendig,  wie  ja  auch  son^t  der ,  unbefitri|tejie  Satz,  daß  das  foi  um 
rei  sitae  auch  die  fremden  Gesandten  verbinde,  eine  onerklärlicbe 
Anomalie  bliebe^  im  Gegenteil  begebe  sich  der  fremde  Staa%  wenn  et 
in  das  diesseitige  Qebiet  eingreife,  insoweit  seiner  SoaverSnitftt  und 
nnr  ausnahmsweise  bewahre  er  dieselbe  wenn  er,  wie  bei  der  Ent- 
sendung von  Gesandten,  in  besonderem  Einverständnisse  mit  der  bi- 
teilitrten  Rej^ienin^'  handle,  jedenfalls  müsse  aber  der  Satz  für  Dentsch- 
land  auH  zweifachem  Grunde  beschränkt  werden:  zunächst  von  deiQ 
Standpunivie  der  deutschen  Auffassung  aus,  dali  bei  dem  gewöhnlichen 
fiskalischen  FSnansdgmitnm  die  besondere  Stelhmg  des  BigentOmen 
als  rein  snfftUig  anBer  Betracht  bleibe;  fflr  den  gegenwärtigen  Beehts- 
stvsit  stehe  es  dahin,  weldier  Art  von  Staatsdgentnm  die  gepfSadeten 
Guthaben  angehören,  nnd  es  sei  daher  dem  Widcrspntche  der  Be* 
teiligtcn  zu  Ubcrlnsscn.  in  dieser  Hinsicht  eine  Rüge  zu  erheben: 
außerdem  stehe  aber  muli.  ab^M  schcn  von  dem  nir^'ends  deutlich  anf- 
jrehobenen  Anhanfrspara;:!  iplu  n  202  der  Alltremeinen  GericbtsorduuQK- 
die  neueste  deuläche  Geäct/gebung  dem  vülkerrecbtliclien  Satze  eot- 
gegen  nnd  dieser  müsse  selbstverstlndlich  Ittr  die  Geikhts  Insoweit 
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anUer  ABMta  Mbeiii  diim  der  f  24  d«r  ZPO,  naeh  welebem  jede 
Perton,  die  Im  Devtedieii  Belebe  kebien  Webneitz  habe,  vor  dem 
0«ricbte  belengt  werden  kömie,  in  dessen  Besiift  ein  Schuldner  Jener 

Person  wohne,  ^Ite  anch  fflr  juristische  Personen  nnd  einen  aus- 
ländischen Fiskus,  er  habe  auch  nicht  bloß  auf  Privatpersonen  Bezug, 
da  sich  nnzweifelhaft  aus  §  H4()  Abs.  2,  §  441  Abs.  l  der  ZPO.  18  ff. 
des  Gericbttiverfaüsungsgcsetzeä,  §  ö  des  Einfilhrungsgesetzeä  zu  letzterem 
eigebe,  dafi  die  ftwe^eietie  Midi  fOr  SeOTerine  und  ihre  Ttftker- 
xeditlidiea  Vertreter  gelten  wollen,  aaob  |4U  der  Anelogle  der  vom 
Oceets  aoerkannteo  Aiuoaluiiea  iMie  sich  nichts  folgern,  denn  ein 
dentecher  Souverän  unterliege  an  sich  der  Gwichtsbarkeit  jedes 
anderen  deutacfaon  Staates,  außer  der  seines  eijjenen  Landes,  während 
wegen  der  nichtdeutscben  Fürsten  auf  Anhangsparagraph  2i>2 
AGO  verwiesen  werde ;  das  Motiv  für  die  Exemtion  der  Gesandt- 
eduften  sei  der  besondere  Akt  des  Vertranens,  kraft  dessen  sie  als 
Vertreter  einer  aoaverinui  Meeht  in  einem  fremden  Sonrerinitftta- 
gebiet  Antnahine  erwarten,  die  beeondere  UnaUiingiglEeit  ond  ünver^ 
letiUchkeit,  die  sie  deshalb  beanspnicben,  diese  Gründe  paßten  nicht 
anf  gewöhnliches  fiskalisches  Eigentum,  welches  eine  Regierung  im 
Geschäftsverkehr  in  ein  fremdes  Gebiet  bringe,  da  diese  Regierung: 
hierbei  nicht  r!h  Souverän,  sondern  als  Gläubiger  handle  und  nur  dus 
l^eiche  Vertrauen  erweise,  die  gleiche  Sicherheit  erlange,  wie  jeder 
andere  Glinblger. 

Die  BeeeUflaee  dee  Amtagerichtg  vom  8^.  3.  nnd  21. 3. 81  rind  am  23. 
doMlben  JConali,  der  BeieUnfi  dee  Landgeriöbta  vom  S9.  (beiw.  81.)  3.  am 

1.  4.  81  dem  Bankbaose  S.  B.  in  V,  und  der  Direkt iun  der  D.-Gesellschaft 
daselbst  zugestellt.  Auch  ist  das  Auswärtiir  Amt  des  Deutschen  Reiches 
mitteis  Schreibens  des  Anits^rr  richts  vom  j.  4.  öl  ersucht  worden,  di<  7n- 
stellang  des  erwähnten  Besi  lilusses  des  Landgerichts  an  die  Komgiu  ht 
Romanische  Regierung  zu  vermitteln;  die  Zustellung  ist  aber,  soweit  aus 
den  Proseflakten  «riditBch,  nicht  erfolgt. 

Nadidem  mehrere  fernere  AntAge  und  Beeehwerden  der  Drittachnldner, 
nämlich  des  Bankliaasee  S.  B,  nnd  der  Direktion  der  D.-(3eeeß8chaft,  dnreh 
OerichtsbeschlOsse,  welche  das  prozesenaliidw  Vwfahren  betrafen,  insbesondere 
durch  die  Beschldsse  des  Königlichen  Kammergerichts  vom  15.  4.  und  10. .'). 
Ihre  Erledigung  gefunden  battt-n.  erhoben  die  Drittschuldner,  indem  sie  der 
Arrt.stbeklagteu  als  Nebenintervenienten  beitraten,  bei  dem  Landgerichte  tn 
B.  gegen  dessen  Beschluß  vom  29.  (31.)  3.  Widerspruch  nach  Maßgabe  deü 
$  8M  der  ZPO.  Berer  abet  über  dieeen  Widerepmeh  rerhandelt  nnd  ent* 
Mhiedco  wurde,  hat  der  Herr  Jflnieter  der  anewlLrtigen  Angelegenheiten  in 
einer  an  das  Amtsgericht  au  B.  gerichteten  Brklärung  vom  ö.  5.  81  anf 
Grand  der  Verordnung  vom  1.  8.  79  den  Koi^toizkonilikt  erhoben.  Er  er- 
achtet den  Rechtsweg  in  der  vorliegenden  Arrest.whe  wider  die  RnmHnische 
Begiening  ans  folgenden  Gründen  fOr  unzulässig:  Nach  deu  Grundsätzen 
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des  Ydlkexrechte  gehöre  die  GeltendmAcliiing  solcher  vermögensnelitlidiai 
Anqirflche  an  eine  fremde  Regierung,  wie  sie  in  dieser  Sache  im  genehm 

liehen  Arrest  verfahren  verfolL'T  werden,  nicht  zur  Zaständigkeit  der  in- 
ländischen (  ttrichte,  vielmclir  könne  die  Veriulgung  derartige  Ansprfldie  — 
suweit  dafür  die  inländische  Staatsgewalt  aogenifen  werde  —  nur  durch 
den  Minister  der  Muwärtigen  Angelegenheiten  im  diplomatischen  Wc^e 
geschehen. 

Zur  BegrtBdong  ditser  Belukiipdiog  weide  soweld  anf  völkeneditUcle 
Praxis  (vergl.  die  Recbtspreehong  der  «igUteben.  französischen  und  helgiscbeo 
Gerichte:  Phillimore,  Comment  upon  tnfcrunfional  Imc  II  135  R.; 
Cairo,  Ije  (fmit  hffemational,  H.  AuH.  Bd.  I  >;  ö82  ff. :  Lti  u  rent. 
Droit  civil  international  III  44  bis  lUÜ;  Clunet,  Journal  iJu  droit, 
international  privd  1874  S.  32&.,  1876  S.  von  Hol  tzendorfff 

Jahrbuch  für  QeMtMffabmmff  uno,  1S77  &  17911.)  als  nndi  mf  die  tSUkt- 
nciitUche  Tlieorie  (?ergl.  Seffter,  7.  Amg.  %9&n,  %A%  §82;  Klüber, 
2.  Anil.  §  49;  Btuntaehti,  &  Aufl.  §  13611.;  Fhillimort.  Bd. 
^  108 ff  :  Story,  7.  Aufl.  §  54S«;  Wheaion  [1878],  9  101b;  Foelix, 
§  212;  Calrn.  §  5:^2  ff  ^  Rezni^  pcnomraen. 

Wie  aus  den  abschriftlich  bei^fefüi^en  Schriftstücken  ans  den  .Lyhren 
18iy,  1832  und  H.")  hervorjiehc.   sei  inslusondere  auch  in  Pn  iiLii-n  in 

einer  Reihe  analoger  Fälle  die  Unzuläsbigkeit  des  Rechtswegs  vuii  den 
littchsten  BdiSrden  als  feste  Staatspiazis  wiaderirolt  anerkamit  und  tata>eb> 
lieh  dtudigefflhrt  worden. 

Die  verbindliche  Kraft  der  betreffenden  vöUceireclrtlidien  Bestimmimgai 
habe  durch  die  Vorschriften  der  deutschen  Jnstizgeeetie,  namentlicb  der 
deutschen  ZP<^.  eine  Veränderunij  nicht  erfahren  können. 

Neben  dieser  rechtlichen  Betrründung  glaobe  der  Minister  anf  die 
politischen  Mutive  Gewicht  legen  zu  müssen,  welche  die  voranssii  htlirbu 
Rückwirkung  unseres  erentuellen  Verhaltens  auf  das  anderer  Staaten  au  die 
Hand  gebe.  Wenn  in  dem  torlisgendea  FaUe  der  Grondsats  nr  Flest* 
stellnng  gelange»  daS  jede  PriTatklage  som  ArrestscUag  auf  das  Bigentina 
fremder  Regiernngen  AnlaS  geben  kSnne.  so  sei  mit  WafarselielnUebkeit  Tor- 
auszusehen,  daß  gegen  alle  oder  viele  fremde  Regierungen  von  einzelnen 
Privatklägem  vor  den  dazu  ^ceijfrneten  Gerichten  ähnliche  Anspräche  w  ürden 
erstritten  werden  \\'<  nn  dann  der«n  in  Deutschland  transitiereniles  *><kr 
sonst  vorübergehend  fahrbares  Eigentum  bei  uns  mit  Arrest  bük-gt  werde, 
se  würden  die  Repressalien  der  dadurch  betroffenen  Itidite  gegen  deatscbes 
Eigentom  nicht  ausbleiben  nnd  dieselben  wflrden  sidi,  einem  im  Ydlikenwlits 
nicht  herkSflunUehen  Yeifsbren  der  deutschen  Bdidrden  gmenflber,  nicht  aif 
deatscbes  Staatseigentum  beschränken,  sondern  deatscbes  Eigentum  im  all- 
gemeinen zum  Geirenstande  n<  huu  n  Es.  liege  auf  der  Hand,  daß  eine  sich 
steigt  rndo  R^ihe  von  Repressaluii  z\visclu  n  Erroßen  Mächten  in  kurzer  Zeit 
zur  Gvl.ihrduiijr  des  Fliedens  zwischen  ihnen  führen  würde,  und  der  Minister 
halte  es  als  auswmtigtrr  Miuiäi«-r  drä  Landes  und  drs  Reichs  für  die  Sicher- 
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beit  anscrer  friedlichen  Beziehaogen  za  andern  Hftchten  für  gefftbrlicb,  wenn 
die  Privatrpchtspfleg««  in  die  Liiere  gebracht  werde,  fremde  Regierungen  durch 

rrtcüsspriichf  und  Zwant^sniaLiretreln  hprnnsznfordorn.  deren  Kr)rpi|)etenz  und 
rechtlicbe  Begrdndong  den  fremden  Regierungen  und  Hccbtökundigeu  nicht 
eioleachte. 

Über  den  erbobenen  Kompetenikonflikt  sind  eohriftlicbe  Erklärungen 
Ton  dem  Arrestkllger  sowie  von  den  Drittscbuldneni  eingereicbt. 

Der  Arrestklftger  b&lt  den  KompetemkonlUlct  ffir  nnbegrflndet;  denn 

der  Staats-  and  völkerrecbtlirhf  Grundsatz,  von  welchem  d  Uit  i  ausgegangen 
sei,  existiere  weni^'stt'ns  für  das  (ifbict  d<-s  dentsrlicn  nnd  spfziell  pmitjischen 
Rechtis  in  Wirklichkeit  nicht,  wi*'  in  dem  Bcscliliissc  des  Landt^orichts  vom 
29.3.81  ausgeführt  sei ;  positiv  sei  wedtT  eine  gesietzliche  nuch  aiK  Ii  nur 
eine  adniinistrativo  Verordnung  vorhanden,  durch  welche  ein  Anspruch  dt-r 
hier  vorli^nden  Art,  der,  wenn  «acb  immerbin  gegen  einen  auswärtigen 
StMt  geriebtet,  docb  rein  pri^ntfecbtlicher  Natnr  sei,  der  Kognition  der 
inländiscben  ordeatlicben  Geriehte  entzogen  wäre;  die  Besorgnis  diplomatischer 
Verwicklungen,  welclie  aus  einer  Verneinung  jenes  vermeintlich  TÖlkerrecltt* 
lieben  Grundsatzes  entspringen  könnten,  m^'>'j>-  'jrcciirnet  sein,  zu  einem  all- 
j?empinen  gesetzgeberischen  Akte  oder  zur  Eingehung  spezieller  Staatsvcr- 
träge.  welche  die  Zulässigkeit  des  Rechtswegs  ausschließen,  AnlaU  zu  geben : 
auf  dem  Boden  des  zur  Zeit  iwstebenden  Rechtes  sei  aber  der  vermeintliche 
Gmndsatz  als  bereits  geltend  jedenfalls  nicht  anzuerkennen;  aoßerdem  sei 
das  Rempetenskonfliktrrerfobren  fftr  einen  Fall  der  hier  Torliegenden  Art 
itberhaupt  nicht  gegeben,  dasselbe  findet  sowohl  nach  jetzigem  als  nach 
früherem  Rechte  nur  statt,  wo  es  sich  um  die  Frage  handle,  ob  ein  Anspruch 
Hei  d^n  ordentlichen  Gerichten  oder  hei  den  Verwaltnns,'.sl)f»hörden  zum  Ans- 
irage zu  bringen  sei,  also  wesentlich  nur  für  Fragen  dts  innem  Staatsrechtb ; 
es  ziele  dagegen  nicht  darauf  ab,  die  sich  für  heeintrücbtigt  haltende  Partei 
allseitig  recht-  nnd  schntalos  m  machen;  keine  inländische  Yerwaltongs- 
bdi9rde  sei  aber  bemten  oder  befähigt,  fttr  einen  Anspmcb,  nm  den  es  sich 
laer  buidle,  dem  Kläger  stt  seinem  Rechte  an  verhelfen ;  endlich  sei  die  Br- 
hebong  des  Kompetenzkonflikts  verfrüht,  da  ntir  die  Anlegung  eines  Arrestes 
beantra^rt  und  beschlossen,  ein  Rechtsstreit  durch  Erhebung  der  Klaue  aber 
noch  nicht  anhän^ii;  geworden  sei  fSJ  2H0.  2Bö  ZPO)  nnd  nur  unter  (Kr 
letzt«»ren  Voraussetzung  nach  der  Verordnung  vom  1.  B.  Ii)  (§§  6  und  8) 
fin  Kompetenzkontlikt  erhoben  werden  könne.  • 

DieDflttscbiildBef  nndHebenintwrradenten  halten  dagegen  daiK<mipeten£- 
konflikt  fSr  begründet.  Der  Staats»  nnd  TOlkerrecbtliche  Rechtssats:  par 
in  partm  noH  Hake*  impgiium  habe  bei  allen  alTilisierten  Staatsregterongen 
Anerkennung  gefunden  Hnn  weitere  Folge  dieses  Rechtssatzes  sei  der  völker- 
rechtliche Satz,  daß.  abgesehen  von  d<»m  anssrliließlich  dinglichen  oder  durch 
Kompronüß  vereinbarten  (teriehtstand.  ein  prozessualisches  Verfahren  gegen 
die  Vertreter  und  das  Vermögen  eines  fremden  Staates  vor  den  inländischen 
Gerichten  unzulässig  sei  und  daß  deshalb  eine  Beschlagnahme  fremden  iStuatd- 
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Vermögens  nur  durch  einen  Akt  der  Regierunpr  als  Repressalie,  nicht  aber 
dureh  die  Gerichte  oder  weni^steus  nicht  ohne  Zustimmung  der  Re^iening 
angeordnet  werden  könne;  beide  Sätze  würden  nicht  nur  von  Htffter. 
Bluntschli  und  Holtzendorff  bezeugt,  sondern  seien  auch  vun  den  Iran- 
sösiadien  and  belgiMhen  Gerichten  in  «llen  Ffonuen,  die  in  Fkiokrekh 
«BCI  Belgien  gegen  Iremde  SUalc»  oder  SonTetiae  angestrengt  worden, 
praktisch  zur  Anwmdnng  gebndkt;  der  Intereesenschutz  der  Untertanen 
eines  Staates  einem  fremden  Staate  gegenüber  sei  nicht  Aufgabe  ,der  ein- 
heimischen Gerichte,  sondern  der  Missionen  unseres  Staates,  insnf  rn  der 
Verletzte  es  nicht  vorziehe,  den  .Schutz  der  Gerichte  des  fremden  .^taat« 
nach  Maßgabe  der  Gesetze  desselben  anzurufen;  die  Grundsätze  deä  Vulker- 
rechte  könnten  allerdinge  durch  positive  Qesetie  dee  Landes  abgeändert 
werden,  indev  e^en  die  im  vorstebaiden  entwidcelten  TglkeneditlicbeB 
Omndafttso  nfeht,  wie  dne  Jjeadgerielit  so  B.  nngenonunen  habe,  durch  die 
neuere  deutsche  Prozeßgesetzgebung  beseitigt;  insbesondere  soi  der  §  24  der 
ZPO  nicht  auf  die  Souveräne  und  den  P'iskus  außerdeutscher  Staaten  an- 
wendbar; auch  handle  es  sicli  im  vorliegenden  Falle  nicht  um  l'<  vvnhnlirhes 
fiskalisches  Eii?entum  des  Rumänischen  Staates,  sondern  um  ili  iriim.  n  l-nn  ls, 
welche  auf  Grund  eines  Rum&nischen  Gesetzes  und  des  Kumuniäciien  Budgets 
den  Nehenintervmienten  bohnfis  der  in  B.  sn  bewirlienden  Zahlung  der 
Zinsen  der  RvmAniichen  Staatascfanld  rar  Yerlagnng  gestellt  seien,  mitUn 
um  Fonds,  welche  reeht  elgentliob  eine  polltische  Bedentnng  haben;  sei  aber 
eine  Klage  gegen  die  Rumänische  Regiemng  bei  hiesigen  Gerichten  nicht 
zulässig,  so  könne  auch  kein  Arrest  gegen  dieselbe  ausgebracht  werden;  die 
Nicht befolpnntj  dieser  allftnirin  anerkannten  nninr1s;tt-/e  des  Völkerrechts 
würde  zu  den  absurdesten  Koiisequen7,en  und  \  crwicklunffen  führen. 

Das  Königliche  Amtsgericht  in  B.  und  das  Königliche  Kammergericht 
haben  sich  in  ihren  nach  Maflgabe  des  §  10  der  Verardnung  Tom  1. 6. 79 
erstatteten  Berichten  gutachtlich  dahin  aoegesprochen,  da£  der  erhobene 
Kompetenskonflikt  begrOndet  nnd  der  Bechtsweg  fOr  HTiinUsiifg  so  e^ 
achten  sei. 

Nach  seiner  eigenen  Erklärung  wUrde  das  Amtsgericht,  wenn  es  der 
staatsrechtlichen  Traffweit^  des  Arrestgesuclis  selbst  hätte  sogleich  näher 
treten  können,  dasselbe  zurückgewiesen  haben.  Das  Amtsgericht  bemerkt 
femer,  gegen  Vermögen  eines  fremden  Staates,  welches  sich  bei  ans  vorfinde, 
kOnne  eine  proseasnalisdie  Hafiregel  ttlierbaapt  nUdit  ergriffen  weiden;  dieser 
a]^;emein  anerkannte,  auch  durch  die  staatsreehtUehe  Praids  in  PrenBen  seit 
1819  in  wiederholten  Fällen  den  Gerichten  gegenüber  rar  Geltung  gebrachte 
völkerrechtliche  Satz  sei  durch  die  neuest«  Pr  >7;eßgesetzgebung  Deutschlands 
keineswegs  abgeändert  worden,  auch  sei  die  deutsche  Rechtsauffasfmng  hin- 
sichtlich des  Staatsfiskus  anderen  Staaten  gegenüber  nicht  niaügebeud;  es 
erscheine  vielmehr  unzweifelhaft,  daß  nach  völkerrechtlichem  drundsatze  das 
Gericht  einen  ArrestscUag  gegen  eine  answänige  souveräne  Regierang,  auch 
wenn  derselbe  nor  deren  fiakaUsches  Vermögen,  das  sieh  im  pcenHiBohen 
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Stute  TOifinde,  liet>«8e,  nicht  anbringen  dflrfe,  solclieB  Tielmebr  lediglich  im 

diplomatischen  Wege  dnrch  den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
geschehen  künne ;  dio  Auffassung:  des  Arrestklilgrrs.  daß  die  Erhebung  des 
Kompi  tenzkonrtikts  verfrüht  sei  und  nicht  ans  staatsrechtlichen  OrHnden, 
also  auch  nicht  von  dem  ^enannt^n  Minister  cifttlgen  könne,  sei  unrichtig; 
auch  werde  durch  die  Erhebung  des  Kumpetenzkunflikts  seitens  des  Ministers 
d«r  answtrtigen  Asgelegenhdtcn  die  betreHende  Partei  nicht  allseitig  xeeht- 
nnd  ichntaloe  hingeatellt^  dieser  verlange  vielmehr,  da6  gerade  durch  ihn  im 
diplomatischen  Wege  hei  der  mmttniichMi  Regierung  der  Partei  zu  ihrem 
Ansproche,  wenn  solcher  begründet  erscheine,  verholfen  werden  solle,  aller- 
dings unter  Ausschluß  der  Einwirkung  der  hiesigrn  Gerichte. 

Das  Köni<,'lic)ie  Kanimergericht  hat  sich  diesen  Ausführungen  des  Amts- 
gericlits  im  wesentlichen  antfeschlossen  und   namentlich  folgendes  erklärt: 
das  auf  Antrag  des  ArreKtklügers  erfolgte  Einschreiten  eines  inländischen 
Gerichts  dorch  Arrestverhängung  gegen  eine  anstftndische  Staatsr^erong  sei 
ein  Akt  der  Jurisdiktion  gewesen,  wdcher  auch  ohne  Erhebung  einer  wirk' 
liehen  Klage  die  Anhingigkeit  der  Sache  bei  Gericht  im  Sinne  des  §  6  der 
Verordnung  vom  1. 8.  79  bewirkt  und  damit  auch  die  Erhebung  des  Kompetens- 
konflikts  ircrecht fertigt  habe;  der  vnikiTrechtlicho  Grundsatz,  daß  keinem 
»Staate  eine  direkte  Gerichtsbarkeit  über  fremde  souveriine  Staaten  7nst«he. 
auch  nicht  wej^'en  deren  Verpflichtung?  neuen  diesseitige  Untertanen,  und  daß 
jedes  Staatseigentum  einer  fremden  Souveränen  Regierung,  welches  sich  aus 
irgend  einem  Gronde  im  diesseitigen  Gebiete  befinde,  unter  dem  Völkerrechte 
stehe,  habe  in  den  der  Konflihtserklämng  beigefllgten  Vorg&ngen  und  im 
%  202  des  Anhanges  sn  §  90  I  29  AGG  seine  Anerkennung  gefunden  und 
sei  durch  die  neuen  deutschen  Justizgesetze  nicht  abgeändert  oder  ein- 
tjpschrHnkt  worden:  namentlich  gebe         der  ZPO  keinen  Anhalt,  tinter  der 
darin  gebrauchten  Bezeichnung  „Person""  in  Hezithnn«:  anf  Ausländer  etwas 
anderes  zu  verstehen  als  ausländische  Ti^ntertam  n  :eins»chiieülich  juristischer 
Personen),  insbesoudere  sei  der  §  24  niclit  auf  fremde  iSouveräne  und  Staaten 
tu  beniehen,  fflr  weldie  die  Voraussetzung  eines  Wohnsitses  überhaupt  weg- 
falle  nnd  die  dentachrechtUche  Auffassung  der  »tationga  ftsH  und  derm 
Unterordnung  unter  die  ordentlichen  Gerichte  nicht  existiere  oder  doch  un- 
verbindlich sei,  im  Gegenteil  ertcUie  gerade  die  Bestimmung  der  §§  18 
und  19  des  Gerichtsvcrfassnnjrstresetzes  als  ein  Ausfluß  und  eine  pesetzliche 
Anerkennung  jenes  Grundsatzes,  da  offenbar  nicht  die  Chefs  und  Mitglieder 
der   b*-i    dem  Deutschen  Reiche    beglaubigten  Missionen    der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  entzogen  seiu  würden,  wenn  letztere  über  die  völkerrecht- 
lichen Grenzen  hinaus  auf  deren  Sonverftne  und  Staaten  selbst  hätte  aus- 
geddmt  werden  sollen,  Jener  Qrundsats  aber  führe  unzweifelhaft  dahin,  daß 
die  Verfolgung  eines  rein  privat-  nnd  vermögensrechtlichen  Anspmcbs  an 
eine  fremde  Regierung,  wie  die  Iiier  vorlieg^e  es  sei,  in  Preußen  nicht  zur 
Zuständigkeit  der  Gerichte  gehöre;  es  sei  nun  noch  zu  prüfen,  ob  nicht  diese 
Zuständigkeit  von  den  Gerichten  selbst  aaszosprechen  sei  und  nur  von  diesen 
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ausgesprochen  werdrn  dürfo:  der  i;  17  des  Gerichtsverfiissnngsgcsetzes  stelle 
allerdings  den  riniiuisatz  auf.  dali  die  Gerichte  selbst  über  die  Zalässigkeit 
des  Rechtswegs  zu  eutücheiden  haben,  and  die  demnächst  zugelassene  Aus- 
nahme, daB  die  Entacheidoog  von  Streitigkeiten  swiacben  den  Gerichten  und 
den  VerwaltangsbehOrden  oder  VerwtJtitngageriditeii  Uber  die  Zniftsaigkdt 
des  Rechtswegs  besonderen  Behörden  ftbertragen  werden  könne,  sei  woU 
nicht  in  dem  Sinne  zu  deuten,  daß  jede  zur  Erhebung  des  Konflikts  ü)<>t- 
haupt  befugte  Verwaltungsbehörde  berechtigt  sein  solle,  die  Entscheidani^ 
der  Oprirhte  aiiszTisclilieüen,  wenn  sie  die  Cnzulässipkrit  ^ch  Rtrhtswtf- 
theoretisch  zu  bf^aiindm  vermöge,  sondern  nur  in  dem  iSium,  diiL)  di*  Knt 
Scheidung  den  (Ii  rirlitt  ii  zu  entziehen  sei,  wenn  die  Yerwakungälichurcic 
Gmnd  habe,  in  der  gcricbtüd^n  Snts«dieidttng  einen  Eingriff  in  die  ihr  nidi 
Gesetz  nnd  Verfassung  anstehenden  Befagnisse  an  finden,  wenn  es  sidi 
also  nm  einen  Kompetenakonllikt  awiachen  den  Owichten  und  den  Ver- 
waltungsbehörden handle;  im  vorliegenden  Falle  sei  auch  di<  KoiznitiHn  der 
Gerichte  über  den  klii^^t  Tischen  Anspruch  nn  sidi  unbedenklich  und  nur 
streitig,  ob  dorselbc  vur  den  diesseitigen  oder  vor  don  Königlifh  Rnniiiiiisrhf-n 
Gerichten  zu  verfolgen  »ei ;  das  Ministerium  tU  r  auswärtigen  Aiigele^irn- 
heiten  selbst  stelle  eine  andere  Ansicht  nicht  auf,  es  mache  nur  geltend,  daß 
die  Verfolgung  des  Anspruchs,  soweit  dafttr  die  inllndisdie  Staatsgewalt  an> 
gemfen  werde,  nor  in  diplomatischen  Wege  gesobehen  könne,  es  besdiriake 
also  selbst  seine  Befagnisse  fttr  den  Fall  der  hier  nicht  eingetretenen  An- 
rufung auf  die  bloße  diplomatische  Vermitteinng  zur  Brreiohnng  der  ihn 
selbst  nicht  zustehenden  Entscheidung;  demnach  könnte  es  scheinen,  daß  ein 
Eingriff  in  seine  Befntfnisse  nicht  <jpt»eben  sei,  und  daü  die  Kiitscheidung  der 
vorliegenden  Fratre  trotz  ihrer  immensen  völkeiiecliLliciien  iiedeutung  de« 
deutschen  Gerichten  in  gleicher  Weise  zustehe,  wie  sie  den  cngUscbeo,  fran* 
aösiscben  ond  belgischen  Oeiicbten  aberlassen  wordm  sei;  allein  diesen  Be* 
denken  stehe  entsdieidend  die  firwignng  gegenüber,  daß  das  Ministeriam 
der  answirtigen  Angelegenheiten,  von  der  berechtigten  Annahme  aus.  daß 
der  klägerische  Anspruch  in  Preußen  nur  im  diplomatischen  Wege  verfolgbar 
sei,  schon  in  dern  Moßrn  Einschreiten  des  Gerichts  einen  Eingriff  in  seine 
Kompeton?:  zu  fTl)li(  kt  u  berechtitrt  sei,  und  daß  die  Hnt:»cheidaug  über  die 
FraiiL,  idt  und  inwieweit  die  Verfolgbarkeit  seitens  der  inländischen  Staats- 
gewalt einzutreten  habe,  zu  seinem  Ressort  gehöre ;  hiernach  sei  die  genannte 
Zentvalbehöfde  inr  Srbebang  des  Kompetenikonflikta  bemfen  nnd  der  letsteie 
selbst  wegen  Unsnstftadigkeit  der  Gerichte  begründet 

In  dem  Tennine  snr  öffentlichen  Verliandlnng  sind  die  Vertreter  des 
Arrestkligers  nnd  der  Drittachuldner  sowie  der  von  dem  Herrn  Ministor 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  abtrf^nrdnetc  R+^amte  ^^ehört  worden. 

Der  G(>richtsbof  erachtet  den  Koupctcnzkonflikt  aus  folgenden  Grüudea 
für  gerechtfertigt. 

Der  Kompetenzkoniiikt  ist  in  einem  Arrestverfahren  erhoben,  welehes 
bei  dem  Amtsgericht  in  B.  vur  Sichemng  der  Zwangsvollstrecknng  wegen 
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«iner  dtm  Airestsucher  anfjeMich  ztistehenden  Fordenini:.  bevor  wcL^r-n  der 
letzteren  eine  ^gerichtliche  Klnir'  anirestellt  worden.  anhUntriir  ^'emaclit  ist 
ond  zur  Zeit  der  Koinpt  tt u/ki utlikrserhebung  bei  dem  ^cnaiinten  Gerichte 
beiw.  dem  Laudgerickt  anhängig  war.  Das  mr  Sicherung  der  ZwongsvoU- 
voHilnokiii^  dienende  Anestretiftliren  tofe  eis  imnaiaiiMilm  FroaefirwfalireB, 
ireklm  wUuend  de«  Fnuenes  ftber  die  Pofdenug,  deren  Geltendmachung 
dncdi  den  Aneel  geiielierl  werden  eoll  oder  tot  Beginn  dleees  Prozeeeee 
stattfinden  kann.  Dasselbe  ist  in  dem  von  der  Zwangsvollstreckung 
hHH'i-lnden  arlit*'n  Buche  der  ZPO  7KHff.)  treretrelt  und  (gehört  7U  den 
bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  für  welche  die  Vorschriften  d<'r  ZPü  maß- 
gebend sind.  Die  von  dem  Arrest  kl  äjj;er  aufgestellte  Behauptung,  daß  der 
Kompetenzkonflikt  in  dem  Arrestverfahren  nicht  habe  erhoben  werden  können, 
weil  der  Streit  in  der  Hnnpteeche  noeh  niobt  dnieh  Briiebang  der  Klage 
leclitsbftngig  geworden  sei  (§§  280,  285  ZPO)  eredieint  nicht  begründet 
Denn  die  Verordnung  vom  1.  8.  79  (§§  4,  6)  gestattet  die  Erhebung  d^ 
Kompetenzkonflikte  in  allen  bei  den  Gerichten  anhängigen  bürgerlichen 
Kechtsstreitigkeiten  und  zu  diesen  gehört  auch  ein  vor  Erhebung  der  Klage 
in  der  Hauptsache  anhängig  gewordenes  Arrestverfahren  zur  Sicherung  der 
Zwaugävolistreckang. 

In  der  vorliegenden  Sache  ist  der  Minister  der  auswärtigen  Angelegen* 
heiten  als  ZentnlTerwahongehehftide  mr  Erhebung  des  Komiietennkonflikts 
befugt  (§  6  der  Verordnung  Ten  1. 8. 79),  da  nach  den  Beetfanninngen  der 
Verordnung  vom  27.  lU.  10  (Oes.-Samml.  S.  21)  zu  seinem  Wirkungskreis 
alle  Gegenstände  gehören,  welche  die  Verhältnisse  mit  fremden  Mächten  und 
die  Verhandlangen  mit  ans.värtigen  Retrii^rnnircn  betroffen,  sein  Kessort  mit- 
hin durch  das  gegen  die  Kegierang  eines  iieuiden  Sia  itcs  eingeleitete  gericht- 
liche Verfahren  berührt  wird.  Seine  Legitimation  zur  iurhebung  des  Kompe» 
leaakoniikta  nnterliegt  amdi  mit  Rfleksidit  auf  die  bestjdieaden  Yeiechiiften 
Über  die  TdlkerrechtUche  Vertietwig  dee  Deutncben  Beiohs  don  Auslände 
gcgenfiber  keinem  Bedenken. 

Der  K<Mnpetenzkonflikt  ist  darauf  gestützt,  das  die  Geltendmachung 
solcher  vermögensrechtlichen  Ansprüche  an  eine  fremde  Regierung,  wie  sie 
in  dieser  Sache  im  (jerirbtUchen  Arrestverfahren  verfolgt  werden,  in  Pienßen 
nicht  zur  Zuständigkeit  der  Gerichte  gehöre,  vielmehr  die  Verfolgung  der 
artiger  Ansprüche  —  soweit  dafür  die  inländische  iStaatsgewalt  angerufen 
wecde  —  nur  dueh  den  MiniaftK  der  answärligen  Angelegenheiten  Im 
^lomatiadien  Wege  erfolgen  kdnne.  Die  Voranseetning,  da6  die  inlttndisebe 
Staatsgewalt  angerufen  worden,  liegt  Tor;  denn  der  Arrestkläger  hat 
preußische  Gerichte,  welche  mit  Anafibung  der  staatlichen  Jurisdiktion  betraut, 
also  Organe  der  Staatsgewalt  sind,  nm  Erlaß  von  Anordnungen  ersucht,  die 
dem  Gebiete  der  Zwanpvollstreckung  angehören.  Auch  ist  von  den  an- 
gerufenen preußischen  Gerichten  ein  Arrestbefehl  gegen  die  Regierung  eines 
franden  Staates  erlassen.  Der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
bcstrdtet  nun  die  Zngtlndigkeit  der  preolUachen  Oeridite  nn  diesem  Vor- 
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gehen;  er  behauptet,  daß  bei  Anrufung  der  inländischen  Staatsgewalt  die 
VprMpmg  de«  in  Frage  stehenden  Ansprarhs  gegen  die  fremde  Regierang 
nur  mittels  der  zu.  Keinem  auitlichen  Wirkungskreise  gehörenden  diplomati^chei 
Vermittelttng  gescbehoi  kOmie,  der  tob  dflm  G«ridit  erltwaue  Aneitbeiilil 
mithin  einen  Eingriff  in  die  ihm  leMortmlflig  nutehenden  Befognine  enthalte. 
Es  handelt  sich  daher  um  eine  Streitigkeit  zwiediin  Gerichten  lud  Tcf- 
waltungsbehörden  Uber  die  Zul&ssigkeit  des  Rechtsweges  im  Sinne  des  Art.  96 
der  preußischen  Yerfassnngfsurkundo.  des  §  17  Abs.  2  des  dentschen  EG 
sum  Ger.-Verf.-Ges.  sowie  der  preußischen  Verordnnnp  vom  1.  8.  79 

Das  Vorhandensein  einer  solchen  Streitigkeit  —  eines  Kumpetenz« 
konflikts  —  ist  nicht  dadurch  bedingt,  daß  der  Verwaltungsbehörde,  welche 
den  Kompetenskonllilct  erhebt»  du  Redit  der  Snticheidnng  Uber  den  von  dv 
Proseßpartei  gehoid  gemachten  Anqpmcb  toetdit.  Die  Unriehtigkdt  der 
in  dieser  Hinsicht  von  dem  Arrestkläger  ansgesprochenm  Ansicht  ergibt  sich 
schon  daraus,  daß  die  Verwaltungsbehörden  den  Kompetenzkonflikt  in  des 
bei  den  ordentlichen  Gerichten  anhängigen  Angelegenheiten  erheben  können, 
wenn  die  Entscheidung  in  diesen  Sachen  den  Verwaltnngs^gerichten  zusteht 
(,§  5  Abs.  2  der  Verordnung  vom  1.  8.  79;  §  83  Abs.  1  des  Gesetzes  vom 
vom  2.  8.  80,  Gcs.-Samml.  8  315)  oder  wenn  ein  vom  Staatsoberhaupt  in 
Anittbong  seiner  Hoheitsredite  yorgenonunener  Akt  in  WiderqKmch  mit  dm 
Bestimninngett  der  Kabinettsofder  Tom  4. 18. 31  <Ge8.-Saninil.  S.  266)  som 
Gegenstande  des  Rechtsstreits  gemacht  z.  B.  Ansprüche  ans  den  vom  Staat»» 
oberbaupte  mit  fremden  Staaten  abgeschlossenen  Verträgen  oder  Schaden»- 
ersatzansprtlrlicn  aus  den  Zufällen  des  Krieges  im  Rechtswege  verfolgt 
werden  Ein  Kompctenzkontlikt  liegt  vielmehr  stets  dann  vor.  wenn  ein 
Streit  darüber  besteht,  ob  eine  bei  Gericht  anhängig  gewordene  Kechts- 
angclegenheit  der  richterlidien  Kognition  nnterliegt  oder  hei  Adminlstiaäf- 
behttrden  aar  Biledigang  n  bringen  ist  Bs  liegt  daher  kein  Grand  vor, 
den  Kompetenxkonflikt  für  solche  Pfilte  ansaosdilieden,  in  denen  ron  einer 
Privatperson  die  Gewährung  staatlicher  Hilfe  zum  Zwecke  der  Geltend- 
machung von  Ansprüchen  gegen  eine  fremde  Regienmp  verlangt  wird  and 
es  streitig  ist,  ob  die  Ocwührung  dieser  Hilfe  der  richterlichen  oder 
administrativen  Tätigkeit  anheimfällt.  In  der  vorliegenden  Sache  erscheint 
daher  die  Erhebung  des  Kompetenzkonüikts  au  sich  statthaft.  Infolge  der 
Komp^nakonfliktserhebong  ist  die  Entscheidung  Uber  die  Znlisstgkeit  des 
Rechtswegs  in  dieser  Sache  den  Gerichten  entaogen  und  den  Gerichtshöfe 
znr  Bntsoheidong  der  Kompetenzkonfllkte  überwiesen  {%  17  Abs.  2  des 
Bü  anm  Ger.-Verf.-tJes.,  §§  1  ff.  der  preuß.  Verordnung  vom  1.  8.  79). 

Der  zur  Entscheidung  stehende  Streit  betrifft  die  Frage,  ul)  fiir  die 
Verfolgnng  des  Ansi)rui  hs  des  Arrestklagers  gegen  die  Regierung  eines  zum 
Deutscht  n  Reiche  nicht  gehörenden  Staates,  insoweit  bei  dieser  Verfolgaug 
die  Mitwirkung  preuiiischer  Staatsbehörden  angerufen  wird,  die  ordentlichen 
Gerichte  snr  Anordnung  eines  Arrestes  behnfs  Sicherung  der  ZwangsveO- 
strecknng  in  das  bewegliehe  YermQgen  jener  Regiertnig  aostlndlg  sind,  etor 
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unter  Ausschloß  der  gcrichllichoTi  Zuständigkeit,  nnr  eine  administrative  Mit- 
wirknnir.  nJlmlich  die  Verinittelung  des  Ministen  der  auswärtigen  Angel^eo- 
bdten  im  diplomatischen  Wege  zulässig  ist. 

Nacli  einem  feststehenden  völkerrechtlichen  Grandsatze  wird  Qerichts- 
tarkeit  tob  d&eB  StMte  lltwr  efiwD  mkma  BUtA  nicht  amgeibt.  DieMr 
uu  dem  Friniipe  der  gegemeitigeii  UiiaUiliigfgkeit  der  Staaten  abgeleitete 
and  darch  Rücksichten  des  intematioomllOI  Verkehrs  gebotene  Qfnndsats  ist 
im  B^htsleben  der  größeren  Kaltnrstaaten  im  Laufe  der  neueren  Zeit  zur 
aHjrt  meinen  Anerkonnunj?  <TflHnirt  Rpsrlir^nkunf^cn  dieses  Grnnd^fit^fs  treten 
zwar  eiu  für  Fälle  der  freiwilligen  L  nterwerfun>^  des  frenuleu  St  i  itrs  unter 
die  inländische  Gerichtsbarkeit,  uameiitlich  bezüglich  des  Immubliiareigen- 
tums,  sowie  fOr  den  Fall  der  Anstellnng  einer  Klage  seitens  der  fremden 
B^Eiening  bei  einem  inlindiecben  Geridite.  Abgeeehen  Ten  dieaen  Be- 
Bchriokiuigen  ist  aber  eine  gexichtUcbe  ZwangBToHatieckang  im  Inlande 
gegen  das  Vermögen  eines  fremden  Staate  s,  insbesondere  Arreit  nnd  Pttndnng, 
Uberhaapt  nnzulässiK.  weil  der  Wrsnch,  einen  solchen  Zwang  ansztiübenf 
eine  völkerrechtswidrige  Verletzung  der  SonTerinit&t  ond  Unabbäfigiglreit 
dw  fremden  Staates  tnthalten  wUrde. 

Die  Geltung  dieses  völkerrechtlichen  Grundsatzes  ist  in  der  Theorie 
sowie  in  der  Beehtaprechnng  der  Gerichte  von  England,  Belgien  nnd  Oeter^ 
reich  mit  grofiw  Übeieinetimmong  anwkannt  Zum  Beweis  lat  anl  die  in  dem 
Kompeteudconfliktabeadilnlk  erwibnte  Literatar  nnd  ferner  Beng  sn  nehmen 
snf:  ein  n  et,  Journal  du  droit  internat.  1875  S.  25  ff.,  187«  S  125 ff., 
431  ff.  43;")  ff..  1878  S.  ff.,  46  ff..  HV)  1879  S  17.3:  Revue  du  droit 
internat.  1872  S.  löö,  1874  S.  6i7fi.,  IHlb  ö.  714,  1876  S.  481,  1878  Ö. 
386,  515,  o43.  1880  S.  234  ff. 

Auch  in  Preußen  bat  der  völkerrechtliche  Grundsatz  der  Unstattluüug- 
kdt  eines  Anestes  gegen  foemde  Staaten  rechtliche  Anerkennnng  gefunden. 
Beieite  in  den  Anbangeparagraphen  201  nnd  802  nun  g  90  Ttt  89  Teil  I 
der  Allgemeinen  Oerichtoordnnng  Ton  t798  ist  bestimmt,  daß  wider  regierende 
dentsehe  Fürsten  usw.  kein  Artest  stattfinde.  daC  dagegen  andere  Pürsten 
nsw.  zwar  dorn  Arrest  unterworfen  sind,  jedoch  vor  der  Verfü^ning  desselben 
an  den  .liistizminister  berichtet  werden  müsse,  welcher  über  die  gemein- 
schaftlich zu  erteilende  Vorbescheidunp  mit  dem  Ministerio  der  auswart ii,'<'n 
Angelegenheiten  Kücksprache  zu  nehmen  habe.  Die  Preuliische  St^iats- 
legieraag  hat  nnn  in  konstanter  Praatts  an  don  Omndsatse  festgehalten,  dafi 
ein  geiicfatliohes  ArreatverfaJiren  in  Prenfimi  gegen  die  Regierung  dnes 
fremden  Staates  nnxnlissig  sei  nnd  die  betreffenden  AnsprQeiie  der  in- 
ländischen Qlinbiger  nur  im  Wege  diplomatlseher  Vermittlung  verfolgt 
werden  können.  Die  preußische  Staatsre<riernncr  hat  die  Oeltang  jenes  vftUcor- 
nechtüchen  Grundsatzes  wiederholt  unrrkannf.  nämlich: 

im  Jahre  IblU  in  der  bei  dem  Kreisgerichte  zu  S  anhiinsrigen  .Arrtst- 
sache  des  Kaufmanns  F.  daselbst  gegen  die  Nabsauii^che  Regierung 
(Lotine  rs  Sammlung  der  Qeeetwe  im.  äerBkeittprüttinml^X^ 
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im  Jahre  1832  iD  der  bei  dcui  überiaudtbgiricbte  zu  M.  anhängigen 
.AmstMche  des  Kaufmanns  F..  2U  J.  wider  den  Kaiserlich  Russiscben 
Fiskas {BönneB ErgdHMngem  wno. Mur  AQO o.  Aosg.  III 490, 491), 

.im  jAhK  1834  in  der  bei  dem  Oberlandeigericlite  sa  P.  aohKiigigeD 
ArK  stsache  des  Rcgierttnir  ^'i /.eprlsidentai  wm  M,  in  A.  gegm 
d»  n  Kurfürstlich  Hessischen  Fiskas. 

Nach  i]fv  in  dirsen  YorizänscTi  von  den  höchsten  Staatsbeh'trdon 
Preuüen.s  geübluii  Praxis,  welclx-  auf  überoinstiiiimendeu  ErkliirnnL'on.  Ikzw 
Anordnungen  der  Ministerien  der  auswärtigen  Angelegeuhtutn  und  der 
Jaitis  beroiit  and  in  da  raletst  onrfihnten  Saehe  vom  Kenlg»  mM 
aanirtioniert  worden  ist,  sowie  nach  der  in  dem  KompelenilconfliktsiMadilnfl  est- 
haltenen  Beseognng  des  Ministers  der  answttrtigen  Angelegenheiten  muB 
unbedenklich  angenommen  werden,  daß  der  in  den  übrigen  großen  Kultur- 
Staaten  Europas  t?elft'ndc  viilkeii-colifliche  nrnü  lsatz  der  Unznirissifjktit  tk^i 
gerichtlichen  Arrests  gegen  die  Regierungen  ircmder  Staaten  auch  in 
Preulien  rechtliche  Geltunjr  hat,  wenn  dieser  (rrnndsat?,  auch  in  einer 
positiven  Vorschrift  der  preuüischen  Landesgesetzgebuug  oder  in  Siaatä- 
Terttigen  nicht  Ansdrack  g^nden  hat 

Besflglich  der  Qeltong  dieses  Yttlkerreehtliehen  Gmndsaties  in  Pieuflcii 
ist  dnrch  die  Vorschriften  der  deatscheo  Jnstisgcsetze  g^;enther  des  snm 
Deutschen  Reiche  nicht  gehörenden  Staaten  eine  Veränderong  nicht  dB* 
getreten.  Der  §  24  der  ZP(»  bestimmt  zwar,  daß  für  Klagen  wegen  rer- 
mt  epris!«-  htlicher  Ansprüche  gegen  eine  Person,  welche  im  Deutschen  Reiche 
keinen  \\ Ohnsitz  hat,  das  Gericht  zuständig  sein  soll,  in  dessen  RerJrke  sich 
Vermögen  derselben  befindet,  und  daß  bei  Forderungen  als  der  Ort,  wo  das 
Vermögen  sich  befinde^  der  Wohnsita  des  Sofanldners  gilt  nsw.  Diese  Be> 
Stimmung  ist  aber  —  gleich  der  entsprechenden  Votschrift  des  §  84  Anhangs 
an  §  114  Tit  2  Teil  l  der  BrenA.  Allgemeinen  Qerichtsordnnng  —  nioht  asl 
Klagen  gegen  die  Regierangen  au  Serdeutscher  Staaten  anzuwenden.  Denn 
die  Gesetzgebung  des  Dentschen  Reichs  hat  bei  Erlaß  des  ^  24  der  ZPO 
nicht  beabsichtigt  und  konnte  nicht  beabsichtigen,  in  anerkannter  Wirksam- 
keit stehende  Grundsätze  des  Völkerrechts  dem  Auslande  gegenüber  aufzu- 
heben. Wenn  die  Gesetzgebung  des  Dentschen  Reichs  Veranlassong  gefunden 
hat^  in  den  §§  18  ff.  des  Qnlehtsverlassangsgesetaes  Vorschriften  darflber  ni 
treffen,  ol»  und  inwieweit  die  inUndiadie  Gerichtsbarkeit  sich  aal  die  Ex- 
territorialen (die  Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  Dentschen  Reidie  oder 
einem  Deutschen  Bundesstaate  1)eglatibigten  Missionen  nsw.)  erstreckt,  so 
folgt  hieraus  keineswegs,  daü  di«-  Heichsgesetzgebung  die  ausländischpn 
Staaten  und  deren  Regierungen  der  inlandischen  Gerichtsbarkeit  unterworfi'n 
habe.  Die  Reichsgesetzgebung  hat  vielmehr  diese  Frage  völlig  unberührt 
gelassen.  Jene  besonderen,  auf  dem  Völkerrechte  Iwrohenden  Bestimmungen 
der  §§  18  ff.  tinä  nur  deshalb  erlassen,  am  gegenilber  d«n  Qrandsatie,  dait 
die  Gerichtsbarkeit  der  dentschen  Gerichte  sich  an!  alle  Personen  erstveokt, 
welche  sich  innerhalb  des  Dentschen  Boichs  anfbalten,  die  durch  das  Völker* 
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recht  und  die  Reicbsverfassung  gebotenen  Aasnahmen  festzustellen.  Dagegen 
bedurfte  es  nicht  eines  ausdrücklichen  Ausspruchs  der  Reichsjresotzcr^'bnntr, 
daß  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Grundsütze  über  die  üerichtsl'H!  k«  it 
der  iiiländiscben  Gerichte  gegenüber  auswärtigen  Staaten  aufrecht  eiiiaiicn 
werden.  Diese  Qrunds&tM  wurden  durch  reicliegeeetalleli«  Yoraehfifteii  in 
keiner  Weise  bertthrt  und  ibre  AufrechterliAltong  war  eelbstvent&ndlich.  E» 
ist  daiier  auch  g«geawftrtlg  In  PreiiSen  der  TSUcerreelitlieiie  Gimiidsats  der 
Unzolässigkeit  eines  gerichtlichen  Arrestes  gegen  die  Regierung  eines  XDm 
Deot^hrii  R<  i(he  nicht  u(  hörenden  Staates  in  unveränderter  GeltnnK 

Fcmor  kann  iins  (icr  Znlässigkeit  porirhtHrher  Klafjen  in%en  den 
Fiskub  des  l^rfußisclicn  St;i:iti>s  und  anderer  ilcutschcn  Staaten  nicht  gefolgert 
werden,  UuU  uueh  gegen  den  Fiükuä  auiierdeutücht'jr  Staaten  gerichtliche 
Klagen  and  insbesondere  gericbtlidie  Aneste  stattbalt  M»en.  Denn  die  Vor- 
schriften des  für  den  Fiskns  der  deutseben  Staaten  geltenden  Reobtes  sind 
saf  aafierdentscbe  Staaten  nicht  anwendbar  und  Ihn  Anwendung  ist  nament- 
lich dann  anä^eschlosscn.  wenn  durch  dirsr-Ibc  eine  Kollision  mit  feetstebenden 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  herbeigeführt  werden  würde. 

Aus  diesen  Gründen  muß  für  unzulässig  erachtet  werden  dafi  ein 
preußisches  Gericht  —  wie  in  der  vorliegenden  Prozeßsache  j^ischehen  — 
gegen  die  Regierung  von  Rumänien  einen  Arrest  anordnet  zur  Sicherung 
der  ZwangsToUstreekang  in  deren  bewegliches  Vermögen,  welches  sich  in 
PieaHen  b^det.  Die  betreSaide  ProM0partei  bat^  warn  sie  Ihre  Termelnt- 
liehen  Ansprüche  g^n  die  Rumänische  Regierung  unter  Mitwirkung 
preußischer  Staatsbehörden  verfolgen  will,  zum  Zwecke  der  Geltendmachung 
dieser  Ansprüche  nicht  o\r\  prfnBfsrhes  Gericht  nm  Anordnnnfj  eines  Arrestes 
gf^en  die  Rumänische  Regitrunn.  sondern  lediglich  den  preußischen  Sliiiister 
dt-r  auswärtigen  Angelegenheiten  um  diplomatische  Vermittlung  zu  ersuchen. 
Nur  aof  diesem  Wege  kann  eine  Mitwirkung  der  preuAischen  Staatsgewalt 
in  benig  an!  die  Verfolgung  der  Ansprüche  des  Arrestkligers  gegen  die 
Begiemng  von  Rnminien  stattfinden. 

Der  erhobene  Kompetenzkonflikt  ist  daher  b^rOndet  nnd  der  Rechts- 
weg In  dieser  Saohe  uniulftssig. 

Grundeigentum  in  Marokko.  —  Madrider  Konrention  von 

18S0.  —  GeseUi  über  die  KamulargerichtsbarkeU  7.  4. 1900, 

RQ  16.  IL  05;  Bottenburg,  Tfmff^r/Braumehvig  ^  Co.,  Tanggr; 

B9p.  V  630/06. 

Tatbestand. 

Klägerin,  eine  französische  Firma  in  Tanger,  will  durch  Vertrag  vom 
6.  11,  02  vom  Sultan  von  Marokko  ein  lie.stimmtes  Gelände  in  Tanger  fjekauft 
nnd  zu  Eiifentuin  übertrau'eii  erhalten  haben,  auf  dem  sich  ein  Wohnhauti  mit 
GarUn  behudet,  das  seit  Jahren  von  dem  Beklagten,  einem  deutschen  Reicbs- 
angehörigen,  bewohnt  wird.  Sie  behauptete,  der  Beklagte  wohne  nur  Eor 
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Miete  für  rnunatlich  3(A>  Pesetas  und  der  Mietvertrag  lauf»'  niHli  l)is  zum 
1.  12.02;  üio  sehricb  dem  Beklagten  am  17.  11.02,  dai»  sie  als  nuninchrikre 
EigentUmeriu  vum  1.  12.  an  den  Mietzins  auf  4U0  Pesetas  rnunatlich 
erhShe  und  erent  »nt  den  31.  12.  kflndige.  Als  der  Bekla^^  aidi 
»btehnend  TerUelt  und  flltcfhaopt  keine  Xiete  seUte,  wiederliolte  «ie  an 
20.  5.  03  brieflicli  ihn  arhfihte  ICletfordenuig  and  kflndigte  anb  neoe  sira 
HO.  6.;  der  beklagte  erklärte  eber  dnrcb  Brief  vom  26.  6.,  daß  er  rieh 
aaf  keine  weiteren  Verhandinngen  einlasse.  Darauf  reichte  die  Klägerin  beim 
deutschen  Konäulargericlit  in  Tanger  die  vorliegende  Klage  vom  15.  0.03  ein, 
mit  der  sie  beantragte,  den  Beklagten  zur  Zahlung  des  hin  znm.  31. 5. 03 
berechneten  Mietzinses,  zur  Käumong  am  30.  Juni  und  zu  Schadenersatz  für 
den  Fall  der  Niefatrinmmig  m  TemrteUeo. 

Im  enteo  Verhandlnngetennia  am  89.  6. 03  Iwantragte  der  Beklagte  die 
Abweisung  der  Klage,  indem  er  sich  als  Eigentflmer  des  Gnindstflcks  be- 
zeichnete und  die  Gtiltigkeit  des  von  der  Klägerin  beigebrachten  Kaufvertrags 
bestritt.  Das  Gericht  beschloß,  die  Verhandlnng  aus/usetzen  bis  eine  Fest- 
stellung des  zustandigen  marokkanischen  (rf-richts  Uber  das  Eigentum  an  dem 
sta'itigen  Grundstück  erfolgt  sei.  Es  begründete  diesen  Ikächluß,  unter  Be- 
nifang aof  g  148  ZPO  in  Verbindung  mit  §  13  GVG,  mit  der  AusfOhrong, 
daB  nach  Art  11  der  Madrider  KonTOitioa  ttber  die  AnsAhang  des  Sdnts- 
rechts  in  Marokko  vom  &  7. 80  (BGBl  1881  8. 103)  f  ttr  die  Bntocbeiduig  ven 
Str^tbagen  lilwr  das  Becbt  an  Grundstücken  die  marokkanisdHn  Gerichte 
ausschließlich  zuständig  seien.  Der  Art.  11  der  Madrider  Konvention  kuitet: 

,Das  Recht.  Gnindciircnrnm  zu  erwerben,  steht  allen  Fremden  rn. 

Der  Ankauf  von  (frundeigentnni  darf  nur  mit  vorausgehi-nrlcr  f^-nehmt- 
gung  der  Regierung  erfolgen  und  sind  hinsichtlich  der  Krwerbsurkuniien  die 
durch  die  Landesgesetie  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  beobachten. 

Jede  Aber  dieses  Recht  entstehende  Streitfrage  soll  naeh  den  beieichneten 
Oesetsen  anter  Geatattnng  der  in  den  Verträgen  feslgesetaten  Berofong  an 
den  Minister  der  auswärtigen  Angelegenlieiten  entschieden  werden." 

Die  Streitsache  ist  dann  an  das  marokkanische  Schra-(iericht  gegangen, 
dif<?em  aber  wegen  gesetzwidrigen  Vorgehens,  wie  ün  angefochtenen  Urteil 
bemerkt  ist.  wieder  entzogen  worden. 

Auf  Antrag  der  Klägerin  wurde  nun  das  Verfahren  vor  dem  Konsular- 
gericht wieder  an^nommen.  Dort  Iwantragte  in  dem  zur  Fortsetzung  der 
Verhandlnng  auf  den  8. 5. 05  anberanmten  Tennin  die  Klägerin,  aof  Grand 
ihres  Kaafvertrages  nnd  Eigentums  dem  Beklagten  den  Besits  au  entaiehen, 
M':ihrend  der  Beklagte  wieder  behauptete,  daß  er  nnd  zwar  durch  Schenkuog 
tii)(i  IjcsitzergreifuTiL'  i?:ts  Eigentum  envorben  habe,  und  um  Abweisung  der 
Klage,  vorerst  aber  um  eine  Entscheidurg  über  die  Zuständigkeit  des  Kon- 
sulargericht*» bat,  die  er  wegen  ausschlieüiieher  Zuständigkeit  des  .^chra- 
Qerichts  bestritt.  Durch  Urteil  vom  17.  B.  05  hat  das  Konsulargericht  die 
Unsastftndigkeitseinrede  unter  Verurteilung  des  Beklagten  in  die  durch  die 
Verhandlung  über  diese  Einrede  entstandenen  Kosten  verworfen.   In  den 
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UrteOe  wird,  abweichend  Ton  dem  Betehlmte  Tom  99. 6»  (19,  Mtgelttliitt  dafi, 
irenn  nach  Vorschrift  des  deutschen  Konsula^eiklitsgeeedces  in  den  Konsular- 

ppriditsbezirken  die  deutschen  Reichsgeaet^»'  anzuwenden  seien,  dies  auch  für 
die  sachliche  Zuständi^^^keit  der  Konsulargerichte  gelten  müsse  und  daran 
dnrch  die  ^ladrider  Konvention,  die  nicht  Eeichsrecht  geworden  sei,  nichts 
l^eänderl  werden  könne. 

Der  Beklagte  hat  reehtseitig  Bwnfnng  eingelegt;  er  beantragt,  das 
Urteil  anfraheben  «ad  die  Klag»  abanireisen,  wfthxesd  die  Kligerin  am  Zn> 
rttekweianag  der  Betalimg  bittet. 

Die  Bemfang  regt  zunächst  das  prozessuale  Bedenken  an.  ob  das  K(>n> 
siilarsrcrioht  ohne  die  nirht  erfolgte  Anfhebnnjr  seines  die  S:\rhv  vor  das 
ikrhra-Lierirht  verweisenden  Beschlusses  vom  ♦>.  (LS  in  der  Siuht-  iiab<'  weiter 
verhandeln  lassen  dUrfen.  Zar  Sache  äelbät  wird  geltend  gemacht,  daß  die 
Madrider  Konvention  sich  als  ein  der  Genehmigung  des  deutschen  Reichstags 
nicht  bedürftiger  Staatavertrag  darstelle,  der  nach  §  1  KeosGO  tflr  die  Statt- 
haftigkeit einer  Konsnlargeriditabariielt  neben  dnem  etwaigen  Herkommen 
maßgebend  sei,  und  dafl  der  Art  11  dieser  Konvention  auch  nicht  etva  eine 
Einschränkung  der  Konsulargerichtsbarkeit  enthalte,  indem  diese  sich  niemals 
in  Marokko  auf  Str'"'itit(keiten  über  Grundeigentum  erstreckt  habe,  fflr  das 
Deutsche  Reich  Übnut-iis  dort  auch  allererst  im  Jahre  18X7  ins  Leben  getreten 
sei.  Jedenfalls,  so  wird  unter  Berufung  aui  amtliche  Auskunft  des  deutschen 
Auswärtigen  Amtei  behauptet,  habe  sich  seit  AbacblnB  der  Madrider  Kon< 
tention  ein  Ihren  Bestimmiiagmi  entsprechendes  Herkommen  gebildet 

Die  Ktegerin  liat  diesen  An-  und  Aasffllumngen  wldersproebni  nnd  inS' 
besondere  auszuführen  gesucht,  daß  jedenfalls  der  Beklagte,  als  deutscher 
Rpichsangehöriger,  sich  der  Gerichtsbarkeit  seines  heimischm  Konsularfrerichts, 
weuD  dieses  von  seinem  Ciegner  angerufen  werde,  nicht  entziehen  dilrfe. 

Entscheidungsgründe. 

Das  prozessuale  Verfahren  des  KüQsulargerichts  läßt  sloh  Dicht  bean- 
standen. Das  Gsriflbt  war  nicht  gehindert,  seinen  Anssstaungsbescblnß  Tom 
99.  d.  08  anf  Antrag  wieder  anfnihebMi,  nnd  dies  ist  in  deutlicher  Weise 
dadurch  geseheben,  dalt  es  auf  Antrag  der  Kligerin  nenen  Verhandlangstennin 
anberaumte.  Die  getroffene  Entscheidung  konnte  jedoch  nicht  aufrechter^ 
hslten  we  rden. 

Im  >?  1  KonsOG  vom  7.  4.  00  das  entgegen  einer  offenbar  nur  ver- 
sehentlichen abweichenden  Bemerkung  im  uugefochteneii  Urteil  für  den  vor- 
liegenden Fall  maßgehend  ist  —  ist  der  Satz  an  die  Spitze  gestellt,  daü  die 
Konsitlargerielitsbtfkeit  in  den  Lftndem  ansgefibt  werde,  in  denen  ihre  Ans' 
ttbnng  durch  Herkommen  oder  Staatsvertrlge  gestattet  seL  Dieser  Sata 
enthält  etwas  Selbstverständliches  insofern,  als  ohne  eine  derartige  Oestattong 
die  deutsche  Gesetzgebung  nicht  in  die  Justizhoheit  fremder  Staaten  eingreifen 
dürfte.  Damit  ist  anrh  von  selbst  Hne  Einschränkung  dieser  Gerichtsbarkeit 
auf  den  Umfang  gegeben,  den  Herkommen  oder  .Staatsvertraire  gestatten. 
Für  den  vorliegenden  Fall  ist  der  Umfang  durch  den  im  Tatbeatand  mit- 
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geteilten  §  11  der  sog.  Madrider  Konvratkni  beadirftokt  worden,  indem  dieier 

Staatsvertrag  klar  und  deutlich  die  Eutscheidong  von  Streitfragen  über 
Qrundeigonttim  in  Marokko  den  dortigen  Landesgesetzen  unterwirft,  damit 
also  auch  vdi-  dit;  dorti^'on  B* hiirden  verv<  ist.  was  aiu  li  daraus  folgt,  dali 
der  Instau2eu2ug  an  ihn  marokkanischen  Mimsltr  der  au^\vä^tiy:t•Il  Amrelegen- 
heilen  gehen  soll.  Das  Nähere  ergibt  sich  aus  den  der  Kunveution  voran- 
gegangenen Verhandlnngeo  (vgl.  das  rom  Vertreter  des  Beklagten  eingereichte 
besfigUdie  franattsiache  Odbboeh  8-  225/6  nnd  das  Werk  tos  Souard  dt 
CArd,  Les  traitcs  entre  Iai  France  et  Le  Mii/oc  S.  152 ff.),  wonach  der 
marokkanische  Bevollmächtigte  den  französischen  Vorschlag,  ein  Heglenunt 
für  di-'  Kntsrheidun^  derartiger  Prozesse  zu  vereinbaren,  mit  großer  Ent- 
schieiieuhuit  ah>;elchnt  und  betont  bat.  dal3  Stn-itfraiieii  uh<.-v  Grundeigentum 
seit  jeher  von  den  Gesetzen  des  Landes  beherrscht  würden,  dem  Chrä,  der 
ans  dem  Koran  ansgczogen  sei  nnd  nicht  dnrdi  ein  Reglement  irgendweldier 
Art  abgeändert  werden  dürfe.  Wenn  dem  gegenflber  das  angefochtene  Urteil 
hWTOrhebt,  daß  nach  dem  KonsGO  das  deutsche  Reicbsrecbt  in  den  Konan1s^ 
gerichtsln /irken  angewandt  werden  solle  19)  und  Beschränkungen  eine 
Kaiserliche  Verordnung  und  Zustimmung  des  Rundesrats  voraussetzten  1 
Abs.  2),  die  Madrider  Konvention  aber  nicht  Reichsrecht  geworden  und  enie 
einschränkende  Kaiserliche  Verordnung  nicht  ergangen  sei,  so  wird  dabu 
abwsehen,  daß  das  dents«^  Recht  Oberhaupt  nor  soweit  in  Anwendung  kMUDcn 
kann,  wie  Herkomnm  oder,  was  hier  allein  in  FVage  kommen  kann,  da  tin 
abweichmdes  Herkommen  nicht  behaiqiteC  wird,  8taatsvertri^fe  es  gestatten 
und  daü  folglich,  wenn  die  Madrider  Konvention  ausschiede,  gar  nichts  f  lr 
die  Zuständigkeit  der  deutschen  .Tnnsrfiktlon  vorlie^ren  würde,  einschränkt n  l'. 
Kaiserliche  Verordnungen  aber  voraussetzen,  daü  dif  KunsuhiriicrichUsbarkeit 
an  sich  eiuoa  grülieren  Umfang  haben  würde,  ^'ul  auch  die  Motive  zum  §  1 
des  Entwurfs,  und  besonders  zum  §  21,  wo  hervorgehoben  ist,  da0  die  Rechts- 
verhältnisse an  dem  in  den  Konsnlargerichtabeiirken  liegenden  deutschen 
QrundbsslUe  «n  sidi  nach  inländischem  Recht  su  heurtdl^  seiMi,  sofern 
sie  nicht,  wie  in  der  Türkei,  der  Landesgerichtsbarkeit 
unterständen.  Wie  in  der  Türkei,  so  ist  es  aber  auch  in  Marokko:  di  s 
fn^ibt  sich  aus  5J  11  der  Madrider  Konvention,  die  auch  ohne  üenehmiLnii  L' 
durch  d«'ii  Reichslug.  deren  Eriorderlichkeit  darum  aul  bioh  beruhen  bieibt  i: 
kann,  klar  zum  Ausdruck  bringt,  daß  Marokko  die  Ausdehnung  der  Konsular- 
gerichtsbarkeit der  beteiligten  fremden  Uädite  nicht  anlägt. 

Im  Yorii^foiden  Falle  handelt  es  sich  um  dnen  Streit  Aber  Ornndeigoi* 
tum  in  Marokko,  nämlich  um  eint  Vindikation  des  vom  Beklagten  bewohnten 
Grundbesitzes;  die  Ansprttche  auf  Miete  und  Si liadt  nersatz  sind  in  dem  Ver- 
handlungstermin vom  n.  0.')  nicht  wiederholt  worden,  über  sie  kann  auch 
erst  entschitMlcn  werden,  wenn  zuvor  die  Fitrentuiubfrage  gel(>st  ist.  Zur 
Entscheidung  dieser  Frage  aber  war  üoui  Auägeliiiirteu  zufolge  das  Kunsulai* 
gericht  nicht  anständig  und  es  konnte  auch  dadurch  nicht  inständig  werden, 
dafi  der  Beklagte  ein  deutscher  Beichsangdittriger  ist,  denn  immer  betrifft  der 
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Stieil  nuTOklmiischen  Grundbesitz.  Der  Biniede  d«r  UnEngtftndigkcit  war 
daher  stattzugeben  ond  die  Klage  abzuweisen,  woraus  nach  §  91  ZPO  die 
Koet^pflichtigkeit  der  onterliegendeD  klegenden  Partei  folgt. 

ExterritoriaUtät  der  Botschaftsgebäude  ?   Zttlässigkeit  eines 
Wechselprotestes  gegen  dort  wohnende  Personen? 
(RQ  6. 2.  05i  SachiiCohn;  &ep.  III  272m&.) 

Oer  Beklagte  war  in  seiner  Eigenschaft  als  Notar  vom  Klftffer  boMlt* 
tragt,  einen  von  Rudolf  Custodia  auf  Carl  Ilolm  in  Nf  ustrelitz  gezogenen, 
am  2.  3.  03  zahlbaren  und  bei  Hans  linurnffartner  in  Berlin,  Kronprinzen- 
ufer 14,  domixilierteD,  von  diesem  auf  den  Kläger  indossierten  Wechsel  über 
1000  JK  beim  DooiiiUiaten  su  protestieren.  Nach  Inhalt  der  Protesturkunde 
ttbrte  «  diewD  Aaftng  mu  4. 3. 02  am,  indem  er  sich  in  das  Timt  Kamh 
ptinzennfer  14  begab  ond  daaelbtt  feststellte,  daS  dieses  Hau  ffigentom  des 
Ssterreichisch-ungariscben  Staates  sowie  Sitz  (Ur  Butschaft  dieses  Staates, 
der  Domi^ilint  Bauntffartner  aber  KüchiiKluf  des  Botsrhaftcrs  sei  und 
dt;.hall)  von  der  Vorkfxiinir  drs  Wechsels  Abstand  L'(  iii»inrncn  werde.  Nach 
fernerem  Inhalt  der  erwiihuttn  L'rkuude  hielt  der  H«  klagte  sodann  bei  dem 
Einwohnermeldeamt  in  Berlin  nach  einer  anderweiteu  Wohnung  oder  einem 
OesebUtslokal  des  Domislliaten  Nachfrage  nnd  erhob  an!  die  Temelnende 
Aukttnft  Plrotest  wegen  nicht  erfolgte  Zahinng  des  erwftbnten  Weehsels. 
Als  hierauf  der  Kläger  als  Wechselinhaber  gegen  Custodis  und  Holm  beim 
Landgericht  Berlin  anf  Zahliint;  der  1(K)()  die  Wechselkla^e  erhob,  wurde 
er  wpirt-n  Ungültigkeit  des  angefülirti-n  Protestes  in  erster  und  zweiter  Instanz 
abgtwjeäen,  wahrend  t-iiie  Revision  wegen  Maui^els  der  Hevisionssumme  nicht 
eingelegt  werden  konnte.  Er  erhob  nunmehr  gegen  den  jetzigen  Beklagten 
eine  Sehadensexastsklage  in  HSbe  von  1000  «d(,  weil  von  demselben  unter 
faliriRegigcr  Verletmng  seiner  Amtspflicht  als  Notar  ein  ungültiger  Wecbeel- 
prolest  angenommen  worden  und  infolgedessen  dem  Kllger  der  Wechsel* 
anspmrh  pepen  den  Akzeptanten  Holm,  den  Aussteller  Custodis  sowie  auch 
gegen  den  Indossanten  Baumgartner  nach  Art.  4'?  der  Wechselordnonj^ 
verloren  »gegangen  sei.  In  erster  Instanz  ibt  der  Beklagte  verurteilt  und 
diese  Verurteilung  iu  zweiter  Instanz  mit  der  Maßgabe,  dati  auf  die  Anschlu£- 
benfong  des  Klägers  die  demsdbn  sngesprochene  Summe  ledigliöb  an  eine 
AssaU  Ten  ?!lndnngq>faiidglftnbig«fn  sowie  an  einen  Zessionar  desselben  an 
mUen  sei,  bestätigt  worden. 

Das  Berufungsgericht  ist  dabei  im  wesentlichen  von  folgenden  Er- 
wignngen  ausgegangen:  d<r  am  4.3.02  von  dem  Beklagten  aufgenommene 
iVotest  sei  ungültig,  weil  die  ITrknnde  nicht  In  sag» .  dalj  die  Präsentation 
des  Wechsels  und  die  Aufforderung  zur  Zahlung  an  den  Domiziliaten  Baum' 
Ittr/fwr  in  dess»  Wohnung  Kronprinsennler  14  ▼mnchC^  der  Protest  viel- 
ndu  anf  Oiond  einer  Nachfrage  bei  der  Polizei  nach  Art.  91  der  Weduel- 
orlmuig  als  sogenannter  «Windprotest"  aufgenommen  worden  sei,  obwohl 
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wsd»  die  nchtliolie,  noch  die  tats&chlfaAe  ünmSgHcIürait,  in  der  angigekeMi 

Wohnung  zu  präsentieren,  durch  die  Urkunde  festgestellt  worden  sei.  Denn 
das  Botschaftsgebäude  sei  nicht  als  Ausland  und  nicht  als  außerhalb  des 
Amtsbezirks  des  Berliner  Notars  pelefi;en  anzusehen,  vielmehr  von  dem  Notar 
zu  betreten  wie  anch  geschehen)  und  daselbst  die  Vorlegung  des  Wechsels 
nebst  Zahlungsaufforderung,  eventuell  nach  Einholung  der  Zusiiiüuiuug  des 
Botacbaften,  sa  venacbeii  gewesen.  Der  Beklagte  babe  »bor  «aeb  nidit  tu* 
nehmen  dürfen,  daß  die  Anfnabme  eine«  Protestea  doxch  dnen  Notar  tb» 
banpt  die  Anaflbiuig  eines  staatlidien  Hebeitsreebti  darstdle,  alse  dttlilb 
dem  Exterritorialen  gegenüber  unzulässig  sei.  Denetlie  habe  daher  seine 
Amtspflicht,  seinem  Auftraggeber  einen  zur  Erhaltung  des  Wechselivcks 
ausreichenden  Protest  zu  beschaffen,  fahrlässig  verletzt,  indem  er  sich  nanit-ni- 
lich  von  dem  unentschuldbaren  Rechtsirrtum,  daß  das  Gebäude  des  ßoLstibaiiers 
Auüland  und  daher  die  Vornahme  der  Amtshandlung  eines  preußischen  Notw 
in  demaetben  nnsnlftssig  sei.  habe  beeinflonen  lassen. 

Die  Beviiion  bat  bierg^n  ausgefdbrt:  in  erster  Linie  sei  nscb  fte 
bier  mafigebendea  Tttlkerrecbtlicben  Omnds&taen  aber  die  Bxtenitorialittt 
der  aufgenommene  Protest  nicht  als  nngUtig  anzusehen.  Nicht  dsiaaf, 
das  Botschaftshot«]  zum  Inland  oder  zum  Ausland  gehöre,  komme  ps  ac. 
somlern  darauf  ob  von  einem  inländischen  Beamten  eine  Amtshandluni:  darin 
vorgenommen  werden  könne.  Als  exterritoriales  ürundstüek  al>er  st-i  «i^J- 
selbe  von  dem  Beklagten,  als  Notar,  also  als  Beamten,  zur  Vornahme  eines 
Wechselprotestes,  einer  Amtshandlang  auf  dem  Gebiete  der  freiwilligen  0«* 
riditsbarkeit,  nicbt  an  betreten  und  ancb  die  Brlaabni»  des  Botscbaftecs  sib- 
•oweniger  einzabolen  gewesen,  als  derselbe,  wie  anter  Bewms  gestellt,  Jede 
derartige  Erlaubnis  prinzipiell  verweigere. 

Minde  stens  aber  treffe  den  Beklagten  nicht  der  Vorwurf  einer  Vemaoh- 
lH^^ifru^g  der  gebotenen  Sorgfalt.  Die  Zulässigkeif  der  Aufnahm»'  eines  nnts- 
rielieu  Wechselprotestes  in  einem  exterritorialen  <  r  liäude  sei  eine  übtruu^ 
zweifelhafte,  in  den  völkerrechtlichen  Normen  und  Lehrbüchern  unzweideuug 
und  llberzengend  nirgends  beantwortete  Frage.  Bine  Verpflichtung  aktt. 
mit  den  Donisiliaten  eine  Vereinbarang  wegen  Anfnabme  des  Protesltf 
aoAerbalb  des  Botscbaftshotels  an  treffen,  wie  das  Bemfongsgerielit  erfeitat 
babe  dem  Beklagten  keinenfalls  obgelegen. 

Schon  der  erste  Revisionsgrund  (keine  Ungiiltigkeit  des  Protestes)  gibt 
zu  Bedenken  gegen  die  obenerwähnten  .Ausführungen  der  Vorinstanz  AnhÖ; 
jedenfalls  aber  muü  der  zweite  (Mangel  eines  Verschuldens)  als  darchschlageod 
anerkannt  werden. 

Wie  die  Revision  autreSend  bemerkt,  kommt  es  hier  wesenUieb  dsnaf 
an,  ob  Ton  dem  Beklagten,  einem  Notar,  nnd  somit  preoflischep  BeaaitoL 
in  dem  exterritorialen  Qebftnde  der  ttsterreiobiscb^nngaiisolien  Batsdialt  dt 
Wechselprotest,  also  eine  Amtshandlung,  in  der  durch  Art.  88  der  W^h^el- 
ordnung  vorgeschriebenen  Weise,  insbesondere  mit  Präsentation  des  Wechsels 
and  ZaiilttDgaaafiordenuig  gegenttber  einem  Bediensteten  des  Botacbaften 
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forgenommcn  werden  konnte.  Diese  Frage  ist  nicht  so  einfach  und  zwcifelloB, 
wie  (!as  Bemfungsgericht  annimmt.  Der  aas  dorn  Wesen  der  Exterritorialität 
sieb  ergebende  völkerrechtliche  (irundsatz.  wonach  gegenüber  den  auswärtige  n 
Gesandten,  sowie  gegenüber  deren  Familie,  Personal  und  ausländischer  Diener- 
«dttffc  im  Inluide  kein  Akt  der  sUatttcbett  HoWt  und  Zwangsgcwalt,  ins- 
besondere kdne  Handliuig  der  geriehtliehen  und  poUzeiliclieii  Gewalt  «lugetlbt 
werden  sott  (PerMiial-Exterritoiialitftt)  und  wimadi  ferner  der  Regel  nadi 
kein  inländischer  Beamter  .die  Wohnung  des  Gesandten  zur  Vornahme  einer 
derartigen  Amtshandlung  betreten  darf  (Real-Exterritorialität)  -  v^l.  IT 
Grvtius  dt'  für.  hell,  ac  jittc.  c.  \H.  9:  „coactm  abesse  debet  a  legato"; 
c.Liszt,  Völkerrecht,  4.  Aull.  S.  124,  Jiivier,  Volkerrecht,  2.  Aufl.  S.  284; 
Heffter-Geffken,  Völkerrecht,  8.  Aufl.  S.  102,  103;  Levisoni,  Die 
&e»andimreehte,  S.  47;  Stilborn,  VÖlkerrteht  in  der  Enzyklopädie  toq 
9.  Holteenäorff  und  Kahler,  IL  1031;  Leeke^ Löwenfeld,  Beehie- 
terfolgung  im  internationalen  Verkehr,  I  737  —  ist,  was  die  Ausübung  der 
Strafgerichtsharkeit  und  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  anlangt,  in  18,  19 
des  deutschen  üerichtsverfassungs-Gesetzes  ansdrtieklieli  anerkannt,  Für  das 
Königreich  Preußen  ist  dann  im  Anschluß  an  diese  letzterwiihnten  Vürsrhriftcn 
durch  die  auch  in  dem  Berufungsurteil  erwähnte  Verfügung  des  Justiz- 
ministers  Tom  SO.  1. 93  JUBl  S.  37  weiter  Mlinmt  worden: 

ft)  daft  Znstellnngen  in  geriehtUdien  Angdegenkeiten  an  Personen, 
welche  narlt  18.  19  des  Gcrichtsverfassungsgesetzes  von  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  befreit  sind,  nur  im  diplomatischen  Wege  erfolgen  dürfen, 

hl  daß  Handlnnfren.  welche  eine  Ansübuni:  der  Gerichtsbarkeit  enthalten, 
in  den  Wohnungen  dieser  Personen,  aucli  wenn  sie  im  übrigen  der  inländischen 
Gerichtsbarkeit  unterworteu  üiud,  nicht  uhnc  ihre  Zustimmung  vorgenummen 
werden  dttzfen, 

c)  dafi  die  Binhoinng  dieser  Zustimmung  nnter  Vermittelnng  dw  zn- 
attndigen  Ministerien  zu  erfolgen  hat, 

d)  daß  der  Gerichtsvollzieher  die  Wohnung  einer  der  erwähnten  Personen 
«um  Zweck  der  Zustellung  nnr  dann  betreten  nnd  eine  Zustellung  in  der«!n 
Wohnung  durch  Aufgabe  zur  Post  nur  dann  bewirken  darf,  wenn  ihm  die 
Zustimmong  des  Inhabers  der  Wohnung  schriftlich  vorgelegt  wird. 

Es  onterliegt  keinem  Bedenken,  diese  Omnds&tie  andi  auf  Handlangen 
der  freiwilligen  Oeiiditsbarkdt,  wenigstens  anf  solche,  weldie  eine  Ansfilmng 
der  Staatsgewalt,  des  staatlichen  Zwanges,  enthaltett,  wie  s.  B.  Siegelangen, 
Inventaraufnahmen,  Vormundsbestellungen,  zur  entsprechenden  Anwendung 
zu  Tfrin^en.  Konnte  hiernach  die  Protestaufnahme,  wenn  man  dieselbe  als 
tine  solche  Amtshandlung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ansieht,  einem  der 
iüländischen  Gerichtsbarkeit  unterworfenen  Diener  des  österreichisch- 
ungarischen  Botschafters  gegenüber  mit  Zustimmung  des  letzteren  in  dessen 
Qehiade  erfolgen,  so  blieb  doch  im  Torliegenden  Falle  der  sdir  erhebliche 
Zweifel  bestehen,  ob  der  DonüaiUat  Baumgartner  ttberhaapt  der  inlündlschen 
Qeiiehtsbttrkeit  nnterworfen  und  ob  namentlich  der  Notar  sor  Einhohmg 

Z«itflchrift  f.  Int«m.  Privat-  u.  UffenÜ.  Beoht.  XVI.  19 
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der  Zustimmung  des  Botschafters  zur  Prütestaulnahiue  im  BotsclKifisbotel 
yerpflichtct  war.  —  Kicht  zweiieklrei  ist  auch  die  fernere  Auuahme  des 
Benifangsgerichts,  daß  die  Aufnahme  des  Protestes  durch  den  ^'otar  aber- 
hanpt  nicht  die  Angtlbiuig  eines  gtoatlichea  HoheitBreehtes  darstelle.  In  Art 
S7  der  Wecbsotordniuig  ist  der  Notu  in  besag  snf  die  Befognis  nur  Protest* 
an&ahme  dem  Qeriohtsheainten  (Oerichtsschreiber,  OencbtsvoUsieber}  gkidi- 
gestellt  und  wenn  er  auch  bei  dtr  Aufnabmc  eines  Wechselprotestes  seinem 
Auftraggeber  gegenüber  als  Hoauftragter  in  Betracht  kommt,  ihm  ins- 
besondere dann  nach  §  HTä  des  B(iB  unmittelbar  verantwurtlich  wird,  .Ülaub, 
Kommentar  zur  Wecfmeloränuuy,  4.  AuH.,  Art.  87  12,  13,  so  ist  doch 
~  Ibnlidi  Vitt  beim  Geriehtsvolbdeber,  EmtaeMdMMgm  d§8  SO  XTI  4X» 
—  eine  uidere  Aiühssong  mOglidi,  iasowdt  es  sidi  un  die  SteUnng  umI 
Tätigkeit  des  Notars  Uftch  aitfien  liin,  insbesondere  dem  ProtestAtes 
gsgenflber,  handelt. 

Naeh  vorstehendem  ergeben  hI' h  schon  cre^eu  die  Annahme  der  Vor- 
i:i  t  iij/,,  daü  der  fragliche  Wechselprotest  kein  urduungsmäliiger  sei,  erhebüche 
Bedenken  und  Zweifel.  Es  bedarf  indessen  für  den  vurliegenden  Fall  keiner 
ansdrttddioben  BntecJiwdpng  hierttber,  da  iwabUos  dün  weitere,  Ton  der  Ve^ 
Instum  iMjaiite  Frage»  ob  dem  Beidagtra  in  besng  anf  die  mahterwilmto 
Protestanfnabme  eine  fahrlissige  Verletsnng  seiner  Amtspflicbt  not  Last  fsUej 
zu  verneinen  ist.  Wie  oben  ausgeführt  ist,  handelte  es  sich  bei  jener  Amts- 
handlung nm  zweifelhafte,  in  Gesetzen  und  Verordnungen  nicht  ausdrücklich 
geregelle  Fragen  des  Vülkerrechta,  das  gerade  auf  dem  (Jebiete  der  Exterri- 
torialität von  Streitfragen  durchsetzt  iaU  Vgl.  ütibler,  Die  Magüstraturm 
4ea  mkerrechf9,  S.  31  g  9  Anm.  Bs  Irann  deshalb  dem  Beklagten  nicht 
svm  Verscbnldmi  aiq;erecbnet  werden,  wenn  er,  snmal  bei  der  TerbXltnis> 
miLftfgen  Kflne  der  ihm  sn  Gebote  stehenden  Zeit^  nntw  Boflcksidhtiipnig 
der  ans  der  angeführten  Verfügung  des  Justizministers  zu  entnehmenden 
Grundsätze  das  Botschaftshotel  als  für  ihn  nnzugänglieh  und  eine  direkte 
Verhandlung  mit  diin  Pmti'staten  als  unzulässig  erachtete,  demgemäß  aber 
in  entsprechender  iVnwenaung  de»  Art.  'dl  der  Wechäelurduung  den  Prutcsit 
so,  wie  geschehen,  bewirkte  und  beurkundete.  Die  Protesturkunde  ergibt 
ancb,  daß  er  an  seine  Anlgabe  nicht  leidithin  herantrat,  sondcam  doi  aafln^ 
gewOhnlicben  Umstiknden  des  Falles  Becbnnng  an  tragen  suchte.  Besondei« 
Maßnahmen  aber  zo  dem  Zwecke,  neben  der  von  ihm  für  richtig  gehaltenen 
und  beobachteten  Form  seinem  Auftraggeber  noch  ein*-  ah.solut  vollgültige 
Protesturkunde  zu  liefern,  namentlich  also  die  Vereinbarung  mit  dem  Y'k*- 
testatt-n  betreffs  Aufnahme  des  1 'rotestes  an  einem  Urte  außerhalb  des  hol- 
BchafUihutelä,  wie  bie  das  Berufungsgericht  vom  Ikklagten  erfordert,  waren 
Ton  ilua  keinenfalls  sn  Teriangra. 

Mangels  eines  Verscbnldena  des  Beklagten,  worüber  auch  dem  Bevisiona* 
geriebt  die  Entscbeidnng  ansteht^  konnte  daher  der  vom  Kläger  geltend  ge- 
machte Schadensersatzanspruch  weder  nach  §  83fl  noi  h  nach  §  675  des  B('S 
anbocht  erhalten  werden,  lüs  war  vielmehr  anter  Aulhchung  des  Berolongs- 
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Urteils  and  unter  Zarilclm'eisanp;  der  AnsrhlnOberaiuiig  des  iLUgen  did 
kosteupttichtige  Abweisung  der  Klage  aiiszusiiiecheu. 

Anm.:  Die  hier  erürterteu  Fraguü  haben  das  KG  i^XIII.  Zivilseuat) 
aehoB  fcfllier  beselAftfgl.  S.  Ztaeh.  Xu  464  und  die  dortigoi  Anmerkangen. 

Red. 

Art.  30  EG  x.  BGB  steht  der  Anerkenn uny  eines  von  öslrr- 
reichiscJien  Gen'chfen  auf  Grund  §§  103 ff.  des  österreichischen 
a.  h.  GB  erlassenen  Ehe trenntmgs- Beschlusses  entgegen. 

(OLG  Stuttgart  31,8,05;  Rechtspr.  der  OberlaMdeagerichte  1906 

II.  Halhj.  S. 

Die  Parteien,  damals  katholisch  und  üsterreichische  Staiits:in|,'c'höriffe, 
haben  lHfi()  in  Wien  die  Ehe  geschlossen.  1902  hat  ihnen  (Iiis  Laiuljiericht 
Wien  ^über  ihren  einverstäudlich  gestellten  Aütrag  die  Scheidung  von  Tii^ch 
and  Bett  bewilligt*.  Der  Kläger  bat  bienttf  die  dentsebe  Staatsangehörig- 
keit erworben,  ist  nr  evangeliadien  Kircbe  flbergetreten»  bat  seinen  Wobnsitx 
in  Deutschland  genommen  und  verlangt  Jetst  die  Hentellnng  der  hftnslicben 
Oemeinscbafti 

G  r  ü  n  (\  e. 

Der  Klüger  hat  nach  der  >'aturalisati()tisurkunde  die  württ.  Ötaats- 
aogehörigkeit  und  damit  die  deutsche  Reich^angehörigkeit  en^'orben.  Durch 
gedrsebten  Inbalt  der  Urkunde  ist  bestimmt:  Jedocb  nnr  fttr  die  darin  ans- 
drücklich  genannten  Personen*  und  genannt  ist  nur  der  Kliger»  der  als  ,ge- 
scbieden*  beseichnet  ist.  Die  Verleihung  der  Staatsangehörigkeit  erstreckt 
sich  zwar  nach  §  11  Ges.  vom  1.  6.  70,  der  insoweit  durch  EG  Art.  40*^ 
wiederholt  wird,  insofern  nicht  dabei  eine  Ausnahme  {rpmaeht  wird,  zugleich 
auf  die  Frau,  und  die  Frau  ist  wtniL'stens  ausdrücklich  nicht  ausgenommen, 
vielmehr  als  nicht  vorhanden  angenommen  durch  die  Bezeichnung  ggescbieden". 
Aber  dne  mit  ansdrflckUcb»  Beseicbnnng  der  Person  gemacbte  Ansnabme 
verlangt  §11  nicbt,  und  es  ist  nacb  der  ITatnraltsationsnrkande  (Jedocb 
nnr*)  nnd  nacb  dem  Worte  ggescbieden'',  sowie  nach  den  Umstanden  anan- 
ndimen,  daß  gem&6  dem  übereinstimmenden  Willen  der  Behörde  tmd  des 
Kläirers  die  Frau  nicht  in  die  wHrtt.  Staatsangehörigkeit  aufgenommen  sein 
sollte,  und  es  ist  ferner  anzurit  hnieii.  dal3  dies  in  der  Urkunde  genügend 
aasgedrückt  ist.  Die  beklagte  Frau  ist  hiernach  Österreicherin  geblieben. 
Somit  sind  bier  persQnliobe  Reebtsbeziebnngen  des  EG  Art.  14^ 
{BiUaeh.  ä,  XG  XXXXVI 384  oben)  von  Ebegatten  mit  rersebiedener 
Staatsangebdrlgkeit  in  Ftage»  wie  im  Art  14*  für  daen  anders  ge- 
stalteten Fall  vorgesehen  Bine  ausdrückliche  Yorscbrift  darüber,  welches 
Recht  im  vorliei,'endt.'n  Fall  anzuwenden  ist.  enthält  das  EG  nicht.  Nach  dm 
allffemeinen  Grundsätzen  wäre  wie  Planck  zu  Art  14  und  Niemeije r, 
Intern.  Privatrecht  S.  37,  ausführt}  davon  auszugehen,  daß  für  jeden 
Ehegatten  das  Recht  seines  Staates  gelten  würde  und  also  die  Frnu  gemäß 
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der  ihr  nach  österreichiischeiii  Htcbt  ohne  Zweifel  auf  Grund  (ies  Bf  srhlu.ssts 
von  1902  zustehenden  Befugnis  die  Herateilung  der  ehelichen  Giiutinäcli^ 
verweigern  könnte  (so  im  Ergebnis  Planck  zu  Art.  14;  Niedner  zs 
Art.  14  S.  a9|  wSbreod  NUm^yer  twi  den  penftnlidieii  BesiehimgBii  du 
Art.  14  fttr  Btaatsbflrgerlich  gemisdite  Ehen  das  Heobt  des  Mannes  sli  ntft- 
gfhend  ansieht,  S.  142,  bes.  S.  144).   Allein  diese  Verschiedenheit  der  B^ 
handlung  muß  nach  dem  in  Art.  17  zum  Ausdruck  gelangten  Willen  des 
OesetTiPS  aufhören,  sobald  das  Recht  der  Scheidung  in  Frasre  kominT  Für 
die  Scheidung  sind  die  Gesetze  des  Staates  maß^rebond.  dem  der  Mann  nr 
Zeit  der  Erhebung  der  (Scheiduogs-)  Klage  augehürtc.  Der  enge  Zusammen- 
hang, der  zwischen  dem  Recht  der  Scheidung  aus  §  lö67  No.  1  und 
Hentellungsklage  des  §  1963  besteht^  erfordert  nun,  daft  nach  fttr  §  13a3 
derselbe  Gnindsati  gilt,  mindestens  soweit  es  sich  nm  das  ron  %  1667  Tcr* 
langte  Feststellungserfordernis  handelt.   Dem  Mann,  dem  als  Deutschen  du 
Recht  der  Scheidung  nach  §  1567  No.  1  gegeben  ist,  muß  auch  das  I^t 
arewährt  werden,  die  nach  §  1567  erforderliche  Voraussctznns?.   da»  F^-t- 
stellungsverfahren  nach  §  1353  gemäß  dem  diiitscht  n  Hoohto  Itoi  Vurlianl  u- 
sein  der  tatsächlichen  Grundlagen,  die  dieses  liechl  uufätcUt,  durchi^rifiilirtD. 
Wenn  dem  Mann  der  Scheidungsgrund  des  §  1567  zugänglich  atin  ^oil,  so 
mnß  ihnk  cOTor  die  MOglicUceit  gewSfart  werden,  die  gericbtliehe  Feststdtaig 
aber  die  nnhegrUndete  Weigeiong  der  Fran  durch  Erwirkung  eines  Hc^ 
stellungsiirteils  nach  deutsclioui  Recht  herbeisuführcn.    Hierzu  kommt,  ilaft 
das  deutsche  Recht  keine  dauernde  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft, 
die  nicht  fj^cmäß  §  1576  jederzeit  in  Scheidung  Terwandelt  werden  könnte, 
und  keine  ohne  Rücksicht  auf  das  weitere  Verhalten  dtr  Ehegattou  dem  einen 
verliehene  dauernde  Berechtigung  kennt,  die  eheliche  ütiiieinschaft  zu  ver- 
weigern; vielmehr  muß  als  Zweck  der  deutschen  Gesetze  bezeichnet  werden, 
den  Bhegatten  nnr  bei  besonderen  ant  die  jewdligen  YerhSltnisse  des  Einsel- 
falis  gesttttsten  Qrttnden  eine  Torflbergdiende  Verweigemng  der  HersteUoBKr 
im  übrigen  aber  die  Möglichkeit  an  gewfthroi,  entweder  Hentelinng  der 
Gemeinschaft  oder  Scheidung  zu  erlangen.    Insofern  widerspricht  ein 
Recht  UTid  Gesetz,  das  dauernd  und  unveränderlich,  wie  das  östcrr  Ri^ht 
in  dieser  Beziehung,  sowohl  die  Herstellung  der  (J  o  ni  e  i  n  s  c  Ii  ;i  il 
als  auch  eine  eigentliche  Scheidung  versagt,  dem  Zwecke 
deutscher  Gesetze  und  die  Anwendung  ist  nach  EG  Art.  30  ausge- 
schlossen. 

Was  die  Bedeutung  des  Besdilusses  von  1902  betrilft,  so  ist  darin  seliMt 

auf  §  105  des  österr.  a.  b.  GB  Bezug  genommen ;  §  103  daselbst  bestimmt: 
j^Dle  Scheidung  von  Tisch  und  Bett  muß  den  Ehegatten,  wenn  sich  beide 

dazu  verstehen  und  über  die  Bedintriingen  einig  sitid.  unter  der  nachfolgenden 
Vorsicht  ge.stattet  werden."  Ks  folgen:  §  104,  als  Erfordernis.  Vorstflluugen 
durch  den  Pfarrer,  §  105  Vorwtiuung  eines  Zeugnisses  darülur.  Vürrulta  tx-i 
Gericht,  und  auf  dies  hin  erfolgt  ,,ohnc  weitere  Erforschung"  Bewilhgung 
d»  Sdieidung  durch  das  Gericht.  §§  107  ff.  behandeln  sodann  dfe  Seheidsag 
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4)hne  Einverständnis  aas  wichtigen  Gründen  des  i;  (Ebcbrnch  ctc  1.  <  ine 
Scbeidang  aaf  Qrand  Erkenntnisses,  aber  j^loirlifalls  t  ine  Scluidung  von  Tisch 
nnd  Bett  bei  Fortbestand  der  VAw  dt-m  Fiando  nach.  Eine  „gäiizlichf  Trennung" 
dem  Baiidf  iiiich  (§  111)  erfolgt  i^wisrhon  kath.  Personen  und.  wcnu  auch  nur 
ein  Teil  zur  Zeit  der  Eheschließang  kathulibch  war,  nur  durch  Tod  oder  bei 
Todeaerld&rung,  bei  nicfatkatholiwheii  Christen  igt  sie  mftgUch,  §  llö,  und 
CS  ist  bei  sokdieii  mflglidi,  die  Sehddaiig  von  Usch  nnd  Bett  in  dne  ginxUch« 
Trenniuig  Qberzaftlhren.  (Fttr  Kläger  bliebe  dies  jedoch  auch  nach  seinem 
Übertritt  gemäß  dem  österreichischen  Rechte  nnmfiglich.)  Ihrem  sachlichen 
Bestände  nach  ist  die  vorlieirende  „Scheidung"  der  Parteien  ,von  Tisch 
ond  Bi'tt"  also  ein  Vertrag  der  Ehegatten,  deüi$en  üültiifktit  an  das 
Furmerlorderuis  der  pfarramtlichen  Verwamang,  des  Vorbringend  bei  Gericht 
und  eines  GdiehtsbeecblnBaes  geknttpit  ist,  wobd  aber  der  bewilligende  Oe> 
tiebtsbeschlafi  lediglich  das  Voriiandensein  dw  Übrigen  Pormerfordeinisse  xn 
prflfen  and  selbst  ein  solches  abmgeben  hat,  ohne  eine  sachliche  Beurteilung 
zu  enthalten.  Es  handelt  sich  am  gerichtliche  Formal bestätigung  eines  Ver- 
trages nach  Art  des  frllberen  gemeindrätlichen  Erkenntnisses  des  württ. 
Rechtes  bei  Liojrenschaftbkaufverträgen.  Eigentlich  aber  liegt  eine  vertrags- 
mäßige Scheidung  and  zwar  eine  dauernde  Trennung  im  Sinne  des  deutschen 
Bechtes  Tor;  such  Mitliche  ist  nach  OsteiT.  Bccht  möglich,  ab«r  immerwihiend 
die  B«gel  ond  liegt  hier  vor  (Kirehsietter,  a.  b.  OB  S.  89).  Solche  Ter- 
tilge  erkennt  das  deutsche  Recht  als  dem  Wesen  der  Ehe  nach  sdner  Anf- 
lassnng  zuwiderlaufend  nicht  an  and  hier  treten  wiederum  die  f^stcrr  Ge- 
setze, die  einen  solchen  Vertrag  zulassen  und  ihm  Geltung  verschaffen,  in 
Widerspruch  mit  den  deutscheu  Gesetzen  und  ihren  Zwecken  Die  deutschen 
Gesetze  bezwecken  eben  die  Verhinderang  einer  vertragsmäßigen  eigentlichen 
Sdieidnng,  aber  ancAt  des  Oebnndenieins  an  ein  danemdes  Getxenntleben  ohne 

Dieser  Oegvnsats  hat  aber  auch  Elnflng  an!  die  Bedeutung  des  Be- 

Schlusses  von  1902  selbst,  wie  sie  aach  hei  Anwendung  des  deutschen  Rechte 
in  Frage  kommt.  Ein  s(dcher  Vorgang  zumal  der  freiwilligen  Gericht sbarkeit, 
der  nach  fremdem,  aber  damals  maßgebendem  Recht  gültit:  für  die  Parteien 
zustande  gekommen  ist,  behält  im  allgemeinen  seine  bachliche  Ikdeutuiig  für 
die  Parteien  nach  Art  einer  materiellen  Bechtskraft,  wie  die  BheschUeBung 
der  Parteien  selbst^  die  in  Österreich  erfolgt  ist,  und  wie  audi  eine  nach 
anslindisdiem  Hecht  gflltlg  nustande  gekonun^e  Sbescbeidnng  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit  im  Sinne  „gänzlicher  Trennung"  Bedeutung  behalten  müßte 
(fthrigens  nach  Maßgabe  des  §  328  No.  3,  vgl.  §  72:^  ZPO.  zunächst  für  die 
formelle  Bedeutung).  Vorliegend  haudrlt  es  sich  alu  r  um  die  sachliche 
Geltung  eines  Vertrags,  dessen  biaüeiiiie  Kruft  das  deutsche 
Hecht  als  nicht  vereinbar  mit  dem  Wesen  der  Ehe  ansieht 
Die  Qeltnng  eines  solchen  Vertrags  kOnnen  die  deutschen  Gesetse  nicht  an- 
erkranen,  eboisowenig  als  sie  nach  dem  früher  AusgefUhrten  die  Anwendung 
der  Gesetae  xnlasaen  kSnnen,  die  einem  solchen  Vertrag  Omndlage  und 
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Oeltnng  vencballeii.  D«8  uiteniatioiiale  Abkommen  Tom  12.  6.  02  bat  Ui 

jotzt  im  Verbältnis  zn  Österreich  noch  kdno  Oflltlgkelt  (RQBl  1904  8.  249), 
da  auch  inzwischen  eine  Beitrittserklärung  Österreichs  nicht  veröffentlicht 
ist.  Aber  wenn  eine  solche  anch  wirksam  pewortlen  wäre,  so  wflnlf  die-  An- 
wendung des  östcrr.  Rechts  oder  die  maßgebende  Bedenttinf;  der  hier  vor- 
liegenden Scheidung  dadurch  nicht  gegeben  sein,  da  Art.  7  rermöge  seiner 
BesDgnabmo  auf  AxL  b  eine  Klage  auf  Scbeidung  oder  auf  Trennung  von 
Tiecb  und  Bett  (letatere  die  Ssterr.  »Sclieldimg  von  Tfscb  uul  Bett')  und 
eine  darüber  ergangene  Entecheiduig  ToraniBetst  und  nicbt  diese  Tertiag»* 
mAfiige  Scheldang  betrifft 

Art,  $0,  MG  8,  BGB.  —  TflrMeche  Wülkitnckeldmig. 

(Bayrisches  Oberstes  Landeagericht  29, 9.  05;  Reg.  1  No.  124/06). 

ürteil. 

1.  Das  Urteil  des  Egl.  OLG  Uflncben  Tom  84.  &  06i)  wird  aafgchoben. 

2.  Die  Sacke  trird  snr  anderweitigen  Verbandlnng  nnd  Bntscheidnng  an 
daa  Bemfungqgericht  zurückgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe. 
1.  Am  22.  7.  tki  ist  der  damals  staatsangchöripkeitslose  ^1.  mit  T.  IT., 
die  dem  Königreiche  Sachsen  angehörte,  in  Helgoland  mit  Erlaubnis  d«s 
damaligen  englischen  Gouverneurs  durch  den  Pastor  Z.  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  Urddich  getraut  worden.  Die  GUltigkeit  dieaer  SheaebUefliing  ist 
anfier  Zweifel 

Die  Eheleute  A.  ließen  sich  in  Deutschland  nieder  und  wohnten  nack 
mehrmalij^em  Wechsel  des  Wohnortes  im  Jahre  1886  in  Berlin.  Von  dort 
begab  sich  der  ^lann  nach  Konstantinopel,  während  die  Frau  mit  den  aoe 
der  Ehe  lurvurgegangenen  Kindpm  in  lierlin  zurückblieb. 

Der  .Maun  ist  in  Konstautiuuptl  zum  Iblam  übergetreten,  hat  dort  auch 
die  ottomajdBcbe  Staatsangehörigkeit  erworben  und  fahrt  seitdem  den 
Namen  O.  a.  Jt.  Bey,  Er  behanptet,  er  habe  von  Konetantinopel  ans  aeiner 
Frau  einen  Scheidnngabxief  vom  26.  11.  86  durch  die  Post  nach  Berlin 
geschickt,  nachdem  er  auf  seine  Anfrage  einen  die  Scheidung  für  zulässig 
erklärenden  Spruch  (Fetwa)  des  Scheich  nl  Islam,  des  höchsten  geistlichen 
und  weltlichen  Richters  in  Ehesachin,  erhalten  habe,  und  im  Jahre  l***" 
in  Konstantinopel  eine  neue  islamische  Ehe  mit  der,  eb«niaiis  zum  Islaui 
flbergetretaMB,  fettlieren  toitsdwn  fidehsangekSrigen  B.  B.  geaehlonen.  Mit 
dieser  ist  er  im  Jahre  1887  in  das  Dentsche  Reich  anrttckgekehrt  nnd  lebt 
er  jetat  in  München  sniammen»  während  T,  A.,  die  dnrch  Aafnabmenrknnde 
vom  15.  8.  02  als  „sächsische  Staatsangehörige''  die  Aufnahme  in  die 
preußische  StaatsimL'chörigkeit  crlanirt  hatte,  nunmehr  in  Kiel  wohnt.  T  A. 
bat  im  Jahre  lUüO  gegen  ihn  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  geklagt, 

1)  Abgedruckt  Ztscb.  XVI  34  ff. 
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im  Lanfe  des  Rechtsstreites  Zwischenfeststelinngsklage  an!  Pcststellnng  des 
Fortbestandes  ilirer  Ehe  erhohen  und,  nachdem  die  Zwischonft'ststellung^sklawe 
rcchtakraftiK  als  unznlässiR  zurückgewiesen  worden  ist,  mit  besonderer  Klage 
die  Feststi'llQDg  beantragt,  daß  die  am  22.  7.  63  geschlossene  Ehe  noch  zn 
Recht  besteht. 

Der  Bd[li^  tuX  dogewcndet»  dftB  die  Übe  dmdi  die  1b  Oan&fihclt  des 
isbuiiitischeii  Redites  yoUsogene  Sdieldmg  «nfgelBst  worden  und  die  Kligexin 
dmlt  einverstanden  gewesen  sei. 

Das  LG  München  I  hat  mit  Urteil  vom  26.  10.  04 festgestellt,  daß  die 
am  22.  7.  63  zwisrhon  den  Stroitstcilen  geschlossene  Ehe  noch  fortbesteht, 
imd  dem  Beklagten  die  Kosten  des  Rechtsstreites  auferlegt. 

Der  Beklagte  legte  Berufung  ein  und  ließ  in  der  mündlichen  Ver- 
handlung vor  dem  Berufungsgericht  Beweis  dafür  anbieten,  daß  die  Klägerin 
leliie  Heignng  stt  B.  B.  gefördert  liabe  ond  mit  aeiner  TeilMbfttiuig  mit 
E.  j9.  eioventanden  gewesen  sei|  daB  sie  Ton  dra  Scliritten»  die  er  In  Kon- 
stantinopel  zur  Lösung  seiner  Ehe  mit  ihr  unternommen  habe,  Kenntnis 
gehabt  und  darflber  mit  ihm  in  Briefwechsel  gestanden,  daß  sie  den 
.Scheidungshrief  erhalten  habe  and  gleichwohl  im  besten  Einvernehmen  mit 
ihm  geblieben  sei. 

Das  OLG  München  hat.  ohne  den  angebotenen  Beweis  aufzunehmen, 
die  Berufung  als  unbegründet  zurUckgewieüen. 

Li  den  EntacbeidnngsgHlnden  ist  ausgeführt  die  Anwendung  des  g  888 
ZPO  liomnie  nicht  in  Frage,  weil  das  Fetwa  nicht  ein  ürteil,  sondern  nur 
ein  Rechtsgtttachten  sei.  Die  das  internationale  Fritatrecht  betreffenden 
Vorschriften  des  EG  z.  BGB  tden  nur  für  Rechtsverhältnisse  maßgebend, 
die  unter  der  Herrschaft  des  neuen  Rechtes  stehen,  der  Art.  30  enthalte  aber 
zwingendes  Recht,  das  zur  Anwendung  kommrn  müsse,  soweit  nicht  den 
Vorschriften  des  früheren  Rechtes  gleiche  Gniüdbutze  zu  entnehmen  seien, 
lu  dieser  Beziehung  sei  dem  LG  darin  beizustimmen,  daß  schon  nach  den 
Torschriffeen,  die  in  seiaem  Beiirlte  m  der  Zeit  in  Qeltnng  wazen,  m  welcher 
der  Scheidinigshcief  der  KiKgerin  xngeschickt  worden  sein  soÜ,  den  Vor- 
schriften des  bayrisehen  Landrechtes  (T.  1  Kap.  8  %  17)  nnd  des  Gemeinen 
Reehtes.  die  Wahrung  der  Grandr^eln  des  einheimischen  öfTentliehen  Rechtes 
nnd  der  Sittlichkeit  die  Anwendung  auslHndischen  Rechtes  ausgeschlossen 
iiabe.  soweit  dieses  unbedingt  gebietenden  oder  verbietenden  S&tzen  des  ein- 
heimischen Rechtis  widerspricht. 

Wenn  nun  nach  den  älteren  Vorschriften  eine  behauptete  Scheidung 
nach  dem  Rechte  des  Ortes  an  beurteilen  gewesen  sei,  an  dem  der  Bhematin 
m  Zeit  der  Vornahme  des  behaupteten  Scheidnugsaktes  seinen  Wohnsits 
hatte,  so  mflsse  dodi  im  vorliegenden  F^e  der  behanptetai  Scheidung,  die 
durch  einen  Privatakt  erfolgt  sein  soH,  nach  den  inländischen  Rechts-  und 
SittUcldceitsgninds&txen  die  Anerkennung  T«sagt  werden.  Die  Scheidung 


1)  Abgedruckt  Zt«ch.  XIV  585. 
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durch  Seheidnngslirie!  sei,  gleichviel  eb  der  «ndete  Teil  temit  diiTetskeiideii 
sd,  oder  nieht^  eine  PriTAtTerfUgmig  nnd  Icdnoe  .wegMü  der  in  ihrer  Form 

hervortretenden  Willkür"  vermöge  der  dentechen  Anscbaaung  von  dem 
sittlichen  Wesen  der  Ehe  nicht  zugelassen  werden.  Daß  früher  nach 
einzelnen  dentschcn  Rechten  Scheidunp  anf  Grund  lit  idcrsritiper  Einwilligung 
möglich  ^'ewescn  ist,  köinu'  nicht  aLs  (Tegcnjj:nin(l  auf^'cführt  werden,  weil 
die  Scheidung  an  solche  Vuruuä»etzuugeu  gcknupil  gewesen  sei,  daß  bei 
deren  ErfOllung  in  der  Begel  habe  angenomineii  werden  dOrfen,  die  Ehe  sei 
innerlich  gebrochen.  Die  Bheiechte,  welche  firtther  im  Besirke  des  Proteft- 
gerichtes  in  Geltung  waren,  das  bayer.  Laadreeht»  das  gemeine  protestaaitittte 
Eherecht  aiu!  das  jüdische  Eherecht,  wie  es  von  den  staatlichen  Qerichten  in 
Deutschland  anerkannt  wurde,  hritten  eine  Privatseheidunü:  nicht  trekannt 
Dazu  komme,  daU  es  sich  nach  der  Darstellunt;  des  Bcklaf^ten  um  eiuu  reine 
nnd  noch  dazu  grundlose  Wiilkürscheidung  handle.  Dem  ausländischen 
BeeJitnatie,  der  die  AnQüsung  der  Ehe  an  den  Tatbestand  der  einseitigen 
WillkliradieidQng  Icnttpft,  kanne  Im  Anslande  nicht  ohne  Verletning  ieat- 
st^ender  nttlieher  Gmndli^iiffe  Wirlcaamkeit  «ngestsadm  werden.  Die 
Wirlesamkeit  im  Inlande  st(;he  aher  in  Fn^e,  weil  die  Ton  der  behauptetCD 
Scheidunt^scrklänmj;  betroffene  Ehefrau  zu  der  Zeit,  zu  welcher  die  Scheidung 
wirksam  Lrewordcn  sein  soll,  sich  im  Gebiet  des  Deutsehen  Reiches  befunden 
hat  und  die  Scheidungshandlung  sich  teilweise  auf  deutlichem  Gebiet  voll- 
zogen haben  soll,  da  der  Scheidungsbrief  nach  der  Behauptung  des  Beklagten 
dw  Kl&gerin  doidi  die  Post  In  Berlin  zugcgaugen  sei. 

Der  Versoch  des  tWrlngften,  darzulegen,  dafi  die  AnssehlieBong  der 
Anwendung  des  islamitischen  Scheidungsrechtes  wegen  sein«  r  zweit«  n  Vcr- 
ehelichung  zu  einem  pcpcn  den  inländischen  Sittlichkeitsbe^'riff  noch  mehr 
verstoßenden  Ergebnisst;  führe  als  die  Anerkennung  der  Scheidung',  indem  sie 
ihm  ein  polygramisches  Verhältnis  aufdränge,  sei  nicht  zutreffend.  Die  für 
den  Beklagten  unter  Umätäuden  eutsUihendeu  Schwierigkeiten  wruiöchteu  die 
Znlawwng  der  dea  t^inWtAmiafhM  Sittlidikeltsbegrill  widerstreitend«!  Willkflr- 
Rcheidnng  nicht  m  rechtieitigeo.  Aach  der  Umstand,  daß  das  der  Scheldmig 
die  Wirksamkeit  versagende  Urteil  nur  für  das  Gebiet  des  Deutschen  Rdcbes 
Geltung  habe,  könne  nicht  daan  führen,  auf  die  Wahrung  der  deutschen 
Interessen  zu  verziehten,  die  durch  die  AusachUeßong  der  Anwendung  des 
islamitischen  Hechtes  geschützt  werden  sollen. 

Gegen  dieses  Urteil,  das  auf  Betreiben  de»  Anwaltes  der  Klägerin  iur 
die  Benifangsinstana  dem  FroaeflbeTolhnichtigten  des  Beklagten  am  13w  6.  Ol 
angestellt  wurde,  hat  der  Beklagte  am  6. 6. 06  durch  Rechtsanwalt  Justisiat 
Dr,  S,  die  Bevision  einlegen  lassen,  fttr  die  das  oberste  LG  sich  mit  Be- 
schluß vom  17.  6.  05  zuständig  erklärt  hat. 

In  tUiii  auf  den  29.  9.  Oö  bi  stimmten  Termine  zur  mündlichen  Ver- 
handlung ist  für  den  Revisionsklagci  dessen  ProzeBhevellniächtigter  Rechts- 
anwalt Justizrat  Dr.  Ä.  und  in  Vertretung  des  i'rüzelibevollmächtigten  der 
RcvisionsbeklagtcQ  Rechtsanwalt  von  Z.  erschienen. 
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Der  An^^'alt  des  Revislonsklägers  verlas  den  Antrag,  das  angefochtene 
Urteil  aofzuhcbt'U  nnd  den  Rechtsstreit  zur  andenvcitifxpn  Vi'rhandlinig  und 
Entscheidung  an  daa  Berufungsgericht  zurflckziivtrucisi  ii.  Der  Vertreter  der 
fievisioDsbeklagten  beantragte  Zurückweisuug  der  lievisiuu. 

Jiiitiinit  Dr.  S,  trag  6m  angclochtone  Urtdl  mit  den  BntadiddiiJigB^ 
grnnden  sowie  den  oben  MigefQlirten  Beweiaantrag  vor  und  begründete 
iodiiu  die  Beririon,  indem  er  die  Tor  den  1.  1.  00  in  Geltung  gewesenen 
Grundsätze  des  internationalen  Privatrechtes,  den  Art.  30  des  EG  z.  BOB, 
sowie  den  §  286  ZPO  als  verletzt  bezeichnete»  im  weeentlicb«!  mit  folgenden 
Ausführungen ; 

Auf  die  Wirksamkeit  der  nach  der  Behauptung  des  Beklagten  im 
Jabce  1886  erfolgten  Scheidung,  für  die,  wie  das  Beniiungsgeriebt  lüebt 
verkenne,  an  sich  das  tflrkisebe  Recht  mafigebend  ael,  kflnne  nicht  der  Art.  30 
E6  t.  BGB  angewttidet  «r^rden,  «ie  sei  vlelmebr  nach  den  Orondafttseii  des 

int(  rnatiunalcn  Privatrechts  zu  beurteilen,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des 
BGB  in  Qeltnng  waren.  Der  Beklagte  habe  behauptet  und  sich  zum  Be- 
weise dafür  erboten,  daß  die  Scheidung  auf  Grund  Einverständnisses  der 
beiden  Ehegatten  vurgcuummeu  wurden  uei.  Eine  solche  Scheidung  habe  im 
Jahre  1886  auch  im  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  nicht  als  nnaittUcb  ge- 
golten. Sie  sei  in  verschiedeneik  Fartiknlarrechtai,  insbcioiidere  im  preoBischen 
Lsodrecht  nnd  im  rbeiniscb-fransösischen  Rechte  anerkannt  gewesen  nnd  in 
anderen  Rechtsgebieten,  insbesondere  aoch  in  Bayttn»  seien  israelitische  Eben 
auf  Grund  beiderseitigen  Zustimmung  geschieden  worden.  Nodi  bei  Aus- 
arbeitung des  Entwurfs  des  BOB  habe  sich  eine  nicht  unbeträchtliche 
Minderheit  der  Kouirnission  für  die  Zuhissuug  dieser  Art  der  Scheidung  aua- 
gesprocben.  Das  Berufungsgericht  liabe  nicht  nur  den  Beweisantrag  des 
Beklagten  mit  Unrecht  abgelehnt»  sondon  auch  ohne  nreichmde  BegrOndnng 
angenommen,  daß  die  Ehe  der  Parteien  nicht  aerrtttfcet  gewesen  sei,  wahrend 
die  Zerrüttung  doch  aus  der  Zusendung  des  Scheidongsbriefes  und  der 
Wiederverheiratung  des  Beklagten  ohne  weiteres  hervorgehe.  Mit  Unrecht 
Dehme  das  Renifungsgericht  an  der  im  türkischen  Recht  bestimmten  Form 
der  Seht  iduüi;  Au  tr.lj.  Das  deutsche  Sittlichkeitsemptinden  werde  dadurch 
nidit  verletzt,  daii  Ausländer  die  Scheidung  ihrer  Ehe  in  der  vuu  ihrem 
Rechte  bestimmten  Form  ToUxiehen.  Wenn  die  onseitige  Willkttracbeidang 
die  einzige  Scheidongsform  des  aasl&ndischen  Rechts  sei,  so  könne  man  einer 
nach  dem  ausländischen  Rechte  erfolgten  Scheidung  doch  nicht  desw^en 
allein  die  Wirksamkeit  versagen,  weil  sie  in  dieser  Form  vorgenommen 
worden  ist.  Der  Beklagte  sei  nicht  in  di  r  L;\ge  gewesen,  die  Scheidung  in 
aaderrr  Wt-iäe  herl)*. izufühn  n.  insbesondi  re  linbe  es  für  eine  .Scheidungsklage 
nach  dem  §  568  ä.  F.  der  ZVO  im  Dtmuchen  Reiche  an  eineai  Gerichtsstand  ge- 
fehlt Die  Entscheidung  des  Berafongsgerichts  die  der  Scheidung  die  Wirk' 
ismkeit  für  das  Gebiet  des  Deutschen  RMcbea  abspreche,  bringe  die  den 
QegensUnd  des  RechtsstreiteB  bildende  Ftage  fllr  den  dem  Deutschen  Reiche 
Bidit  angdiörenden  Beklagten  nicht  zum  endgültigen  Austrag,  er  erscheine 
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von  dem  Bande  der  mit  der  Klägerin  gachlMienai  Ehe  frei,  sobald  ec  dM 

Gebiet  des  Dintsclu'n  Rciclios  vitIhssc. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  hob  gegenüber  diesen  Ausführuntren  insb»  sondere 
hervor,  daß  es  sirli  um  eine  Ehe  handle,  die  anter  der  Herrschaft  deraelben 
sittlichen  Anschauungen  geschlobsen  worden  sei,  die  in  Deat«chland  mafigdMoi 
•fnd  und  d»8  diese  Xhe  gegen  eine  lom  tttrklBclien  Bechte  sogelMaeoe  Witt' 
kUfseheidung  geselitttst  werden  mttsse. 

2.  Die  Revision  ist  in  formeller  Beiidiong  niebt  stt  beanstanden  ui 
es  ist  ihr  anch  der  Erfolg  nicht  zn  versagen. 

Das  Berufungsgericht  hat  die  Entscheidnnf;  des  Rechtsstreites  mit  Recht 
von  der  Rpantwortung  der  Fra^e  abhängig  gemacht,  üb  die  Scheidung,  die 
der  Beklagte  nach  seinen  Behauptungen  im  Jfthrc  1886  in  Geoiälihcit  der  für 
Iba  maßgebenden  Yefsebiiften  des  Islnmitiscben  Reehtoi  voUsogen  hat,  dadndi 
im  Inlands  wirksam  wwden  konnte,  daß  der  Sebeldnngsbrief ,  wie  der  Beklagte 
behauptet,  der  KUgerin  in  Berlin  sngegangen  ist.  Aber  mit  Unrecht  bat  es 
der  Beantwortung  dieser  Frage  die  im  Bezirk  des  Prozeßgerichtes  erst« 
Instanz  bis  znm  1.  1.  00  in  Geltung  j^cwcscncn  Vnrschriften  des  bavrischeii 
Landrechtes  and  des  gemeinen  Hechtes  und  den  Art.  äü  Eü  z.  BGB  za 
Grunde  gelegt.  Die  Scheidung  soll  sich  durch  Zugehen  des  Scheidongsbriefes 
in  Berlin  Tollzogen  batien,  dort  bat  damals  nicht  das  bayrische  Landiedit 
nnd  das  gemeine  Recht,  sondern  das  preußiscbe  Landrecbt  gegolten.  Ist  die 
ßcheidnng  im  Gebiete  des  preußischen  Landreebtes  in  solcher  Welse  erfolgt, 
daß  sie  nach  dessen  Vorschriften  rechtlich  wirksam  war,  so  bestand  nach  den 
Onindsatzen  des  intcmationulen  Privatrechtes,  die  bis  znm  1.  1.  im  (tpbiete 
des  bayerischen  Laiidrechtes  und  des  i,'emeinen  Rechtes  galten,  cbensriwonig 
Grund,  ihr  in  diesem  Gebiete  die  Anerkennung  zu  versagen,  wie  die  Vorschrift 
des  Art  90  BQ  c.  BOB  dazn  fahren  kann,  eine  unter  der  Herrschaft  d« 
frflberen  Recbtes  fn  Übereinstimmnng  mit  dessen  Vorschriften  anfgdüste  Bbe 
Wieda  anflehen  in  lassm  (ZiUlmann,  luttrH.  Mvairäeht  1  869).  Bi 
kommt  also  darauf  an,  ob  der  bchanpteten  Scheidung  vom  Standpunkte  des 
pmiDischen  Landrechtes  aus  die  Wirksamkeit  in  dessen  Gebiete  zu  versagen 
war.  Die  Anwendung  des  islaniitisrhen  Scheidungsrechtes  im  weiteren  T'mfaT!? 
anszuschlielien,  als  die  Grundsätze  des  preußischen  Landrechtca  über  die  Ek- 
scheidung  es  mit  sich  bringen,  läßt  sich  nicht  durch  die  Erwägung  recbt> 
fertigen,  daB  die  Ehe  nnter  der  Herrschaft  derselboi  sittlfeben  Anschanmtgeo 
geschlossen  worden  ist,  die  audi  in  Dentscbtand  maßgebend  waroi.  So  sehr 
die  abettdllindischc  und  die  islamitische  Auffassung  der  Ehe  voneinander 
abweichen,  crfordi  rt  die  \\  alining  des  im  Inlande  herrsclienden  Sittlichkeit.?- 
begriffes  doch  nicht  die  Ausschließung  jeder  Einwirkung  des  islamitischen 
Rechtes  auf  tine  urspriinglich  alicndlandisrhf  Ehe.  s(»ndern  es  genügt,  den 
Vorschriften  des  isliuuiiischen  Hechtes  die  Anwendbarkeit  zu  versagen, 
soweit  deren  Anwendnug  mit  dem  im  Inlande  hemehenden  Slttiicibkeits- 
begrilf  nnTertr&glicb  ist  Etwas  anderes  ist  ancb  ans  der  Bemerkung  tob 
Planck,  Kamm,  e.  BQB  VI  117  Note  2  d.  a.  B.  nicht  an  entnehmen. 
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Smfdt  die  Aawendlwrkelt  des  itlamitttebmi  Hechtet  ni  einem  Ecgelmis 
ttlirty  du  nicht  gegen  den  dem  Inllndiidien  Rechte  mgrande  liegenden 

Stttttchkeltflbegrilf  Tentöfiti  ilt  die  durch  sie  bewirkte  Änderung  des 
Scbeidnngsrechtos  nicht  anders  zn  bcrirtfjVn  als  die  Ändf-rung,  die  nach 
Art  17  FAt  t.  BGB  in  einer  Ehe.  die  unter  (in  Horrschalt  der  Gesetze  eines 
die  ."Scheidung  überhaupt  nicht  zulasseadeu  btaatcs  geschlossen  worden  ist, 
eintritt,  wenn  der  Mann  die  deutsche  Staatsangehörigkeit  erwirbt  oder  die 
la9»nng  die  onter  der  Berraehsfl  des  konfessionellen  Bherechtes  Infolge 
Koniesdonsireehsels  des  einen  Ehegatten  eintreten  konnte. 

Die  Wirksamkeit  der  ton  dem  Beklagten  behaupteten  Scheidung  mufi 
nicht  schon  deswegen  verneint  werden,  weil  das  preußische  Landrecht  eine 
sich  in  anderer  Weise  aU  durch  gerichtliche  Entscheidung  Tollzieheude  öchei« 
dung  nicht  kanntt. 

Das  Erfordernis  der  gerichtlichen  Entscheidung  ist  nicht  ein  unerläßliches 
Gebot  der  SittUchlnitt  sondern  eine  Mafiregd  der  Zwedcmlfiigkeit,  die  dne 
Gewlhr  dafür  bietet»  daB  ein  geseteUcfaer  Sdieldnngsgnuid  Torllegt  Btaie 
Scheidung,  die  nach  ausländisdiem  Hechte  aus  einem  auch  von  dem  Inländischen 
Rechte  anerkannten  Scheidungsgrund  erfolgt,  wird  nicht  dadurch  zu  einer 
nach  der  einheimischen  Anschauung  unsittlichen  Hanrlltni^r,  daß  das  ausländi- 
sche Recht  für  die  Form  einer  Privatwillenserklärung  bestimmt,  die  auch 
einer  nach  der  einheimischen  Anschauung  unsittlichen  Scheidung  dienen  kann, 
CS  genügt,  daß  die  Scheidong,  die  in  der  Form  des  anslftndlsdien  Rechtes  Im 
Inisad  Tenrirklicht  werden  soil,  ihrem  Qmnde  nach  eine  auch  nach  der  ein- 
hefanischen  Anschaaiuig  zn  billigende  Scheidimg  ist  (Zitelmann  1 3fiO,  361). 
Das  prenfilscbe  Landrecht  hat  eine  „WillkUrscheidung"  nicht  grundsätzlich 
aosgoschlossen.  Nach  Teil  II  Tit.  1  §  816  konnten  ganz  kinderlose  Ehen 
auf  den  Grund  gegenseitiger  Einwilligung  getrennt  werden,  sobald  weder 
Leichtsinn,  noch  Übereilung,  noch  heimlicher  Zwang  von  einer  oder  andern 
Seite  zn  besorgen  war.  Hierbei  kam  der  gegenseitigen  Btowilligung  „der 
Chaiakter  einer  Tatsache  an,  anf  Qmnd  deren  der  Richter  die  Underlose  Ehe 
zu  scheiden  hat  (Brk.  des  RG  vom  11.  12.  90»  Jur,  Wöekensehrifi  1891 
S.  91  No.  11),  sofern  er  sich  nur  Uber  die  Bmstllchkelt  und  Freiheit  des 
Willens  der  Parteien  vergewisse  rt  hat 

Die  Scheidung  atjf  Grund  beidiTseitigen  Einverständnisses  war  nicht 
nur  statthaft,  wenn  die  Ehe  Uberhaupt  kinderlos  geblieben  war,  sondern  auch 
dann,  wenn  die  ans  der  Ehe  hervorgegangenen  Kinder  gestorben  waren 
fFürster.'BeeiuSt  Preuß.  PHvairechi,  7.  Anfl.  lY  106,  Dernburg, 
Prmß,  Priwtrteht,  4.  Anfl.  m  64  Note  43).  Dies  deutet  darauf,  dafi  die 
EinKhränknng  ilir  n  Grund  nicht  in  der  Auffassung  des  <3esetigel)ei8  Ton 
dt  m  sittlichen  Wesen  der  Ehe,  sondern  in  anderen  Erwägungen,  insbesondere 
in  der  Rücksicht  auf  die  gemeinschaftlii  lu  n  Kinder  hat.  Tn  anderen  deutscht  n 
Rechtsgrebieten,  in  denen  gleichfalls  Scheidung  auf  (Jrund  beider.seitigiT  Ein- 
wiUigung  zugelassen  war,  btstund  diese  Einscia aulauig  nicht,  sie  galt  im- 
besendere  weder  in  dem  ihdnisch-fraiuQstw^en  und  badlsdien  Rechte  {Code 
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Civil  Art.  233,  27ö  ää)  iiucli  da,  wo  koufessionelles  Recht  maßgebend  war, 
wie  £.  B.  in  Bajmi  für  das  jfldisclie  Bherecht  CFa9self  Da*  motaisdt- 
raHbinUch»  Zivilrecht  I  59  §  102,  S.  62  §  107,  Brlftaterong,  und  S.  65 

§  III,  Erläuterung;  Fränkel,  Gründl hiie  des  tnosaisch-talmudischen 
Eherechtes,  im  Jahresbericht  des  jUdisch-theologischen  Seminars  Fränkelscher 
Stiftung  186Ü,  S.  XVIV  2;  Bl.  f.  R.  A,  IM  101  ff.;  Fränkel,  JJaaJiidüche 
Eherecht  8.  79  nnd  S.  87  ff  ). 

Auch  die  bei  der  Beratung  des  Entwurfs  des  BGB  in  der  II.  Kommission 
gesfcellteii  Antrlge  auf  Znlastung  der  ScheUimg  »vf  Grand  des  beidoneitigen 
Einvetsttnditiaaea  IuImi  von  dum  Erl orderniaie  der  Kinderlosigkeit  abgeediai. 
(PratokolU       410,  420.) 

Es  läßt  sich  daher  wohl  die  Fragp  auf  werfen,  ob  der  Unterschied  zwischen 
den  Vorschriften  des  preuß.  Landrechtts  und  der  von  dem  Beklagten  be- 
haupteten Scheidung  auf  Qrund  beiderseitiger  Einwilligung  ein  so  wcseiitlicli«  r 
ist,  daß  dieser  im  Gebiete  des  preoß.  Laadrechtes  die  Wirksamkeit  versagt 
wenden  mnfite. 

Eine  Zerrattnng  der  Bbe,  die  nach  pzeoB.  Landreebt  Teil  II  Tit  I  $$  716 
bie  718  b  Grand  lu  einer  Sobddnng  wegen  nnftberwindlicbw  Abneigung  bieten 
lionnte,  bat  der  Beklagte  in  den  Vorinstanaen  nicht  behauptet ;  das  Bemfnngf> 

gericht  war  deshalb  nicht  verpflichttt,  seine  Annahme,  daß  eine  Zerrüttung 
des  ehelichen  Lebens  nicht  l)estanden  habe,  eingehender  zu  begründen.  Der 
Versuch,  die  Behauptung  in  der  Revisionsinstanz  nachzuholen,  muß  nach  den 
§§  Ö49,  561  ZPO  unbeaebtet  bleiben. 

Wäre  Yom  Standpunkte  dee  preoß.  Landrechtes  ans  der  behanpfietoi 
Scheidung  die  Wirlcsamkeit  an  Tctsagen,  eo  wOrde  damit  dem  Belrlagtaw  nicht 
ein  polygamisches  Verhältnis  aufgedrängt  werden.  Denn  aus  demselben 
Onimle,  der  (hi7ti  führte,  die  Scheidung  für  unwirksam  zu  erklären,  müßte 
auch  einer  VerpÜichtung  des  lieklagten  zu  £helichem  Zusamirn  nli^hen  mit 
seiner  zweiten  Frau  die  Anerkennung  verweigert  werden  (Zitelmann  l 
362,  363). 

Wie  fremde  Staaten  die  behauptete  Scheidung  beurteilen,  ist  für  die 
Anwendung  des  inlftndisdien  Bedites  belanglos.  Die  deutsche  Q«nchtsbarl(eit 

reicht  ni<  ht  über  das  Beichsgebiet  hinaus,  innerhalb  des  Bcichsgebietes  obliegt 
ihr  aber  die  Wahrang  der  dem  einheimischen  Rechte  zugrunde  li^^den  sitt- 

lidien  Anschauungen. 

Da  das  angefochtene  rrtcil  ;iuf  unrichtiger  Anwenilonir  von  Vorschriften 
des  bayer.  Landrechtes  und  de»  gtmeiueu  ikchtes  suwie  den  Art.  30  £G  z. 
BGB  beruht^  ma6  es  aufgehoben  werden. 

Mit  Rttcksicht  darauf,  daß  weder  die  behauptete  Scheidung  selbst  noch 
das  Einverständnis  der  Klftgerin  mit  ihr  festgestellt  ist  und  daß  das  der 
Entscheidung  zugrunde  zu  legende  preuß.  Landrecht,  das  in  keinem  Teile  des 
Bl  zirks  des  OLO  ^liinchen  in  Geltnnj/  irewesen  ist,  im  vorliegenden  Falle 
nach  j?  ÖVi}  Zi'U  uii  ht  zu  dm  Gesetzen  h*»rt.  auf  deren  Verletzung  die 
Revision  gestützt  werden  kann  (Ji^eue  Sammlung  von  Eutsch.  der  OLG 
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III  8i.  Avird  für  angemessen  eracbtet,  in  GemäBlieit  des  $  6tö  Ab>.  3  ZFO 
die  Entscheidung  im  vollen  L'mfange  dem  Bernfangsgerichte  anzuweisen,  dM 
fldDeneit  auch  Aber  die  Kosten  der  Revisioii  zu  entscheiden  haben  wird. 

Ellescheidung  von  Si  lm  eisern.  -  S  606  ZPO.  —  Huayer  Ehe- 
scheidunrjs-KoHvenUoH  12.  6.  02. 
OLG  Dresden  2H  lt.  tiö.  Müruer/Murncr,  9,  S.  ](fß/Oö.*J 
Die  Borufun^  dtr  Klä^'erin  tjrt'ir»>ii  das  am  2S.  6.  05  verkiindete  Urteil 
(itr  elftciu  Zivilkammer  des  LH  zu  DiesUeu  wird  zurückgewietieu. 

Ose  Koften  des  BemfuigBTerfslireiu  lallen  der  KUgetin  snr  Lisi. 

Tatbestand. 

Die  Klägerin  hat  beim  LO  Dresden  gegen  ihren  Mann,  den  Beklagten, 
der  —  wie  sie  selbst  im  Einklänge  mit  der  Heiratsurkunde  Bl.  1/2  der  Akten 
angegeben  hat  von  Ooburt  Schweizer  (Untertan  des  Kantons  Bern) 
ist.  Klaj;e  auf  Scht  idun^  ihr»  r  am  3.  8.  79  mit  ihm  vor  dem  Standesamte  zu 
touradädorf  eingegaugeucn  ii.he  erhoben,  weil  er  sie  böslich  verlassen  habe, 
indem  er  Ifereits  im  Jan!  1S86  ans  DaUwits  bei  Gzofienhain,  wo  sie  xoletst 
nit  ihm  gewohnt  habe,  weggegangen  sei  and  seitdem  nichts  wieder  Ton  sich 
und  seinem  Aufenthalte  liabe  hören  lassen. 

Das  LQ  hat  die  Klage  nach  schweizerischem  Eherechte  benrteilt,  danach 
für  sachlich  unlK'^rnndet  erklärt  nnd  auf  Kosten  der  Klägerin  abgewiesen. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  die  Klägerin  Beruiiiug  eingelegt,  mit  dem 
Antrage,  nach  der  Klagbitte  zu  erkennen,  den  Beklagten  auch  für  den 
Mhaldigcn  Teil  ni  erldttren. 

In  der  BemftmgsTerhandlnng  ist  das  angefochtene  Urteil  nebst  den 
darin  angeaogenen  AlctensteUen  nnd  ürkanden  Torgetragen  worden.  Znr 
Begrflndong  ihres  Rechtsmittels  nimmt  die  Klägerin  auf  ihr  tatsächliches 
Vorbringen  im  ersten  Rechtsgange  ße/iifj;  nnd  fülirt  dazu  auf  Gnmd  von 
Art.  17  und  27  EO  z.  BGB  aus,  daß  der  Rechtsstreit  nach  deutschem  £he- 
rechte  zu  entscheiden  sei. 

Dem  Beklagten  ist  wegen  nnbekanntoi  Anlenthaltes  sowohl  die 
Uage,  als  die  Bemfong  Slientlidi  sogesfeellt  worden.  Er  ist  in  beiden  In- 
stauen  nnvertreten  geblieben,  auch  zn  keinem  der  anberaumten  Termine 
penOnUdi  ersddeoen. 

Gründe. 

Das  LG  hat  im  Hinblicke  auf  die  unzweifelhaft  vorliegende  schweizerische 
Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  nach  Vorschrift  des  Art.  17  EG  x.  BGB 
den  Ton  der  KUgerin  als  Scfaeidongsgrund  geltend  gemachten  SachTerhalt 
an  der  Hand  des  Art.  46  des  schweiserischen  Bundesgesetxes,  betceffend 

die  Feststellung  und  Beurkundung  des  Zivilstandes  nnd  die  Ehe  vom  21.  12.  74 
rechtlidi  gewürdigt,  indessen  als  unznlftnglich  befanden  and  deshalb  die  Klage 
aas  materiellen  Gründen  abgewiesen. 

*)  lOtgetellt  von  Herrn  Oberlandesgericbtsrat  Sehtn^rt  in  Dresden. 
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Die  Vorinstanz  hätte  jedoch  überhaupt  riirht  in  der  Sarhr>  selbst 
erkennen  dürfen,  hätte  vielmehr  mit  Rücksicht  auf  §  ('Mi  Ali^.  4  ZPO  uud 
aus  der  Erwäguug,  daß  das  »chweizüriüche  Becht,  insonderheit  das  oben 
erwihnte  eehweiieHselie  ZiTitetandesgeseti  keiiieii  —  wie  docb  in  §  006 
Ahfl.  4  ZPO  TonuugttMtat  wird  —  poBitiven  ZuMiidlglraitq;ni]id  IBrdM 
Torliegendenlallt  «Bgemieiie  dentsche  Geridit  anfsteUt  (TgL  du  In  des 
Annalen  des  BerufungsgerickU  XXIY  649  ft.  ahgedruckte  Urteil  d« 
y.  Senats  vom  18.  9  02).  die  Klage  wegen  Unnutftndigkeit  des  aogernfcaca 
Gerichts  abweisen  müssen. 

AlUrdintrs  ist  gegenwartig  der  Recht'sstrfit  nicht  mehr  von  der  gestU- 
lieben  Grundlage  aus  zu  beurteilen,  die  zur  Zeit  der  Klagerhebung  (2. 5. 05) 
Qod  nur  Zdt  der  FUlung  des  angefo^tenra  Ürtdls  maQgebend  war. 

Laut  Bekanntmadmiig  de«  Betofaskanzlen  Tom  9.  8.  06  (RGBl  1909 
8.  718)  hat  die  Schweiz  daa  anBer  toh  anderen  Staaten  aneh  Ton  üir  ml 
dem  Dentschen  Reiche  mit  abgeaeblossene  Ilaager  , Abkommen  inr  Regclaof 
de»  Oeltungshereic)ies  der  Gesetze  und  der  Gerichtsbarkeit  auf  dem  G<^Wete 
der  Ehescheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett"  vom  12.  6.  02 
(RGBl  1W)4  S.  231ff  )  ratifiziert  und  die  Ratifikationsurkunde  am  17.7.(6 
im  Haag  hinterlegt.  Gemäß  seinem  Art.  12  ist  demnach  dieses  Ahkommen 
am  15. 9. 05  als  StaatsTertrag  fttr  das  Deutsche  Kelch  und  die  Schwell  in 
Kraft  getretMi. 

Dafi  es  aber  glddiwohl  auf  den  Torliegenden,  damals  beretts  aiihlqglgai, 
Beditsstieit  Anwendung  leidet,  ergibt  sich  aus  folgenden  Erwägungen: 

Das  Abkommen  stellt  eine  Kodifikation  des  internationalen  Ehe- 

scheidungs-  und  Ehcprozeßrechts  dar  und  enthält  demgemäß  teils  materielle« 
Ehererlit  (Art.  1—4  und  teils  pro7PH.sualc  Bestimmungen  fArt.  5—7^  — 
vgl.  Kahn,  Die  Uaager  Scheidnngskonvcntiüü  in  Ztsch.  XV'  125 fi.,  insbe- 
sondere S.  238  ff.  —  Solche  Kodi6kationen,  die  die  örtliche  Kollisioo  dtf 
Statuten  regeln,  lauen  sich  nnn  aonSdist  anfhssoi  als  Anwelsonges  an 
die  Geeichte  ni  der  Frage,  welches  Eechtssystem  sie  im  gegebenen  Fislle  dur 
Bntfldieidnng  angmnde  an  legen  haben.  Daraus  folgt  schon,  daß  sie  goua 
wie  neue  Prozeßgesetze  —  vgl.  Wach,  Handbuch  des  Zirilproseß- 
rechtes  1  211  und  214,  De  r  nhu  r g ,  Das  bürgerliche  Recht  I  §32  nnt^-t 
VII  S.  85  —  bei  jedem  unter  ihrer  Ilt  rrschaft  anhängigen  Rechtsstreite  i:t  - 
handhabt  werden  müssen  —  vgl  autli  das  Urteil  der  Appellationskaiomtr 
des  Obcrgcrichtcs  Zürich  vom  U.  4.  94  in  Ztsch.  IV  597  — . 

Zu  dem  gleichen  Ergebnisse  gelaugt,  wer  die  Anwuidbarfccit  dss 
Abkommens  nicht  sowohl  nach  seinem  &afiwen  Anlafi  nnd  Zweck,  der  Begdn^ 
von  StatntenkoUisionen,  sondern  vielmehr  nach  seinem  inneren  Cbarakt«f. 
nach  dem  Sinn  und  Wesen  der  in  ihm  enthaltenen  Beditss&tse  bestimmt 
Di  n  prozessualen  Nonnen  des  Abkommens  um  dieser  ihrer  Eigenschaft  w^illeD 
den  Vorzug  sofortiger  .Viiw(-ndl>ai  keit  vur  den  übrigon  matenellrechtli-!»«*» 
BestimmnniTPn  darin  zuzu'jestt  hen,  ist  zwar  nicht  angängig.  Vieimrhr  niuB 
die  Auweudbaikeit  des  Abkommens,  suUeu  nicht  bedeukliche  L'usicberhdUB 
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und  Unzuträglichkciton  die  Folge  sein,  einheitlich  nach  seinem  Gesamt- 
charakter  und  mit  Rijrl.-sicht  auch  auf  seine  raatf^rif'llen  K^cbUisätze 
entschiedea  werden.  Indessen  trägt  gerade  das  materielle  Eherecht  ein  öfieut- 
lichrechtUches  Gepräge  and  heischt  aus  diesem  Grande  ebenso  wie  das  Proaeß- 
nelit  aJsbtldIge  Anweadang  au!  alle  bei  aelnem  Intanfttreten  anbSogigeii 
IHifmrhfii 

Diese  Eigen tdmlichkeit  des  Eherechts  stellt  z.  B.  Affolter,  Dtts 
intertemporale  Hecht  1.  Bd.  2.  Teil:  System  des  deutschen  bürgerlichen 
Übergangsrechtes  S.  -47  unten,  6.  4i<  oben  und  Anm.  2.  vgl.  auch  Ü.  51,  ganz 
allgemein  für  die  Ehegesfty.trebang  des  11).  Jahrhunderts  fest,  soweit  sich 
letztere  aui  ÄSiciitigkeit,  Aniechtbarkeit  und  Scheidung  der  Ehe  bezieht. 

lo  der  Tat  bemht  aadi  der  Axt  201  EO  BOB  anf  dieaem  Ontiid- 
gadaaken  —  Tgl.  MoHm  mim  ersten  Sittwurfe  dee  EO-  &  888  n.  889. 

So  ist  es  denn  eine  durchaus  statthaftOi  ja  gebotene  Schlußfolgerung 
aas  der  publizistischen  Natur  des  Haager  Abkommens  und  seines  materiellen 
Ehescbeidungsrechtes,  daß  die  bei  seinem  Inkrafttreten  bereits  rechtshängigeit 
Eliesachen  von  dieaem  Tage  ab  seiner  Herrschaft  unterworfen  werden. 

Das  Beruiung^ericbt  hat  nach  alledem  dieses  Abkommen  seiner  Ent- 
idieidttng  zngfonte  n  legen  mid  sa  prOfen,  ob  aiidi  naob  dieaem  Geaetae 
das  mit  der  Bemfniig  wiederbolfte  Klagbegduen  acbon  an  der  Unzostftndig' 
keit  dea  angemleneii  deatechen  Qeiiebta  aeheitem  mflaie. 

In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  anszufübren : 

Art.  5  des  Abkommens  geht  davon  ans,  daß  die  Gerichtsbarkeit  für 
Scheidungsklagen  in  erster  Linie  dem  Heimatstaate  der  Ehegatten, 
d.  i.  im  vorliegefiden  Falle;  der  Schweiz,  da  beide  Ehegatten  —  die  Klägerin 
daieb  Ibre  Vttbeitattmg  mit  elneai  Scbweiier  —  aohwelietfcMshe  Staatsan* 
gdiffrige  aii|d  —  vgl.  |  18  Zill.  6  dei  Ges.  Uber  die  Enrerbnng  und  den 
Terinat  der  Beieba-  uid  StaataaogebSrigkeit  jom  1. 6. 70  uid  Art  So  Abs.  4 
des  schweizerischen  Bundesgesetzes,  betr.  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Zivilstandes  und  die  Ehe,  vom  24.  12.  74.  sowie  .\rt.  3  des  Schweizer  Biindes- 
gesetzes  l)etr.  die  Erteilung  des  Schweizerbürgerrechtp  nnrl  den  Verzicht  auf 
dasselbe  vom  3.  Heunionat  18%,  abgedruckt  im  „RecliU^bucti- ,  herausgegeben 
▼00  Dr.  P.  Wolf  im  Auftrage  des  Bundesrates,  ingleichen  Art.  Ö4  der 
BoiMleamlaasiiag  —  natdit^  und  da0  nur  insoweit^  als  desaen  Geaets  eine 
•lawdilieBHdie  Geridttsbarkeit  nicht  in  Anspruch  nimmt,  die  Klage  auch  bei 
dem  Ehegerichte  des  Wohnsitzes  der  Ehegatten  oder  —  nach  Befindi  n  — 
des  Beklagten  erhoben  werden  kann  —  vgl.  die  in  Ztsch.  XIV  ;')(t7  u.  ."j24ff, 
abgpdrnrkte.  vom  Reichskanzler  dem  Reichstage  seiner  Zeit  unterbreitete 
Deakäcbnft  zu  dem  Abkommen  8.  5S3ff.,  iDsbeü.      536  zu  Art.  ö.  — 

Die  Zuständigkeit  deutscher  Gerichte,  die  Ehescheidung  Uber  schweize- 
lildie  Ehegatt»  anazn^iedien,  hftngt  also  gegenwärtig  nicht  mehr  wie 
fiVher  ffgL  Uerflber  die  AosfOhningen  in  dem  obra  aages<^eiien  Urteile 
des  5.  Senates  des  Berufungsgerichtes  Bl.  540  —  von  ihrer  ausdrücklichen 
ZoBttndigkettserklärang  dnrah  eine  positive  Znstilndigkeitaiorm  der  schweize- 
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rischen  Gesetzp^phnnfr.  sondern  lediglich  davon  nh.  ob  die  Schweiz  ffär  die 
Scheidungsprozesse  ihrer  Staatsangehörigen  schlechtweg  foder  etwa  mir  für 
gewisse  Personenkreise  solcher)  eine  ausschließliche  üericlitsbarkeit  in  Anspruch 
nimmt  oder  nicht.  Däfern  und  insoweit  eine  solche  ausschlieliliche  Gerichts- 
tiarkeit  der  Sdiweix  Bach  den  achweizeriBchen  Geaetien  bestdit,  gebridit  et 
den  dentacben  Gerichten  nadi  Art  5  (vorletzter  8ati)  des  Haager  Ehe- 
echeidungsuhkommens  an  der  Zuständigkeit  fOr  die  SchndnngBldagen  swiadien 
achweizeri sehen  Eheleuten. 

Nun  herrscht  allerdings  über  das  Bestehen  einer  solchen  ausschließlichen 
(die  au>!lä,ndiscbon  Gerichte  ausschließenden"!  Gerichtsbarkeit  der  Schwpir  Ober 
ihre  Untertanen  bei  den  dortigen  Gerichten  Streit  —  vgl.  das  mehrerwüiiuie 
oberlande^erichtliehe  Urteil  — . 

Dieser  dreht  sich  hanpttftchlieh  um  die  Andegnng  des  Art.  48  des 
schweizerischen  Bantlesiresetzes,  betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Zivilstandes  und  die  Ehe  vom  24.  12.  74,  welche  Gesetzesstelle  folgendermaßen 
lautet:  .Ehescheidiinijsklagen  und  Klagen  auf  Ungfllttgkcit  einer  Ehe  sind 
bei  di  in  (ierichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  anzubringen"  nnd  im  Alis  2  : 
„Beiiii  Abgange  eines  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  kann  die  Klage  am  Heimat- 
(Borger-)  Orte  oder  am  letzten  schweiierisdien  Wohaorle  des  Bhemanaes 
angebracht  werden*.  Nadi  der  Anslegong,  welcihe  diese  GesetiesTorschrill 
von  dem  Schweixer  Boadesrat  nnd  Bnndesgericht  st&ndig  —  TgL  n.  a.  anch 
die  mehrfach  angezogene  Zvifsrhrift  für  intern.  Privat-  und  Straf  recht 
I  93  —  gefunden  hat  nnd  an  der  der  Bundesrat  auch  noch  in  neuester  Zeit 
festhält  —  vgl.  dessen  Bedchluß  vom  17.  11.  03  XIV  III  der  eben  bezeichneten 
Zeitschrift  ist  unter  dem  in  Art.  43  erwähnten  Wohnsitz  aosscblieblicb 
derjenige  in  der  Sehvdz  zu  yerstek^,  weshalb  nadi  der  Anflassnog  ^ 
genannte  Behörden,  die  als  die  in  der  Schweiz  vorherrschende  bezeichnet 
weiden  darf r  für  die  in  Art  43  aufgettlhrten  Klagen  die  Znsttadlgkeit  aos- 
Iftndiecher  Gerichte  schlechthin  ansgeschl ossen  ist  und  den  Urteilen 
dieser  Oerirhte  Ober  solche  hei  ihnen  angebrachte  Klagen  in  der  Schweiz 
keinerlei  W  irksam keit  zukommt.*)  Es  sprechen  denn  anch  übenrieerende 
Gründe  für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassting.  Wie  schon  der  erkennende 
Senat  znr  Rhesache  Kappeler  9  S  25/04  in  seinem  Urteile  vom  21.  6. 04 
anigeftthrt  hat,  stimmt  mit  der  Annahme  einer  solchen  awssehlieMichen  Ge- 
richtsbarkeit namentlich  der  Umstand  ttberein,  daB  in  dem  graannten  SStU- 
Stands-  und  Ehegesetze  dar  Schweiz  sonst  keinerlei  Bestimmungen  darfiber, 
wie  es  mit  der  Anerkennung  ausländischer  T^rteile  in  Ehesachen  gehalten 
werden  solle,  getroffen  worden  sind,  l^nd  der  Mangel  solcher  Vorschriften 
wHre  doch  gewü]  auffäliig,  wenn  die  Zuätündigkeit  ausländischer  Gericht« 
nicht  hätte  verneint  werden  sollen.  Denn  daß  ausländische  Urteile  in  Ehe- 
sachen schweizerischer  Staatsangdigriger  sddeeiithin  ohne  jede  OeiriUir  Iflr 
die  Beobachtung  der  in  Art  46  bis  47  des  genannten  Bnndesgesetzes  Tor- 

*)  Anm.  des  Einsenders:  Dies  bestätigt  anch  Dr.  Meili  in  der 
Schteeizeriseheu  Juristen-Ztg.  I.  Jg.  S.  220. 
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gesehenen  materiellrechtlichen  Bestimm unt'en  —  vgl.  Ztsch.  X  492  —  hätten 
anerkannt  werden  sollen,  ist  nicht  auzuuehmen.  Wie  dauu  in  Art.  25  Abs.  3 
and  Art.  54  des  geoannteu  Üundesgesetzes  die  Anerkennang  tou  im  Auälaiuli> 
gweUoiteiieii  Khen  TwgMdiMi  iit  und  Art.  66  daielbit  wegen  Sofaeidungä- 
nd  Nidifeigkeltaidige»  gegen  Mtal&ndiacbe  Ebegatten  Nftherea  anordnet,  so 
würde  auch  eine  aasdrackliche  Bestimmung  Uber  Anerkennung  ansl&ndiBcher 
Scbeidungsorteile  keinesfalls  unterblieben  sein,  wenn  nicht  schon  ans  Art.  48 
zn  folgern  sein  sollte,  daß  diesen  ürteilen  im  Inlande  die  Anerkennung  ver- 
sagt sei.  Aus  Art.  5ü  geht  selbstverstiindlich  nicht  hervor,  daß.  wie  unter 
Cmatänden  in  der  Schweiz  gegen  ausländische  ii^hegatten,  su  umgekehrt  im 
Amlande  gegen  aehwelteilnlie  Bhegntton  Klagen  aal  Sciieidiing  der  Ehe  an- 
gebtaciht  weiden  konnten.  Bei  da  vom  Qeeetse  angestcebtoi  einbeitliclien 
Regelung  des  materiellen  nnd  wichtiger  Fragen  des  formellen  Eheaeheidongi- 
rechts  kann  schließlich  auch  nicht  dafür  gehalten  werden,  dafi  ee  die  Frage 
der  Anerkennung  und  VoUstreckharkeit  uu.sländischer  Urteile  gegen  schweize- 
mcbe  Ehegatten  der  kantonalen  Gesetzgebung  zur  Regelung  überlassen  hätte. 

Auf  diese  Ehescheidungs-GerichtsUarkeit  hat  auch  das  spätere  Bundes- 
gesetz, bete,  die  ziTilrechtUcben  Verhältnisae  der  Niedergelassenen  nnd  Aofent- 
bilter  vom  25. 6. 91  Iceinen  Indemden  BinfloB  geübt  Art.  28  dieses  Oesetaes 
beMgt  allerdinga:  .Soweit  nicht  StaatSTertMge  besondere  Bestlmmnngen 
enthalten,  gelten  für  die  porsonen-.  familien-  und  erbrechtlichen  Verhältnisse 
der  Schweizer,  welche  im  Auslände  ihren  \\'ohn8itz  haben,  folgende  Regeln: 
 Ziff.  2;  Sind  diese  Schweizer  nach  Muügahe  der  ausländischen  Oesetz- 
gebung  dem  inländischen  Rechte  nicht  unterworfen,  so  unterstehen  ^ie  dem 
Hechte  ni^  dem  Gerichtsstände  des  Ueimatkantons."  Mag  hierin  immerhin 
—  wie  Planck,  EG  ».  BQB  3.  AnfL  an  Art.  27,  Anm.  Sc  S.  106  darlegt  — 
hinsiehtUch  der  im  schweiaerischen  Aaslande  wohnoiden  Schweis^  dne  Ver- 
weisong  auf  dis  ansHLndische  Personen-,  Familien-  und  Erbrecht  ihres  Wohn- 
sitzes liegen,  znfolge  deren  Recht  und  Gerichtsstand  der  Schweiz  nnr  ans- 
hilfsweise,  erst  in  zweitiT  Linie,  fall.s  das  auHländisehe  Wohnsitzrecbt  nicht 
anwendbar  sein  will,  zur  liiltung  kuuuuen.  Jedenfalls  läüt  aich  der  allge- 
mein gehaltenen  Fasiäuug  die^eä  Art.  28  (,  familien  rechtliche  Verhältnisse") 
kein  ansreidiender  Anhalt  dalttr  entnehmen,  dafl  er  gerade  die  aosscbließliche 
Gerichtsbarkeit  der  Schweis  in  Bhescheidongs-  nnd  Nichtigkeitsprossflsen 
ihrer  Staatsangehörigen  habe  durchbrechen  und  das  eigens  von  diesem  Gegen- 
stände handelnde  Zivilstands-  und  Ehegesetz  vom  24. 12. 74  (die  lex  »pBcialut) 
habe  insoweit  außer  Kraft  setzen  wollen 

Daher  hat  man  davon  auszugehen,  daij  die  S(  hweizer  Gesetzgebung 
einen  ausländischen  Gerichtsstand  bei  den  im  Art.  43  des  erwähnten  Gesetzes 
beaeichneten  Ehestieitigkeiten  aosgeschlossen  bat  Infolgedessen  war  die 
Berafong  der  Kllgerin  als  nnbegrOndet  auflckauwelsen,  weil  sie  bei  einem 
aor  Scheidnng  ihrer  Bhe  nicht  mutindigen  Gerichte  ihre  Klage  erhoben  hat 
(Art.  5  des  Haager  Abkommens  vom  12.  6.  02)  und  dennoch  sich  durch  das, 
diese  abweisende,  angefochtene  Urteil  mit  Recht  nicht  beschwert  finden  kann. 
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übrigens  würde  die  Bt-rnfmi^,  anrli  w^nn  man  in  der  Sache  seifest  h"<tte 
erkennen  dürfen,  erfolglos  gewesen  sein.  Denn  nach  Art.  1  und  2  d<^  eben 
erwähnten  Abkommens  wäre  die  begehrte  Scheidung  noter  allen  ümständea 
nur  duin  rannvreelNii,  wenn  de  nMb  sobweiseriichem  Shomlit« 
grttndet  wUe,  olne  gegen  dentsohes  Bhenelit  na  Tentofien.  Baft  nber  im 
vorliegenden  Pklle  die  Bedingungen,  die  du  Mlnn^seriaolie  Mlm^Ait  fflr  die 
Scheidung  wegen  böslicher  Verlassung  aufstellt,  nicht  erfüllt  sind,  daß  riel- 
mehr  die  KlHj^crin  vor  ilcr  Klagerhebung  eine  richterliche  Anffortlerung  an 
den  Beklagten,  binnen  ü  Monaten  zurückzukehren,  hätte  ergeben  lassen  \u\d 
deren  Erfolg  abwarten  sollen,  dies  alles  hat  bereits  das  LG  zutr^Beiid 
dargelegt. 

Znsatz  des  Einsenders:  Daß  die  Sohweiz  aneh  noch  nachdem  sie 
das  Haager  Scheidun^sabkoramen  ratifiziert  hat.  an  ihrem  früheren,  im  ohm 
mitgeteilten  Urteil  des  OLG  Dresden  besprodienen,  exklusiven  Standpunkt 
lestzohalten  gedenkt,  daran!  weist  ancb  der  Umstand  liin,  dafi  in  der  Bot- 
schaft des  Sch\v(  izer  Biimb  srates  zur  TTaager  Konvention  (Bbl  1W4  Y  S8n> 
ausgefiUirt  wird:  ,Da  Art.  43  des  Zivüstandsgesetsee,  wenigstens  nach  der 
hernchenden  Anfnasnng,  einen  anssoblieBUcMii  O«4ohts8tand  am  letsten 
Wohnort  oder  Heimatsort  aufstellt,  so  können  SchwelMr  im  Anstand  nnr  in 
der  Schweiz  eine  Scheidungsklage  anbringen." 

Allerdings  hat  derselbe  Bundesrat,  worauf  Rechtsanwalt  Dr.  Ott  in 
Zürich  in  der  Schweiz.  Jur.-Ztg.  II.  Jahrg.  Bl.  98  unter  Hinweis  ml 
Meilis  Intern.  Zirilprozc Brecht  II  22S  ff  aufmerksam  macht,  noch  in 
neuerer  Zeit  (jedenlallä  abtr  vor  dem  aia  1.")  it  05  erfolgten  Inkrafttreten 
der  Iiaag(>r  S<^heidnngskonvention  für  die  Schwi  i/.  die  Zuständigkeit  ans- 
l&ndischer  Konsnlargerichtc  zur  Schfidniifr  jitliMeizerisrber  Ehen  anerkannt. 

Demgegenüber  erklärt  es  Dr.  Ott  in  seinem  erwähnten  Aufsatz  noo- 
mebr  für  die  Pfliekt  der  nistlndigen  Organe  der  Sdiwda  gegebenen  Fallet 
klipp  und  klar  auszusprechen,  ob  an  der  frilbcron,  noch  in  der  ensilbnlen 
buudesrätUchen  Botschaft  vertretenen  Auffassung  festgehalten  werde.  Datt 
Uerflber  Klarheit  geschaffen  werde,  verlange  Art.  5  Ziff.  8  des  internationalen 
Sdieidunprsa l !  i  i  u-ns. 

Dem  ist  beizutreten.  Insbesondere  dürfte  eine  derartige  baldige  Klar- 
stellung auch  im  Literesse  der  nldit  in  der  Schweia,  sondern  in  einem  der 
flbrigen  Vertragsstaaten  wohnenden  und  Recht  in  Ehestreitigkeiten  suchenden 
Hrbwoi/er  liegetti  Wie  namentlich  das  oben  mitgeteilte  Urteil  des  OLG 
Dresden  zeigt. 

1)  Art.  14  m  g.  BGB  ist  auf  die  ünterhaU^flUM  am- 
Idndisdker  (portugiesischer)  Bhegaiten  analog  anmtwenäen.^ 

2)  Das  BUckveneeisungsprimip  des  Art,  27  EG  e,  BGB 
ist  auch  im  FäUe  der  analogen  Anwendung  der  einseitigen 

Kollisionsnormen  des  EG  s.  BGB  anmwendsn,  V 

(BB  16.  2.  06;  Nobr^Nobn;  Hep.  IV  892/06^ 

Tatbestand. 

Die  Parteien  haben  am  23.  5.  99  die  Eht  miteinander  prcschlossen.  Be- 
klagter ist  portngiesischer  ätaatsangeböiiger  and  Icatholischen  Bekenntniasesi 

^)  Mitgeteilt  von  Herrn  Senatspräsidoiten  Dr.  Martin  in  Hamburg. 
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Klägerin  die  Tochter  deatscher  Eltern  und  jüdischen  Qlaubens,  gewohnt 
kilx-ii  sie  st'it  ibrrr  Ehoschlu-ßung  in  Hamburg,  wohin  der  Bfklaj^te  im  Jahre 
Ifi^'.M)  gekommen  ist  und  wo  sich  der  Wohnnitz  der  Parteien  auch  jetzt  noch 
betüidet.  Bald  nach  der  Eheschüeüunsj;  kam  es  zwischen  den  (Jatten  zn 
Streitigkeiten,  die  dazu  iuhrteu,  daü  Kiogerin  an!  Scheidung  klagte.  Durch 
xechtikcftftig  gewoidenM  Urteil  des  LO  Hamlmrg  voai  14. 11.  08  wuide  ste 
mit  ibzer  Klage  abgewieMD  ind  «af  Widerklage  des  Beklagten  inr  Her- 
steUang  der  bKaslieheii  OemeiiiBdiaft  Terurteilt.  KiSgerin  war  darauf  baoeit, 
diesem  Urteile  Folge  zu  leisten,  Bekfaqsfeer  -verwei<;erte  ihr  jedoch  jetzt  die 
Aufnahme.  Kliigt^rin  erhob  deshalb  von  neuem  Klaffe  und  erwirkte  ein  eben- 
ialls  recbf skräftig  gewordenes  ITrtJüil  dea  L(i  Hamburt;  vom  13.  7.  OH.  durch 
das  Hekl.iuur  schuldig  erkannt  wurde,  die  häusliche  (Jemeinschaft  herzustellen. 
Hierzu  hat  derselbe  sich  indes  seither  nicht  verstehen  wollen. 

Während  des  Scheidungsprozesses  wurde  dem  iiek lauten  durch  einst- 
weilige Verfügung  des  LG  Tom  22. 1.  02  aufgegeben,  der  Klägerin  für  deren 
ünterlialt  Tom  20. 1. 02  ab  bia  nur  Beendigung  des  Beebtestieite,  längstens 
aber  auf  die  Dauer  aweier  Jalne  monatlich  160  an  zahlen.  Anf  üirefl 
Antrag  wurde  daneben  nooli  onter  dem  22. 9. 02  der  dingliche  Arrest  anf 
Höhe  von  20000  JL  zur  Sicherung  ihres  Anspruchs  anf  Ersatz  des  von  ihr 
eingebrachten  Hausrats  für  den  Fall  der  S(heidnng  angeordnet.  Beklagter 
erhob  hiergegen  WiderspnK  h  und  es  kam  vor  dem  LG  am  7.  10.  02  7u  einem 
Vergleich,  inhalts  dessen  iSeklagter  der  Klägerin  die  einifebrachten  Sachen 
(zum  größten  Teil)  zurückgab,  ihr  die  bisherige,  auf  den  1 .  April  gekündigte 
Wohnnng  ttheriieB  ni^  sich  «ir  Zahlung  der  noch  sn  entriclitenden  Miete 
▼erplüchtete,  wogegen  Klftgerin  für  die  Zelt  von  6  Monaten  vom  20. 11. 02 
ab  ihren  Anspruch  auf  die  ünterhaltsreate  anf  100  JL  im  Monat  ermäßigte. 
Gleichseitig  erklärte  sie,  daß  sie,  falls  ihr  dem  Vergleich  entsprechend  die 
Hnjrehrachten  Sachen  anspehändiirt  und  die  üntorhaltsboträge  wie  bisher 
pünktlich  gezahlt  würden,  rücksiclitlich  dieser  .\nsprüche  irgend  welche  Zwangs* 
maßr<  j;eln  ß^egen  den  Bekhij^ten  nicht  einleiten  werde. 

Klägerin  ließ  später  einen  groüen  Teil  dos  Hausrats  versteigern  und 
verbrauchte  den  Erlös,  Alsdann  erhob  sie  die  gegenwärtig  vorliegende  Klage 
nnd  beantragte,  indem  sie  geltend  machte,  daß  Beklagter  dem  gegen  ihn  er» 
gangenen  Urteil  aar  Herstellong  der  hftnsUcben  Gemeinschaft  nicht  Folge 
leiste,  sie  mithin  den  standesgemäßen  Unterhalt  außerhalb  der  ehelichen 
Wohnnng  fordern  könne  nnd  seinem  inzwischen  gestiegenen  Einkoromen  eine 
Zahlung  von  .3000  JL  im  Jahre  entspreche,  Verurteilung  des  Beklagten,  ihr 
an  Stelle  der  bisher  gezahlten  Unterhaitsgelder  von  150  JL  in  Zukunft  2ö0  JL 
monatlii-h  zu  zahlen. 

Durch  Urteil  der  Ii  Zivilkammer  des  LG  Ilaiiiburg  vom  3.  .3.  06  wurde 
nach  dtm  Klageantrag  erkannt  und  zwar  dahin,  daß  Beklagter  den  Betraf? 
von  250  JL  vom  Tage  der  Zustellung  der  Klage  ab  zu  zahlen  habe.  Aut 
Bemfnng  des  Beklagten  wnrde  dies  Urteil  durch  Urteil  des  IV.  ZivÜienats 
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des  HanscatLsrltc?!  OLG  zu  Hamburg  vom  9.  ß,  05  nnr  dnijin  geändert,  dafi 
der  Betrag  der  L  nttsrbaltsrente  auf  2(X)      im  Monat  herabgesetzt  ward. 

Nonmebi  bat  Beklagter  Rerisioii  eingeigt  und  beantragt,  unter  Auf- 
hebnng  des  uigefoohteiMD  üiteüs  tebier  BeniAmg  in  voHen  Unfuige  statt- 
sugeben  und  die  Klage  abiaweiieii,  wihreod  Kligerin  die  Znifldnreiffaig 
der  Eevision  beantragt. 

Der  Sachverbalt  ist  in  ÜtewiinstiiHwmng  mit  den  ecgangsimi  Urtdlen 
Torgetragen  worden. 

Entscheiduiigsgründe. 

Beide  Instanzgerichte  sind  der  Ansicht,  daß  der  Vergleich  vom  7.  10.  02 
dm  Anqinich  der  KUgerin  nicht  entgegensteht  md  flbsriiattpt  nidit  in  Be> 
tracbt  sn  sieboi  ist  Das  Berufongsgericht  ist  dieser  Ansicht»  weil  der  Ver- 
gleich nur  den  dorah  die  einstweUige  Terfdgong  des  LG  Toin  2&  1.  OB  ge- 
regelten Unterhalt  der  Klägerin  zum  Gegenstand  gdmbt,  also  nor  die  Frage 
bf'troRcn  liabc.  wit  vii  1  f1<  r  Beklagte  der  Klägerin  während  der  Dauer  des 
damals  schwebenden  hchüdungsprozesses  zahlen  miis.'^f  Diese  Auslegung  ist 
nicht  zu  beanstanden,  insbesondere  kann  nicht  aiicrkanut  werden,  datt  das 
Berufungsgericht  den  Sachverhalt  nicht  erschöpfend  gewUrdigt  habe. 

Bei  der  demnach  völlig  freten  Benrteilong  des  Klaganspmdis  kommt 
in  Betracht^  dafi  die  Parteien  lieide  portogiesisdie  Staatsaogeh&rige  sind,  da 
Kl&gerin  durch  ihre  Heirat  die  hamburgische  Staatsangehörigkeit  vt-rloren 
und  die  ihres  Gatten  (.iworben  hat.  Es  folgt  das  aus  §  13  Nr.  ö  des  Ge- 
setzes über  die  Erwerbung'  und  den  Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörig- 
keit vom  1.  6.  70  {bun(it\^<jf^ctgMntt  S  355)  und  Art.  18  Nr.  6  des  por- 
tugiesischen BGB  (Codigo  Ciuil  Portuyucz)  vom  1.  7.  Ci.  Hiervon  sind 
andi  das  LG  wie  das  Berofongsgcricht  aasgegangen,  obschon  letatnes  sich 
hierttber  nicht  ansgespmhen  hat.  Oleichwohl  haben  beide  Instanigerichte 
das  deutsche  Recht  für  maßgebend  erachtet,  jedoch  ans  verschiedenen  Qrttnden. 
Das  L(i  hat  angenomuirn.  daß  für  die  persönlichen  ehtslteziehnngen  der 
Gatten  zueinander  und  deshalb  auch  für  die  Unterhalt sijUieht  das  B<<ht 
ihres  Heiuiatsstaates  liestinimend  si  i,  im  vorliegenden  Fall  also  purtu^ii  siM.liis. 
Recht;  es  hat  aber  ferner  ungenoramen..  daii  nach  portugiesischem  Kechte  in 
Ansehung  der  UntiHdialtspflicht  das  Aedit  des  Wobniitses  sor  Anwendung 
gelange  nnd  dafi  d^alh  der  Rechtsstreit  nach  dentschem  Rechte  an  ent- 
scheiden sei.  Das  Berufungsgericht  ist  dagegen  der  Ansicht,  daß  das  deutsche 
Recht  von  vornhcreLn  maliu«  lend  sei,  weil  in  dem  einheimischen  Rechte  eine 
au^driirkHrhe  Bestimmung  fehb',  es  aber  nirht  nur  der  Nnttir  der  .^arhe. 
sondern  auch  dem  öfft-ntlirbcn  Interesse  ent>iui'che.  duU  für  ausländische 
GatU'n,  wenn  sie  in  Deutschland  getrennt  leben,  die  Frage  des  Unterhalts 
ebenso  geregelt  werde  wie  für  deutsche  im  blande  Toneinander  getrennt 
lebende  Qatten. 

Die  Erwägnng  des  Bemfongsgerichts  steht  im  Einklänge  mit  einem 
Urteile  des  Hanseatischen  OLG  vom  28.  10. 04  (Hanseatische  Gerichts- 
geiiuug  1901  Beiblatt  Nr.  1Ö4,  auch  mitgeteilt  in  der  Eechtsprechung 
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<fer  OLG  IX  445)>),  kum  Jedoch  nidit  geUUigt  wMden.  Riöhtig  iat  es, 
daft  getetsliche  y<»acAizifleB  ttber  dM  in  Fftllen  der  vorliegenden  Art  maß- 
gebende Recht  fehlen,  namentlich  im  EG  z.  BGB  nicht  enthalten  sind. 

Während  der  Vorarheitcn  r.nm  B^rR  wTirde  von  der  1.  Kommission  das  inter- 
nationale Recht  in  ihre  Entwürfe  nicht  aufgenommen  wobl  aber  ein  voll- 
ötändij^er  Entwurf  aiisgearheit^t.  Die  2.  Kommission  beschloß  seine  Auf- 
nahme in  das  BGB  als  ü.  Buch  und  unterzog  sich  der  Durchberatnng,  der 
Bnndeenkt  dagegen  ließ  das  6.  Bndi  fallen  und  nahm  in  die  ReiciiBtegBvorlage, 
vnd  swar  in  daa  EG,  nnr  einige  Beatimmnngen  m%  die,  neben  einigen  wttter- 
gebenden  Amnahmen,  aieh  anf  die  Abgieniong  des  deatachen  Rechts  he- 
sdurinken.  Die  Yofsohlige  des  Bandesrats  sind  im  wesentlichen  Geseti 
geworden. 

In  dem  Entwürfe  dar  1.  Kommission  (vcröfientUcht  ia  dea  Protokoll»» 
der  2.  Kommission  VI  8-12)  lautete  §  9: 

Die  persönlichen  Rechtsbczichnngen  der  Ehrfrntten  zueinander 
werden  nach  den  Gesetzen  des  Staates  beurteilt^  welchem  der  Ehe- 
mann aiigehfirt. 

Diese  Bestimmung  wurde  von  der  2.  Kommission  unbeanstandet  an- 
genommen {Frotokolle  VI  51)  und  ging  in  den  t»ug.  II.  Entwurf  als  §  2246, 
In  den  sog.  revidierten  IL  Entwurf  (die  Vorlage  an  den  Bondcsrat)  ab 
§  2371  des  d.  Buche  wörtlich  fast  nnverSndert  Uber.  Der  Bnndesrat  dagegen' 
stellte  in  das  BQ  der  R^lemngsvorlage  ein  als  Art.  13: 

Die  persOnliehen  Rechtsbesiehungen  deatocher  Ehegatten  mein- 
ander  werden  nach  den  deutschen  Gesetzen  bcorteilt,  anch  wenn 
die  Ehegatten  Ihren  Wehasits  im  Anstände  haben. 

Die  deutschen  Gesetze  finden  auch  Anwendung,  wenn  der  3Iann 
die  Rcichsangehörigkeit  verloren,  die  Frau  nbf«r  behalten  hat. 
Damit  stimmt  Art.  14  des  EG  z.  BGB  wörtlich  überein. 
Ans  dies«»r  Entst«'hungsgeschichte  darf  selbstverständlich  nicht  gefolgert 
werden,  daü  Art.  14  des  EG  z.  BGB  in  dem  Sinne  gelte,  den  die  beiden 
KommissioDeB  mit  ihren  VorBcbliigen  verbanden,  demi  diese  Yorscfallge  sind 
gelallen.  Der  Ornnd  Ist  niebt  TerDffentlieht,  aber  wohl  in  politischen  Be< 
denken  sn  suchen  nnd  in  der  BrwBgong,  daß  die  EntwieUnng  des  inter- 
nationalen Privatreehts  sich  im  Hnß  befindet.  Allein  wenn  auch  die  Beweg* 
gründe  andere  gewesen  sein  sollten,  dürfte  aus  der  Tatsache,  daß  die  Kom- 
missifMisvorschlii^ie  verworfen  wurden,  nicht  entnommen  werden,  daLf  deshalb 
das  Gegenteil  gelte,  denn  hiervon  entliiilt  das  Gesetz  nichts  Es  ist  vielmehr 
dasjenige  Recht  anzuwenden,  das  den  (irundbüticen  des  internationalen  Rechts 
entspricht  nnd  swar  den  nach  dertiehem  Becbte  geltendtti  (vgl.  Entsehei- 
Ounfen  des  Xefekageriekts  in  Zitüaaeken  LV  349).  Bei  der  Ermittelung, 
was  nach  dentschem  Rechte  gilt,  ist  aber  snf  die  allgemeine  RecfatBUberzengnng 


1)  Abgedmclct  Ztech.  XY  321.  —  Red. 
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Rücksicht  za  nehmen;  denn  allgemein  anerkannte  Rechtnllie  siad,  weuB 
nidit  besondere  Gründe  entfi;egenst«hen,  aoch  in  Dcnt.schland  zn  b-f-.l£ren. 

Im  internationalen  Privatrechte  wurde  das  Fer^onalstatut  früher  viel- 
fftch  und  wird  noch  jetzt  in  weiten  Gebieten  nach  dem  Wohnsitze  iiestimmt; 
Q.  gtticilih  das  Tön  dam  gBmnbm  Rechte  (ßniacheidungen  des  BeicJiS" 
fferiehtB  1»  ZMlaaeMem  Vm  146),  n  denen  Bentehe  der  Wolmeite  der 
Parteien  gehdrt  Int  Gegenwärtig  heenoht  jedoch  in  der  Lehre  fast  Kin> 
stimmigkeit,  daß  die  Bestimmung  des  Pcr^^onalstatQts  Tiach  d«r  StMto- 
anpohririirkoit  die  richtipfore  sei  (vgl.  Bar.  TJieorie  und  Praxi«  des  infer- 
mUiunuleu  Privat  rechts  I  271,  Gierke.  Deutsches  Privatrecht.  B<1  1 
§26  S.  221,  Niemeyer,  Vorschläge  und  Materialien  zur  Kodtfikatiim 
des  internationalen  Privatrechts,  S.  115,  Enneccerus,  Lehrbuch  des 
BürgtUekm  JB^ohi»,  M  I  8.  AnJl.  S  73  8.  181),  und  et  iet  dieae  Aaaidit 
aneh  in  den  drei  im  Haag  am  18. 6.  OB  geeehloaeeaen  Abkomme»  Aber  daa 
internationale  Privatrecht  (Rtichsgcsetzhlatt  1904  S.  221)  inr  Anerkennung 
gelsmgt.  Vor  allem  aber  wird  daä  EG  z.  BGB  durchaus  von  dem  Grund- 
sätze behcrräclit,  daß  das  Personalstatnt  sich  nach  der  8taatsanL"'h'«riu:keit 
richtet  und  namentlich  gilt  das  von  den  persöiilichen  RechtsVieziehnns^cii  der 
Ehegatten  zueioauder  (Art.  14).  hu  üinblick  hierauf  kann  nicht  in  dein 
Axt.  14  eine  Sonderbeitinunvng  gefanden  weiden»  die  zwar  fttr  dentsche, 
nicht  aber  fttr  andindiflcbe  Ehegatten  sn  gdtm  bitte,  inmal  bedentsame 
Xnfiemngen  Torliegen,  daß  Rechte  und  Pflichten  der  Gatten  gegeneinander 
sich  grundsätzlich  nach  den  Gesetzen  ihres  Heimatstaates  richten  müßten 
(vgl.  die  Beschliisse  des  Instituts  für  interttatiottales  Recht  bei  Bar 
a.  R  0.  8  271,  Änm.  20,  und  bei  Jet  tri ,  Handbuch  des  intertiatinnalLn 
privat-  und  Strafrechts,  S.  24,  Anm.  4,  sowie  der  Haager  Konferenz  von 
16M  hei  Ni^mBffßr  a.  a.  0.  HateilaUen  8.  74  Nr.  ai&).  le  mnß  vielmehr 
fttr  mdiü^  mid  geboten  ctaefatet  wwd«,  die  In  Art  14  fttr  Deutsche 
gegebene  Bestimmnng  jedenfalle  dann  entsprechend  aoch  a«f  aoslindlscfae 
Ehegatten  aninwenden,  wann,  wie  hier,  beide  Gatten  dem  nttmlfchen  Staate 
angehSren 

Zu  di'  Sf'Ti  i^ersönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Gatten  zueinand(  r.  für 
die  nach  dem  vor8t«hendeu  das  Recht  ihres  lieimatstaates  als  maßgebend 
anzusehen  ist,  gehört  die  Unterhaltspflicht.  Uiergcgen  kann  nicht,  wie  es 
Ton  dem  Benifangegericht  geschJdrt,  eingewendet  wurden,  m  habe  die  AIK 
gemeinhelt  ein  Kiteresie  daran,  daft  In  Aneebang  des  Unteilmlts  die  aof  dem  . 
aÜL'  II  einen  RechtAbewnfilsein  und  der  deutschen  Antfassung  vom  Wesen  der 
Ehe  bernlienden  Ikstimmnnijen  in  Deutschland  altgemein,  für  alle  hier  lebenden 
G»tt<»n  irlcichiiuiiiitj,  zur  .\n\vi  ?idnnfr  gebracht  werden.  Es  maj;  /nfre-rchcn 
sein,  daß  für  ^iotfalK'  znnäc  hst  dun  h  einstweilige  Verfügung  unter  Anwi  n  j  i  [ur 
des  deutschen  Rechts  gesuigt  werden  darf  (vgl.  Bar,  I^hrbuch  des  inter- 
naHMuOm  PHeai''  und  Sitaftethts,  §  21  Nr.  %  Baruueitit  Da»  inier- 
naiianale  Privaireckt  im  BGB,  S.  72),  aber  wmn,  wie  im  vorliegenden 
Falle,  die  endgttttige  Entscheidung  ttber  den  Unterhalt  in  Frage  stobt,  wflrde 
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4ann.  aber  auch  nur  dann,  anspreschlossen  sein,  wenn  dieselbe  dem  Art.  30 
df'H  KG  7.  B(iB  zawiderliefe,  also  go|zen  die  Kütten  Sitten  oder  (vgl, 
sckeuiuiKjen  des  Reichsgerichts  in  Ziviltfnchen  LX  ii(.)Ul  gegen  den  Zwtck 
tkn»  deutüclk^  ^ßechts  verstoUeu  würde.  Und  ob  das  der  fall  wäre,  läßt  sich, 
tri*  di«  RtwMan  watxtSbnA  hervorhebt,  erst  beutoileB,  wenn  suvfirderBt  der 
Inhalt  des  »mUndiactwi  Rechts  festgeateUt  ist 

In  Tutiigenden  FaUe  ist  danach  das  portvgiesiache  Recht  maßgebead 
«od  seine  materiellen  Bsstiaimangen,  Uber  deren  Inhalt  der  Beklagte  Beweis 
angetreten  hut.  sind  zu  ermitteln.  Jedes  Eingehen  hierauf  würde  sich  indes 
«rdbrigen  und  es  würde  ohne  weiteres  das  deutsche  Aecbt  anzuwenden  sein, 
wenn  etwa  das  portugiesische  Recht  bestimmen  sollte,  daß  die  ünterhalts- 
jiUicht  durch  daä  Recht  des  Wohnsitzes  geregelt  wird;  denn  iu  diesem  Falle, 
ddr  Ton  der  Bssttemiiiig  des  Art  97  des  S0  s.  BGB  nicht  betroHeii 
'Vird»  wttrds  das  denlsohe  Recht  Plate  greifen,  weil  die  Parteien  in  Hamborg 
vohnea  ond  von  dem  deatsdien  Geriehte  das  portogiesisohe  Recht  so  an- 
gewendet werden  müßte,  wie  es  von  den  poctngieslschen  Gerichten  an  ge- 
schehen hätte.  Was  in  dieser  Beziehung  Rechtens  sei,  ist  noch  nicht  fest- 
st'stellt,  denn  das  Berufun!»«trf>richt  hat  sich  hierüber  nicht  ausgesprochen, 
WirU  aläo  noch  au  prüfen  haben,  ob  die  Ansicht  des  LQ  zutreffend  ist. 

äolHe  aber  danach  in  der  Tat  deutsches  Recht  zur  AnweiHiuug  zu 
kommen  haben,  so  wllrde  das  Bemfungsgericht  den  SachTsrhatt  noch  idUier 
aifUSna  mllsai^.  BeUagler  hehanpSet,  er  dfrfe  sich  von  der  Klägerin  fem 
Inltai,  ond  kit  zv  BegrüBdong  in  1.  iMtans  geltend  gemach^  daB  Kligeria 
JM|  einer  ansfeeclrenden  ITautkrankh^  leide,  sowie  daß  sie  in  Ostende  mit 
einem  gewissen  H.  A.  Khf  hruch  begangen  habe.  In  2.  In.stanz  bat  ^-r  ihr 
duneben  noch  zum  Vorwurf  gemacht,  dati  sie  mit  dem  7y.  B.  au.s  Nun  ' '  ig 
die  Ehe  gebrochen  habe.  Das  Berufungsgericht  ist  auf  diese  Bebau |.üaig 
nicht  eingegangen,  weil  sie  für  die  zutreffende  Entscheidung  unwesentlich 
sdeii.  Letitsres  wflrde  ntrcffend  aein,  wenn  nnr  die  Bestimmungen  in  den 
9%  1353  bis  1868  des  BGB  in  Betraehl  an  sieben  willen.  Denn  wenn  die 
Gatten  getrennt  leben  und  der  Mann  es  ial^  der  die  HemteUnng  der  hftus- 
liehen  Gcmeinschalt  geweigert  hat,  so  hat  er.  sofern  nicht  etwa  §  1360  Abs.  3 
des  BGB  Platz  greift,  der  Frau  Unterhalt  durch  Entrichtung  einer  Geldrente 
zu  gewahren  und  zwar  wenn  einer  der  Gatten,  gleichviel  welcher,  das  Recht 
hat,  sich  von  dem  andern  fem  zn  halten,  infolge  des  5^  1861  des  BGB,  anderu- 
lalls  infolge  davon,  daß  er  seiner  Veipllichtuug  gciuuU  §  1360  Abä.  1  nicht 
nnohltonunt  Insoweit  worden  mithin  die  oben  wiedetgegebeaen  Behauptungen 
4sa  Belrlagten  in  der  Tat  ohne  Belang  sein.  Auch  für  die  Bemessung  der 
nn  Kllgerln  an  entrichtenden  Rente  worden  sie,  solem  nur  §§  1360,  1361 
des  BGB  zu  berücksichtigen  wären,  ohne  Einfluü  sein,  da  die  Bestimniungea 
<!es  i;  1361  Abs.  2  nicht  in  Frage  kommt.  Für  den  Unterhalt  der  Ehegatten 
tnffr  jedoch  auch  ^  Itill  Abs  2  des  BGB  eine  Bestimmung,  die  daluu  geht, 
üati  der  zum  Unterhalte  Berechtigte  nur  den  notdürftigen  Unterhalt  verlangen 
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kann,  wenn  er  sich  j?pp:pn  den  Unterhaltspflichtigen  einer  Verfehlnnpr  scbaldig 
gemacht  hat,  die  diiscn  berechtigen  würde,  ihm  znfolgc  §  233f)  Abs.  1  det 
BGB  den  Pflichtteil  zu  entziehen.  Beklagter  würde  hiemach  der  Kl&ge^ 
nach  deutschem  Eeehte  nnr  den  notdürftigen  Unterhalt  zu  gewibren  haben, 
wenn  er  gemiß  §§  1566  bis  1666  des  BGB  auf  Seheldiiiig  Mageii  Uante. 
Auch  diese  Bestimmung  wflrde  im  vorii^endeD  Falle  in  Betracht  nt  «i^en 
teiii,  selbst  wenn  das  portugiesische  Recht  die  Schoidting  einer  Ehe  vom 
Bande  nicht  kennt  vgl.  Leskc  und  Löwen f cid ,  Dus  KJiercclit  der 
europäischen  Sf'ynfm.  S.  403\  denn  es  kommt  nicht  in  Krage,  ob  Beklaj^ter 
die  Scheidung  erwirken  konnte,  sondern  ob  Klägerin  sich  einer  Verfehlung 
schuldig  gemacht  hat,  die  iliren  Anspruch  gegen  den  Beklagten  noch  deutschem 
Becbte  ani  den  notdflrMgen  Unterhali  bcaehrinkt  und  das  annft,  wenn  Uber» 
bavpt  deatscbes  Becbt  sar  Anwendung  kommt»  betflckdehtigt  werden.  Das 
Bemfnng^richt  würde  deshalb  in  diesem  Falle,  wenn  auch  die  angeblicbe 
Hautkrankheit  der  Klägerin  anscheinend  ohne  jede  BedentnnEf  für  den  vor- 
Hcffcndon  Rechtsstreit  ist.  drimn!  einzut^ehen  haben,  ob  der  Vorwurf  des  Ehe- 
bruchs, den  Beklagten  unter  lkweis  gestellt  hat,  der  Wahrheit  entspricht. 
Anmerkungen: 

1)  Betflglidi  des  in  det  Überschrift  nntor  1)  formulierten  Satsee  Tgl. 

Ztsch  XI  95.  XII  4nG,  009.  Planck,  Kummentar  tu  Artt.  7—31  KH  z. 
BQB,  ZitelmauHf  Internationales  Frivatrecht  I  2%,  227,  Neumann, 
Jährbuch  des  äeutecheu  Rechtes  II  329 ff.,  Niemeyer,  Das  I.P.B.  des 
BOB  (1901),  S.  aöff. 

21  Bezüglich  des  in  der  Überschrift  unter  2)  formulierten  Satzes  vgl. 

glbereinstimmendj  Ztsch.  XII  612  und  Niemeye r,  Dan  I.P.R.  des  BGB, 
.  84  ff.,  andererseits  Planck,  Kommentar  su  Art.  'J7  EG  s.  BGB. 
3)  Was  die  Ablehnimg  der  Anwendung  des  Art  30  £6  z.  BGB  angeht 
vgl.  ZtÄch.  XV  321.  Niemeyer. 

Artt.  23,  19  EG  #.  BGB.       Fürsorge  für  österreiMsdui 
Kinder.  —  Streit  Über  religiöse  Ereiehung* 

(KO  18.  U  06;  Rep.  J  Y.  1321.  Oö  .//.; 

Der  Zuschneider  Josef  Z.  ist  am  2.  2.  53  in  Knucz  lu  der  N&he  von 
Prag  geboren  und  war  ton  Mort  Ssterrtfehiach«  tTntertan.  Er  T«rlieft 
Qttgelihr  Mitte  der  1880er  Jahre  seine  Heimat  nnd  Uelt  sieh  etwa  8  Jahre 
in  Ghenmita  in  Sachsen  auf,  woranf  er  nach  Aachen  ttbersiedelte.  Dort  blieb 

er  bis  zu  seinem  am  27.  10.  02  crfolpten  Tode.  Eine  Naturalisation  als 
sMelisi.sclit  r  oder  preußischer  T'ntertan  hat  er  nicht  erlanirt.  Am  4.  1<>  •♦2 
hat  er  mit  der  üebeamme  Wilhclmine  M.  in  Aachen  standesamtlich  die 
Ehe  geschlossen.  Diese  ist  evangelisch,  während  er  katholisch  war.  Am 
ö.  10.  92  sind  sie  evangelisch  mit  einander  getraut  worden.  Ans  ihrer  Ehe 
sind  3  lebende  Kinder  vorhanden,  nimlich 

1.  Anna  WUhelmine  Luise,  geb.  am  4. 6. 99, 

2.  Karl  Josef  TJicodor,  geb.  am  6.  6. 97, 

3.  Walter,  geb.  am  8. 10. 02. 
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Die  Kinder  sind  simflich  mit  Zoitimnnutg  dee  Yaten  evngeüwh  getanft 
woKdeii.  Die  Klteele  Tochter  iMt  vngeAlir  wlhrend  der  letiten  8  Jahre  vor 

dem  Tode  ihres  Vetoa  die  eraiigelische  Schale  besucht  and  erengeliscben 
Religionsanterricht  genossen ;  das  geschieht  anch  jetzt  noch.  —  Den  nach  dein 
Tode  seines  Yatera  eingeschulten  Karl  Z  hat  die  Mutter  aum  katholiadtön 
Religionsunterricht  geschickt,  den  er  noch  besucht. 

Das  AQ  zu  Aachen  hat  im  Jahre  1903  über  die  3  Geschwister  Z.  (aus 
Anlefi  einee  für  sie  ▼ommehmenden  und  Yonnund«chaftsgerichtÜoh  zu  ge- 
nehmigenden BeohtBgeechftfta)  eine  Vormandachafft  eingeleitet  nnd  ihnen  die 
Mutter  alt  Yormfinderin  beefcellt.  Außerdem  ist  ein  religiOsex^  SndehnngBBtreit 
wegen  der  beiden  jtlngeren  Söhne  entstanden.  Das  Presbyterinm.  der  evan- 
gelischen  Gemeinde  zu  Aachen  hat  beim  Amtsgericht  den  Antrag  auf  Ent- 
scheidung darüber  gestellt,  in  welcher  BeliL'i^'n  diese  beiden  Kinder  zn  er- 
ziehen seien,  und  dabei  ausgeführt,  dali  üsierreichisches  Recht  anzuwenden 
sei,  nach  welchem  die  Kinder  bei  dem  vorliegenden  Sachverhalt  evangelii»ch 
erzogen  werden  müßten. 

Des  AG  Int  meiiren  Anskttnfte  Uber  das  amawendeode  SeteneieUsolie 
Becht  eingefordert  und  die  Matt»  wiederholt  griMM. 

Diese  erklärte :  Ihr  Ehemann  habe  seit  langen  Jahren  seine  katholische 
Religion  praktisch  nicht  mehr  aasgeübt;  er  sei  zwar  ab  und  zu  mit  den 
Kindern  in  eine  katholische  Kirche  gegangen,  aber  nicht,  nm  dort  einem 
Gott<?silu  iistr  li(  i/uwohnen.  Eine  schriftliche  Vereinbarung  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Xmder  hätten  sie  nicht  getroffen.  Sie  habe  die  Überzeugung, 
daß  ihr  Mann  mit  ihr  die  Yereinbarong  getroffen  haben  würde,  die  Kinder 
erangeliseb  in  «siefeen,  wenn  er  die  gesetsUcben  Bentimmungen  gekannt* 
bitte  nnd  auf  denn  Tngwdte  hingewiesen  worden  wire.  Ihr  Mann  habe 
gewtlnscht,  daß  die  Kinder  evangelisch  erzogen  werdm  sollten ;  und  sie  seien- 
anch  beide  immer  stillschweigend  darüber  einig  gewesen,  daß  sie  protestantisch 
werden  sollten.  Sie  habe  mit  seinem  Willen  mit  den  Kindern  den  cvnnge1i8<^h<^n 
Gottesdienst  besTicht,  und  er  selbst  habe  dies  auch  getan.  —  Als  er  sterbens- 
krank un  Luiseuhuspital  gelegen  habe,  habe  <er  den  ihm  angebotenen  Beistand 
eines  katholischen  Geistlichen  abgelehnt.  Daranfhin  sei  ihm  von  dem  sa- 
etindigen  katholiaohen  Geistliohen  M.  das  katholische  Begr&hnis  abgescUagev 
worden.  —  Duen  Sohn  habe  sie  niebt  in  die  kathoUsdie  Sebnle  gesdiiekt^  nm: 
aber  seine  Religion  sn  bestinmien;  sie  überlasse  die  Bntscheidnng  bierflber 
dem  Gericht;  es  solle  geschehen,  was  das  Recht  verlange. 

Das  AG  hat  fals  Vormundschaftsgericht)  durch  Beschhiß  vom  21.  10.  05 
angeordnet,  dali  diese  beiden  Kinder  in  der  evangelischen  Koligion  zu  erziehen 
aind.  Eh  nimmt  an,  dati  sich  die  Bestimuuug  der  Keligiou  der  Kinder  als 
Aosfloß  des  elterlichen  Srziehungsrechts  nach  den  Personalstatuten  des  Vaters, 
also  nach  ttsterteiehiscfaem  Beeht  richte  \  daß  eine  stillschweigende  Übereinkunft 
der  Eltern  anf  Brsiebnng  der  Kinder  in  der  eTangetischen  Religion  Torliege 
lusd  <^)iß  ein  seldhes  nach  diesem  Recht  genflge,  um  eine  entsprechende  rel>- 
gfHae  £niefanng  als  erforderlich  erscheinen  sn  lassen.  Das  Vorliegen  einer 
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ilcriirti^en  Übereinkunft  tior  Eltern  bat  es  iius  der  Gesamtheit  der  obener- 
wabuteu  Unistände  (der  evangelischen  Trauung,  dar  «^vaugeliacben  Taufe  der 
Kinder,  der  evangeliadifiD  Ersiebung  der  ältesten  Tochter,  der  Gleichgülttglftüt 
2/8  gegen  «U«  JuÜioUmIw  Kifohe)  in  Verbindung  mit  den  Angelien  4er  Ifatlar 
entiKmimen. 

Gegen  s(  n  Beschluß  hat  der  zuständige  katholische  Geistliche,  OberplKiw 
Dr.  7).  zu  Aacln-n.  die  Ik'schwerde  vom  1<>.  11.  f)5  ein^elt-j^  mit  dem  Antrage, 

1  unter  Aufhebung  dieses  Beschlnsst  s  anzuordnen,  daß  die  beiden  ge* 
Bannten  Kinder  in  der  katholischen  Ktlagntn  zu  erziehen  sind: 

2.  die  Vollziehung  dieseti  Beächlu&üeti  biti  zur  rechttikräitigen  EUitscheidung 
ausanaaUen. 

Zu  Begrflndooig  der  Beecbwerde  bat  er  amgefOfart:  Die  StenUnngeUrig- 

keit  des  verstorbenen  Z.  lei  hier  niclit  mefigebend  für  das  amowra/deide 

Recht;  vielmehr  komme  es  auf  den  ersten  Ehewohnsits  und  den  ständige 
Wolnisitz  der  Eheleute  Z.  in  Aachen  an.  ho  dni]  pre!iB!«if  }u'«  Rt'cht  in  An- 
Meuiiunj;  zu  hrin<?en  sei.  Nach  diesem  miit  tt  ii  alu  i  ii,-  1 1  i  len  jüngsten, 
zur  Zeit  dea  Todeä  dt»  Vat^ers  noch  mütt  schuiptiichugüa  üuschwister  Z.  in 
deeeen  ketfaetiecber  Religion  erzogen  Verden.  Alier  endi  ucb  tataneidiiedMi 
Seolifte  maeie  aenia  dem  i^ekhen  Etgebaieee  gelang««»  denn  dieeee  vitlenge 
mehr  ele  einen  blee  etiUeehweigenden  Yerkaeg,  deeeen  inMlune  «becdiee  dweh 
die  getxoSenen  tatsächlichen  FesteteUangen  nicht  gerechtfertigt  werde.  Es  sei 
auch  nicht  henirk'^ichtiKt,  daß  die  Matter  selbst  ihren  Sohn  in  die  katholische 
Schule  gelnartit  habe.  Die  f>eantragte  ein8tw^'i!i<re  Anordoun^;  sei  Kebot^n, 
em  einen  mehiiachen  Wechsel  in  der  religiösen  ii^rziehang  der  Kinder  imd 
deeeen  verwinreade  Wirkung  auf  ihr  Gemüt  sa  verbaten. 

Daa  LO  so  Aneben  bat  dnreb  BeecUaft  iwn  88.  lt.  06  jtfeee  Beaebwerd» 
ala  onbegrOndet  anrflakgewieaen,  angleieb  aber  aageerteet,  dafi  die  VoUaiebwig 
des  amtsgecichtlichen  TteanMnaiine  vom  21.  10.  05  bis  zur  rechtskräftigen  Eni- 
srheidnnij;  der  Sache  auszosetapn  sei.  Es  tritt  dem  AG  darin  !iei.  daß  öster- 
reichisches H<'?^ht  maßgebend  und  eine  Einigung  der  Eiteni  zum  mindesten 
durch  stillsciiweiffenden  Vertrag'  dahin  erwiesen  »ei,  daß  die  sämtlicheu  Kinder 
in  der  evangelischen  Religion  der  Mutter  erzogen  werden  soUteo.  A^fer  den 
im.  AQ  bierflr  angegebenen  üaattoden  vemrtaft  ei  Uecki  noeli  die  Tttr 
aacbe,  daA  ibn  Infolge  aelnae  Yeiballcoa  vor  aelneae  Teda  ein  ketbeliaebai 
Leicbenbegängnis  nicht  zateil  geworden  sei,  woraus  gefolgert  werden  müsse, 
daß  er  die  katholische  Religion  aufgegeben  und  aodi  aicbdb  gevoUi  iMbe»  daft 
aeine  Söhne  katholisch  erzojjen  werden  sollten. 

Auf  die  katholische  Hrziehuns  des  Sohne«  hat  es  nach  den  von  der 
Mutter  hierüber  al^egvbeneu  i:]>rliiaruugun  kein  Gewicht  geltet.  —  Die  Ausr 
aatsnng  der  VoUaiebaiHS  dea  amtsgericbtUchen  BeaeUnnea  bal  ea  dnidi  Hin- 
weia  anf  §     AI».  3  R.  Fr.    Q.  gereobtfertigt. 

Der  katbeUeabe  Oberptarrer  Dr.  D.  hat  gegen  dieaen  Beschloß  daieb 
den  Rechtsanwalt  Jo^tizrat  Dr.  V.  an  AaobeB  die  Wettere  Beaebwerda  von 
10. 12.  Oö  eingelegt  mit  dem  Antrage, 
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iitttor  Aafhetag  d«v  YorktoliUl«»  die  BmdmBg  dtr  lieiikn  Kinder 
ia  der  katbolisoliiB  Religion  nuKnordnen. 
Bi  wird  ^buran  festgehalten,  daB  nur  das  preoBische  Recht  rnnfigebend  sei. 

dafi  der  gestellt«  Antrag  aber  auch  nach  österreichiscliem  Recht  perecht- 
ftrtigt  sei.  Ferner  wird  aasgefilhrt.  daß  die  Vorinstanzen  aus  dem  vor- 
liegenden Sachverbalt  zu  Unrecht  eine  Einijj;unp  der  Eltern  auf  Erziehung 
der  Kinder  in  der  evangeUachen  Religion  eutuummeD  hätten,  und  insbesondere 
tahanplet^  dnB  e«  nichl  richtig  sei,  dafl  der  katlwlied»  Qeietlldie  Im  dem 
«fBOfleUedien  LviMahiaepital  Ton  Z.  raridcBewieien  werden  sei,  wiluend 
alleidings  die  Beetollnng  doe  katheUeclien  BegrSteiene  von  lelleD  der  Fcaa  2. 
Iii  ihren  Mann  abgelehnt  worden  sei,  wie  der  Kaplan  Sch.-P.  tn  Aachen 
bestätigpn  werde.  Endlich  wird  ausgeführt,  daß  dir  Annahme  des  L(i.  daß 
2.  seine  kat^fü-^rrhe  Rrlifriort  MTifiri  ^ehen  habe,  unzutreffend  sei.  Die  Ver- 
weigerung dcb  k  irlmlisicht'ii  i>t:^i«il>iiis.st>s  sei  lediglich  eine  Disziplinarstrafe 
w^en  Nichtteiiiiahiae  an  den  Sakramenten,  durch  welche  seine  Zugehörigkeit 
sirkntMaohtti  Klnte  idefel  berOfcit  imde. 

DAe  ireitere  Beechweide  iat  ndlssigei  Weiae  ($9  67  ITo.  9, 68  ILFr.Q.G.) 
lad  innngereelit  dn0elegl;  ea  war  flir  aiMk  der  Erfaig  trihrelae  nldit  aa 
Tmgen,  wennschon  aus  andereii,  ela  den  in  Us  geltend  gemachten  Gründen. 
Der  Terstorbene  Ehemann  Z.  war  Ton  Hans  ans  österreichischer  Untertan; 
er  ist  weder  als  Sachse  noch  als  Preoße  naturalisiert  worden,  hat  also  die 
deutsche  lU'icli&angehürigkeit  nicht  erlangt.         2.  6—8  des  Ges.  über  die 
Brwerbnng  und  den  Verlast  der  Bundes-  und  Ötaatsangehürigkeit  vom 
1.  ft  70.)   Ba  irt  danach  awaaa^wea,  daß  er  die  OatenelcUMhe  Steate- 
aagditfffiglceit  lebaltea  hat.  {Stmhtnrmnfh^  Sommmiar  mm  ÖHerr. 
a.  h,  QB  No.  1  m§  1S2,  Burkhard,  ^ftitm  det  ÖHurr,  Frivat- 
rechts  Bd.  II  §  41).  Seihet  wenn  er  aber  die  östeneiohiiohe  StaatsangehMg« 
Ireit  verloren  haben  sollte,  ohne  die  deutsche  Reiehsangehörigkeit  zu  erlangen, 
so  wUrde  doch  fflr  die  hier  zu  treffende  Elntw^heidung  sich  daraus  nach 
Art,  29  EG  zum  li<  rB  ein  linterschied  nicht  ergeben :  denn  in  diesem  Kalle 
würde  er  als  „Heimatloser''  im  Sinne  der  letzteren  Vorschrift  in  den  hier 
ha^^na  techtUdiea  Beziehnngen  (Art.  23,  19  dieses  Ges.)  nadi  den  6e- 
■üen  dee)eai0ni  Staatea  an  hearteflea  sein,  wdeheift  er  aolelat  angehört 
hat»  ao  dafl  er  dann  ehenfelli  ale  wie  ein  Öeterreleher  hehaadeü  werden 
müßte.    Das  gilt  eher  gleichzeitig  für  seine  Faatilianangdittrigen,  deren 
Staatsangehörigkeit  sir  h  nach  der  seinigen  richtet,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  den  rmstand,  datJ  er  inzwischen  gestorben  ist.    Nach  setner  Staats- 
angtebürigkdt  regelt  sich  aber  nicht  allein  diejeiiigt:  seiner  Ehefrau,  snodem 
aoch  die  seiner  Söhne,  um  deren  religiöse  Erziehung  es  sich  hier  handelt. 
(Vgl.  §§  2  No.  1,  3,  13  Nr.  5  R-Ge«.  vom  1.  6.  70,  üsterr.  Hofd.  vom  23. 2. 33, 
I  2B  öelerr.  a.  h.  OB^  Stuhenraueh  No.  II  A.  B.  sa  §  28  a.  a.  0., 
Burkhard  a.  a.  0.  §  40). 

Wenn  ein  deutsches  Vormundscbaftsgericht  irgend  welche  Fürsorge  fttr 
etaMSk  Aaallader  oder  dieeem  gleich  aa  heliandelnden  Ueimatloeen  ttberaefamen 
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will,  80  hat  es  zunächst  nach  den  Onmdifttzen  des  Int^natioiialeii  Pllvit- 

rechts  im  EG  zum  BGB  zu  prüfen,  ob  flberliaopt  die  deatscben 
Gerichte  hierfür  zuständig?  sind.  Ist  die  Inlandszuständigkeit  zu  ver- 
neinpn,  so  ff>hlt  es  an  der  erforderlichen  Rechtsgrundlage  für  sein  Ein- 
schreiten. Dan  gilt  sowuhl  für  den  Fall  des  Art.  23  Ab».  1  i^Einieitung  einer 
YomimdwlMift  oder  Pfl^adMft),.  ab  Mch  dei  Abt.  8  «Iwnda  (Anordniing 
▼oriftnfiger  üfaBregrin  dncdi  efai  denttobet  Vormimdachaftagciicht).  DUm 
Frfifnng  hat  aber  auch  noch  in  den  höheren  InStatuen  von  Amts  wegen  za 
erfolgen ;  führt  sie  dort  za  dem  Ei^ebnis,  daß  die  Zuständigkeit  der  dentschen 
Gerichte  zu  verneinen  ist,  so  nßtiprt  das  zur  Anfhehung  der  von  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte getroffenen,  im  Wege  der  Beschwerde  angefochtenen 
Maßregeln.  Dieae  allgemeine  inländische  Gerichtszuständigkeit  hat  uänilich 
dae  gras  udeie  Bedeatnng  ab  die  innentaatlidie  örtUehe  Zutliidigkeit 
de»  etuetnen  Yormnndediaftageriehto.  Bei  den  die  letstei«  tegdnden  Nonm 
handelt  et  tieh  allerdings  um  bloße  OrdnwigtTOiwiiriftMk  des  formeKea 
Rechts,  deren  Yerletzung  die  betreffenden  Handlungen  des  Vormundschaft«': 
gerichts  nicht  rechtsunwirksam  macht.  (§  7  R.  Fr.  O.  Q.  K.  G.  Jahrb.  XXX 
S.  A.  In  den  internationalen  Nonnen  über  die  inländische  Gericht«' 
zustkudigkeit  des  Art.  23  sind  dagegen  matenellrechtUohe  Bestimmungen 
swingendw  Natu  aa  finden,  denn  Beaditang  und  Dnrdiffllirang  aaeh  den 
Oeiiehten  der  Beechwerde  .ond  der  weiteren  Bfltehweide  obib|rt»  gleldiTld 
ob  von  den  Beteiligten  eine  bcaflgUfibe  Bilge  erboben  wortoi  itt  oder  niobu 
Es  ist  hierbei  davon  auszugehen,  daß  die  Fflrsorgefälle  dee  Art.  28  sich  als 
Ausnahmen  von  der  Regel  des  Nationalit&tsprinzips  darstellen,  von  welchem 
die  Vorschriften  des  internationalen  Privatrechts  im  E(t  z.  BGB  bezügü«"?' 
der  Personalstatuten  beherrscht  werden,  sowie  daß  diese  Ausnahmen  mclit 
anede&end  ausgelegt  werden  dürfen. 

Wae  snnllobst  die  Anwendbarkeit  det  Art  83  Abt.  1  aabetrIBt»  «e 
tetit  die  Einleitung  einer  Yomnndtdiaft  Aber  die  Getdtwittttr  Z.  (ide-  ne 
tatsächlich  im  Jahre  19QB  Ton  telfeen  des  AG  zu  Aachen  erfolgt  istl  voraus, 
daß  erstens  (kterreich  die  Fürsorge  für  die  Kinder  nicht  übernimmt,  und 
zweitens  diese  nach  österreichischen  (iesetzen  der  Fürsorge  bedürfen.  Das 
AG  hätte  demnach  zunächst  von  Amts  wegen  feststellen  müssen,  daü  der 
österreichische  Staat  eine  Fürsorge  für  die  Kinder  nicht  übernimmt,  ehe  t» 
(inuner  nnter  der  Voraotsetanng  der  Fttieorgebedflrftigkeit  der  Kinder  nteh. 
Stteneidiiiclian  Beebte)  eine  Yennnndachaft  Aber  lie  einleitui  dorfte.  (KO 
Jahrb.  21  S.  A  213,  R.  J.  A.  4  S.  78,  OLG,  Rechtepr.  5  S.  443,  6  8.  309,; 
Ztsch.  XIII  177,  421,  XIV  11  .  Es  hätte  sich  zn  diesem  Zwecke  mit  den 
zuständigen  österreichischen  Behörden  in  Verhiudang  setzt  n  müssen,  um  zu 
erfahren,  ob  in  Österreich  eine  Vormundschaft  eingeleitet  werden  soll.  Es 
ist  jedoch  in  dieser  Beziehung  nichts  ges^^iiehen ;  vielnielir  haben  die  Vor- 
inetanzen  dieaem  Punkte,  aoriel  erticbtüch,  ttberbaapt  bdne  Beacbtung  ge- 
aehenlct.  Die  Einleitung  der  Vormnndtohaft  im  Jahre  1908  ist  demgenifi 
an  Unrecht  erfolgt,  ebne  daß  et  daran!  ankommt^  ob  die  obenerwibate 
sweite  Voraniaetznng  Torliegt. 
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Bs  kann  eich  aber  M  itn  fragen,  ob  diese  Voimiuidsdiaft,  wennecboii 

die  Voranssetznnf^eTi  für  ihre  Einleitung  nicht  vorliegen,  doch  hier  nm  des- 
willen als  711  Kecht  bestehend  zu  behandeln  ist,  weil  sie  formell  noch  besteht, 
nnd  iliri  Aiikcritung  bisher  weder  in  diesem  noch  in  einem  auderen  Ver- 
iaiireu  erfolgt  ist.    Daraus  küuut«  dauu  weiter  der  i:>ckluß  gezogen  werden, 
deft  die  religiöse  Btiiehniig  der  Qeadiwiefeer  Z.,  ab  in  den  Balmeii  dieser 
Yeraumdsdiaft  falleiid,  so  bnge  der  Znttliidigkeit  der  dentscbeii  Qedclite 
mterstehe,  als  diese  materiell  tmgerechifartigt«,  aber  ftitßerUoh  aa  Beobt 
bestehende  Vormundschaft  nicht  formell  aufgehoben  wordm  ist    Das  ist 
der    Standpunkt    des    Feriensenats    des    KG    in    dem    Beschlösse  VODL 
26.  7.  iH  fl  Y.  72Ö.  04,  abgedruckt  in  Ztach.  XV  82«).    Dieser  Auffassung 
ist  jedoch  nicht  beizutreten,  weil  ihr  die  oben  erörterte  zwingende  Natur 
Jener   internationalen  Zuätüuüigkcit&uormen  entgegtinsteht,  welche  gruiid- 
lifeilick  «lae  ihnen  mwiderlanfende  Tltiirkeit  der  inÜBdiscben  Yormiind- 
sduiltsgerislite  nidit  gestalten.  Danneh  fehlt  der  an  ünreefat  eingeleiteten 
Tenumdscbaft  jeder  Reofatsbodeo ;  und  sie  ist  in  diesem  Yeiftton  als  nicht 
existierend  zu  behandeln.    Eine  andere,  hier  nicht  zu  enteobeidende  Frage 
ist  die.  ob  eine  solche  Vormundschaft  auch  dann  als  rechtsunwirksam  anzu- 
sehen ist,  wenn  es  sich  um  die  Gültigkeit  von  Hechtsgeschäften  handelt, 
welche  der  in  ihr  bestellte  Vormund  für  die  Mündel  dritten  Personen  oder 
anderen  Behörden  gegenüber  vormmuit.    Auf  jeden  i-aii  aber  kann  eine 
solche  nnsol&ssige  Vormondsebaft  nicht  als  eine  dem  Art  28  entsprechende 
Beehtagrondlage  für  die  im  Tormnndsobaftsgeriehtliehen  Yerlahren  selbst 
ansBordnenden  oder  n  hesttttigenden  FUrsoigemafitegeln  dienen,  denn  die 
Yormandschaftsgerichte  aller  Instanzen  sind  bei  der  Entwicklung  ihrer  fUr- 
sorgenden  Tütigkeit  für  Ausländer  schlechthin  an  die  internationalen  Zu- 
st&ndigkeitsnornien  gebunden.     Hiernach  kann  die  Zuständigkeit  des  AG 
zu  Aachen  für  die  Entscheidung  des  vorliegenden  religiösen  Erziehnngsstreits 
aa3  der  äußerlichen  Existenz  jeuer  Vormundschaft  nicht  hergeleitet  werden. 

Was  sodann  die  Anwendbaxlcelt  des  Ab«.  2  des  Art  23  anf  den  vor* 
liegenden  Fall  anbetiilft,  ao  steht  der  Heransiebnng  dieser  Yorscbiilt  der 
Umstand  nicht  entgegen,  daß  die  Yorfnstanien  angenscheinlich  gar  nicht  die 
Absicht  hatten,  hier  nur  eine  „vorläuüge  Maßregel*  za  treffen,  sondern  durch 
die  Anordnung  der  Erziehting  der  Gebrüder  Z.  in  der  evangelischen  Religion 
ein^  eiulirtHtige  Entscheidung  erlassen  wollten.  iMir  den  Fall  Jiämlich.  daü 
!  im-  saciilich  gerechtfertigte,  unter  die  Zuständigkeit  dieser  Vorschrift  fallende 
^aüregel  vorliegen  sollte,  würde  es  keinem  Bedenken  unterliegen,  sie  als 
^Torl&afige"  anfrecht  zn  erhalten.  Indes  bietet  hier  noch  Art  23  Abs.  2 
keine  nnsreichettde  Orondlage  für  die  Zuständigkeit  der  dentsehen  Yormnnd- 
•eMtsgerichts*  Hach  dieser  Yorschrift  ist  hierf Hr  als  erforderlieh  an  erachten 
einmnl,  daft  eine  Vormundschaft  oder  Pilegscbaft  noch  nicht  angeordnet  ist, 
und  dann,  daß  ein  Bedürfnis  für  die  Erlassung  einor  vnrliUitigen  Anord- 
miriL'  vorliegt.  Letzteres  ist  zwar  im  Gesetze  nicht  ausdrücklich  hervor- 
gehoben i  es  ergibt  sich  aber  aus  dem  Wesen  der  „vurlÄuhgen  Maßregel",  welche 
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der  Natur  der  Sache  nach  nur  dann  fzerechtfertigt  erscheint,  wenn  iVu-  urdent- 
liche,  endgültige  Maßregel  der  an  sich  zuütauUigcu  auslandiächen  ik-horde  zu 
spät  kommen  würde.  Nur  wenn  dies  zatriSt,  also  Gebdir  im  Verzuge  ist, 
löum  es  all  znlflaiig  angeediflii  werden,  der  Fttnorge  der  letiteren  fttr  Hute 
Staatsangehttiigeii  (oder  die  dieeen  nmreobMiideii  Heimatloeen)  venasreilHi. 
(Vgl.  Planck.  Ajira.  3  zu  Art  23,  Niedner,  Anm.  6  ebenda.)  Ob  ein 
solcher  ßedürfnisfall  vc^rlieg-t,  und  welche  Maürcgelii  vurliiurig  zu  treffen  sind, 
ist  Sache  des  richterliclion  Ermessens  im  Einzelfalle,  welches  nur  dnrch  Abs.  1 
des  Art.  23  daliin  einireschränkt  ist.  daß  die  Einleitung  einer  Pllegschaft  oder 
Vormundschait  nicht  als  „vurläuligu  Alaliregel"  erfolgen  kann,  liier  bei  wird 
mm  in  erster  Ltnie  prflieii  mttesen,  ob  dasjeni^  BeditsverbSltBis,  bezüglich 
dessen  eine  ▼orUnl^  Anordnmig  ergdieB  soll,  seiner  Besduffenheit  nech 
(IbezliMipt  eine  yorlinfige  Regelung  Tertrftgt,  und  fttr  den  Fall  der  Bejahung 
dieser  Frage  ferner  sorgfältig  abzuwägen  haben,  ob  das  Bedürfnis  seiner 
nlshiildigen  Regelung  ein  so  dringendes  ist,  daß  die  Gefahr  einpr  späteren 
entgegengesetzten  Annrdnniiy  der  ausländischen  Behörden  als  das  kleinere 
Übel  erscheint  und  dcsliaib  mit  in  Kaui  zu  nehmen  ist;  denn  mau  wirii 
regelmäßig  (so  lange  niobt  eine  entgegengesekste  Ftazis  feitrtebt)  mit  der 
naheli^ftenden  HtfgUebk^t  reefanen  mflsieo,  daß  der  fremde  Staat  die  Fllrsoxge 
fttr  seine  8taatsapgdidrigen  (oder  frfibnen  StaateengebQrigen)  sdbnt  Hbo^ 
nimmt,  und  daß  dann  s^e  Behörden  die  diesseitigen  Anordnungen  einer 
Nachprfifting  nnd  Abnndening  unterziehen  werden. 

Eine  Prüfung  des  vorliegenden  Falles  unter  diesen  Gesichtspunkten  muß 
aber  dazu  fuhren,  die  Anordnung  „vorläutiger  Maßregeln*  in  bezüg  auf  das 
fragliche  Rechtsverhältnis  für  untunlich  su  erachten.  Zunächst  ist  die  religiüic 
Sneiebong  eines  Eindee  ibrer  Natur  naob  reobt  wenig  geeignet,  «iner  bles 
▼oriSoflgen  Begdung  untersofen  sn  werden;  denn  bei  Jedem  Weebsel  in 
dieser  Erziehung  liegt  die  allergrößte  Gefahr  vor.  dafl  er  veirwirrend  und 
schildigend  auf  sein  Gemüt  wirkt.  Es  muß  also  im  Interesse  des  Kindes  mit 
der  peinlichsten  Sorgfalt  vermieden  werden,  daß  ein  wiederholter  Wechsel 
veranlaßt  wird.  Wenn  also  dauiit  zu  rechnen  ist,  daß  der  fremde  Staat  die 
Fürsorge  übernehmen  wird,  und  daß  seine  Behörden  eine  abweichende  An* 
Ordnung  treften  kOmiteu,  so  wird  es  sidi  regdmaflig  empfeblen,  daB  des 
inlindiscbe  Yommndscbaftsgeriebt  sieb  einer  TorlAidgen  BntsdMidong  Ittor 
die  religiöse  Ersiebnng  enthält  und  es  stillschweigend  hei  der  bisherigen  Er- 
ziehung beläßt;  denn  darin  liegt  die  geringere  Gefahr  für  das  geistige  Wohl 
des  Kindes.  Es  soll  damit  allerdings  nicht  ausgeschlossen  werden,  daß  es 
ddch  liesonders  geartefv  \'trij:iltnusse  geben  kann,  unter  welchen  ausnahow- 
weit»e  ein  Kiugreit'ea  des  inlaudiächeu  Vurmundschaftsgerichts  zwecks  ter- 
linflger  Regelung  der  religiösen  Bndebung  ausittndisdier  Kinder  gereebtlBitlgt 
iet  Es  moB  sidi  jedoeb  alsdann  immer  om  Ftile  rm  besonders  dringttdNr 
Art  handeln :  und  aucb  dann  wird  sich  ein  Bänsobreiten  nor  empfehlen,  wenn 
die  Sachlage  eine  klare,  ÄWeifelsfreie  ist,  nnd  mit  einer  gewissen  Wahrschein- 
lichkeit auch  eine  zustimmende  Ent.erhpidnng  der  später  mit  der  Sache  be- 
laßten aosländiecben  Behörden  gerechnet  werden  kann. 
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Ein  derartiger  dringlicher  Fn!l  lit^u't  aber  hier  offenbar  nicht  vor,  Die 
evangelische  Mutter  steht  in  be/.ug  aul  die  reli^iö^e  Erziehunj^  ihrer  Kinder 
auch  nicht  im  allennindesten  auf  einem  einseitigen  Standpunkt.  Ubwolil  ihre 
älteste  Tochter  evangülibch  erzogen  wird,  schickt  sie  ihren  achtjähiigeu  6uhn 
in  die  Intholiflclw  Schale,  weil  seiii  Yater  katholiBCiii  war.  Sie  will  die  Ent- 
idieidiiQg  aber  die  leügifiee  Snidnug  dem  Qeridit  ftberlassen;  es  soll  ge- 
idielieii,  was  das  Recht  verlangt.  Daan  koniBit»  daß  beide  Knahen  noch 
recht  jngendlich  sind;  der  jüngere  ist  sogar  erst  3  Jahre  alt.  so  daß  bei  ihm 
von  einer  ansgepräpt^n  religiösen  Erziehung  vurläutig  überhaupt  keine  Rede 
sein  kniui  V<.  ist  also  hier  offenbar  iceine  (iefahr  im  N  erzn^e.  Dazu  kommt, 
dub  iiiich  obic-rreichiaehem  Recht  die  Streitigkeiten  iiber  die  religiöse  Er- 
aiubimg  der  Kinder  nicht  von  den  Gerichten,  sondern  von  den  politischen 
BihAfdin  na  enteeheiden  sind  (g  140  teteyr.  a.  b.  GB,  Stubenr^^ufA, 
Am.  2  den;  Nowaek,  BtUach,  d,  K.  K.  ob«r»imi  QtrieihUkefs  In  ZM^ 
Mtckm  lU  No.  915  VU  48  und  B.  TCnn  9. 8. 98  Z.  8961;  Links,  XechUpr, 
des  K.  K.  obersten  Gerichtshofs  No.  8642).  Diese  Behörden  werden  aber 
möglicherweise  ihre  Entscheidnng  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten  treffen; 
ihre  Praxis  ist  hier  unbekannt;  die  von  ihnen  zu  erwartende  Entscheidung 
erscheint  daher  nach  Lage  der  Sache  als  völlig  ungewitj.  Unter  diesen  Um- 
stündeu  würde  die  Anordnung  vorläufiger  Maßregeln  über  die  religiöse  £r- 
lidHnig  der  bddeo  'Gelnrfldnr  Z.  ämsä  Intoreaie  snwldtrbatfen;  «ie  eiedieiiit 
Idemadi  mstattluift.  Das  n6tigt  aber  aorVerneiming  der  Itdandaanetlndig- 
keit  auch  ans  Art.  Abs.  8  und  somit  zur  Anfbebang  der  aagefoehtenen 
BeaddOsse  des  AG  und  LG  über  die  BSniehnng  der  Gebrüder  Z  in  der 
ovann^lischcn  Religion.  DemgentftS  War  der  TOrUegenden  weiteren  Beschwerde 
zum  Teil  stattzngeben. 

Der  weitergehende  Antrag  des  Beschwerdeführers  auf  Anordnung  der 
katholischen  Erziehung  der  genannten  Jviuder  war  aber  ebenfalls  abzulehnen, 
well  die  inländischen  Geilchte  ans  den  erörterten  OrOnden  auch  zu  dieser 
Anordnosg  nicht  berechtigt  sind. 

Zu  einer  Anfhebnng  der  im  Jahre  1908  nasnllissigerweise  eingeleiteten 
Vormundschaft  über  die  drei  Geschwister  Z.  war  das  Gericht  der  weiteren 
Beschwerde  nicht  befugt,  da  die  Sache  deswegen  nidit  zn  seiner  Entscheidung 
gebracht  ist.  Dagegen  wird  das  AG  zu  Aachen  nunmehr  schleunigst  von 
AuiLä  wegen  dahin  zu  wirken  haben,  daß  dtr  jetzige  gesetzwidrige  Zustand 
beseitigt  wird.  Es  wird  sich  deshalb  mit  den  zuständigen  österreichischen 
Behörden  in  Verbhidong  setzen  müssen,  um  festzustellen,  ob  die  Fürsorge 
für  die  drei  Geschwister  Z.  Ton  selten  Österreichs  flbemommen  wird.  Für 
den  Fall,  da6  letsteres  nicht  erfolgt»  bedarf  es  snr  Einleitung  der  Vormund- 
scbaft  im  Inlaode  noch  der  Feststellung,  daß  diese  Blinder  nach  österreichischem 
Rechte  der  Fürsorge  bedürfen  (vgl.  §5?  189,  198  österr.  a.  h.  GB):  denn  durch 
die  Ablehnung  dieser  Übernahme  wird  natflrlich  an  der  Stant^angehfirigkeit 
und  dem  Personalstatut  der  Beteiligten  nii  hts  geändert.  Es  wird  also,  falls 
die  'Vormundschaft  hier  bleiben  sollte,  auch  über  die  religiöse  Erziehung  der 
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Rinder  vom  hiesigen  Vormundschaftsgerichte  uacb  usterreichiachcjn  Ikcht  zu 
eutscbeideu  sein  (Art.  1'.»  E(i  z.  B(iB  . 

A  n  m. ;  Über  die  Handhabung  des  Art.  23  EU  z.  BGB  TgL  Ztscb.  X  57, 
154,  220,  302,  490,  XI  81,  6040.,  Xin  177,  420,  XIV  77,  401.  —  Bed. 

Religiöse  Ktndererm^hung.   Zeitliches  Verhältnis  der 

Kollisionsnormen . 

(KG  23.  11.;  Rep.  1  Y  1214iOöiiy.j 
Grunde. 

Der  Tapezierer  Karl  P.  war  der  Sohn  des  Tapesitren  Theodor  P. 
WH  HOdeilwim  und  (n«^  den  vom  LO  n  Hlldealieim  gettöleiMii  FetteteUniigai) 
pienSlMlMr  (nicht  etwa  bzaanschweiglielier)  StutsangdiiMger.    Br  wir 

katholisch  und  hat  sich  am  22.  4.  97  mit  der  evangelist  h  Iiithi  rischen  Anna 
gel).  M.  Yfrlieiratft  Ihren  ersten  Wohnsitz  nach  der  Vorheiratun^  hatten 
sie  in  Braanschweig.    Im  Jahre  yerzugen  sie  nach  Uildesheini ;  dort 

starb  der  Ehemann  P.  am  9.  ü.  Oö.  Aus  ihrer  £be  sind  zwei  Töchter  vor- 
handen: 

JSmnuit  geb.  am  13. 6.  97, 

Annaliefe,  geb.  am  26.  7.  (>4. 
und  zwar  die  erste  in  Brannsdiweig.  liie  zweite  in  Hihle.sheini.  Der  Ehemann 
jP.  bat  mach  den  vom  Aü  zu  iiildesbeim  getroffeneu  Ft'st.stillungen  am 
4.  8.  97,  nach  der  Geburt  seines  ältesten  Kindes  und  vor  dessen  Tauie,  im 
Stadthause  zu  Braunschweig  vor  dem  Stadtmagistrat  die  schriftliche  Erklärung 
abgegeben,  dafi  er  seine  Kinder  in  der  Inthexiaehen  BeUgion  seiner  Bbefaaa 
eniehen  btnen  wolle;  deuentqirechend  hat  w  dann  aneh  das  ilteste  Kind 
in  der  lutherischen  Katharinenkirche  zu  Br:uI^^l  hweig  taufen  lassen.  Diee 
Kind  besucht  jetzt  die  evang^cbe  Vollcsscbule  sa  Hildeeheim,  nnd  swar 
seit  mindestens  einem  Jalire. 

Unter  (iem  18.  7.  i^'i  hat  der  katholibcbu  Dccbaiit  G.,  Taätur  zum  heiligen 
Kreuze  zu  llildesheim,  dessen  Pfarrgemeinde  der  verstorbene  Ehemann  P. 
KogdiOrte,  beim  Kgl.  A6  za  ffildeeheim  den  Antrag  auf  eine  ▼oimandec^afi«- 
gerichtliche  Anordnung  gestellt,  dafi  die  Emma  P.  in  der  kathoUsch^  Be- 
li^inn  erzogen  and  der  katholischen  Volksschule  zugeführt  wird.  Kr  eiacbtete 
die  Ihklärung  vom  4.  8.  97  für  unbeachtlich,  da  hier  die  hannoversche  Ver- 
nninung  vom  ^1.  7  2()  maßgebend  sei,  nach  welcher  eine  solche  Erklärung 
vur  duiu  A<i  aligegtbeu  weiden  müsse,  und  behauptete  außerdem,  daÜ  P.  dem 
katholischen  i'ustor  II.  gegenüber  später  die  Erklärung  abgegeben  habe,  daß 
seine  Kinder  katholisch  ersogen  werden  sollten,  wodnrch  jene  BiklSrang, 
wennschon  formlos,  so  doch  gültig  widerrufen  sd.  Die  Mntter  widanqnach 
dem  mit  der  Angabe,  daß  ihr  Mann  ihr  nie  etM  as  davon  mitgeteilt  habe^  dafi 
er  in  die  katholische  Erziehung  des  Kindes  gewillipt  habe. 

Das  AG  vernahm  den  Pastor  //  am  17.  H.  05  aneidlich.  Er  bekundete: 
Er  habe  dem  Tapezierer  Karl  P.  auf  seineu  Wunsch  am  Tage  vor  seinem 
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Tode  di«  Sterbemkimmente  gvfdcht^  nachdem  dieier  ihm  vorher  erklirt  habe, 

daß  er  seine  Kinder  katholisch  erziehen  wolle,  und  aeine  ftlteste  Tochter  Ton 
IQchaelis  ab  in  die  katholische  Schule  schicken  werde. 

DoinnUrhst  hat  das  AG  durch  I^rnrlilnB  vom  ■>  9.  05  die  Erziehung 
der  Emniii  P.  in  der  lutherischen  K  i  t-  .  ii  u  li onhiet.  Eb  geht  davon 
aus.  ilaii  hier  bruuiiächwetgisches  Rt«  in  zur  Anwiiutung  zu  bringen  sei,  weil 
der  Verstorbene  seinen  ersten  Wohnsitx  nach  der  Eheschließung  in  ftraon* 
schweig  gehabi  habe,  nnd  dafi  nach  dietem  die  Emma  P.  Intheriach  an  er- 
Bidien  lei.  Das  branDaehweigisdui  Oesets  Tom  10.  d.  67  aber  di«  Ordnung 
der  kirdilichen  Verhältnisse  der  Katholiken  {ßewt»-  und  VerordnungB- 
aammlung  1867  No.  32)  bestimmt  nämlich  in  §  5: 

.Die  aus  einer  ^emisrlitcn  Ehe  hervorgfhrnden  Kindt  r  sollen  ohne  Unter- 
schied d(  s  (ipsrhlechts,  ts  sei  der  Vater  eriuitrclisch  und  die  Muttt-r  katholisch 
oder  iiuigt- kühl  t,  in  der  Kuiifestiiui)  deh  Vaters  erzogen  werden ;  es  sei  denn, 
daß  der  Vater  nach  der  Geburt  des  ersten  Kindes  und  vor  der  Taufe  desselben 
in  den  St&dten  vor  dem  Stadtmagistrate,  In  den  Landgemeinden 
vor  der  betreffenden  herzoglichen  Kreisdirektiifn  die  abweichende  Br- 
klftrong  abgegeben  hfttte,  dafi  simtliche  Kinder  aas  solcher 
Ehe  in  der  Konfession  der  Matter  erzogen  werden  sollen. 

Auch  nach  d<'ia  Todf  d«'s  Vaters  sind  Kinder  ans  einer  (remischten  Ehe 
in  der  Konfession  dL-ssellKii  zu  t-rzieho]!.  und  die  ihnen  bestellten  Vormünder 
verprticlitet,  dafür  Sorge  zu  trai^cu,  daii  solches  geschehe. 

Alle  etwaigen  den  V Urschriften  dieses  §  ö  zuwiderlaufende  vor  oder 
wfthrend  der  Ehe  gemachten  Verttige,  an^geateHten  RoTene  oder  sonstigen 
Venprechnogen,  sie  seien  gegeben,  wem  me  wollen,  sollen  nnTerbindlicb  nnd 
Dichtig  amn.* 

Eine  Erklärung  des  Vaters  im  Sinne  dicaea  Geaetiea  hat  das  AG  fOr 
vorliegend  und  demgemäß  seine  Entscheidung  fflr  gerechtfertigt  erachtet. 

Gegen  diesen  Besrhlnß  hat  der  Dechant  G  die  Beschwerde  vom  1K.  {).  Oh 
eingelegt.  Er  wit'derli<»]t»'  seine  früher«'?!  An-  und  Ausführungen  und  erklärte 
die  Bestimmungen  der  hannoverschen  Verordnung  vom  31.  7.  2t>  für  zwin- 
gender Katar,  da  «ie  dam  Offentlidien  Recht  angehSrtmi. 

Daa  LO  an  Hildcaheim  hat  dnrcb  Beachlafi  vom  14. 10. 06  den  amta- 
gerlcbtlichen  Beachlafi  aafgehoben  and  angeordnet,  dafi  die  Emma  P.  in  der 
katbollacfaen  Konfession  zu  erziehen  ist.  Es  begriindete  diese  Entscheidung 
dahin :  Es  sei  hier  lediglich  die  hannoversche  Verordnung  vom  31.  7.  26 
rriaßvTf'^'^^fl  -^i^'  fjehi^re  zwar  nicht  dem  <>ffpntlichen  Tterhte  an.  weil  sie  das 
deai  Vater  zustehende  Krzirlnintjsrerht.  also  ein  Privatr-  rlit  In  treffe,  sie  trelte 
aber  für  alle  in  seinem  räumlichen  Gebiete,  dem  vormaligen  Kunigreiclie 
Hannover,  wohnhaften  Personen  (mit  Ausnahme  allein  derjenigen,  welche  nidit 
preaßiache  StaataangehOrige  aeien),  nnd  swar  (wie  ana  ihrea  g§  1  and  2  her- 
vorgehe) mit  zwingender  Kraft.  Mit  der  Verlegnng  seines  Wohnsitses 
nach  Hannover  seitens  des  versorbenon  P.  sei  diese  Verordnung  (in  Abwetrhnng 
Tom  den  fttr  das  eheliehe  Güterrecht  geltenden  Oranda&taen)  !Qr  die  reUgidse 
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ErzichniiL'  •^f  iner  Kindrr  in  der  Weise  in  Oeltunt^  getreten,  daü  diist  in  iler 
katholiäihcii  Reliijlon  dts  Vaters  zu  erziehen  seien,  sofern  ni<  ht  cint  r  dir 
Ausnahmefälle  ihres  g  ö  vorliege.  Dos  sei  aber  nicht  der  lall,  denn  die 
Erklärung  des  Vaters  Tor  dem  Stadtmagistrat«  in  Bmtnaehwcig  könne  die 
▼on  der  Venndnong  verlaaglai  Brklibrang  „bei  seinem  «utiadigen  ponftn- 
lichen  Oerichte'  nicht  ersetzen ;  and  die  Emtna  F,,  welche  beim  Tode  des 
Vaters  i9.  6.  noch  nicht  acht  Jahre  alt  gewesen,  sei  bei  dessen  Lebzeiten 
noch  nicht  in  den  ents«  iK  iilciidon  Hlaubenslehren  anterrichtet  worden,  babe 
vidmehr  nur  den  allgeiin  iru  n  Eh nientarunterricht  erhalten. 

Gegen  diesen  Beschluli  hat  die  Witwe  Amtu  F.  geb.  M.  durch  den 
Recblaanwalt  Jnstixrat  Jf.  zn  Hildssheim  die  weitere  Besehwerde  rem 
26. 10. 06  eingelegt,  in  welcher  die  Wiederberstdlong  des  amtsgericbtlicben 
Bescblnsses  beantragt  wird.  Bs  wird  ani^nibrt:  Die  religiflse  Braiehnng 
der  Kinder  sei  int  ersten  Ehewohnsitz  des  Vaters  in  einer  dem  dort  geltenden 
Hechte  entfiprcclicndtii  Weise  giiltiü:  j^eregelt.    Diese  Rcp:clnn<;  könne  ihre 
iiechtswirksamkc-it  ilurch  Vcrlniiunif  des  Wohnsitzes  nicht  tmchtrüglich  ver- 
lieren.   Eine  Änderung  der  \Villeüi>iaeinung  des  Vaters  sei  nicht  ersicbtUcb; 
vielmehr  habe  er  selbst  Tor  seinem  Tode  die  Erziehung  seiner  ältesten  Tochter 
im  Intherischen  Glanbrasbekenntnuse  eingeleitet   Auf  jeden  Fall  sei  die 
«petsOnlieh  anständige  Behörde*  im  Sinne  des  §  5  der  hannoTerscben  Ver- 
ordnung für  Karl  P.  snr  Zeit  der  Abgabe  der  fraglichen  Brkl&mng  der 
8ladMii:i;;i>str:it  /ii  Braunschwcig  gewesen,  wo  dieser  damals  seinen  Widinsifz 
gtihabt  habe.  Für  diese  Aiislcfrnnij  spreche  auch  noch  der  Umstand,  dali  nach 
der  Verordnung  des  I'nn/  H«  <xriitt  n  Georg  vom  2b.  4.  15  über  die  Gerichts- 
stelleu im  Kurstcntuüi  Iii  Idenheim  im  Jahre  182G  der  Magiätrut  zu  ilildcsheim 
das  inständige  persttnllcbe  Gericht  gewesen  sei. 

Die  weitere  Beschwerde  der  Witwe  P,  ist  zulässiger  Weise  nad  form- 
gerecht  eingelegt:  auch  war  ihr  der  Erfolg  nicht  zu  versagen,  weil  sie  sach- 
lich begründet  ist.  Zu  den  Vorschriften,  durch  welche  das  Rechtsverhältnis 
'/wisrhcn  Eltrrn  und  Kindern  goregelt  wird,  sind  auch  diejenigen  gesetzÜrhon 
DcsLimaiuiigtü  /.u  rechnen.  n:»eh  welchen  sich  die  religiöse  Erziehung  und  die 
Zirlässigkeit  ihrer  Ri'gelung  durch  Rechtsakte  richtet. 

Die  letsteren  Vorschriften  gehören  daher  mit  doi  eistoen  xd  den  sa- 
genannten Personalstatnten,  so  daS  die  f dr  die  geltenden  Zaständigkeitsnormen 
des  internationalen  Privatrechts  auch  bei  ihnen  maBgebend  sind.  Dieses 
Recht  hat  durch  Art.  7  bis  31  BG  z.  B(jB  eine  neue,  wennschon  nicht  er- 
schöpfende Regelung  erhalten.  Es  kann  hii  r  dahinfrc^tellt  hloibcii.  ob  diese 
Zuständigkeitsvorst'hriften  sich  aurh  auf  das  VerhaltJiis  der  (icst  t/.c  nu  hrerer 
deutscher  Ötaateu  iiutereinander  i>e/.iehon  oder  lediglich  auf  das  Verhaltoii 
der  deutsche  ReidiBgesetso  za  aaßerdeutschen  Normen;  sowie,  ob  sie  aocb 
solche  Materien  ergreifen,  deren  Regelnng  den  Landesgesetxen  Torbdialtea 
geblieben  Ist  (vgl.  Planck,  S.  Anfl.  VI  26  No.  5.  6  vor  Aitt.  7—31,  Stmu- 
tl/n(/rr,  2.  Aull  VI  2i\  20  Vorbem,  zu  Artt  7—31,  Zitelmann,  Zum 
QreHM»treU  Mtoisehen  Erichs-  und  Landetrecht  ViHäi  S.  bl  S.),  denn  von 
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den  dnreh  dieae  OesetseBToncbriftoi  eiogetratenen  BeditBind^niiiKen  werden 

die  lüer  xu  entscheidenden  Streitfragen  nach  LaL'r   f  r  Sache  nicht  beeinflußt. 

Nach  gemeinem  Rcclit  iwie  ;iucli  mich  {»rfuDiscliem  Lsmilrn-lit  i  nult  für 
PfTsoTialsfatnIrn  im  allgemeinon  ilas  T er  r  i  t  o  r  i  a  1  i  t  il  t  s  p  r  i  n  z  i p ,  nach 
\^>  l<  liHin  CS  itidii  auf  die  ätaatäangcbürigkeit  der  Beteiligten,  sondern  auf 
iDRii  WobuHitz  aiikauL 

An  atfne  ^elle  iet  jetatt  iiuf  dem  Qebi^  dee  PenSnlielikdlindrtee  dm 
Nationalitätaprinsip  getreten,  na4sh  welchem  fflr  aolche  prasönlidie 
Angeli^senhdten  die  Staftteangehflrigkeit  mafigeb^d  ist  Bine  rflok> 
wirkende  Kraft  auf  diejenigen  Reehtuverh&ltnine,  welche  vor  dem  Inkraft- 
treten des  BGB  ihre  feste  Regelung  nach  früherem  Hechte  erhalten  haben, 
ist  jedoch  den  betreffpTidf^n  Vorsrhriftcn  dps  internationalen  Privatrechts 
niffrt'nds  beigHoi^t ;  i  s  greift  also  in  dieser  Beziehung  lediglich  Art.  1  EU  z. 
BGB  Platz.  Nach  dtcüen  allgemeinen  Grundsätzen  ist  für  die  Fcrsonalstatutcn 
der  Familie  des  Karl  P.,  insbesondere  die  religiöse  Erziehung  seiner  Kinder, 
ftlr  die  Zeit  von  seiner  Verhelratang  im  Jahre  1897  bis  snm 
Hl.  12.  99  <anf  Gmnd  des  Territorialprtnxlps  des  gemeinen  Rechts)  sein 
W^^DdtS,  nicht  aber  seine  Staatsangehörigkeit  maBgebend  gewesen ;  also,  da 
er  diesen  damals  in  Braunschweig  hatte,  braunschweigischcs  Recht. 
( i leicht*  itii;  bestimmt  aber  §  13  des  obenerwähnten  brannschweigiflchen  Ge< 
setxes  im  Einklang  damit  : 

„Haben  Eheleute  gemischter  Iltiligioii  zur  Zeit  ihrer  Nieder- 
lassung im  hiesigen  Lande  keine  Kinder,  so  sind  die  aus  der  Ehe 
sp&ter  faenrorgehenden  Kinder  nach  den  im  §  5  gegebenen  Regeln  in  be- 
handeln', 

so  daß  fttr  jene  Zeit  ohne  ROcksicht  auf  die  Staatsangehörigkeit  jedenfalls 
brannschweigisches  Recht  anzuwenden  war.  —  Für  die  Zeit  seit  dem 
im  .fahr«'  181)0  prfoluton  rTinziitrc  ehr  Familie  P.  nach  llildeslieim  war  nber 
ebenso  /.wtifcisfrc'i  piriiülscli-hanriuvcrsches  Hecht  anzuwenden,  da  Kml  P. 
von  da  ab  dort  nicht  allein  stiiiicn  Wohnsitz  hatte,  sondern  auch  preußi- 
scher Staatsangehöriger  war.  Nach  alledem  kommt  der  erwähnte  ('ber- 
gang  vom  Territorialit&ts-  «im  Nationalltfttsprinsip  fttr  die  hier  fraglichen 
Reehtsrerhiltnisse  nicht  weiter  in  Betracht 

Die  anscheinend  Tom  AO  (in  Üboreinstimmnng  mit  Schmidt,  Kon- 
fession  der  Kinder  S.  450)  vertretene  Auffassung,  daß  für  die  brtroffenden 
Rechtsverhältnisse  (in  Übereinstimmung  mit  don  rntspn  rhenden  Grundsätzen 
des  eheÜrhon  Güterrechts)  auch  nach  dem  Umzüge  der  Famtüp  /'  iiaih 
Hildcsbeitn  das  Recht  ihres  t>rst' ii  Ehewohnsitzes  als  solche.^  foitii  lueind 
in  Geltung  geblieben  sei,  ist  zarUckzuweisen.  Diese  GruDd^älze  sind  für  die 
RechtsTerbttltoisae  der  Bttorn  ra  dmt  Rindern,  nnd  auch  der  Eheleute  unter- 
einander niemals  allgemein  gültig  gewesen ;  yielmehr  hatten  nnd  haben  sie 
auf  dem  Gebiete  der  Personalstatnten  einen  ausnabmsweisen  CHiarakter,  gans 
abgesehen  davon,  daß  sie  für  das  gemeine  Recht  nicht  unbestritten  waren 
(Tgl.  Dernhurg,  PaHdekie»  I  §  46  8.  103,  Windscheid^  PanddtUn 
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7.  Aufl.  I  83  §  35  Anm.  11,  JJrmfnrrff.  Preuß.  Privat  recht  TTI   §  4 
S.  12).    Andererseits  ist  auch  lUr  AuflastruDg  entgcgeü  xu  trctm.  daß  un- 
mitt<}lbar  durch  dk  Verlegung  des  Wohnsitzes  aus  einem  Recbtsgebiete  in  das 
andere  bereits  entstandene  und  endgültig  geregelte  Rechtaverh&ltnisse  aui  dem 
Gebiete  der  religiOaen  Enidiaiig  dne  Xndcnmg  erblicen  und  ufthlwshtlilit  mit 
raclcwirkender  Kraft  nach  dem  Bechte  des  neuen  Wolrnntses  am  bearteileD 
seien.   Zutreffend  sagt  Windsi  he id .  auf  welchen  sich  das  LG  bezogen 
hat  (a.  a.  0.  S.  8:3  im  Text):  ,Wird  der  Wohnsitz  hinterher  verlegt,  so  gilt 
von  nun  an  das  Recht  des  neuen  Wohnsitzes"  und  Ania.  11  ebenda):  ^Von 
nun  an,  d,  h.  die  nach  dem  bisherigen  Heclite  auf  Grund  der  Ehe  und  des 
elterlichen  Verhältnisses  erwachseneu  und  von  ihrem  Fortbestande  unabhaugigen 
Rechteverbkltnine  bleiben  noberOhrt*.  Letiterea  trifft  aber  fttr  die  reiigi9te 
Bni^nng  der  Kinder  nnd  ihre  fechtvgttitig  erfolgte  Regelung  durch  Rechtsakt 
unbedenklich  zu.   Ea  ist  also  hier  an  sich  fUr  die  Zeit  von  1897  bis 
Ende  1KU9  braunsch wcigisches  und  für  die  Folgeaeit  prett> 
ßisch-hannüverschcs  Ilecht  anzuwenden. 

Wenn  daher  der  Ehemann  P.  durch  eine  dem  §  5  jenes  braunschweisri- 
scben  Gesetzes  entsprechende  Erklärung  vor  dem  Stadtmagistrat  zu  Braun- 
sdiweig  bortimmt  hat,  daft  die  simtlichen  Kinder  aus  seiner  gendscbte«  Ehe 
in  der  Inthetisehen  Konfession  ihrer  Mutter  erzogen  werden  soUtra,  so  wnrdai 
durch  diesen  Rechtsakt  die  religiösen  Erdehungsvcrh&Itnisse  aller  Kinder  ans 
dieser  Ehe  nach  Maßgabe  des  braunschwdgischen  Rechts  dauernd  geregelt; 
es  blieb  also  dabei  auch,  als  der  Ehemann  P.  im  Jahre  1900  seinen  and 
seiner  Familie  Wohnsitz  nach  Hildesheim  verlegte:  es  sei  denn,  dai^  die  Be- 
stimmungen der  hannoverschen  „Verordnung  vom  31.  7.  26  über  die  religiöse 
Erziehung  der  Kinder,  deren  Eltern  verschiedener  Konfession  sind'  {ßamm- 
lung  dar  0*s§Ue  1826  S.  174)  Twmöge  ihrer  schlechthin  swingenden  Be* 
deutnng  die  weitere  Anfrechteriialtung  dieses  Rechtesustendes  ausgeschlossen, 
oder  daß  der  ^'ater  späterhin  nach  Muf'^rabe  dieses  Gesetzes  die  von  ihm 
getroffene  frühere  Bestimmung  vom  4.  8.  U7  rcchtswirksam  beseitigte.  Beides 
ist  jednrh  nach  dem  vorliegenden  Sachverhalt  zu  verneinen. 

\)m  LU  hat  auf  Grund  der  §§  1,  2  der  hannoverschen  Verordnung  an- 
genommen, daß  diese  in  ihrem  vollen  Umlangc  als  ein  zwingendes  Gesetz 
aniusehen  sei;  und  lediglich  daraufhin  auch  dessoi  weiteren  Bestimmungen 
dne  swingende  und  fttr  den  vorliegenden  Fall  rttckwirkende  Kraft'  beigelegt. 
Diese  Methode  kann  prinzipiell  nicht  als  riditi^'  anerkannt  werd» ;  denn  ein 
Gesetz  kann  und  wird  in  der  Regel  Einzelvorschriftcn  von  ganz  verschiedener 
Stärke,  vnn  zwintrender  und  nachL'iebitri  r  Reelitswirknnfr.  enthalten.  Es  ist 
also  grundsätzlich  abzult  linen,  wenn  aus  kU  x  zwingenden  Hcdentung  der  einen 
VorscbrÜt  eines  Gesetzes  uhne  weitere  I'rüiung  des  Charakters  der  anderen 
auch  deren  iwingende  Natur  abgeleitet  wird ;  Tielmehr  ist  jede  einselne  Vev 
Schrift,  wennschon  im  Rahmoi  des  ganaen  Qesetaes,  so  doch  mit  Rttckaickc 
auf  ihren  besonderen  Inhalt  und  Charakter  einer  enteprechenden  besondoco 
Prttlung  an  untersiehen. 
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Im  angcmcinen  ist  zanächst  darauf  hinzuwoisen,  daß  die  pcsetzlirhcn 
Vorschriften  Uber  rcligi^^se  Erziehunf^  der  Kinder  ans  fremischten  Ehen  keines- 
wegs schou  um  ihres  Gegenstandes  willen  derart  zu  den  unbedingt  zwingenden 
zu  rechnen  sind,  daß  dadurch  auch  in  solche  Bechtsverhältnisse  eingegriffen 
wifd,  welehe  ontor  einem  aadeMB  Geeetae  gültig  entetanden  sind.  Wenosehon 
dlew  OesetM  i^gelinftffig  is  dem  Sinne  swingende  sind,  daA  sie  fOr  »ile  nnter 
ihnen  lebenden  Personen  schlechthin  bindend  sind  und  deren  PriTstwillkllr 
keinen  weiteren  Spielraum  gewihieD,  als  es  ansdrficklich  in  ihnen  bestimmt 
ist,  so  ist  es  doch  datiiit  keineswe{?8  ntivereinbar,  daß  sie  die  Rechts  Wirkungen 
and<>rer  answärtiger  Gi  setze  für  die  religiöse  Erziehung  derjenigen  Personen, 
welche  früher  unur  diesen  letzteren  lebten,  auch  dann  noch  anerkennen,  wenn 
die  Rechtswirkungen  zufulge  später  eingetretener  Veränderungen  anter  ihrer 
HMXsdmfi  berroigetceten  sind.  Fttr  eine  denurüge  nildae  Aoslegnng  spridit 
in  Zweifd  ,die  wünschenswerte  Qegoiseitlgkeit  in  der  Bdnndlnng  d«r  Recbts- 
▼erhütnlase  nnd  die  daraas  herrcvgehMide  Oletohheit  in  der  Benrteihing  der 
ffinbeimischen  und  Fremden,  die  im  großen  und  ganzen  durch  den  geniein> 
Samen  Vorteil  der  \''"'lker  nnd  der  Einzelnen  geboten  wird"  (r.  Sdi'igiifj, 
System  t/tw  heuligen  Römischen  Eechta  VI  II  26;,  Es  kann  nicht  ohne 
besondere  Gründe  als  der  Wille  des  Gesetzes  angenommen  werden,  daß  es  in 
die  durch  fremde  Gesetze  fest  geregelten  religiösen  Erziehungsvurlmltnissc 
einer  PamiUe,  welobe  naehträglich  unter  seine  Heirscbaft  kommt,  nnter  allen 
Umstinden  rOdadditBlos  eingreilt  nnd  somit  einen  Wecbsd  in  der  bisherigen 
Eniehoag  stets  dann  berbeiftthrt^  wenn  diese  seinem  Bocbstaben  nicht  genau 
entspricht  Wollte  man  sich  anf  diesen  Standpunkt  stellen,  so  wQrden  da- 
durch oft  on1eidli(  he  Verh?lltni8S0  un  l  -  r' were  Eingriffe  in  das  religiöse  Er- 
ziehnngsn  clit  der  Eltern  herbeigeführt  werden ;  denn  diese  konnten  doch  zu 
dtfr  Zeit,  als  sie  tlhor  die  religiöse  Erziehnng  ilirer  Kinder  eine  Verfügung 
trafen,  sich  nur  nach  dem  Rechte  richten,  unter  welchem  sie  damals  lebten, 
nnd  fremde  Qesetse,  nnter  deren  Herrsebaft  sie  erst  spftter  traten,  nicht  be- 
rftcksiehtigai. 

Letsteres  trifft  Übrigens  gans  besonders  fflr  die  Form  etwaiger  besag- 
lieber  Reditsakte  zu.  Es  sind  demgemäß  in  jedem  einaelnen  Falle  Wesen, 
Grund  und  Zweck  des  betreffcntb  ii  Ot  setzes  im  allgt meinen  nnd  der  speziell 
in  Betracht  kommenden  Vorschriften  im  beisundrren  zu  prüfen,  nm  daraus  den 
Willen  des  Gesetzes  in  der  Kichtung  zu  erfurschen.  ol»  is  die  Fortwirkung 
der  Vorschriften  eines  fremden  Gesetzes  neben  seinen  Bestimmungen  unbedingt 
ansscbließen  will  (Schmidt,  a.  a.O*S.  449 ff.).  SelbstTentilndlicb  kommt 
es  hierfflr  sehr  wesentlich  avcb  darauf  an,  ob  nnd  in  welchem  HaBe  die 
Otondsfttie  nnd  die  Bestimmungen  des  fremden  Gesetses  mit  dem  sdnigen 
harmonieren  oder  in  Widerspruch  stehen.  Unter  diesen  Gesichtspunkten 
werden  nunmehr  die  hannövcrsche  Vi  rordnung  vom  31.  7  2t')  und  das  braun- 
schweigisrhe  Gesetz  vom  10.  5.  67  unter  besonderer  Benick^iclitiu'ung  ihrer 
Vorschriften  über  eine  Bestimmung  der  religiösen  Erziehung  der  Kind»  r  durch 
Rechtsakte  miteinander  in  Vergleich  zu  stellen  sein.   Diese  Vcrgltichuug  fuhi  t 


318 


EechtipfedrasK:  DeHtaddiiul. 


aber  m  dem  Ergebnis,  dall  beide  Orsttzi  in  ihren  Grund/fl^r*  n  nnd  in  J-?n 
hier  in  Betracht  kommenden  besonderen  Vorschriiten  eine  weitgeiiende  L'ber- 
eingtiromong  zeigen. 

In  I  1  der  haimflmadieii  VerordDimg  ist  Torgeschrieben,  daß  dem 
Vater  das  alkinlge  Bcstimnnngncclit  fllwr  die  religiOee  I^sielniiig  der 
Kinder  «uteht;  in  §  2,  daß  jeder  Vertrag,  dnrdi  den  er  auf  dies  Beeilt 
im  geringsten  verzichtet,  nichtig  ist;  in  §  3,  daß  die  religiöse  Srsielnilig 
der  Kinder  nar Ii  b  c  i  n  n  m  Tode  so  geschehen  soll,  wie  rs  dem  von  ihm 
emstlich  und  fort  wahrend  gehegten  WilK  n  i(cwiB  ist.  Nach  4  wird  p  tz- 
lieh  vermuU^t,  dnü  der  verstorbene  Yati:r  äeint  sämtlichen  Kinder  in  seiutr 
eigenen  Religion  habe  wollen  erziehen  lassen;  ein  in  letzter  Krankheit 
erfolgter  CHaabcnswechad  ist  belanglos.  Von  der  B^l  des  $  4  werden  jedoch 
in  I  6  awei  Ansnalunen  geniadit»  nimlidi: 

wenn  der  Vater  den  bereits  schalfiliigen  Kindern  den  Hauptunterricbt 
in  einer  abweichenden  Religion  bis  an  seinen  Tod  nnnnterbrocben  hat  erteilen 
lassen,  und 

bt  .wenn  der  Vater  bei  seinem  r.nstiindigfn  persünlichen  Gerirhtezn 
i'rutukuli  urkltirt  hat,  daß  er  seine  Kinder  in  der  Keligiun  ihrer  Mutter  er- 
Sogen wissen  wolle,  auch  diese  ErkÜrang  von  ihm  nochmaUi  weder  ansdricfc- 
lieh  noch  dnrcb  die  Tat  widermfen  worden  ist  Dodi  darf  diese  Brkllning, 
wenn  sie  wirksam  sein  soll,  nicht  während  der  letsten  Krankheit  erfolgen". 

Beide  Gesetze  laufen  hiemach  miteinander  darin  parallel,  daß  die 
Kelijjion  nnd  drr  Will*'  d<'s  Vatrrs  rn  n  d  « -i  f  z  1  i  r  h  für  d  i  i-  reli- 
giöse E  r  /  i  <'  Ii  u  n  g  der  Kinder  uuä  gemischter  Ehe  m  a  iS  c  b  t-  n  d  sind,  iitid 
zwar  auch  nach  seinem  Tode  (§§  1,  3,  4  H.  V.,  5  Abs.  1  u.  2  Ii.  G.),  daü 
jeder  don  snwiderlaniende  Vertrag  nichtig  ist  (§  2  H.  V.,  §  5  Abs.  3 
B.  0.),  und  daft  eine  Ausnahme  von  der  fi^l  der  Ersldrang  in  der  Kon- 
fession des  Vaters  Ihr  den  SU!  To^eseben  ist,  daB  der  Vater  gegenfiber 
der  zuständigen  Behörde  eine  abweichende  Erklärung  abgegeben 
hat  (§  5  b  H.  V.,  g  5  Abs.  1  B.  G.).  —  Dem  eeirenfibfr  kommen  folg.  nde 
Abweirhnnpen  in  Betracht:  Nach  braunsrhwt  igisc  1k ui  (iesetz  ist  die  frai^lirlie 
Krklaruiig  uui-  während  einer  bestimmten  kurzen  Zeit  zulässig ;  sie  liat  gtgtn- 
Ober  der  Verwaltungsbehörde  zu  erfolgen.  Das  haunövcrsche  Gesetz 
kennt  dne  solche  seitliche  BinschriUilning  nicht;  das  Oericht  ist  als  an- 
stAndige  Stdle  bestellt ;  außerdon  gestattet  es  noch  eine  weitere  Abweichung 
von  der  gesetzlichen  Vorschrift  <§  5a  H.  V.).  Endlich  hat  es  die  Wider- 
ruflichkeit der  Erklämng  zugelassen,  welche  in  dem  braunschweigischen 
Gesetz  fehlt.  —  Hiernach  muß  man  zn  dem  Ergebnis  «relani^cn,  daß  beide 
Gesetze  in  ihren  Grundprinzipien  vnllsunüig  zusammeuätimnien,  während  die 
Abweichungen  verhältuisinätiig  geringfügiger  ^i^atur  sind.  Von  einer  grund- 
sitslichen  Unvtteinharkeit  ihrer  Vorsdiriften  kann  nirgunds  die  Bede  sein, 
wie  dies  ja  you  vornherein  bei  der  benachbarten  Lage  und  den  gteichaitigen 
konfessionellen  Verbiltnissen  dieser  beiden  Teile  Deutschlands  kaum  anders 
in  erwarten  war.  Diese  Umstände  nlltigen  hier  auch  da,  wo  sich  im  einsdnen 


Digitized  by  Google 


AecbtiVreGhang:  DeatadUand. 


319 


Abweichungen  7eit;cTi.  ganr,  b^nders  zu  einer  milden  Auslegung  im  Sinne 
wechselseitiger  Duldbuwkeit. 

Was  imlwsoDdere  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Abweichnng 
wegen  der  Znetindiglieit  der  Behörden  Iflr  die  Entgegennahme  der  Br- 

klärnng  des  Vaters  Aber  die  Erziehang  der  Kinder  in  der  Religion  der  Mut  irr 
anbetrifft,  so  hat  diese  mit  dem  Wesen  der  rclitriosen  Erziehung,  sowie  mit 
dem  Grund  nnd  Zweck  beider  Gesetze  aiieh  nicht  das  rilltTmindestc  zw  tun. 
Es  wird  durcli  die  Wahl  des  Ciirichts  oflcr  di-r  V(Twaltunt:s])(hord('  (Stadt- 
magistrut,  Kreisdirektion)  die  Abgabe  der  Erklärung  weder  besunUer»  er- 
sehwert nodi  sneh  erleichtert,  und  eine  grandsfttiliche  Bedeutung  bestimmter 
Art  Ihr  weder  beigel^  noch  anch  genommen ;  viehnebr  ist  die  Bestimmung 
einer  Terscbiedcncn  Zuständigkeit  eine  reine  Frage  der  inneren  BdiOrden- 
organisation  beider  Territorien,  welche  für  die  rerlitliche  Bedentnn^  der  ab- 
zugebenden Erklänmf?  ohne  entscheidenden  Einthili  ist.    Es  handelte  sich 
dabei  nicht  so  um  die  Zulässiukciteim  r  Rc^ehin^'  di  r  reIit,Mus(;n  Erziehung  durch 
BechUakte,  als  vielmehr  um  deren  Form,  welche  sich  nach  dem  Satze  „locus 
regit  a^wm"  regelt ;  d.  b.  die  Farmen,  welebe  für  dn  GeachAft  am  Orte 
seiner  Errichtung  erfordert  werden,  leiclien  dafür  aus,  anch  wenn  es  an  einem 
anderen  Orte  wlrlnam  werden  soll  (WindBcheid^  Pa$idekten  I  §  85  No.  6, 
Dernburg,  Pandekten  I  §  48  Ko.  1  Art.  11  EG  z.  BQB,  Sähmtdi^ 
■\  n  <)  S  4öt\    Nach  alledem  unterliegt  es  keinem  Bedenken,  der  Erlfläning 
des  Ehemannes  F.  vom  4.  8.  97  auch  gegenüber  dem  hannoverschen  Gesetze 
volle  Rechtswirksamkeit  beizumessen ;  denn  die  fragliche  Zuständigkeitävor- 
scbrift  dieses  Gesetzes  kann  gegenüber  der  entsprechenden  Bestinmiung  des 
brannschweigischen  Qesetses  onmSglich  als  eine  swingende  von  derogierender 
Kraft  angeaehffiBi  werden;  und  swar,  daft  es  dw  Heransiehnng  der  in  der 
weiteren  Beschwerde  erwähnten  Verordnung  vom  88. 4.  15  bedarf.  Damit 
entfällt  der  Eiitscheidungsgrund  des  LG  als  rerhtlirh  unzutreffend 

Es  ist  noch  auf  den  von  beiden  Vorinstanzen  bisher  nicht  erörterten 
Umstand  einzugehen,  daß  tier  Ehemann  P.  —  nach  dem  für  glaubhaft  zu 
erachtenden  Zeugnis  des  katholischen  Pastors  //.  —  diesem  vor  Reichuug  der 
Sterbesakrammte  erklirt  hat,  daft  «r  seine  Kinder  kathol^ch  erziehen  wolle 
und  seine  iUeste  Tochter  von  Michaelis  ab  in  die  katholische  Volksscbnle 
schicken  werde.  In  dieser  BrUftrung  war  an  sich  ein  formgcn  ( lit<>r  Widerruf 
seiner  früheren  Erkliinmfr  vom  4.  8.  97  zu  tln<len.  Denn  il<  r  Kliemann  P. 
hatte  inzwischen  ein  W  iderrufsrocht  auf  Grund  des  in  dieser  Beziehung  jetzt 
fflr  ihn  maßgebenden  §  5  der  hann<"tv»>rsrbpn  Verordnung  erlangt,  obwohl  das 
braunschweigische  Recht  einen  sulchen  niebt  kunntc.  Dieser  Widerruf  mußte 
nidit  der  rastftndigen  Bch5rde  gegenftlier  oder  sonst  in  besonderer  Form  er« 
ktftrt  werden.  Ebensowenig  wie  der  in  §  4  der  Verordnung  erwfthnte  Glanbens- 
wcchsd  vor  Gericht  zu  erklftrra  ist,  brauchte  der  Widerruf  des  §  5  vor 
Ocricht  zu  erfolgen;  vielmehr  genügt  jeder  ausdrückliche  formlose  Widerruf : 
ja  sogar  ein  solcher  „durch  die  Tat**  (vgl.  Brftnn.  Zeitschn'ft  für  Ifav- 
Hoveraches  Recht  Bd.  III  1871  S.  2U4).   Dagegen  durfte  diese  Erklärung 
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(mdi  dm  SeUuAMtse  des  §  5),  wam  aie  wirksain  Min  sollte^  iiidit  «ikresd 
der  leisten  Krankheit  ecfolgra.  Dieser  Fall  liegt  aber  bier  offenbar  TOTf 

da  der  Ehemann  P.  dem  Pastor  J7.  das  Yeraprecben  der  religiösen  Erziehong 
seiner  Kinder  am  Ta^rc  vor  seinem  Tode  nnmittHbar  vor  ichung  df  r  St<  rh/*- 
sakramente  abgegeben  bat.  Dieser  Umstand  machte  seine  damalige  Erklärung 
nichtig. 

Daraus  ergibt  »ich  die  Aufhebimg  des  landgerichtlichen  and  die  Wider- 
berstellnng  des  amtsgerichtliohen  Besoblnsses. 

Jvf'Ugiöse  Kindererzieliuftg   —  VaßfjebU(  iikeit  cks  lleiniat- 
redits  des  Vaters.  —  Analoge  Gelluna  der  Artt.  1  ff.  EG  z. 
BGB  fiir  das   Verhält  ins  der  deutschen  Landesrechte,  — 
Anwendung  amiidrtiyoi  Hechtes  von  Amts  wegen, 

KG  f).  4.  06;  1  Y.  409/06. 

Durch  Beschlüsse  des  AG  und  des  LG  zu  Mairdeburg  war  angeordnet, 
d.iß  iUv  religiöse  Erziehung:  der  Kinder  des  l!»<'3  zu  Magdeburg;,  seinem 
leUU.ü  WolinsttT;,  ^estorlx  iien  A.  S.  gemäß  den  Vorsdiriften  des  pri  ulji.><  hen 
Landrechtes  sUittzutindea  habe.  —  Der  mütterliche  üruiivaivr  It-gic  weitere 
Beschwerde  ein  nnter  Hinweis  auf  die  badische  BdohsangehSrigkeit  des  Vaten. 

Das  KQ  erkiftrte  die  weitere  Beschwerde  ittr  begründet  nnd  wies  das  AG 
an,  die  religiöse  Ersiehong  gemi&ß  dem  badischen  Rechte  so  veranlassen.  In 
den  GrOnden  hoiBt  os  u  A. :  Es  gehört  gmnds&tzlich  zu  den  Attl^beB  des 
Richters  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  insbesondere  auch 
des  Vormnndschaftsrichters,  daß  er  von  Amts  wegen  in  jedem  einzelnen  Falle 
in  eine  Prüiung  der  Frage  eintritt,  ob  für  die  vun  ihm  zu  beurteilenden 
Rechtsverhältnisse  einheimisches  i>der  fremdes  Recht  (Landesrecht  eines 
anderen  dentsdien  Staates  oder  anßerdentscbes  Beeht)  als  mafigebend  ansn- 
sehen  ist.  Unt«rliBt  er  diese  Prafnug,  so  ist  darin  eine  GesetzesTerletanng 
im  Sinne  des  §  37  dieses  Gesetzes  zu  finden ;  stellt  sich  dulB  heraus,  dafl 
.st  att  (I<  s  an f^f'wendeten  inländischen  ausländisches  Recht  anzuwenden  gewesen 
wärt,  welches  zu  einer  anderen  Entscheidnnsj  hätte  führen  können,  so  ist  die 
betreffende  Anordnung  als  auf  Rechtsverletzung  beruhend  anzusi  ht  ii.  Für 
die  Frage,  ob  eine  solche  vorliegt,  kommt  es  nicht  etwa  darauf  an,  ob  dem 
Richter  Ton  selten  der  Beteiligten  Tatsachoi  onterbreitet  wordra  sind,  welche 
bei  ihm  noch  besenders  den  Oedanken  anregen  mnßten  oder  konnten,  dafl  im 
gegebenen  I^tlli  dir  Anwendbarkeit  eines  fremden  Recht«  in  Frage  kommen 
könne,  oder  ob  solche  nicht  zu  seiner  Kenntnis  gebracht  sind:  denn  er  muß 
sich  eben  von  Amts  wegen  Uber  (li(s.n  Punkt  die  erforderlichr  Aufkl.irnni! 
v<  ^^^)l.^Hl■Il,  Die  Sriolio  wird  freilich  in  derartigen  Fällen  nielit  ^elten 
liegen,  daß  dem  Hichter  aus  der  Unterlassung  dieser  Prüfung  ein  subjektiver 
Vorwarf  nidit  an  machen  ist;  denn  bei  dncr  ftnflerlidi  gani  normal  liegenden 
Sache,  bei  welcher  alle  Beteiligten  im  InUmde  wohnen,  wird  für  ihn  kein  be- 
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Sonden  I  Anlaß  vorliegen,  an  der  Anwendbarkeit  des  inländischen  Rechts  zu 
zweifeln,  und  er  wird  sehr  wohl  erwarten  dürfen.  rluC  die  Belcili^tcn  ihn  auf 
etwaige  diesbeziigliclic  B*'dfnken  hinweisen.  Dt  r  rmstand,  diiLl  ihm  bei  der 
[Tnterlassung  jener  I'riiltiii^  ein  sclmldhaftes  Versehen  nicht  zur  Ijast  fallt, 
ändert  jedoch  nichts  daran,  daU  eine  u  bjekti  ve  Bechtsverletzung  vorliegt; 
und  nor  eine  solche  tat  ecforderlidi,  nm  die  Anwendung  des  §  87  R.  F^.  O.  G. 
sa  begründen.  QldehMitlg  iat  noch  darauf  hinzuweisen,  daft  es  amdi  Sache 
«k»  BichteTS  dm  firelwilUgen  Oetichtsharkeit  ist»  sidi  Ton  dmn  Inhalte  des 
von  ihm  anzuwendend  n  im  1  indischen  Rechts  Kenntnis  zu  verschaffen. 
iKG  Jahrh.  XXI  S.  A.  6,  XXVII  S.  A.  2Ö(),  RJA  IV  122.  OLG  Rechtspr. 
I  41H,  IV  7ö,  BausniiM  Annt  6  xa  §12,  ^oaef  Anm.  IV  an  §  12 
B.  Ft.  G.  G.) 

Die  Prüfung  der  Frage,  oh  von  ihm  ausländisches  Recht  anzuwenden 
«ei,  ist  freilich  mit  dem  Inkrafttreten  des  BOB  für  den  prenllisehen  Vor^ 
mnndscbaftsrichter  in  gewisser  Bexiehong  eine  schwierigere  geworden.  Bis 
dahin  galt  im  Gebiete  des  Preofiiscben  Allgemeinen  Landrechta  in  besag  an! 

die  Personalstatuten  das  Territorialit&tsprinzip,  nach  welchem  das  anau« 
wendendi   Recht  durch  den  Wohnsitz  der  Beteiligten  bestimmt  wurde. 

2:\  ff.  Kinl.  z.  ALR,  Dernburg,  Preuß.  Privat  recht,  Bd.  I  27  No.  1, 
Lenke  f  \  et  gleichende  Darsteltung,  ^  H  No.  1  Bd.  1  10.)  Danach  genügte 
fUr  den  Vormundschafcsrichter  regelmäßig  die  leicht  .zu  beschaffende  Kenntnis 
des  letzten  WohnsiUee  des  Vaters  der  Mündel,  um  Uber  das  ananwendende 
fiedit  Klarheit  an  erlangen.  Qegenwlirtig  gilt  jedoeh  in  dieser  Besiehnng 
nach  den  Vorschriften  des  LP.  R.  (Art  7— Sl  EG  a.  BGB)  das  Nation alit&ts- 
Prinzip,  so  daß  sich  das  Personalit&tsrecbt  nach  der  Staatsangehörigkeit 
der  Beteiligten  richtet. 

Die  V'orschriften  des  I.  P.  R.  im  EG  z.  BGB  sind  allerdinjjs  an  sich  nur 
für  das  Verhältnis  des  Deutschen  Reichs  zu  ausländisciien  Staaten  get^eben 
und  gelten  auch  nicht  ohne  weiteres  für  die  der  landesgesetzlichen  Regelung 
vorbehaltenen  Materien,  wozu  nach  Art  134  BG  s.  BGB  aneb  die  religiöse 
Erxiehung  der  Kinder  gehört  Man  wird  die  gleichen  Grundsätze  jedoch 
ancb  anf  das  VerhiUtnis  der  Deutschen  Bandesstaaten  untereinander  ent> 
sprechend  anzuwenden  haben,  da  unzweifclli.ift  auch  auf  diesem  Gebiete  ein- 
heitliches Recht  für  ganz  Deutschland  geschaffen  werden  sollte.  Allerdings 
können  in  den  Landcst^osctzen  für  die  ihnen  vorhehnltcnen  Materirn  in  dieser 
Beziehung  abweicht  lulc  bondervorßchrifteii  cnt  lialttn  sein  oder  erlassen  werden. 
Wo  CS  jedoch  an  solclien  fehlt,  wei  dtn  g»  luali  Art.  \  KG  a.  BGB  die  reichs- 
reehtlichen  Nonnen  des  I.  P.  R.  als  Gegenstand  einer  stiUschweigmdett  Ver- 
weisnng  ansuseben  und  deshalb  erginxend  beranxuxieben  sein.  {Planck 
H.  Aufl.  No.  6,  6  vor  Art.  7—31  VI  26,  Staudinger  2.  AoiL  Yorbem. 
vor  Art.  7—31,  VI  20,  2ö).  Bei  den  BMtimmun^'en  des  Preußischen  Rechts 
über  religiöse  Erziehung  fehlt  es  aber  an  .Sondervorschriften  für  solche 
KfdÜsionsfälle;  auch  sind  die  Vorschriften  der  ^Jij  2.i  ff..  Einl  ?.  ALR  durch 
Art  ^  No.  1  b  Preoß.  AG  z.  BGB  noch  aufidrUckUcb  auigchubcu  worden. 
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Sonach  kann  von  einer  ferneren  Geltung  des  Tf-rritorialit ätsprinzips 
auf  den  dem  Pk  n6i'?<>hen  Landesrecht  vnrhehalt«nen  (Jehirt^n,  insbesondere 
bezüglich  der  religiösen  Erziehung  keine  Hede  mehr  sein ;  vielmehr  gilt  aoch 
hier  da«  Nationalititsprinsip,  und  swur  audi  f m  VeiliittDis  m  anderen 
Bandeestaaten.  (Vergl.  Crusen^Müller  zu  Art.  89  AG  8.  734.)  Die 
religiftae  Etsiebang  to&  Kindern  fiademcher  StaataangeUrigkeit  wird  alao 
auch  von  dem  Preiißisrhen  Vormundschaftsgericht  in  entsprechender  An- 
wendung dts  Alt.  1!»  KCl  n:i(h  liadt  nschem  Rrrht  zu  regeln  sein. 

Da  sich  herwubgestellt  hiit,  daß  der  Vater  der  Mündel  Ujidi  iischer 
Staatsangehöriger  war,  so  sind  diese  es  auch.  (!^§  2  No.  1.  3  Hü  über  die 
Erwerbung  und  den  Verlast  der  Bundes-  und*  St«Att»mgehörigkett  von 
1.  Jnni  1870.)  Über  ihre  religiöse  BrsiehoDg  war  alao  nicht  nach  Prenfi. 
ALR,  sondern  nach  Badenediem  Kecht  an  befinden. 

Kaufvertrag,    Wandluft(/samjyrudi.  Verjährung. 

(Becktsprechuny  der  Obcriaftdesgerichte  1906  1.  llalbj.  S.  68.) 

1.  OLG  Hamburg  14.  4.  üü: 
Die  BntBcheidnng  ttber  die  Einrede  der  Veijftbmng  bftngt  davon  ab, 
ob  810  nadi  dem  Recht  des  deutschen  Kttafers  odw  des  italienischen  Verittnfeis 

an  beurteilen  ist.  Die  dreimonatliche  Frist  des  italienischen  Rechts  (HOB 
Art.  H\,  C.  C.  art.  15(»5)  ist  verstrichen  gewesen,  während  die  sechsmonatlicbc 
Frist  df  s  drtitsc  licn  Rechts  noch  lief,  als  der  Käufer  klR^rt*'.  Es  handelt  sich 
um  einen  der  iibli(  heii  IJeferungskiinfo  zwischen  GesohliftsleiHen,  welche  ihren 
Wohnsitz  in  verschiedenen  Heehtsge bieten  haben,  so  daß  die  Verpflichtungen 
eines  jed«i  Kontrahoiten  nach  dem  Rechte  an  benrteilen  sind,  dem  er  iatcr> 
werfen  ist,  oder  das  an  dem  Orte  gilt,  wo  er  an  leisten  hat. 

Ab  geklagt  wnrde,  befand  sich  die  aufgeschossene  Ware  in  Hamburg, 
wohin  sie  der  Verkäufer  nach  den  Vertragsbedingungen  auf  den  Weg  gebracht 
hatte  Sollte  bei  rerbtniäßig  vorgenonunener  \\';itunim*:  drs  Kanfs  diese 
realisiert  werden,  so  war  bei  Leistung  /iiu'  nrii  iler  jie/ahlte  Preis  L^ei/t  n 
(  hergäbe  der  Ware  in  Hamburg  zurückzuerstatten,  mithin  hier  die  hitraut 
gerichtete  Verpflichtung  des  Beklagten  zu  erAUen.  Die  auf  diesen  OmsUUideD 
des  Falles  sidi  grttndende  Bestimmnng  des  mafigeblichen  Rechts  wird  nicht 
dadnrcb  geindert,  da6  anf  Qmnd  einstweiliger  Verfflgnng  im  Lanfe  des 
Pro/(  sses  die  Ware  yerkanft  ist  nnd  daher  eine  Leistong  Zog  am  Zog  nicht 
mehr  in  Frage  steht. 

Richtisjer  aber  ist  wf>hl  die  BostimTnttnir  des  einschlHcfitjen  Reehts  über- 
haupt nicht  aus  dieser  Hin  kzuhlungspflicht  de.->  VtrküuUrs  heraus  zu  treffen. 
Diese  ist  nur  eine  Folgeerscheinung  der  rechtmäßig  ausgesprochenen  Wandlung. 
In  den  aahlreichen  F&tlen,  wo  es  zur  Wandlung  kommt,  boTor  der  Kaufpreis 
hesahlt  ist,  tritt  sie  flberhaupt  nicht  in  die  Erscheinung  und  nnmSglicb  kann 
die  Ent.scheidung.  nach  welchem  Recht  die  Wandlung  zu  beurteilen  ist,  ver- 
schieden analallen,  je  nachdem  ob  eine  oder  beide  Parteien  bereits  geleistet 
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haben  oder  nicht.  Vielmehr  wird  zwar  die  Frage  nach  der  Voraussetzung 
der  Wandlung,  d.  h.  die  Frage,  was  der  Verkäufer  zu  liffcrn  hat  mifl  ob 
ilaht  r  das  Gelieferte  Mängel  aufweist,  nach  dem  Recht  zu  beurteilen  sein, 
dem  Uberhaupt  seine  Verpflichtung  nnterliegt,  dagegen  betrifft  die  Befugnis 
des  Käufers,  auf  Unind  jener  Voraussetzungen  zu  wandeln,  den  Umfang 
und  die  inneren  Grenzen  seiner  vertragsmäüigen  Gebandcnlidt  und  kann 
nur  nach  dem  Redit  beurteilt  werden,  den  seine  Yerpfliehiungen  ttberhrapt 
uterliegen,  sei  es  niut  das  Beeht  des  Ortes,  wo  er  xn  erffiUen  hat,  sei  es 
sein  Peisonabtatnt.  In  beiden  FUlen  ist  bier  das  deutsche  Recht  {Entwh, 
d.  Sa  LV  105;  Zitelmann,  InUm.  Privatrecht  U  434). 

2.  OLG  Hamburg  27.  6.  Oo : 
Durch  das  vo7n  TIG  bcstiltit^tc  Teilurteil  ist  festgestellt,  daß  die  Frage, 
ob  Beklagter  durch  }»assiv(s  Vt  rhaltm  das  R«»rht.  die  in  London  eingetroffenen 
Eichenblückc  zu  iH  iniinfjrcIn.  verloren  lialif.  üuch  i-n  fjl  i  schem  Rerht  zu  be- 
urteilen ist,  und  dau  er  daimcb  das  W  u  u  d  1  u  n  g  ^  ri  cht  verloren  hat,  nicht 
aber  das  Recht,  Ersat«  w^n  mangelhafter  Ueferung  zu  beanspnidien.  Nach 
welchem  Rechte  sich  diese  Befugnisse  bemessen,  ist  nicht  entschieden.  Be- 
klagter erachtet,  daB  auch  fttr  diese  Frage  das  englische  Recht  maßgehend 
sei,  tind  fordert  auf  nrund  des  Sale  of  Gooda  Act.  8.  53  snbs.  3  Schadens- 
ersatz. Allein  die  Klägerin  hatte  nicht  in  London  zu  erfüllen,  sondern,  in 
Ermangelung  abweichender  Bcredunfren  und  hpfinndoror  Umstände,  am  (ht 
ihrer  Handelsniederlassunif  Die  Annahme,  daii  das  liecht  .Slavoniens  in  Betracht 
kommen  könne,  aus  dessen  ik>zirk  das  Eiclieiiholz  stammen  sollte,  haben  beide 
Parteien  mit  Grand  mrfickgewiesen,  da  es  fflr  die  BrfQUnng  des  Kanfgeschifta 
ohne  Bedentnng  war,  von  welchem  Flatae  aus  die  Klägerin  das  Hob  lieferte. 
Der  mafigebliche  Ort  der  Handelsniederhiasnng  der  Kligerin  behend  sich  zur 
Zeit  des  Kanfschlnsses  (1807)  in  HannJieim.  Mag  auch  die  Klägerin  damals 
anscheinend  schon  eine  weitere  Niederlassunr;  in  Württemberg  gehabt  haben, 
so  ist  doch  von  Mannheim  aus  der  hier  fragliche  Kattfvertratr  poschlossen 
worden,  ikütimmt  sich  nach  dem  Recht  des  Verkiuifers.  wie  (r  /.u  leisten 
hat.  so  müssen  sich  auch  nach  demselben  Recht  die  Folgen  seiner  nicht  ge- 
liftrigcu  Leistung  bestimmen.  Daß  das  englische  Recht  auf  die  Frage  amm- 
wenden  ist,  ob  Beklagter  mit  der  Qeltendmachnng  der  Ansprüche  wegen 
passiTen  Verhaltens  ausgeschlossen  sei,  widerspricht  nicht  d^  jetat  einge- 
nommenen Standpunkt,  denn  damals  bandelte  es  sich  lediglich  um  das  Ver- 
halten des  Käufers  und  die  daraus  zu  ziehenden  Recbtefoigen,  jetst  daj^gen 
iujidelt  es  sich  am  das  Verlialten  des  Verkäafers. 

Kaufcertrag,    Bügepjlicht.    'SUtl.hjvhlivhkeii  des  Rechtes  des 

Erfü  l  Iti  mjsortcs 
OLG  Karlsruhe  ir,  .V.  (i  l:  TT  7.S  Nu.  72Ur,  (DJZ  /90Ö  S.  704). 
Die  Frage  naeh  dem  Inhalt  und  der  Zeit  der  Mängelrüge  ist  eine  Frage 
der  Erfüllnngspilicbt  des  Käufers,  die  nach  dem  Rechte  des  Ortes  zn  beurteilen 
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ist.  wo  (ItT  KiiiiKr  zu  »rfüllt-ii  hatte:  dieses  Kerlit  entscheidet  darin>ft,  »»b 
Ulis  der  Handlung  oder  der  UnterlassaDg  des  K&ulers  die  Qenfthmigang  ia 
Ware  abgeleitet  werden  kann. 

Kaufvertrag.    Rügepflicht.    Maßgebliclikeü  den  Hechtes  den 

Erfüllungsortes*) 

OLG  Hamburg  lö.  4.  04  (Jiechtspr.  d.  Oberlandesgerichte  lifOi 

II  HalbJ.  6'.  272). 

Bei  der  Fraiie.  ub  dein  Kläger  eine  dem  §  H77  entsprechende  Rügepflicht 
ublag,  handelt  eä  sich  um  die  rechtliche  Wirkung  eines  obligatoriadieii  Vcf- 
tfaget  «nd  swftr,  ivie  im  Gegensats  nun  BOHG  XY  218  mit  der  bemeleaicB 
Jadikatar  anstioeiimeii  irt^  um  eine  Präge  der  Etfillongspflicht  des  Elnieti 
die  aicli  nadi  dm  am  Brfailinigiort  des  K&nfers  geltenden  Reclite  entscheidet 
(vgl.  Seuffert  55  No.  61;  Ean^.  GZ  1900  No.  29,  19()2  No.  .m  Er- 
fnllungsort  für  den  Kläger  war  aber  Hamburg,  weil  hier  der  Käufi  r  Zui:  ':r: 
Zug  zu  leisten,  nämlich  gegen  Konnossement  ein  in  Hamburg  /uhilor- 
Akzept  zu  gebiii  hatte.  Die  Zahlungspflicht  des  Klägers  und  damit  mss. 
ilauptleistungispilicht  aub  dem  Kaufvertrage  war  dadurch  in  Hamburg  li>> 
kaliiiert 

Bürgathaft  Luxemllturgisdies  Eecki. 

SO  12.  10,  05.  B9p,  VI.  3,  06;  Juristische  WochensekHft  1906  S.711 
Kl&ger  ftbemahm  für  ff.  eine  Bflrgaclmft  sngnneten  von  BeUicl« 
eine  Mitbürgscliaft  ond  glefclueitig  eine  Rflclrbfligacliaft    Die  Beteüigta 
wolinten  in  Lnxembnrg,  nni  die  Beklagte  wolmte  nnd  wohnt  «i  H.  in 

Dcuteclien  Reich.  Kläger  hatte  Zahlung  geleistet  und  nimmt  jetzt  die  Be- 
klagte aus  ihrer  Rückbürgschaft  auf  Ersatz  in  Anspmch  Die  Bekl»^:t( 
wurde  verurteilt  und  ihre  Berufung  zurückgewies»  n  Das  RG  hob  nur  in 
Ansehung  des  Zinsenpunktes  auf:  1.  ist  die  Frage  erheldieh,  welches  ört- 
liclie  Ii<;chl  hier  maßgebend  sei.  Die  Bürgschaft  des  Klagers,  welche  hi^' 
jetzt  als  Haaptverbindlichkeit  in  Betracht  kommt,  ist  nnsweüdbft 
rdn  nadi  den  in  Luxembni^  geltenden  fninsOsischen  Rechte  sn  beoiteila. 
A1>er  anf  die  Yerpflichtong  der  Beklagten  au  ihrer  Rückbflxgecliaft  hat  d» 
OLG  das  deutsche  Recht,  das  des  BGn  für  anwendbar  erachtet,  nar  Dil 
der  Maßgabe,  daß  nach  Art.  II  Abs.  1  KG  z.  BGB  in  RiJcksicht  auf  die  Form 
der  Rückbürgschaft  es  auch  genÜL'en  würde,  wenn  auch  nnr  die  Yorschriflft 
def5  französischen  Hechtes  nh  d(  r  fii  -r  tze  des  Ortes  des  Vertragsschlusses 
beoiiachtct  sein  sollton.  Dieü^r  Ht  run/.iehung  des  Art.  11  Abs.  1  EG  ist 
unbedenklich  beizustimmen.  Auch  im  übrigen  weicht  das  RG  im  Ergebnö» 
hier  vom  Berufungsgerichte  nicht  ab,  1&6t  aber  inaoweit  die  Frage  oSen, 

*  \Y')  Ztsch.  XII 117,  Xlll  42ti,  XIV  478,  486  nnd  die  beiden  folgewika 

Urteile.  —  Ii  ed. 
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der  Oiand,  daß  der  ErfQlIungsort  der  streitigen  Verbindlichkeit  für  das 
Mtzowendende  Recht  entscheidend  sei,  Billigang  verdient.   Das  Berufungs- 
L''  ri'ht  luit  sich  hierfür  nur  auf  die  bisherige  Rechtsprechung  des  R(i  and 
aul  Der  nbur g  [Bürfferl.  Hecht  Hd.  I  8  40,  S.  1U3^  berufen.    Die  Frage 
liegt  aber  nicht  so,  daü  man  äit>  aU  durch  diese  Hinweise  erledigt  ansehen 
könnte.   Es  ist  zu  berücksichtigen,  daß  sich  schon  seit  längerer  Zeit  die 
meiiteii  wiweiiachaftliclien  Antorititen  mit  sehr  Iteaebtenswerten  Gründen 
gegen  die  Savigny'ws^M  Auridit  von  der  Mnflgeblidikeit  des  Brfttllnngsortes 
soigesprocben  bsben,  wie  auch  Dernhurg  fast  der  einsige  Schriftsteller 
ist,  der  sie  auf  dem  Boden  des  Rechtes  des  BGB  vertritt,  und  daß  sie  auch 
im  Rechtslcbcn  anderer  Völker  meistens  nicht  als  richtig  anerkannt  wird. 
I5*i  (lits<T  Sachlage  bedarf  es  mindestens  noch  erst  einer  eingehenden  Er- 
wilgiing  aller  (in'lnde  nnd  0«^gengr(inde.  che  man  mit  Fug  dazu  pelanpen 
kann,  auch  nach  dem  Kochte  deä  BGB  wieder  das  Recht  de»  Erfüll Uiigaurles 
für  das  anf  Yertragsobligatlonen  r^lmäßig  anrawendende  an  erklirai.  Der 
erkennende  Senat  bat  }edocb  im  Twiiegenden  Palle  keinen  AnlaS  gefonden, 
sDlebe  Brwigmigen  in  ersehoplender  Weise  ananslellen.  Naeb  seiner  Ansiebt 
kann  es  sich  doch  nur  darum  handeln,  ob  nicht  statt  des  Rechtes  des  Er- 
ffjllnngsnrtes  vielmehr  das  Personalstatut  des  Schuldners  zur  Zeit  des  Ver- 
tragsabschlusses als  das  regeimaliig  anzuwendende  angesehen  werden  muß, 
wie  dies  auch  die  meisten  Ge^er  der  Sapignt/'schtn  Lehre  tnn,  und  ob  als 
jenes  Persuualstatut  hier  auf  dem  Buden  des  BGB  das  Hecht  des  Wohnortes 
ed«r  das  des  Heimatstaates  zn  gelten  batw  Jede  dieser  Annabmen  wtrde 
aber  im  Torliegoiden  Falle  nur  Anwendung  des  deatscben  Becbtes  f Muren; 
denn  die  Beklagte  ist  und  war  anr  Zeit  der  Verbacgnng  ebne  Zweifel  deutscbe 
Reichsangehörige  und  wohnt,  hezw  wohnte  in  Halbcrstadt,  und  eben  dert 
ist  daher  nach  §  2iVJ  Abs.  1  B(iU  auch  der  Erfüllungsort  für  die  von  ihr 
ülM-rnomTiu-ne  Verbindlichkeit.     Das   in    Luxemburg   geltende  französische 
liccht  Ivünnfc  nur  dann  hier  in  Frage  kommen,  wenn  mau  die  Anknüpfung 
für  das  anzuwendende  örtliche  Recht  entweder  am  Orte  des  Vertragsschluä^es 
oder  im  Wolmorte  des  OUobigers  sncbte.  Nnn  sind  aber  diese  beiden  Lösungen 
des  Problems  nacb  Ansicbt  des  erkennenden  Senates  jedenfalls  aasgescbloMOi. 
Der  Ort,  wo  ein  Vertrag  abgeseblossen  wird,  ist  ein  sn  ftnBerlicber,  oft  dnreb 
Zufälligkeiten  bestimmter  Nebenumstand,  als  daß  ihm  eine  solche  Bedeutung 
beigelegt  werden  dürfte,  wiewohl  dies,  namentlich  in  älteren  Zeiten,  nicht 
ganz  selten  geschehen  ist.    Noch  weniger  innerer  ürund  wäre  aber  dtf'lr 
«  rsir  litlich,  die  Kegel  in  der  Maßgeblichkeit  des  Wohn  ort  «rechtes  des  fllMui  ili  is 
zu  Uaden.    Wenn  übrigens  die  Beklagte  sich  darauf  berufen  hat,  daii  uacii 
tnuMtflalscbem  Redite  der  obligatoriscbe  Vertrag  einer  Bfaefran  ebne  ebe- 
uinnticbe  Zostimmnng  nicbttg  sa,  so  scbeitert  dies,  gana  abgeseben  von  der 
Frage,  ob  sieb  dies  wirklieb  so  rerblUt,  schon  daran,  daß  es  sieb  hierbei 
entweder  um  die  „Geschftftsfähigki  it"  handeln  würde,  die  nach  Art.  7  Abs.  1 
EQ  z.  13(JI?  nach  dem  Recht<?  des  Heimatstaats  beurteilt  wird,  (ider  nm  „die 
persttnlicben  Recbtsbeziebungen  deatscher  Ehegatten  zueinander",  für  weiche 
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nach  Art,  14  Abs.  1  (i;is  die  deutschen  (iei»etze  iiiaügebend  sind.  2.  Das 
UL(i  hat  dem  Kläger  vun  dem  Tage  an,  an  welchem  er  als  Bürge  jeden 
«imebiea  Betrag  dem  Gläubiger  O.  bezahlt  hat,  Zinsen  nicht  bloli  zs  4, 
sondern  sn  6  Prozent  sngesprochen,  und  swar  d^halb,  weil  der  HaaptochnMiier 
It.  dem  0.  Zinten  sn  6  Proxeot  gesclinldet  habe,  nnd  dieser  Ancprndi,  fflr 
den  die  Beklagte  als  Bürgin  gleichfalls  halte,  nach  f  774  Abs.  1  ÜGB  durch 
die  Befriedi^nin^'  di  s  0'.  uaf  ihn.  den  Kl;i<rt  r,  iibertreganppn  st  i.  Das  ist  iianz 
unhaltbar.  Vi»r  allem  ist  in  774  Abs  1  ni(  ht  b*'st  immt,  daü  auf  dcu  zalilm- 
dcn  Bürgen  auch  der  Anspruch  auf  Uiejenigeu  Zinsen  Ubergehe,  die  der 
Gläubiger  in  Zukunft  Tom  Uaupt^huldner  zu  fordern  haben  wßrde, 
wenn  er  eben  nicht  befriedigt  worden  wttre;  sondern  nur  soweit  der 
Bürge  den  Olinbiger  befriedigt  bat,  gebt  dessen  Fordemng  an!  ihn 
Uber.  AnSerdem  aber  ist  e.s  zwar  richtig,  daß  die  Frage,  wie  weit  die 
Beklagte  als  RückbUrgin  für  auf  den  Kläger  rtwa  übergegangene  An- 
sprflrhc  7M  haften  halit-n  würde,  nach  deutschem  Bechte  zu  entscheiden  ist. 
da^igen  nicht,  dali  bicl»  nach  deutschem  Rechte»  auch  bestimmt*;,  welche 
Ansprüche  durch  in  Luxemburg  geschehene  Befriedigung  des  durtigcn  Gläu- 
bigers eines  dortigm  Uaaptscholdners  durch  einen  dortigen  Bargen,  den 
Kllger,  anf  diesen  Übergegangen  seien.  Hierfflr  ist  ▼ielmdir  allein  das 
luxemburgische,  d.  h.  das  französische.  Recht  maßgebend.  Nun  hat  aller- 
dings  das  Berufungsgericht  am  Schlüsse  seiner  hierher  gehöri^on  Ausführung 
no'li  liiiiziitrefiijjt.  daß  nwh  luxemburgischom  Il<;cht-e  f.Art.  2028,  2(J29  c.  c) 
übrigen.s  dasselbe  gelten  würde,  wie  nach  S  774  BtiU.  llii'Hn  kann  aber 
nicht  eine  für  die  Revisiunsinstanz  maUgebende  Festsleliung  irrevisibeln 
Rechtes  im  Sinne  ron  §  649  Abs.  1,  §  562  ZPO  orbtickt  werden;  denn  es 
ist  von  Standpanicte  des  Beruf  angsgertchtes  aus  nur  eine  beiläufige  Bemerhongi 
anf  der  nach  seiner  Meinung  die  Entscheidung  gar  nicht  beruhm  soll,  nnd 
die  vüllig  beherrscht  ist  von  der  irrigen  Auslegung  des  §  774  Abs.  1  BGB. 
In  Wirklichkeit  [;eben  die  angeführten  ntstiuimnniren  des  r  ('  rhon  sowenig 
AnlaL*  zu  der  .\nnahme.  dali  eine  zur  Zeit  der  B*  friedigung  dea  (iläubigers 
durch  den  Bürgen  noch  gar  nicht  fällig  gewordene  und  von  diesem  daher 
auch  nicht  berichtigte  Zinsforderang  anf  ihn  flberginge.  (Wird  anf  Grund 
des  franxösischen  Rechts  weiter  ausgeführt.)  Demnach  hat  der  KtSger  von 
der  Bekbgten  nur  die  gesetilichen  Zinsen  nach  §  246  BOB  in  Habe  von 
4  Prosent  an  fordern. 

Loais  regit  actum.  —  Art.  11  EG  s.  BGB.  —  Bürgschafts- 
erklärung. —  Ort  des  Veriragsschliisses  ist  der  Ort,  loo  das 

Angebot  angenommen  wird. 

BO  12,  2.  06;  B$p.  VI  343/06. 

Gründe. 

Der  Beklagte  ist  in  diesem  Prozeß  in  Anspruch  genommen  ans  einem 
am  2. 11.  U3  zu  Ulm  von  ihm  unterschriebenen  «Bürgschein",  der  so  lautet: 
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.Ich  Eiidt'snnttrzfichnoter.  Kaufmann  J.  S.  aus  Vlm  a.  D.,  ül)t'rnt-hine 
hiermit  für  die  Firma  U'.  d;  Co.  in  Ötttttgart  selbstschuldoeriacbe  Bürgschaft 
in  Hube  von  dreitausend  Mark." 

Zu  bemerken  ist  dabei  Übrigens,  daß  der  Beklagte,  wie  unter  den 
Buteleii  fettstdit,  damals  in  Wirklichkeit  nicht  Kaofinann  war.  Die  Klage 
ist  in  beiden  Torigra  Instanien  deshalb  abgewieien  worden,  weil  der  Bflrg- 
scbaftserklftnmg  w^en  Mangels  jeder  Bezeichnung  des  Glftnbigers  und,  ab- 
gefohon  vom  Betrage,  der  Hauptschuld  in  der  Urkunde  die  gesetzlich  erforder- 
lifbc  S(  hrififj)rm  fehle,  und  sie  deshalb  rechtsnnwirksam  sei.  In  den  Vor- 
mstanzen  hatte  die  Kläsjerin  eventuell  noch  geltend  Keiiuicht,  dali  in  der 
Urkunde  auch  ein  Kreditauftrag  zugunsten  der  Firma  W.  d:  Cu.  gefuuden 
werden  könne,  welcher  der  Schriftform  nicht  bedurft  haben  würde;  dieses 
Verbringen  ist  mit  Becht  »irückgcwieseii  worden,  da  es  hier  in  Wirklichkeit 
an  jeder  Voranssetiang  eines  Kieditanftrages  ieUt,  und  die  Klftgerin  ist  in 
dieser  Instanz  daraal  auch  nicht  sorftckgekommen. 

Auch  was  die  BQlgschaft  anlangt,  ist  dorn  Berufungsgerichte  darin  bei* 
zutreten,  daß  sie  wegen  Mangels  der  Sehriftfurm  keine  Recht swirkunjr  haben 
kann,  so  dali  es  darauf,  ob.  wie  die  Klägerin  behatiptet.  die  (  rknnde  ihr  mit 
dem  Willen  iIcs  Klägers  von  W.  &  Co.  znr  Sicherstellung  des  Kaufpreises 
für  dieser  Firma  zu  liefernde  Waren  überwandt  worden  ibt,  nicht  aukummt. 
Die  der  Bntsdheidniig  gegebene  Begründung  kann  foeilidi  nicht  in  jedem 
Piutlrte  gebilligt  werden,  vor  allem  nidit  in  Ansehung  des  hi«r  mafigebenden 
ertUcheti  Bechtes.  Umweifelhaft  ist,  daß  Art.  11  Abs.  1  EQ  s.  BOB  hier 
zur  Anwendung  zu  kommra  hat.  Daraus  ergibt  sich  allerdings  zunächst,  daß 
es  jedenfalls  genügen  würde,  wenn  die  Form vorschrif tun  dts  dentsihen  Rechtis 
hier  beoha«  htet  sein  sollten.    Der  erkennende  Senat  lehnt  es  frei  lieh,  wie  er 
schon  in  eincin  rrteile  vom  12.  10.  ()5  in  Sachen  //  Ehefr  wider  Prinz  r.  A., 
VI  H  05  *)  ausgeführt  hat,  ab,  auch  unter  der  Herrschaft  des  liGB  die  frühere 
Praxis,  wonach  Vertragsobligationen  im  Zweifel  nach  dem  Rechte  des  Br- 
f  ttllnngsortes  beurteilt  worden,  als  maßgebend  anxasehen ;  aber  er  nimmt  an, 
daß,  wenn  das  solche  Schnldverh&ltntise  beherrschende  Becht  nicht  das  des 
Erfüllungsortes  ist,  dann  dem  Personalstatute  des  Sdiuldners  zurzeit  des 
Vertragsabschlusses,  sei  dieses  nun  hier  das  Redit  des  \\  ohnortes,  oder  das 
d.  s  nciiiiatstaates,  diese  Rnlle  zukommt.    Da  nun  der  Beklagte  nicht  nur 
IUI  i  Ji  iitsi  iicn  Reiche  wohnte  und  wohnt,  weshalb  er  auch  nach  §  269  Abs.  1 
B(jU  die  Verbindlichkeit  dort  zu  erfüllen  haben  würde,  sondern  auch  ohne 
Zweifel  ein  Deatsoher  war  und  ist,  so  sind  sicher  hier  die  deuteten  Q^etse 
die  ,tllr  das  den  G^enstand  des  Becbti^cbMts  bildende  BecbtsTerbttltnis 
mafigebenden*.  Abw  mit  Unrecht  hat  das  Berufungsgericht,  die  Ansftthmngen 
des  LG  billigend,  es  verneint,  dali  es  gleichfalls  genflgen  wOrde,  wenn  nur 
die  schweizerischen  FormvorschrifUtn  eingehalten  wären,  von  denen  die  Klägerin 
in  erster  Instanz  behauptet  hatte,  daß  nach  ihnen  die  fragliche  Bürgschaft 
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jedenfalls  gültig  (ibernonimen  sein  würde.  Es  genügt  cbt  n  nach  Art.  11 
Abs.  1  EG  ffir  die  Form  „die  Bcobachtang  der  Gesptzf  ii<s  <irtcs.  an  dfra 
das  K«chUigeäcbti[t  vorgenummen  wird."  Das  L(i  liai  uuii  hier  irriger  Weis*» 
alt  dM  in  Frage  kommende  RechtageseULlt  die  empfangsbedürftige  Erkläruug 
dei  Beklagten  angeaehen,  welche  ja  allefdinge  in  Ulm  allgegeben  itt  Der 
g  766  BGB  fordert  aber,  wenn  anch  nar  dieecbriftliche  Erteilangder  Bflrg- 
schaftserklärnnir.  nicht  auch  eine  schriftliche  Annahme  der  letzteren 
{xif\.  Kutsch,  d.  Rix  in  Zivils.  f.VII  (57).  so  doch  j^nr  SVliriftliflik.it  nicht 
für  die  (iültigkeit  der  einseitigen  Erklärung  als  solclu^r.  sondern  f;ir  di. 
Gültigkeit  des  Bürgschafts  Vertrages,  und  dieser  Vertrag  wiirdo  im 
Yorliegenden  Falle  in  Solothnm  abgeschlosaen  sein,  da  dort  das  Angebot  des 
Beklagten  von  der  Kllgerin  angenommen  sein  würde.  Das  Reehtsgeiehill 
des  YertragasehlnsseB  wird  nftmlich  dort  «Torgenommen*,  wo  die  Willens- 
^nigang  anstände  kommt,  wo  der  Antrag  des  einen  Teiles  von  dem  andern 
angenommen,  bc^w.  dessi^n  Annalimeerklärnn?  abgfgrfbcn  wird,  sowohl  nach 
deutschem  Rieht  lol  BGB)  als  auch  nach  schwtizi  i  ischi»m  (Art.  8  des 
Schweizer  Obligationenrechtes).  Dem  Art.  11  Abs.  1  iiatz  2  gegenüber 
ist  es  nicht  von  Bedeatung,  daß  früher  manche  Schriftsteller  den  Satz  locus 
rtgit  actum  bei  Vertragssehlfeftnngen  unter  Abwesenden  dahin  v^standen 
haben,  daß  die  Form  des  Geschäftes  den  Gesetsen  beider  in  Betracht  kom- 
menden Orte  Genüge  tun  müsse.  Das  ( H-^'cnargnment  di  s  LG,  daß,  wenn 
dio  Boobachttinu;  der  vom  Gesetze  dt  s  Einpfanjxsortps  diT  Krklärung  vortje- 
schrit  benon  Form  tT^nügen  sollte,  die  stmi^rt  ic  J'ornivor.schnft  des  iVrsonnl- 
statutes  deii  die  Erklärung  Abgebenden  ,,unigangitr  werden  könnte,  iüt  ganz 
verfehlt.  Vielmehr  ist  für  einen  solchen  Fall  diese  strengere  Formvorschrift 
nach  Art.  11  Abs.  1  Sata  S  EG  von  vornlierein  nicht  gegeben,  and  von  einer 
Umgehung  kann  daiier  gamicht  die  Rede  sein.  Bs  wllre  auch  nicht  ab- 
zusehen, weshalb  es  ii  n  ii  Ihit erschied  machen  sollte,  ob  der  inländische 
Kontrahent  sich  persönlich  ins  Auslund  b«iribt,  um  dort  das  Geschäft  abzu- 
schließen, oder  «b  rr  seinen  Antrag  durch  Zusendung  einer  schriftlichiii  Er- 
klÄnmq:  dnrtliiii  hiiiiren  iHlit.  Wenn  auch  jt  tzt  noch  bisweilen,  z.  B.  von 
riu  nek  Bd.  VI  \k\xi\.  3),  Bern.  4  zu  Art.  11  S.  4ö  f.)  jene  andere 

Ansicht  vertreten  wird,  so  ist  das  eben  nicht  an  billigen. 

Was  nun  aunftchM;  das  deutsche  Recht  betrifft,  so  ist  in  der  Tat 
nach  dessen  Vorschriften  durch  die  obige  Urkunde  eine  gültige  Verbüiguvg 
keinesfalls  zustande  gekommen  (Dies  wird  ausgeführt.) 

Dio  Klägerin  hat  aber  auch  mit  rnn  rbt  in  dr-r  ersten  Instanz  behanptif't.. 
d;tLi  bei  Anwendung  des  schweizerischen  Hecbt<s  die  if( «^'t  inviutii;  vor- 
liegende Frage  anders  als  nach  deutschem  zu  entscheiden  sein  würde.  Zu- 
▼ürderst  stimmt  die  Definition  des  Bü^chaftSTertrages  in  §  765  BGB  Hut 
w9rtlidi  mit  der  in  Art  488  des  Schweizer  ObligationeniedliteB  enthaltenes 
fiberein.  Nach  Art.  491  des  letxteren  bedarf  sodann  die  Bürgschaft  an  ihrer 
Gültigkeit  der  8(  liriftlichen  „Vertrags form",  au  welcher  nach  Art.  12  Abs  1 
daselbst  die  Unterschriften  aller  Personen  gehören,  die  durch  den  Vertrag 
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rerpf liebtet  werden  eollen;  n>  daß  sieh  für  die  Pom  äat  Bllfgachaft 
dandbe  eigibt,  wu  in  §  766  BOB  beetimint  ist  FMlidi  findet  aieh  1)ei 

Schweizer  Schriftstellern  öfters  die  Bemerkung,  die  Person  dee  Ql&nbigers 
brauche  in  der  Bürgschaftsurkande  nicht  bezcif^hnct  zu  sein  (so  Haberstich, 
Hmidhuch  ff  Schtoeiz.  Obligation enrcchts  11  2i>y;  Schneider  in.  Fick), 
Schweiz,  oitlujittiftnenrecht,  kleinere  Ausg.  (Aufl.  3).  Bein.  4  zu  Art.  4tt!, 
S.  383,  und  gruUere  Ausg.  (Aufl.  2),  Bd.  II,  Bern.  4  zu  Art.  491,  8.  6<i6; 
Hafntt'Qoll,  SchtceiM,  Obligationenrecht  (Aofl.  2),  Anm.  3  nt  Art.  491, 
8.  296)  und  AJudiobea  findet  sieb  in  einem  Urteile  des  scbweiseriseben  Bandes- 
geiiehtes  Tom  Jabie  1897  (vgl.  Bevu^  der  Qeriektepraxte  im  QebUie  dee 
Bundessivil rechts  Bd.  XV  No.  66  Ziff.  3). 

Aber  damit  ist  entweder  nur  gemeint,  daß  nicht  gerade  ein  bestimmter 
Gläubiger  in  der  rrknnde  ausdrücklich  c^enannt  r.n  sein  Tiniurhe,  oder 
es  kann  die  Ansicht  eben  auch  nach  schweizerischem  Rechte  nicht  für  richtig 
gehalten  werden. 

GruiidstilckveräußeniHy.       Arft.  11,  30  EG  8.  BGB; 

Art.  313  BGB. 

HG  3.  3.  QU;  Bank  für  Immobiliarbesitz,  Berlin/ Graf  Ä  Semel- 

Sternan;  Rep.  V  372/05. 

Die  EntscheiiiuDL^  über  die  eingelegte  Rorision  hängt  von  der  Beant- 
wortung der  Fra^'e  ali.  nb  die  Formvorschrift  des  ij  31H  Abs,  1  BOB  auch 
auf  hulche  Verträge  Auweuiluiig  tiudet,  durch  die  sich  der  eiue  Teil  ver- 
pflichtet, des  Eigentum  an  einem  imAnslftnde  gelegenen  Grandstficke  su 
fibertiBgen.  Dies  w»r  im  Oegensata  sa  den  in  bejabendem  Sinne  ergangenen 
Bntecbeidiuigen  der  Vozinstauen  in  Temeinen. 

Es  könnte  zunächst  in  Frage  kfrunien,  ob  sidi  die  ünanwendliarkeit 
der  in  Rede  stehenden  Form  Vorschrift  auf  ausländische  Grundstücke  nicht 
schon  aus  der  Ents-tphnn<^5?^escliichtc  nnd  dem  Inhalt  des  |J  'M'^  BOB  ergibt, 
namentlich  da  in  Abs.  2  eine  Heilung  des  FormmaugeLs  diirdi  Auflassung 
und  Qrundbncheintragung,  also  durch  Rechtsakte,  die  dem  deutschen  Recht 
eigentttmllcb  sind,  zugelassen  ist  Indessen  braucht  an!  diesen  Oesichtepnnkt 
nicbt  weiter  eingegangen  an  werden,  da  jedenMls  die  Beetinimnngen  des 
EQ  X.  BGB  fiber  das  sog.  internationale  PriTatrecht  eq  demselben  Ergebnis 
fähren.  Die  Vorinstansen  sind  hier  freilich  insofern  abweichender  Ansicht, 
als  sie  die  Anwendung  der  ausländischen,  für  Grundstückveräußerungsverträge 
tr^ Itenden  Formvorschriften  durch  die  Oeri'  htc  des  Deutschen  Reichs  auf  tirund 
(]•  s  Art.  H()  EG  z.  BGB  für  ausgeschlossen  erachten.  Dem  kann  jedoch  nicht 
beigetreten  werden. 

Wie  das  Reichsgericht  bereits  in  dem  Urteile  vom  21.  3.  05,  Entsch.  d. 
BG  iff  ZMle.  LX  296,  ansgesprochen  hat,  Hegt  &n  Verstofi  gegen  den 
Zweck  eines  dentsehen  Qesetses  im  Sinne  des  sitierten  Art.  30  nnr  dann  vor, 
wenn  der  tTntersdiied  zwischen  den  staatspolitiscben  oder  sozialen  An> 


Z«itacshrift  f.  intern.  Privat-  u.  utfontl.  üocUl.  XVI. 


22 


330 


ReditapiedinDg:  Oct&tsehlMd. 


BGhaiiaDp^Ti.  anf  denen  das  nach  den  Vorschriften  des  internationalen  Privat- 
rprhts  an  sich  maBtrebende  Recht  des  Auslandes  und  das  davon  abweichende 
deuUche  Heclit  beruhen,  so  erheblich  ist,  daU  die  Aawcuduag  den  aubländischen 
Rechts  direkt  die  Grundlagen  des  deutschen  staatlichen  oder  wirtscbaftliGheii 
Lebens  angreifen  wttrde.  Davon  kamt  bei  der  FVimTOtadirift  det  §  313  BGB' 
nidit  die  Rede  aein>  Nacb  den  Motiven,  vt^l.  I  189  sn  |  361  Entw.,  ist  für 
die  Brsehwening  des  Vertragschlusses  Uber  Qrumlstncke  durch  Einführung 
der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form  in  erster  i.inie  die  Rürksielit  darauf 
bestimmend  jrewes'  n  daß  der  (irundhesitz  die  natürliche  (iriindlaije  für  die 
Seßhaftigkeit  der  Bevölkerung  Idldet  und  diesi»  soy.iale  Bedeutung  ihm  auch 
nicht  durch  die  infolge  der  moUernen  wirtschaftlichen  Entwicklung  gestiegen« 
Bedentnng  des  HobillnnrertbciitBeB  verloren  gegangen  ist  In  derselben 
Ricbtnng  bewegten  sieb  die  Brwftgnngen  der  sweiten  Kommission,  die,  indem 
sie  den  erwilinten  Fommwnag  beibehielt,  dabei  ancb  nocb  die  Notwendigkeit 
betonte,  die  weniger  gewandte  bäuerliche  Bevölkerung  gegen  übereilte  Käufe 
und  Verkäufe,  namentlich  soweit  derartige  Geschäfte  im  Wirtshatjse  ver- 
haiidi'lt  711  werden  pflegen,  zu  schützen  und  die  Zersplitt^'rung  iles  (iniiid 
und  Hudens  durch  parzellierende  Güterschlächter  zu  verhüten  (vgl.  dif  von 
Achilles,  Spahn  nnd  Gebhard  Imaasgegebenea  Protokolle  der  Mtoeiiem 
Kommisaia»  I  4ö9,  461).  Bs  bedarf  Iceiner  AusUbmng,  dafi  man  bei  allen 
diesen  BrSrteningen  nnr  die  dentaclie  Bevölkerung  im  Ange  batte  and  nnr 
d<  ren  Interessen  zu  wahren  bedacht  war.  hingegen  die  ztun  Teil  völlig  ver» 
schieilen  c^earteten  Verhältnisse  lies  Auslandes  iL'än/lirh  außer  Iktracht  ließ. 
Darnach  hietet  die  Vorschrift  des  Art.  H4>  Eü  z.  l>(il)  kein  Hindernis;  fflr 
die  Nichtauwendung  des  g  313  BGB  auf  ausländische  Grundstücke  und  es 
fragt  sich  nnr,  ob  die  das  internationale  Privatreobt  betretenden  reid»- 
geeetslicben  Bestimmungen  positiv  die  Anwendung  des  Recbt»  des  Ans* 
landes  in  d«n  in  Frage  Irommenden  Falle  vorschreiben.  Dies  ist  sn  bejaben. 
Allerdings  findet  sich  der  Satz,  daß  bei  Verträgen  über  ausländische  Grund- 
stücke das  Erfordernis  der  Form  na(h  ddi  Gesetzen  des  Orts,  wo  das  Grund- 
stück gelegen  ist,  zu  beurteilen  sei,  nirgends  ausdrücklich  ausgesprochen. 
Denn  Abs.  2  des  Art.  11  EG  z.  BGB  bezieht  sich  nur  auf  die  Form  der 
dinglichen  Rechtsgeschäfte  und  besagt  in  Verbindung  mit  der  Vorschrift  des 
Abs.  1  Sats  2  ebenda  nicbts  weiter,  als  daß  bei  dinglicben  BecbtsgesdiifleD, 
gleichviel  wo  sie  vorgtnonunen  werden,  die  Form  stets  denjenigen  Oesetseo 
entsprechtn  muß,  die  für  das  dingliche  Rechtsverhältnis  maßgebend  sind;  es 
wird  aber  nicht  gesagt,  weK  he  Gesetze  dies  sind.  Gleichwohl  läßt  sich  die 
Reantwortnni.'-  der  letzteren  Kraire  ans  Abs.  1  »Satz  l  des  Art.  11  entnehmen. 
Nach  dessen  üHgemcitier  Fassung  unterliegt  es  keinem  Bedenken,  bei  Rechts- 
geschäften, deren  Gegenstand  ein  Grundstück  bildet,  die  örtlichen  Gesetze 
als  maßgebend  annsehen  und  d«ngemäß  diese  Qesetse  ohne  Untersdried,  ob 
es  sieb  um  dingUcbo  oder  persSnliche  RecbtebesidiungNi  handdt,  insbesondew 
also  auch  bei  der  Bntedlieidung  der  Frage,  ob  und  welchem  Fomuwangs 
obligatoriacbe  Ver&u6emngs?ertr8ge  unterliegen,  xnr  Anwendung  au  bring*"* 
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Das  erscheint  um  so  mehr  gerechtfertifft,  als  las  frühere  Recht  auf  dein 
gleichen  Standpuukt  sich  befand  (vgl.  für  das  preuß.  Recht  §  115  ALR  I  5, 
für  (las  gemeine  Recht  Demburg,  Pandekten  Bd.  1  §47,  Windscheid, 
PaiuMUmi  Bd.  I  §  :i5),  and  nicht  eniofatlich  ist»  d«8  nun  bei  der  reiolig- 
geaetsUehen  Kodlflsierang  der  Rechtninteiie  ven  dieeen  Qrniidtf  tien  li»t  »Ik 
weicken  wollen. 

Ans  den  nngefilhrten  OrUnden  war  das  Bernfungsnrteil,  dessen  einziger 

Entsclieidnngsfrmnd  dir-  Annahme  der  fonnellen  Ungültigkeit  des  zwisrhen 
f*:(rti  if'n  i/«'schloäs('n(>n  Kaufvertrages  bildet,  anfzubcben.  Da  Klüger  die  von 
itini  behauptete  üngtiitigkeit  des  Vertrages  auch  noch  auf  andere  Umstände 
statzt,  Uber  die  Usber  nicht  verhuidelt  ist,  war  die  Sache  gemäß  g  566  ZPO 
in  die  BemfnngBioBtani  luHckinTerweiaen. 

Anm.:   Das  Urteil  entscheidet  nicht  ttber  den  Tatbestand  und  die 

Rechtsfrage  des  Falles,  wenn  im  Ausland  ein  —  obligatorischer  —  Vcr- 
äulierungsvertrag  Uber  deutsche  luimubiiien  furmlo»  geschlossi  n  wird.  Es  wird 
in  dem  Urteil  auch  nicht  ansgesprocben,  daU  die  Formvdrsc  hrifi  dt  i  lex  rei  sitae 
für  obligatorijsche  Veräulii  rnngsvertr&ge  über  Iiniunbilicn  /.  wijigt'nd  gelte. 
Die  Üerufung  auf  das  frühere  Recht  rechtfertigt  den  äcblub,  dali  wie  nach 
dem  Uteren  Reobt  so  auch  nach  jetxigvni  Recht  die  Regel  im  fakultativen 
Sinn  aufgefaßt  wird.  Vgl  Zifelmann,  Internatinvtjh  T'rimfrcrht 
II  1Ö2,  V.  Bar,  Tlieorie  und  Fra.cis  des  inteiHationuleH  Ptiout rechts 
I  363  tind  die  dort  in  der  Note  angegebene  reiche  Literatur  nnd  Jndilratar. 
—  Kür  Dei  nburg's  Meinung  hinsichtlich  sowohl  des  finheren  als  des  jetzigen 
Rechtes  ist  zu  vergleichen:  „Da^  bürgerliche  JSecht  den  JDeutsdten  Ileic/tee 
und  Preußena"  I  (li)02)  102.  Niemeyer. 

Zession.  —  Maßgeblichkeit  des  für  die  indirekte  Forderung 
maßgebenden  Rechtes  auch  fUr  die  Zession, 

OLG  Hamm  29.  1.  00  („Das  Beehr  1006  S.  .?7.'M. 

Abgetreten  ist  hier  das  Reeht  ans  einem  Werkvertrage.  Diesir  aber 
untersteht  unbedt^iikUch  dem  hulländischcn  Hechle.  Denn  er  ist  vuu  zwei  in 
UuUand  wohnenden  Yertrag^enosaen  auf  holländischem  Gebiete  geschlossen 
worden  und  sollte  auch  auf  hoUiiidischeu  Gebiete  erfüllt  werden.  Bei  dieser 
SaeUage  ist,  da  die  Voranssetsangen  des  Ait  30  SO  «.  BQB  fttr  den  AnsscfalnB 
der  Anwi  ndutig  ausländischer  Qesetie  nicht  zutreffen,  auch  die  hier  streitige 
Frage,  ob  die  natli  dtr  Abtretung  an  den  ursprünglichen  Gläubiger  geU  ist«  te 
Zahlung  den  Fcliuldtier  befreit  hat,  auch  von  dem  deutschen  Richter  nach 
hoUändisehem  Hechte  zu  entscheiden. 

Anm.;  Die  Entscheidung  entspricht  der  herrschenden  Auffassung. 
S.  Ztsch.  XII  UH,  sowie  XI  2i)4  nnd  die  dort  angefübrtt  Literatur,  ferner 
Ztech.  X  284.   Vgl.  auch  Zitelmann,  I.P.R.  II  &  'm  ff.  —  Red. 

§§  68,  48  Bärsenifesetst, 
SO  1.  II.  05;  Xep,  .1 196/06  CSOeksisehea  Archiv  f,  Reektepfiege 

1906  S.  76). 

Der  Beklagte,  ein  Kaufmann  in  Charlottenburg,  hatte  seit  dem  Jahre  19(X) 
Auch  die  Kl&geiin,  eine  Stockbroker  Firma  in  London,  an  der  dorUgeii 

28* 
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'  Börse  den  An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren  ausführen  lassen.  Als  die 
Klägerin  auf  Bezahlung  eines  {jrftßeren  ihr  aus  diesen  neschäften  erwarhäfnen 
Guthabens  klagte,  erhob  er  den  Einwand,  daß  die  in  Krage  btebeudtu  Ge- 
schäfte Börsentermingeschäfte  seien  urnl  keinen  klagbaren  Anspruch  be- 
grilnd«tea.  Die  Elnzede  wmd«  in  sweiter  InsUns  fOr  begrAndet  encktct 
und  die  Klage  abgewieseiL  Die  Revision  der  KlKgerin  blieb  erfolglos: 

Die  Revisionskl&gerin  richtet  ihren  Al^liff  gegen  die  Annahme  des  KG, 
daß  die  in  Frage  stehenden  für  den  Klageanspmch  maßgebenden  Geschäfte 
ßörsentermingeschftfte  im  Sinne  des  Börsengesetzes  seien  Sie  bestreit(  r  ins- 
besondere, daß  es  sich  überhaupt  um  Termingeschäfte  handle.  .Sie  kann 
jedoch  mit  ihren  Ausführungen  keinen  Erfolg  haben.  Das  KG  hat  mit 
einwandbcäer  Begrflndang  festgestellt»  dn8  der  Beklagte,  weidMr  in  efn 
Bffnenzegister  nicbt  eingetragen  war,  dnnii  oder  mit  der  Kligerin  An-  und 
Verkäufe  von  Wertpapieren  nach  den  Begeln  nnd  Geschäftsbedingongeii  der 
Londoner  Börse  abgeschlossen  hat.  Hieraus  eignb  sich  aber  für  das  Kd,  daß 
diese  Geschäfte  Fixgeschilfto  i.  S.  des  §  ."^"(I  des  deutscht  »!  IIGB  wan  n.  Denn 
nach  dpn  Darlep:nTigen  des  Snchverstftnditren  vollzieht  sich  der  Verkehr  un 
der  Londoner  Börse  in  der  Weise,  daß  nur  zweimal  im  Monat,  um  die  Milte 
und  gegen  Ende  desselboi,  «n  im  Torans  für  das  game  Jahr  festbestimmten 
Tagen  Lieferong  und  Zahlung  erfolgt.  Gegenüber  dem  an  deutschen  B&rsen 
getätigten  EaBsengeicliifte  iMSteht  sonach  der  fflc  die  Entsdieidniig  iresentr 
liehe  Unterschied,  daß  Erfüllung  nur  unter  Einhaitang  einer  bestimmten 
Lieferungszeit  mi.^lidi  ist  Wenn  die  Parteien  einen  im  voraus  fcstbestimmteB 
ErfülliinfTstag  zwar  nicht  ausdrücklich  vereinhart  haben,  aber  .stillsrhweijrfnd 
darüber  einig  gewesen  sind,  daß  die  an  der  LonUunur  liaia*:  eingcIührU;  Et- 
fttUungszeit  und  der  hiernach  zu  berechnende  Kurs  für  ihre  Geschäfte  maß- 
gebend sein  soll,  so  haben  sie  Zeltgeschäfte  geschlonen.  Die  Zeit- 
bestimmnng  ist  dabei  von  so  wesentlicher  Bedeutung,  dafl  mit  ihrer  Binbaltnng 
oder  Nichteinhaltung  das  ganze  Geschlift  steht  oder  fällt.  Hierin  liegt  aber 
das  Wesen  des  Fixgeschäftes,  wie  das  BOHQ  und  das  RO  in  k<Hi8Unter 
Praxis  angenommen  haben. 

Dabei  ist  es  völliff  trleichtcillti^r,  welchen  wirtscbaftlichen  Zweck  die  hier 
in  Betracht  kommende  Einrichtung  der  Londoner  Börse  im  allgemeinen  bat. 
Ebenso  kann  die  Frage  dahingestellt  hieben,  ob  es  hiernach  fttr  eineo 
deutschen  Kapitalisten  Überhaupt  unmdgUch  ist,  andere  als  unter  das  Börsen* 
gesctz  fallende  Termingeschäfte  an  der  Londoner  Börse  abzuschlieBen.  Wie 
in  den  Urteilen  des  RG  (R(r  XXXXIII,  91  ff.  und  XXXXIV.  52  ff.)  dargelegt 
ist,  erstrw^kt  sich  der  ^  (]H  Abs.  1  BörsG.  notwendig  auch  nn\  .solche  Geschäfte, 
auf  welche  die  BegnH^bestimmung  des  §  48  des  Gesetzes  nur  entsprechend 
angewendet  werden  kann.  Daß  speziell  die  an  der  Londoner  Börse  und  nach 
den  Hegeln  dies»  BOrse  per  mmNo  und  per  ultimo  getfttigten  An* 
Yerkiufe  Ton  Elfelrten  als  BSrsentmiingeschifte  i.  8.  des  deutschen  Qesetscs 
erscheinen,  hat  der  erkennende  Senat  bereits  in  dem  Ürteüe  vom  18.  4.  08 
(Rep.  I  64/08)  anerkannt.  In  gleicher  Weise  hat  das  Hans.  OLG  Bambacg 
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in  seinem  eingebend  begründeten  ürtette  vom  7. 4. 03  (Harn.  Qtr.'Ztg.  1905 
Hanptbl.  &  146  II.)  entwbiedeii. 

Besehe  in  ifjiittg  eines  Baseler  Notars  über  Eintragungen  im 
Baseler  Handelsregister  imfer  Besrheinrgiing  der  Zuständig- 
keit des  Notars  durch  de»  deutschen  Konsul. 
Ka  L  ZS.  Beschluß  v,  28.  it.  06. 

,  .  .  Di0  LttachlUig  Ton  Hypotheken  ist  auf  Grund  einer  Lnhchun<;s- 
bewillifninj^  beantr^  worden,  unter  der  sich  der  Stempelabdruck:  X-Bank, 
die  Unterschriften  E.  H.  und  F.  S.  nnd  foljjende  Resrheinigungen  befinden: 
„Der  unterzeichnete  üfientlichc  iNotar  zu  Hasel  lieacheinigt,  daß  die 
ihm  persönlich  bekannten  E.  H.,  Mitglied  der  Direkiiuii,  und  F.  6\,  l'rokurist 
der  X-Bamk  in  Basel,  welche  beiden  Herren  laut  Büitrag  im  Handelsregister 
des  Kantons  Basel  Stadt  fOr  die  X-Bank  die  koUeittive  Untecadirift  fflhnn, 
▼ontdiende  FirmengeichBong  nebst  Ihren  üntenchiiftai  ToUsogen  liaben, 
sowie  daß  sie  in  angegebener  Form  die  <^^enanntc  Aktiengesellachaft  zu  ver- 
pflichten befugt  sind.  (Datum,  Stempelabdruck  und  Unterschrift  des  Notars.) 
Gesehen  znr  Legalisation  and  zur  Beglaabigong  der  Zostindigkeit.  Der 
kaiserlich  deutsche  Konsul.'' 

Das  AG  hat,  weil  Notare  über  den  Inlialt  von  Handelsregistern  Be- 
scheinigungen nicht  erteilen  könnten,  eine  Frist  sor  Beibringung  eines  Aus- 
snges  ans  dem  Handelsregister  der  Stadt  Basd  gestellt.  Die  Beschwerde 
wurde  unter  Hinweis  anf  Jakrbueh  XVI  26  snrttckgewiesen.  Die  weitere 
Besdiwevde  hatte  Erfolg. 

Gründe. 

Die  angezo^'ene  R?its(  hcidung  stützt  si'h  auf  Art  23  preuß.  EG  vom 
24.  7.  61  7.nm  HGB  unii  kann,  da  diese  Bestimmung,  soweit  sie  nicht  schon 
infulge  Keicbsgesetzes  außer  Kraft  getreten  ist,  unbeschadet  der  hier  nicht 
in  Betracht  kommenden  Übergangsvorschriften  durch  Art.  8  AG  z.  HGB  auf- 
gehoben Ist,  nnmittelbsre  Bedeotnng  nicht  mehr  bean^mchen.  Nach  den 
Jetsigm  Oesetsen  gilt  folgendes:  Im  §  33  GBO  Ist  von  dem  Nachweise  der 
Befugnis  eines  Prokuristen  zur  Vertretung  einer  Aktlengesellachaft  nicht  die 
Bede.  Das  KG  hat  deshalb  {Jahrbuch  XX  73)  angenommen,  daß  der  §  H8 
auf  f]i*-«en  Nachweis  nicht  zutreffe.  Die  Frajre  kann  alx-r  hier  dahins;estellt 
bleiben.  Ebenso  kann  dahingestellt  bleitxn.  nb  der  ;i3,  der  an  sich  nur 
die  Beweiskraft  der  Zeugnisse  deutscher  Rtgibtergeriehte  regelt,  auf  die  Zeug- 
nisse ausländischer  Registergerichte  oder  sogar  für  Fälle,  in  denen  die  Fuhrung 
des  aoslindlschen  Handelsregisters  einer  nicht  richterlichen  Behörde  flbertragen 
ist,  wie  dies  für  den  Kanton  Basel  Stadt  geschehen  iat  {Schneider-Fiek, 
Schwei»,  ObligationenrcelU  S.  924),  anf  die  Zengnisse  der  mit  der  Fahning 
beauftragten  Behörden  entsprechend  anzuwenden  ist.  Denn  auch  wenn  diese 
Fragen  zugunsten  der  Beschwerdeführerin  entschieden  werien.  so  führt  der 
g  33  doch  nicht  zur  Auordnimg  der  verlangten  Liöschung,  da  ein  Zeugnis  der 


iJigiiizeü  by  Google 


334 


RaolitiVEeclioiig:  DetttwUand. 


Registerbehörde  der  .Stadt  Basel  über  dif  Kintrajru iv/  der  riileraeichner  der 
Löschangsbtwilli^riiii^r  als  Vorstandsmitglied  nnd  l^rokurist  der  Aktiengesell- 
schaft und  über  die  Eintragung  ihrer  kollektiven  Vertretnngsbefagnis  nicht 
Torgelegt  irt.  Selbst  die  Unmöglichkeit  der  Beibriugung  eine«  eokthcB  Ze«g- 
niBaes  der  RegisterbebOnle  wflide  nt  etneni  «ndevoi  Etgelmis  nicht  fthren. 
da  daiens  nur  folgen  wfirde,  daß  der  Nachweis  in  Qemäßhdt  oder  in  ent* 
sprechender  Anwendung  des  §  33  nicht  geführt  werden  kuTin. 

Der  §  ist  aber  keine  ausscWicßliche  Vorschrift  in  dem  Sinne,  daß 
der  Nachweis  der  darin  bezeichneten  Tatsachen  niindest<'ns  für  ausländisclie 
Verbältui6»e  nur  durch  ein  Zeugniü  des  üerichtä  Uber  die  Eintragung  im 
Hendelsregifter  geführt  weiden  ktante.  Er  wUl  den  Verkdir  für  einige 
F&Ue  erleiditerb,  schlieftt  aber  den  allgmdnen  in  §  89  enthaltenen  Qnmdaals 
nicht  aus,  daß  die  zu  einer  Eintragung  erforderlichen  ErUlningen  dnich 
öffentliche  oder  öffentlich  beglaubigte  Urkunden,  andere  Voraussetzungen  der 
Eintragung  durch  öffentliehc  rrkunden  be\vi»'s*  Ti  wprden  können  (y^\.  Jahr- 
buch XXIV  9f)V  Nach  flu-' m  allgemeinen  lirundsatz  kann  die  Erbrin^rung 
des  ^«tacbweiscs  daiur,  daii  im  Üandelsregister  des  Kantons  Basel  Ötadt  ein- 
getragen ist,  X,  H,  sei  Uitglled  der  Direktion  nnd  F.  8.  sei  Froknrist  der 
Aktiengesellsohaft  X>Bank  In  Basel  nnd  beide  seien  kollektiT  berechtigt,  die 
Gesdlschalt  an  Terpflichten,  nicht  bemlagelt  wenl<aL  Denn  diese  Tatsache 
der  Eintragung  im  Handi  1  register  ist  durch  den  Notar  V.  in  Basel  l)escheinigt 
und  die  Zuständigkeit  des  N<^tarR  zur  Abgabe  solcher  Besch'  iniiriirtir  i<t  vom 
deutschen  Konsul  in  Basel  beKlauijifjt  worden.  Letztere  Beglaubigunji  genüpt. 
um  die  Zuständigkeit  des  Notars  zur  Bescheinigung  des  Inhalte  des  liandelj«- 
regiäters  an  beweisen.  Denn  die  den  deutschen  Kooealn  nach  §  14  des  Koo- 
snlargesctses  anstellende  Befugnis  anr  Legalisation  der  in  ihrem  Amtsbesirk 
ansgestellten  oder  beglanbigten  Urkunden  nmfaBt  oder  aneh  die  Beingnis  anr 
Bescheinigung  der  amtlichen  Zosttadlgkdt  des  AnsstellerB  der  legalisierten 
Urknnde  {/akrbuck  XVU  116). 

NodMaß  eines  Ausläfiders.  —  Testamentsvollstrecker, 

Grundstück  in  Batfem  gelegen, 

La  Straubing  14,  11,  06, 

Der  österreichische  Staatsangehörige  Wenzel  S.  hatte  im  Januar  1905 
in  ^liinchen  ein  holographisches  Testament  errichtet.  Nach  seinem  im  Fe- 
bruar 1905  erfolgten  Tode  wurden  die  Nachlal* Verhandlungen  beim  k.  k.  östm- 
Bezirksgerichte  N.  gepflogen.  Der  ernannte  Testamentsvollstrecker  Anion  S. 
stellte  bei  dem  Gmndbucbamte  des  bayerischen  AG  N.  den  Antrag:  Das  in 
Bayern  gelegene  Qmndstflck  des  Erblassers  an!  die  Erben  nmansdneibfln. 
Der  TestamentsvoUstrecker  flbergab  lediglich  eine  vom  Vaoblaflgerichte  be- 
glanbigte  Abschrift  des  Testaments  und  erklärte  sieb  bereit,  ein  Brbschafls- 
zcugnis  nachträglich  einzureichen.  Das  Grundbuchamt  wies  den  Antrag  ab, 
weil  ein  von  einem  dentechen  Gerichte  ansgesteliter  ürbschein  notwendig 
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bei.  Div  Beschwerde  tteä  TeütanieDtsvollstreckers  wurde  als  unbegründet 
snrflckgewieieii,  im  weientlioh«i  «ns  folgenden  Orflndeii:  Der  Antrug  ist 
▼on  AnionS.  »Is  TesUunentoToUstreoker  geatdlt,-  mne  Emenmiiig  ist  niolit 
in  einem  notariellen  TettMuente,  sondern  in  einer  PriT»tiirknnde  erfolgt.  Um 
als  Antragsteller  zugelassen  zu  werden,  muß  der  Testamentsvollstrecker  ein 
Zcajniis  des  dfiit sehen  Nachlaßgericbts,  hier  des  nach  Lage  des  Grundstücks 
örtlich  zustumligon  AG  N..  vorlegen.  Mangels  eines  solchen  Zeugnisses 
BGB,  3G  GBO)  ist  der  gestellte  Antrag  zurückzuweisen.  Dem 
Antre^  konnte  »ber  sneii  deshalb  nidit  stattgegeben  werden,  weil  nseh 
9  36  Abs.  I  GBO  der  Nachweis  der  Erbfolge  nur  durch  einen  Erbsofaein  ge- 
fohrt  werden  kann,  der  von  dem  snstindigen  dentsehen  Gerichte  gemlfi 
§  2868  BOB  und  §  78  FGQ  aoqgestellt  sein  mnfi. 

LeffUimoHon  amländischer  TestamentsvoUsirecker. 

OLG  Ham^g  10.  7.  06  (Harn,  Ger.-Ztg,  190ß,  Seibl,  S.  299,) 

Die  fieachwerdefahrer  liaben  das  oben  beseiohnete  Grandstttck  das 
auf  Namen  des  britischen  StaatsangebSrigen  Jokmm  Carl  Gustav  M.  im 

Grundlmelie  eingetragen  steht,  nach  dessen  am  18.  12.  02  in  Barmstedt  er> 
folgten  Tode  an  fhisfnr  Adalph  ]j.  aufgelassen  mn)  vrrlnnL''>n  mit  diosera 
gemeinsam  dessen  Eintragung  als  Eigentümer.  Zu  ihrer  Legitimation 
haben  sie  sich  auf  ein  von  dem  Erblasser  in  England  vor  zwei  Zeugen 
errichtetes  Privattestament  bezogen,  in  welchem  sie  au  Testa- 
mentSTollstKeckMii  eingesetst  sind.  Das  Orandbadiamt  Abteüong  III  bat  die 
Eintragung  beanstandet  und  in  einer  sog.  ZwischenTerfOguig  vom  12.  4.  06 
den  Antragstellern  auferlegt,  durch  ein  Zeugnis  des  zuständigen 
deutschen  N  a  c  Ii  1  a  ß  g  e  r  i  c  h  t  .s  den  Nachweis  zu  erhringen,  daß  die  Ver- 
äuBerer  des  Grundstücks  zur  V'erfügun '  über  die  inUimiischen  Nachlaß- 
gegenstände iir«.  als  Testamentsvollstrecker  berechtigt  seien. 

Die  weitere  Beschwerde  gegen  den  zurückweisenden  Beschlui}  des  LQ 
ist  damit  begrilndet  worden,  daft 1 36  Abs.  8  GBO  sich  nur  auf  deutsche 
TestamentSTollstrecker  besidien  kOnne,  daß  mithin  d«r  Grandbuch- 
richter die  Flrage,  ob  das  vorgelegte  Testamemt  nach  englischem  Recht  die 
Testamentsvollstrecker  als  solche  ausweise,  seihst  rrx  prfifen  habe  —  wie 
solchf«  in  '^leichliegenden  Fällen  von  den  anderen  Abteilungen  des  hiesigen 
Grundbuchamts  auch  wiederholt  fjeschehen  sei  —  und  daß  zu  Bedenken  be- 
züglich der  Legitimation  der  Teütainentävullstrccker  kein  Anlaü  vorliege. 

Nadi  9  29  GBO  soll  eine  ffintragnng  im  Omndbneh  nur  erfolgen,  wenn 

nicht  nur  die  dazu  crforderlidien  Erklärungen,  sondern  auch  die  anderen 

Voraussetzungen  der  Eintragung  durch  öffentliche  Urkunden  nachgewiesen 
werden.  Zu  diesen  Voraussetzungen  gehtU  t,  wenn  der  eingetragene  Berechtigte 
verstorben  if?t.  die  Legitimation  sei  u es  Nachiülgers  uder  des  sonst 
zur  Verfügung  Befugten,  für  welche  die  maßgeblichen  Bestimmungen  in 
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§  36  GBO  getroffen  sind.  Nach  diesen  kann  der  Nadiweis  der  Erbfolge  nnr 
dnreb  einen  Brbsoliein,  der  Answeis  des  Testanentsrollsteeekers  rar 

Verfügung  Uber  einen  NacblaBgegensUnd  nur  dnrch  ein  in  §  2368  BGB 
vorgesehenes  Zeugnis  geführt  werden,  es  sei  denn,  daß  eine  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  enthaltene  Verfügung  von  Todes  wcpon  den  Nachweis  klar 
erbrächte.    Da  ein  (»ffentlich  beurkundetes  Testament  des  Erblassers  nicht 
vorliegt,  so  bedarf  es  also  nach  §  36  Abs.  2  /.it.  eines  vuni  zu8täiidi!Z<  n  Nacb- 
laOgeriohte  dem  Vollstarecker  erteilten  Zengnisaes.  D«fi  dieser  Fsragruiih  anf 
anslttndisdie  TestamentsroUstrecker  k^ne  Anwoidanc  iinde^  ist  eine  Annatime 
der  Beschwerdeführer,  die  in  den  Oeselsen  keine  8tfltie  findet,  Tielmehr 
einem  Grundgedanken  der  Gesetzgebung  widerspricht.  Doin  diese  weist  die 
Prflfunp  der  Erbberechtigungen  und  der  sonsti^ren  H<-chtc 
an  ('  i  n e m  N a € h  1  a  C  grundsätzlich   dem  N  a  »•  h  1  a  Ii  p e  r  i c  h  t e  zu 
(§  26öii  ff.  BGB),  während  es  den  Grundbuchrichter  von  solcher  Prüfung  ent- 
lastet nnd  ikm  led^ck  snr  Pflickt  madtt,  die  oben  beseichneten  Zengnisae 
an  verlangen.  Wollte  man  die  Vollstrecker  eines  auslftndisdien  Naddaases 
Ton  dw  Vorscbrilt  des  §  86  sit,  dafi  sie  ibre  Befugnis  nnr  dordi  ein  Zeognis 
laut  §  2968  BGB  nachweisen  können,  ausnehmen,  so  würde  man  sie  nicht 
allein  vor  dem  inländischf  n  Testamentsvollstrecker  bevnrznfjen,  sondern  man 
würde  auch  dem  Grundbu«  hrichter  eine  Auff^a^u-  aufbürden,  die  aus  (U  ni 
Rahmen  der  ihm  übcrwieseiieQ  Geschäfte  herausfiele  und  von  ihm  nicht  wohl 
geleistet  werden  kann,  da  es  ihm  an  den  gesetzlichen  Mitteln  zur  £rhcbung 
der  nötigen  Beweise  —  wie  sie  S  2368  BOB  dem  Nadüafigeriehte  gewJÜirt  — 
Tollstftndig  gebriebt. 

Richtig  ist  nun  allerdings,  daß  fflr  einen  ausländischen  Nachlaß  im 
ganzen  ein  deutsches  Xaclilaßgericht  nicht  vorhanden  ist.  weil  solche  Nach- 
lässe —  abfjeseheu  von  den  im  EG  z.  BGR  Art  2.">,  2\K  'M.  t)  vortresehenen, 
hier  nicht  vurliegenden  ÄusnahnM'Üillen  dem  deutschen  Rechte  nicht  unter- 
liegen. Aber  das  Gesetz  hat  lüchtsüestoweniger  für  Fälle  der  vorliegenden 
Art  Fürsorge  getroffen,  damit  eine  im  OrnndbnehTorkebr  erforderte  Be- 
scheinigang  erteilt  weidm  kann.  Denn  wie  schon  das  LO  ratreffend 
anseinandergesetat  hat,  ist  die  Vorschrift  des  §  2369  BGB,  daß  beim  Fehlen 
eines  zuständigen  deutschen  Nachlaßgerichts  für  inländische  Nachlaßgegen- 
stände  ein  nnr  auf  diese  bczfipflicher  Erbschein  verlangt  werden  kann,  nach 
§  2'M'iH  Abs.  3  entsprechend  auch  auf  das  dem  Tfstamentsvollstrecker  zu 
erteilende  Zeugnis  anzuwenden.  Ein  solches,  alieiii  auf  die  Verfugung  über 
die  inlftndiscben  Nacblafigrnndstflcke  hesAglichee  Zeugnis,  wie  es 
das  Ornndbochamt  anch  lediglich  verlangt  hat,  können  daher  die  Testamoita- 
Tollstrecker  von  dem  rasttodigen  NachlaJSgmchte  erfordern.  Znst&ndig  aber 
Ist  nach  §  73  Abs  OFG.  wenn  der  Erblasser  Ausländer  war  und  zur  Zeit 
des  Erbfalls  im  Iniande  keinen  Wohnsitz  hatte,  das  Gt  rieht  seines  inländischen 
Aufenthaltes;  hatte  er  damals  auch  seinen  Aufenthalt  im  Iniande  nicht,  so 
ist  jedes  Gericht,  in  dessen  Bezirk  sich  NachlaßgegeusjUinde  behuden,  in  An- 
sehung aller  inländischen  NachlaUgegenstände  zuständig. 


Digitized  by  Googl 


* 


Reditspceoliniig:  Deatsehland. 


337 


Seeversicherung,  Auslegung  der  FMeekhnungsklausel  auf 
der  Grundlage  des  engliscken  Rechtes. 

OLG  Hamburg  3.  11.  05;  St  röter  dt  Co.,  Kopenhagen  i  JudemnUa 
Mutual  Marine  Asiuranee  Companff,  Loudon  (Harn.   Ger.' Ztg., 

JSaupai.  1906  S.  9  ff.) 

Bb  bandelte  eich  n.     mn  die  Bedeatiing  der  Polioen-Klaosel:  „War- 
ranteä  free  fr<m  particular  average,  umleaa  the  skip  he  etrandedete. 

hut  te  pay  landing,  tearehousing .  fonraKlivf)  und  special  chanjes  If 
incurred" ,  deren  AnslofraiiLT  ffir  die  Aiisinüclu'  dir  KUi^'cr  wegen  Havarie- 
schäden pepen  die  angeklagt«  Versicherung}%'(S(llsi  liaft  maßgebend  wurde. 
Der  ( ieriilitsliof  stellte  sich  auf  dem  Standpunkt.  daU  „das  VerstÄndnis  der 
Klausel  aus  dem  englischen  Kecht  gefimden  werden  müsse"  (nähere  Be- 
grlUldang  fehlt). 

Seehülfe.  Maßgeblich keit  des  holländischen  Rechtes,  wenn 
die  Hülfe  in  holländi^dieii  Gewässern  von  einem  holländischen 

Schlepper  geleistet  ist. 

OLG  Hamburg  18.  10.  05;  L.  Smit  &  Cos  Sleepdicufif.  h'utfetdam  ct. 
B.  Wemke  Söhne,  Hamburg  (Hans.  Ger. -Ztg.,  iluaptbl.  1906  S.  1  ff.) 

Am  21.  11.  08  geriet  das  Viermastschif!  der  Beklagten  „Mnemc"  schräg 
gegenüber  Uoek  van  Holland,  etwa  100  Meter  vom  Strakdamm  entfernt,  auf 
Onmd.  Der  Fahrer  der  ,]liicine*  schloß  mit  dem  Vertreter  der  Klägerin  einen 
Vertrag:  „to  render  all  neceeearff  Aeeistanee  to  refioat  the  ahip".  Der 
weitere  Tatbestand,  insbesondere  die  Qualifikation  der  von  der  KiSgerin  auf* 
gewendeten  Hülfst&Ugkeit,  war  bestritten. 

Die  Parteien  sind  d;nm  nnstreiti^r  einig  geworden,  das  Strandamt  in 
liainlniru'  um  einen  Schiedsüpruch  über  die  Höhe  des  von  der  Kliipcrin  ver- 
dienten Luhnes  anzugehen.  Das  Strandamt  machte  die  Abgabe  eines  .Spnu  hes 
davon  abhängig,  dab  unter  den  Parteien  Einigkeit  herrschte,  daß  für 
Bemessnng  des  Lohnes  die  Gmndstttse  des  dentadien  Rechtes  Anwendung  za 
finden  hfttten  nnd  Idinte,  ata  Klägerin  eine  entsprechende  Erkl&mng  ahsngeben 
sieh  geweigert  hatte,  die  Abgehe  des  Spraches  endgültig  ab.  Dean  ist  die  An- 
stellung der  Klage  im  vorliegenden  Prozesse  erfolgt,  mittels  welcher  Klägerin 
Mk  T?  er  belohn  nebst  ö*'o  Zinsen  seit  dem  KlagzustellnntrstaL/e 
vf  rhtnt^t  liat.  Die  HeklaLTte  hat,  in  dem  sie  hervorhob,  daß  sie  zur  Zahlung 
eiiieü  aiiff*  ine.ssenen  Hüifblohnes  jeder?.»  it  lu  rrit  u»  \ve.seii  sei  nnd  noch 
bereit  sei,  gänzliche  Abweisung  der  Kluge  um  deswillen  beantragt,  weil  vor 
Angehting  des  Strandamtea  in  GemftBheit  g  36  der  Strandongsordnong  die 
Beecbreitnng  des  Rechtsweges  nnanllssig  sei. 

Ans  den  Grttnden. 

„Das  Strandmnt  als  solches  ist  bislang  nicht  angegangen  worden. 
Wenn  die  Parteien  früher  an  das  ätrandamt  sich  gewandt  haben,  so  geschah 
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dies  nicht,  um  einen  im  Rechtgwptre  anfrrhtharpn  Festset Jjnnirsbisrhti'i. 
Sündern  um  seinen  bp/w  •'einer  drei  in  der  Sit  zu  du  vom  19.  2  n4  anwesenden 
Mitglieder  aSchiedsspruch  zu  erlangen.  I)emungeacht«t  ist  tTotz  der 
Bestimiiitingen  der  g§  36  ff.  Strandungsordnung,  welche  vor  Beschreitung  das 
Reebt*ireg«s  sniii  Zwecke  der  FeitaetsiiDg  des  Bergungs-  imd  HfllMolum 
das  Strandaint  «nxiinifeii  Tonebreiben,  die  Erhebmig  dar  Klage  ver  don 
ordentlichen  Gericht  schon  jetzt  znlilssig  gewesen.  AUeidings  liegt  eine 
gütliche  Einigniiir  im  Sinne  des  tj  HC  1  r.  nicht  vor,  um  eine  solche  liamieU 
es  sich  vielrnrhr  nur  wenn  auch  Über  dio  Höhe  des  T-ohnes.  sei  es  durch 
dessen  direkte  Festsetzung  aliseiten  der  Partciin.  m  I  es  auf  ihr  Ansucben 
durch  einen  Dritten  eine  Vereinbarung  getroflen  ist.  Auch  der  Cmstand 
kuiti  nicht  entflcbeideDd  im  Oewicfat  fallen,  dafl,  well  im  vorliegenden  Fislle 
•  die  Rettung  nickt  innerhalb  Oewissem  erfolgt  Ist,  welche  mm  Besiifce  eines 

bestimmten  deutschen  Strandamtes  gebfiren,  nicht  feststehe,  welches 
Strandamt  angegangen  werden  mOsse,  denn  alsdann  mflßte.  was  der  Gesetz- 
pfbor  sicher  nicht  gewollt  hat.  auch  l>ei  Borpuntr  "d»'r  Hfilfcleistung  auf 
ht»li(T  See  die  Mitwirkung  der  N  tTwaltungsbebord''  Iii  (icr  Ftatsetzung  des 
Luhnt-i)  weglallen.  Wohl  aber  entfallt  diese  Mitwirkung,  weil  im  vorliegenden 
Falle  der  Lehnanspruch  der  KlSgerin  nach  bollindisehen  Redite  in  besfteilen 
ist.  es  aber  nicht  die  Meinung  des  Gesetzes  sein  kann,  einen  Vorbescheid 
herbeiznfflbren,  welcher,  da  die  YerwaltnngsbdiSrden  ausscbliefilich  deutsches 
Recht  in  Anwendung  bringen  dürfen  —  §  88  der  Strandungsordnnng  — 
wpjrpn  Anwendung  r-ines  nnrichtiem  Rechtes  flberall  da  zn  nnrichtifrem 
Ergebnis  führen  muß.  wo  niclit  zufällig  das  richtigerweisc  anzuwendende 
fremde  Recht  mit  dem  deutschen  Rechte  übereinstimmt.  (Vgl  die  Entscb.  des 
IL  Senats  dieses  Gerichts  Tom  25. 6.  fl8,  Hmu,  Q9r,'Ztg.,  Hptbl.  1888  No.  98.) 

Da0  hier  hollindlsches  Recht  ansnwenden  ist,  kann,  wo  das  beklagtinGbe 
Viemastscbüf  in  eineni  hollindischen  Oeirtsser,  der  Einfahrt  in  den 
,netten  Wasserweg"  in  Not  geraten,  der  Vertrag  auf  Rettung  aus  dieser  Not 
in  einem  hol  1  ün  d  i  sehen  Hafen,  Ho«  k  van  lldland.  geschlossen  ist  nnd 
endlich  das  Schiff  nach  eint  rn  anderen  liolländischen  Hafen,  Rottmiaui  Trt'h 
dem  Vertrage  verbracht  werden  sollte  und  verbracht  ist,  nicht  wohl  zw*ikl- 
haft  sein.  Wenn  die  Beklagte  annimmt,  es  müsse  gleichwohl  der  Kiagansprudi 
nach  deutschem  Rechte  beurteilt  wwden,  weil  die  Parteien  auf  ein  deutsches 
Strandamt  als  Schiedsgericht  kompromittiert  hätten  nnd  nicht  nur  Bdlsgke, 
sondern  auch  Klägerin  gewußt  habe,  daß  das  Strandamt  nur  deutsches  Recht 
anwenden  dürfe,  so  verkennt  sie,  daß  das  Strandanit  als  ScTiiedsu:c  rieht 
so  frei  wie  jedes  andere  Schiedsgericht  in  der  Wahl  des  anzuwendenden 
Rechtes  war  und  daB  KlMtrerin  unmöglich  voraussehen  konnte,  daß  das 
Strandamt,  wie  es  in  der  Tat  erfolgt  ist,  die  Übernahme  des  Amtes  eijoes 
Schiedsrichters  daron  abhängig  machen  würde,  daB  die  Parteien  sieh  mit  der 
Anwendung  deutschen  Rechtes  einverstanden  erklärten. 

Die  Vorschriften  des  hoUlodischen  Rechtes  Ober  Rergelohn  —  berglwm 
—  und  Hiilfslohn  hulpUwn  —  finden  sich  im  Wetboek  van  Koophandel 
Ton  1838  Art.  öüO  fi." 
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MusikaUaches  Orkeberrecht,   Nachdrude  russisdier  Musik- 
werke in  Deutschland,   §  66  Reichsgesete  19.  6.  Ol  hetr,  d, 
Urheberrecht  an  Werken  d.  Literatur  u,  Tonkumt*) 
OLG  Hamhtrg  12.  8.  06;  JurgemonfBenjamin, 
Tatbestand. 

Die  bttgeriadM  fimnk  P,  J,  betnibt  ein  nraeilcaUeohea  Yerlagigeecbift 

in  Moskau. 

Lant  des  in  Anlage  7  in  Trschrift  lioigebrachten  Vertrages  de  data 
Muskau.  den  25.  ü.  U2  hat  P.  J.,  russischer  Staatsangehöriger  and  Inhaber 
der  klägeriscben  Firma,  von  deui  Künstler  N.  N.  S.  u.  a.  24  Stücke  für 
Violine  mit  Klavierbegleitung,  die  dieser  komponiert  hatte,  mit  dem  Rechte, 
sie  in  einer  nnbeicbrSnktai  Ansabl  von  Anegnben  and  Exemplaren  sn  vei^ 
legen,  kinfUeh  erworben. 

J.  hat  diese  Hmiketttcke  dann  in  seinem  Moslcaner  Geschäfte  drnckoi 
and  die  einaelnen  Exemplare  mit  dem  Aufdruck:  Prupri4t(^  de  Vediteur 
P.  Jurgenson  ;  ete^  Moaeou,  Neglimng  pr,  14,  Leipaig,  Thalstraße  19 
vmeben  lassen. 

Zum  Vertriebe  an  das  Publikum  in  Rußland  will  die  Kläf^erin  diese 
Koinpositiunen  dann  dem  Moskauer  Geschäfte  erät  am  1.  iL  U2  ül>ergeben 
beben.  In  DentecUand  eollai  sie  scbon  vorher  erschfen«!  sein  nnd  awar  bei 
ibrem  in  der  fraglichen  Leipslger  Adresse  wohnhaften  «langjihrigen  QesdAfts* 
freunde*  F.  wie  er  lant  tTrteib  des  LO  betreffend  den  Sriaft  einer  einst* 
weiligen  Verfügung  vom  30.  5.  Oö.  von  ihr  genannt  ist.  Es  sollen  nftmlicb 
bereits  in  der  Zeit  vom  2.0.  — 2B.  10.  02  die  ersten  10  von  ihr  an  F.  über- 
sandten Exemplare  der  ersten  Lieferung,  mit  denen  derselbe  den  Verkauf 
beginnen  sollte,  bei  F.  eingetroffen  sein. 

Die  Kikgerio  beruft  sich  für  diese  Zeitfolge  auf  die  beiden  Zeitschriften 
gMusHtka$uhi  und  Muaikp/lcyc"  und  „BörsMblait  für  den  deutschen 
BuMandel"  und  eine  eidesstattliche  ErklKmng  ihres  Hoskaner  Proknristen 
ül,  den  sie  eventnell  ancb  als  Zmgea  vorscblAgt. 

Nach  der,  im  Frteile  vom  30.  5.  05  als  unbestritten  beacichneten  Tat- 
sache ist  in  Leipzig  kein  Inhaber  oder  Angestellter  der  russischen  Firma 
domiziliert  L'ewesen.  hat  die  Klägerin  dort  auch  keinen  Laden  oder  derartiges 
Gesehiiltölukal  gehabt;  dugcgtn  hatte  die  Klägerin  am  20.  4.  üö  ihre  Firma 
zum  Leipziger  liandelsregister  angemeldet. 

Nadi  ihrer  in  diner  Instans  weit«  abgegeboieB  ErfcUnng  nnterhUt 
die  KlKgerin  bd  dem  genannten  F,  von  jeher  ein  bedentendes  Lager  der  von 
ilir  verlegten  Hndkwerke,  das  jraer  beaufsichtigt  nnd  von  dem  ans  der 
weitere  Vertrieb  der  klägedsehen  Werke  vor  sich  gebt 

Der  Wert  diese«  Lagers  liat  laut  Bilanz  vom  1.  1.  05  angeblich 
78.6 LS  Mk.  betragen  und  die  Unterhaltung  des  Lagers  kostet  der  Klägerin 
jäliriich  angeblich  ca.  2800  Mk. 


*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Senatsprlsidenten  Dr.  Martin  in  Hamburg. 
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Der  Beklagte  hat  20  dt  r  ironaunUsn  tS.'schen  Kompositionen  in  Hainlnir:: 
vervielfältigen  und  im  Muüikaiicoluuidel  vertreiben  lassen;  wie  sein  Vertreter 
ausführt,  absichtlich  zu  dem  Zwecke,  am  die  Frage,  die  den  Gegenstand 
des  gegenwftrtigen  Rechtsttreits  bfldet,  snr  Bntscbeidniig  «i  bringen. 

Die  KlSgerin  bei^luiet  dieaen  Nachdraok  ala  emen  widerrechtUclien, 
unter  Bezugnahme  auf  >^  55  .Khs  1  des  Reichsgesetzes  vom  19.  6.  Ol,  betr. 
.da.s  Urheberrecht  an  Wi  rken  der  Literatur  niid  der  Timkunst ;  indt  ni  lutrh 
Vorstehrndoin  die  fraglichen  Kuni])i)sitionen  zuerst  in  Deutschland  und  erst 
dann  in  Kuüland  „erschienen^  seien. 

Der  Beklagte  bestreitet  das. 

Das  LO  bat  die  Kläferin  in  den  «ngefeditenen  Urteile  mit  ihren  An- 
trlgen,  die  anf  Featstellnng  der  WiderxeditlicUceit  des  Neodmckea  und  auf 
Vemiditnng  der  bezflgUebet  beklagtiachoa  B^rauplare,  Vorrtehtangen  mw. 

lauteten,  abgewiesen. 

Htor2:r{jen  richtet  sich  die  von  der  KKifjorin  eingfloijte  Brnifting.  mit 
der  sie  beantragt,  unter  Aufhebung  des  genannten  Urteils  den  Bekkigt<;n  den 
erstinstanzlichen  Anträgen  entsprechend  zu  Tcrurtcilen.  Zugleich  erweitert 
sie  diese  Antti^  dahin,  daß  d«r  Beklagte  kostenpflicbtig,  erentl.  ^cgco 
kUtgeriscbe  Sicherbeitsleifltiing  TorUtnfig  ToUatreckbar  Temrteilt  werde,  ihr, 
der  KlAgerüi,  3000  Mk.  nebst  Zinsen  sdt  dem  KU^setage  als  Schadens^ 
eisatz  zu  bezahlen. 

Dio  Klägerin,  die  sich  den  Nachweis  der  Höhe  dieses  ihr  anireMich 
"erwachsenen  Schadens  vorbehält,  macht  dazu  die  Au^iführnugen  ihrer  schrift- 
lichen Berufungsbegründung,  auf  die  hiermit  verwiesen  wird. 

Der  Beklagte  bittet  am  Verwerfung  der  Bemfong  nnd  um  Abweisung 
der'KIligerin  mit  ihrem  erwdterten  Klagantrage. 

Orttnde. 

Den  Aasftthningeii  des  angefochtenen  Urteils  ist  im  wesentlicben  bei* 

zapflichten. 

Es  ist  allein  die  Fraije  zu  entscheiden,  ob  auf  das  hier  fra{?liche  Werk 
der  Tonknnsf.  dessen  Schutz  die  nicht  reichsangehörige  Klägerin  für  sich  in 
Anspruch  niimut,  die  Voraussetzung  des  §  bö  des  Reichsges.  vom  lü.  6.  Ol  (betr. 
das  Urheberredit  an  Wericen  der  Literatur  und  der  Toaknnst)  sntriift,  m. 
a.  W.  ob  ea  im  Inlande'  «erschienen*  ist  und  zwar  apiteatena  gleichseitig 
mit  dem  Erscheinen  im  Analande. 

Liegt  diese  Vorraussetzung  nicht  vor,  ist  also  das  hier  fragliche  Wi  rk 
etwa  überhaupt  nicht  als  im  Dt  utsehen  Reiche  ^.ersrhienen"  anzusehen,  und 
zwar  im  Sinuf  Jeiit  r  £r*'^etzlirhrii  Bestimmunjf.  —  konnte  der  KeklafTte  es 
auch  ruhig  iiachü rucken  und  vertreiben,  ebenso  wie  umgekehrt  in  HuüUnd, 
daa  anch  nicht  der  Bemer  Obereinkonft  Tom  3. 9. 88,  nebst  der  Pariser  Zn* 
satsakte  vom  4. 6. 96  beigetreten  ist,  in  DeatacMand  erschienene  Werke 
akigehindeit  nadigadniekt  werden  können. 

l^nter  dem  Ausdrucke  .erscheinen*  versteht  nun  das  genannte  Geseti 
die  aüeraiugabe  des  betrefienden  Werkes,  also  das  öfientliohe  Angebot  tos 
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Vervielfältigungen  im  Verlagsbandel".   (So  die  Begründung  des  Gfsctzcnt- 
wnrh's  auf  S  892  (Binleitiiiig)  der  ReichtagSTerhuidlaiigen  19Ü0— 
2.  Zession  1.  Anlago). 

In  der  Begründung  speziell  des  §  55  (auf  S.  407  daselbst;  heiUt 
weiter,  unter  Bezugnahme  darauf,  üaü  auch  im  intemationalen  Rechte, 
ilmlidi  dnrdi  die  eben  gcnaimte  Furiser  ZnaataaVte,  der  Sdinti  des  ans- 
Undisclien  j,Urhe1)en*  an  die  Stelle  des  noch  in  der  Bemer  Übereinlninft 
gwcbatst  gewesenen  Inländisohen  .Vertegers*  auswirtiger  SdiiiftsteUer  und 
Komponisten  treten  sollte,  wie  folgt: 

„Ein  .Verleger" sehnte,  der  das  Werk  nur  nach  bestimmten  Richtungen 
deckt,  im  übrigen  aber  es  preisjjibt.  erscheint  mit  der  Sicherheit  des  Verkehrs 
nicht  vereinbar  und  führt  zti  fortwiihrenderr  Verwickelangen  Der  Entwurf 
Khfltzt  deshalb  den  auülüniliscbeu  , Urheber"  als  solchen  und  zwar  ohne 
UDteraelded,  ob  das  Werk  von  einem  inllbidisdiai  Verleger  herausgegeben 
wird  oder  ob  es  im  Kommissionsrerlag  oder  Selbstrerlag  eneheint 

EtNHiso  spridit  die  BegrOndnng  betreffoid  die  Patte  ZmatialEte,  ^e 
in  ihrem  entsprechenden  Art.  3  zwar  nicht  vom  „Ersclieiiu  n''  aber  von  dem 
erstmaligen  .Veröffentlichen"  der  Werke  in  einem  der  VerbaTKislfinder  redet, 
an  der  entsprechenden  Stelle  fS  '^'^2n  dt  r  Reiehstagsverhandluugen  1895/97 
(i.  Anlage)  von  der  „ersten  verlagsmäUigen'  Veröffeotlicbuog,  die  innerhalb 
des  Verbandes  erfolgt  sein  müsse.  — 

Es  fragt  sich  also,  ob  die  Klägerin,  von  der  Toransgesetst  werden  mag, 
daü  ihr  der  Vertrag  in  Anlage  7  entsprechende  Becbte  (also  auch  gegen 
Dritte  wirkmide)  Terschalft  hat,  wie  es  ein  nach  dentscbem  Rechte  an  beur- 
teilender Vcrlagsvertrag  getan  hfttte,  in  einer  der  genannten  Formen  dek 
Vfrlaf^shiuidels  in  Deutschland  —  eventuell  wann  zuerst,  —  die  hier  frag- 
lit  lu-n  Kompositionen  herausgegeben,  d.  h.  vervielfältigt  and  die  Verviel- 
falti^niii^cn  (iffentltch  angeboten  hat. 

Mag  nun  uuch  der  Klägerin  zugegeben  werden,  daü  es  dazu  nicht 
«rterderttch  gewesen  wäre,  auch  den  Dmolc  der  Noten  in  Deotscbknd 
▼omehmen  an  lassen,  so  kann  doch  keine  Rede  davon  sein,  daB  dasjenige, 
was  die  RlSgerin  ihrer  eigenen  Angabe  nach  im  Oktober  1902  in  Leipsig  ins 
Werk  gesetzt  hat.  indem  sie  nämlich  die  ersten  10  Exemplare  der  ersten 
r.I«  ftmng  bei  Jf.  in  Leipzig  aufs  Lager  gab,  damit  dieser  ihren  weiteren 
Vertrieb  besorge,  als  ein  f^olrbe«;  „Erscheinen"  der  Kompositionen  in 
Leipzig  bezeichnet  werden  kannte. 

Daü  eine  Zweigniederlassung  der  KUgeriu  in  Leipzig  nicht  bestand, 
bedarf  keiner  weiteren  Begründung,  zumal  ja  Klägerin  auch  selbst  nidit  vor- 
tragen Iftfit,  dafi  diese  Zweigniederlassung  ttberhanpt  hier  in  T&tigkttt 
getreten  sei.  F.  ist^  indem  er  jenen  Auftrag  der  Klftgerin  entgegennahm,' 
ja  nicht  etwa  unter  der  in  Leipzig  dngetragraen  Firmenbeseichnung  der 
Klägerin  tätig  geworden. 

Kir?  Tleransbringen  des  Werkes  im  i^äelbstverlag^  kommt  flberhaapt 
nicht  iu  Frage. 
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Höchstens  köante  also  noch  in  Betracht  kummen,  ob  die  Klägerin  sich 
etw»  de§  F.t  aIi  ihm  KommifMonärs,  d.  \l  nicht  eines  gewShnlichen 
Verkftiib-RoiiimiBtfoiiln,  der  die  «inxelnen  BmnplMe  dw  ms  Bischen 
Verlftgi  verttieh,  ■mdeni  einet  Verlegen,  der  mit  der  Kligerin  ein 
Kommiestone- Verlags -Ocschilft  abgeschlossen  hatte,  bcdit-nt  habe,  alf 
sie  jene  10  Exemplure  bei  ihm  auflegte  und  die  fraglidien  VeritfientUchnagen 
in  den  Zeitungen  vornahm. 

Auch  diese  Frage  ist  aber  zu  vernciucu.  Ks  versagt  schuu  das  Kriterium 
fflr  das  HeraiiBgeben  des  Werks  im  eigenen  Verlag  des  F.,  wenn  auch 
eines  für  Seehnvng  der  Ktigerin  besorgten,  nimlieh:  daß  des  dnseliie 
Ifiiuniplnr  den  Nnnen  des  F.,  nls  Verlegers,  gelingen  hitte. 

Es  ergibt  aber  auch  alles,  was  die  Klägerin  sonst  noch  bat  vortragen 
lassen,  daß  es  sich  bei  dein  Vertriebe  des  Werks  durch  F.  nur  um  eine  durch 
ihn  vermittelte  Be^orirnTtEf  der  eigenen  klägeri sehen  Verlagsgeeclliiftei 
also  des  russischen  Verlages  der  Klägerin  gehandelt  hat. 

FUr  dietiei*  auäwärligt;  Verlagsge»cbkft,  ebeaüo  wie  für  andere,  hielt  der 
genannte  F,  in  Leipzig  ein  sog.  Anslieferangslager,  desBOi  Spesen,  seweit 
dnroh  üir  Lager  erwachsen,  die  Kligerin  tmg  nnd  dozeh  dessen  Vermittdnng 
der  Verkehr  des  Moslcancv  Geschäft«  mit  doi  Sortiuientem  bezw.  mit  dem 
kaufenden  Pablikum  direkt  aufrechterhalten  wurde.  Dafür  bezog  dann  F. 
offenbar  seine  Kommissionsgebühren.  Es  ist  das  also  nichts  andere«  hIs  was 
auch  sonst  im  Bachhaudel  üblich  ist,  speziell  in  Leipzig.  Selbständige  Ver- 
leger, insbesondere  Kommissionsvcrleger,  sind  solche  Kommissionäre  keines- 
wegs, ancA  wenn  ^  via  ihnm  fOr  die  cjnseiiie  Verlegerfirma  gehaftene 
Ansliebrangslagwr  noch  so  groß  ist,  worauf  es  gamieht  anlcommt.  * 

(Zn  vei^l.  tth»  den  hesenderen  Inhalt  des  sog.  KommisslonsTerlags- 
gesch&fts  die  Begründung  zu  §  1  des  Gesetzentwurfs  über  das  Verlagsrecht 
8.  415  der  Reichstagsverhandlungen  IIXHIOJ;  2.  Session  1.  Anlage.) 

Nach  allem  dem  war  die  i  iugelegte  Berufung  unter  Verurteilung  der 
Klägerin  in  die  Kosten  dieser  Instanz  zu  verwerfen,  denn  die  hier  fraglichen 
Kompositionen  sind  bis  nun  1.  IL  02  bi  Dentaoiiland  tberhanpA  ai^ 
yersohieiMi*,  dann  aber  aneh  nor  in  Rofiland. 

Pittentiecht  —  Art.  11  EG  s.  BGB. 

Kaiserl.  Patentamt  16.  12.  ()'>,  Beschic.-Abt.  II  D.  14767/ 76 bj  {Deutsche 

Jur.-Ztff.  1906  S.  488). 

In  Qrul^briunuieu  dürfen  Anmeldungen  von  Erfindungen  zum  Patent- 
sohata  nur  von  natllrllcbett  Pevsenen  ausgehen.  Deshalb  hat  doit  anch  der 
Brinder  S*  ein  Verfahren,  Mosaik  hersnstellen,  angemeldet,  ebvoU  dies» 
Erfindung  damals  bereits  der  Aktiengesellschaft  D.  in  London  gehörte.  Als 

nun  im  Deutschen  Reiche  diese  Aktiengesellschaft  die  Erfindung  anmeldete 
nnd  hier  gemilß  dem  Unionsvertrag  die  Priorität  der  Anmeldung  in  England 
geltend  machte,  ergab  sich  die  Frage,  ob  Identit&t  der  anmeldenden  Personea 
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in  En|(lan(l  und  in  Deutsohlaiul  anzuorkciinen  sei,  da  bicrvou  die  Zulässigkoit 
der  Berufiinjj;  auf  den  I'ni'>iisv#Tf  mir  abliänf»t.  Die  Frage  ist  bejaht,  nachdem 
der  Ertiudcr  diu  Erkiaruug  ubgegebeii  Latte,  dali  er  bereite  innerhalb  der 
12nonatigcn  FHoritittEriat  xwiaeben  der  engUBchen  and  der  dentadwn  An- 
rnddong  die  Erfindnng  der  Aktiengesellaohaft  ttbertr>cen  habe.  Das  Über* 
tngiiDgegeecb&h  bedurfte  nach  Art  11  S.  1  Ea  x.  BOB  keiner  Form.  Fälle 
dieser  Art  kennen  sich  im  Falle  der  Verletzung  von  Patenten,  Gebrauche- 
ood  Geschmack.sriiusterrechten  and  Warenxeichen  vor  den  ordentlichen  Ge* 
nebten  jederzeit  wiederholen. 

Namensrecht  Führung  eines  ausländischen  Adelstitels*) 

KQ  2. 3.  94  („Da8  Standesamt'  1904  S.  280). 

«Der  Angelclagte  ist  im  Jahre  1881  anf  seinen  Antrag  ans  der  preofli- 
scben  Staatsangehörigkeit  entlassen  worden  und  hat  gleichzeitig  im  Herzog- 
tntnc  .Sarhson-Kol)urg-(Jütlia  die  Staatsangiliörigkeit  erworben.  Im  Jahre  1887 
ist  ihm  von  sciTH  ui  Landesherrn,  dem  Herzog  Ernst  II.,  der  Adel  nnd  das 
Recht  verliehen  wurden,  sich  „Freiherr  von  Sch.-G.'^  zu  nennen.  Er  bedient« 
sich  dieses  Namens  und  Adelsprädikates  auch,  als  er  demnächst  in  Berlin 
seinen  Wohnsits  nahm.  Dnidi  Sdireiben  Tom  26.  2.  03  eröffnete  ihm  das 
Heroidaamt,  daB  es  mit  RUcksidit  anf  das  der  Erwerbung  des  Freihermtiteis 
sngmnde  liegende  Sachverhältnis  nicht  in  der  Lage  sei,  die  f< m«  ro  Führung 
der  erwähnten  Prädikate  innerhalb  Preußens  zu  gestatten.  Der  An;j:<  klagte 
führte  trotzdem  den  Froiherrntitel  und  den  Namen  von  Sch.-G.  weiter.  Die 
Anklage  behauptet,  dal]  dies  anbefuf^t  ge-schehen  sei.  Die  Strafkammer  ist 
dieser  Auffassung  beigetreten  und  hat  den  Augeklagten  aus  ^  3ÖU  No.  8 
StOB  verarteilt. 

Das  LG  stfltst  sdne  Entscheidung  vor  allem  auf  die  ErwBgangi  daB  in 
Preußen  das  Recht,  den  Adel  zu  verlelb«[i,  ansnerltennen  oder  in  emenem, 
genftB  Art.  50  Verf.-Urk.  ein  Staatshoheitsrecht  sei,  welches  von  dem  König 

ausgeübt  werde.  Die  r»ffentHch-rechtliehe  Frage,  ob  jemand  dem  Adel  an- 
gehöre, bei  daher  nicht  von  den  Gerichten  zu  ent.scheiden.  sondern  unterliege 
der  Beurteilung  der  mit  der  Bearbeitung  von  Standessachcu  beauftragten 
BdiQrden,  des  Ministeriums  des  KgU  ilauscs  und  des  Ueroldsamts,  sowie  der 
Entsdieidnng  des  Königs,  und  die  von  den  sosttodigen  Stellen  in  dieser 
Hinsicht  ergangenen  Entscheidungen  seien  tttr  die  Gerichte  bindend. 

Die  Strafkammer  folgert  aber  eine  Untersagungsbefagnis  des  Herolds- 
amts  auc  h  au.s  alli^enieinen  Gesichtspunkten.  Sic  führt  aus,  es  ergebe  sich 
aus  den  natürlichen  (irmzen  der  souveränen  Marht  eines  Staates  und  seines 
Oberhauptes,  dali  der  von  ihm  verliehene  Adel  zunächst  nur  für  da.s  Utbiet 
des  Staates  Geltung  habe  und  in  einem  anderen  Staate  nur  durch  desseu 
Anerkennung  oder  stillschweigende  Zulassni^  Geltung  erlangen  könne,  und 

«)  Vgl.  ztsch.  XV  -m. 
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dafi  die  FOhrung  des  AdeUtitels  im  preofliachen  SUnte  ohne  diese  Voraus- 
letsimg  eirnn  Blngriff  in  das  Ton  Sr.  Hi^esttt  MU|{eltt»te  8taatBliobett«reclit 
dafstellmi  wfltde.  Die  Vertiretimg  der  Ankieg»  in  der  BeTincmiiDStaiis  hat 

diese  AasfUhrungen  noch  fülgendermaßcn  ergänzt :  Da  das  Recht  aaf  den 
Adel  nidit  dem  bürgt  rlU  heii.  sundem  dem  öffentlichen  Rechte  angehöre,  Jiönne 
hi<Mfür  in  i*reußen  mir  preußisches  Hecht,  nicht  aber  dasjcnifrc  des  Heimat- 
staats des  fremden  St^iatäangehurigeii  laaügebeud  äciii.  Dieiieä  prcuLiii>cliv 
Recht  kenne  aber  einen  Anspruch  eines  fremden  iitaatsangebörigen  aui 
Fahrang  des  in  ieinem  Helmatstaat  ihm  »utehendeii  Addq»iftdilcftte*  ia 
Fkenflen  nicht' 

Auf  Revieion  erfolgte  Freiapreehnng  des  AngeUagten. 

Aat  den  Qrftnden. 

,  Welche  Befugnisse  dem  KSnig  anf  dem  Gebiete  des  Adelsrechts  zustehen, 
ist  in  §§  21.  II  ALO  bestimmt.  Bs  ist  dies 

1.  Die  Verleihnng  des  Adels  oder  einer  hSheren  Stufe  desselben  an 

preußische  Untertanen  (§§  1*,  10  a.  a.  0  ), 

2.  Die  d<  n  p r oii  C i  s c Ii  e ri  rntf^rtanen  zu  gewährende  Erlaubnis 
zur  Narhsnrhung  und  Annaltme  von  fitandeserhöhung  bei  fremden  Staaten 

13  a.  a.  U.,  Anh.  §  IIH), 

3.  Die  Erneuerung  eines  .verdunkelten'"  (durch  zwei  Geschlechtsfolgen 
nicht  gefabrten)  odor  —  nach  den  älteren  Vorschiiften  —  verlorenen  oder 
verwirkten  Adels  (§§  95  If.  a.  a.  0.). 

In  allen  diesm  FUllen  sind  die  VerfOgnngen  des  Hmidsamtes,  soweit 
sich  der  KOnig  nicht  die  endgültige  Ent^chtidung  selbst  vorbehalten  hat,  als 
Anordnungen  der  zuständigen  Üehörde  inizusehen,  die  vom  Strafrichtcr  nur 
in  dem  gleichen  Malie  nachzuprüfen  sin«!,  wi«  anderweit  die  von  den  Ver- 
waltungsbehörden innerhalb  ihrer  Zuständigkcii  erlassenen  Verurdiiun::>  ii  und 
Anordnungen.  In  allen  anderen  Fällen  aber  haben  die  Außeruiigt-n  des 
Heroldsamts  nvr  die  Bedentang  von  Qn lachten  dner  sadiversttodigen 
Behörde  (vgl.  Urt  des  Strats.  des  KO  vom  20.  10.  Oä).  Za  diesen  Fillen 
gehört  anch  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  N  ichtpreuBe  zur  Fflhmng 
eines  anslftndischen  Adels  überhaupt  oder  innerhalb  Preuüens  In  riii^t  ist. 

An  diesem  aus  den  Vorschriften  fU<  ALK  ^^ich  ergebenden  Recbtszustand 
ist  durch  Art.  50  Abs.  1  Preuß.  Verf  I  rk  wonach  dem  Könige  die  Ver- 
leihung von  Orden  und  anderen  mit  Vorreehun  nicht  verbundenen  Auszeich- 
nungen zusteht,  nichts  geändert.  Diese  Bestimmung  enthält  lediglich  das 
bereits  danuds  geltende  Bedit  nnd  Ist  nnr  sn  den  Zwedre  anlgnionunen,  nm 
ansandrttcken,  daß  den  Kammern  eine  Mitwirknng  hierbei  indit  lastdit 

Ei  gibt  daher  keine  Vorsduift,  nach  wekfaer  das  Heroldsamt  berechtigt 
wiie,  einem  in  Fiwfioi  lebenden  Nichtpreutkn  die  POhrong  des  ihm  von 
seinem  Landesherrn  verliehenen  Ad*  Isprädikats  zu  untersatren ;  es  gibt  ferner 
auch  keine  Vorschrift,  nach  weicher  eine  solche  Adelsfiihrung  ohne  (ohoer- 
achtet?>  eine  derartige  Untersagung  als  unbefugt  angesehen  werden  könnte. 
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Aach  den  tthcigen  AnaAUmingeii  des  angefoditeneii  Uiteila  kann  nur 
xam  Teile  beigetreten  werden. 

Das  Recht  des  Adds  ist  nicht  dishall)  als  lin  Teil  des  öffentlichen 
Rechtes  anzusehen,  weil  dem  Könige  das  iitcht  zur  Verleihung  desselben  zu- 
steht. Auch  eine  Genehmigung  mr  Namensänderung,  also  das  Hecht  auf 
Verleihung  eines  neuen  Namens,  steht  in  PreolkD  dem  Könige  zu  (Kab.-Ord. 
von  15.  4. 22,  GS  S.  106),  und  trotzdem  Ist  der  Name  eine  Biariditaiig  des 
PriTatredits.  Vielmehr  ist  die  Frage,  ob  eine  Einridktnng  dem  düentliciien 
odrr  dem  privaten  Rechte  angehört,  nach  der  Natur  dieser  beiden  Rechts- 
gebiete 7.n  entscheiden  Znm  öffentlichen  Rechte  {^ehrnen  diejenigen  Vor- 
schriften, welche  die  Fieziehuni^en  des  einzelnen  znm  .Staate  und  zu  den  dem 
Staate  uuttrstellten  Verbänden  (rruviiizen,  ücmeindtu  usw.)  regeln  und  den 
Nutzen  der  Allgemeinheit  bezwecken;  zum  Privatrechte  diejenigen,  welche 
lediglich  die  Befugnisse  des  eluBelnen  und  seine  Beslehnngen  an  anderen 
Binielpenonen  r^tn  nnd  den  Nntsen  dieser  Binselnen  besweckeo  (Tgl.  bes. 
f.  Savigny,  System  I  22ff.).  Danach  gebort  das  Adelsrecht  sowohl  dem 
öffentlichen  als  dcrn  Priv.'itrccht  an.  Dein  öffentlicben  Rechte  ffehiirt  in  Preußen 
das  Adelsrpcht  insoweit  an,  als  mit  der  Zuj^ehörigkeit  zum  preußischen  Adel, 
wenn  auch  die  früher  damit  verbunden  ^n  wesenen  {gesetzlichen  Vorrechte 
durch  Art.  4  Verfa^iiiuDg  bebeitigt  sind,  ducli  nach  Uerkommen,  Verwaltungs- 
pCBzis  nnd  1)esonderen  Satsangen  eine  Reibe  Ton  Bevorzugungen  rerbonden 
sind,  wie  s.  B.  das  Prtdikat  .Hochwoblgeboien*,  die  Hofttblgkeit  (vgl.  bier- 
über  Gierke,  Deutsches  Pi  icatrccht  S.  410  Anm.  27),  die  Möglichkeit 
der  Aufnahme  in  die  Ballei  Brandenburg  des  Johanniter-Ordens  (vgl.  KekulS 
im  Archiv  f.  üffentl.  Recht  XVIII  19H).  Dagegen  ist  das  Recht  auf  Qe- 
liraurh  eines  Adelsprädikatos,  soweit  mit  diesem  Rechte  eine  Zugehörigkeit 
zum  preußischen  Adel  nicht  in  Anspruch  geuumiuen  wird,  aiäu  soweit  es  sich 
um  etnan  niohtpreuftiflcbwi  Adel  biuidelt^  ebenso  pihri^reAtlicber  Natur,  wie 
das  Recht  auf  Qebraudi  jedes  anderen  Namens;  es  kann  konlessorisdi  und 
negatorisch  im  Wege  des  Zivilprosesses  geltend  gemacht  werden  (§12  BGB, 
Planck,  BGB  S.  66  Anm.  H  Abs.  2),  ebenso  wie  auch  schon  nach  früherem 
Rechte  über  die  Frage,  ob  jemand  Mitglied  einer  bestimmten  adeligen  Familie 
war.  durch  Zivilprozeß  entschieden  werden  konnte  (vgl.  ürt.  d.  RG  v.  7.  5.  Öü 
und  das  oben  erwälmte  Erk.  d.  Kompet.-üerichtsh.). 

Da«  HsciA  auf  Führung  eines  Adeispridikats  gehOrt  daher  ebenso  wie 
dsijenjge  anf  den  Namen,  Titel,  Familienstand  sn  den  hfidistpersOnUchm 
(Status-)  Rediten,  beafi^idt  derai  nach  feststehendem  Internationalen  Rechte 
dss  Personalitätsprinzip,  nicht  das  Territorialit&tsprinslp  gilt,  der  einzelne 
also  nach  den  Gesetzen  des  .Staates,  welchem  er  angehört,  nirht  nach  den- 
jenigen seines  Aufenthaltsortes  beurteilt  wird.  Hierflher  herrscht  im  wesent- 
lichen Einigkeit.  So  sagt  Stoerk  (in  v.  Hultzendurffs  Handbuch  des 
V&lktT'S.  H  642 ff.):  ,In  Ansehung  aller  rechtlichen  relevanten  Lebens- 
vsthlltnlsse,  hinsicirtlieh  wehte  wedw  die  volle  aktire  und  passlTe  Gleich- 
stdhmg  des  Fremden  mit  dem  Inlftader  noch  die  Aufstellung  besondefer,  die 

Z«it8chrift  f.  Int«m.  Frivai-  u.  ÖffenU.  Recht.  XVI.  2S 
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Verhältnisse  des  ersteren  betreff'  iiiji-r  gesetzlicher  Nonnen  erfdgt  iat,  Hitt 
für  den  Frenulen  die-  subsidiäre  Wirksanikrit  seines  heiinatürhen  Rechtes  ein.* 
Daß  die  Führimg  eines  Adelsprädikfits,  woIcIk-  durch  12  B(jß  iy;«sfhöt7t  ist, 
zu  den  rechtlich  relevanten  Lebensverhältnisiäcu  gehört,  ist  auxweifelhaft. 
Wie  Stoerk  äußert  sich  ftucli  «.  Martens  {Handbuch  des  Völker-M., 
hMg,  TOB  Bergbohm  1866  II  296ff.).  Über  die  Frage  der  iBteEMtiMuden 
Aaerkettmiag  de»  Adeb  Insbeeendere  aegt  9.  B^r  {Ikteru.  Fri9.-B.  I  415)» 
teilweise  Aber  die  obigen  Ausfübrangen  lÜBMegeliend :  ,Wo  der  Adel  nur 
bestimmte  Ehrcnvorzüije  begründet,  werden  di<»se  nach  einem  jetzt  wohl  nicht 
zu  bpstreitenden  allgemeinen  internationalen  Gebrauch  auch  den  äuswarti^en 
Adeligen  gewährt,  und  der  Gebrauch  tod  Adelstiteln,  die  jemand  in  Gemiiü- 
l^t  seines  Pcrsonalstatuts  rechtmäßig  ftthren  kann,  ist  allgemein  auch  ohne 
bewBdere  Brltabnis  gestattet,  weaa  der  Premde  nlcbt  ia  den  StaatarerbMd 
eintritt« 

Daß  dieser  Rechtssatz  auch  in  Deatschland  anerkannt  ist.  ergibt  n.  «, 
das  sächsische  Gesetz,  die  Einrichtung  eines  Ad»  1  Irnrhes  und  die  Führung 
des  Adels  «nd  der  Adelszpirhen  luttr  vnm  11*  \).  (»2  iSGVBl  0.  3öi  ff.t.  Dieses 
schreibt  zunächst  in  §  ti  übereinstimmend  mit  Anh.  §  IIH  ?.  ALR  vor,  daß 
g&chsiiiciie  Staatsangehörige  ohne  Genehmigung  des  Königs  von  keinem  anderen 
StulMberiuutpte  die  Verleih  ong  des  Adels  oder  von  Adelasekhen  «acimea 
oder  Micke  ftthren  dttrfen,  beetint  alter  dran  in  §  7  Abi.  1:  ,Die  Be- 
rechtigung von  NichtSachsen  sur  Führung  eines  Adelszeichen  richtet  sich  nach 
den  Vorschriften  des  Staates,  welchem  sie  angehören",  während  nach  §  7 
Abs.  di'"*»'  PiTsonen.  wenn  sie  die  sächsische  Staatsangeh«rigkeit  erwerben, 
das  Adelszeichen  nnr  dann  weiterführen  dürfen,  wenn  es  vom  Könige  von 
Sachsen  anadruckltch  anerkannt  ist." 

DAfttr,  da.B  der  BeehtMitatoiid  ia  Fmoiea  ein  raderer  wtro,  SeUt  es 
u  jedem  Anbollqpukte.  Dm  PerMwüitUipcins^  im  Gkywtw  nm 
TeiritetinUtttapriituf  ist  fttr  diese  Frage  auch  in  §  118  Anb.  n.  ALR  in- 
sofern als  machend  anerkannt,  als  sieh  nach  dieeer  Vorschrift  preußische 
Untertanen  auch  im  Auslande  des  ihnen  von  dem  attsländischen  Herrscher 
verliehenen  Adelszeicbens  nicht  bedienen  dürfen.  Dem  entspricht  auch  die 
preußische  Verwaltungapraxis,  die  bis  in  die  neueste  Zeit  die  Fortführung 
de«  anflerbnlb  Prenfient  rcchtmKfiig  cnrerteBen  AdeleiwifJnaiw  Ton  sciten  der 
in  PüciißeB  lekflodoB  Nidh^renfioi  nidit  beiaftandeC  Imt.  In  Frage  gestdit 
«wde  die  Ancticeiinniig  des  Adels  nnr  in  dem  FnUe,  wenn  der  betr.  Illehl> 
prenfie  die  preußische  Stentsangehörigkeit  erlangte.  In  einer  bei  Oelegenbeit 
eines  Einzelfalles  erlasseneu,  nidit  in  der  GS  verflffentüchtoi  und  deshalb  als 
Recht  snurui  nicht  anzusehenden  Kab.-Ord.  vom  31.H.  72  hatte  König  Wilhelm  1. 
erkliiTt,  er  wolle  jedem  in  den  preu^s>cheu  Untertanen  verband  auigenominenes 
Aasländer  die  Erlaubnis  gewäluKn,  das  Adelafirädikat,  welches  er  berechtigter» 
weise  in  seinem  friAeren  VnlnclMide  gefttrt  ImI>  dme  besondste  iiiisinsmilg 
«•dl  in  Franfion  n  gebrenehen.  Oagegen  bat  in  diesem  Pudrte  spitsr  tefl- 
wdse  eine  lohtriaM  Praxis  Pftati  gegrüen;  Unrauf  betidit  ibsh  nneb  «ine 
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ITmfragc.  die  Preußi  ii  lu  i  ilen  anderen  deutschen  Staaten  gehalten  hat.  In 
(Irmselbeo  öuiue  bebt  die  BegrOndoog  des  säcbsücben  Gesetzes  folgendes 
hwror:  ,In  FMii6eD  wurde  diwm  MMUie,  der  BMib  Anlgtbe  Miner  prenBiMh«! 
^<taatsangchöri^keit  Fntertan  eines  anderen  dontscfaen  Staates  fr«  w  orticri  und 
hier  geadelt  worden  war,  bei  Wiedeceintritt  in  den  preofliiciien  i^tAatsverb&od 
di«  Anerkennnng  de«  aaswirtigen  Ad«Is  fttr  dt»  preadiaebe  Ifonardiie  a«cb- 
1888  aoadrilcklich  verweigert."  Daß  eine  solche  Verweigerung  auch  ohne 
eiaen  solchen  Wiedereintritt  stattgefunden  hfitte.  erhellt  .1  harschen  von 
einigen  AosnabmefiUlen  aus  ailemeueater  Zeit,  zu  denen  der  des  Angeklagten 
«bMM,  Dicht 

Sa  nillfi  deshalb  als  ein  fester  Grundsatz  andl  des  prculii.sihin  Rcclites 
angesehen  werden,  daß  Nichtpreufien  die  ihnen  von  ihren  Liindesherren  rerht- 
mabig  verliehenen  Adelsprädikate  aoch  in  Freuten  zu  führen  befugt  sind 
(TgL  KekuU  a.  a.  O.  8. 202  IT.). 

.MIerdinfjs  ist,  da  diesem  Rechtssatz  internation.ili-  Vereinbarunkrt  n  nicht 
zugrunde  liegen,  der  preußische  Staat  befugt,  ihn  durch  eine  Kechtsnorm  zu 
beseitigen.  Dies  ist  in  der  ebenso  liegenden  Frage  der  Führung  der  mit 
akadeniadKii  Qradeo  verbnadenea  Titel  durcb  die  Kgl.  V.  vom  7.  4.  9^7  (OS 
S  <«t;  v!?l  hierüber  Urt.  d.  Kü  vom  22.  2.  (X),  .Av/^/  A  Bd.  XX,  S  C  3)  ge- 
schehen. Aber  gerade  der  Uinatand,  daß  hier  eine  solche  ^'urm  für  nötig 
ffehatton  worden  iat^  welche  becttgtidi  der  anBetpreofiiaohMi  AdelqvridHtate 
fehlt,  beweist,  da6  eine  Uuteraagung  der  Führung  ausländischer  Doktortitel 
durch  EinzelverftlEfTjnp  ohnr  Viirliundensein  einer  Rechtsnorm  nirht  als  zu- 
lüeaig  erachtet  wurde  und  daß  deshalb  auch  bei  ausländisdieu  Adelspradikaten 
•IM  adehe  Unttnagoag  ohiie  Bsohtnomt  mwUttltafl  ist.' 

Namensreekt.  —  Namensänderung  eines  preußischen  Aus-- 
toanderers  im  Auslände  (Amerika).  —  Bancroft -Vertrag. 

KG  13.6.04  („Daa  Standesamt"  Itm  S  i:U- 

£ia  Pfesfie,  der  nach  den  Vereinigten  ätaaten  von  Amerika  auswandert, 
dort  fUnf  Jahn  imsterbioidiea  sieh  anflillt  und  natnnüisiertar  Staata- 

Mlgiaböriger  der  VeniajgtoQ  Staaten  wird,  verstößt  nicht  gegen  dieKab.-Ovd. 

vom  l")  4  22.  wenn  er,  nach  PreuCi-n  zurfnkgel^^ehrt.  denjenigen  neuen 
Kamiliennamen  führt,  den  er  im  Auslande  nach  dem  dort  geltenden  Rechte 

Gründe.  Der  Angeklagte  ist  zu  K.  (Provinz  PuaUl)  als  Sohn  dea 
Tischlermeisters  S.  Ka.  am  Iti  2.  4!)  ^'ehort  n,  niiti  i  dem  Namen  M  Ka  im 
Uebortar^ister  eingetragen  und  hat  zunächst  den  Namen  Ka.  geführt.  Im 
Jdhn  1866  iat  er  »nach  Amerika*  aiugewaiideit  und  tat  erat  1878  «der  187& 
von  . Amerika"  wieder  «ach  Deutschland  zurückgekehrt.  Stif  seiner  Rück- 
kehr nennt  er  sich  „M.  Ku."  Diesen  Namen  bat  er  in  , Amerika"  au- 
genommen;  dort  ist  ihm  auch  .in  Washington'  ein  BUrgcrbriel  auf  den 
TTamir  JEb.  ccteUt.  Dlewr  Tatbeataad  wiid  in  dem  ai^rfeditf^en  Urteil 
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swar  nur  als  von  dem  Angeklagten  behauptet  mit^^eteilt.  Da  die  Be- 
haTiptnngen  aber  nicht  als  widr  ikut  bezeichnet  sind,  80  maß  Ton  ihn^  fflr 
die  gegenwärtige  EiitsrhHdnng  ausgegangen  werden. 

Der  Angeklagte  ist  in  den  Vorinstanzeu  wegen  L'bertretung  der  Kab.* 
Ord.  Tom  15. 4. 82  Tonirteilt,  und  die  StnÜMmmer  grOadet  ibre  EUitadietdnng 
im  wesentlicben  dwanf»  «dafi  die  MMneüBtederuiig,  die  der  Angeklagte  cigca> 
michtig  in  Aneiika  ▼mfemMunen  babe,  Tieileiobt  in  Amerika  rallMig  «da 
möge,  daß  der  An<r('k1a^'te  aber  keinenfalls  damit  für  Deotaddand  in  recbta- 
verbindlicher  Form  den  Namen  Kn.  statt  Kn  habr  erlaniren  k^nnf^n;  hiemn 
vermöge  aiK  h  der  üua  in  Amerika  erteilte  B&rgerbricf  aal  den  Tiamen  Ko. 
nichts  zu  ändern." 

Diese  zum  Teile  recbtsirrtflmlicben  Erwaguagon  sind  nidit  geeignet, 
die  verarteilende  Bntaehddiuig  am  tragen. 

Nach  den  oben  mitgeteilten,  für  jetst  ala  riditig  iit  untefttdieiiden 
Angaben  des  Angddagten  ist  dieser  ,liacb  Amerika*,  womit  offenbar  die 
Vereinigtet!  ?taatrn  von  Xunlamerikn  gemeint  sind,  im  Jahre  IKfiü  aus- 
gewandert, hat  h  dort  über  fiinf  Jahre  aufu'phaltrn  und  hat  dort  «in  einem 
Orte  Washington)  sich  einen  Bürgerbrief  erteilen  lab&en.  Unt^T  dieMru  Um- 
ständen scheint  für  den  Angeklagten  der  Art.  1  Abs.  1  des  Vertrages  zwischen 
dem  NorddentBchen  Bunde  tind  den  Verdnigfeen  Staaten  Ton  Nordamerika 
vom  82.  t,  68  (BGBl  8.  228)  svr  Anwendung  la  kommen; 

^Angehfirige  des  Norddeutschen  Bandes,  welche  natnralisierte  Staats- 
angehörige der  Vereiniy^tt  n  Staaten  von  Nordamerika  geworden  sind  and 
fünf  Jahr(  lang  ununterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  zucrebracht  liaben 
sollen  von  dem  Nnrddent^irhen  Bunde  als  amerikanifichc  Angehörige  erachtet 
und  als  solche  behandelt  werden." 

Non  erstreckt  sidi  die  Geitong  der  Kab.-Oid.  vom  1&  4. 22  jedenfalls 
aicbt  anf  solche  Penmien,  die  in  Freaflen  nicht  staatsangebdrig  sind  nnd  so 
einer  Zeit,  wo  sie  in  Prenfien  weder  ihren  Wohnsitz  noch  ihren  Aofentbaltl- 
urt  haben,  ihren  Familiennamen  in  einer  Weise  abändern,  die  zwar  nach 
preußischem  Rechte  nicht  zulässig,  aber  n-u  ]«  dem  Rechte  ihres  Staates  erlaubt 
und  wirksam  ist.  Erfolgt  die  Isanu  riaamlenmg  in  dem  fremden  Staate  nach 
dem  dortigen  Rechte  wirksam,  so  ist  der  neue  Name  der  richtige,  und  er  ist, 
weil  er  der  richtige  ist,  am^  dann  straflos  an  fahren,  wenn  sein  Ttiger  sieh 
nachher  in  Freaflen  befindet  Von  diesem  Standpunkt  ans  hat  der  BeraJongs- 
ricbtw  den  Sacbterhalt  nicht  geprüft  Wenn  der  Angeklagte  fOnf  Jahre 
lang  ununterbrochen  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordanu  rika  zugebracht 
hat,  wenn  er  dort  naturalisierter  Staatsangehöriger  geworden  ist  (vgl  F.ntsch 
d.  HG  XXVIII  127  fi.,  iij.sbesondere  S.  wenn  endlich  nach  dem  Kochte 

desjenigen  Einzelstaates,  in  welchem  er  die  Namensänderung  „eigenmächtig' 
Tomahm,  stdehe  Änderung  erlaabt  und  wirksam  war,  dann  steht  die  Kab.- 
Ord.  vom  4. 22  (ebenso  die  rom  30. 10. 16,  Tgl.  Jahrb,  Bd.  XXVH  8.  C  36) 
der  Ftthmng  dieses  gesetsm&flig  geinderten  Namens  nicht  entgegsn.  Die 
Strafkanuner  moOte  also  Tor  allem  ermitteln,  wo  die  Ändemng  stattgetandea 


Digitized  by  Google 


Bedits^eobiuig:  Dwitiolilaiiil. 


349 


hat,  sowie  ferner,  ob  sie  durch  das  dort  geltende  Recht  geblattet  und  an- 
erkannt wird  Diese  letztere  Untersuchnnf?  könnt«  an  sich  auch  von  dem 
Kevuiiünsgerichtt*  vurgenummen  werden.  Sie  ist  aber  zurzeit  unmöglich,  eben 
weil  der  Ort  d«r  Inderang  nicht  fettatdit  «nd  ünbeioiidMe  OrtBduilteD  mit 
dem  Namen  Wuliingtoii  nch  in  Tieien  Sifnieletnnten  der  nocduneiilnniaclien 
Uidoii  finden.  Ans  diesen  Gründen  war,  wie  geachehen,  nn  erkranen.  Bei 
der  erneuten  Verhandlung  wird  zu  berücksichtigen  sein,  da6  der  Art.  4  Staats- 
vf-rtrag  vom  22.2.68  hier  nicht  gegen  den  Angeklagten  wird  verwertet 
werden  können: 

,Wenn  ein  in  Amerika  naturaUsierter  Deutscher  sich  wieder  iii  I^urd- 
deatMdiknd  niederli6t,  oliiie  die  Abeiofct,  nach  Amexikn  sorttckitikehren,  so 
toll  er  als  anf  »eine  Nntuniieation  in  den  Veieinigteii  Staaten  Venidit 
leiatend  etaehtet  werden.* 

Denn  gesetzt,  der  Angeklagte  hätte  während  seines  Aufenthalte  in  der 
Union  ein  Recht  auf  Führung  des  Namens  Kn.  erworben,  so  kann  dieses 
Becht  nicht  dadurch  beseitig  werden,  daß  er  nach  seinem  Erwerbe  wieder 
psea£i8cher  Staatsangehöriger  geworden  ist. 

Waremeichenrecht.   Schute  englisdier  Warenzeichen  in 

Deutschland. 

OLQ  Mamburg  10.  4.  H5:  Henry  Clay  and  Hock  d:  di.  Autumatenhalle 

(Hans.  Gar.-Zty.  lUo.'i.  Hauptbl.  S.  'MJ- 

Die  Klägerin  ist  eine  in  Lundou  dumizilierte  Aktiengesellschaft,  welche 
bei  ihrer  Gründung  im  Jahre  1888  die  in  Uavana  befindlichen  Zigarrentabiiken 
und  Plantagen  der  Finna  A.  d  0.  (ronnala  •/!  A.)  und  B.  #  Co.  flbanommen 
Ikat  A,SG.  wareii  die  Fabrikanten  dar  unter  don  Namen  «Houy  day* 

im  Handel  gangbaren  Importzigarre,  einer  Bezeichnunfi,  welche  schon  ihr 
Cieschiiftsvorpänfjer  J.  A.  pinL'rführt  hatte,  indem  er  diesen  Namen  eines 
amerikani.srlion  Senators  sowohl  in  dem  Brandstempel  der  Zigarrenkisten,  wie 
auf  den  papieraen  Gürteln  der  einzelnen  Zigarren,  den  sugenannten  Leibbinden, 
verwandte.  Für  J.  A.  war  bchon  seit  1877  in  England  eine  Handelsmarke 
geaehfltit,  welche  in  einem  oralen  Binge  ohen  die  Worte  ^La  Fior  dt  Benry 
CKoy*  und  nnteo  daa  Wort  »Habana*  enthielt,  wlhrend  innerhalb  dea  Bingea 
dar  Name  «Julian  Alv>'  angebracht  war.  Nach  einer  von  der  Klägerin  Tor- 
gelegten,  am  17.  8.  77  zu  Protokoll  des  englischen  Generalkonsuls  zu  Havana 
abj^cßebenen  Erklärung  von  J.  A.  hatte  J.  A.  dieses  Warenzeichen  damals 
schon  25  Jahre  lang  benutzt  —  eine  Tatsache,  für  welche  sich  die  Klägerin 
auch  auf  das  vorgelegte  Trademark-Joumai  bezogen  hat. 

Die  Klftgerin,  welche  aneh  (tte  Zeichenreeihte  ron  A.  <f  bei  ihrer 
QrOndnng  ttbemahm,  hat  aioh  daa  aoeben  beachriebene  Zeichen  auch  für 
Devlichland  eintragen  lassen  und  aie  beontat  daaselbe  ala  firandabdmck  anf 
ihren  Zigarrenkisten.  Sie  stattet  aber  außerdem  auch  noch  ihre  Zi^^arron 
grofien  Teil«  mit  Papierringw  ana,  welche  anf  rotem  Grunde  in  goldener 
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T'mrandnnpr  die  Wort«:'  .Hfnrv  Clav,  Habana^  zoitron  Von  d*^n  mit  dit^r 
Ausstattung  versehenen  nnporticrteii  Havanu-Ziearren  werden  die  billiifsten 
den  Händlern  zum  Engros- Preise  von  170  Mk.  per  Tausend  verkauft  nnd 
kosten  einsdn  per  Stttck  2S  Ttg. 

Die  Beklagte  verksiitt  in  iliter  Aatonatenhalle  eine  in  DeotsoUaad  hu- 
gestellte  Zigane  mm  Preiae  tod  16  Pfg.  per  fitOck,  wekdie  mit  einem  glcMieD 
Papiergflrtel  venehen  ist.  Sie  bestellt  dieaellte  tob  den  Kantauan  K,  in 
Ottensen. 

Die  Klätrerin  hat  sich  ein  lediglich  die  Worte  Jlenrv  <'1fxv.  Halianfi" 
enthaltendes  Warenzeichen  nicht  eintragen  lassen  und  zwar  nacii  ihrer  Er- 
Idftning  deshalb  nicht,  weil  in  England  der  Name  eines  Menschen  nls  Zskfasn 
nicht  eingetragen  werde  und  deehntb  nach  §  2A  Alie.  8  des  Waienaelchen- 
geseties  ein  solches  Zeichen  anch  in  Dentschland  nlehi  eintragongsiihig  sd. 

Mit  der  vorliegenden  Klage  hat  die  Klägerin  beantragt:  der  Beltlagten 
zn  TPfbiptoiT.  nicht  von  der  KlSlizerin  herj^rstellte  Zi^arrea  anf  der  sogenannten 
Leibbinde  als  , Henry  Clay-Zi|jarren  zn  bezeichnen. 

Klägerin  gründet  die&en  Antrag  auf  j:;  lö  des  WarenzeichengeseUes 
Tom  12.  6.  94,  weil  ihre  nachgeahmte  Binde  innerhalb  der  beteiligten  Yer- 
kehiskreiae  als  Ksonteichen  ihrer  Ware  gelten  ferner  anl  §§  14,  20  desssÜMB 
Oesetiea,  weil  die  Finna  der  Kligerin  widerreehtlieh  anl  den  von  der  Be- 
klagten vertriebenen  Zigarren  angehracht  sei,  endlich  auf  §  826  BOB  nnd 
§§  1,  4.  8  des  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  nnkutteren  Wettbewerbes. 

Das  OLG  wies  die  Klaffe  ab. 

Aus  den  E  n  t  s  r  b  »•  i  d  u  n  ii  s  a  r  (l  n  d  e  n. 

l'rüft  man  die  Berechtigung  dm  ivlageanspruchs  unter  Zugrundelegung 
des  Warenieidiengesetses,  so  ist  ohne  wcttoret  sudtehst  Uar,  dafi  dar  be- 
anstandete Fapierring,  mit  welchem  die  Ton  der  Betdagten  in  ihrem  Wiit- 
srhaftsbetriebo  verkauften  Zigarren  versehen  sind,  nicht  die  Firma  dsr 
Klägerin  verletzt.  Denn  eine  Wiedergabe  dieser  Pinna  ist  auch  bei  Beobachtunp 
der  in  §  20  des  Wart  ti^fi'  brncj''^»'t7<  s  L^  trebenen  Bestimmnnsf  nicht  anznnebmtii. 
weil  die  Firma  ^Haiiy  Claij  nml  Hock  ^  Co.  Limited^  sich  so  wesentlich 
von  dem  bloben  Namen  des  verstorbeneu  auierikanischen  Senators  ,Uenry 
Claj*  onterscbtidet,  daB  eine  Terweehselung  im  Verkehr  ansgesohloesen  ist . . . 

Und  anch  die  Aosstattnng  der  Klägerin  ist  dnrch  die  Beklagte  nicht 
verletst,  so  daB  auch  nicht  §  16  des  Warenieitdiengeeetset  ihr  rar  Ssite  stdit. 
Denn  der  Papiei^rtel  in  roter  Farbe  mit  Goldverzierung  ist  an  sich  kein 
charakteristisches  Kennzeichen  des-  Fabrikat»  s  der  Klägerin,  er  wird  ^vit 
allgemein  seil  langt  n  laliren  lür  Import-  und  in  Kindische  Zigarren  verwendet. 
Als  charakteristisch  könnten  nur  die  darauf  gedruckten  Worte  „Henry  Claj, 
Hahana*  in  Betracht  kommen.  Die  Klägerin  bat  aber  schon  dem  LG  vor- 
getragen, dafi  der  Name  eines  Uensohen  allein  in  England  nleht  ZeichenschnlB 
genieBen  kOnne  nnd  sie  deshalb  stifolge  §  3t3  Abs.  3  des  dentschen  Waren* 
Zeichengesetzes  habe  davon  Abstand  ndunen  müssen,  sich  ihren  Ring  in 
Dentschland  als  Zeichen  eintragen  an  lassen.  Das  den  klkgerischoi  J^pieigftcCel 
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Unterscheidendi;,  ilie  Wort«,  sind  alsu  in  England  uhue  Schutz.    Daun  über 
schützt  äie  auch  da«  deutsche  Wareiueicheogesetz  nicht,  weil  in  Deutschland 
der  Andlnder  immer  du  Mf  MCMunriMboi  Sehnti  Anspriteli  bat,  d.  h.  liiw 
kdiMD  weitettn  Sohnts  erlugoi  krau,  alt  denjeniges,  welclMn  ilim 
sein  Heimatstaat  gewährt. 

Vergl.  das  Urteil  des  RG  in  Seuffert's  Archiv  LV  Nr.  118. 

Dieser  (Grundsatz  des  internationalen  Zeichen  rechtes  ist  auch  durch  die 
Pariser  Konvention  nicht  etwa  geändert,  vergl.  Lau  „der  Amrhluß  des 
Deutschen  Reiches  an  die  InternationcUe  Union  für  getterbiichen 
HtdUMcJufi^  8.  116  md  186. 

Hininkommtt  daß  §  16  d«8  WatmiacklwiigeBetsM  nur  gegen  Illoyale 
KoakiiiKDS  dueh  doloee  Venrendmg  der  AwMtattang  einee  AndMen 
Sehnt«  gewährt,  vgl.  Seuffert's  Archiv  LIV  Nr.  10&,  und  daß,  wie  weiter 
unten  zu  erörtern  sein  wird,  in  dieser  Beziehung  die  tatsächlichen  Vorans- 
setzungeu  hier  fehlen,  weil  die  Beklagt<j  nicht  den  Zweck  der  Täuschung  vorfolgt. 

äomit  läßt  sich  das  in  der  Klage  verlangte  Verbot  nicht  darauf  gründen, 
daß  öch  die  Beklagte  die  Ansstattong  der  Klägerin  angeeignet  habe. 

Bbenaoweiiig  aber  liegt  und  im  weseDtlidien  ans  dm  gleichen  Orflnd^ 
eine  yerletaong  der  in  Deutecbland  für  die  Eligerin  eingetragenen,  von  ibr 
mr  Kennzeichnung  ihrer  Kisten  als  Brandstcmpel  verwendeten  Marke  vor. 
Dieses,  für  die  Kisten  be.stinnnte.  auch  in  England  eing(  tragene  Zeichen  ist 
ein  kombiniertes  Wort-  und  Bild/eichen,  indem  e-^  ciTien  ovalen  Ring  aufweist, 
auf  deoi  die  Worte  La  Flor  de  Henry  Clay,  iluhana  gruppiert  sind, 
während  innerhalb  des  Ringes  in  Abkürzung  der  iSame  „Julian  Alvz.''  an- 
gebracbt  ist.  Wenn  die  anf  dem  beUagtiaoben  Papiorgttrtel  angebraobten 
Werte  »Henry  Glay,  Habana*  an  einw  Yerveebaelnng  mit  dieeon  eingetragenen 
Zeichen  überhaupt  an  führen  Termfiebten,  was  bei  den  angenfiUligen  Vw- 
schiedenheiten  nicht  anzunehmen  ist.  so  würde  doch  immer  nur  das  an  das 
eingetragene  Zeichen  Erinnernde  der  Personenname  , Henry  Clay"  sein.  I^nd 
auf  den  Gebrauch  nur  die.ses  Namens  läßt  sich  eine  Zeiclxuiverletzung  nicht 
gründen,  weil,  wie  oben  ausgeführt,  dieser  i^ame  allein  der  Klägerin  in  Eng- 
land nlcbt  geaebtttat  iet,  ancb  nidit  durch  Vomittdnng  eines  Wuenseidiens, 
welcbes  ibn  als  Bestandteil  enthftlt  

Hiernach  kann  sieb  nur  fragen,  ob  die  Bezugnahme  der  Klägerin  anf 
das  Wettbewerbsgesetz  und  »nf  §  826  BOB  den  £rla6  des  beantragten  Ver- 
botes IM  rechtfertigen  vermag. 

Auf  den  Schutz  d»  s  Wetthewerbsgesetzes  hat  die  Klägerin,  trotzdem  sich 
ihre  Niederlassung  in  England  befindet,  seit  dem  Beitritte  Deutschlands  zu 
dem  intemaüonaltti  Viarbande  anm  Schntie  des  gewerblichen  Sigentoms 
allerdings  Ansproeb;  denn  der  dvrcb  die  Brüsseler  Znsatiakte  dieser  Ober- 
einlauft  eingefügte  Art  10b,  Tgl.  Bekaantmadnmg  des  Beiebskanzlers  vom 
9.  4  03  (BQBl  8.  147),  bestimmt  bei  Zugmnd(  legung  des  amtlichen  deuts(  hen 
Textes,  daß  die  unter  der  t  hen  inkunft  stehendi  n  Personen  in  allen  Verbands- 
staaten  aocb  den  den  Staatsangehörigen  gegen  den  unlaatereu  Wettbewerb 
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A.ngebörige  der  Verbandsstaaten  den  Schutz  des  Wcttbewerbsgesete««  m 
dann  genifß>:n.  wenn  si«-  im  Df-ntsrhr'n  Tlt'irlif'  ilirc  Ifaiiplnirilfrlassnn^  lub«». 
oder  ob  allen  Ängehörigeu  der  Verbandsstaaten  ohne  weiteres  der  in  d« 
einxelneo  Staaten  beatebende  Sdmte  gegen  oaUotena  Wettbewerb  ntd 
wrrdon  soll,  entscluidet  sich  das  Rcrufungsgericbt  fdr  die  Irtztort  ATiO;i>5nri;, 
weJcber  sieb  auch  das  Kö  in  aoslährlicber  Begründung  in  dem  Urteile  tou 
3.  B.  06  in  Sidiea  See  Eagle  (Hl  Company  uf  Newyvrk  gegen  die  Vaamm 
Oil  Co.  angeacbloflaen  hut.  Et  genttgt  hier  eine  Venrebmiig  «af  die  CMMe 

Aber  aocb  vom  Standponlcte  dieser  Rechtsau  ff  aMung  ecscbeint  das  WeU- 
bewerbsgeaets  nldit  verletit  und  ebenaoiwenig  §  H96  BOE  .... 

FUr  die  Kundschaft,  welcher  die  Beklagte  ihre  Zigarre  anbietet  niA 
verkauft,  hat  der  Aufdruck  des  Oürtds  nicht  die  Bedeutung  einer  unrifhtia'n 
Angabe  tatsächlicher  Art  and  ihr  gegenüber  ist  er  nicht  geeignet,  des  Aa- 
wbein  eiaek  beaoiiden  gfiiutigett  AagdMta  berrotianiito.  [Die«  wird  Ib  tit- 
elUihllftber  HtchUuig  TtiMi^  Muigdttlvt.  — '  Red.) 

Waremseichenrerht  —  VormisseUintgen  des  Schutzan^pruckts 

eines  AKshinders  (Hussen)  in  Deutschland. 

R(i  -Jd.  ü.  Oö.  Graf  M  u.  B.'E.;  Rep.  IT  ISfOö. 

Der  Klager  üraf  M.  stellt  auf  seinem  in  Livland  gelegenen  ünte  Stock- 
n«DiMhof  einen  PoueruisenlilcSr  ber,  den  er  aeit  langer  Zdt  nnter  der  Be- 
zeichnung .Sto<  kmannshof"  und  .Sttx^kmannshofer'  in  den  Ilandrl  briBgt 
und  dessen  Vertrieb  in  Deutschland  er  der  mitklagenden  Firma  Ii.  in  B^ka 
flbertragen  hat.  Ihm  ist  für  Liköre  and  andere  Spiritaoflen  in  die  Zeicbe«- 
rotle  dee  deotaobea  Patentamtet  ein  Wareaseicben  eingetragen  w<wdn. 
welches  ans  der  bildlichen  Darstellung  einer  Gruppe  von  Fl.isch«  n  nnd  »u» 
Worten  besteht,  ootec  welchen  sich  auch  die  Wort«  .Pomeranzen  2ir.  U'  aoil 
»Stockmaanabof*  befinden.  Die  Belrlagte  etettC  leit  lingeier  Zeü  in  Dinig 
eitlen  l.ik$r  ber  and  bringt  ihn  in  Fla^rhen  in  den  Handel,  welche  an 
Uali*e  ein  Etikett  mit  der  Inschrift  .St.i.  kniannshofer  Pomeranzen  Xr. 
und  weit«r  anten  ein  Etikett  mit  der  Inschrift  ,Kombr»mitwein-  undWeu- 
e|wit>Liqnenr-Fabrik  snm  BLnrfOnten  ron  B.  Q.  B.  Daniig*  aafweuea. 
vertreibt  ferner  Zirlcul a rc,  in  welchen  unter  anderen  Likören  aarh  ,Sti>ck'- 
mannshofer  Nr  angeboten  nri.i  darauf  hinfitnviescn  wird,  dai;  ilir  D»ci 
russischem  lU^zept  hergestelltes  Destillat  ,Stockniäniitshofcr  l'ouieranziu  .Nr.U>' 
von  ibr  nent  in  Oanslg  nnd  Devtaddand  beigeeteUt  worden  aet  Die  Klifcr 
sohl  II  il  irin  eine  Verletzung  der  lirin  Kläger  Graf  M.  aus  der  Warenicichfc 
eintragung  siutehenden  Ilecht«  und  mebrfacbe  Verstöfie  gegen  Beetimmanga 
dee  Gesetzes  zur  Bekämpfung  des  onlaateren  Wettbewerbea  Tom  27.  &  1K 

*)  Abgedmdct  Ztacb.  XV  m  —  Ked. 
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Das  OLG  wies  ab,  das  R(i  hob  auf:  Mit  Unrecht  beschränkt  sich  das  Be- 
ntfungsgericht  auf  die  FeststeilunK.  daß  das  Wort  ^Stockmannsho!"  deshalb 
nicht  geschützt  sei,  weil  es  nicht  für  sich  allein,  sondern  imt  anderen  Worten 
und  fliiMai  Qmppenbild  von  Flaschen  susammoi  eingetragen  worden  sei.  Dm> 
•elfte  bitte  prOien  soIImi,  ob  nadi  dem  Geeamtelndniek,  weteben  das  mu  Bild 
md  Worten  wwammftpgeeetite  Waraudcbeii  des  Grafni  M.  «of  dn«  in  Be- 
tracht kommende  Publikum  hervorruft,  sich  das  Wort  StockmannAof  als  so 
charakteristisch  hervorhebt,  daß  es  in  dem  Gedächtnis  derer,  die  es  gesehen 
haben,  haften  bleibt  und  sich  als  das  sogenannte  Schlagwort  erwfist.  Denn 
wenn  dies  der  Fall  min  sollte,  su  wUrde  angenommen  werden  können,  daß 
im  Sinne  der  g§  12,  14  und  20  Warenzeichengea.  die  Beklagte  ihre  Likör» 
ila8eh0i  und  ^knhure  mit  doa  WaiensdebeD  dee  Grafen  M.  venebeo  babe, 
and  wflrde  zutreffenden  Fallet  weiter  m  prOfen  eein,  ob  die  sonstigen  Voraua- 
Setzungen  des  §  14  a.  a.  0.  vorliegen,  und,  wenn  dies  der  Fall  sein  sollte, 
ob  die  Behauptung  der  Beklagten  richtig  ist,  daß  das  Wort  .Stockmanns- 
hofer'  die  Natur  der  Hcrkunftäbezeichnung  verloren  und  die  Eigenschaft  einer 
Beschaffenheitsaugabc  erlangt  habe  i§  IH  Warenzeichengesetz).  Das  Berufungs- 
lirteil mußte  daher  aufgehoben  und  die  Sache  zur  wiederholten  Verhandlung 
und  Batadiddung  an  das  Berofongsgericht  xurfldcTerwiesen  wwden.  B^ 
der  ementen  Verbaadlnng  wird  Tor  allem  festnuteltoi  sein,  weleben  Inhalt 
das  swiscben  den  beiden  Klägern  bestehende  Vcrtragsverh&ltnis  bat, 
weil  danach  die  Frage  zn  beantworten  ist,  ob  die  Kläger  berechtigt  sind, 
die  Klageansprüthe  zu  erheben.  Bisher  ist  nur  festgestellt,  daß  der  Graf  M. 
in  Deutschland  eine  Hauptniederlassung  nicht  Imbc*.  Es  ist  aber  iiiciit 
festgestellt,  daU  und  warum  er  eine  Zweigniederlassung  m  Deuts( bland 
babe,  was  ans  der  Übertragung  des  Verkanles  seines  LtkOrs  an  die  Hitklagerin 
nicht  ohne  weiteres  folgt,  nnd  wanun  die  letstere  eine  HanptniederlaMung 
in  Deutschland  habe,  was  dann  nicht  zutreffen  würde,  wenn  sie  nicht  eigene 
Namens,  sondern  für  den  Grafen  Jf.  den  Likör  verkauft.  Zu  beachten  wird 
ferner  sein,  daß  die  Mitklägerin,  die  nicht  als  Inhaberin  eines  für  sie  ein- 
getragenen Warenzeichens  auftritt,  auf  Grund  des  §  12  üi)erhaupt  nicht 
kUgeu  kann  und  auf  Grund  dcä  §  14  Warenzeichenges.  nur  dann  zur 
SchadensersatsUagtt  bsfeehtigt  ist,  wenn  sie  als  ,  Verletste*  im  Sinne  des  §  14 
stBasehen  ssin  sollte,  was  nnr  nach  Kenntnis  des  swiscben  den  KUIgem  be 
rtehenden  VertragsTerblltiiisses  beurteilt  werden  kann. 

S 110  ZPO.     Jmlättdersidierheit  fttr  die  Froeeßkosten. 
StaatsangehöH^ceii.   (Peru,  Otile,  Italien,) 

OLG  Bamiurg  15. 1.  06;  BimasM/Rimassa ;  Bep,  IV.  341,05  *\ 

Auf  die  Bemiung  der  Klägerin  wird  das  Urteil  dee  LG  Hambui^  vom 
IS.  7. 05  anigdioben  nnd  anderwdt  erkannt. 

*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Senatspräsid^nten  Dr.  Martin  in  Hamborg. 
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Tatbestand. 

Der  anstreitig  in  Pera  von  italienischen  Eltern  geTiureiie  Bcklaift«  h&i 
nnter  Yerweigerang  der  Verhandlung  zur  Hauptsaclie  die  prozetihindemde 
Einrede  der  mangelnden  Sicherheit  fttr  die  FrozeOkosten  erhoben,  indem  er 
behauptet»  daB  die  KUgeria  als  aetaie  nnut  FeraaBerin  Mi,  Kllgeria  ihier> 

seits  behauptet,  Italienerin  und  dcslia!])  7.nr  KostensfeMititsleistniig  nicht 

vprpflirlitot  zn  soin ;  eventuoll  sei  die  Elnrode  zwiechen  pemanifichen  Staate- 
angeb()rii;en  unzalüsitig.    Das  LG  hat  auf  Abweisung  der  Klage  erkannt. 

Zur  BepTÜndan^c  der  Berufung  machte  klägerischer  Anwalt  treltend.  es 
werde  aufrecht  erhalten,  daß  der  Beklagte  und  folglich  auch  f^t•ine  Krau,  die 
Klägerin,  italienischer  Staatsajigehürigkeit  seien.  Es  sei  femer  zu  prüfen, 
ob  Beklagter  nicht  etwa  dadnrdi,  dafi  die  frtthoe  penuiiadie  Pnrritti  Tuaa, 
in  der  er  geboren  ed  and  epftter  Iftngefe  Zeit^  insbesondere  anch  nir  Zeit  der 
Annexion  gelebt  habe,  tob  Chile  annektitft  wnrde,  Chilene  geworden  sei. 
Klägerin  wolle  dieses  bdiaapten  und  sich  zum  Beweise  auf  die  Auskunft  des 
chilenischen  Generalkonsuls  beruf un  Ob  sie  als  Chilenin  kosten vorschn&- 
pflirhtit;  sei.  mö^^e  geprüft  werden.  Aui^ensten  Falles  sei  das  angefochtene 
Urteil  wenigstens  dahin  abzuändern,  daß  der  Klägerin  gemäß  §  113  ZPO  eine 
Frist  zur  Bestellung  der  anfznerlegenden  Sicherheit  gesetzt  werde. 

Beklagtischer  Anwalt  widersprach  den  Ausführungen  seines  Gegners, 
bestritt  die  behauptete  Eintragnng  des  Beklagten  nnd  seiner  Brflder  in  Genua 
als  italienische  Staatsangehdrige,  sowie,  dafi  Belclagter  znr  Zdt  der  Annexion 

von  Tacna  an  diesem  Orte  gelebt  habe,  und  berief  sich  gleichfal^  auf  eine 
einzuziehende  Auskunft  des  chilenischen  Generalkonsulats  dafür,  daß  diese 
Annexion  aui  die  Staatsangehörigkeit  des  Beklagten  keinen  Einfluß  gehabt 
habe. 

Klägerin  schob  dem  Beklagten  den  Eid  darüber  zu,  daß  derselbe  zur 
Zeit  der  Annexion  von  Tacna  dort  gewohnt  habe. 

Beklagtischor  Anwalt  konnte  sich  tther  diesen  Bäd  nicbt  erklitcn. 

Das  Gericht  erließ  den  Beschluß  vom  27.  10.  Oß,  welcher  sp&ter  dueh 
Beschluß  Tom  8.  November  darin  al^eändert  wurde,  daß  statt  des  OeneraUcon- 
sulata  Ton  Chile  die  chilenische  Gesandhchaft  in  Berlin  um  Auskunft  emdit 
werden  solle.  Auf  dieses  Ersuchen  ist  die  Auskunft  act.  27  eingegangen, 
deren  Übersetaung,  wie  tieiderseits  nicht  bemängelt  wird,  folgendermaßen 
lautet: 

.Der  in  Tacna  1870  geborene  Italiener  kann  heute  Peruaner  ocier 
Italiener  oder  anderer  Staataangehüriger  sein,  wenn  er  dies  bei  der  betivHenden 
Regierung  beantragt\ 

Parteien  haben  von  neuem  anr  Sache  veriiandelt,  wohti  bdilagtisdier 
Anwalt  darauf  anfmwksam  madite,  daß  die  in  den  Beschluß  vom  87. 10. 06  auf- 
genommenen Daten  nicht  ganz  genau  seien.  Beklagter  sei  am  22.  Mai  (nicht 

Dezember)  1870  geboren,  und  habe  vom  22.-25.  Jahre  wieder  in  Tacna  giK 
lebt   Im  flbrigen  hielten  beide  Teile  ihre  früheren  Ausftthrungmi  anfrecht 
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Entacheidangsgrtinde. 

Im  Ohrif?«^n  tritt  das  Berufungsgericht  den  Ausführungen  des  LG  bei. 
Daß  Klägerin  die  Nationalität  ihres  Mannes  teilt,  bestreitet  sie  selbst  nicht. 
Der  Beklagte  kann  aucli  als  Ausländer,  wie  das  LG  xutretliend  ausführt, 
dmA  Kostenvorsohnfi  TerUogaa,  und  dafftr,  d«ß  diMM  Becbt  iwischen  pen»- 
«ntaiitti  Ebdüittii  ans  Ofttad«!  dM  pnoaafiehMi  BMlits  nUbt  Plate  gnile 
»  äae  BiBwenduf  ,  in  diei»  IiMtens  fllnig«!»  nidit  wiedniwit  iit  — 
ist  nichts  heigebracht.  Es  ist  endlich  außer  Streit,  daB  für  Peruaner  di« 
Ausnahme  des  §  110  Xo.  1  ZPO  nicht  gilt,  öü  daß  die  KoHt'  nvor'^chaßpfliditfflrdie 
Klägerin  besteht,  falls  Beklagter  als  Peruaner  anzuerkennen  ist. 

In  dieser  Beziehung  ist  nun  durch  Gutachten  des  italienischen  (iesandten 
In  Liima  und  eines  von  der  kaiserlichen  Gesuidtschaft  zugezogenen  pem* 
Miiaehtn  Bec]itMuiw«lto  enrtoMii,  d«6  Baktagter  bmIi  penumiaebem  BmM 
krftft  Ctelmift  Pvraaiitr,  nach  itaUenueliem  Baeht  dagtgm  kraft  Abitanninntig 
Italiener  war.  welcher  Widerstreit  nur  dnrch  eine  Tom  Beklagten  selbst  nach 
erreichtt;r  Großjährigkeit  abzugebende  Erklürnng  zugunsten  des  einen  oder 
des  anderen  Staat»?  entschieden  werden  konnte  und  im  Jahre  1SH<)  durch  die 
Eintragung  des  Beklagten  in  das  peruanische  Konsulatsregiüter  zugunsten 
Ton  Peru  entschieden  ist.  An  der  Richtigkeit  dieser  Annahme  kann  um  so 
weniger  genrtlMt  werden,  als  sie  flbentnstinunend  tmi  pMtnanlsdieB  und 
ttaUeniaäien  Aatoritfttea  best&tigt  wird  und  dem  Art.  11  No.  8  des 
italleniseben  ZOB  entspricht.  Hiernach  wird  die  italienische  Staatsbürger- 
schaft von  demjenigen  verloren,  der  die  Staatsbilrgerschaft  in  einem  fremden 
Lande  .erw  nrbf  n"  hat.  Das  aber  hat  der  Beklagte  durch  die  von  ihm  1896 
erwirkte  Elm  ragung  getan,  wodurch  er  sich  endgült  ig  filr  die  Ergreifung  der 
peruanischen  StaaUiangebörigkeit  entschieden  und  zugleich  die  ihm  bis  dahin 
offeniteheode  MOgllebkeit,  sieh  des  italienlscben  Staatsbttfgemebts  an 
bedienen,  aneb  oadi  itaUenisobem  Reebte  verloien  bat 

Bed^iken  konnten  nur  dnrcb  den  in  dieser  Instanz  neu  geltend  gemachten 
Umstand  erweckt  werden,  daB  die  Gebnrtsprovinz  des  Beklagten  seither  in 
den  chilenischen  Staatsverband  übergegangen  ist,  was,  wenn  Beklagter  etwa 
infolged<"^srn  Chilene  geworden  sein  sollte,  vielleicht  die  Unwirksamkeit 
seiner  im  Jahre  ISÜB  erwirkten  Eintragung  in  das  peruanische  Konsulats- 
ngister  bitte  rar  Folge  haben  k&nnen.  Dieses  Bedenken  ist  jedoeb  dnrob 
die  von  der  cbileniscben  Gesandteobaft  eingesehene  Ansknnft  beseitigt,  wo* 
nach  Beklagter  jedenfalbi  nicht  Gbilene  geworden  ist  nnd  auch  wieder  die 
oben  dargelegte  RechtsaufTassung  bestätigt  wird,  daß  es  lediglich  von  seinem 
eigenem  Antrage  abbing.  welche  Staatsangehörigkeit  t  r  haben  wollte. 

Daß  diese  Option  nicht  schf>n  durch  diu  angeblich  anf  Antrag  seines 
Vaters  zur  Zeit  seiner  Minderjährigkeit  bewirkte  Eintragung  in  die 
itslieniachen  R^;ister  zu  Genua  ausgeübt  ist,  geht  schon  aus  obigem  hervor. 
I>enn  blemaob  war  einmal  ein«?  .'Irkllrong  des  Beklagten  selbst  naeb 
•nelcbter  QroSjibrigkeit  erlor«*  cb,  und  andererseits  batte  eben  diese  Br- 
kllmng  ancb  naeb  Italien'    ,m  Becbt  don  Wiederveilast  der  italieniacben 
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u^tiäni: ':'})■" rizVr ''•TT-  ■wvDti  di«:  EjutrLtiTuui:  zxu  Zeit  der  Miuderjahrurkea  n 
di«ser  iitxitiiuii^  tiwü  vuii  Jb>t}<ii;uUii%'  gcvesen  Bein  BulHe.  rar  Folce 
Dk  KosteOToischu^flicht  der  Kiägenn  ist  somit  Tum  LG  mn 
MgfniMf  mtteu  GkidnraU  Mt  4m  i^BiiiMMr  üneD 
«Ml  die  TmhriftaB  4er  ift  112.  113  ZPO 
amtte  der  Kli^ena  ntfkift  etoe  Frist  znr  Eingahlang  4er  mmdk  freiem  Er- 
messen d»-5  G>  rieht*  anter  Berücksichtigung  des  von  Bt  tlarten  wair>:ljdiklirii 

jetzt  UiM.hxüUiiU-u  i^'T  Al^  voiL  I>*-kiii^Licü  aoizawvTidt-i..  kfeiiU  «kber  aar  ein 
ganz  geringer  BeLra&g  ifcii|;i:riiuiiau«rii  werdejo.  weii  Bckiin^tcT.  wenn  er  obsitft. 
im  OestoK  4er  in  4kMn  Ptlle  i4ckt  «hw  mIh  ZMüming  xm  eMate 
QsrpethakMkivitiJt  Tttllitta4ig  geiiclicrt  nt,  bOr  «r  atar  KariifgL  kn 
KartenerstAttwigriMprach  ffr  ihm  bcrtcit.  lBfolgD4e— 
l«Kieii4e  Sichetheit  mI  10  Mk. 


^        ZPO        Im  KanioH  Bern  ist  die  Geffenseiiigkeii 
für  die  UrteäswUstreck9tH0  mckt  verbürgt,*) 

OLG  Jmta  19,  6,  04  3  ü;  29  04  (BtäUer  f.  Beektt^JUge  im  TkäHm§m 

u.  AmkaU  190S  S.  247), 

Ans  den  Gr&aden. 

Xarh  der  Erklärang  d»-^  App':l!atif>n?«-  nvA  Kassarionshnf?:  in  Brm  ^m. 
9.  'd.  8y  wird  die  BewjlliL'nni:  d'.r  V-  lIstr«  rkunir  vou  Zirüaricüen  äüsI.i n  i ] r  b-r 
Gerichte  im  K&nton  Bern  unter  üiiiieretu  davon  abhängig  gemacht,  d^;.  k  iiir 
Ventflie  gegen  FnndaineiiUisatze  des  FroMAreelits  sn  Tage  tiegen  (Er- 
Ulnmg  Zill.  3;. 

Den  Bener  GeriditCB  wii4  damit  eiiie  KacbprllsBg  der  MeHaditffcn 

Urteile  in  proz<  'rsnaler  Beziehung  in  einem  Umfange  vorl^ehaltoi,  der  si<i 
wegen  d' r  Lnbestin.iutJKit  und  Dehnbarkeit  des  K<^i:riffs  .hmdament'»)»' 
Prozeljrerliti^sätzf*"  gar  rii' Lt  r».'rht  ermessen  läßt,  wahrend  im  i  ZF''J 
ein  auch  nur  annähernd  gieicber  \\>rbehalt  für  die  ^'acbprufang  aaslatuliKber 
Urteile  nidit  rorgeeehen  i&t. 

InelMamidere  stellt  unser  ProxeBgesets  nicht  —  wie  die  Bemlug  der 
KUgenn  dnmil^gen  Tersodit  —  eine  Iknlicfae  oder  ebenso  nnbestinnte 
Tofansaetzung  fflr  die  Anerkennung  ausländischer  Urteile  auf,  wenn  es  tine 
FrfJfarj^»  dartiher  anordnet,  ob  die  Anerkennung  des  snsländischen  Urteils 
gtl/t-ri  den  Zwe<"k  ein»'«!  deutschf^n  Gesetzes  verstotit-n  wdrdi  -  S 
Ziti.  4  ZPO.  —  W  viin  auch  der  Ausdruck  .Yerstob  gegen  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes"  iur  sich  nicht  ohne  weiteres  klarlegt,  was  darunter 
standen  werden  aoU,  so  «eigen  doeh  die  ZosanunensteUnng  mit  dem  Ventdt 
gegen  die  guten  Sitten  und  die  Beratungen  zu  Art  30  des  BO  s.  BGB,  der 
eine  gleichlautende  Beetinunung  fttr  die  Anwendung  anslindischen  Beehti  in 

*)  Vgl.  Ztsck  XY  207,  XIV        Xill  4U.  -  Ked. 
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Inlande  enthalt,  deutlich,  daß  man  dabei  keintsfalls  an  Proießgesetze,  sondern 
aur  an  solche  uiat«ricUe  Oe»eUe  gedacht  bat,  die  der  Aafrecbterbaltaiig  der 
<Inuidlftg!eD  4m  stettücliaB  und  gowllMlMliUelieB  LsImm  diaun  und  ded»lb 
von  80  grandlfpfndor  Natur  ers('1i>  inrn    JnC  widorsprorhcnilf  arislrindische 
BegtimmungeD  im  Inlande  weder  unmittelbar  (A^rt.  3U  EG  z.  BOB),  noch 
mittelbur  im  Wege  d^  Anerlmuniiig  antliiidiMlwr  ürtefle  sar  G«1tQiiK  ge- 
bracht werden  dürfen,  also  an  Verbotsgesetze  und  NichtigkeitsgrUnde  bei 
Rrrht«ip(>srhilften  (wie  beim  Differenzgescbäfte.  bei  Spiel  and  Wette)  und  bei 
p«rsonenn-chtlicbeo  Verh&ltoiBaen  (wie  bei  Sklaverei  ood  Vielweiberei).  —  Vgl. 
Gaupp- Stein ,  Komm.  m.  ZPO,        Aufl.  § 388 Note 67-^ 8. 765.  — 
Die  Brklärung  des  Berncr  Appellations-  und  KaaiAtionsbofs  enthält  nach 
dieser  Richtniiß'  die  entsprechende  Bestinimnng,  wenn  sie  in  Ziff.  4  Prftfnnp 
darüber  Yorscbrcibt,  ob  die  Eot«cbeidung,  deren  Vollstreckung  begehrt  wird, 
mit  keiner  im  dortigen  Staatsgebiete  geltenden  iwiagenden  BecMnom  im 
Widerspruche  steht 

Zu  Unrecht  fordert  die  Berufung  weiter,  daß  das  Interlakener  Urteil 
von  dem  ätandponkte  der  Erklärung  des  Bemer  Kassationshofs  ans  geprüft 
and  dM  VeUstceekiingrarteil  nm  dMwUlen  erlaiaen  werden  aelle,  weil  in  dem 
Urteil  ein  Verstoß  ffpircn  hinrlanrntalf  Prnzrllri^rhtssHtZf  nicht  cnthaltf-n  fsei. 

Wie  weit  die  Prüfung  des  ausländischen  Urteils  vorzunehmen  ist,  bc- 
Btimmt  §  8fl8  ZPO,  nidit  du  Recht  de»  KantonB  Bern.  Nncfa  $  388  ZPO 
ist  aber  die  geforderte  Nachprüfung  ettf  VenUffie  gegen  Prozeßvorschriften 
uiisgeschloftsen    I)i<'  Bcrru  r  Rtstimimirirpr  kommen  lediglich  für  die  Prflfiing 
der  Frage  in  Betracht,  ob  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist.  üUnen  allgemeinen 
RechtMAts  dee  Inlnlte,  dnd  bei  weitergekenden  FtrOfangarorbehelteti  det  an*- 
iändischen  Rechts  eine  Uegenscitigkeit  wenigstens  in  dem  Kähmen  anzunehmen 
.  i.   der  sieh  l«!  Zuj,'ruiiJt'l«'gnng  des  wcitfTfjphondcn  ritislündischen  Kechts 
» rgibt.   bat  die  Entuch.  des  Jtö   XLl  424  nicht  aMcrkaiint.    Die  Ent- 
schddnng  bettnf  des  ürtcU  efnee  fisterreiebiseben  Gerichte,  dengegenflber  » 
sich  die  Gegenseitigkrit  n-chtlich  vt  il.ilrK't  war    dif  fintz  dr-x  Verbürgung 
der  Gegenseitigkeit  damals  vom  AG  gebilligte  ü^ioBchränkung  der  Anerkenoang 
ilaterreicUficber  Urteile  mit  RUdnicht  anf  einen  speilellen  MterreiebiKhen 
PrafnnglTorbcbalt  ist  nicht  SU  billigen   und   hat  lebhaften  Widerspimcb 
henrorgeniien  (vgl.  Gaupp'Stein,  §  388  Note  67  nnd  73  8.  768  und 

Des  weiteren  kann  aneh  kein  Oewieht  daran!  gelegt  werden,  daß  der 
Benier  Kassationshof  noch  vor  kurzem  in  einem  einzelnen  l'itili>  die  VoU- 
stri'^'kijntr  fincs  dcTitst'hcn  IVtcils  ziil''' 1  is-^t-n  hat.  Ganz  abuchchtii  davon. 
diüi  ein  einzelner  Fall  zur  Verbürg nng  der  Gegenseitigkeit  nicht  ausreicht, 
kann  von  einer  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  388  ZPO  nidtt  schon 
«innn  die  Rede  sein,  wenn  der  andlndiache  Richter  ein  dentedwe  Urteil 


Der  Streit  ist  jetzt  erledigt  durch  die  Verordnung  des  österreichischen 
Jontisministers  Tom  19.  10.  04,  abgedmckt  Ztedi  XV,  480.  ^  Red. 
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siiK-rkennt.  sondern  nur  dann,  wenn  die  Anerkennnnp  ohne  materielle  Nach- 
prüfung di'ä  Krteils  ausgesprucbeu  wird,  und  wenn  fdr  diesen  Aassprach 
lediglich  gleiche  oder  doch  wesentUcb  gleiche  Vorbedingungen  maßgebend 
find,  wie  lie  §  388  ZPO  MiitleUt 

Dm  iit  aber  hingeedwii  an!  die  BrUirang  dee  Bena  Kenetioeahoti 
TenutsteUlich  weder  bei  deoi  neuerdings  erlassenen  Yelletreokaiigsnrbiile 
dieses  Gericht slu»f«>s  j^fscli'^hoti  noch  für  dif  Zukunff  r.n  erwarten. 

Zu  Unrcriit  beruft  sich  endlich  die  Bernfiuig  auf  die  Art.  11—18  de^ 
internationalen  Abkommens  vom  14.  11.  96  (RGBl  1899  K.  290.  291).  in 
diesen  Artikeln  ist  als  Korrelat  zn  der  Befreiung  auülaudischer  Kläger  von 
fliflieriwitelefatwagw  ftr  die  Frowftkoeten  reip.  lÜiiterlegungen  swiicben  der 
Sehweil  lad  Deotecliland  und  eadeien  Staaten  veceinbart  worden,  daB  Est- 
scheidangen,  wüdawli  «uliadiiclie  Kllgec  oder  Intenrenienten  in  die 
I'rozeßkostcn  verurteilt  werden,  in  jedem  der  Vertragsstaaten  durch  die 
zuständige  l'fh  ^rri.-  nach  M-iUi^ahf  der  (lurti^oii  nesotzo  unter  Beachtunir  fl»s 
Art.  LS  für  vollstrec kiiur  erklärt  werilen  üullen.  Auch  wenn  man  annehmin 
wullle,  daU  hiernach  in  Fällen  der  vorliegenden  Art,  wo  über  Hauptsache 
■nd  Proießltoeten  ettttdiieden  iat»  ein  eelbetindigee  VoUetradcungsurteil  lon 
Koatenpsnlcte  n  wlaMW  wUe,  eo  wttrde  diei  der  Kligerin  niciite  nfltsen. 
Dorn  nadi  der  KlagdanfeeUnng  war  in  dem  Verfahren  in  Interlaken  der  to 
die  Koeten  verurteiite  Gastwirt  K.  (der  jetsige  Beklagte)  nicht  Kliger  oder 
Intervenient,  nicht  Afiirn  ifer.  sondern  er  war  der  Angegriffene,  er  hat  sich  in 
demselben  verteidigt  gegen  einen  von  der  D.  'der  jetzigen  Klägerin*  erwirkten 
Arrest«chlag.  \gl  &uch  Fe te r sen  und  Anger,  Komm.  ZPO,  ö.  Aui 
§  110  unter  Z.  S  Note  2  &  284. 

§§  723  Abs.  1,  328  ZPO.  —  Klage  auf  VoOstreckungsurkU 

auf  Grund  eines  italienischen  Urteils. 

MG  HO.ö.Oö;  V.  C  'Srh.-V.;  Rep.  VII  4!»H'04  (Entsch.  d  RG  LXI  Hli.\ 

Die  Klägerin,  eine  deutsche  Firma,  liatte  durch  ihre  in  Mailand  douiui- 
Uerte  Filiale  die  Liefenuig  von  Diabtseilen  an  die  italieniacfae  Firma  L.  ^  Co- 
In  P.  ttemoMMD  «nd  die  Ansfihraiig  dieser  Idefemag  der  beldsgu» 
dentidmi  Rrma  tbortragen.  Wegen  angeUick  vecloffnridxiger  BeaeheSenlici^ 

der  gelieferten  Seile  erhob  die  italienische  Firma  L,ACo.hA  dem  Geriebt 
in  Mailand  Klage  gegen  dif  ietzige  Klägerin  mit  dem  Antrage  auf  Auflf^snng 
d<"^  Vertrages  und  N'erurteilung  der  Klägerin  zum  Ersatz  aller  ihr  aUÄ  der 
angebheb  mangelhaften  Lieferung  der  Öeilu  enlätaudeueu  und  noch  entstel^D- 
den  Schäden.  Die  Klägerin  stellte  ihrerseits  bei  dem  Mailänder  Qendil 
1.  eine  Klage  gegen  die  tteliwiisrhe  Finna  anf  Zehlong  des  Ken^m^ 
8.  eine  Klage  gegen  die  jetnige  Beklagte  mit  dem  Intrige  an,  dieee  stt  ver* 
orteilenv  daß  sie  die  Klägerin  wegen  aller  dieser  ms  einer  Verurteilnng 
zngnnsten  der  italienischen  Firma  L.  «f  Co  erwachsonon  Folgen  schadlos  m 
halten  und  Ilax  deshalb  den  gaosen  Betrag  an  erstatten  habe,  den  dieee  ereatJ. 
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an  die  italienische  Firma  zu  zahlen  haben  werde.  Die  Beklagte  warde  mit 
dem  Einwände  der  l  nzustftndigkeit  der  italienischen  Gmrhte  nhirfwi«  Ken 
und  Ton  diettt^u  rechtskräftig  vpnirteilt.  die  Klägerin  bezttglicli  aller  iiir 
erwachsenen  und  eveotaell  noch  tr wachsenden  Folgen  ans  ihrer  Verurteilung 
ngiaatcB  der  SinoA  4  C».  vollkonuiien  au  entlasten  und  solMdlot  zu 
Inltan.  Li  dem  Eeebtastveite  swiaehen  der  Fim»  L.  ^  Co,  und  der  jetciget 
KUgoriii  wurde  letatave  nir  Zifalng  einer  erliebUAen  8mme  m  die  he- 
zeichnete  Finna  verurteilt.  Die  Klägerin  erboib  avf  Oxud  dieser  Vorgänge 
b«'i  ilf-m  zuständigen  deutschen  Gericht  Klafje  pegen  die  Beklagte  mit  dem 
Uauptantrage,  au.s/.uspn  rhen,  daß  die  Zwangsvollstreckung  aus  den  italienischen 
Urteilen  (mit  einer  gewisi^en  EiüächrüQkuug  iui  Betrage)  gegen  sie  zulässig 
ed.  BreBtnell  beantragte  sie,  die  Beklagte  zur  Zahlong  einer  demenUprechen- 
den  Samae  n  Tenrtcileiu  Die  Kkge  wurde  in  enter  nad  aweiter  IiwUuia 
aligiwieaeD,  und  awar  in  Aaaelmag:  des  Haqptantraga  deriialb,  weil  die 
ift^H— faA^M  Oeviehle  aar  Sbitscheidung  des  bei  ihnen  von  der  Klägerin  g«gen 
die  Beklagte  anf!;<»!rtretigten  Rechtsstrrftes  riach  deutschem  Recht  nidlt  ai- 
ständig  gewesen  seien.  Die  Revision  wurd«*  zurückgewiesen. 

Aus  den  Gründen 
,Nach  feststehender  Rechtbprechuug  des  liG  ibi  der  i*'ail,  daii 
die  hehanptoten,  die  Skutändiglceit  begrttDdesden  Tatsachen  mit  den  be- 
haupteten UagabegrttBdendea  TaAsadien  fniHt-annfflifaHfia,  anders  an  behandda 
ala  dar  Fall,  in  welchem  die  Zust&adifkät  auf  die  Behauptung  selbständiger 
Tatsachen  gestützt  w  ird.  In  dem  ersten  Fall  genfigt  gegenüber  dem  Einwand 
der  Fnzust&ndi^'keit  die  bloße  unbewiesene  Behauptung  der  betreffenden 
Tatsachen,  um  das  angerufene  Gericht  zuständig  zu  machen,  sofern  aus 
diese  n  Tatsachen,  ihre  Richtigkeit  vorausgesetzt,  sich  die  Zuständigkeit  des 
angerafanen  Occidrts  ergibt;  in  den  «nderaa  Falle  aber  iat  der  Nacbweia 
der  bebnnptetett  Tatsachen  eilavderlioh,  na  die  ZaafeKndiglBeit  dea  aogemfenen 
Gerichts  zu  begründen. 

Vergl.  Entsch.  d.  HG  in  Zivils.  XXIX  371;  Juriat,  Woehefuekr.  1901 
8.  396  Nr.  3,  S  798  Nr.  1,  mi2  S.  12.^  Nr.  3. 

Der  zweit«'  Fall  Uei^  hier  nicht  vor,  sondern  der  erste.  Die  Klägerin 
behauptet,  dat^  für  sie  in  ihrem  Verhältnis  zur  Firma  L.d  Co.  die  italienischen 
Ocrifihte  nach  §  29  ZPO  anstindig  gewesen  seien,  daß  die  Beklagte  anf 
Qcond  eines  Ton  ihr  abgegebenen  aelhetiindigen  Qarantierenpreohena  Ter* 
tmitet  sei,  «ie,  die  Kligerin.  reo  ihren  Verpflichtlagen  im  VeAiUaie  zur 
Firma  L.  dt  Co.  zu  befreien,  bezw.  den  ihr  entstandenen  Sdiaden  an  ersetzen, 
daß  dj("  Beklagte  diese  Verpflichtung  nur  in  Mailand  erfüllen  könne,  und  daß 
mithin  auch  für  diese  nach  §  29  ZPO  die  italienischen  Üerichte  :^nstündig 
gewesen  seien.  £s  ergibt  sich  aus  dem  vorstehenden,  daß  es  lehisam  i:>t, 
wenn  die  BeTiaion  aus  dem  §  723  Abs.  1  ZPO,  wonach  das  Vollstrecknngs- 
nteil  ohne  Prüfung  der  GeaetamiAigkeit  der  ausländischen  Bntseheidiing  an 
«riassen  ist,  eine  Bindnng  dea  inländischen  Richters  dxuch  die  italienischen 
Urteile  nneh  der  Biehtnng  herleitet^  daß  er  nicht  mehr  die  von  den  italieniachen 
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Genditen  bejahte  Frage  prüfen  dUrfe.  ob  atiB  dem  GanmtieTenprecben  der 

Beklagen  deren  Verpflirhtung  folge,  die  Klägerin  \  »n  ihren  Verpflichtungen 
irepcnüixM-  L  Co  zu  befreien.  Die  von  der  Kl  i^'  rin  behaupteten,  die 
angebliche  Zustkndigkeit  der  italienischen  Gerichte  begründenden  Tatsacbea 
fBlIm  hier  mit  den  klagebegrttndenden  Tataachen  zosammen,  und  danadi 
kommt  es  fOr  die  Fkage  der  Zutiadigkelt  der  it^eniMlm  Oeriokte  11be^ 
baapt  nicht  Mif  die  epfttere  Sntieheidiing  ttbw  die  Blebtigkeit  oder  Uariehti^ril 
der  behatiptPten  Tatsachen,  sondern  allein  darauf  an,  ob  nach  den  Tatsachen, 
welche  die  Kl;ii,'rrin  vnr  den  italienischen  Gerichten  behauptet  hat.  nach 
deutschem  Kecht  die  durti^'e  Zu.stiiudigkeit  gegeben  war.  Dali  bierüber  die 
deutschen  Gerichte,  unbctschräitkt  durch  die  in  den  italienischen  Urteileo 
zutage  tretende  Auffassung  der  dortigen  Bichter,  selbständig  zu  befindoi 
haben,  ergibt  der  Inhalt  des  §  328  ZPO  so  unmittelbar,  dafi  jede  «eitel» 
Ansfahmng  in  diesem  Punkt  nnnfitig  encheint*  .  .  . 

(Es  wird  alsdann  aOfgeftthrt,  daS,  wenn  die  Klägerin  vor  den  italienischen 
Gerichten  eine  Beliatiptnng  des  Inhalts  aufgestellt  hätte  daß  die  Beklagte 
es  ausdrücklich  übernummen  habe,  sit»  idie  Klägerin^  von  ihren  gegenüber  der 
Firma  L.  (t  Co.  bestehenden  Verpflichtungen  zu  befreien,  vielleicht  in  Frage 
hätte  kommen  können,  ob  durch  die  Behauptung  einer  solchen  Tatsache  nicht 
die  Znstttndiglrait  der  itaUenisdien  Gerichte  begründet  worden  wiie,  insslani 
ansiinehmea  sein  sollte,  daß  diese  Yerpiliehtang  von  der  Beklagten  in  Italien 
zu  erfüllen  gewesen  wftre.  Allein  eine  solche  Behauptung  sei  von  der 
Klägerin  Tor  den  italienischen  Gerichten  nicht  aufge^^t€llt  worden;  aus  dem 
aber,  was  sie  dort  wirklich  vorgetragen  habe,  nämlirli  ans  der  behaupteten 
iSchadensersatzpflirht  der  Beklagten  und  der  von  ihr  a}>gei,'el)enen  Garantie- 
erklärung folge  nicht,  wie  lail  dem  Ikruluugsricbter  anzunehmen  »ei.  eine 
Verpflicbtong  der  Beklagten,  die  Klägerin  von  ihren  der  Firma  Z.  A  Cb. 
g^nftber  beatdwuden  Verpflichtungen  au  ttefrd».) 

Frankreich. 

1.  Erbrecht  Für  die  IntesteUevhfotge  nach  einem  mit  firan- 
zäsischem  Domizil  gestorbenen  Erblasser,  der  zwei  am- 
ländischen  Staaten  (Türkei  und  Enyhnid)  anffekört,  ist  lex 

äontwilii  maßgebend. 

2.  Varaussetsnngen  des  Verlustes  der  tilrkischen  Staats- 

angehörigkeit,  Naturalisation  in  England. 

3.  Türkisch  -  französische  ProtektUms-  und  JurisdikHons- 

verhältni^sc. 

Cour  Cappel  Aix  lu.  7.  o.v.  Dalloz  WOö  II  73;  Ztsch.  f.  dtsch.  bürgert 
Recht  u.  franz.  Zivih.  19Uö  S.  2L&lf, 

Gründe. 

In  Erw.,  daß  A.  M.,  ottomanischer  Staatsangehöriger  durch  Abstammung, 
im  Jahre  1862  im  Alter  von  22  Jahren  aus  der  Türkei  auswanderte  und 
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alcbt  mehr  dahin  znrilcbkehrte,  aondern  sich  in  Hanchesi«]:  niederließ,  wo  er 
dn  kmfidbimaebes  Ocselillt  betrieb;  fn  Erw.,  i»B  er  am  12. 5. 68  tow  ««• 
ständigen  Unterstaatssekrfct&r  cini'  Ixischränkte  Naturalisationsurkoade  aai- 

2cst#»l1t  erhielt,  cnt^pri  ' ht  in!  <irm  d;irna!s  gdtonden  englischen  Gesetze  vom 
(i.  a.  44  i  in  Erw.,  daü  nach  Erlaü  des  Gesetzes  vom  12.  ö.  Iii,  welches  u.  &. 
Eelfende  Bertimmiing  endiielt:   aBilk  AualiaidBr,  weteber  vor  diesem  Gesetz 
naturalisiert  wurde,  kan?)  vom  Staatssekretär  eine  dem  neuen  Gesetze  ent- 
spi-echende  Naluralisationsurkund»:»  verlanpen".  A.  M  sich  mit  einem  ent- 
stprecbenden  Gesuche  an  den  ätAatssekretar  wandte,  worin  er  darlegte,  daß 
er  im  Vereinifften  Ktaigreidi  »m  12. 6. 68  natualidert  worden  sei  und  den 
dnrch  da»  Gesetz  von  187f»  gefordert«n  Ri  iHnn:uii;;eii  hinsichtlich  des  längeren 
Aufenthaltes  in  England  entspreche;  in  Erw.,  dab  er,  nach  Vornahme  von 
Erhebungen,  am  11. 7.  72  eine  unbeecbrlolrte  Natnralisationsurkunde  aus- 
gestellt belnm,  welche  ihm  alle  Rechte  eines  bcitladttn  Untertans  saerkannte 
mit  dcT  nmicfX)  Einschrlitiktinp.  daß      3f ,  sofern  er  sich  im  llerrschafts- 
gebiete  seines  ilt-iaiatlandes  befinde,  nicht  als  britifichex  Staatsbürger  an- 
gesehen werde,  solange  er  nicht  entsprechend  den  Oesetxen  seines  Heimat' 
landes  und  einem  mit  diesem  geschlossenen  .Staatsvertnig  .ii»  dem  türkischen 
.Staatsverbande  fürmlich  entlassen  worden  seif  in  Erw.,  daÜ  diese  Einst  hninkiin^ 
wörtlich  dem  Texte  des  Gesetzes  von  1870  entsprach,  welches  durch  dieselbe 
einem  mSglicihen  KooHikte  mit  dem  Heimatlande  des  natoralisierten  Aus- 
länders vorbeugen  wollte;  in  Erw.,  daü  A.  M.  am  18  7.  72  den  Untertaneneid 
leist«t€;  daß  ihm  am  22  7.  72  vüin  Ersten  rrilirstaat.ssi  kri  tiir  (  in  T'aB  aus- 
gefertigt wurde,  der  ihm  auf  dem  Kontinent  den  brittscbcu  Untertanen  ge- 
wHbrten  Sehnts  cnsicberte  mit  der  einsigen,  oben  sehen  erwähnten  Ein- 
?rhrankunf    in  Erw ,  daß  A.  M.  nach  Erwerb  eim  s  btdiutcndt  n  Vermögens 
im  Jahre  18h2  uacb  Marseille  verzog  and  diese  Stadt  zum  Sitz  seines  eiosigen 
Oeschftftffltntemehmens  machte;  daß  er  anf  der  dortigen  Zweigstelle  der 
Banque  de  France  sein  gonses,  in  Wertpapimn  bestehendes  Vermögen 
hinterlegte:  daß  er  daselbst  bis  zu  seinem  am  17.  1.  ^X)  (rfoI^Mt  n  Tode  wohnen 
blieb;  in  Erw.,  daii  er  bei  seinem  Tode  keinen  Erben  in  Frankreich  zuiück- 
liefit  er  vielmehr  in  einem  eigenbindtgen  Testament  vom  9. 12. 95  nnr  ein 
einsigea  Partikular -Vermächtnis  zuwendete;  in  Erw.,  daß  die  beiden  einzigen 
Personen,  welch«  seinen  Nachlaß  als  Erben  in  Anspruch  nehmen,  tlit»  hciden 
in  Aleppo  wohnhaften,  beutigen  ProzeCgcgnei  sind,  nämlich;  1.  Frau  M.M., 
Witwe  von  H.  Oh.,  Schwester  des  Erblassers,  vnd  2.  Q.  Sf.,  vatersseitigcr 
Vetter  desselben;  in  Erw.,  daß  der  letztä,'enannt«  die  Hlilfte  des  Nachlasses 
für  sich  beanspracht,  indem  er  sich  auf  das  ottomanische  Recht  beruft; 
daß  letzteres  in  der  Tat  bestimmt,  daß  eine  Schwester  des  Erblassers  nur 
die  Hftlfte  des  Nadhlasses  erbt,  wibrend  die  anders  Hlilfte  dem  vnteassRigsH 
Vetter  als  nächstem  Seitenverwandten  des  nndcnii  Rtiuiimes  zufallen  mu£; 
in  Erw-t  daü  umgekehrt  nach  englischem  Recht  der  ganze  Nacblab  dev 
Schwettter  des  Etblasssn  nbkUen  wtlrde;  dafl|  welter  nach  englischem  Rechte 
die  Verahnng  des  nor  ans  beweglichen  Werten  hestehMiden  Nachlasses  sieb 
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nach  deiu  Gesetze  dcsjemgeo  Itandes  vollziebt,  in  welchem  der  Erblattuer 
seinen  leUten  Wolmsiti  hatte,  nntergebeiM  alto  nach  Art.  750  C.  C,  womäA 
gleichfalls  der  Witwe  Gh.  der  gesamte  üachlafi  sofatleB  mflBte;  in  Erv., 

daß  O.  M,t  entsprechend  dem  in  Syrien  Üblichen  Verfahren,  einen  NachhiA- 
s<;huldncr  vor  das  Gericht  des  Scherifs  zu  Aleppo  lud,  woselbst  dieser 
Srlinldnor  am  27  Raniadam  1317  :2!t.  1.  (X))  verurteilt  wnrde,  an  G  M.  den 
Voll  Ut/tt  it'iii  beaJispnu Ilten  Tf  il  (kr  iSchuld  zu  zahlen;  in  Erw.,  daü  G.  M. 
alsdauu,  um  seine  Auäprücbe  der  Witwe  Gh.  selbst  gegenüber  zur  Anerkennung 
sn  bringen,  sie  vor  das  Gericht  des  mohamedanischen  Qesetscs  in  Aleppo 
Torlnd;  daB  deren  BeYoIlmftchtigter  dort  onter  Vorbehalt  aller  ttbrigen  Slui- 
wendungen  annichst  geltend  machte,  da6  der  Brblassw  seine  nmpjrfingliehe 
türkische  Staatsangehörigkeit  verloren  habe;  daß  indessen  am  15.  Sefar  ldl8 
(12  r».  (KM  dtT  Richter  der  Kla^'c  vmi  G.  M.  statt^Mb,  ihn  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vetter  des  Verstorbeneu  als  Eibt  n  aiurkaiiiite  und  sogar  dahin 
entschied,  daß  infulge  der  von  der  \V  itwe  Gh.  ihm  gegenüber  vorgeschützten 
Einrede  and  am  ihre  Frivolit&t  zu  sanktionieren,  G,  M.  als  alleiniger  Erbe 
den  ganzen  Nachlaß  zn  hezidien  habe;  in  Erw.,  daß  Witwe  &h.  gegen  dieses 
Urteil  bei  dem  Obergericbt  des  Scheit^  AI  Jalamat  fierafang  dnlegte,  mit 
derselben  aber  am  9,  Zilkade  1H18  (28.  2  Ol  abgewiesen  wurde;  in  Erw., 
daß  Witwe  Gh  ihrerseits  am  7.  5.  (X)  kirn  Tribunal  in  ^larst  iU»-  uiiif  Klafje 
anhäniri<r  gt  inarht  liat;  daß  dieses  Gericht  in  der  jetzt  angefochtenen  Ent- 
scheidung üabiu  erkannte,  daß  sie  den  Nachweis  erbracht  habe,  daß  ihr 
Bruder  zur  Zeit  der  Eröffnung  der  Erbschaft  britischer  Staatsangehöriger 
gewesen  sei  tind  ihr  demgemäß  den  ganzen  Nachlaß  des  Bruders  znq^rach; 
in  Erw.,  daß  von  den  in  der  Berufungsinstanz  geltend  gemachten  Einwindoi 
des  G.  M.  zunächst  derjenige  zurflckzaweism  ist,  als  habe  das  vom  Scheicb 
.4/  Jslamat  zu  seinen  Gunsten  erlassene,  rechtskräftige  Urteil  dieselben 
Rrrlitswirkungen  in  Frankreich  wie  in  der  Türkei;  in  Erw.,  daß  allerdings 
der  Rechtsprechiii);:  am  ikannt  wird,  daß  in  gewissen  Fällen  die  den 
Zivilstand  und  die  Ktchtäfuhigkt-it  von  Personen  rtgehidcn  ausiiindischen 
Urteile  ohne  VoUstredcnngsklaosel  in  Frankreicb  ihre  Wirkung  emengen, 
aber  dies  nor  dum,  wenn  es  sich  um  ihren  freiwilligen  Volhmg  handelt;  daß 
vorliegend  die  .Sache  aber  ganz  anders  liegt;  daß  überdies  das  Urteil  des 
Scheichs  AI  Jalamat  nicht  über  die  Blutsverwandtschaft  des  Appellanten 
entschieden  hat,  die  ja  gar  nicht  bestritten  ist.  sondern  über  das  Schicksal 
des  Nachlasses  des  Erblassers;  duü  der  in  Akppu  abi^Murteiite  Pro^eLl  die 
Zustiuidigkeit  der  französischen  Gerichte  zur  Entscheidung  des  streitigen 
Erbrechts  nicht  beeinflnssm  konnte;  daß  jedoifalls  dieses  ansiiadisphe  Urteil 
gegen  die  öffentliche  Ordnung  verstößt,  insoweit  m  der  Witwe  Gh,  ihr  Erb- 
redit  ganz  abspridit^  wol  sie  von  ihrem  Becbte,  sidi  gegw  die  Anqiflche 
des  Gegners  zu  verteidigen,  Gebrauch  gemacht  hat;  in  Erw.,  daß  der  Uanpt- 
oinwand  des  Appellanten  dahin  geht,  die  Naturalisation  von  A.  M.  in  Ere- 
laiid  sei  auf  Grund  des  ott omanischen,  am  19.  1.  (>W  erlassenen,  am  2'.*.  des 
gleichen  Monats  promulgierten  Gesetzes  nichtig  j  in  Erw.,  daß  Art.  5  dieses 
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Oefletces  ao  laatet:  ,Ein  ottomaniscbcr  (Jateitan,  der  mit  Geuebmigung  der 
kalKrUeben  R«(|^enii)g  eine  fremiie  Staatsangehörigkeit  erworben  hat,  wird 

als  Aasländer  angesehen  und  behandelt:  wenn  er  sirh  dagegen  ohne  vorherige 
(rrn^-hrnl^rnnL'  ti'-r  kaisi-rlir-lif-n  Ri  tjhTung  im  Auslarnlr  1iuf  naturalisieren 
lassen,  so  wird  er  in  jeder  Beziehung  als  ottomanlscher  l'iitertan  weiterhin 
Mgeselien  «nd  bebandelt  Kein  ottonuuiwsber  Untertan  darf  Oberdies  neh 
als  Ausländer  naturalisieren  lassen,  ohne  Torher  durch  ein  kaiserliches  Trade 
hterzti  rrruäfhtipf  r.n  sein*;  in  Erw.  zunächst,  daß  dir  Hohe  rf<jrto  stits  an- 
erkaiiut  liat,  li&U  das  Gesetz  von  1869  keine  rücliwirlieiidt'  Kraii  bat.  daü 
es  ateo  ohne  Bedeatong  int  UneiebtUeb  der  mten  von  A.  Jf.  am  12. 5.  W 
«■rlantrtrn  1ie.srhrüinkti-ii  Naturalisation;  daC  damals  krin  otfoinanis>-'hcs  Ocbctz 
die  vorherige  Erwirkung  einer  Erlaubnis  für  den  türkischen  Untertan,  der 
eine  fremd«  Staatsangehörigkeit  so  erlangen  wOnaclite,  Torschrieb;  daA  man 
innbesondeite  nidtt  die  gegenteilige  Ansicht  auf  Art.  10  des  en^tiwIi-tfirkiBeben 
J^taatSTcrrracTH  vom  «.  1  18()9  sttttzen  kann,  weil  die  Bestimmungen  diffsos 
Vertrages  sich  nicht  mit  der  Naturalisation  befassen,  sondern  nur  die  Bc- 
dingnnge»  regehi,  oater  wdeben  die  britannlsehen  diplomatischen  Agenten 
nnd  Konsuln  türkischen  Untertanen  auf  ottomanischem  Gebiete  ihren  Schuti 
nniff'drihfn  lassen  können;  in  Erw.  sodann,  daß  zur  BcstimMniii^'     r  Trag- 
weite und  der  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  19.  1.  69,  das  in  einem  Staate 
erlaaflen  wotde,  in  welcbem  die  geeetagebertsebe  nnd  die  volbiebende  Gewalt 
in  derselben  Hand  vereinigt  sind,  es  unumgänglich  ist,  auf  den  diplomatischen 
Schriftwechsel  zurückzugreifen,  der  mit  und  vor  dem  Erlaß  de.s  Gesetzes  er- 
folgt ist;  in  Erw.,  daB  die  Hohe  Pforte  schon  lange  sich  bemdhte,  der  mehr 
nnd  mehr  benrortretendea  Hdgung  ein«*  großen  ZaU  ihrer  Dntertaimi  eut- 
jfrjronznarhrit*  n.  die  sich  dahin  ü'*  lt<  nd  nuiftitf».  «sirh  auf  tUrkisrhem  Staats- 
gebiet selbst  der  Autorität  des  Sultans  dadurch  zu  entziehen,  daä  sie  sich 
oater  anaitndiidien  Sdmts  stellten;  daB  m  dleMm  Zweeke  die  Ifote  an  die 
fremden  Oesandtschaften  vom  27.  1.  52,  das  Begleuu nr  ix  tr.  die  fremden 
Kf'nsniate  vom  August         und  das  MmtDrandrim  an  »lif  fn  rudrn  n>'sainit- 
sciiaften  vom  14.  9.  &)  erfolgten;  daß  in  der  letzterwiibnten  Urlrunde  gesagt 
ist,  dnS  die  nenen  Sdmtcbefoblenen  femerbln  ihre  Verwandten,  die  otto- 
snanischc  Staatsbürger  seien,  nicht  mehr  bc-erben  würden  und  angehalten 
würden,  das  türkisihf  Hfirh  inncrhnlh  drei  Mniiat4>n  nach  Erklärunfr  der 
Jnschnt^EStellung  zu  veritü^seri,  underiifaiis  sie  auch  ferneriun  als  üutertanen 
der  Pforte  angesebMi  nnd  dem  ottomaniseben  Recbte  untcntellt  blieben;  dafi 
m;i.n  Iii^mach  leicht  die  einzelnen  Etappen  erkennen  kann,  auf  welchen  die 
Uoiie  Pforte  bis  zu  dem  Gesetz  vom  19.  1.  69  gelangte,  welch  letzterem 
Jceineswegs  die  Bedentong  eines  allgemeinen  Gesetzes  zukommt;  in  Erw., 
dtA  tatsicblieb  dies  nicht  klarer  gesagt  werden  kann,  als  es  in  dem  nach 
Promulgation   des  rirj^r-tres   an   die  »Staaten   der  ChristmlKit   f,'prirlitotf n 
JConorandum  der  Hohen  Pforte  ausgedrückt  ist^  nadidcm  ihr  lUäbiäuudero 
Unftlnad  das  Rsdit  bestritten  hatte,  diese  ICaterie  einseitig  an!  gesetzgebe- 
.ginehem         sn  regeln;  in  Erw.,  daB  in  dem  Kemorandnm  rem  21.  4. 69 
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ausfrefülirt  winl.  daC,  wenn  auch  die  kaiserliche  Regierung  sUt.s  uinrkannt 
hat,  daü  das  Jkrht  tincs  Individuams,  sein  Heimatland  zu  vtrlassen  (ind 
dort,  wohin  ihn  steine  InUressen  rufen,  ein  neues  Vaterland  zu  adoptieren, 
ein  aas  dem  Rechte  der  persönlichen  Flreihdt  fließendes  Recht  ist,  so  doch 
die  Regierung  Bchon  lange  gegra  den  Htfibranch  xn  k&mpfen  h»t,  der  mü 
diesen  Kapitnlationen  getrieben  wird,  indem  Untertanen  des  Snltana  ihren 
stftodigen  Wohnsitz  im  Reiche  beibehielten  und  doch  ans  der  Xaturalisatiun 
Nutzen  zogen,  indtm  sie  licn  i^ihutz  der  freindfii  Konsnlc  nachsucht^'n  uder 
die  durch  die  Ka]iitulatiünen  der  l*furt<*  aiifgedninfiene  Immunität  sich  zu 
Nutzen  machten:  daß,  um  in  einem  Satze  den  Cie^laukengang  des  neuen  Ge- 
setzes zusauuueuzafassen  und  ganz  kl&r  die  Grenzen  seiner  Anwendbarkeit 
gegenüber  dm  Hftditen  dannlegen,  das  Memorandum  fortftthrt:  yDasOesets 
▼erlangt  die  voiglUigige  EmdLditlgnng  des  Staatsoherhaoptes  snm  Wechsel 
dt  r  StaatsaiiirchöriglEeit  im  Hinblick  und  zu  dem  einzigen  Zwecke,  den  otto< 
manibchcu  rntertnn,  der  seinen  Wohnsitz  im  Reiche  beiliehält, 
daran  zu  hindern,  sich  der  legitiTTifii  Autorität  zu  entziehen'';  in  Erw.,  daß 
es  nicht  anjän^Mjj^  ist  nach  dem  turkibchtn  Staatsrecht,  das  Gesetz  vom  19. 1. 
und  das  Memorandum  vom  21.  4.  als  von  verschiedenen  Autoritäten  aas* 
gehende  Staatsakte  aasosehen,  daft  sie  Tidmdir  als  sich  gegenseitig  ergSasend 
und  atfltaend  an  erachten  sind;  dafi  mithin  dargetan  ist,  daß  das  todl 
Appellanten  bezogene  Gesetz  keine  Wirkungen  auf  Tatbestände  hat,  wie 
einer  bei  A.  M.  vorliegt;  in  Erw.,  daß  angesichts  der  kategorischen  Erklärung 
der  Hohen  Pforte  getrennber  den  Mächten  auch  den  Instruktionen  kein  He- 
wicht  beigelegt  werden  kann,  welche  die  Pforte  als  Maßnahme  der  inneren 
Verwaltung  den  Generalgouverneureu  der  einzelnen  Vilajcts  des  Reiches  aui 
86. 3. 69,  also  sdion  vor  dem  enrAhnten  Memorandum,  zugehen  ließ;  in  Bnr., 
dafi  Appellant  sich  auch  nicht  mit  Erfolg  darauf  berufen  kann,  daß  die  eng- 
lische Regierung  in  ihrer  Antwort  auf  das  Sdireiben  der  Hohen  Pforte,  durch 
welches  sie  ihr  am  20.  2.  69  den  Text  des  Gesetzes  vom  19.  1.  mitteilte,  sich 
darauf  beschränkte,  am  24  2  den  Empfang  zu  bestätigen,  ohne  einen  Wi  lf  r- 
spnirh  zu  erheben,  weil  nicht  zugegeben  werden  kann,  daß  sie  hictaurcn 
daraui  verzichtet  habe,  zugunsten  der  die  englische  Naturalisation  Nach- 
suchenden der  Auffassung  Rechnung  lu  tragen,  welche  die  ottoaaais^ 
Regierung  bei  dieser  Gelegenheit  gegenflber  der  Gesamtheit  der  Michte  ^ 
zunehmen  hatte;  daß  aus  der  Smpfangsbestätigung  also  darchans  nicht  su 
folgern  ist,  daß  das  Gesetx  von  1869  der  britischen  Regierung  gegenüber 
andere  Wirkungen  erzeugt  habe,  als  anderen  Staaten  frcgenüber.  welche  getrcn 
das  (ii  sefz  fririulich  Protest  erhoben.  dnlV  wenn  Appellant  weiter  sich  darauf 
beruft,  (laü  die  französische  Regierung  das  Gesetz  vom  19.  1.  69  anerkannt 
hat,  hiergegen  wesentlich  herronndieben  ist,  daß  die  AneikainaDg  der  otto- 
manisehen  Regierung  erst  durch  die  Dresche  des  fransttsischeo  Ministeis 
des  Auswärtigen  vom  27. 6.  69,  also  erst  nach  dem  Memorandum,  mitgeteilt 
wni^e;  in  Erw.,  daß  bei  dieser  gesetzlichen  Lage  und  da  kein  Spezial- 
ahkommen  zwischen  England  und  der  Hohen  Pforte  getroffen  worden  ist» 
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man  auch  nicht  für  die  goycnteiliep  Anffas.snni,'  pntsclif  ideiuies  Gewicht  auf 
die  BescheinigttJ^  legen  darf,  welche  die  ottomanische  Botschaft  in  Parifi  im 
Hiuliliek  Mif  dl«MD  Pntt«B  laa  12. 1.  OB  ausgestellt  bat  and  worin  gesagt  ttt, 
dafi  das  Gesetz  von  1869  keine  ünterscheidiing  zuläßt  zwischen  solchen  otto- 
manischen  rntcrtanen,  die  znr  Zeit,  wo  sie  eine  ausländische  Naturalisation 
nachsucheu,  iin  türkiüchen  Beiche  wohnen,  and  solchen,  welche  im  Auslände 
wobBen;  in  Erw.  weltM,  da0,  wenn  man  bei  der  Natanlisationaarihinde  Tun 
11.  7.  72,  deffii  Nichtifjkcit  Apptllunt  behauptet,  einzig  und  allein  borfirk- 
sicbtigt,  welche  Bedeutung  und  Kralt  sie  in  sich  selbst  trägt,  sie  erst  recht 
ab  Toll  reehttwirksam  zn  erachten  ist;  daB  nimUcIi  dies«  Naturalisation, 
die  unter  den  angegebenen  Umstanden  zu  Gunsten  eines  eebon  sehr  lange 
au!  eiirfliscliem  Boden  angfesiedclten  türkisclien  T'ntertanen  erfolgt«*,  rin  Aus- 
fittfi  der  der  engliscbeo  Regierung  zustellenden  äouver&nilät  ist,  zumal  übrigens 
das  engUacbe  Recbt  den  Brwerb  der  engUiden  StaateangebSrigkdlt  ntobt  an 
die  Bedingung  knüpft,  daß  mit  dem  Erwerbe  der  naturalisierte  Ausländer 
nach  dem  Rechte  sfirit-s  lüslicrifren  neimatstaates  seine  alte  Staatsangehörig- 
keit verliert;  daU  nach  aHedem  davon  auszugehen  ist,  daß  der  Akt  vom 
11.  7. 72,  »nf  weleben  KUgerin  lieh  stfltst,  in  ProieeBe  nicht  in  Frage  g«- 
stt  llt  Werden  kann,  violmchr  von  sich  aus  darin  alle  seine  Wirkungen  äußern 
muüte,  indem  im  vorliegenden  Falle  die  französische  Gesetzgebung  an  dem 
Konflikt  zwischen  zwei  aoslindisoben  Gesetzgebungen  ganz  uninteressiert  ist; 
in  Bxw.,  daB  die  gezogenen  Felgentngen  in  keiner  Weise  ereehttttert  werden 
durch  die  mündlichen  Noten,  wclrhe  am  15.  und  20  11  'TO  zwisrhrn  dem 
türkiscbea  Minister  des  Auswärtigen  und  der  britischen  Botschaft  gewechselt 
worden;  daß  diese  Noten  ihn»  Katar  nach  ileli  nicht  an  einer  BewdafSbrQng 
vor  Gericht  eignen,  daß  überdies  die  am  14.  A.  Oft  v«m  englischen  Unter- 
ytaatssf'kretär  des  Auswilrtigen  in  London  an  (\m  en^Vm-hvn  Oi  nrralkonsul 
in  Marseille  gerichtete  Depesche  bündig  ausspricht,  daü  auf  die  von  der  eng- 
lischen Betsehalt  in  Konstantinopel  zn  einem  Zeitpnnkte  aaigeipodiene  Auf- 
fassung, in  welchem  die  Botschaft  über  den  Sachverhalt  nicht  völlig  auf- 
geklärt v\ar.  es  gar  nicht  ankommen  könne:  in  Erw.,  daß  Appellant  auch 
aas  dtui  Luistand  nichts  für  sich  herleiten  kann,  daß  A.M.  sich  am  24. 10.85 
in  die  Hatrikd  des  tUrkisdiN)  Generalkonaols  zn  Marseille  eintragen  lieft; 
ilaß  er  nnbi-strittin  zu  (lirs- iii  Zeitpunkt  schon  über  zwei  .Tahre  lang  in 
Marseille  wohnte  und  die  Immatrikulation  nur  vornahm,  um  vom  General- 
konnolat  diejenigen  P.apicre  ausgestdlt  so  erbalten,  weldie  er  znr  Srbebnng 
des  ITaoblasses  seines  verstorbenen  Bruders  Jt.  M.,  eines  ottomanischcn  Staats- 
bürgers, bi.-durfte:  daß  er  späterhin  die  InirnafrikTi1.'itiiin  nie  mtlir  emonert 
hat,  obwohl  die  geltenden  Vorschriften  die  alljährliche  Wiederholung  die$«^r 
FormalitSt  seitens  der  m  Harsdlte  niedergelassenen  ettomantBchen  Untertanen 
verlangen   in  Erw..  daß  andererseits  von  Wichtigkeit  ist,  daß  A.  M.  niemals, 
woder  in  Marseille  noch  in  einer  andf^rm  Stadt  vor  irgend  einem  britischen 
Konsul  eine  Erklärung  abgegeben  hat,  daii  er  die  englische  Staatsangehörig- 
keit av^b«,  was  unbedingt  hfttte  gescbeben  mliaieD,  wenn  er  eine  daMn- 
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gellend«  Alwidit  gehabt  hKtte;  daß  dieebcillgUeli  da«  QeseU  toh  1870  be- 
stimmt, daß,  wenn  ein  Untertan  sich  außerhalb  der  Bcdtanngeii  Huer  Hi^jestit 

befindet,  er  st'ine  Austrittserklämn^  in  Gegenwart  eint  s  dem  diplomatischen 
oder  Konsulardienst  Ihrer  Majestät  aiifi^chnrifjcn  Beamten  abzagcbvn  hat; 
daÜ  A.  M.  sicherlich  die  Bestimmungen  dit  ses  Gesetzes,  dessen  Wohltat cu  er 
für  sich  in  dem  bedeuttuigsTolIsteu  Abschnitte  seines  Lebens  in  Anspruch 
nahm,  genau  gekannt  hat;  daß  er  während  der  eieha^  in  Maneille  vec^ 
lebton  Jahre  aetnen  leaten  Entschloß  an  erkennen  gab,  die  englische  Staata- 
angdil^xlgkeit  beizobehaltra,  wie  schon  aus  der  Sorgbit  eriidlt,  mit  wdoher 
er  die  aaf  ihren  Erwerb  bezüglichen  T^rkonden  an  aichcrem  Orte  aufbewahrte  : 
daß  es  Tiirhts  atisraacht.  daü  er  nicht  in  seiner  Eigenschaft  als  Ausländer  bei 
der  fran/iisi.s(  hen  Ketiierung  nni  die  Genehmigung  nachsuchti',  seinen  Wohn- 
sitz in  Frankreich  zu  nehmen,  weil  tatsächlich  Marseille  seit  1662  biü  zu 
seinem  Tode,  wie  oben  erwähnt,  der  Sitz  seiner  einzigen  Üandelimiederlassnng 
war;  in  Erw.,  daß  die  einmalige  ImmatiiknlatioB  vom  25. 10. 85  wirlnrngslos 
geblieben  ist,  daß  selbst  dann,  wenn  man  im  Gegensata  zu  obigen  Ans» 
fflhmngen  ihr  die  Wirkung  zuerkennen  will,  daß  durch  sie  der  Verstorbene 
seino  nrsprün^lirhe  Staatsangehörigkeit  wiedererlani^t  habe,  doch  die  Tat- 
sache bestehen  Mtilit,  daß  er  nichtsdestowcnigir  auch  die  später  erlangt«; 
behielt,  m  daß  angenummen  werden  müßte,  er  habe  zur  Zeit  seines  Todes 
eine  duppelt«  Staatsangehörigkeit  besessen;  in  Erw.,  daß  auch  bei  dieser  An- 
nahme ans  allgemeinen  Grondsätsea  das  angefochtene  Urtdl  an  bestätigen 
ist,  weil  alsdann  vor  einem  französischen  Gericht  fiber  eine  Kollision  swischen 
Ottomauisdiein  und  britischem  Rechte  zu  entscheiden  wäre  und  in  einem 
solchen  Kalle  der  Richter  des  dritten  Staates  auf  den  Streitpunkt  die 
lex  dotJüc/l/i  anznwenden  hat,  untcrgebens  also  den  Art.  7nO  ('  (  ..  der 
der  Witwe  Gh.  auch  den  ganzen  Nachlaß  ihres  Bruders  als  alleiniger  Erbm 
anerkennen  würde;  in  Erw.,  daß  bei  dieser  Stellungnahme  das  Gteiicht  sich 
tberhaapt  nicht  mit  dem  weiteren  Antrag  des  AppelUnten  an  befasse 
brandite,  dahingehend,  es  sei  der  ganse  Nachlaß  dem  türkischen  Qenersl- 
konsul  in  Marseille  auszuant Worten,  damit  dieser  iliii  entspn  chend  dem  otto- 
manischen Erbrechte  an  di<-  Bi  r(  elitifrt^n  verteile;  daß  inde.-sen  betont  werden 
Süll,  daC  ein  solcher  Antrat^  unter  allen  rmstanden  unstatthaft  ist;  daß 
nämlicli  die  anläÜlich  dies.s  fiuzebsub  von  der  tiirivischen  Botjjchaft  in  Paris 
ausgestellte  Bescheinigung  keine  Bedeutung  hat  gegenüber  den  formellen  £r- 
klSruDgen  des  französischen  Ministers  des  Aoswlirtigea  in  der  am  4. 4. 03 
vom  Siegelbewahrer  an  den  Oenwalprokurator  sa  Alz  gerichteten  Depesche; 
daß  man  sicli  zugunsten  des  Antrages  auch  nicht  mit  Erfolg  auf  Art.  H  des 
Vertrages  vom  25.  6.  18()2  berufen  kann,  iu  welchem  Frankreich  der  Tlirkei 
die  Behandlung  der  meistbegünstigsten  Nation  verbürgt,  selbst  nicht  in  Ver- 
bindung mir  den  Verträgen,  welche  Frankrt  ich  mit  anderen  Nationen  hin- 
sichtlich der  Nachlaßregulierung  von  ihnen  angehörigcn  Bürgern  durch  Ver- 
mittelang der  Konsole  geschlossen  hat  (wie  z.  B.  mit  Italien  1862,  mit  Bnß> 
land  1874);  daß  nilmlich  die  Meistbegttnstigangsklausel  im  wesentlidiea  ihre 
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Wirkungen  nar  auf  dem  Gebiete  des  Mandela  und  der  Volkswirtschaft  äußert, 
auf  dem  hier  in  Frage  stchend<:-n  aber  bfiloutungslot,  ist;  daß  das  "Recht  dos- 
türkischen Generalkonsuls  in  Marseille,  sich  den  Nachlaß  von  A.  M.  aus- 
bändigen zu  laäiien,  weun  man  letzteren  noch  als  ottomanischen  Staats- 
angehörigen ansehen  will,  nur  auf  ein  diesbezügliches  Sonderabkommen  gc- 
grtadet  wefden  konnte;  d»ft  ein  Abkämmen,  weldM»  timliölie  BefagnitBe  den 
ttrUaeben  KonralarlieliSrden  einrknmte,  indeaaen  niemale  swiadiMi  Frankreich 
vnd  der  Hohen  Pforte  geschlossen  wurde ;  daß  allerdings  die  französischen 
Konsuln  in  der  Türkei  befin^t  sind,  ohne  daß  jemand  sich  einmisclien  dürfte, 
die  Naclililsse  auf  ottomanischem  Gebiet«-  verstorbener  Franzosen  zu  regulieren, 
welches  Recht  sich  ans  den  in  der  Türkei  uuch  geiti^nden  Stipulationen  des 
Axt  22  der  franzübischen  Kapitulationen  von  1740  ergibt;  daß  aber  der 
Hohen  Pfocle  die  Gegenseitigkeit  in  Frankreicli  nicht  Terbflrgt  ist  und  nicht 
lokommt. 

A  n  m  ;  Über  dieses  T''^rteil  ist  Ztsch.  XTV  4nn  kurz,  nebst  Literatnr- 
nachweisungen, berichtet.  Da  jener  Bericht  nicht  einwandfrei  ist  und  die 
Einzelheiten  des  Urteils  in  vielfacber  Beziehung  interessieren,  wird  hier  die 
Übersetzung  mitgeteilt.  Für  die  rechtliche  Stellung  der  im  Ausland  natura- 
lisierten Türken  ist  zn  vergleichen  Ztsrh  T  551  ff.  und  Polifis  InDnltoz 
1906  II  78  ff.  Für  die  Frage,  oh  nach  französischem  Hecht  lui  natiuHulc 
oder  loi  de  du  midie  fflr  den  Mobiliamachlaß  maSgebend  ist  ygl.  Ztsch.  XI 

ma,,  xm  Red. 

Großbritannien. 

I.  England. 

Anerkennung  einer  im  Ausland  (Ver.  Staaten  v.  Atnerikaj 

erfolgten  Ehescheidung. 
Court  of  Appeal  30.  3.  06 ;  Bater/Bater  (The  Law  Journal 

1906,  S.  228J 

Der  Idagende  Ehemann  begelirte  Nichtigkeitaerklirang  «einer  1699  in 
New  Tork  mit  dar  Bddagten  geachloseMm  £he,  wml  die  von  letiten»  IMO 

mit  Francis  Lowe  in  England  geschlossene  Ehe  fortbestehe,  da  die  im  Jahre 
1890  in  New  York  wegen  Ehebrüche'?  ^h-<  Francis  Lowe  ailiq;eeprocliene 
Scheidung  dieser  Ehe  in  Ent^land  nicht  anzuerkenn.Mi  sei. 

Unstreitig  lag  hiuüichtiich  der  i/OU'e'schen  Ebt-  konkurrierender  Ehebruch 
der  £hefrau  vor.  Der  Kläger  stützte  sich  auf  die  zwischen  dem  Rechte 
ftigiands  und  New- Yorks  bestehende  Versddedettheit  in  der  Benrteilong  der 
Shebmchskonkiirrens.  Der  Gerichtshof  entschied,  es  komme  nur  daran!  an, 
ob  die  jetzigen  Parteien  Domizil  in  New  York  gehabt  hiitten  und  demzufolge 
flie  Zuständi^'keit  des  Gerichtes  begründet  sei.  Der  Gerichtshof  bejahte  dies 
und  knüpfte  daran  die  Folge  der  Anerkennung  des  Ehesrheidangsnrteils  nach 
Mabgabe  deä  Ebescheiduttgsrechte«  von  New  York  und  somit  der  Abweisung 
der  Klage. 

AnsL :  Übw  die  TCTsobiedene  Bdiandlnng  des  konknirierenden  Ehebraches 
in  Amerika  und  in  England  Tgl.  Stimeon,  American  Statute  Latc 
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(Boeton  1866)  §  0908  wwie  St§pk0n*9  iWs«  Commmiaries  tm  iht  law» 

of  England  12.  ed.  (1805i  vol.  II  S.  2R()  Ni  lit  ausreichend  Hahn  in 
Leske  u.  Loewenf eld^  BeclUsmr folgung  im  intemationaUm  Ver- 
kehr  17  688 ff.)  memeper. 

Erhredä,  Maßgeldichkeit  der  lex  domicUU  für  die  Gültig- 
keit letütwüUger  Verfügungen. 

High  Cmrt  of  JtMücB^  Chancery  Division,  6,  7,  05  (SeholofieWSi.Mn 
und  Smith/St.  John;  Th«  Law  Journal  1906  S.  669). 

Eine  Engländerin  hatte  in  Frankreich  Domizil  genommen  nnd  dort 
letstwillige  Veitt^pugNi  getroffen,  deren  Ottltigkeit  wegen  Teratofies  g^en 
englische  YorBChriften  („WÜUAet,  1837";  1  Viet.^fß^  angefochten  wurde. 

Der  Gt  richtahof  erklärte  die  Verfügungen  für  gültig,  weil  sie  der  ban- 

rösischcn  lex  dmHicilii  entsprachen.  Ge{.^tiistaTitl  der  Verfil^ng:  war  ein 
geringer  ikstand  von  IhiUH^^erRt  in  Krankrt  ii  h.  Der  größere  Teil  des  Nach* 
lasses  (im  Werte  von  15UUU  £.)  befand  sieb  in  England. 

Lex  rei  sitae.  Assfgnemeni  über  ^reveraionar$f  inierest^. 
Benachrichtigung  der  trustees. 

Chancery  Division  10.  4.  Oß ;  Kelly  ^eltcyn  (The  Law  Meportu  WO,'», 
Chance nj  Division  vol.  US.  117). 

A.  H.  6.  hatte,  während  er  in  New  York  doiuiziiiert  war.  durt  ItÖl 
durch  „asHgttement'*  sngnosten  seiner  Frau  Uber  ihm  spftter  mlaUende*  Yer- 
mOgen  Terfagt,  welcfaeB  letstwillig  ihm  sngewendetae  „rever»iomarff 
interMt"  war  and  onter  der  Verwaltung  mgliacher  iruatee» .  stand.  In 

Jahre  1894  bestellte  ^1  Jf.  S.  einem  Glftnbigcr  Pfand  mortgage)  an  den- 
Belhen  Verniögenssf  ii(  ken.  Das  oi^Higncmetit  von  ISfn  war  den  frustees 
ni<  ht  an|:;ezeigt,  die  I'faudbestellniitr  vim  IH'.M  ^var  ihnen  antrezeigt.  Kach 
dem  Rechte  New  Yorks  war  das  a.ssn/nt  oicnt  ohne  Anzeige  au  die  truatees 
gültig,  nach  dem  englischen  Rechte  nicht.  Infolgedessen  hätte  der  Pfand- 
gläubiger ra  1884  hei  Haßgeblichkeit  des  Rechtes  Ton  New  York  sein  Recht 
gegenflher  der  Shefran  nicht  geltend  machen  k5nnen.  Nach  englischem  Recht 
konnte  er  es.  Es  wurde  englisches  Recht  für  das  asfiignement  von  1891 
als  maßgebend  erklärt  mit  der  Begründung,  daß  der  Gegenstand  des 
assiqnfittient  in  England  belegen  sei  und  das  in  Rede  stehende  Vermögen 
unter  der  Administration  eines  cnglischpn  Geiit  htes  stehe. 

Anm.  Der  Oberrichter  Warrington  bemerkte  in  dem  Urteil,  daß 
für  die  Frage  kein  zutreffendes  Praeoedens  existiere,  und  dafl  anch  die 

Literatur  —  Diccy's  Conflict  of  law  S.  630—33,  Foote's  International 
Lato  3.  Aufl.  S.  2(>4.  Westlake's  Private  International  Law  —  keine 
Antwort  auf  die  Kollisionsfrage  enthalte.  —  Red. 
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Sck^akoüuion.    Haftutuf  für  Mettschenverhtst.  Spamsdtes 

und  englisches  Recht. 

Admiralty  Court  of  Ap^eai  9. 11.  Oä  („The  Circe",  Law  Journal 
BeporU  Sä.  74,  T.D.A  A.  S.  1). 

Seeleute  Yen  der  BeMtsang  eine»  «paniMlieii  ScbÜhe  varen  bei  einer 

Kollision  dieses  Schiffes  mit  einem  franzügischen  Schiff  auf  hober  See  ertrunken. 
Die  Eif^entUmer  des  spanischen  Schiffes  maßten  gemäß  spanischem  Recht 
(l'Drailgea«tz  von  It^UU)  die  Hinterbliebenen  —  ohne  Eficksicht  auf  Vcracbal- 
den  —  Bcbadto«  balten.  Sie  verlMigfeen  von  den  EigentOmem  des  fraazleledien 
ürhiffcs,  mit  Rllrksiclit  auf  das  VrrsrhnlfJrn  hridr-r  SchifTc  an  rlnr  Knllision, 
£rsatz  der  HiUfte  des  au  die  Uiuterbliebeneu  zu  zahlenden  B^trag-  ä.  Dai 
Geridit  viee  die  Klage  ab,  weil  «oBerkootrsktUebe  Sdhedenaenttzansprüdie 
ebemewdil  der  lex  fori  als  dem  sonst  maßgebenden  Redte  ent^xeefaen 
nirißt«n.  was  in  firniancefnn^  englischer  ri< m  Hpaiii^irlun  HnfalllgeMtS  ent- 
sprechender Vorschriften  für  den  gegebenen  l-'all  uicbi  2ulrt>Se. 

A  n  m. :  Die  Gründe  des  Urteils  denten  —  nicht  ganz  klar  —  an,  der 
t-nirli.MrlR'  Gruiuij^ütz,  ilaö  für  Verlust  von  Mi'nschenlebt'ii  ki-iii  Schucicnscrsiitz 
?'i  u'owahren  sei,  gehöre  dem  ordre  public  an.  Über  die  amerikanische 
i'raxis  (,j)ublic  pvlicy"  bei  dem  snletat  b«eeldinetett  Qciuubat«}  vsLZtedi. 
XI  auB,  XIV  176.  -  Red. 

2.  Schottland. 

Deliktsan Spruch.    (SchadensersaU  uegen  Beleidigung.) 

Court  uf  Session,  Etans  d  Som/Stein  dt  Co.,  1904,  7  F.  65  (Juridical 

Reoitw  1905,  S.  402). 
Der  in  Schottland  wobnende  Beklagte  hatte  an  den  in  England  docnl- 
riHf-rt«»!!  Kläger  (in  Tflegramni  »ind  zwei  Bricfi-  liilei<fi(:iiul(*n  Inhaltes 
geschickt-  Nach  schottischem  Recht  begründete  der  Tatbestand  Schadcus- 
enatspiidit,  iMcb  engHsebem  Bedtt  nidit.  Der  Geriditebo!  stellte  nutSebst 
fest,  daß  dem  Schadensersatzanspruch  des  Klägers  nur  dann 
stattzugeben  sei,  wenn  er  sowohl  nach  der  lex  fori  als  nach 
der  lex  loci  delicti  commissi  begründet  sei.  Es  war  demgemäß 
zn  emütteltt,  ob  der  Tatbestand,  Srtlii^  geDommen,  dem  Gebiete  Sobottlands 
oder  Englands  angi  hörr  Dfr  'rrrirhtshof  t  nt>-Thit'd.  daß  locus  delicti 
rommiwi  in  England  liege,  da  nicht  der  Ort  der  Absendung,  sondern  der- 
jenige der  Anknnft  maBgebend  sei.  Der  fiebadensersatsansprucli  wurde 
demgeoIB  abgewiesen. 

Anm.  1.  Der  durch  Sperrung  hervorgebolHUt'  Satz  .utspriiht  der 
kuustÄDten  englischen  Recbt^iprecbung,  wird  abttr  m  Srliottlaiii  nicht 
immer  befolgt.  Vgl.  Darüber  Juridical  Review  a.  a.  U  4(W.  Im 
übrigen  vgl  Dicey,  A  Digwt  of  Ih«  law  of  England  toith  refereneo 
to  ihm  eonfltct  of  law»,  London  1896,  S.  669  ff.,  Foott,  Foreign  and 
domestic  law,  3.  Aufl..  London  l'.W,  S  4S7  Wttttak«,  PriwU« 
international  law,  4.  Aull.,  London  l'JOö,  ö.  Üö7  ft.  — 
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Anm.  2.  Hinsirhtlifh  des  Ortes  der  Begehung-  im  Sinne  der  le.r  iuci  delicti 
commissi  schwankt  die  englische  Praxis  darüber  Juiidical  Mevietc 

».  ».  0.  — 

Anm  3.  i'ber  die  Behandlung  der  beiden  in  Anm.  1  und  2  berührten  Fratr-^n 
überhaupt  und  insbesondere  in  Deutschland  cf.  Zitelmann,  Internationales 
Privat  recht  II  480.  Bar,  Theorie  und  Praxis  des  /.  P.  B.  II  116> 
Zticb.  XI  284,  und  di«  KomnentMe  in  Art  13  EG  s.  BQB. 

Niemuyer, 

Italien. 

Seefrachimrtrag.    Forum  solultonis   italteniscJier  Geruhte 
für  Klagen  von  Ansiändern  gegen  Ausländer.  —  Materiell- 
rechtliche  Maßgeblichkeit  der  lex  loci  actus. 

Corte  dappel/o    Venedif/    13    1   0.1 ;    Dreijfws/Dowgate  Stea$m9hip. 

(Kivista  di  diritto  intei  nasiounln  l'Mß.  S.  77  ff.  ) 

Die  Bcklatfte.  eine  englische  üampfschifFahrtsgesellschaft.  wurde  von  der 
Klägerin,  einer  iranzüüischen  Gesellschaft,  ans  einem  l-'racht vjTtra^e  in  An- 
sprach genommen,  dessen  Abschloß  iu  Buenos  Aires  stattgefunden  hatte.  Die 
Terfrachtete  Ware  war  grOßtenteilfl  in  Flame  gdOscht  worden,  der  letste 
Rest  in  Venedig. 

Es  war  u.  a.  zu  entsrhfiden,  1.  ob  die  italienischen  Gerichte  (Venedig 
zuständig  seien,  2.  welches  Aecbt  fttr  die  VerpfliobtonKen  MU  dem  Fracht- 
verträge maßgebend  sei 

Der  Gerichtshof  hejalitc  die  erste  h'ra^r*'  auf  (irund  der  .\rtt.  105  No.  2 
nnd  3  Codice  di  provedut  a  cicile.  Die  zweite  Frage  wurde  auf  Grund 
des  Art.  68  Coäiee  di  cammereio  zugunsten  des  argentinischen  Bechtei 
als  des  Ortsredites  der  Geach&ftserrlchtnng  entschieden. 

1.  Bs  wurde  angenommen,  dafi  Venedig  Im  Sinne  des  Art.  105  19o.  2 
Cod.  proc.  civ.  als  Erfüllungsort  {„luogo  di  esecuzione")  wn  gelten  habe, 
obwohl  dl  r  prüüte  Teil  der  Ware  in  Fiurae  jrelöseht  war  und  in  dem  Ver- 
trage nur  aushilfsweise  vereinbart  war,  daß  der  Befrncht^^r  na«  hTrä^'lich 
gegen  Zahlung,  eines  Frachtzusatzes  die  Löschung  der  Ladung  in  Venedig 
verlangen  Icöime.  Der  Gerichtshof  lehnte  ansdrflckUeh  den  Einwand  ab,  daft 
das  Gericht  von  Finme  eine  Itonlrarrierende  und  «besser  berechtigte*  £om- 
petens  habe,  weil  Finme  der  prinzipale  Erf  Ullnngsort  sei  und  dort  der  gr50te 
Tdl  der  Ludung  gelöscht  sei. 

Auch  Art.  105  Nu,  8  Cod.  proc.  civ.  wurde  als  znreicheii  le  (iruiitllafc 
für  die  Zustündipkrit  der  italienisrhen  Gerichte  erachti  t.  da  au^weisli(  h  tni<  r 
Bescheinigung  des  Lurdmayor  vom  (>.  d.  04  in  analogen  Fällen  die  engiiscbeo 
Gerichte  für  Klagen  gegen  Italiener  zuständig  seien.  .  Der  Einwand,  daß  der 
Lordinayor  fttr  solche  Bescheinigung  nicht  anständig  sei,  wurde  inrttck- 
gewiesen  mit  der  Begründung,  daß  die  Parteien  den  Beweis  aaslftndischeB 
Rechtes  in  derselben  Weise  fahren  könnten  ^ehs  farMero  p9r  un  torü 
fatto  prieato". 


Digitized  by  Google 


Itolieo.  371 

3.  Als  maßgebliches  Recht  hatte  die  Klägerin  das  italienische  Recht 
angerufe?!  wA]  VcntM^'L'  Erfüllungsort  sei.  In  dipsem  Sinnf»  hatte  anch  da»? 
Gtsrichl  ersTer  iiintanz  erkannt.  Der  Aj)i)t'llhof  tiilirto  aus.  daü  nach  Art.  ü 
der  Disposizioni  preitminari  zum  C.  c.  und  Alt.  56  Cod.  cumm.  für  die 
BecbtalDlgni  «inM  B«ohtigeKliiftfli  dum  Baeht  dw  Srriektvngtortes 
mlfebend  sei;  Art.  66  a.  a.  0.  w»1le  niclrts  anderes  iMStimmen,  als  Art.  9 
Dtapoaittümi  prelimiiiari  zum  C.  c. ;  Art  68  bringe  nor  luefttiUeh  tnr 
Qdtang,  daß  neben  dem  ursprünglichen  Gesrhäftsschluß  („originario  con- 
traitd")  später«^  T^'''htshandlungen  („atti  e  ftitti  succcssivi  c  correlattri") 
in  Betracht  konnnen  könnten,  für  welche  der  gleiche  Grundsatz  der  Mali- 
geblicbkeit  der  le.r  loci  ach4.-<  tcelte,  wie  für  dats  ^rrnndlegr^nde  Hechtsgeschäft. 

Anni.  1:  Die  maütri  bcnden  Bestimm angen  l&aten: 
aJArt.  loö  C.  j>roc.  ci v. : 

„Im  Hraniero  eke  mm  ha  retidenm  nel  regno  pud  eaatrg 
eoncenuto  davanti  I«  autoritä  giudiMiarfs  del  regno,  ancoreki 
non  vi  si  trooi: 

1.  Se  99  iratti  di  weUmi  su  beni  immobili  o  heni  moMi 

esistenti  nel  regno  ; 

2.  Se  si  tratti  di  obbligaziuni  che  abbiamt  origine  da  con- 
tratti  o  fatti  segniti  nel  regno,  o  che  de^ano  avere  ese- 
cuxione  nel  regno; 

8.  In  tutti  gli  altri  caai  in  cui  poaaa  cid  farai  per  räci- 
procitä". 
Art.  106  C.  p  roc.  ci c. : 

„OUre  i  casi  indicali  liclV  ftrtic'ilu  precedente,  lo  strania o 
puu  essere  eoncenuto  davanti  le  autoritä  giudiziarie  del  regnn 
per  Mliguutkmi  eatUratte  in  paeae  eatero: 

1.  Se  abbin  rcsidenea  nel  regno,  aneorehi  non  vi  si  treta 
attualniente ; 

2.  Se  ei  trmti  nel  regno,  qtuaUu$tigne  non  ti  aöbia  reeideneot 

pur  che  sia  citatu  in  pereona  propria." 
Art,  107  C.proc.  civ.: 

,.Quandö  lo  »träniere  non  iMia  reeidenea,  dimora,  o  donti- 

cilio  detto  nel  regno,  ne  vi  sia  tttabilito  un  luogo  per  l  esecuzione 
del  contratto,  Vazione  personale  o  reale  em  beni  nwbüi  e 
proposta   davanti   l'autoritä  giudieiaria  del  luogo  in  eui 
Vattore  ha  domieiUo  o  reeidenea." 
b)  Art.  58  Cod.  comm. 

„La  forma  e  i  requisiti  essenziali  delle  obbligaxioni  cummer- 
eitUi,  la  forma  degii  aiti  da  farsi  per  Veeercieio  e  la  eonser^ 
vazione  dei  diritti  die  ne  derivano  o  per  la  hno  esc<  uzinHe. 
e  gli  effetti  degli  atti  ateaai,  aono  regolati  rispettivametUe 
dalle  leggi  o  dagli  u.si  del  luogo  dove  ai  emcttnno  le  ohbli' 
gaaioni  e  doee  ei  fannv  o  si  escguiscono  gli  atfi  .-^udtiefti,  salva 
in  ogni  caso  Veccezione  stabilita  nclV  nrticolo  U  delle  dispnsi- 
Mioni  preliminari  del  codice  cicilc  per  coloro  che  aono  aogetti 
ad  una  steaaa  legge  nazionale." 
e)  Art.  9  de  r  Di  sp  o  s  i  z  i  o  n  i  p  t  >■  I  i  tu  i  n  a  r  i  z  u  tri  C  r  ■ 

t,Le  forme  estrimicche  degli  atti  tra  vivi  e  di  ultima  colunta 
eono  deierminate  dalla  legge  del  luogo  in  cui  aono  fatti.  M 
perd  in  facoliä  dei  tUeponenti  o  contraenti  di  eeguire  le  forme 
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della  loro  legge  nagionale,  purcki  queaia  sia  comune  a  tutU 
le  parti. 

La  sostama  e  gli  effetti  delle  donaaUmi  e  delle  digpe- 
sizioni  di  ultima  mhnitä  si  reptUauo  regolaü  äalki  legge 
nazionale  dei  disponetiti. 

La  sostanaa  e  gli  effetti  delle  obbligazioni  ei  reputano 
regolati  dalln  legge  del  luogo  in  cui  gli  atti  furono  fatti,  e, 
se  i  cotUraenti  stranieri  appartengom  cul  una  ateeea  nazione, 
ädtta  /oro  legge  noBionale.  E  salva  in  ogni  eaeo  la  dime- 
sfrn-hnw  (Ii  una  diversa  volontä." 
A  n  lu.  2.   Der  Einsender  des  Urteils,  Profuser  D.  Anzilotti  (Bologna) 
kritisiert  a.  a.  O.  die  BotBeheidniig  in  mehreren  Biiuse1|Nra]cten,  stellt  aber 
f(-'8t,  daß  die  Beantwortung  der  beiden  oben  bezeichneten  Haiiptfraoren  in 
ÜbereinstimmuDg  mit  der  herrachenden  Tboorie  und  Praxis  erfolgt  sei.  — 
Über  die  Interpretation  der  Artt.  68  C.  comm.  und  Art  9  Disp.  prel.  C,  e. 
ist  auch  zu  verglei(  1j n    I  i   Aufsatz  von  Anätloiti  in  „//  diritto 
commerciaie"  voL  XXII  ^UlM)  S.  Ü2i  S.,  401  ft.  Niemeger. 

Niederlande. 

Haoffer  Obereinkommen  14.  IL  96,  —  Vollstreckung  deutscher 

KostenfestseUmnffshesMüsse, 

aeriehtahof  Haag  6. 2,  06  (Bl.  Vergl.  Jt.  1906,  S.  63). 
Ein  Beklagter  legt  gegen  eine  Entscheidung  eines  holländischen  Gerichtes, 
worin  gewisse  von  deutschen  fiericliten  abgefaßte  KostenfestsetzungsbesohlUsse 
auch  in  Holland  für  vollstreckbar  erklärt  werden,  Berufung  mit  der  Begrün- 
dung ein :  daß  dieselben  gBescblässe"  keine  .Urteile"  sind,  weil  sie  nicht  eine 
elgeBtUehe  Kondemnation  enthalten,  eondem  eine  Uofie  Feataetiang  di« 
ProseßkoBtenbetragee,  dafi  dieselben  also  ihrem  Cliarakter  nadi  nicht  nntor 
den  Begriff  ffiondamnation9  au»  frai»  et  dipenda  du  proe^  (Art  13 
des  Baager  international  priTatrechtlichen  Vertrages  vom  14.  11.06)  fallen, 
daß  sie  also  nicht  zn  den  gesetzlichen  {resp.  vertragsmäßigen^  AusnahtiiefäUen 
gfhfiren  in  bexug  auf  welche  Art.  481  der  holl.  ZPO  eine  VoÜstreckbar- 
trkiarung  ausländischer  Urteile  von  boll.  (ierichten  ohne  erneuerte  Unter- 
suchung erlaubt. 

Diese  Bemfiing  Ist  vorworfen,  weil  die  Annahme  des  Bemfongskttgets, 
als  seien  KosteniestsetanngsbeachltisBe,  nach  Haflgabe  der  g§  104  nnd  106, 
und  I  103  n  ZPO  keine  Urteile,  ircig  ist»  diese  besonderen  Beschlüsse  ut< 

sächlich  vielmehr  als  so  nnmittelbare  und  notwendige  Folgen  der  eigentlichen 
Urteile  —  welche  in  den  licschlilssen  auch  :iominalim  zitiert  werden  zu 
betrachten  sind,  daü  sie  liegnffsuiaüig  ganz  gewiß  zu  den  im  oben  genannten 
Art.  12  erwähnten  CundamnaUuns  gehören. 

BesflgUcb  eines  Bescbliuses  jedocb  ward  die  Berufung  für  gerechtfertigt 
befunden,  well  es  sich  dabei  um  eine  Kondemnation  des  fierafnngsbeklagtea 
(Klägers  in  erster  Instanz)  dem  Berufungskl&ger  (Beklagten  in  erster 
Instanz)  gegenüber  handelte,  und  Art.  12  (oben  erwähnt)  nur  von  „condam- 
uatkma  contra  le  demandeur  ou  linteroeuant"  spricht.    Für  einen 
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siilchen  Beschlufi  gilt  dff  Ansiiahnu'  des  Art.  431  holl.  ZPO  nicht,  und  eine 
erneaert«  Uotenacbang  bleibt  fQr  die  VoUstreckbtirerkl&raiig  dorcbans  nötig. 

BIb  K«MaifestB«tzang8begdiliiB  «inei  dMtwdieii  Gofobti  raeh  MaSgmbe 
der  §§  IGB  SBd  104  ZPO  hängt  mit  dem  eigentlichen  kondemnierendcn  Urt«il 
lirartit?  zusammen,  f^nß  «  r  seinem  Charakter  nach  anter  den  in  Art  12  den 
Uaager  intemationai  privatrechtlichen  Abkommens  vom  14. 11.  erwähnten 
Btfriff  ,fionäamnation«  attm  frai»  *t  4Upmd»  4h  prook^  OUlt,  «nd 
»Isii  ohne  weittTt"  Angabe  des  Drteila  selbst  von  eint-m  liollündischcn  Gcrirlito 
als  Tolistreckbar  erklärt  werden  darf,  gemäS  den  in  Art.  13  de«  genannten 
Vertrages  erwähnten  Formalitäten.  Da  aber  derselbe  Art.  12  nur  von  „con- 
iemiuMom  contr«  h  4*man4«ur  ou  VinUrv^nant"  qntcbt,  kann 
(T  nicht  anf  einen  Kostenfestsetxnngabeschlaß  angewandt  werden,  darch  den 
ein  Beklagter  oder  Berofnngsbeklagter,  aaoh  wenn  er  in  erster  Instanz 
Kllger  wu,  ▼ernrtdU  wlid.  Für  einen  wloiwB  BmiMiiA  bdAU  Art  481  der 
bolländischen  ZPO  seine  onbeachränkte  OQltigkeit,  and  m  iit  dlie  «msote 
Dntenoclnnig  für  die  ZwangsToUitraekniiK  «ri4»rderiicli. 

Österreich. 

Haager  Übereinkommen  14.  11.  189f)  —  Anwendbar k-t'it  auf 

Nuhtigkeitsverfahren  vor  dem  österreichische n  Paleniamt. 

K.  K.  Patentamt,  Nichtigkeitaabteaung.   29.  1.  06.  (F.  A.  Z.  ä4:it4-  tiö 
AManaHeken  No,  32—04;  JlakoKitakif/ErbeH  Wiktoraokn).*) 

Die  ^ichti^'){eit«abteilang  des  k.  k.  Patentamtes  bat  Uber  das  Begehren 
der  Erben  W.  auf  Leistnnfr  einer  Sichcrstellanpr  für  dir  ihnen  im  Vi-rfahrcn 
dber  die  Klage  des  J?.  auf  Aberkennung  eines  Patentes  erwachsenden  Kosten 
bcMüdoMMi:  Dm  Bogdinn  MfLeiBtung  der  SicliefntellilOg  wird  aligvwieMn. 

Aas  den  QrQnden. 

Dem  vor^renannten  f^lHreinkommen.  welches  nnter  No.  ex  1899  des 
KGBi  mit  Wirksamkeit  für  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  and 
Uad«r  kDudgemneht  wurde,  ist  laut  der  KandnedrangeklMMl  ancli  Rnfiluid 
beigetreten.  Der  Geklaj^te  hat  seinen  Wohnsitz  in  Wilna  und  ist,  WU  Miteu 
der  Beklagten  nicht  bestritten  wurde,  Angehürigcr  Rußlands. 

Dareh  Art.  11  des  sitierten  Obereinkonunens  wird  bestimmt,  daß  An- 
gehörige eines  Vertragsstaates,  welche  in  irgmd  einem  der  VertngsstMten 
ihren  Wohnsitz  haben,  sobald  sie  in  einem  anderen  die8<>r  Staaten  als  Kläger 
vor  Gericht  auftreten,  deswegen,  weil  sie  keinen  Wotuuitz  im  Inlande  haben, 
rine  SioherhdUMstung  unter  weidHur  Benenniinf  es  »vidi  »d,  niebt  auferlegt 
werden  darf. 

Dadurch,  daß  Art.  11  nach  dem  deutschen  Text«'  diese  Befreiung  für 
den  Fall  des  Auftretens  ,als  Kläger  vor  Gericht'  fcjiteetzt,  insbesondere 


*)  Mitgeteilt  von  Herrn  Dr.  Wiih.  Fappanhaim,  Hol-  und  Gericbts- 
adTokat  in  Wien. 
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krner  dadurch,  daü  da»  L  bereinkommen  nach  seiner  Einleitung  zur  Regelung 
einiger  Mif  den  ZivilproseB  Iwsflglichett  Fragen  des  internaliooalen  Flfvat- 
reehtM  gMdiloflseii  wurde,  kftimte  es  fraglich  erscheinen,  ob  desMlbe  tberhuipt 
und  der  Art.  11  im  beeonderen  im  Verfabrai  Tor  der  NiditigkeitBabteilnng 

des  Patentamtes  Anwendung  finden  kann. 

Di«'  ZulässiL'krit  df»r  Anwendtm^r  erscheint  jedoch  durch  ein«-  Reihe  von 
Erwägungen  begründet;  Zunächst  braucht  dem  Wortlaute  des  Art.  11  keine 
entscheidende  Bedeutung  beigelegt  zu  werden,  weil  die  Jicfrciung  des  Art.  11 
nach  dessen  maflgebendera  lnu»9sifldiem  Urtexte  dem  „demtundeur^  im 
Verfahren  vor  den  „tribunauO"  ankommt^  diese  Ansdrfieke  aber  den  Antrag- 
steller im  Aberkennt!!^,  Niobtiglieits-  oder  BttclcnahmeTerfahren  und  die 
Nichtigkeitsabteilung  wohl  mitnrnfassen  ki^nnon  Daß  aber  der  Wortlaut 
der  Einleitung  des  Vertrages  niclii  ohne  weiteres  beweiskräftisr  i?^"t.  rrfribt  die 
Tatsache,  daü  das  Übereinkommen  n-u  li  i  beii  dieser  Einleitung'  Fragen  des 
Privatrechtos  lösen  soll,  ja  duü  der  im  KGBl  angeführte  Titel  das  i' her- 
einkommen lediglich  als  ein  solches  ,8nr  Regelung  einiger  Fragen  des  inter- 
nationalen Privatrechtes*  beseichnet,  während  doch  die  Qegmstinde  des 
Übwndnkommims  —  JUtteilnng  von  Akten,  EinDchschreibcn.  Sidterbeitsleistang 
für  die  Prozeßkosten,  Armcnrrcht  und  Personalhaft  —  (iure  bans  nicht  Gegen- 
stände privatrechtlicher  Natur  sind.  Dazu  kounnt.  ilaß  der  französische 
Originaltext  von  „procidure  civile'^  spricht,  welche  He/.eirhnnnü:  als  Gegen- 
satz zur  nprocedure  pinale"  auch  das  Verfahren  vor  dem  Patentamt  mit- 
omfassen  kann. 

Fflr  die  Ansl^ping  eines  völkerrechtlichen  Vertmges  ist  Tor  allem  die 
Absicht  der  Yerlragsteile  l)ei  Abschlnfi  des  Yertrsges  mafigeboid.  Bs  ver- 
steht sich  von  selbst,  daß  die  Reziprozität  -  das  Prinzii»  der  einheitlichen 
Regelung  in  allen  Vertragsstaateri  die  Gniiidlafje  des  l  liereiiikitintnens 
bildet  Von  allon  Vortrapf^taaten  kennt  aber  nnr  Übt^^rrcicb  ein  vr  der 
Admiuiblrativbehürde  abzutüiirendeä  Aberkeunuugs verfahren,  in  allen  übrigen 
Staaten  kann  der  Aberkennungaansprucb,  aoferne  er  zivilrechtlich  anerlcamrt 
ist,  nnr  vor  den  Gerichten  geltend  gemacht  werden.  HinichUicb  des  Nichtig' 
erkUrongsverfahiens  stdit  xwar  Österreich  nicht  ganz  Tereinselt  da,  aber 
iiiCcr  in  n.sterreirh  wird  ntir  noch  in  Ungarn  und  im  Deutschen  Reiche  die 
Nichtigerklärunti  beim  Patcntamte  fieantragt,  während  in  <len  iilirii^en  11  - 
Vertrai?sstaaten  anch  dieses  Verfahren  ein  gerichtin  hes  ist  Für  das  liüekiiahnie- 
verfabren  kommt  zu  den  genannten  drei  Staaten  noch  Belgien  hinzu,  wo 
lUeses  Verfahren  gleichfalls  (jedoch  ohne  Auferlegung  einer  Kautiouspflichl 
fttr  den  Antragsteller)  yor  die  AdministxativbdiOden  gehOrt,  wihrend  in  dea 
flbrigra  ^  10  — <  Staaten  andi  dieses  Verfahren  ein  gtticbtUcbes  ist  Die 
Auslegung  des  ^'ertragcs  nach  dorn  Wortlaute  wflrde  also  dazu  fuhren,  daß 
zwar  die  Österreicher  bei  Geltendmachung  eines  Aberkcnntingsanspruches  in 
allen,  hei  Sfellnntf  eines  Nichtigkeit?-  oder  Rücknahroeantratres  in  11  Vcrtra^s- 
staateu  vuu  einer  Kautionspflicbt  befreit  wären,  wälirend  die  Angehöriiien  iliescr 
.Staaten  trotz  des  Vertrages  in  Österreich  nach  wie  vor  kautionspflichtig  wären. 
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Eine  derart  ungleiche  Behandlung  der  Antji'luirifrpn  der  Vortratrsstaaten 
maß  iihcr  alr^  dt  r  Absicht  der  \'t  itraujiteilo  jjeradezu  zuwiderlaufend  angesehen 
werden.  6ie  kann  aber  auch  dadurch  nicht  als  mit  dem  Vertragszweck 
Todnbtrt  erldirt  werden,  daß  man  alf  soldien  die  Hetstellang  formaler 
Oleidibembtigaijg  amimmt»  darin  bestellend,  daS  eben  die  Kantlonafrübeit 
gerade  nur  fttr  das  Verfahre  Tor  Gericht  vereinbart  werden  sollte,  mag 
auch  in  den  einzelnen  Vertragsstaaten  die  Zuständigkeit  der  Gerichte  ver- 
schieden abgegrenzt  sein  Diese  Argumentation  übersieht  nämlich,  daß  («ine 
Kosten-Kautionspllitht  dtm  Administratiwei  fahren  —  u.  zw.  auch  dem  vor 
Admluistrativbehürden  abgeführten  Parteiverfahren  —  grundsätzlich  fremd 
ist  und  da6  die  Übertragung  des  siTxlptosessoalen  Institutes  der  Kosten- 
kantion  anf  das  AdmlttistratiTTerfahrai  nur  in  den  seltensten  Aunabmsttllen 
statthat.  Die  Mehraabl  der  Vertsagastaaten  sdireibt  —  soweit  h.  a.  bekannt 
—  eine  Kostenkaution  im  Administrativverfahren  überhaupt  nicht  vor;  in 
(Hterreirh  ii^t  die  Pflicht  zur  Lei.stung  dieser  Kaution  nur  für  das  Verfahren 
viir  (Ili-  Nirlitiirkcitsabteilung  tVstüiesetzt.  Jene  scheinbar  nnr  formale  Uleich- 
Whäudiung  mui»te  also  gerade  hinsichtlich  der  Kostenkautiousptiicht  zu  einer 
anch  materiellen  Gleichbehandlong  fttbren,  da  eben  in  jenen  Angelegenbeiten, 
welche  in  dem  einen  oder  anderen  der  Vertragastaaten  nicht  Tor  die  Ctarielite 
gehörten,  hier  gmnds&talieh  obnehln  eine  Pflicht  anr  Sicherheitsleistung  für 
die  Kostoi  nidit  bestand ;  daß  in  solchen  Fällen  die  Freiheit  von  der  Kautions- 
ptlirht  in  einigen  von  den  Vertragsstaaten  durch  das  Übereinkommen  heerrUndet 
wird,  in  den  anderen  aber  dadurch,  daß  e?  sich  um  ein  Administrativverfahren 
handelt,  mithin  ein  besonderer  Bcfreiuugstitel  nicht  erforderlich  ist,  ändert 
an  der  Tatsache  nichts,  daß  durch  das  Übereinkommen  die  Befreiung  zn 
einer  allgemeinen  worde. 

DaS  aber  die  nnr  in  einigen  Staaten  nnd  anch  in  diesen  nnr  in  Aber* 
aus  seltenen  Fällen  für  ein  AdministratiT?erfabren  bestehende  Kautionspflicht 
aufrecht  erlialten  wn!"?!  sollte,  kann  nm  so  -vvcnifrcr  als  Absicht  der  Vertraga- 
-"taaten  anj^cschcn  werden,  als  iladunh  zufxhich,  wie  oben  gezeigt  wurde, 
den  Angehörigen  jener  Staaten,  welche  eine  Kautionsptlicht  im  Administrativ- 
verfahren  kennen,  eine  günstigere  Stellung  eingeräumt  würde,  als  denen  der 
abtigen  Staaten.  Der  Absicht  der  Kontrahenten,  welche  dahin  ging,  die 
gletdie  Behandlung  der  Angehörigen  aller  Yertragsstaaten  und  ihre  rolle 
Befrelong  von  Kostenkantionen  in  allen  Vertragsstaaten  zu  sichern,  würde 
also  entgegengehandelt,  wenn  man  im  Verfahren  vor  der  Nichtigkeitsaht(  ilnns^ 
—  also  in  einem  Administrativverfahren  —  an  der  Kaationspllicht  auch  von 
Angehörigen  der  Vertra^isstaateu  festhalten  wollt<v 

Daß  Art.  11  nicht  ausdrücklich  das  Verfahren  vur  der  Nichtigkeits- 
abteilong  oder  das  AdmInistrativTeriabren  überhaupt  erwfthnt,  duf  nicht 
als  Ansdrack  der  Absicht  angesehen  werden,  die  Befreiung  niiAt  anch  auf 
dieses  auszudehnen;  die  Seltenheit  diesir  Ausnahmefälle,  die  überdies  nur  in 
einigen  Staaten  vorkommen,  erklärt  vielmehr  ihr  Übersehen  und  ihre  Nicht- 
ervähuong  hinreichend.  Es  darf  aber  wohl  als  im  ätnne  der  Vertragsteile 
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und  im  GcisU'  il<  s  tibrn  inkommens  gelegen  anprnommen  werden,  daß  amlt  rci- 
falls  die  BL'froiun^r  von  ilrr  Kautionspflicbt  ausdrücklich  auch  aul  dic-ic 
Fälle  ausgedehnt  woidcn  wäre. 

-  Fttr  die  Anwendung  des  Art.  11  des  Übereinkommens  auf  dAsNicbtigkeiU- 
▼whlifen  kommt  ancli  noch  in  Betroeht,  daB  swar  die  Abschnitte  a),  b)  nnd  e) 
des  Übeninkommens  sioh  aosdrttcklich  aof  «Ziyil-  und  Handelssecben  (en 
maüire  civile  ou  commerciale)  —  b.  Art.  1,  5  und  17  —  beschränken, 
während  in  dt-n  Abschnitfcn  ('i  (Sicherheitsleistim^j;  für  Prozpßkosten)  and  d) 
(Armenrecht)  eine  sdIcIic  Besch ränkun^c  im  Texte  des  Vertruires  fehlt.  Hierin 
ibt  aber  ein  Hinweis  darauf  zu  erblicken,  daß  den  Abschnitten  c  und  d) 
gerade  mit  BUclcsicht  auf  iliren  Inhalt  ein  weiteres  Anwendungsgebiet  zq- 
kommen  toll  als  den  flbrigen  Absdinitten. 

FOr  die  l^dhabnng  dfimes  intemationalen  Übereinkommens  ist  endlich 
auch  (1er  Fmstand  von  Wichtigkeit,  daß  auch  das  deutsche  Patentamt  dasselbe 
iflr  das  Nichtigkeitaverfahren  in  ständiger  übunt;  anwendet. 

Aus  der  Befreiung  von  der  Sicherheitsleistung'  kann  aber  den  Bekla^'tdi 
ein  Nachteil  nicht  erwachsen.  Denn  Art.  12  doü  Übcreiukuuimens  schreibt 
ausdrücklich  vor,  daß  Entscheidungen,  wodurch  der  Kläger,  der  nach  Art.  It 
von  der  Sicberlidtoldstttng  befreit  war«  in  die  Prozefikosten  Tonirtdlt  warde. 
in  jedMn  der  anderen  Vertragsstaaten  voUstieckbar  sind. 

katholischen  ungarisch-kroa- 
tischen Staatsbürger  und  einer  kafftolischen  Österreicherin 
im  Inlands  nach  römisch-katholischem  Ritus.  Trennung 
dieser  Ehe  durch  die  kroatischen  Kirchenbehörden  nach 
erfolgtem  ObertriHe  des  Gatten  stur  griechischnnientalischen 
Religion.  Neuerliche  Verehelich  u  f  ig  mit  einer  katholischen 
Österreicherin  im  Inlande  nach  römisdt'ka^tolisdtem  Ritus. 

OGH,  4.  4.  Oö.    (Z.  3981.) 

Der  uugarii^ch- kroatische  Staatsbilrger  katholischer  Religion  K.  hat  sieb 
am  26. 4. 80  mli  der  dstemioUaeheQ  StaatsbOigeiin  L.  in  AIlttBtstcig  ^N  -Ö.), 
wo  K.  damals  domflinierte  nach  ritanisch*katbo1lsehem  fiitns  yerehelieht  Am 
22. 6. 86  wurde  von  dem  erzbisohttflichen  Bhegericbte  in  Agnun  die  SeheidoDg 
dieser  Ehe  von  Tisch  und  Bett  aus  dem  Verschulden  der  L.  rechtskräftig 
ausgesprochen.  K.  trat  am  19. 12.  86,  nat  lidein  er  mittlerweile  sein  Domizil 
nach  Agram  verlegt  hatte,  zur  griechisch-orientalischen  Religion  über.  Am 
27.  1.  87  sprach  das  Eparchialkonsistorium  in  Pakraz  über  Ansuchen  des  K 
die  endgültige  Ttennung  der  Bim  ans  nnd  wurde  dem  K.  die  Bindung  «ner 
neuen  Ehe  bewilligt.  Das  diesf&llige  Urteil  wurde  seitens  des  Metropotttaa- 
kiiehenrates  in  Karlowits  bestfttigt  und  dadureh  rsöhtBkriiCig.  Hodi  vor 
dieser  Bestätigung  des  Ehetrennungsurteiles  ging  A'  mit  der  österrcichischeD 
StaatsbOrgerln  M.  (1.  6. 87)  in  Gras  eine  neue  Sbe  nach  rdmiscb-katholiscbeni 
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Kitus  eio.  A'.  übersiedelte  mit  M.  gleicli  nach  Ehescblieliuns:  nach  Agrain. 
wo  beide  Terblieben.  Einen  anderen  Aofenthaltsort  hatten  dieselben  nicht. 
An  2. 9.  90,  «Iso  mcih  Eingehaiig  der  zweiten  Ehe  de«  JiC.  iat  denen  erste 
Gattin  irtstorbfn,  InfoJee  Anregung  des  Stmltmagistrates  in  Agram  fniiil 
am  7.  ti.  U2  vor  dem  katholischen  Seelsorger  in  Agram  die  neuerliche  Er- 
Ulim^  betreifend  die  Ebeeinwilligung  zwiicben  K.  and  M.  statC  Am 
11. 2. 03  errachtc  die  I^ndesregierung  In  AgTMii  die  k.  k.  Statthatterei  in 
Orai,  dif  dnrfli  <\'v  :im  7.  8.  02  in  Afjrr^m  ♦»rnon'^rte  Konsenserklärunir  erfol^rtt' 
Konv&lidation  der  am  1.  6.  öi  in  Uraz  ungiiltig  geschlossenen  £he  des  Ä'. 
and  1er  M.  in  der  Omzer  Travnngtnntrik  und  in  dem  mitgesandten 
Traunngsscheinc  ersichtlich  mach^'n  zu  lassen.  Die  k.  k.  .Statthaltcrei  in 
(ir:i7  sftzt*»  hf'hrifs  L'ntersuchung  der  Gültigkeit  dieser  Ehe  das  k.  k.  LG  in 
Graz  10  Kenntnis  und  machte  die  ätralanzeige  bei  der  dortigen  Staatsanwalt- 
achaft  Letxteie  lehnte  eine  itnfgerichtUclie  Verfoigang  wegen  eingetretener 
Verj.'ihrnni^  ab.  Das  k.  k.  LG  in  Graz  erklarte  sirh  in  dieser  Sarh,>  ffn-  un- 
ziutändig,  wurde  aber  vom  k.  k.  OGii  gemäü  g  28  J.  N.  als  zuständig  erklärt. 

Das  LG  Gnu  hat  die  zwiwhen  K.  nnd  der  M.  gesclilossene  Ehe  als 
ttogtthig  erkürt. 

E  n  t  s  r  Ii  I'  i  i]  11  n  r  it  n  d  e 
Die  am  2ü.  i.  ÖO  nach  rüiniäch-kathuli^chetn  Kitas  zwiächea  dem  nn- 
Kariaeh-liTQatlMhen  Angehörigen  K,,  katholinch  nnd  der  öaterreicbiechen 
StuatäbOrgerin  L.,  katholi«di,  in  Allentetelg  (N.-Ö.)  getchlosisonc  Ehe  ist  nach 
^k^Q  Trauungsscheine  vollkommen  gültig  peschlosspn  nnd  w  urde  diese  Gültig- 
keit von  keiner  Seite  bestritten.  Da  djcäer  Kiuverirag  m  Österreich  ein- 
gegangen warde,  lit  daran!  das  Oaterreidiiche  Qesetz  ansnwenden,  4  nnd 
Mi  a.  b.  GB.  Durch  diese  Ehe  mit  einem  kroatischen  Staatsbürger  hat  die 
(iattin  zwar  die  österreicbiüche  Stautsbiirijorgcbaft  verloren.  lt>  des  kaiserl. 
i^at.  vom  24.  3.  32,  J.  O.  8.  Mo.  2557,  allein  dareh  die  am  22.  ü.  8ti  vom  erz- 
bleel61lieike&  Bhegeriebte  in  Agrani  erwirkte  SdwMong  der  Ehe  Ton  Tisch 
nnd  Bett  und  Anrrh  die  vom  Kinr  hialkonsistorinm  in  Piikraz  am  27.  1.  87 
L  i>  erwirkte  und  vom  Metropulitankircheural  in  Karlowitz  am  17.  lu.  ü't 
gendhmigte  Trennung  dieser  Ehe  zwischen  den  genannton  Ehegatten.  Ton 
wetdwn  der  Oatte  A'.  am  ll».  12  K<)  zur  griechibeh-orientalisciien  Religion 
übergetreten  WHr  eisfht  inf  dii  s*  K!it»  für  die  katholische  Ehegattin  nicht 
getrennt,  sondern  diese  Irennung  hut.u-  für  sie  nur  die  Wirkung  einer 
lebensltnglieben  Sehddang  von  Tisch  nnd  Bett.  (Art  I  §  57  and  67  des 
vaiserl.  Pat.  vom  8  10.  m  No.  18,)  RGlJ  und  Art  II  de.s  kaiserl  Tat.  vom 
Iß.  2.  No.  ;«)  RGB).  Wenn  nun  A'  am  1.  t>  87  als  AkithoÜk  (der 
.griechisch  uichtunierten  Religionsgeuossenschaft  angehörig)  die  ivatholikiu 
Itaria  M.  In  Gras  heiratete,  so  ist  betreffs  Benrteilnng  der  Gültigkeit  dieser 
■'he  da.H  österreichische  (iesetz  anzuwenden,  5$  4  und  3tj  a  b.  GB.  Daß 
tfarta  M.  österreichische  Staatsbürgerin  war,  gebt  hervor  aus  dem  Tauf- 
chehM  des  Phnamtes  Wien,  Leimgrabe,  Uber  d«ea  Matter  KaroUne  M.. 
1er  Avskiinftstabelle  über  dieselbe  and  dem  iichreiben  des  Wiener  Ita- 


Mtsdurift  f.  Intern.  PriTst-  n,  OJreotl.  Hm^t,  Wh 


25 


37a 


KecliUpcechoiig. 


giütrates.  Durch  die  Ehe  mit  K.  am  1.  6.  87  hat  Maria  M.  die  öster- 
reichische  StMtsbflzgecsdiait  nicht  verlona,  weil  dieie  Ehe  ungültig  iit 
Wenn  auch  für  die  Beuiteilnng  der  penSnIiehen  Flhi^eit  dee  K,  tur  Ab- 

Nhlieüunp:  der  Ehe  mit  Maria  Jf.  nach  dem  Nationalitätspriozip  du 
ausländische  R«cht  anzuwenden  wäre,  könnte  K.  zur  Ziit  als  seiii^  erste 
Frau  noch  lebte  einr^  Katholikin  nubt  heiraten,  den»  '12  Anhang  II  des 
im  Königreiche  Krtiaticn  und  Slavonitn  peUenden  kaisirl.  Put.  Tom 
8.  lU.  56  ^o.  185  KGBl  Wbtimiut,  daU  zn  ii^cheu  einem  Katholiken  und  cmtm 
nichtkfttholiflchen  Gbiiaten,  deseoi  Gatte  noch  am  Leben  ist,  keine  gültige 
Ehe  snitande  kommen  kann,  wenn  auch  das  Gericht,  welchm  über  diese  Sbe 
von  nichtkatholiächen  Christen  urteilt,  eine  Trennung  dem  Bande  nach  aas> 
gesprochen  hat.  Maria  M.  als  Katholikin,  konnte  einen  Katholiken,  trotz- 
(1<  TU  ']•  s.sen  Ehe  mit  der  ersten  Frau  getrennt  wurde,  nicht  heiraten,  weil  ihr 
die  Abschließunf?  einer  solchen  Ehe  nach  der  Vorschrift  des  llofiit  kr(  tei  vom 
17.  7.  Mi  JSu.  61  J,  G.  i>.  untersagt  war.  Daß  die  erste  Frau  des  A'.,  gt- 
horene  snr  Zeit  der  Eingebung  der  xweiten  Ehe  mit  Maria  M.  am 
1.  6.  87  noch  lebt^  g^t  sweifellos  daraus  herror,  daß  erstere  laut  des 
Totensebeines  erst  am  2.  9.  90  gestorben  ist  Es  lag  daher  das  impedimm- 
tum  catolicismi  vor  und  luui^  diese  am  1.  6.  87  geschlossene  Ehe  zwischen 
K.  und  2Taria  M.  für  nnpülti^  erklärt  -»vorden  Allerdintrs  fand  nach  dem 
Tode  der  ersten  Krau  die  nent  rUche  Erklärung  betreffend  die  EbcrinwiHigung 
zwischen  A'.  und  Maria  M.  am  7.  8.  02  nach  der  tridentinischen  Form  in 
der  katholischen  Pfarre  in  Agram  vor  dem  Pfarrer  und  awei  Zeugen  statt 
Allein  dadurch  erfolgte  nicht  die  Convalidition  der  ersten  am  1.  6.  87  ge- 
schlossenen Ehe.  Durch  Wegfallen  des  EheJiindemisses  der  zweiiacben  Ehe 
kann  das  bloß  faktisch  bestandene  Verh&ltnis  nicht  zum  rechtsbest&ndigen 
werden,  d  h  die  vom  Anfange  an  ungültige  Ehp  nicht  zur  Liinti)/:en  werden. 
Xon  firmalur  tractu  temporis  quml  de  jmc  nb  itii/m  von  ^nhsi^tit. 

88  a.  b.  GB  findet  hier  keine  Auweiidun^r.  demi  eiu  Ehthindernis  des  offent- 
lichen  Rechtes,  und  ein  solches  liegt  vor,  kann  durch  Dispens  nicht  behoben 
werden.  Nach  Wegfall  eines  solchen  Hindemisees  kann  die  Ehe  «vt  wirklidi 
gesddoBsen  werden.  G^enstand  d«r  Dntersnchung  ist  aber  nur  die  Gültig- 
keit der  am  1.  6.  87  geschlossenen  Ehe. 

Das  OLG  in  Graz  hat  d<  r  B<  rufung  des  Ehebandrerteidigeni  keine 
Folge  g^eben  und  das  erstriehterliche  L'rteil  bestätigt 

Entscheidungägründe. 

Die  Überprüfung  des  urkundlich  festgestellten  and  auch  von  K,  und 
Maria  M.  als  richtig  xugegebenen  SachTerhaltes  läßt  eine  Unrichtigkeit  der 
rechtlichen  Beurteilung  desselben  nicht  erblicken.  Die  ZustKndigkelt  der 
österreichischen  Gerichte  zur  Beurteilung;  d<  r  Gültigkeit  der  Ehe  K.'M.  iit 
gemäß  §§  4  und  'M\  a.  b.  GB  nicht  zweif'  Ib  dt,  nachdem  Maria  M.  zur  Zeit 
iler  Eingehung  dieser  Ehe  Untertan  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche 
und  Länder  war  und  die  Ehe  in  Graz,  also  im  Inlande,  mit  dem  ungarisch- 
kruati»chen  .Staatsbürger  K.  eingegangen  wurde ;  es  ist  daher  belanglos,  welche 
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Beurteilung:  die  Bavhv  in  Kroatien,  wo  die  beiden  Parteien  «eitlier  ihren 
ord^tüciicn  Wubusitz  genommen  haben,  respektive  nach  den  dort  geltenden 
Xtmm  d«  grisdiiMk-oKintaliMibeB  KiidieiiMelil«!,  dem  X.  infolf»  aetaiM 
am  19,  12  80  erfut^^ten  Übertrittes  zur  griechisch- orientalischen  Reli^'ion  unter* 
wollen  ist,  gefunden  hat.   Unbestritten  festgestellt  ist,  daü  A'.  sowie  L., 
welch«  er  am  26.  4.  80  in  Allen tst^ig  (N.-Ö.)  ehelichte,  damals  dem  römisch- 
katholiBchea  Glaabenshdceimtiiiaw  angeUlrten,  daß  die  Qfllttgfceit  dleeer  naeh 
rümisch-katholisfhcm  Ritus  geschlossenen  Ehe  nicht  zweifelhaft  ist  nnd  L. 
m  i.\i.dO  in  Köbidgyasmat  gestorben  ist,  daß  aber  K.  schon  am  1.  6.  Ö7 
in  Gm  miC  Maria  M,,  wetdM  daniBb  KaÄolildb  mi  vnä  ei  noch  Ist,  sieh 
wieder  verehelichte ;  allerdinge  ntcbdem  ihm  vom  erzbischhöflichen  Ehegericht« 
in  Agram  mit  Entscheidung  vom  '22.  ß.  86  die  begehrte  Seheid un^  dt  r  Ehe 
mit  L.  ans  deren  Verscbaiden  bewilligt  und  femer  vom  Eparchialkonsistorinm 
in  Pikms  mit  Ortefl  tobi  15.^87.  1.  87  aeiBeai  Gowshe  nu  endgOltig« 
Trennong  dieser  Ehe  mit  dem  Beifügen  Folge  gegeben  worden  war,  daß  ilun, 
als  der  griechisch-orientalischen  Partei  gestattet  sei.  in  eine  andere  Ehe  ein- 
zutreten, sobald  dieses  Urteil  vom  Metropolitan-K.irchenrat'f  in  Karlowitz  ge- 
«efalügt  wild.  Dfeee  OenelniigiuiK  eifelgte  aach  «nd  swar  vntenn  &  hlt 

17.  10.  S7.    Abffeäehen  davon,  daß  also  die  Rechtskraft  dieses  Urteiles  erst 
Bach  Abschluß  der  zweiten  £be  mit  Maria  M.  eintrat,  konnte  diese  als 
KfttboUldB  damala  dne  gtiltige  Bbe  mit  K,  schon  mit  Blleksidht  auf  §  Iii 
a.  bw  OB  und  das  Ilofdekret  vom  17.  7.  36  Mo.  61  J.  G.  8.  nicht  eingehen,  weil, 
wie  schon  hervorgehoben,  sowohl  A'  als  L.  zur  Zeit  der  Eingehung  ihrer 
Ehe  katboUscbea  fieligionsbektauitnisses  waren,  diese  Ehe  daher  nox  durch 
den  Tod  elnea  der  beiden  Eheleate  getfennt  werden  konnte;  nnd  L.  nn  jener 
Zeit  Doch  am  Leben  war.  wenngleich  K.  am  1.  6.  87  bereit«  Akatholik  ge- 
wesen ist.    Schon  we^en  diese."!;  Ehehindernisses  des  nff.  ntlichen  Rechtes  ist 
die  Ehe  K.-M.  ungültig  und  bedarf  es  nicht  lit^r  Erörterung  der  weiteren 
Fkace,  ob  K.  nacb  den  Qeaelaen  «eine»  Staate«  die  awnite  Khe  mit  Mtaria  M. 
gültig  einiurehfn  konnte  oder  nicht.    Narh  dt-n  hierliitidisehen  0. setzen  stand 
dieaer  Ehe,  weil  die  Maria  M.  Katholikin  ist,  auch  das  Ebehindemis  des 
Kathottiiamne  (Hofd.  vom  86.  8.  14,  J.  O.  8.  No.         im  Wege,  wonach  auch 
ein  getrennter  akatholiadier  Eh^atte  bei  Lebzeiten  dea  andwen  Qattentellei 
ine  kritholische  Person  nicht  gflltip  ehelirhm  kann     Die  von  der  Landes- 
regierong  in  Agram  angestrebte  Kouvalidierungserklärong  der  auch  nacb 
Umr  Anaieht  ungültig  eingegangenen  zweiten  Ebe  dea  IT.  iat  nnsttlSasig.  Dae 
Arterteieltacfee Oeiets  (g  8b  a.  b.  uv,^  kennt  eine  Konvalidation  einer  ungültig 
eingegangenen  Ehe  nnr  in  dem  l''.iUc,  wenn  von  einem  be-standenen  uder  b»-- 
iuhenden  Bhehindemisse  die  Kachsicht  erteilt  wird,  was  bei  einem  öffentlich 
reefatlicben  Hindeniime  flberliattpt  att^feaohloaaen  iat,  nielit  aber  anob,  wenn 
das  Hindernis,  wie  vorliegend,  durch  einen  Zufall,  einem  von  den  Parteien 
nnabbängigen  Umstände,  den  nachträglichen  Tod  der  ersten  Gattin,  beseitigt 
wird.   Die  Frage,  ob  durch  die  neuerliche  Konsenserklärung  der  Parteicm  vor 
dem  IntboUidien  Planer  tai  Agtam  die  Bin  derwlben  naebtvIgUeb  fUtig  nen 
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eingegangen  wflfde,  gehfitt  nidtt  Iii  ien  Rt3»MB  der  gegenwärtigea  Bot- 
Mlieidiuig  und  kann  diese  Tataadw  die  Untemielniiig  und  BntBcfaeidUBg  der 
Rechtsgflltlgkeit  der  am  1. 6. 87  swisdieii  ilmeii  geMhloaieiieii  Ehe  nidtt  be- 

einflassen. 

Der  OGH  hat  die  Revision  de«  Ehebandvertciiligers  zarückge wiegen 
und  das  Berufangsnrt^-il  mit  der  Maßgabe  bestätig^,  dali  dtr  Aussprach  üUt 
die  Ungültigkeit  der  Etie  für  den  Bereich  der  im  üsterreicbiscben  Reicbsrat« 
vertietOMii  Königreiche  und  Linder  sa  gdten  hnbe: 

EnticheidangsgrUnde. 

Der  Verteidiger  des  Ehebande«  ontexsteUt,  der  ihm  gemlA  §  18  de» 
Hofd.  vom  23.  8.  19,  J.  G.  S.  No.  1595  auferlegten  Pflicht  folgend,  die  Über- 
prüfung der  rechtlichen  Beurteilung  des  auf  Nichtigkeit  der  Ehe  lautenden 
be^^flInl/^^^'richtlichen  ürteiles  dem  Revisionsgericht c.  Eingehend  in  dies<>lbe. 
findet  das  Heviüionsgericht  weder  in  tatsächlicher  noch  in  der  recbtUcben 
Besiehnng  einen  Anlaß  aar  Reformicrung  der  mit  dem  Urteile  der  eraten 
Instaas  ftbereinstimmenden  hemfungsgerichtlidien  Entscheidong.  Der  der 
Bechtsaawendnng  «tgrude  gelegte  SachTerhalt  entsprieht  dem  Inhalte  da 
Akten  und  die  rechtliobe  Beurteilung  der  Sache  selbst  den  in  dem  ange- 
fochtenen T'rteilc  bczoijpnen  Gesetzen,  insbesondere  den  Anordnungen  der 
4.  »12.  III  a.  b.  üU  beziehungsweise,  insoweit  die  Unzulässigkeit  der 
veräuchttiu  Konvalidation  in  Betracht  kommt,  dem  §  88  leg.  cit.  aus  dessen 
Stellung  im  a.  b.  OB  sich  ergibt,  dafi  eine  Erneuerung  der  feierlichen  Handlang 
nur  dort  von  Wirkong  adn  Icann,  wo  es  sich  nm  ein  dispensables  Ehe- 
bindemis  handelt  und  diesblls  die  Naohsiebt  erteilt  worden  ist,  was  hier 
nicht  zutrifft.  Das  aof  üngttltigkeit  der  Eh*  tantende  Urteil  war  demnach 
aufrecht  zu  erhalten,  nachdem  jedoch  die  Eheleute  im  Auslände  wohnen,  der 
Ehegatte  selbst  ein  Ausländer  ist  und  zur  Zeit  der  EheschlitBung  es  schon 
war.  nachdem  weilera  die  Untersuchung  nur  die  Aulgabe  hat.  festzustellen, 
ob  der  Anerkennung  der  Ehe  im  hierländigcu  Gebiete  ein  Hmdernis  entgegen- 
atefatt  welcfaes  nach  flsterreiohischem  Rechte  solche  aosscfalieitt,  die  Besdirttnkiing 
av8midrtt«dcen,  dafi  dw  Ansspmch  der  Üngttltigkeit  in  seinen  Wirkongen  anf 
das  erbiet  dt  r  im  österreichisoben  Beidisrate  Tortretenen  Königreiche  im< 
Lftnder  beschränkt  bleibt. 

Vfifji'lltigkeit  der  im  Aushindc  ( Dculsrlihindj  zicischen  öster- 
reicJiischen  Christen  und  österrek  hischeti  Nidttckristen  ein- 
gegangenen Ehe. 

OGH  lö.  ti.  06  (Z.  8869100). 

Der  Osterreichische  Staatsbürger  mosaischer  Religion  A'.,  welcher  damals 
in  P.erlin  wohnhaft  war,  hat  am  2^  1.  ul  vor  dem  Standesamte  in  Berlin 
mit  der  österreichischen  StH:it.slHir^;erin  l<at Indischer  ]{eli<,'iun  L   die  Ehe 
schlössen.    Am  2.  4,  Ol  hat  A'.  der  israeUtiacbeu  Kultuügeuieinde  in  Prag  an- 
gezeigt, dafi  er  ans  dem  moeaisdien  Glanben  aastrete,  jedoch  an  einer  anderes 
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Konfrsaion  nicht  übertreten  werde.  Im  Januar  19(13  traten  beide  Ehegatten 
in  Berlin  zur  «raogelificbcn  Kirche  Aber.  Die  östermchischen  Behörden  hatten 
dm  bddfln  Ehdeaten  die  Ehef&higkeitazeugiiiüi^e  ausgestellt  K.  domiziliert 
deneit  In  Prag,  seine  Ehegattin  L.  in  Berlin.  Im  Vecftbraii  mgeB  Unter» 
uirsachang  der  Guiti^'keit  <lieäer  Khr  bitten  die  BhagattoD  «lUlrt^  eine 
KoiivaUdation  der  Ehe  nicht  anzastreben.  '  . 

Dei  Iß  in  Prag  erklärte  die  obige  Blw  für  den  Bleich  der  im  Mm- 
idcUeehtn  Beidunte  getretenen  Kßnigreiche  md  Uiuler  all  vi^ltig. 

EntscheidongsgrUnde. 

üach  ^  4  a.  b.  GB  bleiben  österreidiische  Staatabttrger  auch  in  iiand» 
ln«ai  und  Geaebftften,  die  aie  «tüier  dem  Stuitigeliieta  TWilelimeiii,  an  dl« 
österreichischen  bürgerlichen  Gesetze  gebunden,  insoweit  als  ihre  persönliche 
Fähigkeit,  sie  zn  antemehmen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  als  diese 
Handlangen  und  Geschäfte  zugleich  in  diesen  Landern  reciitliche  Folgen 
herrorbriBgen  aollea.  österreidiiBcbe  StaatibOrger  bleiben  daher  anoli  bei 
Eingehong  einer  Ehe  im  Austande  an  die  fistorreichischon  hflrgorlichen  Oe- 
aetie,  insoweit  als  ihre  peceöiüiche  Fiüiigkeit,  eine  Ehe  zu  schließen,  dnrdi 
dieM  Qeaetee  eingeschriUlct  iriid  und  ab  dleae  Bheeddledaiig  im  Ihlaiida 
recktUdie  Folgen  hervorbringen  soll  und  daher  insbesondere  auch  an  die 
rist*>rrcirhischen  bürgerlichen  fusctze  Uber  die  im  a  b.  OB  aufgestellten  Ehe- 
hindemisse  gebunden.  Da  nun,  wie  featgestelit,  zur  Zeit  der  Ebesclüießang 
Mde  BUeBle  SiteixeiidiiaGlie  tlntertanen  wann,  K.  inaeUtfadiiir  KonlMatoii 
and  Z»  dagegen  katholischer  Religion  war.  so  stand  und  Stallt  der  Eingehung 
dieser  Ehe  das  Ehehindernis  des  S  ^4  "  b.  (JR  i  ntgegen,  es  mani/'b'-  beiden, 
als  österreichischen  Staatsbürgern,  die  persönliche  Kähiglteit  die  Ehe  uui  IkK^htä- 
wirknag  Im  Osterrelehisohen  Kaiientaate  einzogeben  und  sie  konnten  keine 
im  Inlande  gültige  Ehe  schließen  Daran  iiiidrrt  nichts  der  Umstand,  daß 
A".  in  der  Heiratsurkunde  und  dem  Ehefähigkeitszeugnisse  des  Wiener  magi* 
stratischen  Bezirksamtes  als  konfessionslos  bezeichnet  wird,  weil  elneatalla 
•ein  Anstritt  an«  der  fnadltiaefwo  Qlanbensg^einde  erat  nach  der  Ehe- 
M-hließung  statt^jefundcn  hat  und  nicht  auf  die  ijnsetzlirhn  Art  freschchen 
iArt.  VI  des  (ies.  vom  2ö.  ö.  68  Sir.  VJ  EGBl),  daher  rechtsunwirksam  ist, 
aodemtdb  nach  ^  64  a.  k.  GB  dne  Ebe  iwl«dien  Gfaristan  und  Personen, 
welche  sich  nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  nicht  gültig  «ingegangen 
werden  kann,  daher  auch  die  Kiie  mit  einem  Konfessionslnspn  ungültig  ist. 
Dmm  Uindemis  besteht  zwar  nicht  mehr,  weil  beide  Eheleute  laut  Tauf- 
sebdn  nnd  Beetfttignng  zur  eYangellMken  Kirche  flkergetretcn  sind,  bei  dem 
l '«Stande  jedoch,  als  sie  eine  Konvalidation  ihrer  Ehe  nicht  anstreben,  das 
Ehebinderni»  nach  §  fis  a  b.  HB  nicht  behoben  werden  kann,  maßte  die  Un- 
gültigkeit der  Ebe  ausgesprochen  werden. 

Das  Benüfangsgericht  beeUitigte  das  erste  rfohterlioha  Urteil. 
Entacheidungsgrflndi- 

Get;enüber  der  Berufung  des  Verteidigers  des  Ebebandes  ist  IcdigUcii 
darauf  hinzuweisen,  daß  auch  fttr  die  Oflltigkeit  der  in  Berlin  fesebleesenen 
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Ehe,  geotlfi  §  4  a.  b  OB  die  VorschrifttMi  des  QsteiTeichischen  Recktet  anft^ 

gebend  waren,  nnd  die  bei  ihrem  Abschluß  wcfjen  des  Ehehindertiisscs  dos 
§  64  a.  b.  GR  iinsiiiltiyje  und  daher  überhaupt  nicht  zostande  gekoumiene  Eh«? 
nicht  dadurch  gültig  werden  konnte,  dali  nachträgUcb  der  Übertritt  der  Ehe- 
leute K.  zum  evangelischen  Glauben  erfolgt  i&i. 

Der  OGH  bat  der  Re?iaioii  des  BhebandTerteidigers  keine  Folge  gegeben. 

Grftnde. 

Dttt  Urteil  des  Bemfongsgerichtes  wird  vom  Verteidiger  dei  Ehebeadcs 

anter  Anrufang  des  Revisionsgrandes  des  §  503  Z.  4  ZPO  angefochten  und 
beruft  sich  der  R»^visioiiswerber  lediglich  anf  die  Ausführungen  seiner  Be- 
rn fungsschrift.  Diese  Ausführungen  haben  im  Urteile  des  Berufungsgerichtes 
ihre  ausreichende  Widerlegung  gefonden.  Da  festgestellt  erttcbeiut,  daß  m- 
wolil  JT.  all  anob  die  X.  rar  Zeit  der  Bbeecldiefiung  östemieliieche  Staata- 
bflfger  waren  und  daß  so  jener  Zeit  der  entere  sich  aar  iiraelitifleben  BeHgioa 
bekannte^  v&hrend  die  L.  der  rOmisch-kathoUeelMn  Religion  angehörte,  fehlt« 
beiden  gem&B  der  4  und  64  a.  b.  GB  die  persönliche  Fähigkeit,  eine  in 
Österreich  gtlltige  Ehe  einzugehen  nnd  erscheint  daher  \\\f  /wischen  ihnen 
am  28.  1.  Ol  vor  dem  Standesamte  in  Berlin  gescblosBene  Ehe  lür  den  Bereich 
der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  I>änder  ungültig.  Uiese  un- 
gültige fflie  konnte  aber  dadarcb  aldit  gUlüg  werden,  dafi  die  X.  am  18. 1.  OB 
nnd  K.  am  81. 1. 08  snr  erangeliachen  Kirche  flbergetreten  eind,  w«U  «e  deh 
nm  ein  Bhebinderais  handelt,  von  welchem  nicht  diqpenriert  weiden  kimi, 
sohin  eine  gültige  Blie  nnr  unter  neuerlicher  Einwilligungserklärung  beider 
Teile  im  Sinne  des  §  88  a.  b.  GB  geschlossen  werden  könnte,  eine  solche  aber 
durch  die  von  ihnen  abgegebene  Erklärung,'.  datJ  sie  nicht  gesonnen  sind, 
die  nachträgliche  Gültigkeit  der  Ehe  zu  erwirken,  weil  die  Ehe  nicht  glück- 
üch  iat,  ausgeschlossen  erscheint.  Da  sohin  der  angerufene  Revisionsgmikd 
nicht  Tcrliegt  nnd  die  amtliche  Pittfong  der  Akten  auch  sonst  keinen  Qmnd 
sor  Abtodeinng  oder  Anlfaebiing  dea  angefochtenen  Urteils  «geben  bat»  war 
dasselbe  unter  Abweisong  der  Revision  an  bestfttlgen. 

UngültigkeU  äer  stwiadien  einem  Udigen  kathoUecheu  Öster- 
reicher und  einer  durch  die  ungarischen  Gerichte  von  ihrem 
ersten  Gatten  getrennten  katholischen  Ungarin  in  Ungarn 
geschlossenen  Zidlehe.        4,  02,  111  a.b.  GB,  Hofdk.  vom 

17.  7.  3''),  J.  G.  S.  Xo.  61. J 

OGH  2H  11.  or,  (Z.  17  7U4). 

Johann  W.,  Katholik  und  österreichischer  Staatsbärger,  hat  mit  Maua 
S.,  geschiedene  X.,  vor  dem  Standesbeamten  in  Preßburg  am  18.  6.  98  eine 
Zivilehe  geschloeicn.  Maria  W.  war  an  dieser  Zelt  «ngaiisehe  Staatsbttzgefin 
nnd  ebenfalls  katholischer  Religion.  Eine  kirchliche  Trannng  fand  nicht  statt 
nnd  es  wntdc  avch  kein  Übertritt  zur  erangdischen  Sirdm  konstatiert. 
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Maria  W.  geb.  S.  war  am  3.  H.  7t  mit  Josef  L.  in  Pfarrkirche  m 
ödpnbnrg  eine  Ehe  nach  römisch-katholischem  Ritas  eingesantren .  B<^iiip  waren 
zur  Zeit  der  Eingehung  dieser  Ehe  römisch-katholischer  Religion,  Josef  L. 
Menwidiiflelier  SUatebtiger,  JfaHa  S.  UKlmiftUge  IT.  nngwiMbe  Staate* 
nn(^('hörii/.\  Diese  Ehe  zwischen  Josef  nnd  Maria  L.  wurde,  Tiurhtlcin  zu- 
nächst laut  Beschlusses  des  k.  k.  LG  Wien  vom  18.  1.  76,  die  einverständUcbc 
Scheidung  bewilligt  worden  war,  vom  kgl.  Oerichtshofc  Ödenbnrg  (im  Jahr« 
1897)  für  au^elSst  erklirt  and  4(esM  Erkemotiifai  dueli  die  kgl.  Tafel  und 
finrrh  rli.-  Kurie  bestätigt.  Josef  L.  Ifhto  znr  7.nt  rlor  Ein^rlmnf^  der  zweiten 
Ehe  der  Maria  W.  nnd  ist  derzeit  noch  am  Leben.  Der  Verteidiget  des 
XhelMiidM  beantragte  die  Bhe  swüeben  JoJkojti»  und  Maria  W.,  mtobe  in 
medeisÖeterreich  domizilieren,  fflr  gültig  zu  erklären. 

Daa  KreUgericht  in  Krems  ta&t  jedoch  diese  Ehe  fflr  ungaitig 
erklärt. 

Qrllnde. 

Die  zwischen  Maria  S.  und  Josef  L.  nach  katholischem  Ritus  ge- 
schlossene Ehe  kann  nach  g  III  a.  b.  OB  nur  durch  d-  n  TwI  eines  der  Ehe- 
gatten gelöst  werden.  Diese  gesetzliche  Bestimmung  hut  für  beide  Ehegatten 
an  feiten,  dm  JSm«/  X.  sbt  Zdt  der  BtngelMuig  dieier  Ehe  MenreldiJselier 
StaatfibnrL'<T  war  nnd  dir-s  auch  späterhin  gcbliobi-n  ist  und  uin'h  M'itiu  S. 
dnrcb  die  Heirat  mit  einem  iiüterreicbiflofaen  Staatsbürger  aotcr  diese  Staats- 
liUrgBrachaft  kam  i%  4  a.  b.  OB).  Die  oben  erw&bnte  Bhe  besteht  beute  noch 
«u  Recht,  da  beide  Ehegatten  noch  am  Leben  sind.  Der  Maria  L.  stand 
i^rth'T  l>ei  Eingehung;  ilin  r  zweiten  Ehe  mit  Juhinnt  W  das  KlK  tiiiiilornis  dfs 
beatebenden  Ehebandes  nach  §  62  a.  b.  GB  entgegen.  Aber  auch  hinsichtlich 
des  JitTumn  W.  steht  der  Bhe  desselben  mit  Mariu  L.  das  Bhehindemis  des 
Katl]o]izininii9  gegenöber,  da  ihm  als  Katholiken  nach  dem  Tl<if>kkrete  vom 
15.  7.  S,').  No.  (il  .T  n  S.  die  Eingehiin'^  einer  E!ip  mit  einer  gescliiiMitMifii  od^T 
getrennten  Person  bei  Liebzeiten  des  anderen  Eheteilcs  dieser  Person  verboten 
ivnr.  Bs  Ist  swdfetlos,  daA  aneb  fSr  diese  sweite  Bhe  det  Maria  L.  di« 
Rsterreichischen  Qesotzr  zu  gelten  halu  n  weil  Jnlumn  W.  bei  Eingehung 
dieser  Ehe  österreichischer  Staat.sbürger  war  und  es  heute  noch  ist  und  seine 
Qattin  ihm  hierin  folgte.  Es  war  demnach  nach  g  94  a.  b.  GB  die  ursprllng- 
liebe  Ungltttfgkdt  der  swlseben  Jbhan»  nnd  Maria  W.  gesehlossenen  Bbe 
V<on  Amts  wfcri'n  .-itiszti sprechen. 

Infolge  Berufung  des  EhebandverteidigerB  linderte  das  K e rii  f  n n g s - 
gerieht  das  erste  ürteU  lediglich  dahin  ab,  da8  es  die  L'ngaitigkeit  der 
g^enst&ndlichen  Ehe  fOr  den  Bereich  der  im  Reiehsrnte  Terttetenen  König- 
reidw  nnd  Linder  ansapracb. 

Gründe. 

Der  Bemfangswerber  Tertritt  die  Reehtsantehannnf ,  daB  bd  dem  Um- 
■Cande.  als  Maria  L.  zur  Zeit  der  Eingehung  ihrer  Ehe  mit  Johann  W. 

nnfrfiris'*h(  Strtfit<inn gehörige  war,  die  pf  r«"inlirhe  Fähigkeit  zur  Eheschließuntc 
der  Maria  L.  und  demzufolge  auch  die  in  ljn<;am  geschluüsene  Ehe  selbst. 
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nach  ungarischen  Gesetzen  zu  beurteilen  sei;  darnach  alttr  auch  mit  Rück- 
sicht darauf,  als  ihre  Ehe  mit  Josef  J.  vor  ilu'  i  Eheschlit  Llung  tnit  Johann  W 
von  den  ungarischen  Gerichten  rechtAkiülti«^  für  aufyrelöbi  t  iki  iii  wordtu  ist 
und  sie  als  ungarische  Staatsangehörige  an  die  Vuräclirifuru  dt;r  62  und 
III  a.  b.  OB  Bfebt  gebmdcn  ist,  die  G(Utiglc«it  fkm  mit  dem  niiTeilieinteteii 
Johann  W,  geidilosieiien  Ehe  anzverkamen  mI.  Dieser  Rechteansdisanng 
ist  entgegensnsetacen,  daß  es  sidi  hier  nicht  om  die  HaniUuQizsfiihigkiit,  also 
um  füsk  persönliches  subjektives  Moment  handelt,  welches  die  Maria  S. 
früher  verehc'Ii(  hte  L.  trt bindert  hätte,  eine  neue  Ehe  7M  schließen,  sondern 
um  die  objektive  Tat.sac  he  des  rechtlichen  Bestandes  ihrer  Ehe  mit  Josff  L 
zur  Zeit  ihrer  Ebescblieiiung  uiit  Johann  \V.  Nicht  nur  nach  §  62  a.  b.  GB, 
«ondon  aneh  nach  dem  ungarischen  Eherechte  iet  eine  Domeldie  aos- 
geachlossen  nnd  hat  die  Oflltlglceit  einer  aweiten  Ehe  aar  notwendigen  Yor^ 
aassetsnng,  daß  das  erste  Eheband  bereits  anfgeltet  sei.  Nachdem  nnn  in 
Ansehnog  der  AoflOsongsgrUnde  einer  rechtsgültigen  Ehe  die  Gesetzgebungen 
beider  Staaten  voneinander  differieren,  hatte  das  österreichische  Gericht 
zunächst  die  Vorfrage  zu  lösen,  ob  die  erste  >£he  der  Marie  L.  zu  Iteeht 
bestehe.  Diese  Frage  war  «wh  österreichische  i  Rechte  zu  lösen,  weil  die 
in  Ungarn  erfolgte  Eheschließung  des  Johann  W.  nnd  der  Maria  L.  in 
Östnrrdoh  reditliche  Wirlningen  herrerhringai  soll.  Denn  nicht  nnr,  daB 
Johann  W.  und  Maria  L,  vor  nnd  nach  der  EheschlieSnng  in  PwBbiug  in 
Osterreidl  ihren  ordentlichen  NN'ohnsitz  hatten,  beziehungsweise  haben  und 
Johann  W.  heute  noch  österreichischer  Staatsbürger  ist,  hat  auch  der  erste 
Ehegatte  der  Maria  L.,  Josef  L.  seinen  ordentlichen  \\  ohnsitz  in  Österreich, 
demnach  die  Rechtsfolgen  der  hierlands  festgesetzten  zweilacheu  Ehe  auch 
hier  existent  werden  sollten.  Nach  österreichischen  Gesetzen  ist  aber  die 
rechtQgttltjg  geschlossene  Ehe  bei  Lebaeiten  der  Ehegatten  nnanOfislich,  wean 
anch  nnr  ^  Teil  schon  snr  Zeit  der  geschlossenen  Ehe  der  IcatlioliBdien 
Religion  zugetan  war  III  a.  b.  GB)  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  etwa  später 
ein  Glaubeuswechsel  stattgefunden  hat,  ob  es  sich  um  im  Inlande  oder  Aus- 
lande gesrhlo'ssenc  Ehen  handelt  und  soweit  das  Gelttintrstjeliiet  des  fister- 
i>*ichis(  lH  n  Hechtes  in  Frage  kouiiat,  auch  uliiie  Rücksieht  darauf,  ob  eine 
Auderuug  der  Staatsbürgerschaft  eines  oder  beider  Ehegatten  eingetreten  ist 
DaB  Josef  L.  nnd  Maria  S.  nur  Zeit  der  Scbli«0nng  ihrer  Ehe  yor  des 
rttmisch-lcathoUscfaen  Ffarramte  in  Udenbnrg  am  3. 6. 71  rOmisch-kathoHadier 
Religion  waren,  steht  auf  Grand  des  Tranangsscheinee  dieses  Pfarramtes  vom 
13,  12.  (4  Z.  462  und  den  Angaben  des  Josef  L.  außer  Zweifel.  Damach  ist 
die  von  Maria  S.  am  H.  fi.  71  zu  ödenburf,'  na«  b  römipch-katholischem  Ritus 
mit  Jofcf  L  ^rs(  hlossene  Elte  nuch  derzeit  rechtsgültig,  weil  irnenii  welche 
Bedenken  gegen  die  Gültigkeit  derselben  nicht  vorliegen  and  gegen  dereu 
Galtigiceit  nnr  Torgebracht  wurde,  daß  diese  Ehe  dnrch  Urteile  nngaciselier 
Gerichte  rechtsicrftftig  Ittr  anfgetöst  erklärt  worden  ist  Allan  diese  ürteite 
haben  ihre  Wirkung  nor  für  das  Gebiet  des  ungarischen  Bechtes,  nicht  aber 
fttr  das  diesseitige  Staategebiet,  in  welchem  der  Anerkennung  einer  spiteren 
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von  Marin  S.  wo  immrr  geschlossenen  Ehe  der  im  §  fi2  a  L  GB  ans^re- 
siHTocbeae  and  Uberali  für  climtUcbe  Eben  gelteade  Grundsatz  entgegenateiit, 
dii8  «i»  Kum  nw  ntt  eJiMiu  Weibe  imd  ein  Wdb  mir  mit  enen  Manne 
\  >  rni^hlt  sein  kann.  Nachdem  nun  feststeht,  daß  Josef  L.,  wekher  zur  Zeit 
der  Eheschließung  mit  Maria  S  rnmisch-katholischer  Religion  war,  7ur  Zeit 
der  Eheschließgng  der  Maria  L.  geb.  S.  mit  Johann  W.  noch  am  Leben 
war  «nd  heute  noch  lebt,  hat  daa  Entgeirieht  mit  Recht  die  «wiaeheii  Jokmm 
und  Maria  W.  am  IS  (\.  OH  zu  Preßbnrg  geschlossene  Ehe  wegen  des  nach 
§§62  und  III  a.  b.  GB  noch  aufrechten  Bestandes  der  ersten  Ehe  als  un- 
gültig erklärt.  El  war  jedoch  dieser  Aussprach  im  Sinne  der  Bernfungsaus- 
ftthmngen  dee  Ehelaodaverteldfgen  anl  daa  dleaseitig«  Staaiagebiet  zu  be- 
schränken, weil  derselbe  nur  für  jene  Ländergebiete,  für  welche  die  heimischen 
Gesetze  Geltung  haben,  von  Wirkung  ist,  weshalb  in  diesem  Sinne  das  Urteil 
almSodeni  war.  Mit  BOdnieht  avf  die  Torstehend  angeführten  Umatlnde 
der  Entu^'unut  n.  welche  die  Uagilltigkeitaerklirung  der  Ehe  dca  Johaim 
und  Jer  Mm  ia  \V.  aiicli  dann  frerechtfertigt  ersehe  iiif-n  las'^cn.  wenn  der 
Ü  bertritt  der  Ehegatten  \V.  vor  der  Eheschließung  in  i'reßburg  am  18.  6.  UÖ 
snm  erangdlaehen  Olaaben  tatslddlcb  atattgehmden  btttte,  kann  in  der  Ab» 
lebnnng  des  Antrages  des  Eheband  verteidige  auf  Vemelunnng  der  Maria 
W.  über  diesen  niaiibenswerhsel  um  so  wenieer  eine  MantrHhattigkeit  des  Ver- 
fahrens erbllciil  werden,  als  die  Behauptung  des  Juhunn  W.  von  diesem 
OhnbenawecJHd  diiNlb  die  Mitteilvageii  der  beiden  •TangeUMheu  Planimter 
in  Preßbnrg  wklerletrt  ist  und  Mai  ia  W.  selbst  angegeben  hat,  daß  eine 
kirchliche  Trauung  zwischen  ihr  und  Johann  W.  nicht  stattgefunden  liat. 
In  Ansehung  der  Schuld  beider  Ehegatten  an  der  Ungültigkeit  der  Ehe  wird 
auf  die  erstrichterlichen  Gründe  verwiesen. 

Der  06H  bat  der  Revinm  keine  Folge  gegeben. 

Gründe. 

Der  geltend  gemachte  Revisiomgrand  der  Z.  4  des  §  509  ZPO  liegt 
nicht  Tor.   Die  Ehe,  um  deren  Gültigkeit  es  sich  handelt,  wurde  zwar  im 

AT^ilande  ir»»srhln.«sen.  allein  der  Ehegatte  ist  österreii  bisi  licr  .'Staatsbürger. 
Da  die  Eheschlietiung,  wie  das  Berufungfigericbt  zutreffend  ausführte,  in 
Ostenekh  rechtliche  Ptolgeo  herrorbringeii  sollte,  war  mithin  der  Ehegatte 
gemäß  §  4  a.  b.  GB  hinsichtlich  seiner  persönlichen  Fähigkeit,  sie  v.n  nnter- 
nebmen,  an  die  hierländischen  Gesetze  gebunden.  Er  durfte  daher  zufolge 
des  Uofdekretes  vom  17.  7.  35,  J,  G.  ä.  No.  ül  als  Katholik  mit  einer  Person, 
deren  erater  Ehegatte  noch  lebte,  kräie  Eh»  eingehen.  Ihn  atand  das  in 
S;  ni  b**z\v'.  n2  ii  1\  flR  bezcichneti  Klieliirul.  rnis  entgegen.  Dies  gilt  selbst 
dann,  wenn  die  vom  kgl.  Gerichtshöfe  in  « Idenburg  ausgesprochene  Trennung 
der  ersten  Ehe  als  rollkommen  rechtsgültig  angesehen  wird,  weO  Johann  W. 
die  Maria  S.  auch  im  Kalle  rechtsgültiger  Trennung  ilirri  ersten  Ehe  nicht 
heiraten  durfte.  Es  liegt  daher  ki  in  f^rund  vor.  aiicli  dni  l'.f.'jtanil  imd  die 
Reditswirksamkeit  dieser  Ehetrcnnung  zu  prüfen.  Ebensowenig  besteht  ein 
AnlaB,  anf  die  Ftage  einsngehen,  ob  die  Bbegatün  die  zweite  Ehe  eingeben 
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durfte,  oder  ob  auch  ihr  das  obenerwähnte  Ehehindernis  entgegenstand,  da. 

sobald  einmal  feststeht,  daß  die  Ehe  auf  Seite  eines  Eh«^ff:itton  niiL^nlTig  ht. 
die  Ungültigkeit  der  Ehe  überhaupt  ausgesprochen  werden  muJJ.  Der  Kcvision 
konnte  somit  nicht  stattgegeben  werden. 

üngültigkeU  der  snvisdten  einer  ästerrekhiscken  IsraeliHn 
und  einem  reichsdeutschen  Katholiken  im  Auslande  (Schweis) 

geschlossenen  Ehe. 

OGJI  19.  m.  Oß  (Z.  1U2-SJ). 

Hermine  B.,  geborene  C,  mosaischer  Religion,  Österreicherin,  ging  mit 
dem  deutschen  Staatsangehörigen,  rSmisch-kathoUschen  Glaubens,  Friedrieh  B, 
beim  SUndemunte  in  X.  (Schwrix),  nachdem  er  daaelbat  «eine  Niededaatimg 
angemeldet  hatte,  am  28.  5.  08  dne  Ehe  ein.  Beide  BhegAtten  waren  im 
Jahre  liWO  in  Y.,  Österreich,  in  Stelluni:  und  lernten  einander  daselbst 
kennen.  Da  die  Mutter  der  Hermine  C.  Beziolinniren  z\vi^(hen  lu  idf»n  nicht 
dulden  wollte,  flfichteten  sie  nach  Dt  titsohland.  Da  Friedrich  B.  pn  ußischor 
Militärftüchthrig  ist,  wagte  er  es  nicht  bei  einer  reichsdeutschen  Rtliürde  um 
die  Vornahme  der  Eheschließung  anzusuchen,  sondern  begab  sich  mit 
Bermine  0,  in  die  Schweis,  wo  er  in  X.  «eine  mederlaasang  anmeldete,  da 
man  ihm  bedeutet  hatte,  dies  sei  das  einsige  Erfordernis  su  einer  Ehe- 
schließung Tor  dem  dortigen  Standesamte.  Im  August  1903  haben  sich  beide 
Ehegatten  in  Wien  niedergelassen.  Friedrich  B.  liofindet  sich  gefrenwrirtig 
im  Anslande,  während  Hermine  B.  derzeit  noch  in  Wien  wohtit  Beide 
Ehegatten  stellen  übereinstimmend  den  Antrag  auf  Ungültigkeitserklärung 
ihrer  Ehe. 

Das  LO  in  Wien  hat  diese  Ehe  fttr  das  Gebiet  der  im  Reichstate 
▼ertretraen  KSnigreiche  und  Lilnder  für  ungültig  erklttrt. 

Gründe. 

Es  ist  festgestellt,  daß  Hermine  B.  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe 
österreichische  Staatsantrchnriir*-  wnr  wHhreud  ihr  Ehegatte  Friedrich  B. 
dem  <1(  ntsfhen  Staatsverbaiule  angehörte:  ferner,  daB //i'rtw/wp  .ff.  mosaischer 
Konfessiun,  ihr  Ehegatte  dagegen  römisch-katholisch  war  und  daii  beide 
diesen  religiösen  Bekenntniswn  auoh  heute  noch  angehören.  Nach  §  37 
a.  b.  GB  sind  Rechtsgeschäfte,  welche  AuslAndor  mit  Bsterreidiiachen  Staats- 
bfirgem  im  Auslände  schließen,  mangels  einer  andern  Vereinbarung  nach  dem 
Orte  des  Abschlusses  zu  beurteilen,  wofern  nicht  die  im  §  4  a.  b.  GB  ent- 
hnltf  nc  Vorsrhrift  <  ntgegen^t"  lit  "X.ich  §  4  a.  b.  GR  bleiben  aber  Staats- 
h(irL"  r.  auch  in  Haiuihiniren  inid  (icsthUften.  die  sie  anßer  dem  Stn:itsgebiete 
vornehmen,  au  die  bürgerlichen  Gesetze  gebunden,  insoweit,  als  ihre  per- 
sSnlidie  Fähigkeit  sie  su  ontemehnen,  dadurch  eingeschränkt  wird  und  alt 
diese  Handlungen  nnd  Geschäfte  suglelch  in  österelch  rechtliche  Folgen 
herrorbringen  sollen.  Gemäß  §  64  a.  b.  GB  können  Ehevert^e  swisohen 
Ghristeii  und  Personen,  welche  sich  nicht  snr  christlichen  Beligion  bekenne«, 
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nirfi'  inlltiu'  t  inu'-'!r!»Ti«rf»n  wcrdr-n :  TTriDihn-  /f.  konnte  also  nh  .Tüflin  mit 
Friedrich  B.,  der  römisch-katholisch  war,  nach  üttterreichischem  Hechte  eine 
gflltige  Ehe  MMrhaapt  nicht  eingelMii.  Nadid«m  nan  das  BlidiiiidenliK  der 
Relipionsverschiedenheit  wie  sich  ans    W  a.  b.  OB  ergibt,  öfinntlich  rechtlicher 
N«tnr  t«ir  und  nachdem  weiter  aus  ih  r  Marginalrubrik  zu  §  (51  ff.  a.  b.  OB 
iiervorgi.'ht,  di*i>  dos  Oesetz  dieses  ElKfliindemis  unter  die  Fälle  des  Abganges 
des  littHelwn  VennOgen«  nr  BbeMbliefinDg  tnlmmiert.  Miweit  ab  etiie  di« 
persönliche  Fiiht|;keit  des  Ebewrrbfrs  brrilhrnidc  ^^^rrn  behandelt,  war  tlii- 
Mmnine  B.  als  dsterreicbiscbe  Staatsangehörige  bei  der  Ehescbliefiong  nach 
$4  a.  b.  GB  dorati  den  g  64  des  eit.  Gesetzes  gebunden  and  ist  dl«  Antiuihme 
Tom  J{  37  a.  b.  GB  gegeben.    Es  ist  somit  dii-  erste  Voraussetzung  des  g  4 
9  \i  GB  namHch  die  Be.srhraiikiing  ihrer  Haniilnnt,'sf;ihit.'k<it  il^ln^l^tan.  Im 
rorlicgenden  Falle  trifft  aber  auch  die  zweite  Voraussetzung  nämlich,  daü 
die  im  Anstände  geeeblossene  Blie  im  Inlande  reebillclie  Folgen  lierTurhrhigen 
soll,  zu :  CS  steht  nämlich  fest,  daß  beide  Ehegatten  im  August  IflOS  nach 
(Wtrrrfirh.  tiTid  zwar  nach  Wien  zurückgekehrt  sind  inul  iJaC  sie  hier  durch 
längere  Zeit  im  gemeinsamen  Haushalte  gelebt  haben;  /> riedruh  B.  war  hier 
Tsrtbergebend  in  Stellung  nnd  nur  der  Hangel  an  Leftttmationspapieren, 
der  ihm  hier  eine  rlruicrnde  Stellung  zu  erreichen  iinmöirlich  machte,  zwung 
ihn.  seinen  Erwerb  wieder  im  Auslande  zu  suchen.    Hermine  B.  hat  aber 
dermalen  ihren  bleibenden  Wohnsitz  in  Wien.   Es  ist  somit  gegenwärtig 
Wien  der  8its  der  Bhe,  am  deren  Gültigkeit  es  sieh  handdt  nnd  hier  werden 
auch  die  ans  ihr  entsprinüfTideTi  Rechtsfolpen  z.  P  statufi  Recht serhrerht  der 
Frwn  und  etwaiger  Kinder  mvr.  existent.   Allein  auch  ganz  abgesehen  von  der 
im  9  ^     1)-  CIB  impUdU  entlialtenen  Beschrtnknngen  der  Haadlnngs- 
filhigkeit  bembt  ja  das  Bhebindernis  der  Beligionsverschiedenlieit  ancb  auf 
rein  etliisehen  Momenten.    Va  ist  eine  zur  Mru  rläÜlichen  Voraussetzung  der 
Galligkeit  aufgestellte  Norm,  welche  sich  als  Jus  cogens  darstellt.  Eine 
Die  deren  Bestand  einem  Omndprinsipe  des  in  Österreich  geltenden  Rechtes 
widerstreitet  und  die  vom  Ocsct/.c  als  unerlaubt  als  nicht  gültig  schließbur 
erklSrt  wird,  kann  nurli  lii  m  in  usterrrirh  prltondon  ReehN   iVire  'neM  hts- 
wirkung  daselbst  nicht  äuliern,  sie  niub  hier  wegen  des  liifentlich  reclitiichcn 
nnd  Absolot  wirkenden  EheMndeniisses  für  den  Bereich  der  im  Reicbarate 
vertretenen  Künijrr«  lebe  iiiifl  I.iimler  als  ungültig  erklärt  werden,  ohne  Rück- 
sicllt  darauf,  daü  sie  im  Auslände  geschlossen  wurde.    Einer  solchen  Ehe 
maß  Im  blande  die  Anerkennang  versagt  werden,  weil  dieselbe  einem  faier- 
lands  aas  ethischen  Gründen  erlassenen  Verbotsgesetxe  widerstreitet.  B«  ist 
difs  jonor  Gnindsatz.  wHrher  im     K7S  a.  b.  (iB  seinen  Ausdruck  finflef  .\n.s 
den  vorangefOhrten  Gründen  ergibt  sich  aber  auch  zugleich,  daJi  der  Aus- 
sprneb  Uber  die  Ungültigkeit  der  Ebe  aaf  das  Gebiet  der  im  Reiebsrate 
Tertrft'  rii'ii  Königreicbe  nnd  Länder  einzuscbrlinkeii  w.u. 

D  is  I'.t  r  n  f  n  ngsgeri  ch  t  hat  der  Berufung  de.-  \  i  rfel  lij^ers  des  Ehe- 
bandes keine  Folge  gegeben,  unter  Billigung  der  Gründe  des  ersten  Urteils. 
.   Der  OOH  gab  der  Revision  keine  Folge. 
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Aus  den  Ti  r  ü  lul  f  ti 
Es  ist  erwiesen  und  wird  am  Ii  von  der  Revision  nicht  ht>,iritti  ii.  daß 
Hermitw  B.,  geborene  C,  zur  Zeit,  als  sie  in  X.  in  der  Schweiz  mit  dem 
deatteheii  Staatsangehörigen,  zur  römifich-kathoUsclien  Kirche  sich  be- 
kenneDden  Friedrich  B.  die  Ehe  schloß,  eine  Israelitin  und  Ostetieidiisclie 
StaatsangdhSrige  war.  Der  ehelichen  VerUndnng  dtt  beiden  Brantlente  stand 
daher  das  Ehchindornis   der  Kcligionsverschiedenhcit  nach  §  64  a.  b  GB 
entgegen.    Es  ist  somit  das  erste  Eif  r  lMiiis  dos     4  a.  Ii  GB.  nämlich  der 
Manjs^pl  der  persönlichen  Fähigkeit  zur  Ein^'*  hunf^  diej>er  Ehe  gegeb<»n  AWr 
auch  die  zweite  Voraussetzung  dieses  §,  näuilich  die  Absicht,  daß  dieM;  Ehe 
im  Lilande  Rechtsfolgen  hervorbringe,  trißt  zu.   !^icht  beizupflichten  ist 
allerdings  dw  Antidit,  daß  §  64  a.  b.  OB  als  swingende  Reebtaoorai  ein 
absolntee  Verbot  aussprecht,  welches  seitens  Ssterreichlscfaer  Gericht»  aus- 
nahmslos Anwendung  fordere.*)  Die  Unrichtigkeit  dessen  ergibt  sich  daraus, 
daß  in  l>sterr<Mcli  der  t^bertritt  in  andere  Religionsgemeinschaften,  sowie  aiirh 
die  Rückkehr  zur  früheren  Religion  znlässior  ist.  und  daß  demnach  aii*h  hier 
Ehen  zwischen  Christen  und  Nichte iirihtea  gültig:  btstehen  können,  wenn  nur 
beim  Ebeabschluß  dieses  Ebehiudeini»  nicht  vorlag  oder  doch  für  den  Augen- 
blick beseitigt  worden  war.  Der  lloment  des  AbschliUHi  dar  Ehe  ist  daher 
in  Österreich  entsdiadend.  Sachlich  und  gesetslich  begründet  rind  hiergegen 
die  flbrigen  Gründe    Denn  angesichts  der  Tatsache,  daß  beide  Ehegatten 
schon  vor  ihrer  Verehelicbung  in  verschiedenen  Orten  des  österreichischen 
tStaatsgebietes  wohnten,  daß  sie  nach  ihrer  Flucht  aus  (»stcrrfirh  sirh  in 
Deutschlarul  verfbclicheu  wollten,  mithin  die  Flucht  deshalb  ergrift»  n.  um  im 
Auslände  die  Ehe  zu  schließen  und  nicht  lediglich  deshalb,  wie  die  Revisiou 
behauptet,  weil  die  Mutter  der  H«rmine  C.  ihr  Verhältnis  nicht  dulden 
wollte,  daß  sie  als  sie  ihr  Vorhaben,  in  Dentachland  die  Ehe  sv  schUefien, 
nicht  ecreiehen  konnten,  in  diesem  Behnle  ihre  Niederlassong  an  dem  späteres 
Traanngsorte  anmeldeten,  daß  sie  nicht  lange  nach  der  Eheschließung  nach 
Östprreich  zurückk'  hrten  und  am  10.  S  08  ihren  gemeinschaftlichen  Wohnsitz 
in  Wien  als  Mann  nnd  W  eih  nahiiit  n  und  bis  12.  10. 04  behielten,  d&ä 
Friedrich  B,  iu  Wien  vorübergehend  in  Stellung  war  und  nur  durch  der- 
maligtt  Unmftglidikeit,  nne  danemde  Stelhmg  ni  « langen,  geswongen  ward« 
seinoi  Erwerb  wioler  im  Aastande  sn  suchen,  Hemtine     gebotene  C,  aber 
ihren  bleibenden  Wohnsits  in  Wien  hat,  kam  die  ScUnßfolgemiig,  dal  die 
beiden  Ehegatten  schon  bei  der  Eheschließung  die  von  der  Revision  bestrittene 
Absicht  hatten.  daO  üiie  Ehe  in  (»sterreich  rechtliche  Folgen  hervorbringen 
Süll,  nicht  ab  iinri(  htiii  iiezuchnet  werden.    Da  somit  beide  Voraussetiuugen 
des  {?  4  a.  b.  dB  ^utretTen.  so  ist  die  im  Schlußsatze  des  §  37  a.  a.  0. 
statuierte  Ausnahme  gi^gehen.    Der  Bevision  war  daher  keine  Folge  Sit 
geben. 

*)  Vgl,  luergegen  das  Ztsch.  XY  3%  mitgeteUte  Urteil  des  OQH. 

Red. 
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Ungültigkeit  der  von  einer  österreichischen  Katholikin  mit 
einem  staatlosen  Israeliten  im  Auslande  (England) 

geschlossenen  Ehe, 

0GB  6.  3.  06  (Z.  3609). 

Adolf  M.f  moMisehw  Beligion  und  olme  StaatMngehdiigkeit  (sein  Yater 
bat  die  ungafische  Staat«angchürigkeit  verloren  and  Adolf  M.  eine  andere 
Staateangehörigkeit  nicht  erworbt-n)  und  die  verwitwete  katholische,  rstor- 
reichische  Staatsangehörige  H.  K.  geb.  R.  haben  am  24.  H).  9(5  au!  dem 
btaiidesamte  in  6i.  Giles  i  London)  miteinander  die  Ehe  geschlossen.  Adolf 
M.  domiziliert  gegenwärtig  in  Berlin,  H.  M.  in  Smicbow  (Böhmen).  Die 
Ehf^tten  hatten  in  östeneicb  keinen  gemeinBamen  Wolmsits.  Adolf  M. 
begehrt  die  üngQltigerirUnng  seiner  Ebe  wegen  des  EbehiadernisseB  der 
Religionsv«  rs(  ]ii.  (l(Mh  it      64  a.  b.  OB). 

Das  LG  Wien  bat  diese  Ehe  als  im  0*  Ituntrsfjrhii  tp  des  a.  b.  GB  un- 
gültig erklärt,  weil  //.  A'  als  risterrrichi-^r  h»'  Staatsliiiri^ciin  gemäß  §  4  a.  b. 
GB  —  wenn  auch  die  EheschiieLluiig  im  Auslände  erfolgte  —  an  die  bürgtT- 
lichen  Gesetze  ihres  Vaterlandes  gebunden  war,  nach  diesen  aber  ihrer  Ver- 
ebeUchnng  mit  dem  Jnden  Adolf  M.  das  Ehehindernis  der  Rdigionsrerschieden' 
beit  (§  64  a.  b.  GB)  entg^ienstand. 

Da.s  OLG  Wien  best&tigte  infolge  Bemhmg  des  BbebandTerteidigeis  das 
erste  Urteil. 

E  n  t  K  r  h  c  i  rl  ti  n  g  s  g  r  il  n  rl  p. 
Die  Entscheidung  der  vorliegemien  Rerhtsbathc  ersciieint  dem  Gesetze 
eatüyrechend.  Das  Gericht  erster  Instanz  hat  zutreffend  festgestellt,  daü  zui 
Zdt  der  Ehesddießmig  der  Ehegatte  Jude,  die  Ehegattin  Katholikin  var.  Es 
leg  daher  das  Ehehindernis  der  R^gionsronchiedenbeit  Tor  {%  64  a.  b.  OB). 
Das  Gesetz  verbietet  ans  öffentlich  rechtlichen  und  ans  ethischen  Rücksichten 
die  Eheschließung  zwischen  Christen  und  NichtChristen.  Dieses  Verbotsgesetz 
ist  nach  §  878  a.  b.  GB  eine  durchgr»  iferulr  \nrm.  wolcho  von  dm  ;isf(M- 
rerchischen  Gerichten  unter  all'^n  rnisraii(i<  ii  inizuwfndfn  \st.  inaLr  (lic  Kla« 
im  Inlande  oder  Aaslande  von  Inländern  oder  Ausländern  abgeschlossen  worden 
sein.  Was  von  dem  Gesetze  an  M  den  Bffentlicb  rechtlichen  Intnessm  als 
m^ttlich  (Tgl.  Marginalnoten  m  §  61—68  a.  b.  GB)  orklftrt  nnd  ans  diesem 
Onmde  Tcrbietet^  dem  ist  die  staatlidie  Anwkmmnng  vecsagt.  WOrde  man 
aber  auch  von  dieser  dem  Sinne  und  Geiste  des  a.  b.  GB  (welches  bei  der 
Kotielung  des  Eherechtos  auf  den  sakramf^ntnlon  Charaktor  drr  rhristlif'hon 
Ellen  Rtirksirht  nahm*  cnrNiirecliiiiiIcn  Ansiclit  a))«;f'lu'n  und  mehr  Gewicht 
darauf  kgtn.  duil  das  eht-lidie  Verhältnis  nach  §  44  durch  den  Ehevertrag 
begründet  wird,  also  Vertragscharakter  an  sieb  trägt,  so  kSme  man  in  vor- 
liegender Rechtssache  ebenfalls  anm  Schlüsse  der  Ungttltigkeit  dieser  Ebe.- 
Bie  Ehe  wurde  Ton  einem  Aoslftnder  mit  einor  öiteneichiscben  Staatsbflrgcfin 
in  London,  somit  im  Auslande  geschlossen.  Nach  §  37  a.  b.  GB  sind  von 
salcben  Pnsonen  im  Aaslande  abgeschlossene  Verträge  nach  den  Gesetzen  des 
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Ortes,  wo  das  Geschäft  abgibchlossen  warde,  zu  beurteilen,  daher  ukbt  uffen- 
bar  ein  anderes  Recht  zugrunde  gelegt  worden  ist  und  die  im  §  4  a.  b.  GB 
enthaltene  Yondirift  nicht  entgegenstdit,  alio  soweit  nicht  die  persSnli^ 
Fähigkeit  des  Österreichischen  Staatshflrgers  sie  sn  «mtemehmen  durch  die 

österreichischen  Gesetze  eingeschränkt  wird  nnd  diese  Handlungen  und  Qe- 
schüfte  in  (>st(ri.  i(h  rechtÜdi«'  Fuliren  hervorbringen  sollen.  Es  ist  nun 
zweifellos,  ditü  diirr ti  die  Bestiniiiniii;:  des  t*  fvl  a  b.  OB  die  pers«5nliche  Fähig- 
keit der  Ehegattin  zur  Eingehung  ciut  r  I-^lic  niii  ( im  u;  Juden  ein^srhränkt 
würde,  es  ist  aber  ebenso  zweifellos,  duü  die  Elieguttin  nicht  bluU  im  Aua- 
lande,  sondern  anch  in  ÖstenrdiA  als  Ehegattin  anerkannt  wecden  wollte 
wo  sie  noch  ihr  Yemdgen  zoittckgelassen  hatte.  Die  Richtigkeit  letiterer 
Annahme  wird  übrigens  auch  durch  die  von  beiden  Ehegatten  gemachte  An- 
gabe bestätigt,  daß  der  Ehegatte  mit  seiner  Gattin  nach  Österreich  übersiedeln 
und  sich  hier  seOhaft  machen  wnllte  nnd  dnß  sie  sich  deshalb  nach  London 
betraben,  um  dort  die  Ehe  abzuschlieLieii.  wi  il  der  Eliegatte  wußte,  daß  er 
in  Deutschland  ein  Ehefähigkeitszeugnis  nicht  erhalten  könne  und  weil  sie 
das  Aufgebot  in  Osteireidi  Termeiden  wolltai,  da  sie  von  Sdte  der  ye^ 
wandten  der  Fran  »Hemmnisse*  beseiten.  Es  würde  sieh  somit  anch  vom 
StandpmÜEte  des  %  37  nnd  4  a.  b.  OB  die  Ungültigkeit  dieser  Ehe  ergeben. 
Kach  dem  Gesagten  war  daher  das  erstrichterliche  Urteil  sn  1)e8t&tigeD. 

Der  OGH  bat  der  Revision  des  EheTiandverteidigers  keine  Folge  gegeben. 

E  n  t  s  (•  h  e  i  d  ti  n  g  «  g  r  ü  n  d  e. 
Du»  vun  Amts  wegen  (§  U4  a.  b.  GB)  wahrzunehmende  Ehchindernis  der 
Rcligionsvenchiedenheit  nadi  §  64  a.  b.  OB  ist  durch  ffientiliche  Urkondco 
erwiesen.  Bs  handelt  sich  nunmehr  darum,  ob  H.  K.  snr  Zeit  dar  Eingdnnig 
der  den  Qeg^tand  der  üntersndinng  bildoiden  Bhe  in  London  gemJLB  §  4 
und  37  ebenda  an  lUe  im  §  r>4  ebenda  enthaltenen  Beschränkung  ihrer  Fähig- 
k<  it.  einen  Ehevertrag  abzuschließen,  gebunden  war.  Dies  ist  ohne  weiteres 
zu  bt'iiihen.  weil  sie,  wie  urkundlich  naeh;rewiefsen,  damals  ( )sterrpieherin  war 
und  die  ausländische  ötaaiäbürgcrschaft  des  anderen  Teiles,  da  jedeulaüs  erst 
mit  dem  AbecUusse  einer  gültigen  Ehe  der  Verlust  der  österreidüschen  Staat«- 
bttrgerschaft  der  Qattin  h&tte  eintreten  können»  nicht  in  Betracht  komnl 
Endlich  ist  anch  die  in  der  Revision  noch  einmal  aar  Entschodnng  gestellte 
Frage,  ob  die  in  London  geschlossene  Ehe  auch  in  (Österreich  rechtliche  Folgen 
hervorbringen  snllte  ij  4  a  h  GR  von  den  Untergerichten  mit  Recht  bejaht 
worden  Es  wiiuizt  auf  die  von  beiden  Teilen  übereinstimmend  angegebenen 
mit  den  vorgelegten  Urkunden  im  Einklänge  stehenden  Tatsachen  hinzu- 
weisen, welche  das  Urteil  erster  Instanz  und  das  Berufungsurteil  aufzäiitL 
Diese  Tatsachen  stellen  es  anfier  Zweifel,  daß  die  Brantlente  sich  nur  tot- 
ttbergehend  nnd  nur  au  dem  Zwecke  nach  London  begel»en  Imbati,  um  dnrch 
die  I'hi  Schließung  vom  dortigen  Platze  das  für  die  Braut  verbindliche  hier- 
ländische  Eheverbot  zu  umgehen.  Die  auf  §  5()3  Z.  4  ZPO  gestdtste  BevisiMi 
des  Ehrhrindvertf  idicrers  war  d:ih«  r  zurückzuweisen. 

Anm.:  Vgl.  Ztsch.  XV  UÄ.,  2ü£r.,  Mi,  XVI  3«6. 
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Für  das  Rechtsrerhültnia  ztvLschen  dem  von  ztcei  Ausländern 
(Italienern)  im  lulande  unehelich  gezeugten  Kinde  und  dessen 
Väter  ist  das  inländische  Becht  maßgebend. 

OGH  1.  S.  06  (Z.  i7H4), 
Null  deiu  beiderseitigen  Vorbringen  des  Alfr«dS.  and  Angela  G.  ]i»t 

l(.tzt<?r'»  am  7  "2  f4  nnCfr  '1fr  Ehe  ein  Kind  namens  Thercfirt  G.  luirfn 
UD«1  bekennt  sieb  lieklagter  Alfred  S.  ab  Vat«r  d«Sfi«lben.  Klägerisclierseitä 
wird  Bon  nebst  Fettstellong  der  Vaterwlukft  des  Beklagten  YotvteilttBg 
ilesselben  zu  einer  mouatlicben  Alimentation  von  40  Kr.  begehrt.  Beklagter 
titantragt  Aliwoisung  des  Alimentati.ln^!l»>;t■llItll!^  uiul  führt  seinerseits  an: 
iCr  sowohl,  wie  die  Kindeämattcr  und  da»  Kind  »eiea  italieoiscbe  Staats- 
bflrger,  weshalb  die  rorliegende  BecMancke  nicht  nach  fistoneicliiMhein, 
sondern  nach  italienischem  Rerlit  zu  beurteilen  sei.  Ktä^i  ris*  Ih  im»  its  wird 
anerkannt,  daß  die  in  diesem  Streite  maiSgebmden  l'ersoncn  italienische 
Staatsbürger  sind,  jedoch  bestritten,  dali  dieser  Recbtsfall  nach  italieniachem 
Bedite  za  entacbeiden  sei.  Über  amtliclie  Antrage  hat  daß  k.  k.  Jastiz- 
ministerium  mitgeteilt,  daü  rarh  itnlirnisrheni  IJiditr  .\rt.  ISO  des  ital. 
i<üB  —  der  £lternteil,  welcher  ein  uuchelicbeä  Kind  anerkannt  hat,  ver- 
pflichtet lit,  dasselbe  zq  erhalten,  za  erziehen,  za  unterrichten  nnd  za  einem 
Handwerke  oder  Gewerbe  anzuleiten. 

Das  B<  :^irkstri  1  ii  ht  in  (\.  bat  zu  Recht  erkannt  r»*>r  Rf  klagte  wird 
als  Vater  des  aut^rehelichen  Kindes  Tlieresia  G.  anerkannt  und  ist  sehnldig 
bis  cor  Selbsterhaltongsfllhigkdt  des  Kindes  einen  monatlichen  Alimentatlon«- 
lieitrag  von  12  Kr.  zu  leisten.  Der  Alitteiitatioiwmdwaosprnch  v»n  monat» 
lieh  28  Kr.  wird  abgewiesen. 

Eotscbcidungsgrande. 
Nach  §  4  ond  33  a.b.  GB  kommen  den  Fremden  im  allganeinen 
irfciche  Rechte  und  Verbindlichkeiten,  wir  (ton  Kingcborenen  zu  und  sind 
ittmilienrecbtliche  Verbältnisse  uacli  Analogie  des  §  34  a.  ij.  ÜB  nach  dem 
Rechte  jenes  Ortes  za  beartellen,  in  welchem  die  betreffenden  Parteien  ihren 
Wohnsitz  haben.  Abgesehen  davon,  daß  nach  diesen  ikütiiuniungen  der  vor* 
liegcTidf  Rechtsstreit  aisu  muh  r.Ntnrcirhisphcm  lurhte  zu  beurteilen  ist, 
würde  sich  auch  bei  Anwendung  des  itaiieuischen  Kechteü  di(!  Lage  des  Be- 
klagten Dicht  riet  ändern ;  denn  auch  nach  diesem  ist  der  Vater,  welcher  das 
nnehelirhe  Kind  anerkannt  hat,  zu  des-sen  Verpiflegung,  Erziehung  und  Y  r> 
sorgung  verptlichtet.  Der  Berufung  der  Klägerin,  sowie  jener  de.s  Ikklagten 
wardii  keine  l-'olge  gegeben  und  das  erstriehterliche  Urteil  begründet. 

En  tscheidnngsgr  finde. 
••Vu»  der  Einreichung  der  die  Alimcntationsverbindlichkeiit'n  di-s  außer- 
ehelichen Vaters  regelnden  BeKtimmuogtin  in  dem  llaupii>tücke  .,von  dm 
Rechten  zwischen  Eltern  nnd  Kindern",  aus  der  Bestimmung  des  §  ib9 
a.  b.  OB,  wonach  aoch  dem  anebelicben  N'ater  ein  gewisser  Einflolt  auf  die  Be- 
stellung des  Vormnndes  fQr  sein  anfiereheliches  Kind  eingeränmt  wird,  aus 
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§65  a.  a.  0.,  endlicb  aus  g  132S  a.  a.  0.,  in  welchen  die  dem  anfleielieliclieii 
Vater  gegenüber  dem  Kinde  obliegenden  Pfliditon,  als  «Yaterpfliditen'  be- 
bezeichnet werden,  ergibt  rieh»  daH  der  Rechtagnmd  ftti  die  Ansprache  des 

aiiüdxlit  lieben  Kindes  gegea  seinen  Erzengcr  in  der  natürlichen  Ver^^andt- 
sclmft  (lieber  Personen  fjolcgm,  also  ein  familionrefhtliclit  r  ist  Als  solch(T 
hat  er  eine  sittliclie  GrumDt'T'  unrl  ps  müssen  (Ifniiiacli  die  di-nsolh^n 
betreffenden  Bestimmungen  de?i  osierreicheu  Rechts  T<m  (im  österrt-ichisckn 
Gerichten,  welche  um  Gewährung  ihres  Schutzes  angegangen  werden,  durch- 
greifend snr  Anwendung  gebracht  werden,  ohne  Rlb^Ght  an!  die  Staats» 
bfltgerschaft  des  Kindes  nnd  seines  Brseogers,  sowie  obne  Bedaebtnahme 
darauf,  wie  iti  einem  gleichen  F^llc  österreichische  Staatangehörige  im 
Anslande  behandelt  würden.  Der  erst«  Richter  hat  deswegen,  gestützt  auf 
die  Bestimmung  des  §  3vl  a.  b.  GR  mit  vollem  Recht  die  Vorschriften  desselben 
zur  Entscheidtins;  des  jrefrenwärtigen  Rechtsstreites  herangezogen  §  'M 
a.  b.  GB,  aui  welchen  sich  Beklagter  für  seine  Ansicht  bezogen  hut,  kauu 
schon  deshalb  nicht  berttelcsichtigt  werden,  weil  die  Bestimmnngen  der 
34— S7  a.  b.  GB  sich  nnr  anf  Reebtsgesdiftfte  besieh^  der  geltend 
gemachte  Anspruch  aber  aas  einem  Hechtsgeschäft  nicht  entspricht.  Die 
Richtigkeit  der  oben  ausge8i»rochenen  Ansicht  erhellt  auch  daraus,  daß  die 
()sterreichi?rheri  fifTichlT'  ohne  Rücksirhtriahtr>'>  auf  d;»s  Vorfffhcn  der  au.s- 
ländischen  Behörden  fiir  Kinder  von  AnsliiiHl« m.  welche  in  MsTerrpi<'h  ibron 
Wohnsitz  haben  „auf  solange  einen  Vuruuind  bestellen,  bisi  von  der  zu- 
stftndigen  ansl&ndisoheii  Behörde  eine  andere  Verfügung  getroffen  wird' 
(JMB  vom  10.  10.  60,  %  183  nnd  219,  kaiserl.  Patent  vom  9.  8.  54,  No.206 
RGB).  Das  gleiche,  wie  binsichtlicb  der  Alimentationsrerbindlicbkeit  des 
außerehelichen  Vaters  gilt  aber  auch  für  die  Frage  der  Patemit&t,  weldie 
die  Voranssetzuntr  des  er^iteren  bildet 

Der  OGU  hat  der  Revision  des  IJeklagten  keine  Folge  gegeben. 

Entscheidungsgründe. 
Die  Reditsanschanong  des  B^fangsgerichtes,  dafi  bei  Beorteilnng  des 
ReditsrahJUtntsses  zwischen  dem  im  Inlande  ersengten  Kinde  einer  Aas« 
l&nderln  nnd  dem  nnebelicben  Vater,  welcher  ebenfalls  Anslftoder  ist,  welche 
jedoch  sSmtlich  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  haben,  das  inländische  H  lit  zur 
Grundlage  zu  nehmen  ist.  mnf5  als  bererliti<rt  anixesehen  werden.  I>i.'  Ver- 
pflichtung des  unelieli«  lieii  \'aters  eiiTsjuiiiL't  nur  der  Tatsache  der  Krzi  u^ung 
(Arg.  §  1328  a.  b.  GBj  und  aus  dein  hierdurch  begründeten  in  §§  Ikki  fi.  des 
a.  b.  GB  normierten  Verhältnisse,  welches  auf  der  natürlichen  Vormundschaft 
beroht,  daher  w^^  seiner  ethischen  Grundlage  ohne  Rflcksicbt  an!  die 
StaatsbOrgerschaft  der  hierbei  beteiligten  Personen  nach  den  Oesetstii  des 
Wohnsitzes  di  rselben  zu  benrteiten  ist,  fflr  weldie  A^iffasHung  auch  die  vom 
Berufungsgerichte  zitierten  g«»setzlichen  Bestimmungen  hinsichtlich  des  einst- 
wriÜL'en  Schutzes  für  Kinder  von  Ansländorn  spricht.  Es  liegt  daher  ein 
AnlüLl  zur  Erhebung  des  italieiübchtu  Kechies  und  der  Frage  der  Reziprozität 
nicht  vor.    Übrigens  würden  die  vom  Beklagten  angerufenen  Bestimmungen 
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4is  italienischen  Otsetzcs  denselben  nicht  ^iin.sti[fer  stellen,  weil  niich  Art.  ISR 
de«  iUl.  BOB  der  ElUrctcil..  der  das  uneheliche  Kind  anerkannt  bat,  ver- 
yfiditet  ist,  dM  Xiitd  sn  erhalten,  die  Ant.  184  and  221  nur  dea  Fall  der 
Übeitragnng  der  VemmiidediBlt  an  den  tmehelichen  YaUx  vor  Angeii  haben, 
eine  sult  he  T'lertrasrting  aber  nicht  crffi^tTte.  dnhrr  mrh  von  diesem  Gesichts- 
punkte aas  Beklagter,  iusolange  das  Kind  nicht  ihm  zur  Verpflegung  Über- 
geben wnrde,  die  VerpfliditnBg  «or  Tragang  der  AUmentatioMkeeteu  Ue  m 
dieeem  Zeitpunkte  trifft.   Die  Rerision  wird  daher  zurückgewiesen. 

Anm.  Vgl.  aber  die  Frage  Mwh  die  Ztach.  XU  4f»,  XIV  106  u.  109 
■HgeceUtMi  üttette  »owie  die  AimatkMiig  Ztadh.  XIV  100.  —  &ed. 

Der  Anspruch  rinry  Deutschen  gegen  ihren  ßn  Österreich 
icohnenden)  dnitscJie)!  (inftm  aitf  Er.^dfz  der  für  das  hei  ihr 
trohfiende  ehelklie  Ki)id  aufyenaudtcti  rnterhaltinii/shostm 
ist  nach  deutschem  Rechte  zu  beui  teilen.  —  Zusländigkeii 
des  heinmüicheu  Vormundschaftsgericlites. 

oas  9. 1.  oe  (z.  boswibos). 

Die  dentaeben  Staatsangehörigen  Emil  S.  and  Martha  W.  sind  in  der 
evangelisfhcn  Kirche  in  Ginnpendorf  in  Wien  getraut  worden.  Der  Ehe  ent- 
stammen vier  Kinder,  von  denen  das  jüngste,  die  niioderjübrige  Martha, 
an  20. 6. 97  geboren  ist.  Martha  S.,  die  KUgetin,  bat  im  Oktober  1888 
ihren  Ehegatten,  den  Beklagten  Enn'l  S.  unter  IDtnabme  der  minderjährigen 
3farfha  verlassen  und  ist  nat-h  Burgstädt  (Sachsen),  ihrem  Ileimatsurte, 
übersiedelt,  wo  sie  sich  noch  jetzt  befindet.  Emil  S.  domiziliert  in  Wien. 
Seit  16. 4. 89  bat  der  Beklagte  «na  Unterhalte  seiner  bei  der  Kligcria  be- 
findlichen Tocliter  nichts  heitfctragen  und  weigert,  sich  auch  j(  f/t  für  sie  etwas 
so  bezahlen.  Mit  dem  Beschlösse  des  1^1.  AU  in  Burgstädt  vom  17.  4.  Ü& 
wurde  dem  Beklagten  die  Obsorge  für  «Be  Pierson  und  das  Vermögen  seiner 
Toebter  Martha  entzogen  nnd  die  Klägerin  zur  VenBQBdcnn  der  minder- 
ifihri'^n  Martha  bestellt.  Dieser  Beschluß  gründet  sich  auf  die  vom  AG 
in  Burgstädt  festgestt^Ute  Tatsache,  daü  sich  der  15ekl)^te  einer  Vemach- 
Iftssignng  des  geistigen  vnd  Idblicben  WoUes  des  Kindes  sdraldig  gentaebt 
bat.  Gegen  diesen  Beflddsfi  hat  der  Beklagte  eine  Beschwerde  überreicht 
und  war  diese  insofern  von  Erf-iJcr  heirleitct.  als  mit  Beschluß  des  LG  in 
Chemnitz  am  2i).  7.  (»ö  dem  Beklai^cn  die  8orge  über  das  Vermögen  der 
mittdeijlbrigeD  Martha  belassen  worde.  Die  Sorge  nm  die  Fersen  des 
Kindes  blieb  ihm  aber  entzogen.  Die  Klliirerin  wurde  sodann  vom  AQ  in 
Burgstädt  anstatt  zur  Yormünderin  zur  Fliegerin  des  Kindes  bestellt.  Die 
Klägerin  hat  ihrer  Angabc  gemäß  die  mindcrjilhrigo  Martha  vom  15.  4.  89 
aa  selbst  erbaHen  nnd  verpflegt,  iresbalb  sfo  mit  gegenstiodlieber  Klage  ni- 
n"'ichst  <\cn  Botra?  von  98fi  .€  nh  Ersitz  Hnf^s  .Aufwandes,  den  nrich  dem 
Qcacti  der  Beklagte  za  machen  gehabt  hätte,  zurückfordert.  Außerdem  ver- 
langt sie  Ton  15.  4.  OS  an  einen  Alimentationsbetmg  von  80  JL  monatlich. 
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Das  LG  Wien  liat  1  dit-  vom  Beklaj^'t*  n  «Tlichcn*-  Einrede  der  l"n- 
zulassigkeit  des  Hechtbvs  f^o  s  zurückgewiesen,  II  1.  deuselben  zur  Zahlung 
von  720  Kr.  an  die  Klägerin,  sowie  II.  2.  snr  Leistung  einer  AlimenUtioa 
von  monatlicfa  10  Kr.  an  die  minderj&hrige  Martha  S,  Tcnirteilt. 

Bntscbeidiingsgrflnde. 

Die  Vorniundschafts-  und  Pllegschaftsgerichtsbarkeit  •naländischer  Be- 
hördni  i'ihvY  im  Inlande  wohnhafte  au.sliiiulisf  lu-  Staatsangehörige  ist  durch 
dif  Jji?  und  219  Verl.  Fat.  gesetzlich  anerkiituit.  Die  Fr;»!,"'  welches  aus- 
laudische  Gericht,  ob  gerade  das  AG  Burgstädt  oder  <  in  andurcs  heimatliches 
Gericht  des  sächsischen  Staatsangehörigen  Emil  S.  die  l'Uegschaft  über  die 
minderjftliiisen  Kinder  des  Emii  S.  nt  fttbren  hat,  kMm  im  TorliegNiden 
P&lle  fttgUeli  ftofler  Betracbt  bleiben.  Ei  ist  Tatsaebe,  dafl  das  kgL  AG  in 
Burgstädt  die  PilcgschaftsfQhrung  über  die  minderjährige  Martha  S.  in  die 
Hand  genommen  hat,  weil  Martha  S.  im  Sprengel  dieses  (»erichtes  sich  auf- 
hält, und  es  besteht  für  das  LG  kein  Grund,  die  Zuständigkeit  dieses  AG  in 
Zweifel  zu  ziehen.  Hit  raus  crL'iltt  sich  zunächst  für  die  vom  Beklagten  er- 
hobene Einwendung  der  L'uzulässigkeit  des  Rechtsweges,  daü,  wenn  die 
K%erin  mit  dem  Begehren  um  »dellnftige  Alimentation  der  mindeij&faiigni 
Martha  auf  das  anflerstreitige  Verfahren  vorwiesen  wnrde,  sie  sngldeh  an 
ein  ausländisches  Gericht  zuzuweisen  irtie.  Dies  e^cheint  dem  Gerichtshofe 
nicht  statthaft,  weil  der  Prozeßweg  gegen  einen  im  Inlande  wohnhaften  Be- 
klagten wohl  nur  dann  auszuschließen  ist.  wenn  die  Rechtssache  von  einem 
anderen  inländischen  Gerichte  im  auUerstreitigen  Verfahren  erleditrt  werden 
kann.  Die  Einwendung  der  ünzulässigkcit  des  Rechtsweges  ist  daiur  an- 
begründet  In  dem  Dekrete  des  AQ  Borgstädt  vom  8. 9. 06  wird  Martha  S. 
snr  Pflegerin  der  Petaon  der  mindeijUirigen  Martha  S.  und  «n  deren  ,Ver- 
tretnng  liiehei''  bestellt.  Unter  dieser  Vertretong  ist  gewiß  »nch  Vertretang 
des  Kindes  in  einer  Rechtssache,  wie  der  vorliegenden,  verstanden.  Der  (ie- 
richtshof  nahm  daher  die  Aktivlegitimation  der  Mrtrfha  S.  zu  dieser  Prozeti- 
führniiL'  auch  derzeit,  wo  sie  nicht  mehr  ,Vnrmündt  iin"  ihres  Kindts  ist.  als 
gegeben  an.  In  der  Klage  wird  verlangt,  daii  über  die  vorliegend  geltend 
gcmaditen  Anaprliehe  nach  dentschem  Reehte  entschieden  werde.  Obgleieb 
die  Frage,  welches  Recht  ansnwaiden  ist,  mit  Bttcksicht  aal  die  geringe  Ve^ 
schiedenheit  der  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtsordnqngen  von  geringer 
Bedentnng  ist.  stellt  der  Gerichtshof  doch  fest,  daß  österreichisches  Recht  an- 
zuwenden ist.  Im  a.  b.  (U)  ist  antjti.rdru t.  daß  den  in  Üsterrrich 
wdhnfndou  Fremden  .u'lcirhe  hiiri;.'rliche  liechte  und  Verbindlichkeiten"  mit 
den  Inländern  zukommen.  Keine  der  im  Gesetze  normierten  Ausnahm«a  vud 
dieser  Regel  trifft  an!  den  vorliegenden  Fall  zn.  Es  handelt  sich  insbesondere 
ancb  nicht  nm  dne  Statoslrag^  die  nach  den  nuch  im  österreiehiscben  Becbt 
reaipiertMi  Gfonds&tsen  des  internationalen  Rechtes  nach  dem  lieimisehea 
Gesetze  der  betroffenen  Parteien  ztt  lösen  wftre.  Es  ist  daher  kein  Grund 
vorhandf  n,  daD  «!as  LG  in  diesem  F'alle  von  dt-m  selbstverstilndlicheu  Grund- 
satze, nach  vaterländischen  Gesetsen  Recht  zu  sprechen,  abgehe.  Der  An- 
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spriicli  auf  (lif  T'>ezahlun^  des  Betrages  von  7?(t  Kr   ist  ilaher  nach  g  1042 
».  b.  GB  za  beurteilen.   Wenn  von  jenen  Voraussetzungen,  die  dieser  An- 
ipndi  mit  dem  monatUeheD  AUmentottonsbetr«;  von  10  Kr.  gemeinsam  hat, 
Toiltafig  ali|z<'s>'}ii  n  w'iid,  bldbt  Ider  die  iMsondeie  Frage  sa  etSrtem.  ob 
die  KläfTi  riii  dm  Krsatznnsprnrh  nur  dann  erheben  kann,  wenn  sio  durch 
«chlüssige  Tatsachen  nachweist,  daü  sie  den  Aufwand  in  der  Absiebt  gemacht 
liat,  ibn  Tom  Beklagten  soillektatoffdeni.  Der  Gerlehtdu»!  ist  der  AnadiaBting, 
dali  der  Ersatzanspruch  der  Klägerin  von  einer  solchen  Bedingong  nicht  ab- 
bätii!;ip  zu  tn;irhcii  ist.  weil  tlit-  Absicht  einer  Schenknni»  Tiifht  zu  vennut<>n 
ist  und  die  Klägerin  selb»t  im  Falle  deb  Stillschweigens  das  Hecht  nicht  ver- 
wirkt bitte,  Tou  BAlagten  dem  ROekeraats  des  nacb  dem  Geaetie  (§  14t 
a.  b.  ODi  ihm  ulilii'^tiulin  Aitfwanils  zu  fordern.    Es  schiiii  d.ilicr  dem  Ge- 
richte auch  nicht  erforderlich,  einen  Beweis  Ober  die  Behauptung  der  Klägerin, 
daß  aie  vom  Beklagten  wiederiiolt  den  Unterhalt  fOr  Martha  gefordert  habe, 
aofaimebmeB.   Auch  die  Frage,  ob  der  Beklagte  seine  Znatimmung  teta  ge- 
geben bahr.  diiO  Friiti  S>.  die  Marfhn  mitnehme  oder  TJirht,  sowie  die  Fra^r. 
ob  Frau  S.  einen  im  Verhalten  des  Beklagten  gelegenen  üruud  gehabt  habe, 
den  eheUdieii  Haoduüt  sd  verlaeaen,  evaehienen  dem  Oericbtabofe  bei  dem 
zwingenden  Charakter  der  Rechtsnonn,  daß  der  Vater  fUr  den  Unterhalt  des 
Kindes  m  sortjpn  halip,  ohne  Belang.    Der  Ikklri'jrto  h!'iftr  n.nh  der  l'ber- 
zeognng  des  Uenchtshofes,  um  vom  Ersätze  an  seine  Uattin  libeniert  zu  sein, 
mit  dieser  vereinbaren  mflasen,  daft  sie  eEnoi  Ersats  von  ibm  nicbt  so 
fordern  habe,  oder  er  hätte,  wenn  wirklich  eine  heimliche  Entführung  des 
Kindes  vorgekommen  wäre,  durch  entschiedene  Geltcndmachnng  seiner  väter- 
lichen Gewalt  die  Annahme  eines  nachträglichen  Einverständnisses  mit  der 
Rrtfimnnf  des  Kindes  ansseUleSsn  aflssen.  Ans  der  SadiTeriialtsdarstdlnng 
des  Hekla'/tt  Ti  pdit  ;iber  weder  das  eine  noch  das  aiHlrre  hervor  Ifiiis-ichtlich 
des  fttr  die  Zukunft  erbotwnen  AUmentationabegehrens  ist  diu  Einwendung 
des  Beklagten  nn  nntenncben,  daB  er  nnr  zur  Ifatnralverptlegung  des  Kindes, 
nicht  zu  Geldleistungen  verpflichtet  sei.    Der  Gerichtshuf  hält  die  Ent- 
scheidungen der  siii  h.sisrhen  Gt  rirliti'.  iluri  h  die  dem  Beklo'^'t.  n  die  Sorge  für 
die  Person  der  Martha  entzogen  ist,  für  bindend.    Ein  allfälliges  Rechts- 
mittel gegen  die  Bntacbddnag  des  LG  Cbemnlts  bitte  nadi  §  34  des  Ges. 
vom  17.  5.  H4  Xr  21  keine  aufschiebende  Wirkung.    Demzufolge  kann  der 
Beklaifte  seim  To(lit>r  jetzt  in  ^iinen  Haushalt  nicht  einbernfcn;  er  muß 
daher  seiner  gesetzlichen  L'Dterhalii^ptlicht  durch  Geldleistungen  nachkommen. 
Sollte  ihn  die  Socge  fOr  die  Fersen  seines  Kindes  spiter  mit  der  Wirkung 
zurückgegeben  werden,  daß  er  die  UfaiUtn  der  Klägerin  abnehmen  kann,  so 
wird  er  in  der  Lage  sein,  das  Torliegende  Urteil  durch  eine  solche  Vorfügung 
gegenstandslos  zu  machen.  Endlidi  handelt  es  sich  am  die  Frage,  ob  der 
Beklagte  anch  ImBtande  war  und  ist,  eine  Alimentation  zn  leisten,  eventnell 
in  welcher  HJ^It'    Der  Gerirht?;lirif  nimmt  als  erwiesen  an.  daß  der  Bekh»f:te 
der  gesetzlich  noch  für  zwei  in  seinem  Uanshalte  Itefindliche  Knaben  und 
teilweiie  für  einen  answ&rts  nnisrgebraehten  Knaben  an  sorgen  bat,  einen 
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dmchschnittUchen  Wochenverdicnst  von  84  Kr.,  daher  eiDe  HoDatseinn&bme 
von  102  Kr.  90  h.  hat.  Bei  zweckentsprcclu  nder  Aiisnütznng  aller  durch  .lip 
{Xt'tfcnwärtigen  Wohlfalirtscinrichtungtm  oröffncttn  Hilfsquellen  war  und  ist 
der  ikklagle  iiiistaiiiii*.  hcziehuni^swoise  iimß  er  iiiiätande  spin.  von  seiner 
Monatbeiunahme  t^ineii  Betrag  vun  10  Kr.  für  sein  viertes  Kind  zu  erübri^eo. 
In  der  Hdbe  dicfles  Betrages,  ohnedies  nur  als  ein  Beitrsg  in  dem  toh 
der  Matter  geleisteteD  ünteriialt  in  Betracht  kontmt,  sah  der  GeriehtM 
dm  aof  einen  Zeitraum  von  6  Jahren  sich  erstreckenden  Ersatzanspruch  Mh 
wie  das  für  die  Zukunft  gestellte  AlimenUtionsbegehrcn  als  gerechtfertigt  an. 

Das  OLG  Wien  hat  der  Einrede  der  TnzulSssigkeit  des  Rechtswcires 
statttiti;ulH>n  nnd  die  Klafie,  soweit  sie  die  Vernrteilnng  des  B**klagten  zur 
Alimc-utatiuusleistuDg  au  die  minderjährige  Martha  S.  anstrebt,  zurück- 
gewiesen ;  soweit  die  Klage  aber  den  Znspnicli  von  936  JC  an  dio  Kligerin 
sum  Gegenstände  hat>  wnrde  siederseltanr  O&nce  abgewiesen. 

EntscheidangsgrQndc. 

Insoweit  die  Klägerin  als  mit  der  Bestellnngsur künde  des  kyl  sächsischen 
AG  Burgstädt  vom  S.  II  05  bi  steilte  Pflegerin  für  dir  am  ö.  !»7  geborene 
Martha  6'.  die  Bezahlung  vou  Alimenten  von  dem  Bi  kUiiiteii.  dt  iu  ehelichen 
Vater  diea^  Kindes  verlangt,  ruft  sie  den  Beistand  des  Gerichtes  gegen  die 
Unterlassung  der  mit  da  TiterUdiett  Gewalt  verbandenen  Pfliditen  an.  Uber 
welche  Ansprüche  gemi6  %  178  a.  b.  GB  im  offtsiDsen  Wege  m  entsohadsn 
ist  Gemäß  §  33  a.  b.  GB  kommen  den  Fremden  gleiehe  bttrgerliche  Rechte 
und  Verpflichtungen  mit  den  Eingeboren«  n  tm,  wenn  nicht  zu  dem  Genüsse 
dieser  Rechte  ausdriieklic  h  die  Eitrenschaft  eines  Staatsbürgers  erfordert  wird. 
Gemäß  §§  183  und  21!»  des  kaiscrl.  Patentes  vom  9.  8.  Ö4  RGBl  No.  2ü8 
haben  die  inländischen  Gerichte  auch  für  Ausländer  als  Pflegschaftsbehördeo 
solange  dnxaschreiten,  bis  von  der  anständigen  ansUUidisidien  Behörde  eine 
andere  Veffflgnng  getroffen  wird.  Das  kgl.  süchBisclie  Pfl^ischaftsgericht  hat 
nnn  ftber  die  Zahlung  der  Alimente  durch  den  Beklagten  fttr  die  minderjlArige 
Martha  S>  eine  Verfügung  nicht  getroffen  und  konnte  dieselbe  mit  Wirk- 
samkeit gegen  den  in  Österreich  wohnhaften  Beklagten  aneh  nii  ht  treffen. 
W(  il  gemäß  der  Jnstiz-Ministerial-Verordnung  vom  21.  10.  DU,  R(tBI  No  253 
den  deutschen  Exekutionsüteln  nach  §  1,  Z.  6  EG  hierlands  die  VoUstrcck- 
barkeit  versagt  ist.  Nachdem  nun  flberdies  beide  ätreitteile  die  Ziistftjidigfceit 
der  OsterreichischMi  Gerichte  anr  Entschddnng  ttber  den  obigen  Klagsaasiinch 
anerkannt  haben  und  zwar  Kligerin  dadnxdi,  daB  sie  diesen  KlagsanqiniGb 
bei  dem  k.  k.  LG  Wien  geltend  gemacht  hat.  Beklagter  dadurch,  daß  er  zur 
Ent8(  lietdnng  über  denselbi  n  das  k.  k  Bezirksirrrlclit  Hii  fzini::  als  das  nach 
den  i;?;  K'i'.  6H.  71  J.  N.  zuständii:»'  i'tlrL'schaftsL'rricht  anruft,  h(^t<»ht 
nicht  der  genngöte  Grund  dafür,  bei  Erledigung  di>  se^r  Klag^aiispruehes  von 
dem  allgemeinen  Grundsatze  des  §  178  a.  b.  GB.  daß  über  Alimentation» 
ansprttche  von  Kindern  gegen  ihren  dieliohen  Vater  im  Verfahren  aafier 
Streitsachen  an  mtscheiden  nt,  abanweichen  nnd  ist  das  k.  k.  Beatrksgeridt 
Uietaing  nach  den  iltierten  Bestimmungen  der  J.  N. .  Utaächlich  aur  Bat* 
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»cheidun^^  über  diesen  Anspruch  zaständijr.  Er  hat  demnach  das  k.  k.  LG 
Wien  diidurch.  daü  es  in  die  Verhandlung  über  diesen  Anspruch  eingetreten 
ist  and  über  deDäelbeu  entt»chied«ii  bat,  über  eine  nicht  auf  den  Rechtaweg 
gehörige  Saehe  «rkumt,  wiiie  Bntoebeidang  im  Punkte  I  Iii  reohtt* 
iiitiadidi.  Im  Paukte  IIS  luchtig.  Bbenao  daa  TOtgliigige  VerielureB, 
tovdt  es  diesen  Klagsansprnoh  betrifft.  Es  war  daher  der  Bemhuig, 
insoweit  sie  den  Nichtigkeitsgmnd  des  §  477,  Z.  6  ZPO  geltend  macht. 
Folge  zn  jnben  und  gemilß  der  471  Z.  ö,  473  Abs.  1,  477  Abs  1 
und  47b  Abs.  1  ZPO  wie  oben  zu  entscheiden.  Der  weiters  jjeUend 
gemachte  Nichtigkeitsgruud  des  §  477  Z.  9  ZPO  li^  nicht  vur,  weil 
daa  Crlöl  mit  wkk  aelbst  nicht  im  Widenpiodia  iat  Bbeiiaowenig  die 
ala  Hisbtigkeitagnuid  geltend  gemaelite  „benita  entaeUedene  StnltaMlie*. 
Dieae  Binwettdiing  wurde  in  enter  Inatam  gamicht  eriioben  vad  iat  MÖh 
der  Ausapmch  Aber  dieselbe  in  das  Urteil  nicht  aofgenommcn  471  Z.  6 
ZPO).  Aas  dem  Inhalte  der  Entscheidungen  des  kgl.  AG  Burgstädt  Tom 
7.  4.  05  und  des  kgl.  LG  Chemnitz  Yom  20.  7.  Oö  t'«  ht  übrigens  klar  und 
dratlich  hervor,  daü  über  den  gegenständlichen  Kiag^anspmch  nicht  ent->. 
iohieden  wnrde.  Ob  KJügerin  $nt  QmaA  der  BeataUungsurkande  des  kgl. 
AQ  Bugsfeidt  Tom  9.  05  mit  Bflckaickt  nnf  die  Beafeinunongen  der 
9ft  1631  nad  1688  BOB  xor  Binbrlngvng  der  Kkige  fflr  die  mindaijllicige 
Marthm  S.  tureichend  legitimiert  erscheint,  war  anguckte  der  oUgen  Knt- 
scheidnnp  vom  Gesichtspnnkt»-  dtrs  477  Z.  ä  ZPO  nicht  weiter  nntcr- 
suchen  Aber  auch  die  den  Klagsanspracb  1 1.  betreffende  Iknitnng  erscheint, 
üoweit  die  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  der  i^atbe  geltend  gemacht 
wurde,  begrandet.  Hier  handelt  et  sich  nicht  mehr  um  den  Anspruch  dea 
Kindes  gegen  aeinea  ebeUehaii  Yaler,  Aber  wekhaa  gamift  §  176  n.  b.  OB  im 
VeifahfaQ  ander  Btrettanohan  in  entaehflldan  iat,  anndem  nm  den  InafOnieh 
eima  Dritten  gegen  denselben,  wt-lcher  Anspruch  im  ordentlichen  Rechtswege 
anszntrajren  ist.  In  dieser  Richtung;  ist  unbestritten,  daß  die  Klägerin  für 
den  l  nterbalt  der  bei  ihr  betindlichen  minderjährigen  Martha  S'.  in  Öachsen 
in  der  Zeit  vom  16.  4.  99  bis  zum  17.  4.  U6  wocbentlicb  '6  2Lk..  daher  zu- 
saum^n  iLk.  verausgabt  hat,  deren  Ersatz  sie  von  dem  Beklagten  ver- 
langt. Ifnohdem  gegen  die  dlaabenflgUche  Bntacheidnng  der  Bemfnngsgrund 
der  unrichtigen  radifcliehen  Benrtailnng  der  Sache  geltend  gemacht  wurde, 
mndte  aich  der  Berufungsgerichtshof  zunächst  die  Frage  vorlegen,  nach 
welchem  Rechte  über  diesen  Anspruch  zu  erkennen  ist.  Insoweit  hierbei 
zuoftchst  die  Pflicht  des  Beklagten  zum  Unterhalte  der  minder]  ihrigen 
Martha  S.  und  der  L'nifun«?  derselben,  also  die  mit  der  väterlichen  Gewalt 
verbundenen  vermügeuörediiUcbt:n  üechte  und  VerpiUchtungen  zwischen 
eheiiehaft  Kindeta  nnd  ihiea  Bttem  ia  Frage  kommeOf  iat  dentaohaa  Baebt 
amavaaden.  Dieae  Rechte  nad  Yarbindlichkeiten  lichtea  aieh  da  naa  dar 
TitnrMcthen  Ctewalt  hervorgehend  in  Analogie  des  34  a.  b.  6B  nach  der 
Staatsbürgerschaft  des  Vaters  (siehe  auch  Ffafj-Kiainzl  G4  .  DasBelljc 
nal  ah«r  nadi  beaOgUch  dea  Bjcaataanaproichea  der  Matter  ittr  geleistete 
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Alimente  gelten.  Dcm4bü  gi  üiidtt  üicb  auf  die  in  Sachsen  ges^rtzte  Uandlung 
der  Klägerin,  daß  sie  diese  Alimente  aus  Eigenem  bestritt,  durch  welche 
Handlang  sie  nadi  ihren  Angaben  d^  Beklagten  verpflichten  wollte  ond  ist 
in  analoger  Anwendung  des  §  37  a.  b.  OB  das  Rechtageaeb&ft  nach  den 
Gesetzen  des  Ortes,  wo  dasselbe  abgeschlossen  wurde,  also  nach  dsatscbem 
RcchU'  zu  Ijtui teilen,  da  die  am  Sclilnsse  dieser  Gesetzesstelle  anpcführtcn 
Ausnahmen  im  vorlipgenden  Falle  nicht  zutreffen.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
ausgebend,  muü  znnärlist  der  Beklagte  während  litr  Zeit  vom  l.'j  4  bw 
zum  17.  4,  05  verpUichtct  gewesen  seiu,  der  minderjkhiigeü  Marttia  S. 
Unterhalt  in  Geld  sn  leisten.  Mit  dem  Briefs  Tom  26. 9. 96  hat  der  Beklagte 
seine  Oattin,  die  Kligerin  selbst  nach  Hanse  geschickt.  Er  hat  seihst 
zugegeben,  daC  er  5  Monate  nach  der  im  Oktober  1898  angeblich  eigen- 
mächtigen Entfernung  der  Klägerin  mit  dem  Kinde,  also  noch  im  April 
mit  einer  anderen  Fran^'jisperson  in  Puziehnntren  getreten  ist  un'i  h;tt  durch 
mehr  als  H  Jahre  das  Kind  bei  der  Mutter  belassen,  ohne  dasst  Iii.  von  ihr 
zurück  zu  verlangen.  Damit  erscheint  auüer  Zweifei  gesetzt,  daii  er  uui  der 
Belassong  des  Kindes  hei  der  Mutter  trotn  des  ScUvfisaties  des  Briefes  eine 
▼erstanden  war;  seine  Unterhalt^llieht  hat  nicht  - aolgdiffrt  und  es  war 
daher  mit  dem  kgl.  LG  Ghemnits  und  dem  Brstrtohter  ansonehmen,  daß 
trotz  der  tatsSchlichen  Trennung  der  Eheleute,  der  Beklagte  in  der  Zeit  vom 
lö.  4.  %^  bis  5?nm  17  4  05  verpflichtet  war.  der  bei  der  Mntter  befindlichen 
minderjährigen  Mm  tha  ö\  Unterhalt  und  zwar  in  (leid  zu  gewähren.  Nach- 
dem weiters  aus  der  Aussage  des  Zeugen  Z.  hervorgeht,  d&Ü  Beklagter  schuD 
seit  4—6  Jahren  bei  ihm  arbeitet  und  wöchentlich  23 — 2b  Kr.  T^dient  and 
ancb  schon  frfiher  durch  8  Jahre  hei  ihm  in  gleicher  Weise  gearbeitet  hat» 
so  kann  auch  nicht  bestritten  werden,  daB  Beklagter  In  der  Zeit  vom 
15.  4.  99  bis  zum  17.  4.  05  hei  Berflcksiohtigang  seiner  sonstigen  Tc^ 
pflichtungen  auch  imstande  war  und  es  noch  ist,  der  minderjäbripen 
Martha  ä>.  ohne  Gefährdung  seines  standesmaßigen  Unterhaltes  kleine  Be- 
träge als  Unterhalt  zu  gewahren  (i?  IWU'A.  Abs  1  BGB),  welche  der  Erat- 
richter  zutreffend  mit  10  Kr.  uiouatlich  angeuumiaea  hat.  In  diesem  Umfange, 
d.  L  mit  den  Oesamthetrage  Yon  720  Kr.  wiie  denmadi  der  Brsatsanspnuh 
der  KlSgerin  und  «war  in  Ansehung  des  in  der  Zeit  Tom  15.  4.  99  bis  mn 
1.  1.  00,  dem  Tage  an  welchem  das  BGB  in  Kraft  getreten  ist.  in  Frage 
kommenden  Betrages  von  80  Kr.  in  den  1837  und  1355  des  IMiH  fiir  da5 
Knniprreirh  Sachsen  vom  '2  1  f>3,  in  Ansehung  des  Betrages  von  »UO  Kr. 
in  den  ItkJl,  1606  und  IWl  BGB  begründet.  Die  Recbtsverfolgung  gegen 
den  Vater,  welcher  während  der  ganzen  Zeit  in  Wien  wohnte,  war  in 
Deutschland  ansgeschlossen.  Der  Anspruch  des  Kindes  Ist  dMnnach  gonU 
%  1607  Legalieflsion  an  die  Mntter  flbergegangen,  die  Um  geleistet  hat 
Gleichwohl  war  der  Klagsansprach  der  Matter  derzeit  ahsaweisen.  Beklagter 
hat  far  2  Knaben  im  Alter  TOn  12  und  10  Jahren  ganz,  fOr  einen  Ujähhgeo 
Knaben  trilw  ei.s»'  zu  sorgen.  Er  arbeitet  nach  der  Aussage  des  Zeugen  Z. 
von  7  Uhr  frOh  bis  7  Uhr  abends,  er  bedarf  daher  eine  Aofsicht^erson  über 
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Mine  2  Knaben,  mag  nun  dieselbe  «och  seiDe  KonlrnUne  sein  oder  nidit 
YermSgen  besitst  er  keines  nnd  verdient  monatlich  durch  seiner  Hände  Arbdt 

mnd  KX)  Kr.  Bei  difsrr  prpkrirpn  Lafjp  hat  er  aiK  h  üoch  (Ur  niiiulcriiiliri^fn 
Martha  S.  Alimeut«  pro  futuro  zu  leisten,  die  er  nur  uut'er  Entbehrungen 
wird  leisten  kSsneo.  WSrde  er  der  Elig«rln  den  Betrag  von  720  Kr.  oder 
einen  nur  halbwegs  nennenswerten  Betrag  zu  zahlen  verurteilt  werden,  so 
•^viirde  Beklagter  dadiiiih  außer  Stand  gesetzt  werden  der  Unterhalts- 
berechtigten,  der  minderjührigen  Hartha  S.  für  die  Zukunft  überhaupt 
ünterbmlt  sn  leisten.  Itoniiiadi  steht  dem  KIsgaanspiudM  der  KUgerlo, 
welcher  zur  Gänze  auf  Grund  des  BGB  geltend  gemacht  wurde,  der  Schluß- 
satz des  §  ICO?  entgegen,  nach  welchem  der  Übergang  nicht  zum  Nncht«ile 
des  Unterhaltsberechtigten  —  Torliegend  der  minderjährigen  Martha  S.  — 
geltend  gemacht  «erden  fcann.  Es  war  daher  der  BerafongT  vddw  sidi, 
»oweit  sio  dir  'Mariiclhaftifrkrit  des  Vcrfnhrrns  fcrltcml  niacht  infoli^i'  der 
vorstehenden  Erwägujigea  als  uabegrQndet  darstellt  Folge  zu  geben  und  der 
Klagsansprneh  d«  Kllgeria  od.  III.  desürtellM  and  zwar  dsshalb  tnir  der- 
zeit abzuweisen,  weil  sich  die  Erwerbs-  nml  Vtrmögensverhältnisse  des 
I?' kla<xti  n  bffsern  kf^nnrn  und  es  der  Klägerin  unbenommen  bli  ili<  n  imiC 
ihren  Anspruch,  insoweit  der  tlinderungsgrund  de«  Scblu^sataes  des  §  lt>U7 
enttUH,  hei  dem  instftndigen  k.  k.  Bexirksgeriehte  geltend  la  madwn. 
Verjährung  wvrde  Dicht  geltend  gemaelit  (9§  197,  288,  Art  169  Ahe.  2 
£G  z.  BGB ) 

Der  OGU  hat  der  Rerision  und  dem  Rekurse  der  Klägerin  keine  Folge 
gegeboi. 

Aus  den  Entscheid  utiu'skrriliirlen. 
Beide  Parteien  stehen  auf  dem  Standpunkte,  daü  bei  Beurteilung  der 
Ersatzpflicbt  des  Beklagten  ftir  die  Ton  der  Klägerin  pro  praeterito  ge- 
leisteten Alimente  nicht  das  inländische  Gesets,  sondern  im  Sinne  des  Art.  19 
des  1.  Ab'^rhn  de«*  Kd  r..  deutschen  BOB  vom  18,  8.  96,  letzteres  anzuwenden 
sei,  was  auch  seitens  des  Berufungsgericbtes  geschehen  ist.  Der  Vorwarf, 
daß  der  Beklagte  einen  Einwand  im  8intte  des  Sefatoilsatses  des  9  1607  des 
BGB  nicht  erhoben  hat,  erscheint  nicht  stichhaltig,  weil  der  Beklukrt*'  laut 
Tatlx  stiindcs  de«  erstricTiterlirhpn  rrtoitos  woh!  seine  Verpflichtung,  das  Kind 
in  seinem  Haushalte  zu  verpflegen,  anerkannt,  aber  eingewendet  liat,  dafi  er 
nach  seinen  BrwerbsTerhftltnisBen  and  mangels  eines  VermBgens  nicht  in  der 
Lage  sei,  die  geforderten  Alimente  aufzubringen,  weshalb  das  13erufungsgericht 
mit  Rücksicht  auf  den  diesfalls  geltend  gemachten  Berufungsgrund,  daü  seine 
VermdgensTerbältnisse  eine  Berichtigung  des  pro  praeterito  geforderten  Be- 
trages nieht  ermSgÜeken,  in  Aa  Lage  war,  den  erslrichterlich  erhohensn  Sadi- 
verhalt  mit  dem  zitierten  Gesetze  zu  vcr.rlt  irhen  Anr  li  der  Umstand,  daß 
der  vom  Berufungsgerichte  berechnete  Teilbetrag  von  tiO  Kr.  auf  eine  Zeit  vor 
der  Wirksamkeit  des  neuen  BOB  entflltt.  rermag  eine  Yerschiedenheit  der 
Rechtslage  nicht  herbeizuführen,  da  der  RUckersatz  erst  mit  vorliegender 
Klage  begehrt  wird  nnd  daher  der  Schlofisatz  des  §  1007  des  BOB  auf  den 
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Gegenstaadsfüll  Anwendung  lindet.  Die  Beruckhicliiiguug  der  materiellen 
Vennegenalaffe  dei  BeklagtaD  itt  SMhe  dw  EBtacheidmig  und  lüdit  der 
SzektttioiuflUiniag  und  i«t  dam  Bernfungsgertehte  beiiDplIiditeii,  daß  der 

erstriohterlicb  festgestellte  Woehenloba  von  28—25  Kr.  unter  den  obwaltioden 
Umstünden  nicht  ausreicht,  um  neben  der  laufenden  Alimentiening  des  Kindi  s 
noch  den  geforderten  Ersatz  für  bisher  geleist*t<  Alimente  za  bestrdtai. 
Hiernach  war  die  Hevision  als  unbegründet  znrdcküuweiäen. 

Über  die  durch  nachgefolgte  Ehe  erfolgte  Legitimation  eines 
außerehelichen  Kindes  von  Aitsländern  hat  das  inländiscJie 
Gericht  des  gemeinsdiafüiclien  Wohnsitzes  der  Mtem  mir 
Zeit  der  Klage  insbesondere  dann  zu  entscJieiden,  wenn  die 
BedUsmrksamkeit  dieser  Entscheidung  nur  für  das  Geltitnff^ 
gebiet  des  inländischeu  Gesetzes  angestrebt  wird. 

OGH  12. 10.  05  (Z.  9708/05). 

Die  Klägerin  Irma  B,  recte  Maria  A.  wurde  mu  25.  3. 78  in  SslxlKirg 

als  das  außereheliche  Kind  der  katholischen  nngarisrhon  Staatsbürgerin 
Joscßtie  A.  der  heutigen  Zweitbeklagten  >  p('borpTi.  Josefine  A.  wurde  am 
6.  8.  ^1  in  KiiM  ban  (Ungarn)  mit  dem  ungarischen  Staatsbürger  evangeliicber 
Religion  Karl  B.  —  dem  Erstbeklagten  —  getraut  Diese  Ehe  war  die 
nrdte  des  B.  In  erster  Ehe  war  er  mit  einer  KAthoUkiB  Terli^ratet ;  aocb 
diese  Blie  war  in  Ungarn  gescUosa«!  worden.  Zar  Zdt  des  Absdilnsaes  der 
zweiten  Eiie  des  B.  war  er  tod  seiner  ersten  Gattin  gerichtlich  geschieden; 
diese  ist  seither  gestorben.  Die  KlU^t-rin  wurde  mit  den  anderen  Kindern 
der  Beklagten  —  den  Geschwistern  der  Klä^'trin  —  im  llausu  dtr  Beklagten 
in  X.  (Niederösterrejrh)  —  dem  ständigen  Wohnsitze  der  Beklagten  —  er- 
logen, ohne  daü  in  der  Behandlung  und  Erziehung  zwischen  der  Klägerin 
mid  den  anderen  Kindern  der  Beklagten  Ton  diesen  ein  Untersdiied  gcoAcht 
worden  wir«.  KUgerin  wnrde  auch  von  den  Beklagten  Jedermann  gegenüber 
als  ihie  Tochter  Tergestellt  und  ?on  je&nnann  als  solche  behandelL 
hesoehte  unter  den  Kamen  Irma  Ii.  in  X.  die  Schule  und  ein  Institnt.  Alle 
Zeugni-sse  lauteten  auf  den  Namen  Irma  B.  und  hat  Erstbcklagter  die  Zeug- 
nisse auch  unterschrieben;  dcsi^kichon  wurde  sie  unter  dem  Namen  Irma  B. 
gefirmt.  Erstbeklagter  hatte  die  Klägerin  pcri»uuiich  zur  Aufnahme  in  die 
Schule  gebracht  und  dabei  ge&agt:  ,Icb  habe  ein  Mädel,  sie  beißt  Irma.* 
Als  nnn  KUgerin  im  Jahre  1908  mit  einem  Offizier  Beziehnngen  angeknöpft 
hatte,  wnrde  sie  ans  d«n  Hanse  gewiesen.  Bm  dieser  Gelegenheit  gab  ihr 
die  Zweitbeklagte  den  Tanlscliein  ocd  erklärte  ihr,  daß  sie  weder  ihr,  noch 
des  Erstbeklagten  Kind,  sondern  das  Kind  fremder  Tientc  sei.  Klägerin  stellt 
nun  gegen  die  beiden  Bekla^tt-n  das  Begehren,  es  werde  festgestellt,  daß  sie 
das  eheliche  Kind  der  beiden  Beklagten  sei.  eventutll  es  werde  festgestellt^ 
daß  sie  das  außer  der  Ehe  geborene,  jeduch  durch  die  nachgefulgte  Ehe  der 
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beiden  B<  klagten  legitimierte  Kui(i  der  beiden  Beklagten  st  i  Bei  der  Ver- 
hftndlnng  schränlcte  Klägerin  ihr  Rlagebegebren  auf  da»  £ventiuilbegehren 
and  «och  dieaes  wieder  nur  fOr  deo  Bereich  der  im  Brichwute  ferMeaeD 
Königreiche  nnd  Linder  ein. 

Daß  Kreisger ich(  in  X.  wies  die  von  den  Beklagten  erhobcflken 
Einwendungen  der  ünzolässigkeit  des  Rechtsweges  und  der  Unznätämiigkdt 
des  obigpn  Gerichtes  ab  und  stellte  fflr  den  Bereich  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  nnd  Länder  f»  sT  daÜ  die  Klägerin  ein  außer  der  Ehe 
geborenes,  jedoch  durch  die  uachtragiiciie  Yerehelichung  der  Beklagten  legi- 
timiertes  Kind  1>eider  Beldigten  ist. 

Entsclieldiingsgriliide. 

Der  Anschauung,  die  beehrte  FeststeUnng  IcOnne  deshalb,  weil  die 
Beklagten  ungarische  Staatsangehörige  sind,  nicht  durch  ein  österreichisches, 
sondern  nnr  durch  ein  ungarisches  Gericht  erfolgen,  kann  nicht  beigepflichtet 
werden,  denn  da«  Klagt- begehren  wurde  anf  den  Bereich  des  a.  b  (IB  beschränkt, 
aimlug  wie  dies  auch  bei  Ungültigkeitserklärung  der  tiogeuannten  sieben- 
bOrgiscliai  BImii  ebemAliger  Ostemkiliitflliar  Staatsangehöriger  su  geschehen 
pflegt;  die  Reditsfolgen  des  festiostellenden  FanilienTerhUtnisses  konmen, 
da  die  simtliclien  Streitteüe  in  JL  besv.  in  WisD  wohnhaft  sindt  bler  snr 
Qdtttng.  Da  die  Taufe  der  Klägerin  in  Salzburg  stattfand,  koinmt  auch  die 
Frag<»  nicht  in  Betracht,  daß  Urteile  ausländischer  (feriehte  bezüglich  des 
Status  eines  ungarischen  Staatsangehörigen  in  Ungarn  nicht  volbtreckt  werden. 
Der  Gerichtshof  schloß  sich  vielmehr  diesfalls  der  Ansicht  an,  weiche  in 
(Ingers  System  des  cUlgemeinen  üsterreidUschen  Privatrechtes  zum 
Ansdraeke  gebracht  ist  und  welche  aoch  mit  S  83  a.  b.  OB  in  Binklang  steht, 
daS  nindicb  zur  Eatseheidung  Ober  die  Frage  der  VatexsobAft  nnd  der  damit 
in  Zusammenhang  stehenden  Frage  der  Legitimation  durch  nachgefolgte  Ehe 
jenes  Gerieht  zuständig  ist.  wo  dt-r  Vatf  r  twt  Zeit  der  Klagsanbringnng  seinen 
Wohnsitz  hat,  gleichgültig,  ob  es  sich  um  in-  udcr  Ausländer  handi  ]!  Mach 
§  50  Z.  1  und  B  nnd  nach  §  70  J.  N.  iät  hiernach  die  Zuständigkeit  dieses 
Qerichtähüfeä  im  vorliegenden  Falle  begründet.  Der  §  49  Z.  2  J.  N.  trifft 
Uer  nicht  sn;  denn  fOr  die  Frage  der  Zustindigkeit  Jst  das  orsprUngUcfae 
KhgebegelireD  maBgebend.  Unbestritten  ist»  daft  die  Beklagten  seit  ihrer 
Geburt  ungarische  Staatsangehörige  sind  nnd  ihre  Ehe  in  Ungarn  geschlossen 
haben.  Die  Gültigkeit  dieser  Ehe  ist  nach  ungarischem  Recht  zu  beurteilen. 
Nach  letzterem  aber  ist  d:(>  Ehe  der  Beklagten  zweifellos  gültig.  In  die 
Fnit^f>  üb  diese  Ehe  nach  uhierreichi.soheni  Rechte  S§  'H  a.  b.  GBi  des- 
halb ungültig  wäre,  weil  der  Erstbeklagte  in  erster  Ehe  imt  einer  i^.athuUkin 
Tsrheiiatetr  tod  dieser  tax  Zeit  seiner  Yerehelichung  mit  der  Zweitbeklagten 
geschieden  war  und  seine  erste  Oattin  in  letsterem  Zeitpunkte  noch  lebte, 
war  nicht  nnsng^ien.  Es  ist  vom  Erstbeklagten  zugestanden,  daß  er  die 
Klägerin  zam  Eintritt«  in  die  Volksschule  in  X.  mit  den  Worten  anmeldete: 
»kh  habe  ein  Mädel,  sie  heiüt  Irma'',  und  daß  auf  dieses  hin  die  Klägerin 
als  Irma  B.  in  die  ^hule  au^enonxmen  wurde.   Weiters  ist  von  ihm  zu- 
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g»'standen,  daß  er  dip  sämtlichen  auf  diesen  Namen  taiitcndon  S^'hnlzeiitrnisse 
der  Klägerin  zum  Zeichen  seiner  KenntniBnahm»'  m.m  dfiii  Inhulf»  ilt  rsi  Un-n 
eigenbändig  antcrschriebcn  habe.  In  diesen  Erklärungen  und  Huudiungeii 
nrafi  wohl  nMh  §  663  «.  b.  6B  das  aufiexgeiicilitliche  QcsULndnis  de«  Ent- 
beklagten,  ätA  er  der  Vater  der  KUgerin  sei,  erMieIrt  werden.  Ibm  oblag 
daher  nach  §  163  a.  b.  OB  der  Gegenbeweis  gegen  die  gcsetsliche  Vermntaiig, 
daß  er  der  anßcrphoHcho  Vater  der  Klägerin  sei.  Diesen  Gegenbeweis  hat  er 
nach  Ansicht  des  Gerichtshofes  nicht  erbracht.  D-nn  unhestritten  ist.  daß 
(lif  Bekia^'teii  miteinander  zur  kritiüchen  Zeit  in  ^cnieinsaniem  iiauäbalt«  und 
zwar  die  Zweitbeklagto  als  Wirtschafterin  des  Erstbekiagten  gelebt  haben 
nnd  swar  bis  sa  ihrer  späteren  YereheUchinig.  Die  Kligerin  wurde  too  den 
Bekli^^  wie  ihr  Kind  aafgesogen.  Wenn  nnn  aneh  die  beid»  Beklagten 
bei  ihrer  unbeeideten  Parteienvcrnebmung  in  Abrede  etdlten,  in  der  kritischen 
Zeit  (29.  5.  bis  26.  9.  77)  geschlechtlich  miteinander  verkehrt  zu  haben,  so 
erscheinen  diese  Anjrahfn  dem  Gerichtshöfe  nicht  glaubwürdig.  Na^h  den 
Ausführungen  des  Vertreters  der  Beklagten  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß 
auch  nach  ungarischem  Rechte,  welches  hier  nach  Ansicht  dieses  üerichts* 
bofes  und  gleicherweise  nach  Ansiebt  üngers  {sl.  ti.0.)  amawenden  ist,  weO 
der  Brstbeklagte  nr  Zeit  der  BbeschlieBnng  mit  der  Zweitbeklagten  in  Un- 
garn seinen  Wohnsitz  hatte,  die  Legitimation  durch  nachgefolgte  Ehe  aner* 
kennt  ist.  ünd  ebensowenig  unterliegt  es  einem  Zweifel,  daß  auch  nach 
nn{,Mrischcm  Rechte  die  Willensäuß<>rnniy;  des  außerehelichen  Vaters,  sein 
außereheliches  Kind  durch  nacbgefolt^te  Ehe  als  lecritimiert  zu  erklären,  durch 
ein  gerichtliches  Urteil  ersetzt  wirden  kann.  Denn  um  dies  auszuschließen, 
mflßte  eine  klare  Gesets^bestimmang  ein  solches  Verbot  verfügen.  Das  Be* 
stehen  ^ner  solchen  wnrde  aber  vom  Vertreter  der  Bdrlagten  selbst  nicht 
behauptet.  Der  Geriehtshof  aber  tritt  der  AuRassnng  bei,  da8  nach  $  41 
des  ungarischen  GA  unter  die  in  einer  öffentlichen  Urknnde  ent- 

haltene Anerkennung  dos  außerehelichen  Vaters  auch  die  in  einem  perirhtlichpn 
Crteil  enthaltene  Feststellung  subsumiert  werden  kann,  daß  daher  der  Bestand 
eines  allfKlIigen  dem  entgegenstehenden  (ii  wohnheitsrechtes  in  Ungarn  ubne 
Bedeutung  iäl.  Es  war  daher  dem  eingeschränkten  Klagebegehren  statt- 
angeben. 

Das  Berutangsgericht  hat  das  erstrichterliche  Urteil  best&tigt 

E  n  t  .s  c  h  e  i  (1  II  n  g  8  g  r  ü  n  d  e. 

I.  Der  Beschluß,  wonach  die  Berufung  rilcksichtlich  der  ffeltend  ge- 
macht^'n  Nichtic^keitsgründe  verworfen  wurde,  gründet  sich  auf  folgende 
Erwägungen:    Die  Bekla{?t^n  machten  drei  Nicbtiirkeitserrflndc  treltend: 

1.  Es  liege  eine  absolute  Uuzuätändigkcit  des  Kreisgericbtes  X.  vor: 
a)  weil  es  sich  nm  die  Feststellung  eines  Statusrechtea  der  Kllgerin  banddt> 
sSmtliche  Parteien  ungarische  StaatsbOrger  sind  und  daher  nur  ein  ungariscbM 
Gericht  aur  Entscheidung  berufen  sei ;  b)  weil  das  Erkenntnis  Qber  den  Fest- 
stellungsantrag betreffend  die  erfolgte  Legitimation  zur  Voraussetzung  habe, 
dafi  festgestellt  werde,  der  Erstheklagte  ad  der  aofiereheiiche  Vater  der 


Digitized  by  Google 


{Vttemieh. 


403 


Klägerin,  zu  einer  solchen  Feststellung  aber  nach  J{  49  J.  N.  nur  i  in  Bezirks' 
^ericht  berufen  sei.  Diesem  Nictatigkeitsgrunde  kann  eine  Berechtiguug  nicht 
ztMrkaiiiit  werden,  ad  a>:  Du  fiBtemiddaehe  QeMta  madit  im  allgandnen 
Zuff iinrlitrlfpit  znr  Rntsrlipidfing  ein<?8  Rechtsstreites  von  dem  Wohnsitze 
lies  Beklagten  abbüngig,  nirgends  urird  ein  Unterschied  in  der  Bichtung  ge- 
medit,  ob  dte  Futeien  Inliader  oder  Anslioder  sind  (nur  der  Ezterntorölität 
wild  WiifcoBg  soerkannt);  eine  solche  Ausnalme  heiteht  auc  h  nicht  in  An- 
lebniiiEt  von  Statunstreitigkeitcn.    Die  Krage,  oh  das  von  dem  liicrlLindischen 
Gelichte  gefällte  Urteil  in  dem  Ueimatetiiate  der  Beklagten  als  wirksaju 
anericwBnt  wird  oder  nicht,  iit  tob  keinem  Belange.  JedeDfalls  Ist  im  lettleren 
Falle  das  Urteil  im  Inlande  wirksam.    Dazu  kommt,  daß  die  Klägerin  selbst 
ihr  Begehren  dahin  stellte,  daß  im  rrtoil«'  rl«  ss.  n  Wirksamkeit  auf  das  Inland 
beschränkt  werden  wöge,    ad  b):  Der  Ivlageau trag  bezweckt  die  Feststellung 
der  Legitimation  durch  nachgefolgte  Bhe.  Ba  iat  nun  wohl  riehtlg,  daß  das 
GcTich)  hfl  Krledigung  dieses  Antrages  sich  mit  der  Beurteilung  der  Fr.tgc 
befassen  muß.  ob  der  Erstbekl&gte  der  außereheliche  Vater  der  Klägerin  iat. 
Da«  ist  aber  nur  eine  der  Vorfragen.    Der  Klageantrag  geht  Uber  die  Fest- 
stellung der  aoSerehelicheo  Vaterschaft  biaant  vnd  dies  allein  schon  bewirlrt, 
daß  nirht  mdtr  die  Zastftndigkeitaheatimmwig  des  S  49  J.  M.  maligeheiid 
sein  kann. 

2.  

8.  

II.  Das  Erkoniitnis.  WDiiach  der  Berufimt:  der  Bfklaetpn  in  der  Haupt- 
iache  keine  Folge  gegeben  wurde,  beruht  au!  nachfolgenden  Krwägungen. 
a)  Das  Gcridit  der  ersten  Instant  hat  sich  mit  Recht  anf  eine  wdteie  Unter- 
üuchung  der  Frage  filier  die  Gültigkeit  der  zwischen  den  beiden  Beklagten 
geschlossenen  Ehe  nicht  eingelassen.    Nach  !<  9!>  a.  b.  GB  mnd  auch  nach 
der   analogen  Bestiuuaung  des  §  67  des  nngar.  GA  XXXI/ldä4)  spricht 
die  Vermvtnng  fllr  die  Oültlgkelt  der  Sb«.    Bin  Erkenntalt,  wonach 
diese  Ehe  für  uns?(lltifr  »rklfirt  worden  wflrc.  liegt  nicht  vor,  ein  Geständnis 
der  Parteien  dahin,  daß  diese  Ehe  überhaupt  oder  bloß  bierlands  ungOltig 
sei,  liat  nach  §  99  a.  b.  OB,  §  13  Hofdekret  vom  2».  8. 19  Nr.  1695  J.  G.  8. 
und  §  8  der  JHV  Tom  9. 12.  97  Kr.  283  RQBI  keine  rechtliche  Bedeutung. 
Mlirdings  liab«'n  die  Parteien  f'inst.'inde  vorgebracht,  wililic  den  Verdacht 
iTgcben,  daß  der  zwischen  den  Beklagten  abg^chloseenen  Ehe  das  Elheliindemis 
nach  den  §g  63  nnd  III  a.  b.  GB  entgegenstand.  Die  Ungültigkeit  derselben 
ist  daher  gt  uiitb  ;^  94  a.  b.  OB  von  Amts  wio^'i'H  vm  imti tauchen.    Doch  war 
mit  Recht  iilizit!f>hncn.  das  vnrlii  tT'  Tidr  \  i  rt;ihri  ii  .nu  ll  .mf  dip  l'nt^r- 
sucbung  nnd  Beurteilung  der  Lage  der  Gültigkeit  der  Ehe  auszudehnen,  denn 
da«  Torliegende  Verfohieii  ist  mit  dem  anf  gans  anderen  QfnndlageD  avt- 
geb&uten  amtswegigen  Verfahren  über  die  Eheungültigkeit  eben  wegen  dieser 
Verschiedenheit  der  rinmdlagen,  aber  auch  deshalb  nicht  vereinbar,  weil 
nicht  in  beiden  Verfahren  dieselben  Interessenten  als  prozeßtätig  einzuschreiten 
berafea  ilad.  Aber  anch  eine  XJnterbreehnng  des  Totliegendmi  Verfshiena 
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bebafs  Einleitnnfr  nnd  Durcbfülirung  des  aiiitlicben  VerfahreiiB  Uber  die  Eh - 
Ungültigkeit  kuiiote  von  der  ersten  Instanz  nicht  verfügt  werden,  weil  eiitr 
Mldw  iwefa  §  190  ZPO  nur  dann  snlMg  ist,  wenn  der  piäjudixieUe  Zivil- 
proseB  bereite  aahiagig  iit.  Eb  erflbtigl;  lonüt  lediglieh  bei  der  EntarJiridniig 
dee  Torliegenden  Proxeeiee  von  der  Vermutung  des  §  99  a.  b.  GB  auszugehen. 
Die  Toii  den  Beklagten  am  6.  8.  81  abgeschlossene  Ehe  ist  also  derzeit  gültig 
und  von  diesem  0»^si«"htspunkte  aus  erscheint  die  erstfrerichtliche  Entscheidnn..' 
dem  üt'sctze  paiöprt«  In  nd  Wof^en  Einleitnnt;  der  amtlichen  Untertiuchung 
der  Gültigkeil  dieüer  ühv  wurde  unter  einem  die  weitere  Verfügung  getrofien. 
b)  Wm  die  Fmg«  nabelangt,  ob  die  Legitünntien  nnch  ungarieehev  Ctawehn- 
Jieiterodite  nnr  mit  dem  WUlen  dee  nafierebdkben  Ynters  dnrehgrfohft  veiden 
künne,  kommt  zunädut  in  beachten,  daß  dee  ungarische  Geeets,  wie  sidi 
aus  §  43  2.  Abs.  des  GA  XXXIII/1894  ergibt,  die  Legitimation  durch 
jificligt'folgtc  Ehe  kennt,  daß  allerdintrs  nach  t<  12  und  43  obigen  GA 
nur  uuter  den  dort  angegebenen  Voraubsetzungou  d<'r  Matrikenfilhrcr  ohne 
weiteren  Auftrag  die  Eintraguug  vumehmen  kann,  dali  sich  aber  die  Za- 
UlM^keit  einer  eekdien  ffiatragung  ancb  gegen  dm  WIBen  dei  Yeten 
daraae  ergibt,  daß  eben  ein  eolobee  Urteil  den  Willen  dee  Vaters  enetst  und 
Grand  einea  solohen  Urtdlea  im  Sinne  dee  %  79  nnd  dee  3.  Abe.  des 
§  76  des  GA  XXXIII/1894  die  Legitimation  zwangsweise  doidlgefllbrk 
werden  kann.  Mit  Rücksicht  auf  diese  ansdrüekliclu-n  Vorschriften  des  Ge- 
setzes wurde  mit  Recht  auf  die  Ikhauptung  des  Bestandes  eines  Gewohnheits- 
rechtes  kein  Bedacht  genommen. 

Der  OQH  hat  der  Hevieion  nicht  stattgegeben,  sieb  im  wesenUicben  aal 
die  OrOnde  dee  Bsrninngeufteila  beliebend  und  Unsnlttgend:  Zn  bemerken 
wtre  alieniallB  noch,  daB  die  Beviaion  der,  auf  die  Beetimmnngen  da  H  41, 
dann  4&,  2.  Abs.,  75  und  76,  8.  Abs.  des  ungarischen  GA  XXXIII  vom 
.Tiibre  1H94  pcfjründeten  Auffassnn^  der  rnterErerichte.  es  sei  auch  naeh 
tinuinsrhem  KechU'  die  Le^atimation  durch  narhirefolgte  Eheschließung?  von 
der  \S  illkür  dtä  außerehelichen  Erzeugers  unHUhaugig,  in  der  ersten,  wie  lo 
der  zweiten  Instanz  im  wesentlichen  nur  durch  die  Berufung  auf  den  B^taod 
dnee  entgegengesetiten  GewobnheiterecbtM  bekimpft,  dieeea  Gewohnlieilimechl 
aber  nicht  bewiesen  hat. 

Begründung  des  CferidUsstandes  des  EirfaUungeortes  gegen 
einen  deutsdien  Reichsangehihrigen. 

OGH  20,  6,  Oö  (Z.  9947/06), 

Ans  den  Grttnden. 
Nach  $  89  •  der  infolge  des  §  101  J.  N.  hier  aasnwendenden  denticheii 
ZPO  ist  fttr  Klagen  auf  Erfüllung  eines  V(  rtruges  das  Gericht  des  Ort^ 
zuständig,  wo  die  streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist.  Gemäß  §  2iVJ  dos 
deutschen  liGF)  hat  die  Leistung  zunächst  an  dem  Orte  zn  erfoli^en.  der  hieriar 
bestimmt  oder  aus  den  UnuUinden  zu  entnehmen  ist   Aus  diesen  geeeulicbea 
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Bestimmungen  ergibt  sich,  daß  nach  deutschem  Rechte  weder  für  die  Be- 
«timminiL'  »l-s  Erfällungsortcs  noch  für  dif  Bf^ründung  des  Gerichtsstandes 
des  Erfüllungsortes  eine  schriftliclic  oder  .meh  nur  ausdrückliche  Vereinbarung 
der  Kontrahenten  erforderlicli  ist,  Muiidern  «lab  auch  eine  stillschweigende, 
US  iDonklndcntra  Htadlnngen  sidi  efgebende  Verdnliftniiig  Idecia  genügt. 
Dieser  Hafiatab  ist  daher  gemifi  §  101  J.  N.  aneh  gegtn  den  BeUagtoi, 
welcher  sich  als  deutscher  RdchsangeMriger  bekennt^  anzuwenden.  Da  nan 
im  Torltegenden  Falle  der  Bekla<;tr  während  einer  mehijährigea  in  Wien  bc- 
L'onnenfn  neschriftsvcrbindunt,'  mit  dem  Kläger  von  diesem  stets  Fakturen 
erhii  lt,  welche  den  H<  isatz  .  zahlbar  und  klagbar  in  Wien''  enthielten,  ohne 
daß  er  Jemals  diesen  Beisatz  beanstandete,  so  ist  darin  eine  konkludente 
Handhing  zn  erblicken,  am  welcher  anf  sein  Einverständnis,  seiMüsits  dsn 
Vertrag  in  Wien  erflUIen  tu  wollen,  mit  Grund  gesdüossen  werden  kaim. 
Daran  ftndert  der  Umstand  nlebts,  daß  dieser  Faktoxenvermerk  für  den  B»* 
klagten,  welcher  kein  Ilandelsgswerbe  betreibt,  wenn  er  Österreichischer 
Stafttsanjjehöritrer  wiire.  vermöge  der  besonderen  Vorschrift  dt-s  §  8H  Abs.  2 
.1  .\.  kc'wv  Pndrutung  hätte,  weil  es  sich  zufolge  der  reziprok  anzuwendenden 
Bestimmung  des  §  29  d.  ZPO  nur  darum  handelt,  ob  die  birtitige  Ver- 
pflichtung in  Wien  zu  erfüllen  ist,  dies  aber  in  Gemüßheit  der  obbezeichneten 
stUlscbweigenden  Vereinbarung  hier  der  Fall  ist  Daher  mußte  in  Abänderung 
des  BescUusses  des  Berufungsgerichtes  die  Einrede  der  örtlichen  Unzuständig- 
keit des  angerufenen  Qericbtes  abgewiesen  werden. 

Anm.:  Vgl.  dam  Ztsch.  XI  386,  XIY  106.  —  Red. 

Der  GeHchfssfnurf  des  Erfilflurigsorfes  nach  §      Ahs.  2  J.  N. 
gilt  üiuii  juy  Kiacfru  f/effetf  AusJfhHler  bezw.  gegen  im  Aus- 
lände bejunUkhe  Personen. 
OGH  29.  s.  n.-)  (Z.  vmH'i  oö). 

B.  in  Crimmitschau  (Sach^scn'  hrittp  bri  ^4  in  Karlsbad  Liköt«  Ix  stt  Ut. 
Weiche  dem  Ii  mit  Faktura  \i>m  »>.  in  oH  im  Betrage  von  UM)  .ff  m  lii  fort 
wurden.  Die  i  aktura  erhielt  den  Vermerk  „zahlbar  und  klagbar  in  Karlsbad". 
B,  hat  die  Faktura,  ohne  den  erwähnten  Vermerk  ausdrücklich  au  beanstanden, 
tteieits  am  8. 10. 08  wieder  «urttckgesandt  Der  Klage  des  ^1.  auf  Zahlung 
des  Kaufpreises  setate  B.  die  Einwendung  der  Unsuständigkeit  des  angerulenen 
Gerichtes,  nämlich  des  Bezirksgerichtes  Karlsbad,  entgegen,  welches  diese 
Einwendung  verwarf,  das  KlagelK>gchren  aber  abwies. 

Aus  d  f  n  (}  r  ü  n  d  <•  n 

Da  nach  den  Feststellungen  des  ersten  Richters  der  Beklagte  die  ihm 
von  der  Klägerin  übersandte  Originalfaktura  vom  6. 10.  03  zwar  mit  Brief 
vom  8. 10. 08  vetoumiert,  jedoch  hierbei  den  in  dieser  Faktura  enthaltensn 
V»  rciork  ^klagbar  und  tahlbar  in  Karlsbad'  nicht  beanstandet  hat^  flberdies 
der  Beklagte  selbst  die  Möglichkeit  zugibt,  eine  sweite  mit  demselben  Ver- 
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merke  versehene  Kakiura  bekommen  nn  1  ht  hülfen  zu  haben.  U-iAi-  T- ilr  nh.r 
unbestrittcnermaGen  l'ersunen  ■siml,  die  ein  H  iini«  Isj.'HWPrbo  Ix  treiben,  so  ist 
die  Zuständigkeit  des  smgeruienen  Gerichtes  nuch  §  Abs.  2  J.  ^.  begründet 
und  Ut  daher  die  diesbesttgliehe  Entacheidung  des  Gerichtes  enter  Instuiz 
an&eeht  eq  erhalten.  Denn  die  in  der  Jorisdiktionsnorm  enthaltenen  Be- 
atimmnngen  bestehen  eich  anf  alle  Fftlle.  welche  nach  derselben  anhiagig 
gemacht  werden,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  siegen  In-  oder  Ausländer 
gerirhtpt  sind  Tritt  (hilicr  bei  einem  im  Auslands  wolmhnften  Ausländer 
einer  j'  tii  r  hcsondcrt'ii  ( n-iii  htsstände  «fin,  welclic  diu  Klage  \>ei  einem  and-TfD 
als  dem  Gerithuj  des  W  ohnsitzes  zulässig  machen,  so  erscheint  die  Kompetenz 
gegen  ihn  begründet.  Die  Bestimmung  des  §  IUI  J.  N.  stataiert  diesfalls 
keinesw^  eine  Eünsehrftnlning,  sondern  eine  Erweiterong,  indem  aoßer  den 
übrigen  Oeiichtsst&nden  der  Jorisdiktionsnorm  flherdies  noch  der  (Berichts* 
stand  der  Reziprozität  als  zulässig  erklärt  wird  and  geht  gerade  ans  101 
J.  N.  hervor,  daß  die  übrigen  (lerichtsstände  der  Jnrisdiktionsnorm  tinch  Aus- 
ländern gegeniilx  r  (zültitr  sind  Der  Ii  37  drs  u  Ii  HB  betrifft  nur  Fragen 
des  materiellen  Hechtes  und  hat  hier  keine  Anwendung. 

Vollstreckbar  keil  üeut.scher  Urteile. 

OGH  20.  3.  00  (Z.  404.3,. 

Auf  Grund  des  Urteiles  des  herzogl.  AG  in  Braunschweig  vom  18.  9. 
und  des  Kostfnffst.sctznnrr^^bnschlusses  vom  8.  11.  (►').  lint  das  LG  Lemboru 
dem  L.  in  Arnstudt  wuitr  G.  in  Lemburjuj  zur  llereinbrmgung  seiner  voll- 
streckbaren Forderung  per  34,8Ü  iLk.,  die  Exekution  mittelst  Mobilarpfändung 
bewilligt.  Dem  gegen  diesen  Beschloß  ergriffenen  Rekurs  des  Verpflichteten 
gab  das  OLG  in  Lemberg  keine  Folge. 

Begründung. 

Im  Deutschen  Reiche  (?5  ''22  ZPO'  wird  auf  Grund  auslandischer 
Exfkutionstitel  dif  Exfkntinn  v^nh]  rrst  dann  vollznircn,  wenn  ihre  ZuUissij.'- 
keit  durch  ein  \ Ollstn  <  kmiirsiu  r»  il  ausgesprochen  wurde,  doch  hier:» uh  foli^rt 
noch  durchaus  nichi,  daii  auch  im  Gebiete  der  österreichischen  Exckutious- 
Ordnung  ein  YoUstreckungsurteil  erlassen  werden  mnfite.  Das  Vollstiecknngs- 
orteil  derdentsch«!!  ZPO  beschr&nkt  sich  anf  die  Ansspredinng  der  Znlissigkeit 
der  Exekution  (§  722  wird  erlas ^>  ii  ohne  PrOfong  der  Gesetzmäßigkeit  dt  r 
Entscheidung)  §  72.3  ist  demnach  ähnlich  dem  die  Exekution  bewilligenden 
B«  schlnssp  der  ö<^t«rreichiscben  Exekutionsordnung  und  wird  voUkomnun  vun 
letztertiu  VI  rtn  ti  li  Wenn  die  Ansicht  des  Rekurrenten,  daß  anrli  in  Öster- 
reich ein  Vollsireckungsurtt-il  zu  erlassen  ist,  richtig  wur»*,  so  würde  das  zur 
Folge  haben,  daß  in  Österreich  flbw  einen  und  densdben  ümstaiid,  über  die 
Bewilligong  der  Exekution,  sweimal  erkannt  werden  mttßte,  nlmüch  einmal 
in  Form  eines  VoUstrecInuigsnrteiles.  das  andere  Mal  in  Form  eines  die  Exe- 
kution liewilligenden  Beschlusses,  welche  Zwecklosigkeit  dem  Gesetze  doch 
nicht  imputiert  werden  kann,  g     Z.  1  £U  verlangt  femer,  daß  die  Bedits- 
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Sache  iiarh  ^Iaß<;al)f  d<  r  im  Iiilaiidf  üht-r  dir  Ziistamli^'lcrit  «rcltr-ntlcn 
BestiT!U!nintr*  n  im  auswärt iuon  Staate  aiihän^Mj;  f  in  ir  lir  werden  konnte. 
Diese  \  tiraussetzung  trifft  im  vorliegenden  Falle  zu,  weil  unter  Znifrnnde- 
legting  der  Bestimmungen  des  §  'JU  österreichischer  Jurisdiktionsnorm  die 
Angelegenheit  beim  hoxogl.  AG  sn  Brannsebweig  «nli&Dgig  gemacht  werden 
konnte,  da  der  Verpflichtete  im  Deatschen  Belebe  keinen  Wohnsitz»  wohl  aber 
daselbst  (in  Bratnischwtüg),  ein  Vermögen  hat,  da  dort  der  Wohnsitz  des 
Drittscbaldners  des  hi  rzo^l.  Braunst  hweig'schen  Staatsschatzes  sich  befindet. 
Es  ist  somit  auch  drr  zweite,  auf  die  (Jnzuständiirkcit  des  horznjrl  Braun- 
schweiif'schen  A(J  zur  Entscheidung  der  iStreitsachc  gestutzte  Anfechtungs- 
grand nicht  trcrt  i  lit fertigt. 

Der  OGH  hat  dem  Revisionsreknrse  des  Verpflichteten  keine  Folge 
gegeben. 

Orttnde. 

Die  Znlässigkeit  der  £xekution  auf  Grund  eines  ausländischen  Urteiles 
ist  nach  den  Bestimmungen  der  $$  79  nnd  SO  BO  an  beurteilen.  Die  nach 
§  79  BO  geforderte  Gegenseitigkeit  mit  d«n  Deutschem  Beiche  ist  lautVer- 
Ordnung  des  Justizministeriums  vom  21.  12.  99  No.  253  RGBl  verbargt. 

Dicsf  0^f^pns^»iti^kt•it  lic^rt  mm  niclit  nur  dann  vor.  wenn  in  dem  betroffenden 
Staate  das  gleiche  Verfahren  vur  Zulassung  der  Zwan£rsvo!lstreckung  auf 
»irund   uülerreichischer  Exekutionstitel  stattfiTidct :  sondern  ist  scbon  vor- 
handen, wenn  in  dem  auswärtigen  Staate  die  Exekution  auf  Grund  eines 
Msritadigen  Ezekutionstitels  sngelassen  wird,  ohne  daS  eine  Nacbprafung 
der  QesetamftEigkeit  des  tetemiehisehen  Titels  stattfindet.  DaS  das  in  Bede 
stdbende  Verfahren  im  Deutschen  Reiche  diesem  Prinzipe  hnldigt,  ist  im  an* 
gefochtenen  Beschlüsse  bereits  zutreffend  dargetan.    Weiters  ist  daher  nur 
noch  zu  erörtern,  ob  die  Vnranssetznnjren  des  ^  HO  7..  \  EO  im  vorlie!,^  Tiden 
Falle  zutreffen,  weil  vom  Rekurrenten  nicht  bestritten  wird.  daU  die  übrigen 
Erfordernisse  des  §  80  EO  vorliegen.    Es  ist  somit  zu  untersuchen,  ob  die 
Bechtssacbe  im  auswirtigen  Staate  nach  den  Bestimmungen  des  Ostemlchtochen 
GesetMS  anblngig  gemacht,  oder  durebgefohrt  werden  konnte.  Das  AG  in 
Braunschweig  b^^ndet  seine  Zuständigkeit  —  unter  Berufung  auf  den  §  88 
d.  PO  —  damit,  daß  der  Beklagte  in  der  Stadt  Braunschweig  ein  Vermn^'t  ü 
nämlich  das,    ans    dem    dort  erlassenen   Ausschlußurteile  sich  ergebende 
Fordeninpsrecht  ^e^en  den  braunschweigischeu  Staatsfiskus,  besitzt.  Es  treffen 
sonach  die  Voraussetzangen  des  §  99  J.  N.  zu,  wie  dies  bereits  von  dem 
Behusgerichte  itehtig  ausgeführt  wurde;  die  Konqpetenx  des  besagtoi  AG 
eneheint  somit  auch  nach  dem  österreichischen  Gesetse  begründet  Det,  erst 
im  Bevisionsrekurse  geltend  gemachte  Umstand,  daß  ein  bewegliches  YermSgen, 
als  welches  sich  ein  Los  darstellt,  sich  dort  befinde,  wo  sein  Inhaber  verweiltf 
Ist  nicbt  stichhaltig^,  da  ps  sich  im  i^p^ebenen  Falle  nicht  um  ein  Los,  sondern 
am    enii     wegen  eines,    in   Verlust  ireratenen   Loses  gegen  den  braon- 
schweigischen  Staatsfiskus  zustehende  Forderung  handelt 
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Vollst reckbitrkeit  rumänischer  Urteile. 


OGJf  L'l.  {ß.  Oii  (Z.  J4S30  Oöj. 


r>;»s  !.("<  in  <'zf  rtiowitz  !n  w  illiirt*«  auf  Grund  des  mit  der  Rechtgkrah&- 
klausel  versebenen  Urteiles  des  kgl.  mm.  II.  Bezirksgerichtes  in  Botosui 
TOm  Kr.  437,  der  JHY  vom  S7. 10.71,  ROBI  Nr.  131  und  rm 

2!»  '^  'X>.  ROr.l  Nr  mi  sr.vrk-  rlcr  Brstiminniitrrn  d.r  Sr?;  «0  nii,l  «2  EO 
der  Firma  A.  in  Itzkani  gcptti  H.  in  Czemowitz  zur  liereiubringung  (kr 
vollstreckbaren  Forderung  per  12<iO  Lei  nebst  Zinsen  die  Exekution. 

Du  OLO  in  Lemberg  YuA  dem  Rekurse  des  Verpflichteten  keine  Folii 
gCfebM  und  den  Mgefoehtenen  BeiehtnB  oster  Instaiu  bestätigt 

Der  OGH  hob  in  Stattgebung  des  Revisionsrekurses  des  Verpflichteten 
die  autergehchtUchen  Beschlüsse  auf  OAd  verordoete  dem  LG  in  Czeroowiu 
Torent  naeb  Vorladung  der  Parteien  nnd  Einbolnng  der  nötigen  Anflclirnngci 
darflber  ra  enteebeiden,  ob  das  ansliadisdie  üxtefl  mit  der  f nttndlicben  Teil- 
stieokangstchHiBet  ni  Tenehen  ist. 


Kach  55  7'J  EO  darf  die  Exekution  auf  Grund  iiusländisf hör  Vrifth 
Im  Gcliungsgebictc  dieses  Gesetzes  nur  dann  und  in  dem  Matic  statt ttndeiL 
als  die  Q^eneeiiiglceit  TerbOrgt  ist.  Mit  der  Tenndnnng  des  JostisminisM- 
riums  vom  2!).  '.).  (X).  RGIJI  .\r.  16t>.  womit  die  Vorschriften  -Irr  v  .m  \.  y.  m 
an  geltendes  rumiüuscben  ZPO  Uber  die  Exekution  aus  ausländischen  rrt«i]es 
und  das  Mafi  der  durch  diese  Bestimmungen  vcrbäi^^n  Uc^en&eitigkät 
belcannt  gemacht  wurden,  wurde  darauf  blngewieaes,  da6  nach  Art.  374  ittr 
runiänisrhen  ZPO  ein  im  Anslunrlo  trf  f^illtos  Erkenntnis  in  Rumäni.  n  nn- 
voUstrcckt  werden  kann,  wenn  von  dem  Gerichtshöfe,  in  dessen  Sprengel  dK 
Vollstreckung  stattlinden  soll,  nacb  Vorladung  der  Parteien  dareh  Urteil  sa* 
geordnet  worden  ist.  daß  jenes  auswärt i^i  Krkenntnis  mit  der  Vollstreckung»- 
klausel  \  <  r.s(  h(  ii  wi  rtlc  und  driß  answ;u-tiy;c  Krl^cnntnisse  mit  dt-r  V<illstr<-f  kung»- 
klauset  nur  dann  versehen  werden  dürfen,  wenn  bin  von  kompetenten  Gt- 
riehten  geflUt  worden,  keinem  Reehtsinge  mehr  nnterlii^sen,  kmne  gagea  die 
öffentliche  Ordnung  verstoßenden  Bestimmungen  enthalten  und  wenn  aaßerdem 
in  Ansehung  dor  Urteilsvollstreckung  zwischen  den  beiden  StAat<>n  G«gf»- 
suitigkeit  besteht.  W  enn  nun  auch  die  letztere  Bedingung  durch  die  abm 
belogene  HV  anfier  Zweifel  gestellt  ist,  so  n»B  doch  nach  dem  Prins^  dtr 
Gfi;ens('itiirW>  it  di  r  I?(nvilliirtinu'  der  Exrlcntion  din  nach  Vorladung  ift 
i'artC'ien  und  im  äinuc  des  §  82  Abs.  3  £0  nach  Einholung  der  nötiges 
Aulklkmugen  xn  ßillende  Entsdieidung  vorausgeben,  ob  das  nimBiiiaahe  B^ 
keontnie  mit  dt-r  inlüiidischen  VoUstreckungsklausel  es  versehen  sei;  iat- 
bt  fiOTidcr»  wird  auch  zu  eHn  V>pt)  «rin  oh  di>-  Ladung,  durch  welche  das  Ver- 
fahren vor  dem  auswänigeu  Ciericht«;  eingeleitet  wurde,  dem  Beklagte«  n 
eigenen  Händen  zogestellt  wurde  (g  80  Z.  2  ISO)  und  aaf  wskdtaB  TiMi 
der  eingeklagte  Ansprach  beruht  <§  81  Z.  4  BO). 


Gründe. 
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Un^uständiffkeit  des  österreichischen  Getichtes  Mur  Ah- 
handlung  d^s  im  Auslände  befindlichen  Xachltisses  eines 

in  Österrridi  /erstorbenen  Ausländern. 

(K.  o.  3,  2.  fi*.  7J   V,*?;  —  Zent.'Bl  S.  4hi'04;  Ztuch.  des  iniematio- 
mtlen  Ammltverbandes  lUUi  Xu.  9  S.  14.J 

Der  in  KaroUiMDtlial  wobnli*ft  gewesene  prenBische  Staatsangehörige 

M.  ist  daselbst  am  28.  9.  O;^  mit  Hinterlassung  eines  schriftlichen  Testamentes 
üiiil  t'iiir  s  lii  w  i  L'lii  hrii  hIasHos  gestoHn'ii.  Die  erblassfrisrlir  Witwo  U. 
bat  sich  zum  .Nachlasse  aui  Grund  des  Testamentes  bedingt  erbserklärt  und 
den  Antrag  gestellt,  d«6  die  VerkBablMindlnng  Uerlnods  darcbgefQhrt  weirde. 
In  Geniiküheit  der  Bestinimnng  des  §  I-IO  Abll.-Pat.  erging  iiii  ilit  Erben» 
Vprmärhtiii^ni  limer  und  Gläubiger  des  Erblassers  eine  öffcntlh  lic  Auffordemng, 
worauf  eine  Schwester  des  Erblassers  mit  der  Eritianiog.  ilaii  sie  die  letzt* 
willige  VeifOgnng  des  BtfbUwaeTB  muiutoBeii  beaMcbUge,  den  Antiaff  ktellte, 
daß  lii'  V<  rlaBakt^'n  an  die  auswärtis.'  Bi  llarde  zur  Vi^rlaßabhandlung 
abgetreten  werden.  Dem  Tom  1.  Kicbtcr  für  dermal  abgewiesenen  Antrage 
wurde  in  den  oberen  Instanzen  stattgegeben. 

Begründung. 

^nrh  dem  Berichte  des  Notars  N.  als  Gcrirhtskommis.-iiis  und  n.u-h  der 
eigenen  Angabe  der  crblasserischen  Witwe,  bat  der  Erblasser,  welcher 
preoBiaeber  StaatsbQrger  gewesen  ist  und  semen  ordentlieben  Wohnslts  In 
Karolinenthal  gehabt  hat,  hierlands  kein  Vcniiögon  hinterlassen  und  es 
bi  -»ti  ht  sein  KachlaU  lediglich  aus  einem  Depot  bei  di  r  Filial>  (]rr  Dr.  sdr^ner 
Bank  in  Hannover.  Es  soll  also  im  gegebenen  Falle  der  .Nachlab  eines 
preaSiicben  Staatab1lfg«rt.  welcher  bis  zu  seinem  Tode  in  dem  flsterretehtodien 
Staate  seinen  ordentlichen  Wohnsitz  gehabt  hat,  abgehandelt  werden,  und 
zwar  ein  NachlaG.  der  aus  einem  nicJit  im  Inlande,  sondern  im  Auslände  be- 
findlichen beweglichen  Vermögen  besteht.  Zur  Abhandlung  der  Verlassen- 
tduih  eines  Anslllndecs,  welche  nar  ans  einem  im  Aaslande  befindlichen  Ver- 
mögen besteht,  sind  aber  c^tprrfirliisrhrri  (ii  riilitr,  mr»;:  anrh  der 
verstorbene  Assiänder  im  Inlande  seinen  ordentlichen  \\  ohnsitz  gehabt  haben, 
nlebt  bcmfen,  well,  wie  sich  ans  der  Textierong  der  ||#  23,  24,  137,  138 
Abb.-Pat  kl.ir  ergibt,  die  Mögli  !ik.  it  ili  r  AMiandlung  der  Verlassen.schaft 
eines  Ansländern  nicksichtlich  des  hcwi 'jlirhrn  Vi  rmfirrr-n«;  (Irssi  lKi  ii  linrrh 
österreichische  Gerichte  überhaupt  nur  dann  eintreten  kann,  wenn  dieses 
bewegliche  VermSgen  eben  im  Inlande  befindlich  ist.  Hieran  bat  die  Ver« 
Ordnung  des  Justizministeriums  vom  'M.  10.  .'»8  iR.  19.}:  nichts  geändert,  weil 
anrh  sie  nur  dir  Erörterung  der  Behandlung  der  in  Preußen  befindlichen 
beweglichen  Nachlasse  verstorbener  österreichischer  Untertanen  seitens  der 
prenSisdien  Oerlcbte  und  die  dem  Orundsatse  der  OegehMitfgkeit  «nl- 
sprechcndc  Regelung  des  Vorganges  der  k  k.  r!f  rtrhfe  bezüglich  dt-r  hierlnnrls 
befindlichen  beweglichen  Nachlässe  verstorbener  preußischer  Untertanen  zum 
Gegenstände  hat,  somit  also  aucb  voraussetzt.  da6  das  bewegliche  lYaeUaS» 
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Tefmögen  diner  pveulttwlMii  üiit«rlaiiea,  wenn  rfickaichfeUdi  deeadken  «ia« 
AUiandliiog  der  YerlMMiudutft  dudi  di«  tttteneiehiBciien  Oertehte  fllierliMpi 
«intxct«!  soll,  im  Inknde  rieh  IwindeB  maB,  Bei  dieicr  Sadilage  kommt  dem 
Bexiringwichte  Karolinenthal  die  Abluutdlnng  der  Yerlass«  nscbaft  des  Jf. 
nicht  Ztt  und  muß  es  denjenigen  Personen,  welche  auf  das  in  Hannover  be- 
findliche l)L'wegliche  Nachlaßvenii()Kou  desselben  Erbansprüche  erbeben  zu 
können  venneinen,  überlassen  bleiben,  sich  an  das  zustandige  ausländische 
Gericht  an  wenden. 

Unter  detn  im  §  51,  Z.  1  J  N.  erwähnieu  Handel srerfister'^ 
sifn^  Nicht  tiur  die  iniiuidischen,  so?idern  auch  solche  im 
Auslände  (fcführte  Handelsregister  su  verstehe)!,  deren 
wesentliche  Gieidiarttf/leit  mit  den  inländischen  Handelsr 
rtffiaiem  in  amthetUischer  Weise  festgestellt  erscheint. 

OGH       10.  05. 

Mit  der  Xotv  vom  'J?  05.  Z.  13.8G8.  hat  das  k.  k.  Justizministerium 
unter  Hinweis  auf  die  widersprechenden  Ent&cheidunjjen  des  OGli  vom  22.  8. 03, 
Z.  12.042,  und  vom  15.  3,  06,  Z.  3704,  von  denen  letztere  unter  No.  182  im 
Spruchrepertorium  eingetragen  ist,  und  auf  die  der  letzteren  Entscheidung 
entgegengesetste  allgemeioe  Praxi»  der  Gerichte  an  des  Präsidiom  des  k.  k. 
OOH  des  Srsachen  gestellt,  die  Frage,  ob  die  im  §  51,  Z.  1  J.  H.  erwähnten 
Eintragungen  im  Handelsregister  auch  auf  im  Auslände  i^efUhrte  derartige 
Register  ausgedehnt  werden  kennen,  im  Sinne  des  §  IG.  lit.  f  des  kaiserlichen 
Patentes  vom  7.  8.  oO,  BGBl  lio.  325,  einem  Plenissimarsenafce  des  OGH  vor- 
zulegen. 

Der  vom  Präsidium  einberufene  rieuiüsimarsenat  beschloß  die  Eintragung 
des  obigen  RechtaBatKee  in  das  JndJkatenbodi. 

Grttnde. 

Wenn  ei  ancb  keinem  Zweifel  tinterUegt,  da0  im  §  61,  Z.  1  der  Jnito- 
diktioiianorm  vom  1.  8.  95,  RGBl  No.  III,  nur  ein  solchei  Handelsregister 
gemeint  sein  kann,  dessen  Einrichtung  und  Führung  im  wesentlichen  nach 
jenen  Grundsätzen  geordnet  ist.  Avxlehe  für  die  österreichisclit  n  Handolsre^ister 
durch  die  MV  vom  9.  3,  63,  Küiil  21,  vorgeschrieben  und  im  Art.  VIII, 
Z.  ö  Ijü  z.  J.  N.  aufrediterhalten  wurden,  und  daß  demnach  die  Ausdehnung 
dieier  Koppetemheitimmiing  auf  Handelageeellaohaiteii  mid  Kanflente,  wddie 
in  einem  aadftadiacbeo  Handeleregiiter  dngctiagen  eind,  deeaen  Binrichtang 
wesentlich  anders  geordnet  ist,  und  daher  aach  nicht  die  gleicbai  Garantien 
wie  die  inländischen  Regiater  bietet,  als  anagrachlossen  angesehen  werden 
muß,  so  ist  doch  zu  erwägen,  ob  das  Gesetz  auch  jenen  Handelsgesells'  haften 
und  Kaufleuten,  welche  in  ein  dem  österreichischen  im  wesentlichen  gleich- 
artiges ausländisches  Handelsregister  eingetragen  sind,  den  Kausaigehchtsstand 
des  I  51  Z.  1  J.  If .  entliehen  wollte. 
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Dor  ganz  allfyemeine  Ausdruck  »im  Handilsreg ister"  gpriiht  nicht  für 
eine  solche  aus.schlit'Clich  nur  anf  das  Inland  beschränkte  Bedeutung  dieses 
Wortes,  zumal  es  dem  mit  dem  Gesetze  vom  17.  12,  62,  RGBl  vom  Jahre  1863 
Vo.  1,  in  ÖBterteidi  eing^tflirteii  allfemeinen  HOB  eotnommen  iat,  welclies 
in  Bäuea  weBentUchen  Bestinmungen  auch  die  Grandlage  des  HandelsKchtea 
einiger  Nachbarstaaten  und  Länder  (Deutschland,  t'n^rarn.  Bosnien  und  Her- 
aegowina)  bildet,  die  mit  Österreich  im  lebhaften  Handelsverkehre  stehen 

Ahfr  auch  die  Absicht  des  Gcsetzfrebcrs  dürfte  wohl  nicht  dahin  ge- 
ricbtfct  sein,  die  Vorteile  der  Handelstrerichtsliarkeit,  welche  in  der  Beurteihiiiir 
der  Streitsache  durch  ein  in  Uandelssachen  besuuders  versiertes  Gericht  und 
bei  OerichtdiOfen  ancli  in  der  Bettiebnng  eines  mit  den  Haadelabrinelien  rer- 
tränten  Laienrichters  gelegen  und,  ansscIiIieBUeli  nnr  den  im  Inlande  proto- 
kollierte Handeligeeellschaften  und  Kaoflenten  zuzuwenden. 

Allerdings  Ist  im  §  51  Z.  1  J.  N.  gegenüber  dem  §  88  EG  z.  HGB  eine 
Einschränkung  dieses  Kausalfrericht^standes  anf  protokollierte  Kauneute  ge- 
legen;  daß  aber  damit  auch  eine  weitere  Kinschränkung  auf  „im  Inlande* 
r^^trierte  Firmen  beabsichtigt  wurde,  ist  weder  aus  dem  Texte  des  Gesetzes 
noch  ans  dessen  HotiTen  zu  entnehmen  nnd  es  hat  anch  die  Jndlkatnr  nada 
dem  Insleboitreten  der  nenen  Jorisdiktionsnorm  so  wie  frfiher  fast  aasnahmslos 
dune  solche  Kinsdttftnlning  gegenüber  Deuteehland,  üngam  nnd  dem  Okka- 
pationsgebiete,  wo  im  wesentlichen  gleichartige  Handelsregister  bestehen,  nicht 
p:olten  lassen,  ja  auch  keinen  Anstand  dagegen  erhoben,  daß  inllindisrhe 
Zweipniedprlassnngen  der  in  diesen  Lämlt  rn  registrierten  Firmen  nach  Art.  21 
HOB  auch  in  Österreich  in  die  betreffenden  Handelsregister  eingetragen  werden. 

Diese  nieht  nnr  Im  Interesse  der  anslftttdischen,  sondern  anch  der  mit 
üur  in  OeadbaftsverUndnng  stdienden  inländischen  Kaufmannschaft  gdegene 
Pnuds  findet  in  den  allgemeinen  Rechtsnormen  nnd  insbesondm  auch  In  den 
neuen  Prozeßgesetzen  ihre  Rechtfertigung. 

Schon  nach  dem  allgemfinen  rirnndsatze  des  ^  3.T  a.  h.  OB  kommen  in 
Österreich  dem  Fremden  überhaujit  gleiche  bürgerliche  Rechte  mit  den  Ein- 
geborenen zu,  weun  nicht  zu  dem  Genüsse  dieser  Rechte  ausdrücklich  die 
Eigenschaft,  eines  Staatsbürgers  erfordert  wird.  Im  Handelsrechte  aber, 
wetehes  nicht  nnr  den  Inlftndischen,  sondern  anch  dm  internationalen  Andels- 
Teikelir  fOrdem  und  siehem  soll  nnd  seiner  IVatnr  nach  eine  so  strenge  staat- 
liche Ahgrenzung  wie  manche  andere  Rechtsgebiete  nicht  Tertrftgt,  kommt 
dif  persönliche  Eigenscliaft  der  österreichischen  .^'taatsbiirgerschaft  nicht  in 
Betracht  und  es  gilt  insbesondere  als  ein  Grundsatz  des  internationalen  Privat- 
rechtes,  daü  die  prozessuale  Frage  der  Zuständigkeit  der  etwa  für  Handels- 
sachen bestehenden  besonderen  Gerichte  sich  lediglich  nach  der  /ex  fori  richte. 
0nd  nicht  nur  in  personlicher,  sondern  anch  in  sachlicher  fieslehnng  bekundet 
die  dsterreichische  Oesetsgebnng  das  Bestreboi,  den  inlftndischen  und  den 
ausländischen  Kaufmann,  soweit  es  bei  der  Yerachiedenbeit  der  in-  und  aus- 
ländischen Oeset/p  mögliih  ist,  gleichzTistellrn  So  wird  im  §  295  ZPO  die 
Beweiskraft  ausländischer  üandelsbücber  in  Österreich  prinasiplell  anerl^annt 
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und  Dur  bezüglich  der  Dautr  durch  die  Reziprozität  beschränkt  und  diebem 
Grundsätze  einer  oioglichst  gleichen  Behandlung  in*  und  aiul&ttdiacher  Kanf« 
leate  entspricht  auch  die  Beetimmung  des  §  101 J.  N.  aber  den  Geriehtsstand 
der  Gegenseitigkeit.  Auch  rflckaicbtUch  des  Gerichtsstandes  des  ErfOllnngs* 

ortes  geht  aus  dem  Ausschuliberichte  (S.  13  und  14)  zu  §  88  J.  N.  hervor, 
daß  der  zweite  Absatz  dieses  Parii'.'rajihon  hinsichtlich  der  soirenannten 
F;iktimiiklausel  keinen  rntcrs/'hied  machen  wollte  zwischen  Personen,  wt  li  he 
im  iiiiujide,  und  solchen,  welche  im  Auslande  ein  Handelsgewerbe  betreibrn. 
Dieser  allerdings  znnfichst  den  Schutz  inländischer  HandelsintereBsen  ins  Auge 
fassende  Gesichtspunkt  spricht  aber  auch  gegen  eine  allzu  enge  Auslegung 
des  §  61  Z.  1  J.  N.;  denn  durdi  eine  solche  wtlide  die  Absicht  des  Gesets- 
gebers,  dem  inländischen  Kaufmanne  auch  im  Handelsverkehre  mit  aus- 
ländischen Kaufleutcn  den  vollen  Rechtsschutz  inländischer  Gerichte  zu  ?it  hern, 
zum  Teile  wieder  dadurch  beeinträchtigt,  daß  derseUH»  s^rnötiL^i  w  ;ir< .  in  ditaen 
Fällen  immer  aul  die  Vorteile  des  Kausalgerichtsstandes  zu  verzichten,  und 
zwar  selbst  dann,  wenn  die  unbeanstandet  gebliebene  FakturenkUusel  — 
wie  es  wenigstens  in  Wien  ttblich  ist  —  aasdrOcklich  auf  das  Handelsgericht 
Wien  lautet  und  der  Beklagte  in  ein  dem  inlftndischen  gleichwertiges  ans-- 
I&ndisches  Handelsregister  eingetragen  ist.  Ja.  es  wilde  dadurdl  nach  §  96 
Abs.  2  .T  N.  dem  inländischen  registrierten  Kaufmanne,  welcher  von  einem 
gkii  Ii  qiuilitizjprten  ausländischen  Kaufnianne  bei  einem  österreichischen 
liaudeisgerichte  geklagt  wurde,  auch  der  üciicliishniiid  der  Widerklage  ent- 
zogen und  derselbe  genötigt,  seine  Widerklage  bei  einem  anderen  Gerichte 
als  demjenigen,  wo  er  selbst  geklagt  wurde,  einsubringen.  Eine  so  ein- 
geschränkte, der  bisherigen  Praxis  zuwiderlaufende  Auffassung  des  §  51  Z.  1 
J.  N.  würde  somit  voraussichtlich  zu  vielfachen  Unzukömmlichkeiten  und 
Rekursen  Anlaß  geben  und  dem  in  den  Motiven  zu  dieser  Gesetzesstelle  her- 
vorgehobenen Zw(»rke,  „das  Unwesen  der  Inkompetenzeinwendung  «inzu- 
schränken  und  damit  zur  Beschleunigun<r  der  prozessualen  Erledigung  emer 
Rechtssache  beizutragen",  geradezu  widtrstreiten. 

Alle  diese  Erwägungen  sprechen  dalflr,  daß  der  im  §  51  Z.  1  J.  N.  Tor- 
kommende  Ausdruck  ,im  Handelsregister  erscheint"  auf  alle  jene  Handels- 
register i  ndung  zu  timlrn  habe,  welche,  wenn  auch  nicht  in  allen  Eiosel- 
hfiten  absolut  identisch,  doch  im  wesentlichen  mit  dem  durch  die  MV  vom 
3.  (yi).  HüBl  Nr.  27,  in  Österreich  eingeführten  Handeisregister  gleich- 
artig sind. 

Dieä  kann  aber  uacli  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Gesetzgebung  be- 
;cttglich  der  im  Deutschen  Reiche,  in  Ungarn,  in  B<»nien  und  in  der  Herze- 
gowina bestehende  Handelsregister  nach  Inhalt  dw  Note  des  Justizministe- 
riums vom  27.  B.  1905,  Z.  13868*),  als  feststehend  angenommen  werden. 

*)  Der  bezügliche  Passus  dieser  Note  lautet  folgendermaßen: 

Das  Handelsregister,  eine  spezifiseii  t)sterreirhis<'ho  Einrichtung,  itt  hl 

da.s  allgemeine  deutsche  Handel.sge.setzbui  Ii  vom  .lahre  1862  übergegangen. 

Ali  dieses  Gesetz  in  Österreich  eingeführt  wurde,  bewirkte  es  vermöge  des 
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Bezüglich  iiUer  übrigeu  aiiswurtigen  Staate»  tebkt  deimalcD  au  einer 
«ntlwDtlBeli«!!  BrUimig,  durdi  iraldM  Mb  Zw»lfel  aber  die  Qldelwrtiffkeit 
der  d,is<'lV>st  ttw;i  Vi(-.t(lirndeii  Handelsregister  mit  den  in  ( 'stf/nr ich  be- 
«tehendea  behobeu  wären,  und  ts  ki^onte  die  Beurteilaag  dieses  Utust«ndea 
nicht  Ton  Fftll  wo.  IUI  den  einsetnen  Geriditai  flberlaaMD  werden,  ohne 
dadiucib  mhlietehe,  die  ProzcÜcntscbeidung  verzögernde  und  verteuernde 
Kumpetenzstreitigkeiten  uml  in  vielen  Fällen  einander  widers|ii(  rl«  nde  Ent- 
scheidangeD  zu  provozioren.  Bezüglich  dieser  anderen  titaatcn  ktinnte  daher 
die  Oleicbutigkdt  der  dortigen  HandeliregiBter  mit  den  inlindiichen  nur 
dann  als  vorhanden  angenommen  werden,  wenn  sie  «ntwoder  dvrch  eine 
nlK'M falls  nach  Art  XXIV  EG  z.  J.  N.  im  Verordnungswege  erfließende  Er- 
kiüiung  oder  in  Ermanglung  eiiivr  solchen  durch  eine  im  gegebenen  Falle 
geniftß  §  S71,  jLlM.  2  ZPO  erwivkte  Bettitigmg  dee  Jnstisministem  in 
antfaeotiielwr  Weiae  iestgeatdlt  vBi«. 

Scilweiz. 

Kaufvertrag  swi^chen  Schiveizern,  die  in  der  Schweis  wohnen. 

DeuUdier  JSrfüthmffsort. 
Metß^MiMeit  des  schteeüierMcken  BedUes. 

AppeUaiianagarieM  SasehStadt  26.2.06;  Caftiaek/Wertkeitner  (ZUek. 
f.  9ehioaUtri»ek€$  Rächt  B4,  47  BHlag»  S.  7i). 

D<  r  in  ZUrich  domiiilierte  Kläger  C.  hatte  liriii  in  B.ksi  I  wohnhaften 
Beklagten  W  spanisrlifn  Wrin  verkauft,  ifrr  von  AU«4iiii<;  nai  Ii  l^andsiu  in 
der  Pfalz  gesandt  und  dort  abgenuiumen  werden  sollte.  Die  ui  Landau  an- 
gelangte Ware  wurde  dort  Ton  dem  Beklagten  beanstandet  nnd  es  entstand 
darüber  ein  Prozeß,  der  vom  Klüger  vor  den  Basler  Gerichten  anhängig  ge- 
macht wurde.  Die  Parteien  stritten  darüber,  ob  dentsches  oder  schweizeriaobes 
Recht  znr  Anwendung  sa  konunen  linhe.  Das  Zivilgeffeht  sprach  sich  Mr 
die  Anwendbarkeit  des  detttscbsn  Aecfates  Ms,  weit  der  BrIttUmigsort  bierUir 
maflgehend  sei. 


liestuiiii.  Ä  li.  .s  Deutschen  Bundes,  in  dessen  einzelnen  !>taaten  es  gleichzeitig 
t  ingefiilirt  wurde,  eine  ähnliche  Rechtaeinheit,  wie  sie  schon  früln  i  mi  dem 
Gebiet!  Jis  Wcchsilrrchtef  hergestellt  worden  war.  Es  ist  daher  ganz 
natfirlit  l).  daß  in  säinilirln  n  Ländern  des  Deutschen  Bundes  die  auf  gleicher 
i;e»et2licber  Grundlage  beruhenden  Handelsregister  als  die  gleiche  Einrichtang 
iiDgesehen  wurden.  Als  sodann  im  Jahre  1^5  das  ungarische  Handelsgesetz- 
l)Urh  die  Bestimmunfr»  ii  J  -  i).  nt-rli  ii  (M  vi  tzes  zum  wfifaiis  L.T".ßten  Teile, 
ilariinter  jene  über  das  liundelsregisiti  vuUuihaltlich  rezipierte  und  der  gleiche 
V«<rg:tng  in  Bosnien  durch  daa  mit  1.  11.  in  Wirksamkeit  getretene 
Hiuidehwesetshuch  eingehalten  wurde,  konnten  naturgemM  auch  die  in  Ungarn 
nnd  iB  den  OkknpationsÜlnden  eingeführten  Handelsregist»  ah  gleidiwertig 
niit  den  inlindlsebeD  angesehen  werden. 
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D&s  Appellationsgericht  entschied  fUr  Anwendbarkeit  des  schweizerischen 
Secbta,  mit  folgwider 

Bftgrflndmig. 

Die  Frage,  ob  deatsches  oder  schweizerisches  Recht  snr  Anwendani? 
kürnmcii  "oll'-  beantwortet  sich  rirhtitjerweise  nicht  einfach  darnach,  ob  die 
verkaufte  Ware  nach  Deutscbland  oder  in  die  »Schweiz  zu  liefern  war.  ob 
also  der  , Erfüllungsort"  in  Deutschland  oder  in  der  Srlnveiz  liet;e.  Dies 
Wäre  wohl  als  maßgebend  ku  erachieu,  wenn  eine  der  Parteien  in  Dentsch* 
liad  wolmt,  speziell  also  in  nnserm  BUle,  wenn  dar  K&nfar,  der  In  BMel 
oder  in  Zfliioh  gegen  seinen  Verkftnfer  sa  klagen  gentttigt  wlie,  teiam 
Wohnaits  in  Deutschland  bitte.  Aber  wo  gar  keine  internationale  Frage 
vorliegt,  weil  beide  Parteien  in  der  Schweiz  wohnen,  besteht  nicht  der 
geringste  Grund,  einen  zwischen  ihnen  obwalte  nden  Streit  unter  ausländisches 
Recht  zu  stellen.  Es  ist  von  vornherein  gar  aicht  anzunehmen,  daß  sich 
zwei  Schweizer  ihrem  schweizerischen  Recht  entziehen  wollen,  oder  die 
Meinung  liaben,  unter  fremdes  Brn^t  sa  treten,  bloB  daram  weil  die  gekaufte 
Ware  nach  einem  ansltndisehen  Orte  instradiert  wird.  Diese  Ateidit  und 
Heuling  ist  um  so  weniger  luaulassett,  als  mit  dieser  Unterwerfung  unter 
fremdes  Recht  auch  ein  Verzicht  auf  Beurteilung  der  Sacbe  dnrcb  die  oberste 
Intanz  des  Runde.sgerichts  verbunden  wäre:  die  Anwendung'  deutschen  Rechts 
auf  einen  Rechtshandel  zwischen  zwei  iSchweizern  hätte  also  für  die  Parteien 
den  Entzug  des  obersten  (icrichts  zur  Folge,  was  auch  wieder  unnatürlich 
wäre.  Zudem,  wenn  wir  d«i  Gerichtsstand  deü  Erfüllungsortes  gegen- 
Uber  dem  Aaslande  nicht  anerkennen»  so  rechtfertigt  es  sich  nidit,  des 
Reo ht  des  Srflllliuigsortes  aniowenden,  wie  ttberhanpt  und  das  ist  gsr 
nicht  nnwesentUoh  —  ein  öffentliches  Interesse  an  guter  Rechtsprechung  für 
die  Anwendnnf^  des  schweizerischen  Rechts  spricht,  ans  dem  Grunde.  wHI 
alle  n^richte,  selbst  die  aus  Rechtsgelehrten  zusammen'jr-jptzt.  n  nicht  mit 
der  gleichen  Sicherheit,  mit  der  sie  ihr  einheimisches  Recht  anwenden,  fremdes 
Recht  zu  beurteilen  und  zur  Anwendung  zu  bringen  vermögen,  besonders  aber 
bei  [fSiengerichten,  wie  sie  in  der  Sehweis  noch  Yorwiegend  sind,  der  Anwendung 
des  fremden  Hechts  aus  diesem  Orunde  möglichst  enge  Schranken  na  sieben 
sind.  Nur  was  die  lokalen  formellen  Bechtserfordeniissc  für  die  Konstatierang 
von  Mängeln  usw.  am  Ablieferangsorte  betrifft,  sind  selhstTerstindlicfa  die 
Parteien  an  diese  gebunden. 

Es  ist  daher  auf  heutigen  Fall  schweizerisches  Recht  anzuwenden. 
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Die  russische  ZivilprozeBordnung.^) 

Von  Bechtaanwalt  KillMUi»ki  in  Berlin. 

Einleitung. 

Die  jetzt  in  Geltung  befindliche  russische  Zivilprozeßordnung 
ist  ein  Qesetz  neueren  Datums;  sie  datiert  vom  20.  11.  64 
und  ist  durch  Einführangsgesetz  vom  19.  10.  65  für  das  rus- 
sische Reich  in  Kraft  gesetzt  worden.  Früher  waren  die  zivil- 
prozessualen Bestimmungen  als  ein  Teil  des  bürgerlichen  Rechts 
in  den^jenigen  Teil  des  gesamten  Kodifikationswerkes  unter- 
gebracht, der  das  bürgerliclie  Recht  überhaupt  enthielt:  die 
frühere  Zivilprozeßordnung  bildete  den  zweiten  Teil  des 
X.  Bandes  des  Stvod  Sakonow  Aü>gulie  l^ij?  ^i.  dessen  erster 
Teil  den  Zivilkodex  enthält;  zum  Teil  waren  auch  im  Zivil- 
kodex selbst  zivilprozessuale  Normen  eiitlialteii.  Bis  zum  Krlaß 
der  Justizp'esetze  vom  20.  11.  64  kuinite  in  Kulilaud  von  einem 
gesetzlich  «reregelten  Prozeßverfalireu  kaum  die  Kede  sein.  Eine 
sti-ikte  Trennung  der  Adniinistrativ^^ewalt  von  der  ricliterlirhen 
bestand  nicht,  und  ebeiisnweni'r  war  die  Z\vang"sv(dlstref kung 
von  derjenigen  rirliteriichen  Tätigkeit,  welche  die  Findung 
des  Urteils  zum  ( ieg-enstande  hat.  gesondert;  allfs  «jrifF  viel- 
mehr ineinander  und  durcheinander;  die  Verwultungs-  und 
Polizeibehörden  verhandelten  und  entschieden  zivilrechtliche 
Streitigkeiten  und  brachten  sie  aucli  dann  zur  Vollstreckung. 
Sogar  von  Amts  wegen,  ohne  Parteiantrag,  leiteten  die  Polizei- 
behörden bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  ein  und  gaben  sie 
dann,  nachdem  sie  sie  in  eine  heillose  Verwirrung  gebracht 
batten,  an  die  ordentlichen  Gerichte  ab,  welche  aber  aus  den 

•)  Vgl.  die  früheren  Ar!)i  iten  des  Herrn  Verfassers  über  russisches  Kecht 
in  ZUch.  XIV  1 11,  227  ff.,  XV  31  ff.,  523  Jf.  —  Red. 

Über  den  Swod  Sakonow  und  seine  Einriditang  cf.  Ztsch.  XIY  9. 

Zdtaehrift  f.  Intern.  Privat-  u.  Uffentl.  ß«cht.  XVI.  28 


Digitized  by  Google 


416 


KÜbanski, 


nnentwirTbareii  Verhältnissen  oft  keinen  Ausweg  fanden  (d. 
bierfiber  Motiye  bei  Gordon  znm  Art.  3  und  10  der  ZPO).^) 

Das  große  Beformwerk  vom  20.  11.  64,  welches  spater 
durch  Gesetz  vom  17.  4.  84  die  amtliche  Bezeichnung  „Die 
Justizgesetze  des  Kaisers  Alezander  n.**  erhielt,  und  von 
welchem  die  Zivilprozeßordnung  einen  Teil  bildet,  hat  auf  völlig 
veränderter  Grundlage  ein  modernes  Prozeßrecht  geschaffen, 
unter  Aussonderung  aller  prozeßrechtlichen  Vorschriften  ans 
dem  materiellen  Recht.  Die  neue  Zivilprozeßordnung  behielt 
zunächst  ihre  frühere  Stellung  im  S,  S.:  sie  bildete  nach  wie 
vor  den  zweiten  Teil  des  X.  Bandes.  Durch  Gesetz  vom  5. 11.8d 
ist  dann  angeordnet  worden,  daß  die  „Justizgesetze  des  Kaisers 
Alexander  IL"  aus  den  verschiedenen  Bänden  des  »S".  S.  in 
denen  sie  bis  dahin  enthalten  waren,  ausgesondert  und,  zu 
einem  Ganzen  vereinigt,  seinen  bestehenden  15  Bänden  als 
Band  XVT  angegliedert  werden.  Bei  der  im  Jahre  1892  er- 
folgten Neuausgabe  mehrerer  Bände  des  5*.  S.  ist  diese  N>n- 
konstitniernng-  des  XYI.  Bandes  erfolgt,  in  dessen  erstem  Teile 
die  Zivilprozeljordnung  nel>on  den  anderen  Justiz^resetzen 
(( ;  irichtsverf  assungsgesetz,  >iotariatsordnuiig,  Strafprozeiiordnung 
usw.)  enthalten  ist. 

Die  Zivilprozeßordnung  ist  im  ganzen  KfM'iie  mit  AusnalniiL- 
von  Finnland  in  Geltung.  Mit  einigen  Moditikationen  ist  sie  für 
die  ( ;  ( Mivernements  des  Königreichs  Polen  (wo  bis  dahin  der 
Code  de  procedure  galt^  durch  das  EG  vom  19.  2.  75  und  für 
die  Ostseegouvemements  durch  dasjenige  vom  9.  7.  89  in  Kraft 
gesetzt.  Im  eigentlichen  Rußland  waren  früher  bis  zum  Jahre  1902 
mehrere  Territorien  dem  Geltungsbereiche  der  Zivilprozeß- 
ordnung entzogen.  In  den  Gouvernements  nämlich :  Archangel, 
Astrachan,  Olonetz,  Orenburg  und  Ufa,  femer  in  den 
5  nordöstlichen  Kreisen  des  Gouvernements  Wologda, 


1'  Die  völlig  primitive  und  wülkttrliclie  Art  des  ProzcßverfahreW 
früherer  Zeiten  bringen  die  .Materialion  zur  fn  srhichte  des  Gerichtsverfahrens 
in  Rußland''  von  K.  P.  Poh jcduu »szcw  zur  Anschauung.  Ttudimrntän? 
Fortsätze  dieses  die  administiali ve  mit  der  richtciüchen  fn'wall  verbiudeiidtD 
Prozeßverfahrens  sind  in  den  Behörden  für  bäuerlichL-  Angelegenheiten  kon- 
serviert geblieben  (cf.  ireiter  unten  diese  Einleitung  . 
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in  ganz  Sibirien  und  im  Kaukasus  für  die  AngelpjTcnlu  iten 
der  Fremd  Völker,  sodann  in  den  Gebieten  von  Tnrkestan. 
Akmuliiiäk,  Säcniipalatiusk,  Ssemirjetscbensk,  üral 
und  Tnrgaj,  endlich  im  TranskaspiselieB  Gebiet  galten 
die  Oesetze  betreffend  «die  Bliigerliehe  Prozeßordmmfi:''  und 
,die  Bttigerliche  YollBtrecknngsoidnimg'* .  Diese  Oesetze,  die 
ersteren  in  der  Fassung  vom  Jahre  1895,  die  letzteren  in  dei^ 
jenigen  von  1902  sind  ebenfalls  Bestandfoilf  tlt  s  noiikunstitnierten 
XYI.  Bandes  de«;  ^S*.  -S".  und  ontlialtoii  nur  einige  nicht  grund- 
sätzliche Abweichungen  von  dor  Zi\  ilprozeßordnung  und  zwar 
hinsichtlich  des  Verfahrens  vur  diu  Kollegialgerichten.  Jetzt 
ist  die  Geltung  der  Zivilprozeßordnung  auch  hier  ttberall  durch- 
geführt, wenn  auch  mit  einigen  Abänderungen  (cf.  nächsten 
Absatz).  Nor  fOr  die  einheimische  ländliche  Bevölkerung  (die 
FremdTÖlker)  sind  die  eben  erwähnten  Gesetze  noch  in 
Geltung. 

Die  nissische  Zivilprozeßortlnung  gliedert  sich  in  5  Bücher, 
denen  als  Einleitung  die  ^.Allgemeinen  Vorschrirten"*  (  Art.  1— 28) 
voraiigetitellt  sind.  Das  erste  Buch  (Art.  29—201)  behandelt 
das  Yerfahren  vor  den  Friedensgerichten  (Friedeosrichter  und 
Friedensriehterrersammlnng);  in  dem  zweiten  Buch  (Art.  202 
bis  1281)  findet  das  Verfahren  vor  den  ordentlichen  cierichten, 
d.  h.  den  anderen  Gerichtsin.stitutionen  seine  Behandlung;  im 
dritten  Buch  (Art.  1282— 1400)  linden  die  Ausnahmen  von  dem 
ordentlichen  Prozeßverfahren  ihren  Platz:  Schadensansprüche 
ans  amtlicher  Tätigkeit,  Ehesachen  und  Sachen  betreffend  die 
legitime  Geburt,  das  Schiedsgerichts-  und  Sühneverfahren;  das 
vierte  Buch  (Art.  1401—1460}  ist  der  nicht  streitigen  Gerichts- 
barkeit und  endlich  das  fünfte  Buch  (Art.  1461—2097)  den 
Abweichungen  im  Verfahren  in  den  Gebieten:  Transkaukasien» 
Königreich  Polen  und  den  Ostseegouvemements,  gewidmet.  In 
die  letzte  Ausgabe  der  Zivilprozeßordnung  vom  Jahre  1902  sind 
noch  wpiterf  78  Artikel  aufgenommen,  welrhe  die  Einführungs- 
bestinmumgen  znr  Zivilprozeßordnung  iur  die  olu  n  bezeichneten 
bis  dahin  von  ihrer  (ieltitng  ausgeschlos.senen  Territorien  von 
Sibirien  usw.  enthalten  und  den  bestehenden  2097  Artikeln  an- 
gefügt sind. 

28* 
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Die  vorliegende  Arbeit  hat  die  allgemeinen  Bestimmungen 
Artt.  1—28  und  das  erste  Buch,  das  Verfahren  vor  den  friedeiu^ 
gerichtliclien  Institutionen  Artt.  29 — 201  der  ZPO  zum  Gegen- 
stand. Die  Allgemeinen  Yoisclniften  geben  die  Fandamental- 
grondsatze»  auf  welchen  die  ganze  ZivilpTozeßordnung  sich 
aufbaut  und  welche  für  die  Rechtsprechung  fiberfaaupt,  auch 
außerhalb  des  Bahmens  der  ZiTÜprozeßardnnng  mafigebend 
bleiben.  Die  ersten  28  Artikel  sind  daher  die  meist  inter^ 
pretierten  und  kommentierten  der  ganzen  Zivilprozeßordnung; 
sie  haben  in  ausgedehntem  Mafie  Berücksichtigung  in  der 
Juristischen  Literatur  gefunden  und  eine  reiche  Judikatur  hervor- 
gerufen.  So  hat  z.  B.  Issatschenko  diesen  28  Artikebi 
allein  ein  Werk  von  fast  600  Seiten  gewidmet. 

Das  erste  Buch  der  Zivilprozeßordnung  bringt  in  einem 
vollkommen  abgeschlossenen  Bilde  das  gesamte  Verfahren  vor 
den  friedensgerichtlichen  Institutionen  zur  Darstellung,  und  zwar 
das  Verfahren  vor  den  Friedensrichtern,  Friedensrichterversamm- 
lungcn,  die  Rechtsmittel,  die  Zwangsvollstreckung,  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  und  Gerichtskosten.  Die  Herausliebnng 
des  friedensgericlitlichen  Verfahrens  aus  dem  Kähmen  der  Zivil- 
l)r(»zet:)(»rdnunp:  ist  mit  Rücksieht  darauf  geschehen,  daß  der 
(Test'tz<rel)er  den  Friedpnsriciitern,  die  keine  geschulten  Juristen 
sind,  eine  möglichst  vollständig  abgesehlossene  ZivilprozeÜordnng 
in  die  Hand  gehen  wollte,  ohne  sie  auf  andenveite  iStellen  des 
Gesetzes  mehr  als  gerade  unumgänglich  notwendig  ist.  verweisen 
zu  müssen.  Icli  verweise  in  dieser  Beziehung  auf  die  Vor- 
bemerkung zum  ersten  Buche  und  bemerke  hier  nur  noch, 
daß  die  wenigen  Verweisungen  auf  anderweite  Bestimmungen 
.der  Zivilprozeßordnung  in  den  Anmerkungen  zu  den  einzelnen 
Artikeln  berücksichtigt  sind,  so  daß  das  in  der  vorliegenden 
Arbeit  bebandelte  erste  Buch  der  russischen  Zivilprozeßordnung 
nicht  nur  zu  einem  vollkommen  in  sich  abgeschlossenen  Ganzen 
ausgestaltet  ist,  sondern  in  knapper  Form  die  ganze  Zivilprozeß- 
ordnung, was  die  streitige  Gerichtsbarkeit  anlai^  wiedergibt 

Dieses  erste  Buch  ist  auch  derjenige  Teil  der  Zivilprozeft- 
Ordnung,  f fir  dessen  Anwendung  die  weitesten  örtlichen  Grenzen 
gezogen  sind;  denn  es  gilt  mit  Ausnahme  von  Finnland  int 
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ganzen  russischen  Reiche.  Zwar  sind  für  die  bäueiiiclieu 
Angelegenheiten  durch  die  Gesetze  vom  12.  6.  und  29.  12.  89 
besondere  Gerichte  mit  der  sachlichen  Znst&ndigkeitsgrense  der 
Friedensgerichte  geschaffen.    Indessen  sind  diese  besonderen 

Gerichte  nichts  Anderes  als  eine  Wiederholung  der  friedens^ 
gerichtlichen  Institutionen  mit  einigen  nicht  ins  Gewicht  fallen- 
den Modifikationen. 

Durcli  Gesetz  nämlich  betreffend  die  Einfülirunfr  der  Länd- 
lichen Bizirkskomraissare  vom  12.  7.  89  yetzt  'A.  Buch  der 
Besonderen  Beilage  zum  Gesetz  betr.  die  Stände,  Ä  S.  Band  LX, 
Ausg.  1902)  ist  für  die  rein  bftoerlicben  Angelegenheiten  in 
einer  großen  Anzahl  von  Gonvemements  in  der  Person  des 
sogenannten  ^Ländlichen  Bezirks^kommissars"  eine  Behörde  ge- 
schaffen, in  der  sich  administrative  und  richterliche  Funktionen 
vereinigen.  Die  rirhtprliclifü  Funktionen  dieses  Kommissars 
sind  diejenigen  des  Friedtiisrichters.  Die  Bezirkskommissare 
eines  Kreises  bilden  eine  Kreisversanimlung  in  derselben  Weise 
wie  die  Friedensrichter  eines  Kreises  die  Friedensrichterver- 
sammlong.  Ihre  Spitze  findet  diese  Institution  in  der  Gou- 
vernementsbebdrde,  der  auch  alle  BezirlKkommissare  unter- 
stellt sind. 

Für  den  Geltungsbereich  nun  dieses  Gesetzes  vom  12.  7.  89 
ist  sodann  durch  ein  weiteres  Gesetz  vom  29.  12.  89  das 
friedensfrcHchtliche  Verfahren  in  den  Städten  einer  Modifikation 
unterzu^^t  ri  w  urdi  ii,  die  jedoch  an  dem  ganzen  Aufbau  und  dem 
Wesen  der  Frieden-sgericlite  nichts  ändert.  Diesem  » Gesetz  über 
die  Qerichtsrerfassung  in  den  Orten,  wo  die  Yerordnnng  be- 
treffend die  Dindlichen  Bezirlcskommissare  eingeftthrt  ist,  nnd 
Vorschriften  ftber  das  Verfahren  in  den  gerichtlichen  Angelegen- 
heit»it  welche  zur  Zuständigkeit  der  Ländlichen  Bezirkskom- 
inissare  und  der  Stadtrichter  preliören"',  clifufiills  Bestandteil 
des  XVI.  Kaniles  drs  S.S.,  setzt  an  Stelle  dei'  <liircli  Wahl  der 
Senist\vover.sainniltin;.n:'n,  in  ihr  Amt  lierntViirn  Friedensrichter 
ötadtrichter  und  für  jeden  Kreis  sogenannte  Kreismitglieder  des 
Krei^[ericht8,  welche  von  der  Regierung  ernannt  werden.  Für 
das  Verfahren  vor  diesen  Gerichten  sind  im  wesentlichen  die 
Bestimmungen  der  Ziviiproze6ordnang  ma%ebend. 


420  KUbMiskl, 

■ 

Die  AbweirluinfTcn  von  der  Zivilprozpßnrdnnni.'*  im  flpbiete 
des  Kaukasus,  im  Königreich  Polen,  in  den  UstieegouverüemenU, 
Sibirien  usw.  sind  im  Anbang:  wiedergegeben. 

Bei  der  Erläuterung  der  gesetzlichen  Bestimmniigieii  hibe  ' 
ich  mich  atißer  den  bekanntesten  und  besten  Eommentaieo  t«  | 
Borotcikoufski^)  and  Görden^  ancli  des  oben  erwfthotio 
sehr  nnfangreicben  Werkes  Issatschenko's^)  bedient;  dieSN  | 
letztere  Werk  bebt  sich  von  den  russischen  Kommentaren  da- 
durch sehr  vorteilhaft  ab,  daß,  während  die  ersteren  kiitikl"»!: 
knli;rlicli  die  Entsrheidnn'ren  des  Kassati<tiisb(its  ( Kt^frien-iiden 
SeuaUs)  als  KuimueuUu'  zu  den  eiiizeLuen  (iesetzessttlleu  bimgen, 
dieses  sich  zu  der  Judikatur  des  Höchsten  Gerichtshofes  kritisch 
v^halt  nnd  zuweilen  die  eigene  Meinung  zur  Darlegung  briogl 
Feraer  habe  ich  das  sehr  braachbare  Lehrbach  des  bekuuleB 
Recht.«<lehrers  Holmsten\  sodann  die  Senatsentscheidangin 
(in  amtlicher  Ii»  ihenfolge)  pro  1902^)  und  die  Sammlung  vod 
Grehvcr  und  DobrowoJsfn^h  W\        Erlänternncen  Ivrörk-  ' 
siclitigt.    In  vereinzelten  l-'allfu  habe  itii  auf  iiieini'  triihi-ni)  , 
in  dieser  Zeitschriit  verutientlichten  Arbeiten  verwiesen  und 


1)  Boroteikowaki,  Uitglied  des  Beg.  SemitB,  die  ZiTilpnneBortonv 

mit  Rrlüutcruni!  11  U  i  Ii  ii  Kut^.  idangen  d««  ZlTfld«pMtcm«Dt«  d«  Btg 
Senats.    4.  Auli..  tt.  iVtersburg  IMC». 

'}  Wladimir  Gor  dun,  Professor  des  DmiJowscbeu  juristiscba. 
LtyienniB,  die  ZiTllproMftordining  mit  den  qiita«ii  Gcsetien,  den  HotiTcn  ud 
KrlautemuKeii  ri  i  li  den  EntacheidnngeD  det  2tiyllfcMsatioi»depart«nent»  ar 
St.  PeterhburK  liKiH. 

W.  L.  Isaatscheuku,  Gohilie  des  Obc-rstaaUauwalis  bei  dot 
ZiTÜd^rteiiMiit  det  Reg.  Senats,  die  Onudliigea  des  ZiTÜproMosas.  St. 
Petersburg  ltHj4. 

*)  A,  JiolmnUn,  Professor  der  iLaiserl.  L  uivtrsitttt  zu  St.  Ptttrsburg 
and  der  AkxaDder'Bchen  militariscli'jnristiwben  Akademie,  Lebrbodi  d« 
nusiseheo  ZlTilprosesse«.  3.  Aufl.,  St.  P«t«nburg  1889. 

f'io  Entscheidungen  dfs  Zivillcnssitiittisilrpartenieiits  des  Reg  i>iiM> 
pro  VMJt.     (beim  K«giereoden  Ötinut  &iud  2  Kaseatiousdeputeme&ts 
HScbster  Oeriditdiof  lOr  ZkrÜr  mid  Stiabadien  eingoricbtet.) 

W.  G rebner,  Geliilfe  des  Staatssektetiis  osw.  «nd  Ä.  Dohr»- 
icols/ci,  ('n  bilfe  (i<  s  Ob«  rsl.i:kt>;inwalts  usw.  Die  Praxis  des  frübmn  i 
ond  Uerichusdepartementa  und  der  2.  Plenarversammloug  d«s  R«g.  6tsuis  a 
HanddaBacbeD  Ton  18t»— 1901,  St.  Petetsbarg  1906. 
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hin  und  wieder  die  Konmientare  von  Bardski  zum  Konkurs- 
recht  und  von  A^osse?^/i  O  zum  Hamlelsfresetzbucli  herangezogen. 

Die  Ziviiprozeßordniuig«*) 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Vorbemerkuntr: 

Die  Art,  l—2ti  der  ZPU  sind  den  ^Allgemeinen  Bcstimmuniären*'  ge- 
widmet, welche  die  grundlegenden  Prinzipien  enthalten,  auf  welrli«  n  in  Ge- 
iii  it:1:i'it  dts  Boschltisses  des  Staatsrrites  mm  2t'.  f)  f?2  liie  tranzf  Zl'ii  sich 
auili.int.  .Durch  diesen  Bcsihluli  wird  besUimut:  daß  die  gerichtliche  Gewalt 
Ton  der  Vollstreckun.rs-.  Administrativ-  und  Gesetzgebungsfrewalt  gesondert 
wird,  daß  als  Gnnidform  für  den  bürgerlichen  Prozeß  dio  knntmdiktorische 
Verhandlung  zu  gelten  hat,  unter  Zulassung  von  Bevollmächtigten  in  allen 
bttrgerlidton  Angelegenheiten  und  der  ffenfUebkeft  der  Verliandlnng  nnd 
endlich,  daß  als  allgemeine  J\v^o\  zu  L^cltoii  hat.  dal'  hnrL'irlirh<-  Angelegen- 
heiten in  der  Hauptsache  nur  in  zwei  Instanzen  entschieden  werden."  Der 
Formnliening  dieser  Pttndamentals&tze  nnd  einiger  weiteren  Orondsätze  Ton 
allgemeiner  Btd.utuni:  dienen  die  Art.  1  2S'  i^Iotive  zu  Art.  1 — 28  bei 
Qoräon,  Die  ZicUjarozeßordnuttg  usw.  3.  Aufl.  S.  1,  Issat9chenko 
8.  22  XVI). 

1.  ,Alle  bfiigerlicben  Becbtsstreitigkeiten  onterliegen  der  Entscbeidnng 
durch  die  Getiehte. 

An  in  (■  r  Ic  u  n  !? : 

Forderungen  der  administrativen  Behörden  und  Personen,  denen  das 
Oesete  die  Nfttor  toti  unstreitigen,  die  Binwendimgra  im  StveitTerfahTen  nicht 
ziilassrn.  /.u^Leiüniot  Ii  it.  gehören  lUi  Zafltlfcndigkeit  dar  Vervaltungabehörden 
and  nicht  der  Gerichte." 

Anmerkungen : 
1.  Als  Ausnahme  tob  der  Bestimmnng  des  Art.  1  der  ZPO  gemlfi  der 

Anmerkung  zu  Art,  2  des  GrrirhtRvrTfas'-iinL'.sirt  st  tzt  s  'S.  S.  Bd  XVI  T.  1 
Ausg.  IBit  in  der  Fassung  von  1U02;  werden  für  gewisse  Kategorien  von 
R«;ht88treitigkeiten  besondere  Gerichte  angelassen.  Es  sind  dies: 
geistliche  Ger  i  cht  t-  für  Elit  saclun  tun!  ucwisse  RechtsstreitiL'kt  iten 
geistlicher  Personen;  Handelsgerichte  für  Recbtsstreitigkeiten  kauf- 
männischer Watnr;  Banerngerichte  zur  Regelung  der  Ablösungs-  und 
gewisser  anderer  bäuerlichen  Angelegenheiten;  Gerichte  der  Fremd- 
völker für  dio  Pierhtsstrt'itiglv'cit*  n  der  nomadisierenden  Volksstümme 
Kußlands.  Da;|Lgeu  wurdLii  Innungsscbicdsgerichte  als  besondere 
Gerichte  für  bürgerliche  Rechtsstreitigkeiten  nicht  zugelassen.  (S.  E.  bei 
Borotoikowsk i  §  32  zum  Art.  1.)  Ein  iiso  babi  n  die  Gemeinde- 
gerichte keinen  ausschlit-Liliclitu  Charakter;  die  zu  ihrer  Zuständigkeit 
gehörigen  Rechtsstreitigkeiten  der  Bauern  untereinander  können  ancll 
Tor  die  ordentlichen  Gerichte  L'elnacbt  werden  (a.  a.  0.  33 

Ferner  ist  nach  dem  Gesetze  vom  9.  6.  80  die  Entscheidung  von 
ReehtsstieitigkeiteB  betreffend  das  Erbzinsreeht  nnd  die  AblMnngssachen 
besonderen  Gcrirhtf  n  hierfflr  zncrewit  m  n  Dnrrh  Hrsptz  vom  25  (>  <U  sind 
Streitigkeiten  aus  den  Eechtsbeziehungen  zwischen  Grundbesitzer  des  uord- 

*)  Im  folgenden  sind  die  zum  Gesetsestezt  gehörenden  und  die  von  Herrn 

Klihanski  beigefügten  AnmerkmiL'en  zu  unterscheiden.  Letztere  pind 
eingerückt  und  mit  der  über  tUr  Mitte  stehenden  Überschrift  Ai^jii^e^j^j^ng 
(b«tw.  Anmerkungen;  versehen.  „ii^,  n-jifei^-üs 
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westlichen  Gebietes  und  freien  (nicht  hörigen)  Leuten  den  Friedens-  and 
bäuerlichen  ricricliten  zur  Entscheidunj?  überwiesen.  Besondere  Gorii^btc 
sind  auch  gt-iiiiiLi  den  Vorschriften  vom  14.  und  22.  5.  76  für  dit  Eut- 
scheidung  Ton  K»  chtsstreitigkciten  agrarischen  Charakters  zwischen  QnU- 
besitzern  nnd  Alt^zlilubigen  (Sektiereni)  im  nordwestiidbra  Gebiet  and  in 
Weißrußland  eingesetzt. 

2.  Das  Recht  aof  gerichtlichen  Sdnitz  (vor  Gericht  sein  Recht  zn 
vorf>)lirfn>  isT  pnblici  juris  uiid  ka?i:>  ^vt'der  dnrch  Vt-rtm^  noch  dnrrh 
leiztwillige  Verfügung  ausgeschlossen  werden.  Demgem&Ji  ist  eine  Vertrags- 
bcsstimmang,  womcb  dner  oder  beide  Kontrahenten  sidi  des  Rechts  begeltea, 
gf'gcncinander  Klage  zu  erheben,  nichtig.  Ebenso  nichtig  ist  auch  eine 
testajuentarifiche  Bestimmung,  welche  Vormünder,  Testamentsvollstrecker. 
Verwalter  geindnscbaftliclien  Eigentnms  von  jeder  Reelmnngslegung  befreit, 
oder  iilierhaupt  den  Erben  vcrbirfot.  das  Gericht  anzuruft  n  cf  die  Ent- 
scheidungen des  Regierenden  öenats  No.  22  pro  79,  263  pro  78,  205  pro  79, 
U45  pro  71,  lö  pro  81,  26  pro  9<J,  75  pro  91  u.  v.  a.  bei  Bo rotcikotcski 
5  1  zu  Art.  1,  Gordon  §  5  II  zu  Art.  2.)  Hingegen  behält  eine  testa- 
mentarische Bestiinnnine:  ihre  Oiltigkt  it.  wenn  sie  den  Erben  für  den  Fall. 
daU  er  sich  an  da^i  Gericht  wendet,  nur  mit  einem  Vermögensnachteil,  z.  B. 
mit  der  Entziehung  eines  Teiles  der  Erbschaft,  bedroht  (a.  a.  0.  No.  16 

,    pro  81;  Gor  ff  Ott  a  a.  0.). 

In  gleicher  \\  eise  ist  der  Ausschluß  Jtb  Rechtswegs  durch  die  Be- 
stimmnng  eines  Schiedsgerichts  im  Vertrage,  welches  alle  Streitigkeiten  der 
Kontrahenten  entscheidi  n  soll,  fflr  diese  ohne  verbindliche  Kraft :  sie  kennen 
demnach  unter  Übergehung  des  Schiedsgerichts  das  ordentliche  Gericht  an- 
mfen.  Ein  Schiedsgericht  ist  nur  in  der  in  Art.  1367  nnd  13G9  ZPO  toi^ 
geschriebenen  Form  für  die  Parteien  bindend  —  im  V  e  r  t  r  a  g  e  (z.  B.  der 
Eisenbahnen  mit  einander)  können  Streitigkeiten  von  vonüünein  (vor 
ikcer  Entstehnng)  einem  Sdiiedsgericht  nicht  unterworfen  w^en  (a.  a  0. 
§g  2  und  2M. 

3.  Aus  demselben  öffentlich  rechtlichen  Gesichtspunkt  erklärt  auch  der 
Senat  vertragsmäßige  oder  statutarische  Bestimmungen  darüber,  welchen 
Wert  gewisse  Handlungen  der  Parteien  hinsichtlich  ihres  R^htsstreites  vor 
Gericht  haben  sollen,  für  iinv<'rbindlicli.  So  bestimmen  gewisse  vom  Ver- 
kehrsminister  be^itiiiigte  Eisunbahiistatuten,  daß  diu  ^Viimcldiing  etwaiger 
ScIiadensersataansprUche  in  einer  bestimmten  Frist  bei  der  Eisenbahnver- 
waltnng  zu  geschehen  habe.  Der  iSeiiat  erklärt  die  Annu  ldting  des  .\niiiirtnlis 
bei  Gericht  und  nicht  bei  der  Ei^eiibahnverwaltung  für  ausreichend  ^a.  a.  0 
§§  3  nnd  4  k  Die  in  den  Statuten  der  VorsdrafiTereine  enthaltene  Be- 
stimmung darüber,  daß  im  Falle  der  Einziehung  von  Forderungen  oder 
Rückstiinden  von  Mitgliedern  des  Vereins  der  Verkauf  von  Vcrmögens- 
objekten  der  letzteren  dnrch  die  Gemeinde-  oder  die  PoUseiTerwaltong  stt 
erfolgen  habe,  hindert  nach  der  Judikatur  des  Senats  den  Vorscbußverein 
dennoch  nicht,  wegen  der  gedachten  Fordertug,  lüage  l>ei  dem  ordentlichen 
Gericht  sn  erheben  (a.  a.  0.  §  4^). 

4.  Innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Zuständigkeit  sind  die  Gerichte  an 
die  selbst  rechtskräftige  Entscheidung  derselben  Streitsache  dnrch 
administrative  oder  andere  Üchurden  in  keiner  Weise  gebunden ;  sie  kountn 
sich  selbst  in  solchen  Sachen  für  unzuständig  erklären,  welche  die  \'er- 
waltungBb(  hiitde  als  zur  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  gehörend 
angenommen  bat  ^a.  a.  0.  §^  8  und  9). 

[,,,,^  5.  Das  Gericht  kann  deswegen  einem  Klagebegehren  den  Sehnts  m'ekt 
versagen,  weil  da.s  erbeten«;  Urteil  diireh  die  in  der  ZPO  bezeichneten 

^  '  Mittel  nicht  vollstreckt  werden  könne;  das  Gericht  hat  seine  Entscheidoog 
zu  treten  ohne  Rücksicht  auf  die  Vollstreckbarkeit  derselben  {Goräon 
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g  4  Art.  2,  Bo rowikowski  s.  a.  0.  §  14^  Es  maß  aber  immerhin 
ein  wirtschaftliches  oder  sonst  realisierbares  Interesse  Gegenstand  de! 
Klagebcgehrau  sein,  die  bloße  Feststellung  einer  Tatsache  ohne  realisierbares 
Int^ne  Inum  nicht  Gegenstand  eines  bOrgerlicben  Rechtsstreites  sein 
{Grefnicr  und  Dobrotcolski  No.  188,  IS»;  Gordon  §  4  so  Art  S; 
IssatHchenkv  S.  16 ff.  XI-XIV). 

6.  Der  gerichtlichen  Entscheidung  unterliegt  jeder  Bcdttsstreit, 
gleichviel  ob  er  eine  Termttgeosrecliüiobe  Forderoog,  euM  vatnigUelie  oder 
sonstige  Leistoitfr  i^t  TermOgensreditHdMr  Vstor«  di«  FeststeHmiK  des 
Bestehcnis  0(1er  Nirht^iostchens  eines  Rechtsverhältnisses  oder  sonstiirc  auf 
die  Anerkennung;  eines  Hechts  gerichtete  Begehren  fz  H  Aiierkcnuuuy 
der  Mitjilieilschaft  eines  Vereins)  zum  Inhalte  hat.  Gardon ,  ^  2  zu  Art.  2. 
Bn  /  o  ic$koto«ki  a.  A.  0.  11— 16.j.  Der  Kläger  kann  die  .\nprkpnnnnsr 
!>eines  Rechts  vom  Gericht  TSrlailgai,  selbst  wenn  dkäcH  Recht  gar  nicht  vom 
Belclagten  bestritten  und  auch  gar  nicht  Terletzt  ist.  firlien&t  fieklagter  in 
solchem  Falle  sofort  den  Klageanspmch  an,  so  hat  das  Ocricbt  zwar  ihn 
dun  Anerkenntnisse  ueinäli  zu  verurteilen,  die  Tr  /  »sten  aber  dem 
Kläger  aufzuerlegen  (6furd&»  I  §  4  zu  Art.  2,  Issdf.-ichenko  S.  t>  VII 
dter  mit  dieser  Anschauung  des  Senats  nicht  einverstanden  ist  und  dagegen 
polemisiert).  Djungen  sind  reine  Feststelhugsklsgen  im  Sinne  des  g 
der  deotsebea  ZPO  nur  in  den  Ostseeg onTornements  nach  positiTer 
Bestimmung  des  Art.  1801  (im  Anhang^)  für  znlSssig  erklärt:  im  eipent- 
lichen  Rußland  und  im  Königreich  Pi)leii  d.»i;eti;en  sind  Klatreii  dieser 
Art  nicht  zulässig  cf  Motive  bei  Gin  dou  iw  Art.  ISttl  §  Ii.  Hört 
nach  Klageerhebung  das  Rechtsverhältnis  auf,  streitig  zu  sein,  sei  es 
z.  B.  daß  der  Beklagte  das  klägerische  Recht  anerkennt,  oder  den  Kläger 
befriedigt  bat.  oder  aus  einem  anderen  den  Streit  beseitigenden  Grunde,  so 
hat  dos  Gericht  festzustellen,  ob  im  Zeitpunkt  der  Erhebung  der 
Klage  diese  bettrdndet  war.  Die.s  kann  dann  z.B.  notwendig  sein,  wenn 
Ober  die  Kosten  des  I^ozesses  nach  Erledigung  der  Hauptsache  btreit 
nrisdieB  den  Pmteicii  herssdit  (Borowikonooki  n.  ».  0.  §  19). 

8.  »Fritntpersonen  oder  GeseltsehnfteD,  dersn  gMStslIek  begrflndete  Rechte 

dnreh  Anordnungen  von  Regifrun^sbehörden  oder  RepierunKsjHrijonen  verletzt 
werden,  können  bei  Gericht  wegen  Herstellung  ihrer  Rechte  klagbar  werden ; 
dne  solche  Klage  henunt  «her  die  Anordnung  der  Regierungsbehörde  oder 
Bqilenuigsperson  nicht,  aoluge  eine  geriohtUdw  Kntacheidnng  darllber  nicht 
ecgaiigen  ist* 

Anmerkungen: 

1.  Dl«  Alt.  1—3  bringen  das  P^rinzip  der  Trennung  der  richterlichen 
von  der  Adndniatntivgewut  som  Aosdmck,  wfthrend  die  weitere  £nt- 
iridielmif  dieses  Prinzip«  die  Artt.  837—244  entimllNi  (MotiTe  hei  Gordon 

wa  I  Art  2  S  1,  Tssatschenko  S.  22 f.  XVr 

2.  Die  die  Rechte  Dritter  verHzende  Tatiirkeit  der  Kegieruiigsgewalt 
kann  zweifacher  Art  »<  in .  <  ine  solche,  welche  di^'  Regierung  als  Verwalterin 
von  Vermögensrechten  der  Staatskasse  aosfibt,  und  eine  solche,  welche  als 
ein  Ausfluß  der  Sonveränitätsrcchte  des  Staates  als  Wahrer«  de«  ((llenttichen 
Rechts  erscheint,  wie  z.  B.  die  Erhebung  von  Stenern  der  verschiedensten 
Art  'cf.  Motive  a.  a.  0.  II  §  1).  Nur  im  ersteren  Falle,  wenn  die  Regie» 
runtrvbehordc  als  Verwalterin  von  \  erin'ii.'en8rechten  durch  ihre  llallnalimen 
Hechte  Dritter  verletzt,  ist  der  Ktxhtaweg  zugelassen.  Dagegen  iät  die 
Tätigkeit  der  Regieningsgewalt  in  ihrer  Eigenschaft  als  Wahrerin  des 
öUentUchen  Interesses  der  FrUfimg  durch  die  o^entUcben  Gerichte  entzogen: 
Ucr  ist  nur  der  Beaebwecdeweg  im  Instannensog  der  AfldnistratiTbshSrd«» 


424 


KUbanski, 


gegeben.  Derartige  Kegierungsmaßnahmeu  sind  als  unstreitige  Farderoogen, 
die  EiawendungeD  im  Strettverfahren  nidit  snlaesen.  im  Simie  der  Ab* 

nicrkung  zu  Art.  1  ZPO  anzusehen,  (cf  Srnafst  ntsclitidungen  bei  Boro- 
wikownki  ^  1—4  zu  Art.  2  ZPO,  Issatscheuko  31,  66  ff.  XX III, 
Gordon  a.  a.  0.  §  91.  Hat  aber  hierbei  eine  Regiemngsperson  nicbt 
innerhalb  der  Hrmzen  seiner  Aratsbefugnis  gehandelt  und  dadurch  Schaden 
zugefügt,  so  kann  auch  gegen  eine  solche  Person  der  Schadensaiij^prurh  im 
ordentlichen  Rechtsweg  gemäß  Art.  1316  ff.  ZPO  geltend  gemachi  werdea. 
{Borotcikotcski  a.  a.  0.  ij  1,  Istta tackänko  IX  76  f.). 

Zu  ili-r  Zulil  der  .nnstreititrcn*  Forderungen  im  Sinne  d.  r  Xmn.  m 
Art.  1  ZPO  bind  auch  diejeuigLii  zu  rechnen,  welche  sich  auf  die  IkicUUg- 
nahme  und  den  Verkauf  von  bei  staatlichen  Kreditinstituten  verpfändeten 
Privatpersonen  gehörigen  OnindHfii(  Ken  dnrrh  diese  KreditinstittiTe  ohne 
gerichtliches  Verfahren;  beziehen  i^Senatscntscheidung  lüo.  83b  pro  1Ö75  bei 
Boroioikowski  a.  a.  0.  §  4). 

Da  wo  ilt  r  Rechtsweg  gegen  AnordnnnL'en  der  Regierungsgewalt  aa»- 
geachlossen  ist,  ist  auch  die  Klage  auf  Rückzahlung  i  z.  B.  bereits  erhobener 
Stenern)  im  ordentlichen  Owichtsverfahren  unznlBssig  (a.  a.  0.  §  6k 

3.  Zu  den  Administrativbehra-tl»  n.  frt  irLii  di  n  n  5laCtiahmen  •!«  i  Pi-dits- 
aosgeBchlosseu  ist^  sind  die  stiLdtischen  Verwaltungsbehörden  und  die 

landech&Rlichen  Verbände  (Semitwo)  m  sftUen,  flberall  da,  wo  dieselboi 
als  Organe  der  öffentlichen  Ordnung  auftreten.  iBoroicikoicaki  fk-^O» 
^3,  4^  42.  Gordon  a.  a.  0.,  lasa tschenko  a.  a  O  > 

4.  Der  Kreis  der  Rechtsstreitigkeiten,  für  welche  der  Rechtsweg  aas- 
gesclilussen  ist,  wird  vom  Senat  sehr  weit  gecogra.  AnsgeecUossen  ijt 
auch  der  Hechtswpir  für  Kiairt  n  Ii.  amteter  IN  r^onpu  wegen  Genalt*<an«pri}fhe 
u.  dergl.  z.  B.  tiiu  s  S«  kieturs  des  Stadtmagisirats  ^Dumai  auf  Gebalta- 
sahlung,  eines  Beamten  auf  Gew&bmng  von  Pension  u.  dergl.  {I$tat' 
scheiil'fi  S.  8!)  XXI.X.  Bu  ro  tc  i  koic  s  k  i  a.  a.  0.  §  8).  Bemerkenswert  ist 
in  dieser  Beziehung,  daß  selbst  Vormünder  und  Pfleger  als  vom  Staate 
eingesetste  Personen  von  dem  Bevormundeten  anf  Rcämnngslegong  mdit 
im  Prozcßwocrt"  verlvlnirt  w(r>!rTi  kr>nTirn  fssa tschenko  S.  411.  Ferner 
sind  fUr  Rechtsstreitigkeiten  au^  dem  Knteiguuugsverfahreu,  auch  diejenigen 
wegen  der  Htthe  der  Entechädigungssnmme,  die  ordentlictoi  Gerichte  niclft 
zuständig,  obgleich  die  Regelung  dieser  Materie  im  Zivilkodex  (Art.  576 
ihren  Platz  hndet  i^IasafscJienko  S.  46  f.i. 

3.  «Die  Verwaltungsbehörden  und  obrigkeitlichen  Personen  sind  weder 
lM>fngt,  tlber  Streitigki  itm  w.  l  Ii-  W-'i  der  Behandlung  einer  i^aehe  durch  sie 
hervortreten,  und  w(  h<  ,irr  genehtlichen  Prüfung  unterlie^'en.  eiii>-  Ent- 
scheidung zu  treffen,  noch  eine  solche  Sache  an  das  Gericht  zu  verweisen, 
sie  bnbra  viebnehr  dem  Antragsteller  sa  erklären,  daB  er  sich  nüt  sdner 
Klage  nn  das  anständige  Gericht  in  der  .vorgeschriebenoi  Ordnung  wenden 


Anmerkung: 

Die  Bestimmung  des  vorstehenden  Artikels  ist  nur  eine  Ergänzung 
der  ersten  beiden  Artikel  und  der  Anmerkung  zu  Art.  1,  worin  der 
Grundsatz  der  Abgrenzung  der  Administi  ttivgewalt  von  der  tr<riclit- 
lichen  zum  Ausdruck  gebracht  ist;  die  ^  erwaltungsbehordt- 11  lialxu  äich 
jeder  Entscheidung  ttber  Rechtsstreitigkeiten  auf  dem  Gebietf  d«  s  bOrger- 
Hehl  n  Rechts  im  engeren  Sinne  zu  enthalten,  während  den  Gerichten  ein« 
Prüfung  der  Tätigkeit  der  Verwaltuugsbehürdeu,  insofern  sie  als  Organe 


Jttstiagesetae  vom  20. 11. 64  haben  die  PoliseibebdideD  anch  in  hflrgerbcheB 


könne.*' 
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Becbtsstreitigkeiteii  richterUcbe  Funktionen  ausgeübt;  diese  Befugnis  ist 
Uuen  dnicb  die  Beatimmuog  des  Art  3  ZPO  geDommca  (ci.  Motive  bei 
Oordon  mm  Art.  3).  Die  Grensen  selbst  dieser  Ijeiden  Qeir&lten  sind 
durch  Oespfz  riiclit  ^'czogen,  und  nur  der  Rfj:.  Srn-ii  hat  von  Fall  zu  Fall 
in  seinen  Entschiiduiigen  fest«  ^'ormen  aufzusttlitu  gesucht,  di«'  mit  tiniger 
.Sicherheit  die  Grenzen  zwisi  Inn  du  s«  n  beiden  Gewalten  eiki  niu  u  lassen. 
Aas  dieser  reichen,  bei  Borowikowski  in  den  ii§  2'— 37  zu  Art.  2  ZPO, 
Zssatschenko  S.  31  ff.  XXIII  angeführten  Judikatur  ist  der  allgemein 
geltende  OnmdBatz  zo  entnebmen,  daß  der  gerichtliche  Schutz  lUr  alle 
KeclitsTprb&ltnisBe  auf  yennögiensrechtlichem  und  vertraglichem  Oebiet,  fBr 
bü  rj4<  rl  ii  lie  Rechte  im  engeren  Sinne  gewiihit  if^t.  sie  cruim^rln 
aber  deä  gerichtlichen  Schutzes,  wenn  sie  durch  Anordnungen  und  Maß- 
nahmen der  Regierung  verletzt  werden,  die  im  Interesse  der  öflentlidieil 
Ordnung  and  Sicberiieit  getroffen  sind;  cL  im  übrigen  die  AnmerlnmgeiD 
SU  Art  2. 

4.  ,Die  Gerichte  können  zur  Verhandlung  bürgerlicher  Angelegenheiten 
Aiclit  «Bders  als  auf  AamebsD  «teijenigen  Persona  schreiten,  welche  durch 

diese  Angelegenheit  berührt  werden,  und  sie  nicht  anders  entscheiden  als 
nach  Anhörung  der  Erklärung  der  Gegenpartei  oder  nach  Ablauf  der  zur 
Abgabe  dieser  Erklärung  bestimmten  Frist.' 

A  n  ni  e  r  k  u  n  gen: 

1.  Hier  ist  tod  der  streitigen  (lericbtsbarkeit  die  Rede.  Das  Partei- 
ansoehen  mnfi  in  Form  einer  Klage  geschehen,  die  Klage  muß  den 
Erfordernig'änn  flrr  Art.  .^1  ff.  ifür  Fri(  d»  ii.>;:ri  ichtej.  2."><i.  2ö7  für  I^ezirks- 
gcrichtei  ZPO  und  Art.  \)\  liPO  für  llainii  l«tcerichte)  entsprechen  Von 
Anitswegen  oder  auf  behörtiliclic  Mitt'  iliini;  hm  darf  das  (iciit  lit  in  liiirger- 
lichcn  Rechtsstreifigkeiten  nicht  tätig  werden  icf.  lui  h'Diutcikuumki 
g  1  zu  Art.  4  ZPO:  Gordon  8  1  z»  diesem  Art.  W  it  die  bei  I»»at- 
schenko  S.  f.  mitgeteilten  Motive  ergeben,  ist  die  Bestimmung  des 
Art.  4  durch  die  Zustünde  hervorgerufen  worden,  welche  vor  Einführung 
der  Zr<*  vom  20.  11.  t>4  m  In  i  rscht  hal)en:  damals  hal>en  die  Polizeibehörden 
ohne  l'aitciantrag  nnd  >  Inn  .Anhörung  der  Gegenpartei  bürgerliche  Rechts- 
ajigclcgenheitcn  entschieden  cf.  ancb  Anm.  zu  Art.  3). 

2.  Aus  dem  im  Art.  4  auMesprocbeoen  Grundsatz  des  Prozefibettiebes 
durch  die  Pwrteien  folgt^  daß  die  hahere  Instant  eine  Sntscheidunff  der 
unteren  Instanz,  selbst  eine  offmlMr  irrige.  lürht  von  .Xnitsweiren  auineben 
kann,  wciui  kein  Rechtsmittel  vwii  der  i'urtei  in  der  vurgesclmebeuen  Form 
nnd  Frist  eingelegt  l^r  Ebensowenig  kann  die  untere  Instanz  selbst,  wenn 
sie  ihre  Entscheidung  als  irrig  erkannt  hat,  bei  der  höheren  Instanz  die 
Anfhebung  derselben  beantragen:  dies  kann  nur  die  Partei  icf.  die  Ent- 
scheidungen No.  2!>.  311  pro  67.  1.38  pro  iX.  IdH«,  Wo\)  pro  GS»,  24H.  513, 
5>46  pro  70.  2<.>Ü  pro  7ü  u.  a.  bei  Boiuwikowski  a.  a.  0.  S  2.  lagnl- 
h'chenka  .^.  ^'^  f  In  den  .Sachen  jedoch,  die  mit  einem  Interesse  der 
Staatskasse  verbunden  sind,  sowie  in  den  .Sachen  der  Kirchen  und  Klöster 
und  in  Ehesachen,  wo  ein  Beklagter  fehlt,  steht  auch  der  .Staatsanwaltschaft 
dm  Hecht  zu,  Hechtsmittel  einzulegen;  in  allen  anderen  Fällen  hat  die 
Staatsanwaltschaft  keine  Befugnis,  ge^en  Entscbeidiingfen  dce  Gerichts 
n«  rhtsmittel  einzulegen  oder  Proteste  zu  erheben  nnd  /\v  n  se'l>sf  d.i  nicht, 
wo  sie  nach  gesetzlicher  Vorschrift  angehört  weideii  lauuu.  iilvi  nicht 
angehört  worde-n  ist  Borou  ikoanki  a.  a.  O.i 

3.  Aus  dem  Grundsatz  des  Parteibethebes  folgt  femer  das  Recht  des 
Klitgers,  in  jeder  Lage  des  Prozesses  seine  Klage  zuriickzunehoien 
mit  der  Wirkung  der  Einstellung  des  ganzen  ProzeSverlabrens;'  hierbei 
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beh&lt  er  aber  das  Recht,  dieselbe  Klage  Yon  neaem  einsnreiclieii,  selbst 

wenn  die  Klagertlcknahme  in  der  Berufungsiiistaiiz  erfolgt.  Der  bereits 
poladf-ne  Bckky^tc  kann  aher  der  Klat2;erücknahme  ■widersprechen  nnd  eine 
Entscheidung  iu  der  Üachv  selbst  verlangen,  wudurch  der  Kläger  des  Kcchw, 
dieselbe  Klage  von  neaem  zu  erheben,  verlutig  geht  {Borowikowtki 
a.  ft.  0.  ^  3.  Gordon  a.  a.  0  §  7 

4.  Hiuüicbtlicb  der  Aktivlegitiiaatiun  gilt  der  Gmndsatz:  da^  der- 
jenige zur  Klageerhelrang  legitimiert  ist,  dessen  Rechte  verletzt  sind.  Im 
Eirizflnen  ist  hervorzuheben;  Dcinzufid^'e  kann  die  KIa<jc  wegen  Besitz- 
Störung  nicht  nur  der  Eigentumer,  sondern  aacb  jeder  tatsächliche  Besitzer 
der  Sache  erheben  {Gordon  a.a.O.  $  2^,  Borotcikowski  a.a.O. §6, 
Jaaaischenko  8.  lini.  p  r  I'fand^:lKnbiper  ist  aktiv  letiitimiort  zu 
allen  Klagen,  welche  auf  Aufhebung  oder  Anfechtung  von  den  Wert  des 
PhtttdgrondstttckB  beeintrtditigaiden,  Tom  Schuldner  gcschlosaenen  Ycf* 
trilgen  oder  Rechtsgeschäften  gerichtet  sind  Bn  i n  n  ikowski  a  a  0. 
§  14.  Gordan  a.  a.  0.  §  2).  Dieses  Anfechtungsrecht  haben  die  Kredit- 
anstalten, denen  Immobilien  verpfändet  sind,  unbeschadet  des  Rechts,  welches 
ihnen  durch  das  Gesetz  vom  22.  10.  77  gewährt  niul  welches  sie  im  Falle 
einer  WertverniindeninEr  des  Pfandgrundstücks  die  Rückzahlung  eines  ent- 
sprechenden Teiles  dtr  durch  da,s  Pf^ind  gesicherten  Fordt  riinir  vor  litT 
Fälligkeit  zu  verlangen  berechtigt  (a.  a.  0.).  Andere  pers'inliche  (iliinbiv^ir 
habtii  (in  solches  Anfechtungsrecht  in  Gemäßheit  des  Art.  \'y2\\  Ziff.  2 
deü  Zivilkodex  nur  im  Falle  der  Zahluugäuufahigkeit  des 
Schuldners  icf.  Konknrsordnnng  Anm.  3  zu  Art.  400  HPO.  Ztsch. 
XV  (i2  f.,  Gordon  a.  a.  0.\  Daraus  folü:t  ferner  die  .\ktivlefntimatinn 
des  Miteigentumers  —  bei  gemeinschaftlichem  Eigentum  —  zu  Klagen,  die 
sich  anl  Erhaltung  des  gerndnadiaftUdten  Eigentnms  oder  Abwendnng  tob 
Schaden  richten,  sofern  dadnreh  der  ideelle  Anteil  des  Klägers  grschflfzt 
wird.  Im  allgemeinen  aber  kann  jeder  Miteigentümer  nur  sich  selbst  und 
seine  anderen  Hiteigmtttnter  mir  Kraft  ^er  ilnn  ertditen  Vollmacht  Tor 
Gericht  vertreten  a.  a  O.  §  G.  Gor  (Jon  a.a.O.  §  2.  Ditsrlben  GninJ- 
sätze  finden  auch  hinsichtlich  der  Klage  eines  von  mehreren  Erben  aal 
Wahrung  der  Rechte  der  ungeteilten  Erbschaft  Anwendung  {Bo  rotciko  tcski 
a.  a.  0.  §  7,  Gordon  &.  &.  0.).  Hierbei  ist  jedoch  zu  bemerken,  daß 
der  Ehegatte  niclit  als  Erbe,  sondern  nur  als  Forderungsberechtiirtir  liin- 
sichtlich  seiner  gesetzlichen  Abfindung  anzusehen  ist:  er  ermangelt  also 
der  Aktivlegitiniation  für  die  Rechte  der  Erbschaft  betreffende  Klagen 
\Bo  rii  ni  /:  </  ir  sk  /  a  a  0.  Ton  iiiehn-ren  Erben  einer  Forderung  kann 
jeder  Zahlung  vom  Schuldner  nur  in  Hohe  seines  Erbanteils  ver- 
langen (a.  a.  O.  f  71). 

5.  Auch  eine  .dritte"'  r<  r  nn  i^*  aVfiv  leptiiuii-rt  zur  Anstelhing 
solcher  Klagen,  die  aal  Wahrung  ihrer  eigenen  Hechte  abzielen.  Dieses 
gilt  insbesondere  von  den  VertrSgra  zugunsten  Dritter,  Der  ,  Dritte*, 
dem  in  einem  Vertrage  zwischen  anderen  Kontrahenten  gewisse  Rechte 
ausbedungen  sind,  kann  zur  Wahrung  dieser  seiner  Rechte  selbständig 
klageil  {Borotcikotcuki  a.  a.  0.  §  16,  Gordon  a.  a.  0.,  Issat* 
schenko  S.  204).  Der  lebenslängliche  Nießbraucher  eines  ausgeliehenen 
Kapitals  kann  beim  Eintritt  der  Fälligkeit  auf  Zahlung  tui  depositum 
[bei  der  Siaatsbankj  klagen  (a.  a.  0.  §  16). 

6.  Kanfmllnnische  Angestellte,  welche  die  Befugnis  haben,  Waren  fär 
ihre  Prinzipale  zu  verkaufen,  bind  It  fritiuiiert.  in  eitrenem  Namen  den  Kauf- 
preis für  die  verkauften  Waren  einzuklagen  {Borotcikowski  a.  0. 
§  18,  No8»€nko  Kommentar  zum  HOB  Art  18  §  1,  I»Bat$ekenk« 
S.  188).  Hat  ein  Bevollmächtigter  sich  einen  Anderen  substituiert,  sd  kann 
sowohl  er  als  auch  der  Machtgeber  Abiechnong  oder  Kechnungslegoog  vom 
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•Substituten  verlatitrcn.  Dieser  braHfht  alwr  nnr  pinma!  Rechnung  zu  legen: 
entweder  deui  Machtgeber  oder  dem  Bevollmächtigtn  \Buroicikowski 
a.  a.  0.  §  19,  Noasenko  a.  a.  0.  zu  Art.  68,  cf.  das  rassische  Handel«^ 
fecht  Ztsch.  XV  Anm.  zu  §  45.  Gm  doii  a.  a  0.  ?;  2k  , 

7.  Die  in  dem  Art.  4  ZPO  erwähnte  (icgenpartci,  die  gehört  werden 
nnfi,  ist  der  Beklagte.  Die  genaue  Bezefchntiiig  der  FeriMiii  des  BeltlagteD 
iat  Erfonicrnis  der  Klaj^e.  utul  die  Klageschrift  wird  gemäß  Art.  2^ 
Zill.  1  ZPO  dem  Kläger  (ohne  Terminsbestimjuung)  zorttckgescbickt,  wenn 
diesem  Erfordernis  nicht  entsproehm  ist.  tkit  richtige  Beklagte  ist 
allemal  derjenige,  der  die  Rechtsverletzung,  gegen  welche  der  Kläger 
Remedur  rerlangt,  begangen  hat.  Die  Passivlegitiniation  ergibt  sich  dem- 
nach aus  der  Tatsache,  wem  die  Rechtsverletzung  anzurechnen  ist:  hat 
Jemand  die  Rechtsverletzang  im  Auftrage  eines  Anderen  begangen,  so  ist 
dieser  Andere  als  der  Auftraggeber  der  richtip:o  Beklagte,  nötigenfalls  aber 
sind  beide,  Auftraggeber  und  Beauftragter  zu  verklagen,  wenn  crstcrer  den 
Auftrag  bestreitet  (Borotcikowski  tk.  t^O.  §§31.  33,  Gordon  a.a.O. 
§  3  I).  Ist  ein  Rechtsverhältnis  nur  gegen  mehrere  Bei«  iligte  in  ihrer 
Gesamtheit  festzustellen,  so  sind  sie  alle  zusammtn  zu  verklagen,  sie 
bilden  auf  der  passiven  Seite  eine  notwendige  Streitgenossenschaft.  Dies 
ist  z.  B.  der  Fall  bei  Rechtsstreitigkeiten  Uber  die  Ungiltigkeit  <  in«  s  Testa- 
ments oder  einer  anderen  Urkunde  wegen  iormaler  Verstöße,  wodurch  die 
Rechte  aller  derjenigen  Personen  bertthrt  werden,  die  an  der  OUtIgkeit  der 
rrkunde  ein  Interesse  haben:  hier  bilden  alle  Personell,  don  ii  Btclite  durch 
die  Ungiltigkeit  der  Urkunde  berührt  werden  (z.  B.  alle  Erben)  eine  not- 
wendige Stieitgenossenseliaft  (Sorowikowski  a.  a.  0.  §  34.  Gordon 
a.  a.  0.  §  3  II 3).  Die  Klage  auf  Ungiltigkeit  eines  Testaments  ist  gegen 
alle  Erben  zu  richten,  nicht  gegen  den  Testamentsvollstrecker  (Boroici- 
kowski  a.  a.  0.  §  35  cf  au*  Ii  zu  Art.  24  ZPO,  Issatschenku  S.  lüö, 
2(>n,  der  auch  die  unmitt<  l))ar  bedachten  L^atarl^  mitverklagt  vrissen 
will,  cf.  auch  Art.  1092  und  1198). 

8  Die  Frage  der  Passivlegitimation  hat  das  Gericht  auch  von  Amts 
wegen  zu  prüfen,  wenn  der  ^klagte  nicht  vertreten  ist,  ist  aber  die 
beklagte  Partei  im  Prozesse  vertreten,  so  ist  die  Bemängelung  der  Passiv- 
legitimation  ausschlielilich  bache  des  Parteieinwandes  (Boroic ikvicski 
a.  a.  0.  §  43,  &ordon  a.  a.  0.  §  6,  Issatsehenko  S.  191,  cf.  Art.  69' 
nnd  bn\ 

9.  Erben  Iiaftcn  für  JKachlaßscbuldeu  im  Verhältnis  zu  ihren  Erb- 
teilen (Art.  1299  Zivi1kod.>.  Es  kann  demnach  jeder  einselne  Erbe  nnr  in 

Höhe  des  auf  ihn  tnf  falleiult  n  Anteils  an  der  NarhlaUschuld  verklagt  werden. 
Der  aal  die  ganze  iS'achlalischuld  verklagte  Erbe  muß  aber  gegebenenfalls 
einwenden,  daß  und  welche  Miterben  vorhanden  sind,  deren  Jlfithaftang 
das  Maß  seiner  eigenen  Verbindlichkeit  bestimmt  (Z^o/-om^'Oip#A;^  a.a.O. 
§  43,  Gordon  a  a  0.  g  H  II»,  Lssatachenko  S.  VM\). 

10.  Die  A  uriuiljerung  der  im  Streit  befindlichen  öache  ist  in  jeder 
Lage  des  Pruzcj^.si  s  zuliissig  (hi»  r/u  ist  schriftliche  Form  vorgeschrieben, 
der  durch  schriftliche  Anzeige-  dt  r  Kontrahenten  an  das  PrnzeOgericht  ge- 
nügt wird)  mit  der  Wirkung,  daß  vom  Zeitpunkte  der  Veräußerung  der 
Erwerber  der  res  litigiosa  an  die  Stelle  des  Veriknßerers  in  den  ^roseft 
eintritt  {Borotcikowski  a.  a.  0.  §  50,  Gordon  a.  a.  0.  §  o). 

5.  „Der  ziviliechtUche  Anspruch  auf  Erstattung  des  durch  ein  Verbrechen 
oder  ein  Vergehen  verursachten  Schadens  odrr  Verlustes  kann  bei  dem  Straf- 
gericht gleich  bei  der  Verhamllnni:  ilt  r  ^tl^lf'^ache.  oder  gesondert  von  der- 
selben beim  Zivilgericht  bis  zum  Ablauf  der  \  t-rjährungsfrist  geltend  gemacht 
werden.* 


EtibanBkii 


Anmerk  untren: 

1.  Das  Wahlrecht  des  Verletzten  ans  Art.  ö  ZPO  (in  Cbereinstimmniig 
mit  Artt  6  nnd  7  der  StPO)  ist  ein  alternatf res:  er  Inum  seinen 

^rliadfnsanspnu.'h  hei  drta  Strafut'iicht  oder  bei  dem  Zivilccrirlit,  nicht 
aber  bei  beiden  Gerichten  zugleich  geltend  machen.  Der  einmal  gestellte 
Antrag  ist  fBr  die  Fortgetziing-  dee  Verfahrens  entscheidend :  ist  er  bd  dtn 
Strafm-richt  {xostollt.  so  findet  die  Verliandlnnt,'  und  Entschculuni;  im  straf- 
rechtlichen Verfahren  statt ;  ist  der  öcbadensanspruch  dagegen  vor  dem 
Zivilgericht  erhoben,  so  ist  das  Verfahren  nach  den  Bestimmungen  der 
ZPO  durchzuführen.  Eine  Umleitung  des  strafrechtlichen  Verfahrens  in 
das  zivilrechtliche  nnd  nnisrokehrt  ist  iinznlässig  fSenatsentsrheidongen  bei 
Bo  t  ow  ikotcski  zu  Art.  ö  ^  3,  Gurdon  zu  Art.  5  5^  2). 

2.  Die  im  Art.  6  erwähnte  Verjähntngslrist.  innerhalb  welcher  der 
Vi  rif  tzto  seine  Schadensersatzklage  erheben  muß,  ist  die  allgemeine  zoTm- 
jahrige  gemäß  Art.  ()94  Zivilkod.  Ihr  Lauf  beginnt  mit  der  Btgehung 
der  den  Scbadensanspracb  begrQndcnden  Straftat  (Borowtkotcski  a.  s.  0. 
§  4.  Issatschenko  S.  210).  Nach  den  Statuten  der  Feuerversicherungs- 
gesellschaften  muß  der  Versicherte  bei  Verlust  seines  Anspruchs  den  Feaei- 
schaden  innerhalb  Jahresfrist  geltend  machen.  In  diesem  Falle  tritt  dine 
einjaliritre  Ausschlnljfrist  an  die  Sttdlc  der  zehnjllhritjon  Verjrihrun;{sfr;!t. 
sollte  auch  ein  Strafverfahren  wegen  Brandstiftung  schweben  und  der  Ver- 
sieherte  vor  Beendigung  dieses  "^^ahrens  anBer  Stande  sein,  die  rim  der 
Versicherungsgcstllschaft  statutengemäß  erforderte  Bescheinigung  diC  iis 
Feuer  ohne  Verschulden  des  Versicherten  entstanden  sei,  beizubringen.  Er 
hat  jedenfalls  den  Schadensanspruch  innerhalb  der  gedachten  JahresMit 
geltend  zu  machen,  er  kann  aber  gemäß  Art.  .%8  oder  452  ZPO  bei  Gericht 
beantragen,  daß  ihm  mit  Rürksirht  auf  das  schweljendc  Strafverfahn  n  eine 
Frist  zur  Beibringung  der  erwähnten  Bcscheinitrtini:  oder  eiutb  anderen 
Beweises  dafür,  daß  ihn  ein  Verschulden  an  dem  l^r^inde  nicht  trifft,  be^ 
stimmt  werde  {Borofrikotcski  a.  a.  0.  §  5,  Gordon  a.  a.  0.  §  3). 

'6.  Die  im  Vollstreckungsgesetz  iSwod  Sakonow  Bd.  XVI.  T.  2, 
Art.  549)  bestimmte  zweijährige  nnd  (für  Ausländer)  vieijfthrige  Verjährungs- 
frist bezieht  sieh  sowohl  auf  die  strafrcclitliehe  Verfolgung  wepcn  Nachdrncks 
als  auch  auf  die  Zivilklage  wegen  des  durch  den  Nachdruck  verarsacbtea 
Schadens.  Bs  ist  eine  singnlSre  Bestimmung  nnd  bildet  eine  Ansaalu» 
von  der  allgetteinen  lehn^iigen  Yerjftbrong  (a.  a.  0.  §  7,  Gorio» 
a.  a.  Ü.  §  6). 

4.  Dflurflber,  daß  das  sivÜproseesnale  Verfahren  so  1«ige  anssasetsen, 

bis  das  Strafverfahren  beendet  ist.  und  daß  für  dtii  Zivilrichter  die  EnP 
Scheidung  des  Strairicbters  mallgebend  ist,  cf.  Art.  6  Anm.  2  zu  Art  7 
und  Art.  8. 

Ä.  Wird  ein  Anspruch  aus  Art.  b  beim  Strafgericht  geltend  genadlt 
—  dies  muß  spfitostens  in  dem  ersten  Hauptverhandluniistermin  geschehen  — 
so  ist  das  Gericht  zuständig,  wo  die  Straftat  begangen  ist  >/'unim  delicti 
eommissi),  wird  das  zirilrechtlichc  Verfahren  gewühlt,  so  bestimmt  sieb 
die  Znst&ttdigkeit  nach  allgemeinen  Bestimmungen  {Holmaten  8.65,82)- 

6.  ,In  dem  in  dem  vorstehenden  Artikel  (5)  bezeichneten  Falle  tritt 
das  Zivilgericht  in  die  Verhandlung  der  Sache  nicht  früher  ein,  als  nach  Be- 
endi'jnnL'  des  Strafverfahrens  ilbrr  den  nenenstand,  aus  dem  der  ZivilaiiPpmch 
hervorgeht:  e»  sri  dmii,  thtü  (i<T  Klager  eine  Bescheinigung:  darüber  beibringt, 
daß  das  Strafverfahren  wegen  Geisteskrankheit  des  Beschuldigten  eingestellt 
ist  (Art.  366  8tP0X  oder  daB  das  Strafgericht  wegen  NichtauffindcDS  dei 
Beschnidigten  die  Sequestration  seines  Vermögens  angeordnet  hat  (Artt  tM6 
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ond  851  StPO).   Im  Falle  der  Wiederaulnalime  des  Strahrerfalireiu  wird  das 

liriliechtliche  Verfahren  ausgesetzt " 

Anmerkungen: 
t.  Die  Aassetzung  des  Verfahrens  ibts  snr  Beendigung  des  Straf- 
verfahrens) in  Gemäßhoit  des  Art.  H  ZPO  kann  vom  ZiviJpcrirht  erst  nach 
erfolgter  Ladung  des  Beklagten  (.auf  die  erhobene  Klagt  »  btschlosst  n  werden 
{Sorowikotcski  §  3  zu  Art.  6,  Tssatsehtnko  S.  222).  Nach  Jlolm- 
8t en  S.  135  soll  dagegen  die  Anssetsong  sclion  Tor  Ladung  des  Beklagten 
erfolgen. 

2.  Die  Anmetzung  des  Verfahrens  gemftB  Art.  6  bei  gleichzeitigem 

Schweben  eines  Strafverfahrens  findet  nur  dann  statt,  wenn  Gc^rnstancf 
des  letzteren  genau  derjenige  Tatbestand  ist,  auf  welchen  die  Zivilklage 
sich  grflndet.   Dagegen  findet  Art.  6  keine  Anwendnng,  wenn  das  Straf* 

verfahren  sich  auf  einen  ilie  Zivilklage  Ix'L'lt  itenden  ümstanil,  der  nicht 
allein  das  Klagefundanient  des  Zivilanspruchs  bildet,  bezieht.  So  kann 
z.  B.  die  Be8itZ8t<)rung!^kl.»ge  ein  Moment  einer  Straftat  aufweisen,  wenn 
beispielsweise  Gewalt  angewendet  wurde;  aber  die  Gewaltanwendung  ist 
nicht  ausschließlich  Klagefundament,  Klagegrnnd  ist  vielmehr  die  Tatsache 
der  widerrechtlichen  Besitzstörung  (oder  die  Wegnahme  fremden  Eigen- 
tums); hier  iat  Art.  6  nicht  anwendbar.  Im  allgemeinen  hat  als  B^gel 
zn  trclten:  da,  wo  die  Entsoheiiluny  über  den  zivilrechtlichen  Anspruch 
unabhängig  von  der  Entscheidung  über  die  damit  verbundene  Straftat  er* 
folgen  kann,  darf  eine  Aussetzung  des  Zivilverfahrens  nicht  stattfinden. 
Ist  aber  die  Entscheidnnu  iilu-r  die  Straftat  präindiziell  für  den  Zivilanspruch, 
80  muü  gemÄÜ  Art.  6  Zi\)  verfahren  werden  {Borotcikotcski  a.a.O. 

5— tO.  &ordon  m  Art.  6  §  1).  Wird  eine  Klage  mit  einem  behanp- 
teten  Betriii,'  heerründet,  oder  wendet  B<'kla<:fer  einredoweise  Betrug  ein. 
so  ist  damit  für  das  Zivilgericht  noch  nicht  unbedingt  die  Anwendbarkeit 
des  Alt.  6  u^K«  ben ;  der  behauptete  Betrug  brandht  nicht  gerade  der  straf* 
rechtliche  /.ti  sein,  es  kann  ein  ziviln  rlitlii  her  Betrug  vorliegen  (z.  B.  wenn 
die  Absicht  der  Vermögensschädigung  fehlt»,  in  welchem  Falle  eine  Aus- 
setzung des  Verfahrens  bis  zur  Entscheidung  des  Strafgerichts  Uber  den 
behanpteten  Betrug  nicht  stattfindet  (Gor dorn  §  1  zu  Art.  8  ZPO, 
sehen ko  S.  342).  Die  Annahme  des  Gerichts,  daß  zivilrechtlicher  Betrug 
vorliegt,  der  eine  Aussetzung  gemäß  Art.  6  nicht  rechtfertige,  ist  eine 
Tatfrage  und  der  Nachprüfung  dnrch  das  Kassationsgericht  entzogen 
(Borotcikotcski  a.  a  (>  §  7i. 

3.  In  allen  den  Fällen,  wo  eine  strafbare  Handlung  den  Kiagegrund 
bildet,  hat  das  Zivilgerioht  sich  einer  Prflfnng  nnd  Ent«;heidung  Uber  die 
Sti  iftat  üT)(>rhaupt  zti  inf halten,  bevor  das  St raf>rerieht  darüber  geurteilt 
hat.  W  enn  also  der  Zivilrichter  bei  Prüfung  der  von  ihm  zu  entscheidenden 
Sache  findet,  dafi  der  Anspruch  dnrcb  eine  behauptete  Straftat  begründet 
wird,  so  hat  er  sein»'  Tätiirkt-it  zunärlist  t  inznstellen  nn<l  die  Partei  und 
die  Sache  zuvor  an  das  Strafgericht  zu  verweisen  {ßorowikowaki 
a.  a.  0.  §  11).  Ist  aber  eine  Strafverfolgung  wegen  Todes  des  Beschuldigten 
oder  wegen  Ablauf  der  Veriiilinui!|  für  die  Straftat  (Art.  16  StPO)  aus- 
geschlossen, oder  ist  die  Straftat  selbst  nur  auf  AntraL'  vcrfolgbar  (ein 
Antragsdelikt),  s«»  hat  der  Zivilrichter  unmittelbar  Entscheidung  zu  treffen 
{ßorow iküicsk i  a  a  0.       2.').  27  ff.,  cf.  Anm.  2  zu  .A.rt.  7). 

l  An^  tl»  n  zahlrt  ichen  Senatsentsrhfidnngen  über  die  Fratre,  ob  eine 
Straiut  das  K  lagt- Iii ndament  sei  und  daher  Art.  6  ZPli  ^ur  Anwendung 
komme,  seien  folgend«  Beispiele  hervorgeho))en:  a)  Die  Vindikation  einer 
gf  s  t  o  Ii  1  *■  II  e  n  .^achf  kann  vnm  Zivilrichter  er^t  narh  B-  riidi^nng  des 
Strafverfahrens  über  den  bezüglichen  Diebstahl  entschieden  werden  {Boro- 
wikotoski  a.  a.  0.  §  14).  b)  Eine  Alimentenklage  aus  aofier^elicher 
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Schwängerung  kann,  da  die  HuUcrflKli«  hf  Beiwobnung  nach  Art  f^94  des 
rutis.  ätQB  eine  Straftat  darstellt,  vor  Erledigung  des  Strafvcrfiihrtüs  da- 
rüber Dicht  zur  Verbandinng  und  Entscheidung  durrh  den  Zivilrichter 
kommpn  i B o  rotcikotcsk i  a  a.  0.  §  22).  c)  Die  Rückforderung  eines 
Gesclienks  wiegen  Mißhandlung,  Verleumdong  des  Gescheokgebers  durch  den 
Geschenknehmer  (Art.  974  Zinlkod.)  ist  Tom  ZiTÜriditer  onmitteHMur  n 
entscboifirn,  wril  die  Mißhandlung  .solbüt  usw  nicht  Klagegrand  ist,  sondern 
der  Umstand,  daß  sie  sich  gegen  den  üeschenkgeber  richtete  {Borotti-  - 
kowtki  a.  a.  0.  %  20,  Gordon  §  1  xn  Art  8  fflhrt  auch  gegenteilige 
Sniütst'iithclieiilungen  an>.  d)  Der  Einwand,  daß  eine  Wt-rhscluiitcrsrhrift 
nicht  von  dem  Verpflichteten  selbst,  sondern  in  seinem  angeblichen  Aoltng 
▼on  einem  Dritten  geleistet  worden  ist  und  dieser  Dritte  zar  Unterschrift»* 
leistung  keinen  Auftrag  hatte,  kann  zur  Aussetzung  des  Verfahrens  gemäfl 
Art.  ()  ZPO  nirht  fuhren  (hier  liegt  kein  Einwand  der  Fälsrhiiriir  vor) 
{Grebuer  und  Dobrotcolski  No.  218).  e)  Der  Einwand  des  Wuchen 
im  Wcchselprozeß  begründet  (wenn  er  glaubhaft  dargetan  wird.  cf.  Aul 
3  za  Art.  9)  die  Aassetsong  de«  Verfahrens  (a.  a.  0.  14o.  213—215). 

7.  »Der  Klkger  Terliert  das  Recht  nicbt,  seinen  Anspmcb  vor  den 

ZiTilgericht  geltend  zu  machen,  sollte  anch  der  Angdclagte  darch  das  Urtdl 
des  Strafgerichts  für  nicht  schuldig  befanden  worden  sein  -  f  rn  durch  dessen 
Handlang  dem  Kläger  ein  Schadm  nder  nn  Verlast  entstanden  ist.*' 

Anmerkungen: 

1.  Hat  der  Strafrichter  auch  über  den  zivilrechtUchen  Schadens- 
ansprach  Entscheidung  getroffen  nnd  ist  diese  EnAselMjdiiiiff  reciitskräftig 
geworden,  so  lit  ^rt  xinhtrtinpft  eine  res  judicata  vor.  una  eine  emente 
Verhandlung  und  Entscheidung  vor  dem  Zivilrichter  ist  ausget>cLlc!Sät  q 
{Borotoikowski  g  l  xn  Art.  7  ZPO).  Es  macht  hierbei  keinen  Unter- 
schied, ob  der  Schadensersatzanspnjch  ans  dem  Grunde  des  mantrolndfa 
Beweises  über  die  Uöbe  des  Anspruchs  oder  aus  einem  anderen  Grande 
Tom  StraMchter  abgewiesen  worden  ist  (Borowikowski  a.  a.  0.  %  2, 
Gorrfnn  zn  Art.  6^1)  Das  (Ilcirhe  gilt  dann,  wenn  der  ^^chad^ns- 
anspruch  vom  Ötrafricbter  überhaupt  Ubergaugen  ist  und  der  Verletzte  (der 
Kli^er)  das  Drteil,  ohne  es  dnrcb  Rechtsmittet  ansnfechten,  bat  rechtskriUt^ 
worden  lassen  {Gordon  a  a  O.i  Hat  er  aber  das  vorkrosrhrioht-iu'  Kccht.s- 
nüttel  gegen  ein  solches  Urteil  eingelegt,  so  bleibt  ihm  dadurch  auch  sein 
Recht  gewahrt,  seinen  Schadensansprnch  vor  dem  ZiTilgericht  an  veriolgen, 
selbst  wenn  die  höhere  Instanz  die  Übergehung  des  Zivilanspruchs  nicht 
abgeändert  hat   Boroic  ikowski  a.a.O.     8.  Issatschenko  S.  217). 

2.  Nach  Art.  30  8tl'0  ist  die  endgültige  Entscheidung  des  Straf- 
richters !0r  den  Zivilrichter  unbedingt  maßgebend.  Wie  die  Motive  (bei 
Gordon  zu  Art.  5  §  1)  ergehen,  sollte  der  französi« r  chtliche  Grund- 
satz: le  crimittel  iietit  le  civil  en  etat,  le  criminal  empurte  le  civil 
xnr  Geltung  gebracht  werden.  Indessen  ist  der  Zivilrichter  an  die  Bnt^ 
scheidun«.'  dt  s  Sfr.^frichtcrs  nur  hinsichtlich  der  Fragen  gchundt  t» :  oh  eine 
bestimmte  Straftat  begangen  ist,  ob  diese  Straftat  von  dem  Angeklagten 
begangen  und  ob  sie  ihm  in  strafrechtlicher  Beziehung  ansnreehna  irt 
[Hol muten  S.  74i.  Ist  daher  der  Angeklagte  aus  d»m  Grunde  frei- 
gesprochen, weil  die  Begehung  der  Straftat  verneint  ist.  oder  weil 
die  Täterschaft  gerade  des  Angeklagten  als  nicht  feststehend  oder  nidit 
bewiesen  angenommen  worde,  so  ist  damit  fflr  den  Zivilrichter  die  Möglich- 
keit ah.solut  ausj^eschlosson.  diese  l'>H'_'en  einer  ernt  iit< ü  PnifuiiL'  zu  unter- 
ziehen, und  zwar  selbst  dann,  wutiu  iür  die  Tateracüali  ues  Angeklagten 
(des  Beklagten)  neue,  im  Strafverfahren  gamicbt  geltend  gemachte  Beveii» 
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mitt«?l  vorgtbracht  werden  [Bo rowikowski  a.a.O.  7 — 12,  Gordon 
a.  a.  0.  §  1  zu  Art.  6,  §  ö  xu  Art.  7).  Anders  verhält  es  sich  mit  der 
siTilrechtlichen  VerantwortUclikelt  des  Angeklagten  für  die  Folgen  seiner 
Handlang.  Diese  Frage  unterliegt  nicht  der  Entscheidung  durch  den  Straf- 
richter: ist  daher  der  Angeklagte  deswegen  frf-incsprorhfn.  weil  seine 
strafrechtliche  Zurechuuugsfähigkeit.  odt-r  weil  dit  5trufbarkeit  dt-r  be- 
gVDgeneil  Tat  verneint,  oder  weil  die  Verjährung  der  Straftat  eingetreten, 
oder  der  gesetzlieh  erforderliche  Strafantrag  nicht  ^'esttllt  ist.  so  bat  der 
Zivürichter  gemäß  Axt.  7  ZPO  über  die  ßerechtiguag  des  zivil  rechtlichen 
Schadensersatzanspruchs  zu  befinden  (Borowikewski  a.  a.  0.  §  6, 
Issa  tschenko  S.  245  f.,  Gordon  a.  a.  0.\  wnhet  -  r  a1i  r.  wie  erwähnt, 
von  der  tatsächlichen  Feststellung  des  Strafurteils  hiubichtlich  der  Begehung 
der  Tat  settot  und  ihrer  Begehung  gerade  durch  den  Angeklagten  (den 
Beklagten'»  auszntrehen  hat  (Gordon  §8  ^-  4  zu  Art.  7.  T.ss/i  f  che  fi  fco 
S.  22^).  Das  (ileicbe  gilt  im  Falle  einer  Freisprechung  durch  den  Spruch 
der  0«Bditrorenen,  wo  ni«ht  erhellt,  ob  die  Freisprechung  erfolgt  ist,  weil 
die  Täterschaft  dt-«  .\ hl:' Id  i.'ri  n  udtT  die  .'^trafharkeit  (i.-r  UandlOBg  V«r- 
neint  iüt   Gordon  g  4  zu  Art.  7.  IssafsrheH/io  S.  211 

3.  Die  unbedingt  präjudizielle  lied«utting  des  iStraftuteils  für  den 
Zivilrichter  (cf.  oben  Anm.  2)  wohnt  dem  Beschluß  der  Anklagekanuner 
(des  Appellhofs)  über  Einstellung  des  Strafverfahrens  i  Außerverfolgnnpsetznnp; 
des  Beschuldigten)  nicht  inne.  Ein  solcher  B^bloß  der  Anklagekammer 
bindet  den  Zivibiehter  nach  keiner  Richtung  (Borowikowski  a.  a.  0. 
$  la,  Qordon  a.  a.  0.  §  1  sa  Art.  6»  IsaaiBchenko  S.  238). 

8.  «Wenn  bei  der  Yerhandlnng  eines  bOrgerlichen  Rechtsstreits  die 
TatmnitSnde  eine  gesetiwidrige  Handlung  ergehen,  welche  eine  strafrechtüefae 
YwffilgliBg  erfordern,  so  wird  mit  der  Übcrwt  isiiiig^  dieser  Sache  durch  Ver- 
mittelung  des  Staatsanwalts  an  das  Straf^aricht  das  Verfahren  in  dem 
Zivilprozeß  atisL"^*  tzt,  falls  seine  Entscheidung  von  der  Frilfang  des  straf- 
rechtUcben  Umstandes  abhängt.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmung  hier  wie  hn  Art  6  greift  nnr  dann  Plate,  wenn 

die  Entscheidung  ülier  die  Straftat  für  die  Beurteilung  des  Zivilanspnclis 
von  präjudizieller  Bedeutung  ist.  Ist  dies  nicht  der  Fall,  dann  darf 
etne  Avssetanng  des  Yerhihrehs  nfdit  stattfinden  (Barowikowaki  §  1 
zu  Art.  8,  Gor  (Jon  §  1  zu  Art  6,  IsaataeHenko  8.  2071,  239,  cf. 
Anm.  2  zu  Art.  6  und  Anm.  3  zn  Art.  7). 

2.  Der  Gerichtsb^'schluii  über  Aussetzung  des  Verfahrens  erfolgt  von 
Amts  wegen,  ohne  Rücksicht  auf  etwaige  Parteiantrftge  und  selbst  gegen 
thn  Anfrag  des  Staatsanwalts  (Boroicikotcuki  n  a  O  3  und  6, 
Gordon  ^  2  zn  Art.  8)  und  unterliegt  nicht  der  Anfechtung  durch  Kechts- 
mittel  {Borowikowski  a.  a.  0.  §  19,  Goräon  §  II  zn  Art.  8,  losat' 
achenko  S.  256). 

3.  Der  bloße  Einwand  einer  strafbaren  Handlang  (^z.  B.  des  Wuchers) 
begründet  die  Anwendung  des  Art.  8  nicht;  der  Einwand  muti  auch  glaub- 
haft gemacht  werden  \Grtbner  und  JDobroieoUki  Nr.  218—217, 
liiaatschenko  S,  2r>|i 

4.  Die  Wiederaufnahme  des  Zivilverfahrens  nach  beendigtem  Straf- 
Terffthren  erfolgt  auf  Parteiantrag.  Dem  Antrag  muß  eine  Beidieinigung 
Aber  die  Tatsar-he  fli  r  Ri  i  iidigung  des  Strafverfahrens  beiliegen,  worauf  die 
Ladung  der  i'artcien  gcmuii  Art.  687  ZPO  von  Amts  wegen  erfolgt 
{loaataekenko  S.  227  f.). 
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9.  „Alle  Geriebte  sind  verpflichtet,  die  Saclun  Jia«  h  dun  genauen  i^im 
der  geltenden  Gesetze  zu  entscli«  hU  n  und.  im  Falle  der  Unrollständigkeit, 
Unklarheit,  Mangdhiifti^keit  uder  eines  Widerspruchs  in  denselben,  ihre  Snt- 
acbeidung  auf  den  allgemeinen  iSinn  der  Gesetze  zu  gründen.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  auf  den  gegebenen  Tatbestand  gdi6rt 
zu  den  Obliec<  i)lielten  des  Gerirlits  und  nicht  der  Partei.  Drilier  schadet 
es  der  Partei  nicht,  wenn  sie  ein  falsches  Gesetz  anfilhrt.  das  Gericht  hat 
vielmebr  nnbekttnunert  vaa  die  recbttichen  Ansfflbmngen  der  Partei  das 
nach  seiiirr  f'ln  r/.engnng  richtige  Gtsctz  ;inzin\ mden  ilTol ni  tf  )i  156, 
29Ö,  Senatscntscheiduugeu  bei  Borotcikotcski  §  2  zu  Art.  9  ZPO, 
Qordon  §  2a  xn  Art.  9,  IsaatachenJeo  8.  264  und  34).  Auch  die 
Übereinstimmung  beider  Parteien  über  die  rechtliche  Qualifikation  eines 
bestimmten  Rechtsgeschäfts  ist  für  das  Gericht  nicht  maßjebt  nd.  wenn  es 
der  Ansicht  ist.  daü  das  Rechtsgeschäft  andtib,  von  der  Erklärung  beider 
Parteien  abweichend,  zu  beurteilen  ist  \Boroicikou>9ki  a.a.O.  §§3,4). 

2.  Das  Recht  und  die  Pflirlit  des  Richters,  das  Gesetz  zu  interprctiprpn. 
beginnt  erst  da,  wo  das  Gesetz  selbst  unklar,  unvollständig  oder  taangel- 
haft  ist  oder  Widersprttehe  auhreiat  —  d.  b.  wenn  der  snr  Entadiddony 
vorliegende  Fall  im  Gesetze  nicht  vorgesehen  ist  (Sen.-Entsch.  pro  li)')2 
Nr.  Bei  einer  au  sich  klaren  Bestimmung  kann  von  einer  Auslegung 
nicbt  die  Rede  sein;  die  Bestimmung  Ist  dann  ledigllcb  so  anntwendeo. 
wie  sie  allgemein  verstanden  wird  iBo  ro  te i ko  k  s /,  i  a.  a.  0.  §  5.  Gordon 
a.  a.  0.  §  6i.  Der  Senat  hat  hierbei  leitende  (iraudsätze  aufgestellt,  voa 
denen  die  wichtigsten  hier  hervorgehoben  werden:  a)  Eine  analoge  An- 
wendung ist  zulässig  bei  Gleichheit  des  Grundes,  d' i  <  n  im  Ge- 
setze vorgesehenen  mit  dem  darin  nicht  vor^'eseheiieii  Fall  verbindet  (flo- 
rotvikuicski  a.  a.  0.  Ü.  10  und  Sen.-Euibch.  pro  IiHj2  Ni.  ü4,  Gurdon 
n.  a.  O  l  b)  Ei  dar!  nicht  vorausgesetzt  werden,  daß  das  Gesetz  sich 
wiedt  rhitlt,  e«  nml5  vorausgesetzt  worden,  daß  das  Gesetz  nicht  fiherflüsslLre. 

fleichhedeutende  oder  nichts  bedeutende  Ausdrücke  gebrauche  {Borotct- 
owski  a.  a.  0.  7^  Görden  a.  a.  0.  §  ök  c)  Das  spezielle  Oesets 
schließt  das  alliromeinc  Gesetz  ans.  es  niiilj  aber  strikt  intorpreticrt 
und  es  darf  nicht  auf  Fälle  augewendet  werden,  die  im  Gesetze  nicht  vor- 
gesehen sind.  Analoge  Anwendnnfr  ist  beim  Speziatfesetx  aosgescUosMi. 
in>b.  sondere  ist  *  s  d»  in  Ki-  htt  r  nicht  gestattet,  eine  Lilrke  in  einem  iSpezial- 
gesetzc  durch  eine  iSpozialbe^timmung  in  einem  anderen  Gesetze  aoszafUllcn 
{Borowikowaki  a.a.O.  §  8.  Is^atschenko  S.  .S1.S).  Als  Special' 
gesetze  sind  alle  Abgaben-  und  Stcuergesetze  anzusehen  (a.  a.  0  ).  d'  Das 
spätere  Gesetz  derogiert  im  Falle  eines  Widerspruchs  dem  früheren  [Bo- 
roiv i Luicski  a.  a.  <>.  $  11,  Gonlon  a.  a.  0.  §  G;.  ej  Zur  luterpreticrnnjr 
eines  Gesetzes  kann  seine  historische  Entwickelnng  {Isatttsehenko  S  276' 
und  seine  Stellunjr  im  Sfrixf  Sfrh'>//"ir  li»'rangezocren  werden.  Ebenso 
können  die  amtliotien  Motive  als  int.  iprti^tionaiiueile  ditutn.  Bei  einer 
Verschiedenheit  der  Wiedergabe  des  Ciosetzes  im  Stcod  Sakonotc  und  in 
d<  I  V.vUständit'i  II  (n-;rt78aiiiniiung  ist  di*  jt  niiTi  im  Stcod  Sakonotc  ent- 
scheidend ilsautlivhtnko  6.  2GÜ.  Görden  2b,  ö  a.a.O.,  Boro- 
ttikoteski  a.  a.  0.  ^§  9.  21.  26 •.  Ein  vor  Ausgabe  des  Sufod  Sakmm 
(im  Jahr»'  l^^'i)  erlassenes  Ges^etz.  wrlrb^^'^  in  diesen  nicht  aufgenommen 
wurde  und  auch  in  der  Vollstäudigeu  Gesetzsammlong  keinen  Plau  ge- 
funden bat,  ist  von  der  Anwendung  ansgescblossen.  es  sei  dran.  da6  w 
Partei  durch  irenaue  Angaben  von  Datum  und  Inhalt  die  Gültigkeit  eines 
solchen  Gesetzes  dartut  ^liurou  i l:<.tr}<ki  a.  a.  0.  §  22).  Darch  des 
AUerbtichsten  Befebl  vom  12.  ö.  ^  Ktrefieud  die  dritte  Ansfabe  dxtSteM 
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Sakonotc  ist  TOi^peseliriebeii,  da6  »Ile  AnfOlinmgeii  und  Verwdsongen  aal 

die  Gesetze  fortan  aosschlieülich  auf  die  Artikel  des  Swod  Sakotif'tr  zu 
geschehen  haben.  Eine  Ausnahme  bilden  die  Gesetze  betreffend  die  Yer- 
-wultnng  der  geistlichen  Angelegenheiten  der  rechtgläubigen  Kirche,  welche 
in  Kraft  geblieben  sind,  obgleich  sie  keine  Aufnahme  in  den  Sfeod  Sakonow 
gefunden  haben  (Borotcikotesl  i  a.  a  0  §  20,  Gordon  a.  a  0.  ij  2r). 
f)  Auf  den  gegebenen  Tatbestand  ist  dasjenige  Gesetz  anzuwenden,  welches 
snr  Zeit  der  Entstehung  dieses  Tatbestandes  in  Geltung  war;  rttckwirkende 
Kraft  äußert  in  der  Regel  das  Gesetz  nicht,  es  sei  denn,  daß  in  dem  Gesetz 
selbst  diese  rückwirkende  Kraft  ihm  beigelegt  wird  {Gordon  a.  a.  0.  ^  3, 
I»0atsek0nko  S.  219  f.,  Holmat^n  8.  8).  Prozessuale  Oesetse  dagegen 
sind  von  dem  Zeitpunkte  ihres  inkrafttretens  auch  auf  vorher  entstandene 
Tatumstände  anzuwenden  (Gordon  a.  a.  0.  §  2d.  Borowikoicski  a.  a.  0. 
§§  13,  14).  Die  mit  den  prozessualen  Gesetzen  in  Widerspruch  stehenden 
Vorschriften  des  iiiateriellen  Rechts  haben  als  außer  Kraft  gesetzt  zu  gelt». 
Ebenso  sind  durch  die  Einführung  der  Justizgesrtze  '18()4  alle  früheren 
prozessualen  Vorschriften  außer  Kraft  gesetzt.  Die  Bedeutung  einer  Vor- 
schrift als  prozessnale  ist  aber  allein  nach  ihrem  Inhalt  nnd  nicht  nach 
ihrer  Stellung  im  Gesetz  zu  beurteilen:  eine  prozessuale  Vorschrift  behält 
diese  ihre  Bidontung  auch  wenn  sie  im  Zivilkodex  enthalten  ist  {Boro- 
tcikowak I  a.  a.  0.  14,  IG.  Gordon  a.  a.  0.  §  3)  und  umgekehrt.  Die 
Bestimmungen  über  die  Verjährung  sind  nach  den  letzten  Senatsentseht  idtingen 
matrriellen  Rechts  Bo  i  <t  ir  i k  o  ir  sk  i  a.  a.  O.  I.")).  ir  Für  das  \'erfahren 
vor  den  Handelsgerichten  bildet  die  Handilsprozeßordnung  {^ütcod  SakotUfW 
Band  XI  Teil  2  Ansg.  190S)  die  Omndlage.  Wo  aber  in  dieser  nichts 
anderes  bestimmt  ist.  bleiben  die  Normen  der  ZPO  auch  hier  maßgebend 
{Gordon  a.  a  O.  ?  fi.  Borowikuwski  a.a.O.  §  17).  Die  Konktirs- 
sachen  gehören  zur  ZustiindiL'keit  der  Handelsgerichte  (die  Konkursordnung 
bildet  das  dritte  Buch  der  Handelsprozeßordnung  ~  Artt.  384—549.  cf.  die 
Konkursordnung  des  \'erf  in  der  Zeitsclir.  XV  ?>\  11^  .  \\'o  wW-x  Handels- 
Kerichte  nicht  besteben,  werden  die  Konkurssachen  von  den  ikzirksgerichten 
behandelt:  aber  aaeh  fttr  diese  bleiben  in  diesem  Falle  die  Bestimmungen  . 
der  IlandelsiirozcßordnuMLr  nian^^-lx  nd  B <>  r  otcikotcsk i  a  a  >^  18). 
hj  Die  von  den  Ministern  in  den  Grenzen  der  ihnen  hierzu  verliehenen 
Machtbefugnis  erlassenen  oder  bestätigten  Vorschriften.  Tarife  u.  dergl. 
haben  Oesetoeskraft  (Gordon  a.  a. 0.  §  7i;  sonstige  Ministerialverordnungen 
entbehren  der  gesetzlichen  Kraft  a  a  <  >  5*  7  IT.  Ts  so  i schenkte  S.  280). 
So  ist  durch  Allerhöchst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  vom  31.  5.  72 
dem  Finanzminister  die  Befugnis  gegeben,  aas  eigener  MachtToUkommenbeit 
die  Stafntrii  der  bestehenden  Kreditanstalten  auf  der  in  dieser  Staatsrats- 
resolution gegebenen  Grundlage  zu  ändern.  iSolche  Ministerialverordnungen 
werden  dann  in  derselben  Weise  wie  andere  Gesetze  publiziert  (sie  werden 
zu  diesem  Zwecke,  wie  jedes  Gesi  tz.  bei  dem  ersten  Departement  dM 
Regierenden  Senats  eingereicht,  welchem  es  oMiet^.  zuerst  die  Verordnung 
auf  üire  Hechtsgiiltigkeit,  d.  h.  ob  sie  innerhalb  der  Grenzen  der  dem 
Ifinister  verliebenen  Macfatbefagnis  erlassen  ist.  sn  prflfen  und  alsdann 
die  Pnblikation  durch  Abdruck  in  seinem  Or^an  —  Sammlung  der  Gesetze 
und  Verordnungen  der  Regierung  —  anzuordnen  hat)  gemäß  Artt.  62  uud  ü3 
der  Staatsgrundgesetze  Stcod  Sakonow  Band  I.  Nach  ihrer  ordnungs- 
mftfiigen  Publikation  haben  solche  Ministerialverordnuntren  wie  andere  Ge- 
ßf»tze  zu  gelten  {Bor  o  tr  i  I:  n  ir  s  k  i  a  a  f>  §27).  ii  Allerheichst  bestätigte 
Gesellschaftssiatuteu  haben  Ge!>elzeskralt:  dagegen  haben  die  Statuten 
einer  aoslindlschen  in  Rnfiland  opmerenden  Gesellschaft,  welche  nicht  anf 
p:i  sefzerelKrischem  Wejre  bestätigt  sind,  mir  die  Bedeutung  eine^  Vt  rtrages 
{jBorowikoicski  a.a.O.  §  28,  Gordon  ^  7  a,  a.  O.,  I^^sa  t  tichcnko 
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S.  280).  Zur  Auslegung  der  Statuten  von  Aktiengesellschaften  können  die 
Statuten  anderer  gleichartiger  Aktiengesellschaften  herangezogen  werden 
[Borowikoicaki  a.  a.  0.  §  28^).  Die  in  emem  i'^peziutfall  erguigme 
Allerhfichst  bestätigte  Meinung  des  Staatsrates  hat  die  B.  dentnns  pjn*>« 
allgemein  geltenden  Gesetzes  nur  dann,  wenn  ihr  diese  Bedeutung  dann 
ansdrAcklich  sngeeignet  ist  (Borowikowaki  a.  a.  0.  $  SS). 
Die  Plenarentscheidungen  des  Regi«  rc lultn  Senats  in  Gi  niilüheit  des  Art  2nl»i 
des  Grerichtsverfassttngftgesetzes  {JSicQd  Sakimoto  Bd.  XVI  T.  1;  haben  als 
aittlientiMilie  Iiitiarpretatloii Oeaetoeskrafl {lasattehe nko  S. 281).  k) Wegen 
des  (•«  wohnht  itsreclita  sind  Art  130  ond  die  Anmerkongen  zu  demselben 
2a  vergleichen. 

10.  ,Bt  ist  verboten,  die  Entscheidung  in  einer  Fache  zu  unterlassen 
unter  dem  Vons'andc  der  Unvollstiindigkeit.  Tnlv-krheit,  Mangelhaftigkeit  o  i'  r 
des  Wi(lpr!?pnichs  im  Gesetze.  W  egen  Verletzung  dieser  Vorschrift  verlalleD 
die  Schuldigen  der  Verantwortung  wie  für  lUf hisverweigerung.* 

Anmerkung: 

Das  Gericht  ist  unter  allen  Umständen  verpflichtet,  den  m  wntt 
Entscheidung  gebrachten  Fall  auch  zur  Entscheiduncr  r.rx  bringen.  Ist  der- 
selbe in  dem  Gesetze  nicht  vorgesehen,  so  muü  es  auf  dem  Wege  der 
OeseUerinteipretation  zur  BotscEeidiing  gelangen  <cf.  die  Anmerkungen 
aom  vorstehenden  Art.  0'. 

Wie  die  bei  Gor  da  n  zu  diesem  Artikel  angeführten  Motive  ergeben, 
lit  die  BMÜmmnng  dieses  A^kela  durch  die  bis  zur  Einftthrnng  der  Justiz- 
gesetze vom  20.  11.  ()4  herrschenden  unhaltbaren  Zustande  in  der  Recht- 
sprechung hervorgerufen  worden;  früher  kam  es  häutig  vor,  daß  die  üe- 
richte  einen  m  ifafer  Entscheidung  gebrachten  Falt  nicht  entscheiden  weNten, 
unter  dem  Vorü'el'en,  es  sei  kein  Gesetz  v<;rlianden.  tinfer  welches  der  ge- 
gebene Fall  zu  bringen  wäre.  Oder  die  Gerichte  erbaten  eine  Aufklärung 
Tom  Senat.  Dem  soll  der  Art.  10  yorbengen. 

11.  -Bilrgerlielie  rieelnsangelegenheiten  unterliegen  einer  Entscheidong 
ihrem  Wesen  nach  nur  in  zwei  gerichtlichen  Instanzen." 

Anmerkungen: 

1.  Der  Kassationsweg  (beim  Regierenden  Senat)  bleibt  unbeschadet 
der  Bestimmung  des  Art.  11  ZPO  grundsätzlich  für  alle  bürgerliche  An- 
gelegenheiten offen.  Denn  die  Kassationsbeschwerde  hat  keine  I*rüfuDg  ond 
Entscheidung  der  Sache  ihrem  Wesen  nurli  d.  h.  in  tatsächlicher  Besichuiv 
zur  Folge,  sondern  sie  hat  sieh  ausschlielilich  auf  eine  Prüfung  der  recht- 
lichen .Seite  der  ü>ache  zu  beschränken  -  Art.  7U3  ZPO).  Das  Rechtsmittel 
der  Kassation  ist  daher  als  eine  , gerichtliche  Instanz"  im  Sinne  des  obigen 
Artikels  11  nietit  anzusehen  {Borowikoweki  §  1  zu  Art.  11  ZPO, 
Isaatache  nko  S.  31 H  f.). 

2.  Die  Bestimmung  des  Art.  11  sowie  der  folgenden  Artikel  12  ff.  ist 
nicht  nur  ;uif  bürgerliche  Rerlits  Streitigkeiten  beschränkt,  anrb  andere 
Kechtsangelegenheiten  auf  dem  Gebiete  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit 
fallen  unter  diese  Bestimmung.  Bs  ist  daher  gegen  alle  geriditlicheB  Est- 
scheidnngcn  in  der  Regel  das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  gegeben,  wenn 
die  Ent.scheidung  nicht  in  Form  eines  Urteils  ergangen  ist,  wo  die  Appellation 
(Berufung)  das  richtige  Bechtsmittel  ist.  So  sind  auch  die  Verfügungen 
des  Vorsitzenden  des  Bezirk sjzerichts  der  Anfechtung  durch  Beschwerde  an 
den  Appellhof  unterworfen,  weil  sonst  eine  endeüUige  Entscheidung  in 
einer  Instanz  vorliegen  würde  [Boi  utcikowski  a.  a.  0.  §§  3  und 
QordoH  §  2  SU  Art.  11). 
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12.  ^Eine  gerichtliche  Angel^nheit  IcaiiB  ibrem  Weaeo  nach  nicht  sni 

EnUcheidung  durch  die  höhere  Gf  richtsinstanz  gelanj^^en.  wenn  sie  nidit  doich 
die  niedere  (natergeerdnete,  d.  Ü.)  entschieden  worden  iet." 

Anmerkungen : 

1.  Wegen  des  AusUmcks  ßechtsangelegenheiten  cf.  Aum.  2  zum  vor- 
ttdienden  Art.  11. 

2.  Die  Appellationsinstanz  darf  in  du*  If;iui)tsache  nicht  erkennen, 
wenn  die  erste  Instanz  lediglich  die  Fnisc  der  Zuständigkeit  entschieden 
hat.  Hat  die  erste  Instanz  die  Kla^e  uhgewiesen,  lediglich  aus  dem  Grunde, 
weil  es  sich  fflr  unzuständig  oder  den  Rechtsweg  für  ausgeschlossen  (weil 
die  Sache  znr  Zuständigkeit  der  Verwaltungsbehörden  gehört)  erklärt  hat, 
so  hat  die  Bernfongsiustanz  Appellationsinstanz),  falls  sie  das  erste  Urteil 
anfheht  in  der  Saclte  aelbet  nidit  zn  erkennen,  sondem  aie  snr  anderw^tig^ 
Entscheidnng  in  die  erste  Instanz  zurückzuverweisen  {Issa tschenko 
S.  331,  Boi  otoikowski  §  1  zn  Art.  12,  Qgrdon  §  1  zu  Art.  12).  In 
gleicher  Weise  ist  ta  yerrahren,  wenn  int  Yersftiimnimrfaliren  (bei  Ab- 
wesenheit des  Beklagten)  die  Pasudvlegitimation  in  erster  Instanz  flUschlieh 
als  darL'etan  erachtet  wurde  (was  auch,  ohne  Einsprnrh.  in  der  Berufungs- 

•  instanz  gerügt  werden  kann),  oder  wenn  die  Maxime-  des  rechtlichen  Gehörs 
verletzt  wurde,  d.  h.,  der  Belclagte  garnicht  geladen  war.  In  allen  diesen 
Füllt  n  TtiuÖ  —  in  den  letzteren  Fällen  jedocli  auf  Antrag  —  Zurück- 
verweisung in  die  erste  Instanz  erfolgen;  ohne  daß  in  der  Sache  selbst 
erkannt  werden  darf,  damit  der  Partei  nicht  eine  Instanz  rerloren  gehe 
{Borotcikowski  a.  a.  0.  §§  25,  4H,  46  zu  Art.  4  ZPO).  Überhaupt  hat 
der  Senat  auf  erhobene  Kassationsbesrhwerde  hJiufij;  den  Gnindsatz  aus- 
gesprochen, daü  stet^j  dann  eine  Zurückverweibiing  in  die  erste  Instanz  zu 
erfolgen  habe,  wenn  bei  Verletzung  einer  wesentlichen  Formvorschrift,  ins- 
besondere bei  prozeühindernden  Einreden,  eine  Entscheidung  in  der  Sache 
selbst  von  dieser  noch  nicht  getroffen  ist  {Borotcikowski  a.a.O.  §  2 
WH  Art  12.  §§  2,  d  sn  Art.  5.  §  4  zn  Art.  6  ZPO,  Issataehenko 
8.  SSSff. 

3.  Eine  Widerklage  kann  in  der  Benifnnfrsinstanz  nicht  erholten 
werden;  wird  sie  erhoben,  so  bleibt  sie  unbeachtet  \^/.v«a/«cÄenA<;  .S.  Ü^i^i, 
334).  Ist  al>er  die  Widerlclage  in  der  ersten  Instanz  eriioben,  so  hat  die 
Berufungsinstanz  über  dieselbe  Entscheidunfi  zu  treffen,  sollte  auch  der 
Anspruch  der  Widerklage  von  der  ersten  Instanz  übergangen  sein  ißoro- 
teikoufski  a.  a.  0.  §  9  sa  Art.  12,  Gordon  §  2  a.  a.  0.).  Bbenso  findet 
keine  Zurückverweisung  in  die  erste  Instanz  statt,  wenn  einer  von  mehreren 
in  erster  Instanz  geltend  pemarhten  Ansprüchen  überfraTifren  ist  (Bn  ro- 
te ikotcski  a.a.O.  ä  7,  Gor  dun  a.a.O.,  Issa  tschenko  6.  33^1.). 

4.  Die  Yerletaang  der  hier  in  Frage  kommenden  Vorschriften,  ins- 
besondere  der  Nichtzurückverweisung  in  die  erste  Instanz,  wo  eine  solche 
erforderlich  ist,  gibt  einen  Kassationsgrond  {Issatschenko  S.  336,  VII). 

13.  ,Bel  allen  Handlungen  der  Gerichte  im  Verfahren  in  bttigerlichen 

Rechtsangelegenheiten  ist»  mit  Ausnahme  der  im  Gesetze  ausdrilcklich  be- 
zeichneten Fälle,  die  Anwesenheit  der  Parteien  und  drittor  Personen,  Sowie 
die  Abgabe  Ton  mttndlichen  ErkMnm^ren  dnrrh  die  Parteien  ralftssig.* 

A  n  ni  e  r  k  u  n  l'  *•  n  : 
1.  Die  Verletzung  der  B(  lUniiuungtu  Ucö  Art.  13  ist  Kai»:>utionsgrund. 
Die  Partei  moB  xn  mUndlii  hni  Erklärungen  verstattet  werden,  selbst  wenn 
sie  ihr  Vorbringen  schriftlich  eiii'jt  n  irhf  liat  ilioran-  iknrrsl-i      1.  3,  5 
za  Art.  13  ZPO).   Ist  der  Partei  die  Verlesung  ihres  Vorbringens  aus 
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einem  Schriftstück  gestattet,  so  kann  sie  in  der  KassationshesrhweHe  nicht 
rUgen,  liaU  äie  zum  iiiiindliihen  Vortrug  nicht  vcrstattet  wuidcu  ist 
(a.a.O.  §  5.  Gordun     2  zu  Art.  18.  Issatschenko  ^.  34öi. 

2.  Auch  \w  wn  drts  G»  rieht  die  Sache  ilnrch  die  Schrift siitze  für  voll- 
Ständig  aufgeklärt  erachtet,  muß  es  die  Partei  za  mündlichen  ErkiämngeB 
▼erstatten  (Borowikowaki  a.  a.  O.  g  2  tn  Art.  838,  Gordon  §  2 
a.  a.  O  ),  mul  t-s  hat  selbst  pflichtgemäß  mflndlicho  Erkiäninfrrn  vnn  der 
Partei  zu  verlangen,  falls  eine  Aufklärung  über  diesen  oder  jenen  Pookt 
erfoTderlieh  eracbeint  {Artt.  175,  836,  386  ZPO). 

3.  In  dem  Art.  13  ist  der  Grundsatz  der  Mündlichkeit  und  (Iffentlicb- 
keit  für  die  Verhaiidlunc^en  im  Zivilprozeß  zum  Ausdruck  tit  bracht  (Motive 
bei  Gordon  ^  \  zum  Art.  13,  Holms ten  .S.  III).  Der  Grundsatz  der 
kontradtktot  isriK  n  Verhandlanff  findet  nicht  allein  in  diesem  Art.  13.  sondem 
an  ander«  n  St  Ihn  d«»  Qesetses,  und  awar  in  den  Artt  173^  329,  338,  168 
seinen  Ausdruck. 

14.  .In  allen  vor  den  Gerichten  j.n  verhandelnden  Sachen  sind  die 
Part«  ien  iierechtigt,  eich  Tor  Gericht  durch  BeTollmächtigte  vertreten  n 
lassen.'^ 

Anmerkungen: 

1 .  Neben  dem  BeToIlmIchtiften  ist  die  Partei  selbst  vor  Gericbt  ta 

ersrhiMnen  berechtigt,  und  sie  muß  dann  mit  ihn  ii  Erklärungen  L.'<!ulß 
Art.  la  ZPO  gehart  werden  ißorowikowski  §  48  zu  Art  4,  Gordun 
^  2  zu  Art.  14). 

2.  Über  die  ProxeBbeTollmilclitigten  sind  die  Artt.  44—00.  846-255 
ZPO  zu  vergleichen. 

16.  «Mehrere  an  der  Yerbandlnng  einer  Sache  beteiligte  Kliger  eder 
Beklagte  können  einxetn  ihre  Rechte  vor  Gericht  walimebmen  oder  dieses 
Recht  einem  gemeinaohaftlichen  BevoUmichtigten  flbertiagra.* 

Anmerkungen: 

1.  Der  Prozeßbevollmächtigte  mehrerer  Personen  inverschiedenen 
Sachen  hat  von  jedem  einzelnen  Machtgeber  eine  besondere  VoHinsdit 

beizubringen;  sind  aber  die  mehreren  Personen  Partei  in  einer  Sache,  so 
genügt  es,  wenn  die  eine  V'^ollmacht  von  allen  Machtgebern  unterschriebeii 
ist.  Ihrem  Wesen  nach  ist  aber  auch  die  letztere  Vollmacht  nichts  anderes 
als  eine  Vereinigung  mehrerer  Vollmachten  in  einer  gemeinschaftlichen 
Urkunde,  deshalb  wird  durch  das  Erlöschen  der  Vullmacht  für  die  eine 
Person  ihr  Bestehen  für  die  übrigen  Machlgcber  nicht  berührt  {Borowi- 
kowaki §§  1,  3  an  Art  15,  Issatgekenko  S.  860  IX,  &ordon  §  3 
an  Art.  löi 

2.  Über  die  Unzul&seigkeit  der  Verbindung  mehrerer  Kiagefonlenmgeo 
ans  verschiedenen  Fundamenten  In  einer  Klage  sind  iürt.  268  ZPO  mid 

die  Anmerkungen  zu  demsi  Ihen  zu  vergleichen:  es  mnß  jeder  lusonder» 
fundamentierte  Anspruch  in  <  iner  besonderen  Klage  geltend  gemacht  werden. 

3.  Über  Wirkung  der  yruzctisualen  Handlungen  einzelner  zu  einer 
Partei  gehörenden  Personen  cf.  Artt  118,  483,  724,  766. 

16.  ^Alle  Handlun^^en  in  Hechtsangelegenheiten,  von  denen  in  dieseui 
Gesetze  die  Rede  ist,  können  nicht  nnr  von  den  Parteien,  sondern  auch  tob 
iliren  BevoUm&chtigten  voi^ommen  werden,  ansgenommen  lediglieh  die  FiU^ 
welche  das  Qeseta  ansdraddieh  hiervon  aussehliefit* 
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A  n  m  e  r  k  a  n  g  e  D : 

1.  cf.  oben  Anm.  1  and  2  zu  Art.  14.  Der  Art.  16  bringt  den  Grund- 
Mtz  der  Zulässigkeit  der  Parteivertretung  in  alleit  bflbrgerlichen  Rechts- 
angelegenheiten  zum  Ausdruck  (Motive  bei  Gordon  zu  Art.  16' 

2.  Gewisse  Handlungen  können  ihrer  Natur  nach  nur  von  der  Partei 
Torgenommen  werden,  so  s.  B.  die  Leistang  dnes  Esitelddes,  olme  dafi  das 
G«  !M  tz  aui,(1rü(  klich  sie  von  der  Yorsehrift  des  Art.  16  aosDimmt  {laaat- 
schenko  352). 

17.  , Jeder  wird  fUr  fähig  erachtet,  sein  Becbt  vor  Gericht  zu  suchen 
und  zu  verteiditrcn :  die  Ausnahmen  von  dieser  Bestimmong  sind  in  den  nach- 
stehenden Artikeln  angegeben." 

Anmerkung: 

Anslftnder  sind  in  gleicher  Weise  prozeBffthig*  wie  Inlinder  (cf.  Art.  234 

nnd  die  Anmerkuii^'cn  zu  demselbenV  Die  TJestimmuii«^  ist  (Uiii  Art.  691 
Zivilknd.  (und  Artt  10  17  des  Vollstreckungsgesetzes  iitcud  Sakonow 
Bd.  XVI  T.  2)  entnitiniuen  und  verallgemeinert  (Motive  zu  Art.  17). 

18.  .Di<  jenigen,  denen  alle  ötandesrechte  aberkannt  sind,  kfhinen  von 
dem  Zt'itpunktt'  der  Mitteilnnj?  des  j?erichtlichen  Pfteils  darüber  an  sie  die- 
jenigen Rechte,  die  ihnen  aberkannt  sind,  vor  Gericht  weder  suchen  noch 
▼erteidigai.'' 

Anmerkung: 

Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nur  auf  die  Personen,  denen  alle 
Standesrechte  al)erkaniit  sind,  nicht  aber  auf  solche,  denen  die  besündorcn 
Rechte  ihrer  ir'erson  oder  ihres  Standes  aberkannt  sind;  die  letzteren  be- 
taalten Ihre  FrozeßfiUiigkeit  wie  ihre  Handlangsffthigkeit.  Die  Aberkennang 
aller  Standesrechtc  hat  die  Vcrtirlenung  zum  Tode,  zur  Zwatiirsarbeit 
and  zur  Verbannung  nach  Sibirien  und  dem  K.aukasus  notwendig  zur  Folge 
{Gordon  §  B  zu  Art.  18,  lasatschenho  8.  394).  Die  Aberkennung 
aller  Standesrecht«  kommt  nach  Artt.  22  —28  des  StGB  dem  bfl^rliclien 
Tode  gleich  and  löst  selbst  die  Ehe  und  alle  Famiiienbande  auf. 

19.  ,Alle  diejenigen,  die,  sei  es  wegen  NichtvolljKhrigkeit,  sei  es  wegen 

geistiger  oder  physisdter  USngel,  nnter  Vormnndscliaft  stehen,  werd^  als 

Kl&ger  oder  Beklagte  von  ihren  Eltern  oder  Vomittndeni  vor  Oexicht  vertreten.' 

Anmerkungen: 
1.  Die  Eltern  haben  nicht  ipso  jure  die  Befugnis,  ihre  minderjährigen 
Kinder  flberhanpt  nnd  insbesondere  vor  Geridbt  sn  vertreten  (im  fSUle  die 

Kinder  be^^onderes  Vermögen  besitzen).  Die  Vertretungsbefugnis  haben  sie 
erst  nach  ihrer  Bestätigung  als  Vormund  durch  die  zuständiire  Vnrmiind- 
schaftsbehörde  (cf.  Anm.  1  zu  Art.  20).  Eine  Ausnahme  hiervon  bildet  der 
Fall,  wenn  das  Interesse  des  Minderjährigen  die  Vornahme  einer  unauf- 
schiebbaren Rechtshandlung  erheischt,  oder  wenn  fiber  den  Minderjährj^en 
eine  Vormundschaft  noch  nicht  eingesetzt  ist;  hier  sind  die  Eltern  auch 
r  or  ihrer  Ernennung  xnm  Vormnnd  vertretnngsbereehtigt  iBorowikowaki 
§  2  zu  Art  19.  IssatscJienko  S.  405  f.).  Die  Eltern  nnd  Personen, 
welche  durch  letztwillige  Verfügung  zu  Vormündern  von  Minderjährigen 
eingesetzt  sind,  haben  die  Vertretungsbefugnis  für  die  von  ihnen  Bevor- 
mundeten anch  vor  ihrer  Bestätigung  in  ihrem  Amte  als  Vorarand  durch 
die  VurTnnndschaftsbehörde:  sie  müssen  aber  diese  Bestätigung  unverzUdich 
nachsuchen  [ßorutcikowski  a.a.O.,  GordoH  §  Ib  zu  Art.  lUj.  Die 
voD  den  Eltern  dagegen  dnrch  Testament  ernannten  Vormttnder  können  in 
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ihre  vurniundsf  haftlichen  Fuuktiunen  erst  nach  ihrer  Bestäti^mnL'  in  diesem 
Amte  durch  die  Vormundschaftsbehttrde  eintr«  t(  n  Ii  <ri/  in  h-otrski 
§  3).  Doch  können  anch  sie  in  wnaufschiebbaron  1-^  UI'  t.  die  Rechte  d« 
Bevormundeten  ohne  Rücksicht  auf  die  Bestätigung  Mahrnehmen  {Gordo» 
a.  a.  0.  §  2).  FUr  die  bäuerliche  Bevölkerung  ist  eine  formelle  BcsUUägiiBg 
des  Vorniundes  durch  die  Behörde  gesetzlich  nicht  erfordert  (Bormrikowaki 
a.  a.  0.,  Goräon  a.  a.  0.).  In  den  Gouvernements  Tschemigow  und  Pol- 
tawa  hat  der  Vater  das  Recht,  das  Minen  minderjährigen  KJadem  n- 
gefallenc  Muttererbteil  als  Vormund  zu  verwalten  ohne  die  Verpflichtung 
der  Rechnungslegung  (Art.  2dh  Zivilkod.).  Dieses  Recht  des  Vaters  hört 
mit  der  Erreichnnp^  der  Volljährigkeit  bei  den  Kindera  m&nnlicben  Ge- 
schlechts nnd  hei  den  Kindern  weiblichen  Geschlechts  mit  deren  Verhcirafunfj 
von  selbst  auf.  Damit  hört  auch  sein  Hecht  auf,  seine  Kinder  Tor  Gericht 
SU  vertreten  {Borotoikoteaki  a.  a.  0.)- 

2.  Das  Gericht  Icann  neben  dem  Vater  noch  einen  anderen  Vormund 
ernennen,  wenn  es  als  den  Interessen  des  Minderjähripren  ffJr  förderlich 
erachtet;  es  kann  auch  den  Vater  als  Vornmnd  absetzen  {Borotci- 
kütcski  a.  a.  0.  §  2).  In  diesem  Falle  wie  ii])erhaupt  in  dem  Falle  des 
Vorhandenseins  mehrerer  Vormünfi'T  '^teht  das  Vertretnngsrccht  allen  V<>r- 
mUndi-ru  gemeinsam  zu,  sie  können  nur  alle  zusammen  klagen  und  ver- 
klagt werden  Is  sataehenko  S.  414).  Ist  aber  jeder  Vormund  für  einen 
hrsonderen  Verwaltungszwcig  ernannt,  oder  ist  der  eine  Vormund  für  die 
Person,  ein  anderer  für  das  Vermögen  des  Minderjährigen  ernannt,  so  bat 
jeder  Vormund  innerhalb  der  ihm  angewiesenen  Tfttigkeitssphlre  allein  das 
TpUe  Vertrctnnirsrecht  {Gordon  a  a  0  ^  M.  Bo  ri<  iv  ikntcski  ^ 

3.  Die  Minderjährigkeit  hört  nach  russischem  Recht  mit  der  Erreichung 
des  17.  Lehentjahres  anf  (Art.  220  Zivükod.).  Vom  17.  bis  zum  21.  Lebcas' 
jähre  besteht  die  NichtVolljährigkeit  mit  beschränkter  Verfügungsfrihi<,'kt'it. 
d.  h.  der  über  17  Jahre  alte  Nichtvolljährige  kann  über  seine  im  Verkehr 
befindlichen  Kapitalien  nicht  selbständig  verfügen,  ebenso  keine  Ust^en 
Verträge  eingehen;  er  bedarf  hierzu  der  Genehmigung  seines  bestelltM 
P  f  1  (•  fr  0  r  s.  Im  übrigen  ist  er  handlungs-  nnd  prnzeßfähiir  fZivilkod.  %■  a.  0.). 
Mit  l{echt  weist  Issa tschenk o  S.  404  t.  darauf  hin,  daii  die  Vermögens- 
verwaltung, wozu  der  Siebzehnjährige  unbeschränkt  fähig  ist,  auch  die  Ein- 
gehung lästiger  Verträge  notwendig;  zur  Fulue  haben  muß,  die  Beschrrmkung 
der  Verfügungsfähigkeit  also  gar  nicht  durchführbar  ist.  Mit  der  Erreichung 
des  17.  Lebensjahres  hört  somit  auch  die  Vormundschaft  auf:  der  Siebzehn* 
jährig."  k  um  seihst  vor  Gericht  auftreten,  er  kann  selbst  klagen  und  ver- 
klagt werden  {ßurowikowskt  a.  a.  0.  ä§  ö,  6,  Gordon  a.  a.  §  ^i« 
Dies  ist  jetzt  der  Standpunkt  des  Senate  nach  voranfgegangener  Schwanku^ 
{Uaatschenku  S.  400 f.). 

4.  Das  Gericht  ist  nicht  befugt,  das  materielle  Vertretungsrecht  des 
Vormundes  zu  prüfen,  solange  er  formell  als  Vormond  bestellt  St  nud  ihn 
die  Vormundschaft  durch  die  zuständige  Behörde  lüdlt  entiOgen  itt  (fi^f' 
don  a,  a.  <>.  §  4,  Bot  otcikutc.ski  a.  a.  (».  §  4). 

h.  Die  Vormündi  r  für  Geisteskranke  oder  mit  physischen  Gebre*^ 
Behaftete  (Stumme.  Taubstumme)  sowie  für  unbekannt  Abwesende  steben 
den  Vormilndeni  für  Minderjährige  gleich  i  B  <i  t  n  ir  i  k  ntr  sk  i  a.  a  0. 
19,  Issatschenko  S.  4lU;.  Der  AbwesienLtilsvoiuiuuü  hat  nur  das  üec^t, 
das  vorhandene  Vermögen  des  Abwesenden  zu  erhalten,  er  darf  aber 
z.  B.  eine  dem  Abwesenden  angefallene  Erbschaft  nadunchen  \BoW9^^' 
kow»ki  a.  a.  0.  §  19,  Gor  don  a.  a.  0.  ^  14). 

6.  Oeisteskranke  nnd  mit  physisch«!  Gebrechen  behaftete  PecM^tf 
verlieren  ihre  (Handlungs-  und)  Prozetifähigkcit  erst,  wenn  sie  unter  Vor- 
mundschaft gestellt  sind  (ötumme  und  Taubstumme  erhalten  dnen  Vor  JQt^'^' 
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■wenn  sie  ihre  OedaTikon  und  ihn-n  Willen  nicht  ansdrttckt-n  können  i  Art  MMl 
Zivilkod.},  nnbescbadet  jedoch  ihres  Rechts,  ihre  Unzurechnungsfähigkeit 
«ach  fldioii  frflber  m  bewdseD  und  die  in  dem  ZnstMide  der  Uttsarechnuiigs- 
fäliigktit  von  ihnen  vorgenummenen  Rechtshandlangen  als  für  sie  un- 
rerbindlich  anzufechten  (Boroioikowaki  a.  a.  0.  §  Id,  Gordon  a.  a.  0. 
%  8,  Issatsclienko  S.  4Ö9K 

7.  Der  BeTormiuidet«  wird  in  allen  Beziehungen  von  seinem  Voimiind 
vertreten,  seine  eigenen  Handlungen,  z.  B.  ein  cerichtliches  Anerkenntids 
sind  selbst  dann  rechtsunverbindüch,  wenn  ihnen  auch  der  Vormund  su- 
stimmt  (Borowikotoaki  a.  a.  O.  §  11^  Oordon  a.  a.  0.  §  6).  DieRecbte- 
handlungen  des  Vormundes  hehalten  ihre  Wirksamkeit  auch  nach  seiner 
Absetzung:  so  behält  eine  von  ihm  erteilte  Vollmacht  ihre  Gültigkeit,  bis 
sie  nach  Art.  2330  f.  Zivilkod.  aufgehoben  ist.  Die  Rechtsgeschäfte  des 
Berormundeten,  die  ihm  nur  Nutzen  bringen,  sind  gültig  auch  ohne  vor» 
mundschaftliche  Genehmijiuntr  Onrdon  a.a.O.  §  (i).  Ist  der  Vi.rnuind 
seibat  als  Partei  am  Prozesse  beteiligt,  dann  muü  ein  Pfleger  ad  hoc  be- 
stellt werden  {Borowikowski  a.  a.  0.  §  8,  Isaatsehenko  S.  428). 

H  Die  zivilrechtliche  Verjfthruniisfrist  (von  10  Jahren)  läuft  nach 
Art.  6i^4  Beil.  Zivilkod.  nicht  während  der  Minderjährigkeit  (selbst  wenn 
der  Minderjährige  einen  Vormund  hat,  Borow ikowski  a.  a.  0.  14). 
Diese  Vorschrift  Uber  das  Ruhen  der  Verjährung  für  Minderjährige  tindet 
auf  die  Fristen  der  Zivilprozeßordnung  keine  Anwendung  {Boroicikotcaki 
a.  &.  0.  §  13,  Gui  doH  a.  a.  0.  %  6,  Issat sehen ko  S.  424). 

20.  .Wt  tren  Verschwendung  unter  Vonnmidflchait  gestellte  Personen 
verlieren  das  Recht  nicht,  sich  vor  Gericht  zu  vertreten;  sie  sind  jedoch 
V('r|>t1ichtet.  von  jeder  anhängig  M'erdenden  Sache  die  zuständige  Vonnund- 
iscbaH.sht  hörde  in  Kenntnis  zu  setzen.  Autierdem  können  sie  ohne  Zustimmung 
ihres  Vormundes  keinen  Bevollmächtigten  wählen,  einen  Rechtsstreit  durch 
Vergleich  nielit  lieenden^  Tor  Gericht  keinerlei  Zugestlüidnisee  machen,  wegen 
Fftlflchnng  einer  Urkonde  keine  Klage  erbeben  and  deswegen  nicht  Terklagt 
werden.* 

Anmerkungen: 

1.  Als  Vormundschaftsht liörden  sind  für  minderjähriue  Kinder  von 
erblich  Adligen  „adlige  Vormundschaftebehörden''  und  für  uichtadlige 
Hinderjftlirige  ,  Waisengerichte'  eingesetzt  (Artt.  233,  834  Zivilkod.)*  Diese 
Vonnundschaftsbehörden  haben  administrativen  Miaraktar  und  sind  der 
QouvernenicTitsverwaltnnL'  mit*  i*stellt       a  O  Art  'it'h 

2.  hntgtgcn  ötjinen  Ixuiieren  Entscheidungen,  Uuü  der  Art.  20  die 
Vertretungsbefugnis  des  Vormunde  des  \''erschwenders  avsschließt.  kommt 
der  8enat  in  seint  n  spriter  ergangenen  Entschcidunfren  nach  erneuter  Prüfung 
der  Frage  zu  dem  Ergebnis,  daU  der  Art.  20  nicht  besagei)  will,  dem  be- 
▼oraondeten  Verschwender  stehe  ansschliefilich  das  Recht  zn.  sich 
TOr  Gericht  zu  vertn  t.n,  virlmehr  hat  daneben  auch  der  Vonnund  das 
Recht,  im  Ha  Innen  der  ihm  übertratjenen  Venvaltung  als  Kläger  und  Be- 
klagter für  den  Bevormundeten  vor  Gericht  aufzutreten.  <Die  Senats- 
entncheidungen  Xo.  801  pro  1873,  1013  pro  1875.  6ü  pro  IH'Jt)  bei  Bo ro- 
te ikißicski  ^  \  ZXL  Art*  2ü«  Qordou  $  3  zn  Art.  2U,  laaatachenko 

437,  440). 

8.  Die  Verpflichtung  des  bevormundeten  Verschwendet  von  jeder 

anliängig  werdenden  Sache  die  zuständige  Vormundschaftsbehürde  in  Kennt* 
nis  zu  setzen,  äußert  keinerlei  prozessuale  Wirkung  iBorotrikowski 
a.  a.  0.  g  3,  Oordon  a.  a.  0.  §  4.    Anders  Isaatachenko  S.  438  III, 
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der  ohne  Berücksichtigung  clics>tr  Vorschrift  die  Klage  gemäß  Art.  584' 
Toa  der  Terminsbestiminuiit,'  ausschließen  will,  ebenso  Holmsten  St87). 

I.  Da  die  Fratic  der  Bevollmächtigung;  das  (icricht  von  Amts  wegen 
Btt  prüfen  hat,  &u  hat  das  Gericht  einen  Prozeßbevollmächtigten,  der  eine 
nur  von  dem  bevormundeten  Yenchwender  ohne  ZnstimmuDg  des  Vomniidea 
unterschriebene  Vullmacht  v<  r!  • zur  Vertretung  nidit  silsillaneD  {Boro- 
ioikotcüki  a.  a.  0.  %  2,  Gurüvn  a.  a.  0.). 

5.  Einen  (K«richtlicheii  Vergleich  leblieBeii  und  Tor  Gerieht  Zngeitiiid» 
nissc  machen  kann  dt  r  ht-vorrnundott-  Vcrschwcndf  r  formell  selbständig,  die 
UUltigkeit  dieser  Akte  ist  Jedoch  durch  die  Zustimmung  des  Vormandeft 
bedingt  iHotmtien  8.  103.  Borowikowski  a.  a.  0.  §  4.  Grebner 
und  Dobrou  <il  sk  i  Nu  7")7,  Gordon  §  2  zu  Art.  20.) 

6.  Die  im  Auslande  erfolgte  Entmündigung  wegen  Verschwendung 
zieht  auch  die  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  Entmündigten  in 
Rnßlaiid  nach  sieb  (cf.  Anm.  1  m  Art.  464,  Oordon  a.  a.  0.  §  ö). 

21.  «Ist  der  Schuldner  fUr  sahlongsmiliUiig  erkiftrt,  so  geht  Bein  Recht, 
▼or  Qeridit  an  Uagm  und  verklagt  wa  werden,  anf  die  KonkoisTerwaltiiDg 

tilxr.  mit  Ausnahme  I)  di^llch  in  denjenigen  Sachen,  hinsichtlich  welcher  dtett 
Verwaltung  dem  Schuldner  eine  Bescheinigung  darüber  erteilt,  daß  sie  deren 
Führung  ablehne  In  diesem  Falle  fallen  die  Qerichtskosten  der  Konkurs- 
masse nicht  zur  Last.'* 

A  n  ui  e  r  k  u  u   e  n  : 

1.  Die  Beschränkung  des  für  zahliinu-sunfähig  erklärten  Schaldnecs 
in  seiner  Handlnn^sfähi^rkeit  nach  Art.  21  ZPO  ist  nur  in  Termögcns- 
reehtlicher  Beziehung  zu  verstehen.  Seine  persönlichen  B^te 
kann  dar  Gemeinschuldncr  selbst  unbeschränkt  vor  Gericht  vahmdaseo. 
Zu  diesen  persönlichen  Rechten  des  (Henuinschuldners  gehört  auch  die  Be- 
fugnis, in  dem  Verfahren  wegen  Bestimmung  der  Eigenschaft  der  Zahliings* 
nnftthigkelt  —  ob  miglflekUeher,  tsbrUsriger  oder  hetrflglicher  Bankrott 
vorliegt,  Artt.  387—300  HPO  iStcod  Sakotunc  Bd  XI  T  12,  Ausg.  1902\  — 
seine  Hechte  selbständig  wahrzunehmen  und  Rechtsmittel  einzulegen  yGoT' 
don  a.  a.  0.  §  2,  Boroteikowski  §  1  zu  Art.  21  HPO.  Ausg.  1H93, 
Bardski  Note  5  zu  Art.  552,  cf.  Das  russ.  Konkursrecht  des  Verf.  in 
Ztsch.  XV  6Ü,  §  45Ü  Anm.  1;.  Zur  Wahrnehmung  solcher  persönlichen 
Rechte  kann  der  Gemeinschnldner  auch  einem  Anderen  Prozeß  vollmacht 
erteilen,  und  die  früher,  vor  seiner  Insolvenzerklärung,  von  ihm  erteilte 
Vollmacht  bchlilt  in  dieser  Beziehung  aurh  nachher  ihre  Gftltigkeit  {Boro- 
wiki/icski  a.  a.  0.,  Issa  ( sc  henko  S.  4üOff.). 

Auch  diejenigen  Prozes-so.  in  weldie  die  Konkursverwaltung  einzutreten 
abgelehnt  und  darüber  eine  Ii»  s(  hcinigung  ausgestellt  hat.  kann  der  Gomeio- 
schuldner  selbst  führen  {Gor don  §  1,  2  zu  Art.  20,  Bardski  a.a.O.)- 
Er  ist,  solange  ein  Konkursverwalter  noch  nicht  ernannt  ist,  tlherhaofrt} 
befuijt.  alle  prozessualen  Hamlluiipcn  nnbesclir  inK-r  vorzunehmen;  tut  er 
dies  zum  Nachteil  seiner  Gläubiger,  so  können  diese  solche  Handlungen 
anfechten  (Igaatsehenko  S.  46äff.) 

2.  Die  Tifsrliränkuiii,'  der  ProzeßfHhigkeit  tritt  nach  außen  ein  nicht 
mit  der  tatsächlichen  Insolvenzerkiärung  des  QemeinschttldAers,  sondern 
mit  dem  lotsten  Abdruck  des  bezflglicSra  Beschlusses  in  den  ,Settats- 
anzeigen"  {Bardski  Note  4  zum  Art.  501  HPO.  Issatschenko  S.  450). 
Eine  Klatje.  welche  dem  Gemeinschuldner  selbst  zwar  nach  seiner  Insolvenz- 
erkiärung, aber  vor  der  er>vähnten  letzten  Publiziemng  des  Beschlusses 
sQgestellt  ist,  ist  ordnungsmäßig  zugestellt,  sofern  dem  Kläger  die  Insolveni- 
erklftniBg  des  Schuldners  unbekannt  war,  und  sie  unterbricht  auch  dsat> 
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gemää  die  Yerjähning  (Gordon  a.  a.  0.  §  4,  ßorotcikowski  a.  a.  0. 
9  2).  Für  den  Gemefaiscliiildner  selbst  tritt  die  Beschränkung  seiner 
Handlangsfähigkeit,  somit  auch  seiner  Prozeßfähigkeit  mit  dem  Erlaß  des 

gerichtlichen  Bt-schhisses  über  seine  Zahlungsnnf^ihipkcit,  nicht  aher  schon 
vüu  dfui  Zeitpunkte  seiner  eigciuu  Insolveuzerklaning  vor  Geriiht  t-in 
(Bardski  Note  1  zu  Art.  552  JIPO).  Erst  der  GerichtslKSchlulj  konstatiert 
die  Zah!i!?t!rsnnrähi;t;ktit  und  entzieht  dem  Gemdnschaldner  das  ius  standi 
in  judiciu  \Bor(ßwikow8ki  a.  a.  0.  §  14,  Isaatschenko  S.  460  S., 
cf.  Dm  van.  Koaknnndit  Amn.  2,  8     §  408,  Ztseh.  XV  48). 

3.  Die  Konknrsverwaltung.  auf  welche  die  Prozeßfähigkeit  dos  Genirin- 
icbuldneis  uach  Art.  21  und  HPO  Art.  4ö9  übergeht,  besteht  aus  dem 
KonkorBTorwalter  nnd  den  Knntoren.  Bin  Nuneiui  der  KonlnuaTenraltung 
auftretender  ProzeßbevollnjUchti^ttr  muß  durch  Beschluß  dieser  Verwaltung 
gewählt  sein.  Mit  der  Konkursverwaltung  konkurriert  aber  in  der  Aus- 
übung des  Verfügungs-  und  Verwaltungsrecbts  die  Generalversammlung  der 
Ql&ubiger:  auch  diese  kann  die  Führung  von  Prozessen  beschließen  und 
zu  dem  Zwecke  ProzeinM  Vftlliiulchtit^te  wählen  (Borotcikotrski  a.  a.  0. 
§§  ä— lü,  cf.  Das  ru&ü.  Kunkurüreehi  des  Verf.,  Anm.  1  c  zu  §  432,  2  und 
3  ma  §  459,  Ztseh.  XY  62,  67). 

4.  Rechtskräftige  Forderungen  gegen  den  flenieinschiildner  sind  zwar 
grtindsätzUch  der  Anfechtung  durch  die  Kookuräverwaltung  nicht  entzogen 
(a.  a.  0.  S.  7  a  Anm.  S  tn%  4S»,  Borowikounki  a.  a.  0.  §§  3,  4).  wenn 
nachgewiesen  wird,  daß  der  (Jemeinschuldner  hei  Erlaß  des  betreffenden 
UrteilB  im  Zustand  der  latenten  Zahlungsunfähigkeit  war.  Die  Konkurs- 
Terwaltong  Itann  aber  einen  unter  denselben  Voraussetzungen  vom  Gcmein- 
schuldner  vor  seiner  gerichtlichen  Insolvenzerklärung  geschlossenen  gericht- 
lichen Vergleich  nicht  anfechten  und  ebensoweniLT  (ine  vom  Gemeinschuldner 
mit  der  Wirkung  zurückgenommene  Klage,  d;iij  er  des  Rechts,  sie  wieder 
gQ  erneuern,  für  Terlnnig  erlclirt  ist  (cf.  oben  Anm.  3  zn  Art.  4),  Yon 
neuem  erheben  {Borotcikntrsl  >  a  »  o.  ^  4i 

5.  Die  Konkurseröffnung  iut  Auijlande  zieht  keinerlei  Rechtsbeschrän- 
kung für  den  GemeinseliQldner  in  RnBland  nacb  eich  {Gordon  a.  a.  0.  1 4, 
Borotcikowski  a.  a.  0.  §  14,  Das  niBS.  Konknmecbt  Anm.  5  sn  %  384 
ÜFO,  Ztach.  XV  33). 

22.  »Die  in  dem  vorstehenden  Artikel  (21)  gegebene  Vorschrift  findet 
bis  zur  Revision  der  Gesetze  betreffend  die  kaufmännische  Zahlungsunfähigkeit 
aach  auf  die  Adminiatrationen,  die  gem&3  Art.  488  iiPO  eingesetzt  aind, 
Anwendung." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Einsetzung  einer  Administration  über  das  Vermögen  des 
Schuldners  (auf  de.-^sen  Antrag  und  auf  Befürwortung  einer  Delegation  des 
Börsenkomitees)  gtiu.  Ant.  392-403  HPO,  Ausg.  VJOS  entzieht  dem 
letzteren  die  ProzeBfiilmj  l  '  it  nicht  in  vollem  Umfang.  Die  Einsetzung 
einer  Administration  bezweckt  die  Sanicnincr  der  Vcrmöirensverhältnisse  des 
Schuldners  (cf.  Das  russ.  Konkursrecht  Anm.  1  zu  Ztsch.  XV  37), 

nt  diesem  Zwecke  wird  die  Vermögensverwaltung  des  Schuldners  der 
Administration  übertragen.  Daraus  foL't,  duO  sowohl  der  Schuldner  selbst 
wie  auch  die  Administration  verklagt  werden  könne  {Jsaatschenko 
8.  522);  das  Recht  jedoch,  Tor  Gericht  anbntreten,  das  jus  standi  in 
Judicio  steht  ausschließlich  der  Administration  zu  (a.  a.  0.  Anm.  2  zu 

L400,  Gordon  g  2  au  Art.  22,  Borotcikowski  ^  1  zu  Art.  2,  die 
n.-Bntiek.  pro  1902  No.  101  (vom  20.  1.  02)  weicht  schon  von  diesem 
Orondsata  ab).  Die  Administration  kann  sogar  dem  Schvldner  selbst  Voll- 
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macbt  zur  Prozeßfiilirang  erteilen  {Boroteikotoaki  a.  a.  0.^  2,  /»«a/- 
9ch€nko  S.  539). 

Die  Administration  ist  aber  keine  Konlnirsvem'altang  and  hat  nicht 
die  Befugnisse  einer  solchen,  sie  kann  die  Person  des  Schuldners  vertreten, 
seine  Rechte  wnlirnehmen;  sie  kann  also  keine  Anfechtungsklagen  anstellen 
und  kann  überhaupt  nicht  im  Prosesse  gegen  den  Schuldner  auftretet, 
sowenig  wie  der  Schuldner  selbst  gegen  sifh  auftreten  k«'jnnte  {Issat- 
schenko  S.  518  ff  ).  Indessen  ist  doch  ein  Fall  denkbar,  wo  die  Adiai- 
nistration  gegen  den  Schuldner  im  Proxefiwege  vorgehen  kann,  wenn  der 
Schuldner  sich  weigert,  der  Administration  sein  Vermöiren  aoBinfolgeil 
{Nossenko,  Das  Konkursrecht,  bei  Issatschcnko  S.  Ö21). 

2.  Ist  die  Administration  ttber  das  Vermögen  einer  offenen  Handdi* 
gesellschaft  eingesetzt,  so  viril  dtinh  diese  Maßregel  ausschlieülicb  das 
QesellscbaftevermugeQ,  nicht  aber  das  private  Vermögen  der  einxehiai 
Gesellschafter  betroffen  {Borowikow9ki  a.  a.  0.  §  3). 

3.  Der  angesogene  Art  488  HPO  ist  der  Art.  m  HFO  der  Aniv- 1908. 

23.  „Vor  Einsetzung  der  Eonkursverwaltung  Uber  den  zabluugäuniahigeo 
8ehnldner  steht  es  jedem  seiner  Olfobiger  frei,  dem  Verfahren  in  dner  berdta 
schwebenden,  das  Vermögen  des  Zahlnngsnnf&higen  betreffenden  Sache  saf 
seine  Kosten  sich  anzuschließen  und  Rechtsniittel  gegen  gerichtliche  Bot* 

Scheidungen  einzulegen.  Es  hängt  jedoch  von  der  Konkursverwaltung  ab. 
einen  snlclK-n  Pro/eß  nnf  ihre  Kosten  fortzusetzen  oder  ihn  mit  allen  bis 
dabin  entsiaudeuea  Ivoüten  des  Verialireiis  der  Haftung  desjenigen  Gläubigera 
zn  Überlassen,  der  ihm  sich  unterzogen  bat.* 

Anmerknngen: 

1.  Gemeint  sind  in  diesem  Artikel  nicht  nur  die  Anfechtungsklagen 
aus  Art.  460  ff.  UPO,  sondern  alle  Prozesse  Uberbaapt,  bei  denen  der  Kndar 
yermSgensreehtlich  beteiligt  ist,  die  jeder  Konknr^l&nbiger  vor  Ein^tzung 
der  Kunkursverwaltung  auf  seine  Kosten  fortsetzen  und  auch  neu  anstellen 
kann  ylssatschenko  S.  480,  Gordon  1  zu  Art.  23).  Voraussetzung 
ist  aber  für  alle  derartige  Klagen  die  Tatsache,  daß  der  Schuldner  bereit« 
durch  gerichtUclien  Beschluß  für  zahlungsunfllhig  erklärt  ist  (Tssatsclu-fiko 
S  lH).  Borotcikowaki  §  3  zu  Art.  23,  Das  mss.  Konkarsrecht  § 
Ztscb.  XV  42), 

2.  Der  Konkursverwalter«  welcher  nach  Art.  420  HPO  mit  der  tniot- 

venzerklärung  des  Schuldners  rw  ernennen  ist,  hat  nach  russischem  Recht 
allein  noch  nicht  die  Vertretungsbefugnis  der  Masse,  diese  steht  vielmebr 
der  «Konkarsverwaltnng*  xn,  welche  eine  Behörde  Ist  und  ans  dem  Koih 
kursverwalter  und  einer  Anzahl  Kuratoren  besteht,  die"  alle  von  der 
Oeneralversammlang  der  Gläubiger  zu  wählen  sind.  Vor  Konstituierang 
der  KonknrSTerwaltang  nimmt  der  Konkursverwalter  zusammen  mit 
den  am  Orte  des  Konkursgerichts  anwesenden  Gläubigern  die 
Interessen  der  Masse  wahr  (Das  mss.  Konkursrecht  Anm  2  zu  425.  Id 
zu  §  432,  §  438;;  er  kann  im  Auftrage  der  anwesenden  Gliiubiger,  jedoch 
ohne  ihrer  formellen  Vollmacht  sn  bedflrfen,  allein  and  ohne  die  Einsetzung 
einer  Konkursverwaltung  abzuwarten  in  sehwebende  vermögrnsrefhtliche 
Prozesse  des  Gemeinschuldncrs  eintreten  ißorowikoicski  a.  a.  ü.  §  2', 
ef.  §§  422ff.  HPO,  Ztech.  ZV  47 ff.,  Qordon  a.  a.  0.  §  8). 

3.  Nach  Konkurser"ffn!in<r  kennen  die  einzelnen  Gläubiger  An- 
fecbtongsprozesse  nur  dann  führen,  wenn  die  Konkursverwaltung  sie  m 
fuhren  abMnt  {Qordon  §  2  a.  a.  0.,  Das  mss.  KonkiOBrecbt  Anm.  le 
an  §  432,  Ztseh.  XV  621,  lesataehenko  8.  486). 
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24.  .Klagen,  welche  sich  auf  letztwilliq;e  Verfügungen  gründen,  werdpn 
n&ch  den  alliremeinen  Vorschriften  Uber  die  Zuständigkeit  gegen  diejenige 
Person  (Testamentsvollstrecker  oder  Erben)  erhoben,  der  die  Ausführung  der 
leUtwilligen  AnordnaBgm  obli^.* 

Anmerkungen: 

1.  Der  Art.  24  besieht  sieb  niebt  auf  alle  Klaffen,  die  auf  letstwilUge 

Vcrfllpnnir™  sich  prdnden,  sondern,  wie  der  Schlußsatz  des  Artikels  er- 
kennen läßt,  nur  auf  solche,  die  die  Ausltthrung  der  Testaments- 
beatiramnngen  znni  OegettBtande  haben,  denn  der  Testamenterolletrecker 

ist  nicht  etwa  Vertreter  der  Nachlaßnuisse  und  auch  nidit  der  Erben, 
sondern  lediglich  Vollstrecker  gewisser  ihm  durch  das  Testament  Über- 
tragenen Geschäfte  {lasatschenko  S.  532.  658).  Soll  daher  eine  Klage 
gegen  den  Testamentsvollstrecker  aas  Art.  24  ZPO  begründet  sein,  so  muß 
dieser  im  Besitz  desjenigen  Vennngonsolijekts  ,';pin.  auf  welches  das  Klage- 
begehren sich  bezieht,  dessen  Uerausgabe  in  üemäüheit  der  Testaments- 
bestiramung  verlangt  wird.  Die  Klage  ist  aber  auch  dann  begründet,  d.  h. 
die  Passivlegitimation  des  Testamentsvollstreckers  gemäU  Art.  24  ist  auch 
dann  vorhanden,  wenn  es  sich  um  einen  Anspruch  auf  Ersatz  ütäjeuigen 
Schadens  handelt,  der  den  Erben  (oder  den  im  Testam^t  Bedachten)  durch 
die  Handlungen  des  Testamentsvollstreckers  erw.ichsen  ist  {Gordon  §  1 
zu  Art.  24,  /«satschenko  S.  ö52f.).  Auch  auf  Hechnungslegung  kann 
der  TestamentsTolIstrecker  verklagt  werden  ilgsaisehenko  8. 534,  639, 
661).  Die  materielle  PriifnnR  der  Berechtigunir  eines  solchen  Schadcns- 
ersatzanspmchs  bleibt  natfirlich  durch  Art.  24  unberührt:  der  Art.  24  be- 
ttimmt  nur  als  proxessnale  Vorsehrfft,  In  wetehean  Falle  eine  Klage  gegen 
einen  Te.stament.'ivcdlstrecker  (oder  eine  Person,  der  die  Ausführung  von 
letztwilUgen  Anordnungen  obliegt)  zu  richten  ist.  Ob  eine  solche  Klage 
materiell  begr&ndet  ist.  ist  nach  den  Bestimmungen  des  Zivilrechts  zu 
prüfen  (Borowikotcski  §  1  zu  Art.  24;  die  daselbst  zitierten  äenats- 
entsch»iduntren  spreclien  dies  sehr  unklar  ansi.  Aus  dem  Vorstehenden 
ergibt  sieb  vuu  belbbt,  daii  eine  Klage  auf  Zablunu  einer  Schuld  de»  Erb- 
lassers gegen  den  TestamentsvoUstrecker  —  ab^'eseben  von  der  materiellen 
Seite  —  schon  wegen  der  mancrelnden  Passivlegitimation  des  letzteren  un- 
begründet ist.  Denn  diu  Zahlung  von  Schulden  des  Erblassers  liegt  nach 
Art.  1250  Zivilkod.  den  Erben  im  Verhältnis  zn  ihren  Erbteilen  ob,  und 
es  bandelt  sich  hier  nicht  uin  die  Ansfiibrunir  einer  testamentarischen  Be- 
Btimmuog,  welche  allein  die  Passivlegitimation  gemali  Art.  24  ZPÜ  be- 
gründet (Boröioikowthi  a.a.O.  §  3,  Gordon  a.a.O.  9  2,  lasat- 
-I  }i'  S.  .^3fi  .  Hat  aber  der  Testamentsvollstreeker  einen  Xarhlaß- 
schuldner  auf  Zahlung  der  Schuld  verklagt,  so  kann  dieser,  wenn  er  eine 
Gegenforderung  gegen  den  Erblasser  hat,  mit  dinier  aofrecbnen  nnd  sogar 
Widerklage  erheben;  er  braucht  in  diesem  Falle  nicht  die  Erben  zu  belangen 
{Issatsche nkn  8.561  f.i.  Ebenso  sind  Klagen,  die  sich  auf  Anfechtung 
oder  Ungültigkeitserklärung  eines  Testaments  richten,  nicht  gegen  den 
Testamentsvollstrecker,  sondern  gegen  die  Testamentserben  zu  richten 
{Borowikotcski  ^.  a.  0.  §  4,  Gordun  a  a  fV.  Iss  <f  /  >  c  /w  fi  /,(>  S.  540). 

2.  Bezüglich  der  örtlichen  Zuständigkeil  ist  Art.  2iö  zu  vergleichen; 
et  ist  das  Qeriebt  nstftndig,  in  dessen  Besirk  die  Erbschaft  eröffnet  Ist. 

25.  , Testamentsvollstrecker  haben  das  Recht.  Klagen  wegen  solcher 
Gegenstände  anzustellen,  hinsichtlich  welcher  dieses  Hecht  ihnen  kraft  des 
Testaments  ansteht,  oder  hinsichtlich  welcher  die  Klage  zur  AnsfUhning  der 
Urnen  Tom  Erblasser  auferlegten  Anordnangen  als  notwendig  sich  erweist.* 
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Anmerkungen: 

1.  Der  Art.  24  regelt  die  PassiTlegiÜmatiou,  der  vorstehende  Art  25 
die  AktiTlcgitimatioii  des  TestamentsToIhtreekeTS  (dem  jeder  Erbe,  welckea 

dir  Ausfilhnmör  Irtztwillic't-r  AnonJnnniirn  oliliegt.  gleirli.sf >lif  fr  kann 
alle  Klagen  austeilen,  die  zur  £riUllung  seiner  Obliegenbeiteu  als  Testaments- 
Tollstrecker  erforderlich  sind,  ebenso  alle  fteebtcdiaiidlungen  vonAttm, 
welche  die  Ausführung  der  testamentarischen  Anordnungen  mit  sich  bringt ; 
80  kann  or  ausstehende  Forderungen  einziehen,  sich  an  der  Zwangsrer- 
Steigerung  eines  dem  Erblasser  verpfändeten  Grundstücks  beteiligen  und 
die  erforderlichen  A.ntrSge  stellen,  ebenso  Klagen  familienrechtlicher  Natur, 
z.  B.  auf  AnerkennnnL'  der  is(  luift  und  dertrl  anstcllrn  A!l( 
Rechte  stehen  dem  Tcstamentsvullstitcker  <?.r  lege  zu.  auch  vvtiiii  vr  Ucnn 
im  Testamente  selbst  nicht  ausdrücklich  ermächtigt  ist  iBoroicikoieski 
§  1  zu  Art.  25.  Gordon  §  1  zu  Art   25.  Issu t schert kn  S  ."ür,  f 

2.  Nach  Artt.  lÜOU,  lOßö,  lOtiü  Zivilkod.  muß  jedes  Testament  dem 
zuständigen  Gericht  tat  Bestätigung  der  Amfahning  (binnen  6  Monaten 
für  Tnländi  T  und  liiiinon  2  Jrihrcn  für  im  Auslande  Weilendei  link'orei^ht 
werden.  Die  gerichtliche  Bestätigung  des  Testaments  kann  viel  spater  er- 
folgen. Zn  den  rechtlichen  Handlungen  ans  Art.  25  ist  der  Testanuiits» 
vollst  rt  cki-r  sclmn  vor  der  gerichtlichen  Bestätiiriiiiti  des  Testameiltt  Ugi* 
timiert  \ßorotcikQW8ki  a.  a.  ü.  $  2,  Gordun  a.a.O.). 

26  «Personen,  welche  in  einem  Gesellschafts\  i  rlra<^  crsdchtigt  «iwli 
die  Cieschilfte  eines  eim  bestimmte  Firma  führenden  Handelshauses  unmittel- 
bar zu  leiten,  können  in  Angelegenheiten  dieses  Hauses  ohne  besondere  Voll- 
macht vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werden,  wenn  Im  Verl  rage  nicht« 
Gegenteiliges  bestimmt  ist.  Dasselbe  Recht  steht  in  der  oßeuen  Handels- 
geedbdiaft  einem  der  QesellKhafter  zu,  wenn  er  kraft  dei  Grfindimg»* 
Tertraget  zur  Leitung  der  Geecbftfte  der  OesellMihaft  ermlchtlgt  ist.' 

Anmerkungen : 

1.  Jeder  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsgesellschaft  ist  die  Ge- 
sellschaft 20  vertreten  berechtigt,  wenn  er  nicht  von  der  Vertwtangs- 
befugnis  ausgeschlossen  ist  iScherschenewüsch  g  15  S.  88.  |^  18  1 
vS.  HHf  ).  Vor  Gericht  klagen  und  verklagt  werdin  kann  jedoch  nachdem 
vorstehenden  Art.  26  der  eine  Gesellschafter  nur.  wenn  er  dazu  von  den 
Mitgesellschaftern  bevollmächtigt  ist.  Anders  ist  das  bei  dem  Gesellschafter, 
drill  die  Grsrhäftsführnnir  im  konstituierenden  Vertrage  übertragen  ist: 
dieser  kdaii  keiner  Vollmacht  der  Mitgesellschafter  \Boroicif:otcski  ^\ 
m  Art.  26,  Got  tinn  ^  1  zu  Art.  26t 

2.  Der  Grsrhäftsleiter  '  Inc^  Art^ 'v.  rbantles  kann  nur  dann  den  Artel- 
verbaud  vor  Gericht  ohne  Vollmacht  des  Verbandes  vertreten,  wenn  er  in 
den  Statuten  dam  ermächtigt  ist  {Boroteikottski  a.  a.  0.  §  2,  Issah 
seheuko  S.  607). 

27.  .Alle  anderen  Gesellschaften  der  verschiedensten  Art,  Oenosse»- 
achaften  und  Aktiengesellschaften  können  vor  Gericht  nicht  anders  klagea 
and  verklagt  werden,  als  durch  die  I'*  rson  eines  besonderen  BevolImiditigteB.' 

A  II  ru  e  r  k  u  n  ge  n : 
1.  Zu  den  üetsellsciialien  des  Art.  27  gehören  Landschaftsverbände 
(8emstwo\  Bt&dtische  und  Dorfgemeinden.  Alle  diese  Verbünde  können  vef 
Ci  i  irlit  mir  in  der  Person  eine.s  besonderen  Bevo!lin;u  lititrtrn  v>  rtn't''n 
werden  {Goidon  g  '6  zu  Art.  21}.  Klagen,  Beschwerden  und  dergleichen 
Eingaben,  welche  von  den  Beamten  dieser  Verbünde  (den  Vorsitzenden  uid 
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Mitgliedern  der  Verwaltunfr.  der  Stadtmagistrate  usw.^  anmittelbar  nicht 
in  ihn  r  Eisxt  iiscTuift   als  Prozeßbevollmäclitiutt  Gericht  eingereicht 

werden,  habtn  unbtrüc  ksichiigt  zu  bleiben  [Bot  o  wiku  waki  §1  zu  Art. 27). 
In  seinen  späteren  Entscheidungen  hat  der  ^^enat  diesen  Grundsatz  dahin 
pr  lzi  i  rt,  daü  die  juristischen  Persrinrn  alltr  Art  durch  eine  physische 
Periäun,  einen  besonderen  Bevollmächtigten  nur  vor  Uericbt  auftreten 
Itöniieii.  Dagegen  genügt  es  fQr  bei  Oericlit  elnsnreidiende  Schriftatflcke, 
wenn  solche  von  allen  Mitgliedern  der  Verwaltung  der  juriatitcben  Person 
nnterschrieben  sind  {Boroicikotoski  a.a.O.  §  1). 

2.  Ein  ArteWerband  ist  nacb  Artt.  79—98  HGB  eine  joristiacbe 
Person  un<!  füllr  uiitor  Mi-  Bestinimnng  dea  Art  27  {Borowikoto9ki 
a.  a.  0.  S  6,  cf.  Anm.  2  zu  Art.  26). 

3.  Der  Art.  27  bringt  den  Grundsatz  zum  Ausdruck,  daß  juristische 
Pt  rsuru  ii  nicht  durch  ihre  kullegialen  Verwaltungsorgane,  sondern  nur  durch 
ph\  sis(  hl'  Personen,  welche  hierzu  besonders  ermärhtitrt  sind,  vor  Gericht 
auftrttcii  können  (tjen.-Entsch.  pro  1!H)2  Nr.  121,  Mutive  bei  Got  dnn  zu 
Art.  27),  efi  '^.  i  denn,  daß  die  Satzungen  oder  Statuten  der  juristische» 
Person  (  in  aiuicres  bestimmen  {Gor  don  §  2  a.  .»  0  .  Ra  rmr- 1  f.-itfr s  ki 
a.  a.  0.  g  T  l.  Indessen  spricht  der  Art.  27  nur  davon,  daß  die  juristischen 
Personen  einen  besonderen  Bevollmächtigten  bestellen  mflssen,  nm  vor  Gericht 
.klagen  nnd  verklagt''  werden  zn  kf>nnon.  Daraus  cri^ibt  sich,  daß  nur 
im  P  r  o  z  e  ß  betrieb  die  juristische  Person  ihre  Parteirecbte  nicht  anders 
als  durch  «inen  besonderen  BeToUmKchtigten  wahrnehmen  kann.  Dagegen 
ist  für  den  sonstigen  Geschäftsverkehr  zwischen  der  jnristisrhen  Person 
and  den  Gerichten  die  Bestimmung  des  Art.  27  ZPO  nicht  anwendbar: 
Uer  treten  die  Verwaltungsorgane  der  juristischen  Personen  mit  den  Gerichts- 
behörden unmittelbar  in  den  üblichen  Formen  in  Geschäftsverkehr.  ?o  z  B. 
richten  die  Banken  ihre  Eingaben  und  Anträge  an  das  Gericht  durch  ihre 
Verwaltungen  unmittelbar,  ohne  eines  besonderen  Bevolhnftchtigten  zu  be- 
dürfen, weil  sie  hier  nicht  vor  Gericht  als  P rozeßparteien  auftreten 
{Borotcikoicsk i  a.  a  (V  ^  7.  cf  oben  Anm.  1  zu  diesem  .\rt  .  SrliliiCsatz). 

4.  Die  Konkursverwaltungeii  fallen  nicht  unU  r  die  Ii*  stiiniaung  des 
Art.  27;  für  sie  ist  die  Bestellnng  eines  besonderen  BevoUmä«  hnuten  zur 
I^ro^eGführnng  vor  Gericht  nicht  Torgescbrieben  {l99at9cheuko  S.  499, 
Gordon  §  7  a.  a.  O.j. 

28.  „In  drnj«  niircn  Orten,  auf  welche  die  Zuständigkeit  der  Handels- 
gprirhtc  sich  nicht  nsti*  ckt.  werden  die  zur  handelsgerichtlichen  Zn'stänfligkeit 
gehörigen  Rechtssticiti^kt  it»  ii  (HPO  Arft  42  —50)  vor  den  i  idt  nllichen 
bürgerlichen  Gerichten  nach  den  Vorschriiien  dieses  Gesetzes  verhandelt*. 

Anmerkungen: 

1.  Nach  Art.  1  der  HPO  iSirod  Sakonotc  Bd.  XI  T.  2  Ausg.  llX)3i 
bestehen  Handelsgerichte  nur  in  den  Städten  St.  Petersburg,  Moskau,  Odessa; 
außerdem  besteht  auch  ein  Handelsgericht  in  Warschau.  Ihre  örtliche 
Zuständigkeit  erstreckt  sich  nur  auf  die  Stadtbesirke  and  die  daara  gehörigen 
Territorien  (a  a.  O.  Art.  47). 

2.  Die  Artt.  42 — 50  sind  in  der  neuesten  Fassung  der  HPO  vom 
Jalure  1903  mit  40—43  bezeichnet.  Sie  bestimmen  die  sachliche  Zuständigkeit 
der  Handelsgerichte  wie  folgt : 

Vor  die  Handelsgerichte  gehören :  a  i  alle  Rcchtsstreitijikeiten  auf  dem 
Gebiete  des  Handelsverkehrs,  aus  schriftlichen  und  mündlichen  dem  Handel 
eigentümlichen  Verträgen  von  Privatpersonen  aller  Stände  i  i  inder 
sowie  der  staatlichen  Kreditanstalten  mit  Privaten:  b)  alle  Konkur&sachen ; 
c)  alle  Wechselsacheu  über  ötxj  Rubel  (Art.  40;. 
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Als  }I;iiiiielsgeschäfte  werden  erachtet:  allo  Arton  (1»'S  Groß-.  D«tail- 
vnd  Kleiubaudels;  der  Handel  im  Fabrik-,  Laden-  und  Öpeicberbetneb ;  der 
Handelsbetrieb  im  SchiSsbaii  vnd  In  den  dam  gdiörigen  Verk^xuweifen 
(Ansriisturif,'.  Chartemng.  Verfrachtung  von  Schiffen  usw  i ;  die  Kommissions-, 
äpeditiuuü-  und  Maklergescb&f te ;  die  Geschäfte  im  (ieldverkehr  and  die 
dem  Handel  eigenttlmlfchen  Oeaehftfte  mit  Zeehenmitgliedern  (Art.  41). 

Zu  (Kn  h.iiulflsfcferichtlichen  Stititi^'keiten  aus  Verträgen  und  Obli- 

! Rationen  sind  zu  rechnen  solche :  gegen  üandlangsgchilfcn.  Schiffer,  Fracht- 
Obrer,  Artelmitglieder,  Braker  und  andere  Handelspersonen;  zwischen  den 
Gesellschaftern  einer  offenen  oder  einer  anderen  Handelsgesellschaft:  aas 
B^^rsengosrhilftcn.  tlun  li  Makicrbcsi-hcinigungen  geschlossen  sind ;  aus 
allen  Citschäften  auf  diin  Gebiete  des  6eerecbts  und  für  das  Haudolsgericbt 
in  (Jdessa  auch  solche  aus  der  MIetnng  von  lAden  nnd  anderen  RlomcB 
ffir  Hitndelsgescliäfte  (Art  42i. 

Ausgeäcbluäsen  von  der  Zuständigkeit  der  Handtlsgerichte  sind  alle 
Recbtsetreitigkeiten  aus  Laden-  and  Huktgeach&ften  und  mit  Huidwerkem, 
sofern  bei  let7t(  r  ii  keine  Liefenngsgeschftfte  nnd  KreditgewiÜinng  in 
Frage  kommt  (.Art.  43). 

3.  Die  sachliche  Znsttndi^lceit  der  Handelsgerichte  wird  nicht  dudi 
die  Zugehörigkeit  einer  der  Parteien  zum  Kaufinannsstandc,  sondern  allein 
durch  die  Eigenschaft  des  in  Frage  kommenden  Geschäfts  als  Handels- 
geschäft und  durch  den  Streitwert  (über  150  Rubel)  begründet  yBorowi' 
koujski  §  1  zu  Art.  28.  Gordon  §  1  zu  Art.  28.  G  rebner  and 
Dobrotcolski  No.  8).  Die  L'nzuständigkeit  des  Zivilgerichts  und  die 
Zuständigkeit  des  Handf'lsirerichts  nuili  die  Partei  einwenden,  wenn  sie  ein 
Interesse  daran  hat.  \  u  Amts  wegen  prüft  das  Zivilgericht  nicht  seine 
Zuständigkeit,  es  sei  dmii,  daß  das  den  KlütrcLTund  bildende  Geschäft  — 
wie  z.  B.  bei  NVecbselklagen  —  offenbar  ein  Handelsgeschäft  ist  \^Buro*ci- 
kowski  a.  a.  0.  §  1^).  Fttr  dan  Handelsgericht  dagegen  bestiniiiKn 
Artt  45  und  46  der  HPO.  daß  das  (^  lirhi  eine  Klageschrift,  deren  Gegen- 
stand nicht  zu  seiner  Zuständigkeit  gebort,  dem  Kläger  mit  dem  Anbeiu- 
stellen  znrflckznschicken  habe,  sich  an  das  snstftndige  Geiiclit  zn  wenden, 
und  daC  ferner,  falls  in  der  Klau'eschrift  Streitpunkte  von  handelsgericht- 
licber  Zuständigkeit  mit  anderen  vereinigt  sind,  fttr  welche  die  Zuständigkeit 
des  Handelsgerichts  nicht  gegeben  ist,  das  Handelsgericht  die  Ytfhandlnng 
und  Entscheidung  lediglich  auf  die  Streitpunkte  zu  beschränken  hat,  welche 
zu  seiner  Zuständigkeit  gehören.  Um  das  streitige  Rechtsgeschäft  als  dem 
Handelsverkehr  angehörend,  als  Handelsgeschäft  anzuerkennen,  genügt  es 
nicht,  wenn  es  für  eine  der  Parteien  ein  Handelsgeschftft  darstellt,  es 
muC  vielmehr  ein  Handelsgeschäft  für  beide  Parteien  vorliegen,  wenn  die 
Zuständigkeit  des  Handelsgerichts  begründet  sein  soll.  Wechselklagen, 

fleichviel  ob  der  Wechsel  protestiert  ist  oder  nicht,  gehSren  unbedingt  rar 
nständigkcit  der  Handelsgerichte  {Gordon  a.  a.  0..  ßnrotrikotrsK'i 
a.  a.  0.  g§  2,  3,  cf.  oben  Anm.  2;.  Hing^en  ist  für  eine  Klage  auf  Kück- 
sahlnng  des  anf  einen  Wechsel  nicht  oronnngsmlfiig  gesahlten  Betnges 
die  Znständigk-*'it  des  Handelsgerichts  nicht  b^frfindet  {BorowikofOiki 
a.  a.  n.  ü  4.  Gin  Jon  a.  a.  U.  §  2). 

4.  Die  Merkmale  eines  Handelsgeschäfts  für  beide  Parteien,  d.  h. 
eines  solchen  ti-  liafts.  das  als  dem  Handelsverkehr  angehörend  zu  erachten 
ist.  wrden  diiK  Ii  die  Judikatur  des  .^cnats  präzisiert,  ohne  jedoch  dati  aus 
den  s«  lir  zalilit  i(  lii  n  Kutöcheidungen  dnindsatze  von  allgeni«  iner  Bedeutung 
sich  abl(  iten  lieben.  Die  Zugehörigkeit  eims  Rechtsgeschäfts  zum  Handels- 
verkehr wird  vielmehr  von  Fall  zu  Fall  bt>tiu»nit.  Im  einzelnen  sollin 
folgende  Fälle  hervorgehoben  werden:  a/  Für  Klagen  aus  dem  Warenkauf 
ohne  Kreditgewährung  sind  die  ordentlichen  Gerichte,  nicht  die  Handels- 
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Berichte  zuständig.  Indessen  ist  die  Kreditgewährung  nicht  unbedingt 
Merkmal  eines  absoluten  Handelsgeschäfts,  wie  auch  andererseits  die  fehlende 
KmUtgewAhrai^  dem  Handelsgfsohiift  dU-^t-  EigenidiAft  nicht  entziehen 
kann  {Bnrowikowski  a.  a.  0.  §  7,  Gnr'h>n  r.  a  O.  ^  3).  So  stellt 
die  Senatäjudikatur  bei  der  entgeltlichen  EniiKuuue  von  Waren  zum  Zwecke 
der  gewinnbringenden  Weiterveräußerung  den  Charakter  als  abeolntes 
Handelsgeschäft  fest  f  i nwikotcsk i  a.  a.  0.  und  Gordon  a.  a.  0., 
Grebner  und  Duöi  ou  olski  No.  lU).  b)  Als  absolute  Handelsgeschäfte 
sind  anzusehen :  Kommissionsgeschäfte ;  O^Ufte  ans  der  SeeTersicberang. 
Havarie,  Bodmerei  und  dem  SrliiFFliruch  auf  See  nicht  nnf  FIüsscii'; 
Geschäfte  ans  der  Vermietung  von  Qeschäftsläden  und  Schanksteilen 
(Or€bn€r  ond  Dohroioül9ki  No.  1).  Recfatastreitigkeiten  wm  stl 
diesen  Geschäften,  ebenso  Reehtsstreitigkciten  zwischen  einem  Kaufmann 
und  seinem  Handlungsgehilfen  mit  Beziehung  auf  den  Handelsbetrieb  des 
ersteren  gehSren  unbedingt  znr  Znständigkeit  des  Hattdelsgericbts  (Soro- 
wikowHki  a.  a.  0.  §§8,  11—13,  Gordon  a.  a.  0).  o  Rechtsstreitig- 
keiten zwischen  den  Oeiellschaftfrn  einer  offenen  Handelsgesellschaft  gehören 
nur  dann  zur  Zustämli^rKeit  der  Handelsgerichte,  wenn  die  ihnen  zugrunde 
liegenden  Geschäfte  handelsrechtlicher  Natur  sind  {Borowikowski  a.  a.  0. 
§  9.  Gordon  a.  a.  0.).  d)  Die  Kla«j<'  « int  s  Aktionärs  treijen  die  Ver- 
waltung der  Aktiengesellschaft  (einer  Baiik  i  auf  ütltulegung  der  Ue^^chäfts- 
bUcher  gehört  zur  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  {Borowi" 
ko  tcski  ii.  d.  O.  §  JM.  CfOi'diiH  a.a.O.  5^  311.  tlis^'lelrlun  Streitigkeiten 
aus  einem  Vertrage  mit  einer  Transportgesellschaft,  sofern  nicht  Waren 
den  Streitgegenstand  bilden  {Borowikowaki  a.  a.  0.  §  10).  e)  Pdr 
Rechf '-str-  -tigkeiton  aus  dem  Eisenbahntiansportwcsen  sind  nur  dann  die 
Handelsgerichte  zuständig,  wenn  das  betreficndo  Kechtsgeschäf t  nicht  nur  für 
die  Bisenbahn,  sondern  and)  fttr  den  anderen  Kontrahenten  ein  Handelsgesch&ft 
WAV.  r  'Rfchtsstrciti^'keiten  ans  dfiii  Kontokurrentverkehr,  aus  dem 
Fabrikbetrieb  gehören  zur  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  {Grebner 
nnd  DobrowoUki  No.  11—73). 

5.  Der  kaufmännische  Konkurs  ist  nach  positiver  Gesetzes  Vorschrift 
den  Handelsgerichten  zufrewiesen  an  den  rirttii.  wo  solche  fleridite  bestehen; 
au  anderen  Orten  werden  auch  kauimänni.sche  Konkurääachen  von  den 
ordentlichen  Qeiichten  behandelt  (HPO  Art.  40,  cf.  oben  Anm.  2).  Klagen 
der  Konkursverwaltnn?  aber  gegen  Dritte  oder  Dritter  gegen  die  Konknrs- 
verwaltung  richten  sich  nach  dem  G^enstande  dieser  Klagen  (cf.  oben 
Anm.  9,  Grebner  nnd  Dobroieoleki  No.  11). 

6.  Rorhtsstrcitiükoiten,  wo  der  Bfklayrtc  niihokannten  Aufenthaltes 
ist,  gehören  unter  allen  Umständen  vor  die  ordentlichen  Gerichte,  selbst 
wenn  nach  der  Natnr  des  zngrande  li^renden  Reeht^^h&fts,  oder  wäl 
dieses  für  1»eide  Parteit  n  ein  Handelsgeschäft  ist.  die  Zuständigkeit  des 
Uandelsgerichts  begründet  wäre  {Bortnptkoirski  a.  a  O.  g  15). 

7.  Die  Bestimmung  dieses  Artikels,  daLi.  \vu  Hand»  Isgerichte  nicht 
bestehen,  auch  Handelssachen  vor  den  ord«  ntliclien  Geri'  }it*  n  nach  d^ 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  verhandelt  werden,  ist  nicht  daliin  zu  verstehen, 
daß  die  Anwendung  der  Bestimmungen  der  HPO  ija  Prozeliverfahren  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  ausgeschlossen  Ist.  Vielmehr  hat  anch  das 
ordentliche  Gericht  bei  Handelssachen  die  speziellen  Bestimmungen  der 
UPO  anzuwenden,  wenn  ihnen  die  Bestimmungen  der  ZPO  nicht  entgegen- 
stehen. So  sind  die  Bestimmnngen  der  Artt  233  ff.  der  HPO  Uber  kanf- 
niännische  Bücher.  ^faklerbUcher  usw.  (sie  liefern  in  Rerht. -.streit iirkeiton 
unter  Kaufleutcn  vollen  Beweis,  Art.  234  a.  a.  0.)  auch  für  das  Zivilgcricht 
maßgebend.  In  einigen  FUlen  allerdings,  so  in  Konknrssacben,  weist  die 
ZPO  direkt  auf  die  Bestimmongen  der  HPO  liin:  diese  sind  anzuwenden, 
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soweit  sie  nicht  darch  die  Vorschriften  der  Beilage  III  za  Art  1400  Arno, 
modifisieri  sind  il8sai9cMenko  8.  576). 

Erstee  Bneh. 

Das  Prozeßverfahren  vor  den  Friedensgerich  teil. 

V  0  r  b  e  »1  e  r  k  u  ii  g. 

Das  Institut  der  Friedensgerichte  findet  in  der  schnelleren 
Abwickelung  der  Geschäfte  und  in  der  leichteren  Zugänglichkeit 
des  Gerichts  für  das  rechtsuchende  Publikum  seine  Rechtfertigung. 
Letzteres  soll  bei  Streitigkeiten  von  geringem  Werte  nicht  ge- 
nötigt sein,  unverhältnismäßig  große  Aufwendungen  zu  machen, 
was  aber  durch  Aufsuchen  des  Ortes,  wo  das  Gericht  seinen 
81tz  hat,  und  welcher  von  dem  Wohnsitz  der  Partei  oft  entfernt 
ist,  hervorgemfen  werden  würde.  Anfier  den  sogenannten 
Bagatellprozessen  (mit  einem  Streitwert  bis  500  Rubel  und  in 
vielen  Gouvernements  —  cf.  Anbang  —  bis  200  Rubel)  sind 
den  Friedensgerichten  diejenigen  Rechtsstreitigkeiten  zugewiesen, 
die  eine  Feststellung  des  Tatbestandes  an  Ort  und  Stelle  er- 
forderlich machen  und  eine  gewisse  Vertrautheit  mit  der  in 
Frage  kommenden  Örtlichkeit  und  den  beteiligten  Personen  beim 
Richter  voraussetzen.  Mit  Rücksicht  auf  diesen  Zweck,  und 
um  den  Friedensrichtern  ihre  Aufgabe  zu  erleichtem,  ist  den 
friedensgerichtlichen  Institutionen  eine  besondere  Stellung  inner- 
halb der  Gerichtsorganisation  eingeräumt :  sie  werden  als  Sonder- 
gerichte aufgefaßt  und  aus  der  Verfassung  der  ordentlichen 
Gerichte  herausgehoben.  Es  sind  aber  dieselben  Grundsätze 
und  Normen,  in  welchen  das  Verfuliren  vor  den  Friedensgerichten 
wie  vor  den  (adentlieheii  Gerichten  sich  vollzieht;  nur  sind 
einige  der  prozessualen  Vorschriften  mit  Rücksicht  auf  den  oben 
ang'edeuteten  Charakter  der  Friedensgerichte  von  den  gleichen 
für  die  ordentlichen  (iericlite  geltenden  Bestimmungeii  etwas 
al)weicliend.  Ks  sind  indessen  der  besseren  rbersichtlichkeit 
wegen  alle  für  die  Friedensgericlite  matigebcnden  Prozeßvor- 
scliriften  zusammengefaßt  in  einem  besunderen,  dem  1.  Buche 
zusammengestellt.  Dieselben  Vorschriften  linden  sich  daher  in 
den  weiteren  Teilen  der  ZPO  zuweilen  wörtlich  wieder.  Es  ist 
aber  eine  Verweisung  von  der  einen  Stelle  auf  die  andere  ver^ 
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mieden  worden,  um,  wie  hemigehoben,  den  Friedensiiclitern 
ihre  Aufgabe  zu  erleichtern,  die  alle  Bestimmungen,  die  sie 
anwenden  sollen,  beieinandtr  Ünden  (ct.  Motive  zum  1.  Buche 
bei  Gordon  I  und  IT). 

In  dem  ( if  riclitsverfaüsungsgesetz  {Stcod  Sakonow  Bd.  XVT 
T.  1,  Aiis^r.  1892  in  der  Fassung  vom  Jahre  1902)  werden  die 
friedeus^'prirhtlichen  Institutionen  in  den  Artt.  12 — 77  beliandelt. 

Die  /tu  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  gehörigen  bürger- 
lichen Rechtüangelegenheiten  werden  in  zwei  Instanzen  endgültig 
erledigt :  die  erste  Instanz  bilden  die  Friedensrichter  als  Einzel- 
richter, die  zweite  die  Friedensrichterversammlangen  als  KoUe- 
gialgericbte  in  der  Besetzung  von  mindestens  drei  Mitgliedern 
einscbließlicli  des  Vorsitzenden,  welche  Berufongs-  und  in  ein- 
zelnen Fällen  auch  Kassations-  (oder  Revisions-)  Instanz  sind. 
Die  Friedensrichter  gehen  aus  öffentlichen  Wahlen  der  Semstwo- 
versammlnngen  hervor;  die  Wahlperiode  beträgt  3  Jahre.  In 
einigen  westlichen  Gouvernements  werden  die  Friedensrichter 
von  der  Rep"ii  1  iiiiu  ernannt.  Wiililbar  sind  die  Ortseinpresossenen 
Uiit  bestimnit*  lü  Iiniuöbilienhcsitz,  die  ein  Altrr  von  luindostens 
2ö  Jalircn  und  eine  niittltTe  oder  liöluTe  Leliranstalt  hccndifTt 
oder  einen  entsprechenden  Bildungsgrad  haben.  Für  jedtii 
ländlichen  oder  Stadtbezirk  ist  je  ein  Friedensrichter  lu  sttllt, 
der  von  der  Semstwobehörde  besoldet  wird,  falls  er  nicht  auf 
Besoldung  verzichtet,  in  welchem  Falle  er  den  Titel  eines 
^^ehrenamtlichen  Friedensricliters"^  erhält.  Daneben  sind  auch 
noch  an  manchen  Orten  Ersatzfriedensrichter  bestellt,  welche 
ebenso  wie  die  ehrenamtlichen  Friedensrichter  die  Bezirks- 
friedensrichter  in  BehindeningsfäUen  vertreten. 

Alle  Friedensrichter  eines  Kreises  einschließlich  der  ehren- 
amtlichen und  Ersatzfriedensrichter  bilden  die  Friedensrichter- 
versammlung, in  welcher  ein  aus  ihrer  Mitte  für  die  Dauer  von 
3  Jahren  gewählter  und  in  einigen  westlichen  Gouveniements 
von  der  Re<:ierung  ernannter  Vorsitzender  den  Vorsitz  fülirt. 
iJie  Friedensrichterversanimluntren  lialten  ihre  Sitzungen  in  be- 
stimmten vorher  bekannt  gejuat  hten  Zeitperiotldi  ab.  Die  Er- 
Ifdijjrnng  der  laubiKbn  neschatte  und  die  Vorbereitung  der 
Sachen  für  die  ^itzungstage  wird  einem  Friedensrichter  übei- 
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tragen,  der  nach  Übereinkunft  der  Mitglieder  der  Versammliing 
dazu  bestimmt  wird  und  ständig  seinen  Sitz  an  dem  Orte  hat, 
wo  die  Yeisammlnng  ihre  Sitzungen  abhält.  Dieser  Fiiedeo8> 
richter  wird  als  das  „ständige  Mitglied  der  Friedensricbterver- 
Sammlung'  bezeichnet. 

Erltes  Kapitel. 
Von  der  Zuständigkeit. 
29.  fZur  Zubtiiudigkeit  des  FiitiKiisrichters  gehören: 

1.  Rechtsstreitigkeiten  aus  perdtm liehen  Verbindlichkeiteu  and  Ver- 
trägen, iowie  Aber  MobiUen,  deien  Wert  600  Babel  nidil  ftbe^ 
steigt; 

2.  ScbftdeDsersatzklagen,  deren  Wert  bOO  Rubel  nicht  abentd^ 
oder  zur  Zeit  der  Kiageeifaebong  mit  ZaTerlSesigkeit  nidit  ta 

hostimnien  ist ; 

3.  Ii(  c  htsstr<  iricrkriten  wegen  persönlicher  Ebrenkränkungen  and 
Beleidigungen . 

4.  Be«dit88tnitig]cdtai  wegen  Hetetelhmg  des  gaetOtten  BedtiM, 
wenn  Tom  Zeitpunkte  der  BeritsstSniim:  nicht  Uber  6  Monte 

verflossen  sind; 

5.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  des  Rechts  auf  private  Mitl)enatzuDg 
iZivilko  l.  \  Aitt  112  145— 4Ö1).  wenn  seit  der  RecbtSTerleUong 
nicht  über  ein  Jahr  verflo^^sen  ist : 

6.  Gesuche  um  «Sicherung  des  Bewei&es  aus  Rechtsstreitigkdteo 
ttber  jedw  Betrag. 

Anmerkung: 

In  den  Orten,  wo  das  Gesetz  tr-  ffend  die  ländlichen  l?»  zirkskoniiiii!«sare 
eingeführt  ist,  gehören  zur  Zuständigkeit  der  Kreismitglieder  des  ikzirk»- 
geriehte: 

1.  alle  im  Krriso  ^  rl- ,inmende  bttrirf  rli<  In  R<  rhtsstreitigkeiten.  welche 
doroh  dieses  Gesetz  der  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  sugewi^en  tiod, 
und  fttr  welche  die  l&ndlichen  Besirkskommittare  und  die  Staidtrichter  nickt 

zuständig  shu],  und 

2.  alle  Angelegenheiten  der  nichtstreitigen  Gerichtsbarkeit,  welche  daich 
dieses  Oesetz  der  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  zugewiesen  sind,  mit  Ad*' 
nähme  der  im  Art.  47  des  Gesetzes  betreffend  die  ländlichen  Bezirkskommissare 
iBesondere  Beilage  ?:«m  Gesetz  betr.  die  »Stände  IIP  in  der  Fassung  vom 
Jahre  IHill)  bezeichuet^ii  Angelegenheiten  betreffend  die  Eittilung  von  Imint>- 
biliar-Kaufurkunden  und  die  Besitzeinweisung  in  unbewegliches  Vermögeo. 

Die  der  Zustätidijjfkeit  di  s  Kreismitgliides  des  Bezirksgerichts  zuge- 
wiesenen gLritliilichen  >achen  weiden  in  dem  durch  dieses  Gesetz  für  die 
Friedensgerichte  vorgeschriebenen  \'erfahron  verhandelt,  wobei  die  Obliegen- 
heiten des  Friedensrichters  vnii  dtm  Kr<  isinitulit  d  des  Bezirksjr«  ri«  lits  und 
diejenigen  der  Friedcnsrichterversammlung  von  dem  Bezirksgericht  erfüllt 
werden.  Die  den  l&ndlichen  BesirkskominisMren  nnd  den  Stftdtricbteni  n* 
gewiesenen  bürgerlichen  Rerlitss f  Ii.  n  werden  in  Geinätjhrit  der  Vurschriftss 
über  die  Einrichtung  des  Gerichtswesens  und  das  Gerichtsverfahren  in  den 
angegebenen  Orten  verhandelt.' 
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Anmerkangen: 

1.  Das  Klagebegehnn,  niebt  etwa  die  vorgebraeliteii  EinwendnngeD, 

MCb  niclit  die  Tat  umstände  und  Urkunden,  welohe  die  Klage  begründen, 
geben  den  Hattstab  für  die  ZiuUkndigkeit  (S.-E.  vom  2.  10.  02  Nr.  89  pro 
1908,  Kordon  §$1  und  8  «a  Art.  80,  Boroteikowski  1,  3  sn 
Art.  29 L  Ist  daher  von  einer  grüßeren  Schuldfurderung  nur  ein  Teilbetrag 
von  500  Rubel  mit  der  Klage  verlaugt,  äo  ist  das  Friedensgericbt  zuständig. 
Ist  das  Klagebegebren  ursprünglicb  über  öOO  Rubel  und  daber  Aber  die 
Zuständigkeit  des  Fkiedensgericbts  binausgebend,  so  kann  durch  Reduktion 
des  Klagepetitiims  vor  der  kontradiktorischen  Yerhandlnng  der  »Sache  auf 
ÖUO  Rubel  die  ZusUiudigkeii  hergestellt  werden  ^S.-E.  vuin  24.  4.  irJ, 
Nr.S9  190S,  Borowikotoski  a.  a.  0.  §  8S  Gordon  9  10  a.  a.  0.). 
Übersteigt  von  mehreren  in  einer  Kl:i:'*  vt  rl)undfnrn  Fordoningon  die  eine 
Forderung  die  Zuständigkeit  des  Fricdenügericbiä.  so  ist  die  ganze  KWe 
UnzustKadigkeit  abzuweisen;  da^jeiuge  Gericht,  weldies  fSr  die 
glCßere  Forderung  znstiindip  ist.  ist  es  auch  für  die  kleineren  mit  der 
grCßeren  zu  einer  Klage  verbundenen  Forderungen  \ßoroicikowski  a. 
a.  0.  §  2,  Kordon  §  4  a.  a.  0.). 

2.  ^Zu  Ziffer  1  des  Art.).  Recbtsstreitigkeiten  aus  Verträgen  sind 
nicht  auf  Mobilien  allein  beschränkt,  auch  Immobiliarrcrträge  fallen  unter 
Ziffer  1,  sofern  der  iStreilwert  büO  Rubel  nicht  übersteigt  {Borowikotcski 
a.  a.  0.  §  4  und  §  \0  zu  Art.  31,  cf.  jedoch  Art.  31»). 

3.  Die  Vf Thinrilirhkeiten  sind  im  weit' ^trn  Sinne  zu  verstehen:  Ver- 
bindlichkeiten aus  dem  Erbrecht  und  sulcbt',  die  aus  dem  Verwandtöchalts- 
▼erbiltnto  der  Parteien  bervoi^en,  Alimentenklagen  und  dergl.  lallen 
nnter  die  Ziffer  1  des  Art  2?)  Horowikowski  a.a.O.  %  9,  Gordon 
§  14  a.  a.  0.,  Holms ten  6.  49  f.). 

4.  Bei  Ansprüchen  mehrerer  Kläger  ist  die  Gesamt. suuiuie  aller  An- 
sprüche entscheidend:  übersteigt  diese  Gesamtsumme  d(X)  Rubel,  so  ist  die 
Znständtgkpit  des  Fn>den<«gerichts  nicht  gegeben  {Borotoikowtki  a.  a. 
0.  §  11,  Gordon      4  und  6  a.  a.  0.;. 

6.  Teflklagen  ans  einer  SehaldarknBde,  die  willHliüch  iiiid  ra  dem 
Zwecke  jpde?!mal  im  Botracf  bis  .VHJ  Rubel  angestellt  werden,  um  die 
Zuständigkeit  des  Friedensgericbts  zu  begründen,  sind  unzulässig  {Qordon 
§  5  a.  a.  0.,  Borowikowski  a.  a.  0.  §  12). 

6.  Die  Verbindung  mehrerer  Klagen  miteinander  durch  gerichtlichen 
Beschluß  ändert  an  der  ursprünglichen  Zuständigkeit  des  Friedensgerichta 
nicht«,  sollte  auch  der  Streitwert  der  verbundenen  Klagen  500  Rubel  über- 
•tdgen  (Boroteikowski  a.a.O.  §  12»). 

7.  Nafh  Art.  404  des  rfrrichtsvcrfas;sung.«;gesotzes  ist  der  vereidete 
Rechtsanwalt  der  von  ihm  vertretenen  Partei  gegenüber  schadeusersatzpflicbtig 
wegen  begangener  Fehler  in  der  ProseßfShrong.  FQr  diese  Schadensersatz- 
klagen  ist  nach  dem  erwähnten  Art.  4(14  das  Gericht  der  TIau|)tsache  zu- 
ständig. Daneben  können  sie  aber  auch  bei  dem  örtlich  zuständigen 
Friedensgericht  oder  Bezirksgericht,  je  nacb  ihrem  Streitwert,  erhoben 
werden  {Borotcikowski  a.  a.  0.  §  13»). 

8.  (Zu  Ziffer  2.)  Die  hier  erwähnten  Schadensersatzklagen  sind  im 
Grunde  ebenfalls  Ansprüche  aus  Verbindlichkeiten.  Während  aber  die 
Verbindliebkelten  der  Ziffer  1  die  vertraglichen  und  persönlichen  nrnfassen,  . 

haben  die  Sohadensers;itzklagen  eine  Iii  chtsverletzung  (Artt.  644  ff.,  68411. 
Zivilkod.)  zur  Grundlage  ^außerkontraktliche)  \Holmsten  S.  öOi. 

U.  Die  SchadensansprUche  im  Vollstreckungsvcrfabren,  Artt.  ÖU6ff. 
ZPO,  fallen  nicht  nnter  Ziffer  2  {Borowikoioaki  §  18^  a.  a.  0.). 
Ebenso  fallen  nicht  unter  diese  Ziffer,  gehören  also  nicht  snr  Znttiodigkeit 
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der  Friedensgehcbte :  ScbadensansprUcbe  aus  der  VerleUaog  des  Utemiscbeo 
Bigentiuiii  (Art.  217)  und  bvb  BmltsstSraiifif  im  ImraoMlimtreeht  (Art  213). 

10.  Ergibt  sich  im  Laufe  des  Prozesses,  daß  der  Streitwert  Ruki 
übersteigt,  so  hört  damit  die  Zaständigkeit  des  Frit^deiisgerichts  aaf,  and 
es  muß  eine  solche  Sache  beim  Bezirksgericht  anhängig  gemacht  werden 
{Solmsten  S.  50,  Borowikowski  8  18^  a.  a.  0.,  Gordon  §  16  a.  a.  0 ). 

n  <7a\  Ziffer  ?,  )  >^a(<h  Art.  mi  Zivilkodpx  kann  der  BeHdisr^r  aaf 
Verlangen  des  BeleiditTton  zur  Zahlunt;  einer  Buße  von  1 — 50  Rubeln  Ytr- 
orteilt  werdt  n 

12  Zu  Ziffer  4.)  Unter  diese  Ziffer  fallen  alle  Besitzstrirungsklageu. 
die  eine  e ige iiui acht  ige  Besitznahme  unbt'weglicben  VermügtiUä  zum 
Gegenstande  haben.  Die  Eigenmächtigkeit  der  Besitznahme,  d.  h.  die  B»itt> 
nähme  durcli  li  n  I'eklagten  ohne  allen  Rerhts^rund  ist  Klagefondament. 
Liegt  der  Besitznahme  ein  vertragliches  Verhältnis  der  Parteien  tu  Uruode, 
IfC  sie  also  keine  eigenmftchtige.  so  ist  die  possessorisdie  Kbge  aas 
der  Ziffer  4  Art.  20  unhr£rrllndof  i Borowikowskt  §§  24,  25  a.a.O., 
Gordon  §§  21,  2ail  a.  a.  0.,  Issatschenko  S.831b).  Daher  gehören 
ExnÜMdoiuiklagen  aaf  Grand  Ton  Miete-  oder  PaclitTerträgen  is.  B.  wegen 
Ablaufs  der  Miets-  oder  Pachtzeit,  weisen  Xichtzahlunj;  des  Miets-  oder 
Pachtzinses  und  dergl.)  nicht  hierher;  solche  Klagen  haben  die  Verletzung 
eines  Vertragsverhältnisses  zur  Orandlage  and  gehören  zur  Zuständigkeit 
des  Friedensgerichts  (geiualj  Ziffer  1)  oder  des  Bezirksgerichts  (gemy 
Art  2!)2i.  je  nach  dem  Streitwert  (S.-E  vom  20  2.  02  Nr.  52  pro  1902i. 

Nur  die  Störung  des  faktischen  Immubiliurbesitzes  begründet 
die  Zaständigkeit  aas  Ziffer  4  Art.  29  [Borotcikotoski  §  19  a.  a.  0.. 
Gordoti  §  20  a.  n  0.  Anders  Hui  ins  fr  n  S  ä2,  der  gemäß  der  lUchU- 
sprecbang  des  Senats  bia  zum  Jahre  1873  alle  possessuriiücheu  Klagen, 
gleldiTiel,  ob  sie  sieb  auf  bewegliches  oder  nnbeweglidies  Vermögen  bezieben, 
unter  die  BestimmTinp  der  Ziffer  4  subsumiert  Geircnstand  der  richterlirheD 
Entscheidung  ist  ausschließlich  die  Frage  des  faktischen  Besitzes,  nicht 
des  Rechts  auf  den  Besitz  nnd  nicht  des  Eigentnms  (hinsiehtUeh  wddier 
Fragen  die  Bestimniiiniren  der  Ziffer  2.  3  und  Art.  ^^1  Ziffer  1  «He  Zaständigkeit 
regeln.  )  Das  Uericht  hat  hier  allein  festzustellen,  oh  vor  der  Bmtistorang 
das  fragliche  Grundstock  im  Besitz  des  Kl&gers  tick  befunden  bat,  gleich- 
viel ob  mit  Recht  oder  l'^nrecht,  ob  Beklagter  sich  eigenmächtig  den  Belitz 
angeeignet  hat  und  ob  seitdem  die  vorgeschriebenen  6  Monate  mcbt  ver- 
strichen sind.  Der  Beklagte  kann  daher  sich  nicht  damit  verteidigen,  itA 
er  ein  Recht  auf  den  Besitz  oder  selbst  sein  Eigentum  an  dem  weg- 
genomnienen  Ornndstürk  behauptet  und  beweist,  er  kann  nicht  einmal  eine 
Aussetzung  des  Verfall n  iis  bewirken,  wenn  er  dartut.  daC  er  wegen  An- 
erkennung dieses  seines  P«  >itz-  oder  Eigentumsrechts  bereits  Klage  erhoben 
hat:  Aufgabe  des  Orrii  lits  in  diesen  posses.^orisrhen  RichtsstreitiKkeifm  ist 
es,  den  früheren  ungestörten  Besitz  wiederherzustellen  \Borotcikotcski 
a.  a.  0.  §  82.  Gordon  a.  a.  0.  ^  20,  211  nnd  II,  241,  2&). 

13.  Die  Besitzstfirung  im  Sinne  der  ZiFf»  r  4  braucht  nicht  in  der 
gewaltsamen  Wegnahme  des  Grundstücks  zu  bestehen,  bie  kann  aach  viel- 
mehr in  solchen  eigenmächtigen  Handinngen  des  Beklagten  gefunden  werden, 
welche  den  ruhigen  ungestörten  Besitz  des  K]ä(fers  i)eeintruchti;_'eri.  so  z. 
B.  in  der  Errichtung  eines  Gebäudes  auf  fremdem  Grund  nnd  Boden,  in 
dem  AbrnShcni  ▼on  Gras  oder  Getreide,  in  der  Zuschflttung  eines  Orabn», 
in  der  Wegnahme  von  landwirtschaftlichen  Produkten,  Holz,  in  dem  Fisch 
fang  in  den  (lewässern  des  Klägers  und  dergl.  In  allen  diesen  Fällen  kann 
mit  der  Besitzstörungsklage  vor  dem  Friedensrichter  nicht  nur  die  Wieder- 
herstellung des  frllhcren  Znstandes,  sondern  auch  die  Wegnahme  des 
cigenmächrii,'  Ansreeicmeten  verlangt  werden  {Borowikowski  a.  a.  Ü.  §30, 
Gordon  a.  a.  U.      21  II,  25V.) 
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14.  Richtiger  Kläger  in  einem  solchen  Rechtsstreit  ist  der  faktische 
Besitser,  aach  wenn  er  sein  Beaitzrecht  nicht  ausübt,  oder  dessen  llecht«- 
nachfolger.  Bs  kann  demnach  auch  der  Pächter  oder  Natmiefier  gegen 
jeden,  der  eigenmächtig  seine  Besitzrechtc  stört  (nur  nicht  gegen  den 
Eigentümer,  cf.  Anm.  11)  mit  der  possessoriäcbcQ  Klagü  vorgehen  {ßo' 
TOioikoMki  a.  a.  0.  §  29,  Gordon  §  221,  cf.  Anm.  4  zu  Art.  4.)  Aach 
Ton  mehreren,  dio  ein  (inindstück  gemeinschaftlich  bt-sitzeii,  kann  dt»r  eine 
Besitzer  gegen  die  Übrigen  Mitbesitzer  die  possessorische  Klage  anstellen 
{BorowikoiOBki  a.  a.  0.  §  87,  Gordon  a.  a.  0.). 

I'ichtiRer  Beklagter  ist  derjenige,  dem  die  Besitzstörang  zur  La.st 
gelegt  werden  muß,  wenn  demnach  die  Besitzstörung  auf  Geheiß  eines 
Anderen  erfolgt  itt,  dieser  letztere  {Gordon  a.  a.  0.  §  23 la). 

1')  Die  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  fUr  BesitzstOrongsklagen 
ans  der  Ziffer  4  ist  durch  den  Streitwert  nichthodbiihkt  {BoTOteikotoski 
a.  a.  0.  §  20,  Gordon  a.  a.  0.  §  241). 

16.  Die  sechsmonatliche  Frist  wird  Ton  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  die  besitzstdrende  Handlung  begangen  ist,  und  bei  fortgesetzter 
Besitzstörung  von  dem  Tage,  an  welchem  die  letzte  Handlung  geschehen 
ist  {Borowikoioski  a.  a.  0.  g  81,  Gordon  a.  a.  O.  §  84  II).  Die  Ein» 
haltang  dieser  Frist  hat  Kläger  zu  beweisen  'Porotoikotcsk i  a.  a.  0., 
Qordttm  a.  a.  0.  §  241.)  Mach  Ablaoi  dieser  B  Honate  sind  die  posses- 
sorischen Klagen,  falls  ihr  Streitwert  ß001ln1)el  flherstei<2:t,  bd  dem  örtlich 
zustandikjen  Bezirksi^ericht  zu  erheben,  und  in  diesem  l-^alle  kann  Beklau'ter 
auch  sein  besseres  Besitzrecht  oder  sein  Eigentumsrecht  einredeweise  geltend 
machen  (Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  34,  Gordon  a.  a.  0.  §241II,ifo/m«/tfw 
S.  61 

Die  hier  bestimmte  Frist  von  6  Monaten  ist  eine  prozessuale  und 
wird  durch  die  Minderjährigkeit  des  Klägers  nicht  gehemmt  {Bvi  t,tc  /  k  o  ir  .s  k  i 
a.  a.  0.  §  21,  Gordon  a.  a.  0.  §  24  II,  cf.  Anm.  7  sa  Art   !!•  . 

17  (Zu  Ziffer  5.)  Von  dem  Rechte  auf  MitbenutznniEf  fremden  Kigen- 
tnms  (Servituten)  handeln  die  Artt.  433—451  des  Zivilkodex,  während  von 
den  Dienstbarkeiten  in  den  Artt.  453—466  a.  a.  0.  die  Rede  ist.  Die 
Rechte  auf  Mitbenutzung  fremden  Eigentums  können  allgemein,  d.  h.  *  ir 
alle  oder  für  eine  bestimmte  Kategorie  von  Personen  bestellen,  z,  B.  ein 
SlfentUches  Wegereeht  aaf  fremdem  Qnmd  nnd  Boden  (Artt.  433—441  a.  a. 
0  K  oder  nur  privater  Natur  sein  z.  B.  auf  Vortrair  usw.  beruhen.  Nur 
von  den  letzteren  Rechten,  den  privaten  Rechten  auf  Benutzung  fremden 
Eigentnms,  nicht  Ten  den  Dienstoarlteitett  und  nicht  Tom  allgemeinen  Recht 
der  Mitbenutzung,  ist  in  der  Bestimmung  der  Ziffer  h  die  Rede  Boro- 
loikowski  a.  a.  0.  4{§  35,  36,  Gordon  a.  a.  O  32i.  Von  den  Besitz- 
stömngsklagen  der  Ziffer  4  unterscheiden  sich  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Rechtsatreitigkeiten  wesentlich  dadurch,  daß  bei  (ien  ersteren  ausschlieülich 
über  den  faktischen  Besitz  entschieiUn  wird  if  Anm  12i.  während  die 
Rechtsstreitigkeiten  um  Benutzung  fremden  ürundeigeiitums  das  Benutzungs- 
recht tellist  xum  Gegenstande  haben  (Borowikotcski  a.  a.  0.  §  38, 
Gordon  a.  a.  0.  ^  33i. 

18.  Von  der  einjährigen  Frist  der  Ziffer  5  gilt  das  von  der  sechs- 
monatigen Frist  der  Ziffer  4  (cf.  Anm.  16,  Boroufikotcgki  a.  a.  0.  §  87, 
Gorrlnii  a.  a.  0.  >;  31). 

19.  Eine  Ausnahme  von  der  Bestimmung  des  Art.  2i^^  bildet  Art.  31^ 
(of.  Anm.  4  an  Art.  31). 

20.  (Zu  Ziffer  6  Die  Gesuche  um  Sicheruniz  des  Ph  weises  können 
sich  auf  Rechtsstreitigkeiten  aller  Art  beziehen,  auch  auf  solche,  die  zur 
Zuständigkeit  der  Bezirksgerichte  geht^ren  (Borowikowsfci  a.  a.  0.  §  43, 
Gordon  a.  a.  O.  §  43). 
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30.  ist  (durch  Gesetz  vom  21.  12.  87)  aafgehoben. 

31.  „Zur  Zuständigkeit  des  Frirdi  nsrichter-s  gohiiren  nicht: 

1.  Rechtsstreiticfkfif'M!  wt^ron  dcä  Eigentumsrechts  o(l<'r  des  an! 
einen  forraelleu  Akt  gegründeten  Besitzrechts  an  unbeweglichem 
Vermögen ; 

2.  RecbtBstreitigkeiten,  wdohe  nüt  dem  Intflnsse  der  StMlikun 
verbunden  sind,  mit  Avanahme  detjenigen  wegen  HentcUnng 

des  u<-stnrt('n  BrsitzeB  and  der  Klagen  wegen  Bntechädigung 
für  durch  Abwiidt  ii  vcrnrsachten  Schaden  und  für  andere  Be- 
schädignntrcn  ;in  staatliclien  Ländereicn  im  Yerwaltiinsrsbercirh 
des  Miaiütcriums  des  St ;iats Vermögens,  wenn  sie  den  Betrag 
von  5ÜU  Kübel  niclit  übeiäteigeu; 
8.  Re(^t8itieitigkeiten  i wischeo  Landbewohnern,  weldie  tax  Ze> 
sUndigkeit  ibrer  besonderen  Gericbte  geM^ren,  es  eei  denn,  ist 
awischcn  dem  Kläger  und  dem  Beklagten  eine  Vereinbarung 
getroffen  ist,  Klagen  dieser  Art  der  Prflfong  dorch  den  Fiiedens- 
richter  zu  unterworfen; 
4.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  Privil^ien  auf  Entdeckongeo  und 
Erfindungen. 
Anmerkung: 

Das  Ministerium  de«  StaatarermSgens  ist  in  das  Ministeriiun  der  Land- 
wirtschaft und  des  Staatsvcnnögens  umgewandelt  worden.  Diese  Amnerkoiif 
besieht  sich  auch  auf  Art.  1616." 

Anmerkungen : 

1.  (Zu  Ziffer  1.)  Rechtsstreitigkeiten,  die  das  Eigentumsrecht 
an  Immobilien  zum  Geirenstand  haben,  sind  überhaupt,  und  solche,  deren 
(lesjenstand  das  Besitzrecht  i^'utzungs-  und  Verwaltuiigsicoht^  ist.  in  dem 
Falle  der,  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte  entzogen,  wmn  dieses  öcfc 
auf  einm  f.irmellen  Vertrag  grflndet  iBortncikotcski  a.a.O.  ^  1  " 
Art  Hl,  Qordon  1  zu  diesem  Art.\  wub<?i  zu  bejiurken  ist.  daß  ein 
priTatschriftUchcr,  selbst  vor  Gericht  anerkannter  Vertrag  keine  formale 
Akte  im  Sinne  der  Ziller  1  darstellt  {BoroiiBikow9ki  a.  a.  O.  $  2). 

2  Nur  Kt  elitsstrritigkeiten.  welche  das  Eiirentums-  oder  BesitzrerM 
an  (irundstUcken  zum  Gegenstände  haben,  fallen  anter  die  Bestimuang 
des  Art.  81  Ziller  1.  Es  i^ren  aber  nlcbt  bierhcr  Klagen  auf  ErfBlIoiig 
vertraglicher  Verbindlichkeiten,  sollten  sie  auch  auf  ein  Grundstück  Pxznf 
haben,  so  z.  B.  die  Klage  auf  Vertragserfüllung  bezütrlich  eines  znm 
bmch  verkauften  Hausos.  oder  hinsichtlich  des  auf  dem  Ualme  verkauften 
Getreidee,  oder  wegen  eines  zum  Abholsen  Terkanften  Waldes;  femer  alle 
Klagen  aus  Miots-  und  Pacht vertrilL'en.  so  auch  daraus  henrorgebende 
Exmissionsklagen:  ebenso  llypotbekiukla^eu  (Klagen  aus  Utui  Pfandrer- 
tng«  über  ein  GrondstQck).  Fiir  alle  diese  Rechtsstreitigkeiten  sind  die 
allgemeinen  Hestimmuntren  ül  •  r  <Ii,  Zu-f  iuidiirl^eit  maßgebend:  sie  geboren 
vor  das  Friedensgericht,  wenn  ihr  Mrciiweri  nicht  über  500  Kubei  beträgt 
lArt.  29>).  andernfalls  Tor  das  Beacirksgertcbt  (Art  80d^  iBorotcikoMUki 
a.  a.  0.      ;?.  ö.  lO.  n.  12.  \X  24.  li^K  Gonlnn  a.  a  0.  §  3  h. 

3.  Hechtsstreitigkeiten  wegen  dinglicher  Rechte  an  Grundstücken 
bftren  in  awei  Fallen  zur  Zuständigkeit  der  Friedensgerichte:  wenn  « 
die  Wiederherstellang  des  gestörten  Besitzes  'Art.  29*^  oder  daa  V^**^ 
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Mitbenatzangsrecht  an  einem  fromden  Grundstiirk  Art  29h  zum  Gegen» 
Stande  haben  {Borowikotcski  a.  a.  U.  g  4,  Gordon  a.  a.  O.  II). 

4.  (Zu  Ziffer  8.)  Die  liier  Ketroffene  BeeUmmiing  bildet  eine  Ans- 
nähme  von  der  Bestimmnnc;  der  Ziffer  ö  Art.  29:  Reclit'^^-^tri  iti^rkeiten 
wegen  des  Kechts  der  Benutzung  fremden  GrandeigentiiittS  sind  den  Frieden»- 
K'tTioliteB  entEogen,  sofern  sie  mit  ebient  Interesse  der  Staatslnune  ver* 
liundtn  sind  uf.  aiirh  Art.  12HH\  Andererseits  bestimmt  aber  Art.  1310, 
daß  Besitzstörungsklagen,  selbst  wenn  sie  mit  einem  Interesse  der  Staats- 
kasse Terbnnden  sind,  also  wo  die  Staatskasse  Partei  ist,  zur  Zuständigkeit 
der  Friedensgerichte  gehören,  sofern  seit  dem  Akte  der  fiMitSBtöning  nicht 
mehr  als  6  Monate  verstrichen  sind. 

5.  Recbtsstreiiigkeitcn  sind  daim  mit  dem  Interesse  der  Staatskasse 
verbanden,  wenn  die  Staatskasse  im  Prozesse  als  Partei  (Kläger  oder  Be* 
kbi((ter'  anftritt.  Wenn  aber  die  Staatskasse  in  einen  selion  schwebenden 
PruzcU  aU  Litisdennnziat  eintritt  und  sich  einer  der  Parteien  anschliebt 
(Art.  658  ff.),  so  kann  dies  in  der  ProseSlage  nichts  indem  nnd  die  Zn- 
stHndiu'keit  des  Friedens-rericbts  nicht  beeeitigen  (fioroutiko^ski  %.%.0. 
§  44,  Gor  (Ion  a.  a.  U.  g  4). 

6.  Die  KUlster  und  Kirchen  eind  hier  der  StutdcMse  gleich  gestellt 
[Borotcikotcf^ki  a.  a.  0.  88.  31)),  nicht  aber  die  Stadt-  und  Semstwo- 
verwaltungsbehörden  (&.  a.  0.  §  42).  Ausdrücklich  auegenommen  von  der 
Bcstinunnng  der  Ziffer  2  sind  die  staatlichen  BismlwhDTenraltangen,  für 
deren  Rechtsstreitigkeiten  die  allgemeinen  Bestimmongen  Aber  die  Zn- 
stindigkeit  maßgebend  !?ind  (Art.  1289  Anni  2V 

7.  (Zu  Ziffer  3.)  Diu»  Einverständnis  der  Parteien  mit  der  Zuständig- 
keit des  Friedensgericbts  ist  anzunehmen,  wenn  vor  Verhandlung  zur  Haupt- 
sache die  Unznstftndiukeit  nicht  eingewendet  worden  ist  {Borowikowaki 
a.  a.  0.  8  45,  Gordon  a.  a.  U.  §  8;  cf.  auch  Art.  228). 

8.  Fttr  die  bänerlicben  Angelegenheiten  nnd  Beehtistreitigkeiten  sind 
durch  Gesetz  (Bes.  Beibaire  z  n«  s  betr.  die  Stände,  Swod  Sakonotc  Bd.  IX 
Ausg.  1902)  besondere  üerichte  Lrescbaffen.  Was  insbesondere  die  bürger- 
Ücben  Rechtsstreitigkeiten  anlangt,  so  sind  sie  in  den  Artt.  124 — 142, 
166—178  des  Ges.  a.  a.  0.  behandelt.  Nur  Stn  itigkeiten  der  Bauern  unter 
einander  gehören  zur  Zuständigkeit  der  l)esonderen  bänerlirhen  Gerichte. 
Für  Streitigkeiten  dagegen  dei  Bauern  itiil  l^ersuueu  uiciitbauerlicben 
Standes  sind  die  ordentlichen  Gerichte  snstftndig  {Borotpikow9ki  n.  a.  0. 
g§  47-49,  Gordon  a.  a.  0.  §  7). 

32.  yDie  Klage  ist  bd  dem  Friedensrichter  einsvelehenf  in  dessen 
Besirk  der  Beklagte  seinen  Wobosits  oder  seinen  saitweiligen  Avf enthalt  hat." 

A  n  in  e  r  k  n  n  g  e  n : 

1.  i.'ber  den  Wohnsitz  cf.  Artt.  204,  20ö  und  die  Anmerkungen  dazu, 
cf.  auch  Art  2ia 

2.  Die  mf&Uige  Abwesenheit  des  Beklagten  von  seinem  Wohnsits 
ändert  nichts  an  der  Znständiirkeit.  sie  beseitigt  nicht  die  dnrch  diesen 
begründete  Zuständigkeit  [Boi  otcikvwski  §  1  zu  Art.  32,  Gordon  §  1 
so  diesem  Artikel). 

8.  Für  unter  Vormundschaft  stehende  Personen  wird  die  Zuständigkeit 
dnrch  den  Wohnsitz  ihres  Vormundes  begründet  {Ho husten  S.  <>U). 

4.  Der  zeitweilige  Aufenthalt,  durch  den  die  örtliche  Zuständigkeit 
in  derselben  Weise  begründet  wird,  wie  dnr<  h  ii<>n  Wohnsits  des  Beklagten, 
setzt  einen  läncreren  Auf«  tirhalt  zu  geschäftlichen  Zwecken  vnrans  nnd  ist 
verschieden  von  ;,deni  zufuUigeu  Aufenthalt  auf  der  Durchreise,  der  die 
örtliche  Zustttndigkeit  nicht  begründen  kann"  {HolmBien  8.  62). 
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5.  Die  etwaige  Uiutast&odigkeit  uiuU  von  der  Partei  eingewendet 
werden,  von  Amte  wegen  prAft  eie  das  Geridit  nicht  {Gordon  «.  a.  0. 9  2). 

33.  ..Die  klage  ^rm-n  mehrere  Beklagte,  welche  in  vprsrhiedenfU 
FriedetiHgcrichtsbezirken  wohnen,  ist  bei  dem  Friedensrichter  eines  dieser 
Bezirke,  nacli  Wahl  des  Klägers,  einzureichen." 

Anmerknngen: 

1  Was  in  diesem  Artikel  vom  vers(  hicdcntn  Wohnsitz  bestimmt  ist, 
gilt  auch  vom  zeitweiligen  Aufenthalt,  da  nach  Art.  32  der  letztere  bin- 
sichtlich  der  Begründung  der  örtlichen  Zuständigkeit  dem  Wohnsitz  voll* 
kommen  gleichgestellt  ist  [Bot  <,  tr  i kow9ki  §  1  SQ  Art.  83*  Oordon 
1  zu  diesem  Art.,  rf  ;iuch  Art.  218». 

2.  Wenn  der  eine  von  mehreren  Beklagten,  in  dessen  Bezirk  die  Klage 
erholmi  ist,  nach  Klageerhebung  als  Partei  anaecheidct,  weil  er  nachweist, 
daß  pr  gar  nicht  di-r  richti^'e  BtkUik'te  ist.  .so  wird  hierdurch  im  übrit:<'n 
die  Zustüudigkeit  des  für  äciaen  Bezirk  gewählten  Friedensrichters  oicht 
Unf&llig  {Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  2,  Oordon  a.  a.  0.  §  2>. 

'V  Das  Wahlrecht  des  Klägers,  unter  mehreren  Beklaf^ten  das  Ciericht 
des  Bezirks  eines  von  ihnen  zu  wählen,  liegt  nur  dann  gemäß  Axt.  33  vor, 
wenn  die  Haftung  der  mehreren  Beklagten  anf  Vertrag  oder  geeetilieher 
Verpflichtung  beruht  und  nicht  nachträglich  vom  Kläger  künstlich, 
vielleicht  bebule  Änderung  der  g^ebenen  Zuständigkeit,  hergestellt  ist 
So  kann  t.  B.  der  Kiftger.  der  omie  Znetimmnng  des  Schuldners  die  B(iif> 
Schaft  eines  Dritten  für  die  Schuld  übernommen  hat,  wodurch  dieser  Mit' 
verpflichteter  des  Schuldners  geworden  ist,  sich  nicht  auf  das  Wahlrecht 
des  Art.  33  berufen :  er  kann  nicht  seine  Klage  gegen  beide  Verpflichtete 
nach  der  Zuständigkeit  des  Bürgen  anbringen  und  so  die  für  den  iSeiiuI  iDer 
?ps(>t7:1irh  begründete  Ziistriiidip:keit  willkürlich  ändern  {Borowiküwski 
i}  3  zu  Art.  21«,  Gordun  a.  a.  0.  §  3i. 

34.  ..Klagen  wegen  Ilerstellunii;  des  gestörten  B»sit/es.  wegen  d« 
privaten  Mitl>enut.7iin(rsrecht8.  wegen  h'lurbesrhädiu'nng  und  durch  Staauag 
veraidaliter  Überscinv.tiuinunff  nnd  überhaupt  wcL'en  des  Ersatzes  von  Schaden 
au  Grundstücken  werden  nach  der  Zuständigkeit  dea  Ortes,  wo  das  betreffende 
Qrandstttdc  sieh  befindet,  erhoben.  Klagen  einer  EisenbabnTerwaltmig  gegen 
Qnindbesitser  an  der  Eisenbahnlinie  wegen  Abtragung,  Versetaong  m 
BanUehkeiten,  Lagerräumen,  Ausschachtungen  und  Setzlingen  werden  nsch 
der  Zuständigkeit  des  Ortes,  wo  das  absutragende  oder  au  reneUende 
VermSgensobjekt  sich  befindet,  erhoben  " 

Anmerkungen: 

1.  Die  hier  erörterten  Rerhtsstreitigkeiten  sind  (nach  dem  Orundssts 
des  Art.  213i  dem  forum  rei  sitae  zugewiesen,  weil  sie  gewöhnlich  mit 
einer  Feststellung  des  Tatbestandes  an  Ort  und  Stelle  nnd  einrr  Orts- 
besichtigung verbunden  sind  und  daher  weit  bequemer  von  dem  Friedens- 
richter behandelt  werden  können,  in  dessen  Bezirk  das  Grundstück,  welches 
GcL'enstand  der  Kla^e  bildet,  sieb  befindet  ^Motive  bei  Gordon  an  Art.  34, 
Uolmsteti  S.  63;. 

8.  Hat  eine  BesitcstOrangsklage  eine  Servitut  zur  Grundlage,  die 
auf  mehrere  in  vi  r'^f'hiedenen  Friedensgerichtsbezirken  l>tlei:ene  Gnni<lhtücke 
sich  bezieht,  so  ist  jedes  Friedensgericht  von  den  in  Betracht  kommende 
Bezirken  xustAndig  {Borowikoweki  §  1  su  Art.  34,  Qordon  S  2  sn 
diesem  Artikel). 
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8.  Als  Schadensersatzklage  wegen  Schadens  an  einem  Grundstücke 
im  Sinne  de»  Art.  34  ist  nicht  anzusehen:  die  Klage  eines  Pächters  gegen 
den  Grundeigentumer  wegen  Zahlung  einer  Konventionalstrafe  {Boruui- 
kotcski  a.  a.  0.  §  2,  Gordon  a.  a.  0.  §  .'Vi;  äk'  Klat^e  des  Käufers 
eines  Grundstücks  gegen  den  Verkäufer  auf  Zahlung  vun  Schadensersatz 
wegen  eines  Hangels  in  quanto  an  dem  verkauften  Grnndttllek  (Boroin- 
kotcski  a.  a.  0.  §3).  Diese  Klagen  sind  Vcrtraesklairpn,  wenn  "^ti'  uich 
auf  ein  Grundstück  Bezug  haben;  es  tinden  daher  die  aligemeiuen  Be- 
stimmnngen  filier  die  Ortliebe  Zuständigkeit  tnf  de  Anwendung  (Artt.  32, 83). 

34'  Kl  iL'M  auf  Wiederherstellung  des  gestört« n  Iksitzes  au  Gold- 
graben aut  Landureien,  welche  dem  Beklagten  nicht  zu  Eigentum  gehören» 
und  ftberliMipt  raf  Scbadenseiaats  wegen  ScIwdenMafUgung  auf  einer  soldien 
Grabe  weiden  nach  der  Znstladigkeit  des  Ortes,  wo  die  Qrabe  sieb  befindet, 
angebradit" 

Anmerkung: 

Goldgruben  werden  als  Zubehör  des  Grund  und  Bodens  angesehen 
und  teilen  die  ZnetKadigkeit  der  Hanptsaciie  (Holms t€n  S.  68). 

35.  „Klagen  gegen  Aktiengesellschaften,  Gesellschaften  und  Genossen- 
schaften werden  vor  demjenigen  Friedensrichter  erhobeOr  in  dessen  Besirk 
deren  Yerwaltiing  oder  Firma  ihrett  Sita  hat.'* 

Anmerkungen : 

1.  Für  tlie  Bezirksgerichte  ist  die  gleiche  Bi-stinimung  in  Art  220 
enthalten.  Die  Bestimmung  des  Art.  34  bleibt  durch  die  Vorschrift  des 
Art.  35  nnbertthrt:  für  die  Klagen  ans  Art  34  bleibt  das  Gericht  der 
belegenen  Sache  zn ständig,  auch  wenn  sie  sich  gegen  eine  Gesellschaft 
richtet  {Borowikotoski  §  4  zu  Art.  34,  §  1  zu  Art.  22U;  Gordon 
§  1  an  Art  290). 

2.  Filr  Klagen  gegen  auslämlische  Geselhchaften.  deren  Verv.  riltnnn 
oder  Firma  im  Auslände  sich  betiudet,  bestimmt  sich  die  Zuständigkeit 
nicht  nach  diesem  Artikel,  sondern  nach  ander»  Vorschriften,  so  nadi 
dem  Wohnsitz  <Ie»  Agenten,  dem  Sitz  der  Filidverwaltnng  gemftft  Art.  36 
(cf.  Artt.  36,  220,  221  and  die  Anmerkungen). 

86.  „Klagen  gegen  Aktiengesellschaften,  Gesellschaftai  and  Qenossen« 

sdiaiteii  aas  Verträgen,  die  mit  ihren  örtlichen  Kontors  oder  Agenten  ge- 
schlössen  sind,  werden  erhoben :  entweder  nach  der  Zuständigkeit  des 
Ortes,  wo  diese  Kontors  oder  Agenten  sieh  befinden,  oder  des  Ortes,  wo 
die  HauptTerwaltung  oder  die  Firnui  ihren  Sitz  hat.** 

Anmerkungen: 

1.  Dieselbe  Bestimmung  wie  hier  enthält  der  Art.  221  für  die  Bezirks- 
gerirhtc.  Wegen  ausländischer  Gesellsrhuftm  rf.  Anm.  2  zu  Art.  35.  Wo 
der  Agent  sich  befindet,  d.  h.  wo  der  Agent  seinen  Wohnsitz  hat;  der 
zeltw^ge  Anfenthalt  (Art  32)  begrOndet  hier  die  Znstftndigkeit  nicht 
{Qordon  §  1  zn  Art  221k 

2.  Für  Klagen  gegen  fiisenbahngesellschafteu  konkurriert  nach  Art.  127 
des  Bisenbahngesetaes  [Swod  Sakonout  Bd.  XII  T.  1  Ausg.  1886  in  der 
Fassung  von  1893»  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  mit  den  Ort^n  des  Sitzt  s 
der  Hauptverwaltung  und  der  Zweigverwaltung  auch  noch  das  Gericht,  in 
dessen  Bezirk  die  Absendungsstation  sich  befindet:  unter  allen  diesen 
Gerichten  Ininn  der  KUger  wftblen. 
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36V  ..Klagen  aus  VerdingungsverträErpn  mit  landwirtschaftlichen  Arbei- 
tern können  bei  dem  nach  dem  Orte  der  Erfüllung  des  Vertrags  zostaadigai 
Gericht  eriroben  werdeiL" 

Aniiio  r  kung: 

Die  Zuständigkeit  ans  Art.  86^  ist  nur  eine  Spezialbestimmung  der 
allgemeinen  Vorschrift  des  Art.  200,  wonach  filr  Rechtsstreitigkeiten  m 
Verträgen  das  Gericht  zuständig  itt,  in  denen  Beiirk  der  Vertrag  n 
erfttUen  war  {Molmaten  6.  65). 

36*,  „Eine  Klage  gegen  einen  Gewerbetreibenden  des  fioldsuckr* 
fjewerbes,  welche  nai  li  den  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Zustiinilii:kt:it 
nach  dem  Orte  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  zu  erheben  ist,  kann  aacbdm 
Orte,  wo  der  Goldfundort  sich  befindet,  erhoben  werden." 

37.  „Filr  die  Verhandlung  einer  Sache,  für  deren  Zuständigkeit  der 
Wohnort  oder  der  Anfentheltsort  des  Beklagten  entscheidend  iat,  mAik 
Putöwi  ein«  der  ehrenamtliehen  oder  BesirkaMedoiaricbter  je  nadi  thm 
Wahl  znlolge  getroffener  Übereinkunft  anzogehen  heredittgt.*' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Vereinbarung,  (Prorogation  des  Forums)  kann  auch  in  der 
Welse  erfolgen,  daB  die  Partei  ridi  Torbehilt,  die  ans  einem  bestimmteo 
Vertrage  etwa  hervorgehenden  künftigen  Rerhtsstreiti^'keiten  vor  ein 
Gericht  «.erster  Instanz  and  gleicher  Art),  welches  sie  sich  auswählen 
werde,  znr  Entscheidung  cn  bringen  {Borotoikowski  zn  Art  37, 
G(ii(li)n  %  1  zu  diesem  Artikel i.    Die  Vereinbarung  kann  auch  still- 

.  schweigend  geschehen,  wenn  der  Beklagte,  ohne  die  Unzuständigkeit  des 
angerufenen  (an  sicli  nnznst&ndigen)  Gerichts  einzuwenden,  sich  in  die 
Verhandlung  rar  Hauptsache  einläßt  {HolmBten  S.  69,  of.  Anm.  7  zu 
Art.  31). 

2.  Die  vertragliche  Vereinbarung  des  Gericht^i  hat  die  Bedeutung, 
daß  das  vereinbarte  Gericht  ausschliefilich  zuständig  ist,  und  dsil 
daneben  nicht  das  G»  rieht  des  Wohnortes  oder  Aufenthaltsortes  des  Be* 
klagten  vom  Klägt-r  anu'enifen  wcitien  kann  (ffoimutc/t  6.  10). 

3.  Für  Rechts.sf  reitiL'kciten,  die  eine  unbewegliche  Sache  znm  Gegen- 
stande haben  (Alt.  .'51 'i.  ibt  das  Gericht  der  belegenen  Sache  ansseldießlifh 
zustundig;  es  kann  durch  Prorogation  nicht  beseitigt  werden  {.Gordou 
a.  a.  0.  §  2,  ef.  Art.  828). 

38.  „Eine  Widericlage,  welche  zor  Znstftndigkeit  des  Friedensgerichts 
gehört,  ist  von  demselben  Richter  zn  entscheiden,  vor  welchem  die  Klsge 
erhohen  ist." 

Anmerkungen: 

1.  Über  Klage  nnd  Widerklage  ist  zusammen  zu  erkennen  (ßor^ 
wikowük i  §  1  zu  Art.  3^<>.  Nach  erhobener  Widerklage  muß  über 
dieselbe  entschieden  werden,  und  der  l^mstand.  daß  der  Kläffer  seine  Klag« 
zurückuenonimen  hat,  ist  für  die  Entscheidung  über  die  Widerklage  da- 
flnßb>>  {liotoicikotcski  a.  a.  0.     2.  Gordon  8  2  zu  Art.  38). 

2.  Kine  Konne.xität  zwischen  Klage  und  Widerklage  (Art.  39)  ist 
nicht  eriorderlit  Ii :  die  Klage  brauclit  mit  der  Widerklage  gar  nicht  im 
Zusammenhang  zu  stehen  und  kann  örtlich  vor  ein  anderes  (gleichartiges) 
Gericht  znstftndig  sein  {Borowikowtki  a.  a.  0.  §  1,  cf.  Art.  340). 

39.  «Wenn  die  Widerklage,  die  mit  der  Klage  eng  verbanden  ist,  imc1> 
ihrem  Streitwert  znr  Zuständigkeit  des  Friedensrichters  nicht  gehört,  » 
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stellt  der  Kicliter  das  Verfahren  ein  und  stellt  den  Parteien  «nlieim,  sidi  na 
das  Besirkegericbt  sn  wenden  " 

Anmerkungen: 

1.  Die  Einstellnng  des  Verfahrens  erstreckt  sieb  nach  an!  die  Klage, 
aber  nur  unter  der  Voraussetzung  ihres  engen  Zusammenhanges  (der 
Konnexität)  mit  der  Widerklage,  deren  Streitwert  die  Zustilndigkeit  des 
Friedensgericbts  (5(JÖ  Rubel)  übersteigt.  Fehlt  die  Konnexität,  so  hat  das 
Friedensgericbt  Aber  die  Klage  zu  entscheiden  [Boroteikotcski  ^  2  zu 
Art.  39)  Ebenso  findet  der  Art.  3!'  k»  ino  Anwendung,  wenn  die  Wider- 
klage nicht  dem  Streitwerte  nach,  bundtru  ihrem  Gegenstande  nach  (z.  B. 
wenn  es  ein  Immobile  betrifft)  zur  Zuständigkeit  des  niedensgericbts  nicbt 
gebört;  auch  in  diesem  Falle  itnii;  über  die  KIa$;e  entschieden  werden 
(Boro^ikoioski  a.  &.  0.  g  7,  Gm  dun  g  1  zu  Art.  3U). 

%  Der  Streitwert  der  Widerklage  maß  fttr  sieb  SÜÜ  Rubel  flber- 
st«'iü;fn,  wenn  hei  v  irhindcnr-r  Knnnexit.it  dt^r  ,\rt  "''f  :inwendb.ir  sr-in  huH. 
£in  Zusammenrechnen  des  Ubjekts  der  Klage  und  der  Widerklage  tindet 
Bidit  statt  (BorowikowBki  a.  a.  0.  $  1.  Gordon  a.  a.  0.). 

3.  Das  VorhundeiiM-in  einer  Koinuxitiit  /wischen  Klage  und  \\'idt'r- 
klage  bat  das  Gericht  von  Amts  wegen  festzustellen,  auch  wenn  die  Par- 
teien einen  Einwand  nacB  dieser  Ricntnng  nicht  erheben  {Gordon  a.  a.  O. 
§  2).  Da  die  Erhebung  einer  Widerklage  in  der  Benifungsinstanz  überhaupt 
nicht  zuliissig  ist  rf.  Arirn  3  zu  Art  12),  so  hat  sie.  wenn  sie  dennoch 
erhoben  wird,  die  Anweiiduiig  ded  Art.  39  nicht  zur  Folue;  das  Gericht 
hat  sie  unbeachtet  sn  lassen  nnd  Uber  die  Klage  sn  entscneiden  {Issat- 
schenko  S.  332> 

4.  Hat  das  Frit'dciisgfrielit  in  (icniüliheit  des»  Art.  39  das  Verfahren 
eingestellt,  so  hat  die  Partei  selbst  das  Bezirksgericht  anzurufen,  eine 
t'hcrwrisiin;;  der  Sache  seitens  des  Friedensgerichts  lindi  t  selbst  auf  Antrag 
nicht  statt.  Der  Kläger  braucht  in  diesem  Falle  nicht  abzuwarten,  bis 
der  Beklagte  seine  Vnderklage  beim  Beslrksgericbt  erbebt,  er  kann  Tiel* 
mehr  selbst  seine  Klape.  ob^rleieh  ilir  Objekt  unter  r){)i)  Rubel  ist,  beim 
Bezirksgericht  erheben  {Boroteikotcski  a.  a.  U.  §  6,  Gordon  a.  a.  0.  3). 

40.  yZaständigkeitsstreitigkeiten  (Kompetenzkonflikte)  zwischen  Friedens- 
lichtem  werden  von  der  Frieden.^rirhtorven)ammlang  des  Bezirks  entschieden." 

Anmerkung: 

IMe  Artt.  40—43  regeln  das  Verfahren  beim  Vorhandensein  eines 

Rechtsstreits  über  die  Zuständigkeit  oder  eines  Koiiipctenzkoiiflikts  zwisrlu n 
den  friedensgerichtlichen  Institutionen.  Ein  Kompetenzkonflikt  liegt  dann 
ror,  wenn  zwei  Gerichtsbehörden  oder  eine  Gerichts-  nnd  eine  Verwaltungs- 
IX'bOrde  beide  sich  in  einem  Rechtsstreit  für  zustündig  erklären,  oder 
beide  ihre  l^nzti.ständigkeit  aussprechen.  Im  ersteren  Falle  liegt  ein  posi- 
tiver, im  zwtitt'U  Falle  (wo  alle  Gerichte,  an  die  jemand  sich  mit  einer 
Klage  wendet,  dieselbe  wegfn  I'nzuständigkeit  nicht  annehmen)  ein 
negati?er  Kompetenzkonflilct  vor  {Holms ten  S.  76,  cL  Art.  229 ff.). 

41 .  , Kompetenzkonflikte  zwischen  Friedensrichtern  verschiedener  Friedens» 
gerichtsbezirke  werden  von  der  Friedensrichtew«  isamnilung  desjenigen  Beairks 
entschieden,  in  welchem  die  Sache  zuerst  anhängig  geworden  ist." 

42.  , Kompetenzkonflikte  zwisicbcn  FriedensrirbtfTversamniliinsen.  oder 
zwischen  einem  Friedensrichter  oder  einer  FriedensrithterveröaiuiulunL^  rimr- 
seits  and  einem  Besiricsgerioht  andererseits  werden  von  dem  Appellhu)  ent- 
schieden, In  dessen  Besirk  die  Sache  zuerst  anhängig  geworden  Ist.* 
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Anmerkungen: 

1.  Die  Entscheidung  einer  Friedensrichterversammlung  über  ihre  Un- 
zuständigkeit entgegen  dem  Beschluß  des  Appellhofs  ist  iii<Ait  mit  der 
Kassatioiisbeschwerde  anfechtbar,  sundeni  in  dem  für  Kompetenzkonilikte 
vorgeschriebenen  Verfahren  zu  erledigen  (Borowikotcski  xu  Art.  43, 
Gordon  §  1  zu  Art.  42).  Der  Antrag  mn  Anweisung  des  rastladigeii 
Geiichts  ist  in  diesem  Falle  bei  dein  -\j)i)ellhof  zu  stellen  {Gut  (Ion  a.  a.  0). 

2.  Ein  Kompetenzkonilikt  zwischen  der  FriedeDsrichterrersanimlaog 
und  einon  GemdndMericlil  (Ar  binntidie  Anodtfenkeiten,  cf.  Anm.  8  in 
Art.  31)  wird  Ton  oem  flbeifeordneten  Appcuhof  entschiedttn  iGordon 
m.  a.  0.  §  2). 

42  ^  .In  d^n  <  >rt*>n,  wo  das  <J»^sotz  bctroffend  die  ländlichen  Bezirks- 
komruissare  tingeluhrt  ist,  werden  Kompetonzkontlikte  zwischen  Landschaits- 
kommissaren,  ätadtrichtern  oder  KreisversammlungeQ  einerseits  und  den 
friedensgeridiÜiGlieB  InititaUoBen  oder  den  KzeiBmitgliedem  der  Betirln- 
Igeridite  andererseita  Ton  dem  Beiirksgerlclit  «ntaehieden,  in  denen  Beiirk 
die  Sache  nieret  anhängig  geworden  ist,  wobei  an  der  Besetcong  den  Geridits 
der  Vorsitzende  Krdsywsammlnng  des  Ortes  tdlnimmt»  wo  das  Oerieht 
seinen  Sita  bat.^ 

Anmerkung; 

Ptlr  die  ländliche  Bevölkerung  sind  durch  Gesetz  vom  12.7.81) 
(jetzt  Besondere  Beilage  ztim  Gesetz  betr  die  Stände  ITT  Buch  Stcod 
Sakottotc  Bd.  IX,  Ausg.  i8i*i)  in  der  Fassung  von  liUrii  unter  Auüerkraft- 
setzung  der  friedentgerlchtlidien  Institutionen  besondere  BebSrden  geschaffeD, 
welche  administrative  und  riohterliclie  Funktionen  in  sich  vereinigen.  Der 
Landkreis  (unter  Aosschluli  aller  ätüdte  und  stadtäbniicher  Ortadiaften) 
wird  naeb  diesem  Geeets  in  dne  Anatabl  von  landscbaftlieben  BesfrVoi 
eingeteilt  und  je  einem  ländlirlu  n  Bezirkskommissar  nnter.stellt.  Die  LLtiid- 
sclrnftsbezirkskommissare  eines  Kreises  bilden  eine  Kreisversamuüuug.  Im 
Übrigen  ist  das  Verfahren  analog  demjenigen  vor  den  Friedensrichtern  nnd 
den  Friedensrichten  ersammlungen  und  ist  in  einem  besonderen  (icsctz  vom 
2f)  12.  89,  Ausg.  1892  in  der  Fassung  von  1902  (jetzt  im  Siood  Sakomw 
Üd.  XVI  T.  1)  dargelegt  (cf.  Art.  29  Anm.  und  Einleitung). 

43.  (Gesuche  um  Anweisung  deb  zuständigen  Friedeuärichters  oder  des 
snst&ndigen  Qericbts  werden  bei  einem  derjenigen  Qericbte  eingereicbt^  anter 
denen  der  Kompetenskonflikt  benrorgetreten  ist.  Das  Oesncb  wird  nebst 
einer  Erklärung  demjenigen  Gericht  zur  Prüfung  übersandt,  welches  gemäß 
den  vorstehenden  Artikeln  zur  Entscheidung  über  den  Kompetenzkonilikt 
berufen  ist ;  das  Yerfabren  wird  inzwischen  bis  sor  Entscheidong  des  ent- 
standeneu Konipetenzkonflikts  ausgesetzt " 

Anmerkung 

Alle  Angelegenheiten  betreffend  Kompetenzkonflikte  werden  nur  auf 
Grund  von  Beschwerden  in  dem  in  den  Artt.  43,  232.  2Mt,  ZPO 
vorgeschriebenen  Verfahren  erledigt.   (Von  Amts  wegen  wird  ein  Kompe- 
.  tenxkonflikt  nicht  erboben,  Gordon  zu  Art  43,  Solmsten  8.  76.) 

Zneite>  K;i|iitt'I. 
Von  den  Bevollmaclit  igten. 

44.  , Als  Bevollmächtigte  tot  Iriedenqgericbtlicben  Institutionen  anfttetui 
kttnnen  anfior  vereideten  Anwilten  andi  Pxivatanw&lte,  andm«  Fersonea  Jedsdk 
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mir  in  den  FftUen  und  miter  den  YoiMUMtenngen,  welolie  in  dem  Qeiicbte- 
▼eifnmingegeeets  engegeben  «Ind.* 

Anmerkung: 

Vereidete  Anwälte  mUssen  nach  den  Bestinmiungen  der  Artt. 
363  ff.  des  GVO  nnc^  absolviertem  Universitätsstadiom  6  Jahre  im  Justiz- 
iMSort  tätig  gewesen  adn.  Als  Privatanwälte  werden  nach  Art.  406 
a.  a  0.  Personen  zugelassen,  die  hierzu  ein  besonderes  Zeugnis  von 
Kollegialgericbten  besitzen,  jedoch  nur  bei  dem  in  dem  Zeagnie  bezeichneten 
QericBt.  Indessen  kann  ein  Priyatftnwalt  der  bei  einer  Friedensrlditer- 
versammlanc  znjrelasscn  ist.  auch  vor  den  dieser  untergeordneten  Friedens- 
gezicbten  auftreten.  Ferner  kann  jeder  Privatanwalt  die  einmal  über- 
nommene Sache  durch  «Ue  Inatanien  vertreten.  Daneben  können  Verwandte 
der  Partei,  ebenso  der  Verwaltor  derselben,  oder  jemand,  der  eine  gleiche 
Sache  hat,  stets,  andere  Personen  aber  nur  in  Aiisnahmefnllen  und  nur  in 
eioer  beschränkten  Anzahl  von  Fällen  zur  Prozeßführung  vor  Friedens- 
rielitern  zugelassen  werden  (Artt.  406  a.  a.  0.,  cf.  im  fibrigoi  die 
Artt  245,  246  nnd  die  Anm.  dann  hinsicbtlleli  der  anderen  Gerichte). 

45.  .Als  BeTolimlcht^te  in  den  vor  den  friedensgericlitiielien  Isstitu- 
tiooen  verliandelten  Sachen  ksnnen  nicht  rogelassen  werden: 

1.  Personen,  welche  die  Yolljftlirigkeit  nicht  errdcbt  haben; 

2.  Mönche,  außer  in  denjenigen  Sachen,  in  denen  sie  ihre  Klftster 
oder  deren  Insassen  vertreten  oder  im  Auftrage  Ihrer  Kloster- 
behörde  auftreten : 

3.  Personen  der  Welt^:ei.stlichkeit.  anßer  in  den  Sachen,  in  denen 
sie  das  geistliche  Rtssdft,  oder  ihre  eigenen  Frauen  und  Kinder, 
ebensn  die  in  ihrir  Kürsnrcfe  hclimllirhen  PtltgUnge  vertreten; 

4.  Personen,  welche  für  zahluDg^sunfäliig  erklärt  sind,  solange  als 
über  die  Natur  ihrer  Zahlungsunfähigkeit  noch  kein  Beschluß 
erpmgen  ist; 

5.  Personen,  die  unter  Vormundsdiaft  stehen; 

6.  Schüler,  Zöglinge,  Studenten  und  Hörer  von  Lehr-  und  akade- 
mischen Kursen,  solange  sie  solche  nicht  beendet  haben,  außer 
nur  in  denjenigen  Suchen,  deren  Führung  sie  illr  ihre  Eltern, 
Brüder  und  Schwestern  iilnrnoinmeu  haben; 

7.  Friedensrichter  desjenigeu  Friedensf2:erirht5?hP7irks,  in  wtlrhem 
die  Sache  anhängig  ist.  ebenso  der  Staatsanwaltsgehilfe  der 
örtlichen  Friedensricbterversaramlung ; 

8.  Personen,  welche  zufolge  Urteils  des  geistlichen  Gerichte  von 
der  Kirche  ansgeacblossen  sind; 

9.  Personen,  wekhen  alle  Standesreehte  oder  alle  besonderen  persön- 
liclien  und  ihrem  Stande  angeeigneten  Rechte  und  Vorrechte 
aberkannt  sind,  ebenso  diejenigen,  den«!  diese  Strafen  durch 
Allerhöchstes  Gnadenmanifest  erlassen  sind; 

10.  Personen,  gegen  wdcbe  ein  gerichtliches  Verfahren  wegen  der 
Anschaldipninjr  solcher  Verhrerhen.  diu  den  Verlnst  aller  Standes- 
rechte oder  aller  besonderen,  persönlichen  und  ihrem  Stande  zu- 


Digitized  by  Google 


462 


Klibantki, 


geeigDeten  Rechte  und  Vorrechte  nach  sich  ziehtu,  eröffnet  war. 
und  die  durch  gerichtUcbes  Urteil  nicht  freigesprochen  wurdai, 

11.  Personen,  welche  durch  gerichtlichea  Urteil  ans  dem  SffeDtMai 
Dienste  oder  «ns  dem  gdrtlichen  Amte  ir^n  VetMiIiiiigai, 
oder  ans  Vereinen  und  Addekorporationen  infolge  von  Beidillaia 
tlrrjcnigen  Stände,  denen  sie  an^ffehorfn,  ausgeschlossen  sind; 

12.  alle  diejenipren  Personen,  denen  das  Aoitreten  vor  Qericbt  durck 
gerichtliches  Urteil  verboten  ist.*" 

Anmerkung: 

Die  Lesens-  und  Sdneibensankunde  ist  kein  Hinderungsgrand,  als 
Prozeßbevollmru'htiptpr  vor  einem  Fritflfnsrichter  aufzutreten  {Borotci- 
koicski  §  1  zu  Art  45.  Gordmi  §^  1  und  3  zu  diesem  Artikel,  d 
dMjegen  Art.  246  Ziffer  1  liiii^ichili(  h  der  anderen  Gerichte).  Fried«»- 
ricüter  können  außerhalb  ilut  s  IJi  zirks  als  Prozeßbevollmächtigte  auftraten 
{Borotoikowski  a.a.O.  §4,  Gordan  a.a.O.;  cf.  im  übrigen  An- 
merknngen  za  Art.  246).  Im  Falle  des  Konkurses  (zu  Ziffer  4)  muB  tbcr 
die  Natur  der  Zahlungsunfähigkeit,  ol)  nnglückliclie.  fahrlässige  oder  bö«- 
liehe,  besonders  entschieden  werden  das  ross.  Konkursr^bt,  § 
ZtBch.  Xy  95). 

46.  „Die  Prozeßpartei*  n  hiibcn  die  von  ilinrii  getroffene  M'ahl  mn 
Bevollmächtigten  dem  Friedensrichter  mündlich  oder  schriftlich  anzuzeigen, 
bie  können  auch  ihrem  Bevollmächtigten  eine  in  vorgeschriebener  Form  be- 
glaubigte Vollmacht  erteilen. " 

47.  .Die  mttndliche  ErklArung  Aber  die  Wahl  eines  BeTolhnicbtigtei 
hat  der  FHedensrichter  In  sein  Journal  einzutragen,  welche  :iiiih  \  »n  i1*t 
Partei  zu  unterschreiben  ist.  wenn  sie  des  SchrLibens  kundig  ist.  IUe  »iaraof 
bezügliche  Erklärung  kann  entw  eder  in  dem  üesm  he  selbst  oder  in  «  inpr 
besonderen  Vollmacht  erfulgtii.  In  dieser  Erklärung  muß  die  L  nttrsciirift 
des  Muchtgebers  von  einem  Friedensrichter,  Stadtrichter,  Bezirkskoimaissar, 
Notar,  Ton  der  Polisei-  oder  der  GemeindebdiSrde  beglaubigt  sein.' 

Anmerkung: 

Falls  die  Partei  des  Ineibcns  nnkundig  ist  und  die  Erklärnnir  ft'xr 
die  Wahl  eines  Bevollniiu  litigi^n  nicht  unterschreiben  kann,  muß  dies  im 
Jonmal  vermerkt  werden  {Boruicikowski  §  1  zu  Art.  47,  Oortfon  $  1 
zu  diesem  Artikel  .  Die  in  der  im  Art.  47  vorgeschriebenen  Forni  erteilt« 
Vollmacht  ermächtigt  nicht  zur  Einlegung  voo  Bechtsmitteln  und  zur  Ver- 
tretung in  den  höheren  Instansen  (Borowikote*ki  a.  a.  0.  §  5,  Gordon 
a.  a.  0.  $  8). 

48.  »Der  BeTollmftehtigte,  dem  die  Partei  die  Fflhmng  des  FtoMoes 

Tor  dem  Friedensrichter  Ubertragen  hat.  kann  denselben  durch  Yergleicb  bd' 

legen,  auch  wenn  dies  in  der  Vollmacht  nicht  erw&hnt  ist." 

Anmerkungen: 
1.  Der  von  dtm  Bevollmächtigten  geschlossene  gcrichiliche  Vergleich 
i.'^t  nicht  allein  für  dea  Jlachtgebor  bindend,  sondern  dieser  kann  anch 
keinerlei  Anspriidie  i:e<;en  den  Pro/,  ßbf  \  (dlmächtigten  daraus  herleiten, 
daß  der  Vergleich  ungunstig  ist  iRui  au-  ikoicski  §  2  au  Art.  48t.  Das 
Versprechen  einer  Konventionalstrafe  allerdings  liegt  nicht  in  der  Behignil 
nur  gütlichen  Beilegung  des  Bechtsstreits  {Qurdon  §  4  zu  Art  48). 
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2.  Nur  zum  Abschluß  eines  geriolttlicbeu  Vergleichs  ermächtigt 
die  Vollmacht,  zum  aalJergerichtlicbeD  Vergleich  bedarf  der  Bevollmächtigte 
einer  speziellen  Ermächtigung  {Borotoikowski  u.  0.  %  Gordon 
%.m.O,i  2),  cf.  Art.  2ä0. 

49.  .Der  BerollmRchtigte  kann  die  Yertretnng  niederlegen,  er  darf  aber 

dann  nicht  die  Prozeßvertretung  der  Gegenpartei  ttbemebmen,  nnd  ist,  im 
Falle  der  Abwesenheit  seines  Machtgebers,  diesen  von  der  Niederlegang  der 
Vertretung  so  zeitig  in  Kenntnis  zn  setzen  verpflichtet,  daß  er  zum  Ver- 
handlnnpstormin  selbst  zu  erscheinen  oder  einen  anderen  Bevollmächtigten 
zu  b«ätelleu  imütaude  sei." 

Anmerltang: 

Die  nicht  rechtzeitige  Benadiriehtigung  dee  Machtgebers  dnroh  den 
BevoUmächti irren  macht  diest  n  i  v  scludensersatzpflichtig.  ist  aber  ftlr 
den  Ptozeßgang  ohne  Einfluß  {GorUon  §  2  za  Art.  2ö2  ZPO.). 

50.  „Der  Machtgeber  kann  jederzeit  die  dem  Bevollmächtigten  erteilte 
Vollmacht  aufheben,  wobei  er  dies  dem  Friedensrichter  schriftlich  oder  münd- 
lich anzuzeifren  hat;  der  Friedensrirhtr r  ist  aber  weder  verpflichtet,  die  Ver- 
handlnng  aus  diesem  Grunde  zu  vertagen,  noch  gehalten,  die  Bestellung  oiier 
das  Erscheinen  eines  anderen  Bevollmächtigten  abzuwarten.  Alle  Handlungen, 
welche  der  BerollmAcbtigte  bis  snm  Zeitpunkte  des  Empfanges  der  beaeicb- 
neten  Anzeige  dnrdi  den  Friedenarichter  Toq^enommen  hat,  Ueibea  in  Kraft 
bestehen/ 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmung  des  Art.  öU  beruht  auf  dir  allcremeinen  Vorschrift 
des  Art.  2332  Zivilkt»!  Uber  Vollmachten  Überhaupi  W  t im  auch  die  Voll- 
UMcbt  für  eine  gewi^^  /  r  oder  für  bestimmte  Handlungen  oder  Geschäfte 
erteilt  ist,  so  kann  d«  r  Machtgeber  dennoch  vor  Ahlauf  der  Zeit  oder  vor 
Erledigung  der  fraglichen  Geschäfte  die  Volimachi  widerrufen,  unbeschadet 
der  R^bte  de«  Bevollmächtigten,  etwaigen  Schadeneersats  w^en  der  vor- 
zi-iti^'i  ii  T.  I  uiil:  des  Vollmachtsvrrh'ntnisses  zn  verinncren.  Dieses  Recht 
des  jedcrzeiiigeu  Widerrafs  der  Vollmacht  kann  dem  Machtgeber  durch 
Vertrag  nicht  beechr&nkt  werden  (Borowikowski  §  1  sn  Art.  251, 
Qordon  §§  1  und  2  zu  diesem  Artikel,  Hohn  st en  8.  104). 

3  Die  AnflK  bung  der  Prozelivollmacht  kann  außer  durch  Anzeige 
au  das  ütricht,  vur  welchem  der  Bevollmächtigte  den  Machtgeber  vertreten 
soll,  auch  noch  nach  allgemeiner  Vorschrift  tib«  r  den  Widerruf  v<tn  X'ull- 
machten  überhaupt  erfolgen  (Artt.  2331,  2332  Zivilkdd  ):  ai  durcli  öfTi  iit- 
licbe  Bekanntmachung  des  Widerrufs,  der  gegen  Dritte;  erst  mit  dem  Zeit- 
punkte des  Erscheinens  der  den  Widerntf  publizierenden  Zeitung  an  d«  ren 
Wohnsitz  wirksam  wird,  fallb.  sie  in  gutem  GUnbtn  sidi  mit  dmi  Bevoll- 
mächtigten in  Geschäfte  eingelassen  haben;  b)  durch  Wegnahme  der  Voll- 
machtsnrknnde,  die  anch  darch  polixeiliche  Vvrmittelnng  erfolgen  kann 
{Bo  rowikoicski  a.a.O.  S  3.  Gurdnu  a.a.O.  J;;^  3,  4).  Dem  Bevoll- 
mächtigten gegenüber  ist  schon  die  Willenskundgebung  des  Macbtgebers, 
die  Votimachtsnrknnde  znrfickznerhalten.  genügend ;  von  dem  Zeitpunkte  an, 
wo  er  die  Mitteilung  seines  Mu  lit^»  lit  i  s  erhält,  daß  ihm  die  Vollmarlit 
zurückgeschickt  werde,  darf  er  für  ihn  nicht  mehr  handeln,  bei  Vermeidung 
zivilrecbtlicher  und  strafrechtlicbor  Verantwortung  {Bo rowikoioaki  a.  a.  0. 
§9  4,  6»  Qordon  a.  a.  0.). 

2«ftMliffft  f.  iBtem.  Frirat-  n.  Offentt.  Beoht.  XVL  31 
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Urittes  KtpflM. 

Von  der  Brhebapg  der  Klage  and  der  gerioktlichen 

Yorlftdang. 

61.  »Das  bd  dem  Friedeuxiehtw  m  erhebende  Klagegesodi  kuu 
sehriftifch  oder  rnftudlidi  sein.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Klage  muß  vor  dorn  Friodtnsrirhter  selbst  erhoben  werden, 
die  srhriftUcbc  Klage  kann  ilim  auch  ptr  Fusl  Ubertuuidt  werdien, 
dieBcin  und  nicht  etwa  der  Gerichtsschreiberei  {Boroioikowsii  ^4,5 
sn  Art.  dl,  Gor  (Ion     4  zu  diesem  Artiker. 

2.  Irgendwelche  Formen  (abgesehen  von  dem  im  Art.  54  angegebenen 
Inb»1t  des  Klagegesuchs)  sind  für  die  Klagen  vor  dem  Friedenari(»ttf  tidl 
vorgeschrieben.  Es  schadet  daher  nicht,  wenn  die  Klageschrift  unrichtig, 
als  Bapport  oder  dergl.  beaeicjinet  wird  {Bort/wikotcski^.^Q.%\^ 
Gordon  a.  a.  0.  §  1).  Die  im  Ait.  668  ZPO  vorgeschriebene  sehiiftDelie 
Form  für  die  Neb»  nintervention  (den  Anschluß  eines  Dritten  an  den  Kläger 
oder  Beklagten)  tindet  auf  das  Verfahren  vor  dem  Friedensrichter  keine 
Anwendung:  hier  kann  die  Nebenintervention  fdie  gesetzlich  als  Klafiege^ocli 
charakterisiert  ist)  centlUB  Art  öl  auch  mOndUcb  ezfolgm  (Boroieikowtkt 
a.  a.  0.  §  3,  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

68.  .Das  mttndlicJie  jOesupb  wird  von  dem  FijjBdensKicliter  in  ein  Bach 
eingetragen  und  dann  dena  Kläger  voi^jelefen  und  von  ihm,  ireon  Vf 
Scbieiben»  Icnndig  ist»  nptienchrieben.'' 

Anmerkung: 

Die  Eintragung  des  Klägegesucbs  in  ein  hierzu  bestimmtes  Beeh 
durch  den  Friedensrichter  ist  obligatorisch  {Gor dort  §  2  zu  Art.  52). 
Von  der  Stempelfrebühr  ist  sowohl  die  miliidlich  zu  Protokoll  vor  dem 
Friedensrichter  als  auc|i  die  schriftlich  bei  ihm  eingereichte  Klage  befreit 
(Motive  b^  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

53.  ,Eine  Klageschrift,  die  der  Prtlfnng  durch  den  Friedeaäricht^r  nicht 
unterliegt,  wird  )iem  Kläger  mit  einem  Bescheide  zurUckges.c)iickt,  und  flter 
die  NicfafammhiiMi  ejnes  nUndlidien  Oesncbes  wird  dem  Klüger  an!  dcaien 
Verlangen  eine  scbrifttiolie  Bescheinigung  erteilt.* 

Anmerkungen: 

1.  Unter  die  Bestimmung  des  Art  53  fallen  nicht  nur  die  Klage- 
gesuche, welche  die  örtliche  dder  sachliche  ZustiLudigkeit  des  Friedens- 
richters übersteigen,  sondern  auch  alle  diejenigen,  «e  1ll>erbaiipt  einer 
Prüfung  durch  den  l'Yiedcnsrichter  nicht  unterlieiren,  z.  B.  wenn  sie  Tor 
eine  andere  Behörde  gehören  (Bot  otoikoicaki  §  1  zu  Art.  53). 

2.  Der  Bescbeid.  mit  welchem  die  Klageschrift  Knrttclrgesobiekt  wirf, 
darf  kein  Randverni»  rk  auf  dir  Klageschrift  selbst  sein  Bo  ra  iril-oirski 
a.  a.  0.  §  2,  Gordvn  ^  3  zu  Art.  53,  Motive  daselbst  zu  Art.  2tj7  §  1;. 
sondern  ein  von  di^r  gesondertes  Schriftstflelr.  Der  Beeeheid  muß  sneb 
die  Gründe  für  die  Nichtannahme  der  Klagt  anführen  Motive  a.  a  0 ) 
Einer  PrUfnug  der  Sache  selbst  hat  sich  der  Friedensrichter  zu  enthalten 
(Boroict'kotrtiki  a.  a.  0.  §  1,  Gordon  a.  a.  0.  §  2,  cf.  auch  Art.  267). 

ö  l   ..In  dem  scbtiftiichen  sowohl  wie  in  dem  mflndlichen  Gesuch  bat 

der  KIi^{er: 
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1.  4^  Stand,  Namg^  y»ter«namen,  FamUi^npafnen  oder  Rufnamen 
ond  den  Wolinoirt  sowolil  ron  ihm  aeUbot  und  der  Zeo^en,  jUjbi 
er  aof  aolcbe  Bespg  nmimtt  ah  andi  itt  Ifeklagten  ansageboi ; 

2.  die  Beweismittiel  xn  bezeichnen,  aof  FOlclif  er  seine  Klage  gründe^; ; 

3.  den  Streitwert  anzugeben,  aasgenomjnen  diejenigen  8ache|i,  die 

nicht  schätzbar  sind 
i.  za.  eikl&ren,  was  er  verlangt,  oder  was  er  oach^chk'' 

1.  Die  Erfordernisse  des  Art.  54  sind  wesentliche  Bedingungen  des 
Klagegesnchs,  ohne  deren  BrfttllQog  dem  angebrachten  Gesuche  d^e  Beden» 
tang  einer  Klage  fehlt  (Gordon  §  1  zu  Art.  54).  Die  Nichtangabe  der 
Beweismittel  in  dem  Klagegesucbe  indessen  kann  später  nachgeholt  werden 
{Borotcikowski  §  3  zu  Art.  54,  Gordon     &.  0.  §  2,  cf  Art.  57). 

2.  Der  ToUstindige  russische  Name  besteht  ans  drei  Teilen :  Vor- 
namen, Vatersnamen  und  Familiennamai,  also  i.  B.  Alexander  Jwamh 
witsch  {Sohn  des  Iwan)  Popow. 

3.  t)ber  nnseh&tshare  Objekte  cf .  Art.  99,  Zlifer  9,  4  und  6. 

55.  „Als  Streitwert  ist  der  Betrag  anzusehen,  der  in  dem  Klagegesuch 
angegeben  iBt  anter  Hinr.iirechnung  der  bis  zum  Tage  der  Klageerhebnng 
Terlaugten  Ziuüeu  zum  Kapital.'' 

Anmerkungen: 

1.  Maßgebend  ist  der  Streitwert  am  Tage  dcf  BUageerhebung  (BorO' 
ir  f  h'f  w  s  ki  §  1  zu  Art.  ö.'j ;  cf,  Anm.  l  zu  Art.  29).  Die  Zinsen  ^war 
wcrUcu  zum  Objekt  der  Klage  hinzugerechnet,  nicht  aber  die  Prozei^kosien, 
selbst  wenn  sie  sÜermnUig  in  der  dagesohrilb  angegeben  ond  »uMniBfln 
mit  dem  Kapital  (nicht  aber  wenn  sie  allein  eingeklagt  sind)  verlangt 
werden  {Borowikotcski  a.  a.  0,  §  2,  Gordon  zu  Art.  272). 

2.  Bei  Interventionsprozessen,  wo  das  Yermögensstttck,  in  welches 
die  ZwaagSToU.strtckung  vorgenommen  ist.  von  einem  Dritten  in  Anspruch 
genommen  wir  !  ist  Klageobjekt  nicht  der  Wert  dieses  Vermög(»ns«^iH'k.«i, 
sondern  der  zur  üciircibung  gestellte  Betrag  {Borutcikowski  a.  a.  u.  ä  6). 

3.  Über  die  Bestimmvng  des  Streitwerts  ist  Art  978  sn  vergleidien. 

56.  „Im  Kalle  der  Bemänpliing  des  in  dem  Kiagcgesuche  anf^pgebenen 
Streitwertes  wird  derselbe  vuu  SachverständigeD  in  einem  vom  Friedensrichter 
hierzn  anberaumten  Termin  festgesetzt." 

Anmerk  ungen : 

1.  Ohne  Bemingelung  seitens  des  Beklagten,  von  Amts  wegen,  darf 
das  Qeikibt  nicht  die  Angaben  Aber  das  Klageobjekt  einer  Prüfung  unter- 
aiehen  (Borofr  t/.mrski  %  1  zu  Art.  Gordon  ?  t  zu  diesem  Artikel), 
Bas  Gericht  bat  über  den  Kläger  zur  Bezeichnung  d^  Klageobjekt« 
anxnhalten,  wenn  dieses  ans  der  Klage  sonst  nicht  erheUt  nnd  absohiftithar 
ist  (Borar  /;  ttski  a.  a.  0.  §  2.     >>r(fon  a.  a.  0). 

2.  Sind  Gerichts-  und  Prozeßkusten  Gegenstand  der  Klage,  ebenso 
wenn  Uber  die  Höhe  der  eingeklagten  Vergütung  f&r  die  Proxeßftthmng 
Streit  herrscht,  so  sind  nicbt  fSaehverstiindige  zu  hören,  sondern  das  Gericht 
muß  selbst  nach  dm  vorhan  li  nen  Angaben  und  ans  den  sonstii^cn  UmstÄnden 
den  Streitwert  beälimmeii  [Borotc ikotcski  a.  a,.  U.  {?  ti,  Gordon 
«,  a.  0.  §  2). 

3.  Wegen  Emennnng  der  Sachverständigen  ist  Art.  123  xn  Tergleichen. 

81* 
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57.  .Der  Klilt^fr.  welcher  seine  Fordernng  anf  scbriftlicbe  Beweis- 
dokiirnentc  griiniiet     hat   ditse  dem   Friedensrichter  bei  Anbrin^n? 
Klageg('«snchs  uiul  jedenfalls  nicht  gpät^T  als  um  zwei  Thr  Narhrnitfik:; 
deHjeni^ea  Tageü.  an  welchem  der  Verhaudiuugstermin  aoberauiut  itt, 
Empfangsbescheinigang  einsimiebeii." 

Anmerkling: 

Die  Ri'Stimmnnp  des  Art.  57  bezweckt  lediglich.  Vertajznnffpn  zo 
vermeiden,  es  kunnen  aber  Bewei»dokiunente  von  den  I*arteien  auch  nach 
doli  ersten  Verhandlnngsfeermin  im  Laufe  des  Firoxesses  und  idbtt  fai  der 
Berafangsinstaiiz  vorgebracht  werden  (Borotcikowski  m  Alt  57, 
GordoH  ^  2  uxkd  die  Motive  im  §  1  zn  diesem  Artikelj. 

58.  „Infolge  des  Klagegesnchs  veranlaBt  dtr  Friedensrichter  die  Udsn^ 
des  Beklagten  vor  Gericbt  und  (eilt  diesem  sowie  dem  Ki&ger  da  Vtf> 
handlangstermin  mit.'* 

Anmerkangeo; 

1.  Über  die  gesetzlichen  Vertreter  des  Bekkgten»  sowie  darüber 
wer  als  Bekhi^ner  zn  laden  ist,  sind  die  Artt.  26,  27,  221,  286  mid  üe 
Anmerkungen  zu  diesen  Artikeln  zu  vergleichen. 

2.  Personen  des  geistlichen  und  JUtnchstuideB  dflrfen  als  BeUagt« 
nicht  zQ  denjenigen  Tagen  und  Standen  geladen  werden,  an  denen  si« 
kirrhlichen  Dienst  zn  verrichten  haben,  ebensowenig  während  der  erstet 
und  letzten  Woclie  des  grotien  h'&stem  {Bat  utcikowski  §  2  zu  An.  275. 
G&räon  §  2  zn  diesem  Artikel). 

59.  „l^i<^  Ladungäfrist  (Eiiiiaüäungsiriät,  d.  für  deu  Ikklagten  wIkJ 
berecluiet  von  dem  Zettinuikt  der  Mlndigung  der  Lndong  anf  mlndssteii 
je  ebien  Tag  fflr  jede  fflnfiehn  Wust  der  Entferaang  seines  WohnatiM 
vom  Friedensrichter/* 

Anmerkung 

Die  Berechnung  der  Einiassungsfrist  gemäß  Art.  öd  ist  nur  fOr  dir 
Friedensrichter  Torgeschrieben,  nicht  aber  fflr  die  FriedensrichterrersanuBhEg 

(in  der  Berufungsinstanz),  welche  den  Art.  59  nicht  zu  beachten  braucht, 
aber  die  Bestimmung  d»-^  Art,  H17  zu  bertlcksichtigen  bat.  won.irh 
Ladungfriol  su  zu  hi-siiiiinu  ii  ist.  daU  deu  Ikladt-ntii  die  Vornuhuii  der 
erforderlichen  prozessualen  Handlung  bis  zum  Termin  möglich  wird  iB  >rv 
tr / kn trskt  §  2  zu  Art.  59,  0'>rdnn  §  2  zu  diesem  Artikel DieNicbt- 
beüclitung  deä  Art.  59  iät  nicht  so  wesentlich,  daß  dies  die  Kassati&Q 
begründen  könnte  {Borowikowaki  a.  a.  0.  §  1,  Goräon  a.a.O. $3 

HO.  „Erscheinen  beide  I'urtcien  personlich  vor  dem  Friedensrichter.  S" 
kann  dieser  sufurt  zur  Verhaudlung  ihres  Rechtsstreits  sehreiten,  ebne  m 
Übrigen  die  Erledigung  der  anf  diesen  Termin  zur  Terhandlong  angesstsi« 
Sachen  zu  Tertagen.'* 

Anmerkung: 

Der  Bfklrii:t*'  kann  im  Kalle  des  Art.  tU)  einen  Einwand  daraas  d»t 
er  keine  furmalc  Ladung  erhalten  hat,  nicht  herleiten  \  (inrdon  zu  Axt.  6*^. 

Kl.  „Die  Ladung  der  l'irleien,   Zeugen  und  anderer  Personen 
Gericht  erfolgt  durch  MitteilunLien  in  welchen  angegeben  wird: 

1.  der  Gegcnslaud  der  Klage, 

2.  wer  geladen  wird  und  auf  weisen  Antrag; 
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3.  der  Ort,  &o  welchem  m  enelnbieii  ist; 

4.  der  Tag  and  nOtigwifaUs  die  Stunde  de«  BncbelneiM ; 

6.  die  Folgen,  denen  dcf  Oelndene  Im  Falle  aeineB  Nichtoadttinens 
unterzogen  werden  kann. 
Am  Ende  der  Mitteilnng  bat  der  FMedenaricbter  an  nnterachreiben/' 

A  n  ni  •  r  k  u  n  g  e  n : 

1.  Der  Art.  61  bezirlit  si  Ii  uif  dif  Ladungen  sowoW  vor  die  Friedens- 
richter als  auch  ?or  die  l<Tiedeuüricbterversammlungen.  Über  die  Ladung 
vor  die  oTdentUchen  Geriehte  ol.  Art  876. 

2.  Der  Goi^t  nstand  der  Klage  muß  In  der  Ladung  deshalb  angegeben 
sein,  weil  der  Btklaj^e  eine  Ahsdirift  der  Klage  nicht  erhält:  (im  Verfahren 
vor  dem  Friedensrichter  wird  die  Klage  mündUcb  oder  scbriltlich  vorge- 
bracht« eine  Klageabachrift  für  den  Beklagten  ist  nidit  erforderlich,  cf.  Art.  51). 
Durch  die  Tiidtinsi:  erhält  der  Beklagt*^  f-rst  Kenntnis  von  der  arocrf^n  ihn 
erhobenen  Klage.  Anders  aber  verhält  sich  die  tiacbe  int  Verfahren  vor 
den  Bezirksgerichten,  wo  ^ne  Klageabachrift  dem  Beklagten  mit  der 
Ladung  zugeatellt  wird ;  das  Erfordenda  der  Ziltor  1  fiiUt  daher  dort  weg« 
cf.  Art.  27B. 

3.  Die  Angabe,  wer  geladen  wird,  Ui  dahin  zu  verstehen,  daß  auch 
die  StreitgenoBsen,  wenn  aaoh  nieht  im  eimeinen,  so  doch  im  allgemeinen 

zn  t-rwähnen  sind.  Dies  ist  deshalb  sehr  wirhtit^,  w  il  Vm  im  Erscheinen 
einiger  der  Streitgenossen  das  ergangene  Urteil  nach  Art.  724  auch  hin- 
sichtlich der  nicht  erschienenen  Streitgenossen  als  kein  Ver- 
eäumnisurteil  anzusehen  und  daher  nur  mit  der  Berufung,  nicht  aber 
mit  'irtn  Einsprach  aTi/nfif^htcn  ist.  Der  Beklagte  muß  also  davon  in 
Kenntnis  gesetzt  werden,  dal>  üuUcr  ihm  noch  andere  Personen  mitverklagt 
aind,  nnd  dafi,  wenn  er  aadi  nieht  erscheint, .  die  lOtTerklagten  aber 
erscheinen,  auch  gegen  ihn  kein  Versannmisurteil  ergehen  könne.  (Sen.- 
Entsch.  vom  9.  1.  (>2  No.  VJ  pro  1^)2,  Got  don  §  2  zu  Art.  61). 

4.  Die  Angabe  der  Terminsstuude  ist  nicht  wesentliches  Erfordernis 
der  Ladung  i/in  rotcikotoaki  §  4  an  Art.  61,  Got  don  a.  a.  0.  ^  6), 
ebenso  ist  es  kein  Kassationspmnd.  wenn  das  Gericht  das  in  der  T  i  ltiTi-x 
angegebene  Lokal  gewechselt  und  die  Parteien  davon  nicht  benachrichtigt 
bat  {Borowtkoteski  a.  a.  0.  ^  18.  G-ordon  a.  a.  0.  9  3).  Gleichfalls 
kein  Kassationsgrund  ist  Ii  Nichtbeachtung  der  Vorschrift  der  Ziffer  5 
\  Ii  <)  I  o  tc  i  fx  I)  ir  s  k  i  a  a  <».  ?;  2,  (inrdnn  a  n  §  7).  Hingegen  ist  die 
Angabe  des  Terminstages  wesentliches  Erfordeniis  der  Ladung:  die  Ver- 
letzung dieser  Vorschrift  ist  Bevisionsgrund,  es  sei  denn,  daß  der  Beklagte 
zum  Termine  erschienen  war  nnd  Terhimdelt  hat  {Borotcikowski  a.  a.  0. 
§  5,  Gordon  a.  a,  0.  §  4). 

5.  Die  Partei,  welche  gemäß  Art.  145^  beantragt  liat,  daß  in  ihrer 
Abwesenheit  verhandelt  werde,  braucht  nicht  geladen  zu  werden  {Boro* 
tcifcotcftkt  x\.  a.  O  5*  17',  Gordon  a.  a  O  ,*>  .  elH'nsn  nicht  diejenige 
Partei,  weiche  von  dem  N'erhandlungstermin  mündlich  benachrichtigt  worden 
ist  und  dies  dnrch  ihre  Unterschrift  bescheinigt  hat  iBoroteikotoski 
a.  a  0.  §  8  und  zu  Art  W.  Gordon  a  a  O  fileirhfalls  hrnticht 
in  der  iierufangsinstanz  die  Partei  nicht  geladen  zu  werden,  wenn  aus  der 
smrttckgelrommett«»  Ladung  ersichtlich  ist,,  daß  sie  ins  Ausland  abgereist 
ist  {Boroicikotcski  a.  a.  0.  §  1.3).  Überhaupt  gilt  die  Ladung  als 
ordnungsmäßig  zugestellt,  auch  wenn  sie  der  Empfänger  nicht  erhalten  hat, 
jedoch  durch  sein  eiiienes  \"erschuldeü,  z.  B.  wenn  er  seine  Adresse  nicht 
richtig  angegeben  oder  seinen  Wohnungswechsel  nicht  angezeigt  hat  {Boro- 
wikowgkt  a.  a.  0.  §  12). 
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6.  Wird  in  dem  Termine,  zä  lll^elchem  die  I^arteien  ordntuigümia;^ 
geladen  sind,  dfe  Stielt  hnf  einen  ander#«itea  Termin  ?erUgt,  so  brancba 

Iis  fa  dIcFPni  letzteren  fircht  geladen  zn  werden,  2-!  ichviel  ob  sit  zm 
enteo  Temin  erschienen  sind  oder  nicht.  £s  ist  ebt;n  äache.der  ordnoiigh 
mSBig  geladenen  Partei,  Bieh  darftber  za  ^Knndigen,  welcher  BefddDB 

verkündet  ist.  (t)le  Vertagung  ist  gleichfalls  ein  Beschluß.)  tfitt  ist 
Standpunkt  des  Senats  in  seinen  letzten  Entscheidungen  in  Ahweiebrag 
von  seiner  früheren  entgegengesetzten  Ansicht  (Boroicikuw&ki  a.  ä.  0. 

7.  Bei  der  Tt  rminsbestiinmung  ist  aiii  die  ?^onn-  und  Ft-iertage.  aici 
diejenigen  nach  dm  (ilaubensbekenninisse  der  Partei  Rücksicht  zu  nebmeiL 
Petsonen  jüdisclien  Cnaobeiis,  flie  ku  efneni  Tenrdiie  an  ^em  8<miiAbeii4 

geladen  sind,  haben  das  Recht,  Vertagung  auf  einen  änderen  WovheöiaÄ 
zu  verlangen.  Haben  sie  aber  einen  diesbezilglichen  Antraff  nicht  gesMÜt. 
80  können  sie  einen  Einwand  daraus  nicht  herleiten  {Bu rotcikoicski 

a.  a.  0.  §  19). 

62.  „Die  Ladungen  werden  den  zu  lad^<idto  Personen  durch  den  bdm 
Frfedensriclitor  angeitellten'  Gericbtedieneri  dorch  die  To^uShdMb, 
oder  dmeh  die  Örtliche  Qemeiiide-  oder  DorfbdiOide  svgeetellt.* 

Anmerkungen : 
1.  Die  Wahl  des  Organs,  durch  welches  die  ZnstcUung  erfolgen  soll, 
hängt  von  dem  Ermessen  (b  s  Friedensrichters,  je  nach  der  ÖacUace,  ab 
(Borotcikotcski  g  1  zu  Art  62,  Gordon  §  1  zu  diesem  Artikel).  Ducb 
Ziricnirtrv,  rfiifirung  des  Jnstizniinisters  ist  jedoch  die  Dir  -ktive  gepe^»c 
worden,  dali  ilie  Friedensrichter  in  erster  Linie  sich  der  üericbtsdiener  b^ 
dienen,  die  poliseiliclien  Organe  aber  daan  in  Am^mdi  nelnneB  soUoi,  wm 
es  sich  darum  handelt,  die  zu  ladende  Person  zu  ermitteln  oder  dergleichen 
iGnrdott  a.  a.  0.  §  2).  Zur  Zust^•llung  außerhalb  des  FriHensgehchts- 
bezirks  bedient  sich  der  Friedensrichter  der  Post  oder  der  sonstigen  ror- 
handenen  Verkehrsmittel  (a.  ao  §  3). 

2  Für  die  Zustellnnjr  erhalten  die  Gericht.^dienpr  nrtd  die  Organe  drr 
Polizeibehörden  keine  Vergütung,  wie  sie  die  UerichtüToilzieber  gemil 
Art.  866  ZPO  erlialten,  mit  Ansnalme  des  Wanchaner  Qenchtaiieiitb 
{Borowikowaki  a.  a.  0.  §  2,  Qordon  a.  a.  0.  §  4). 

62^.  ,In  den  ReelitsetrdtigkeiteD  gegen  land#irtacliaftticbe  Arbeiter 
wegen  ihres  eigemnichtigen  Anfgebena  ^er  Arbeit  wird  die  gerichtliche  To^ 
ladn^g,  falls  der  Aufenthaltsort  des  fortgegangenen  Arbeiten  onbekaont  itt, 
an  die  Polizei-  oder  Gemeindebehörde  des  Ortes,  wo  er  zugeschrieben  fat, 
behufs  ordnungr^'TnHßifrer  Zustellung  gesandt.  Die  Nicbtzustellung  der  Larlnr-s 
hält  die  V<  rhandluui:  vor  dem  Friedensrichter  zu  dem  anberaumten  Termin 
nicht  auf.  sofern  die  Klage  auf  einen  Vertrag  sich  stützt,  der  nach  ei»er 
Vertragsliste  geschlosäen  isf 

Anmerknng: 

Das  Dingen  landwirtschaftlicher  Arbeiter  kann  mündlicli  Itlia  aenriftildb 

erfolgen;  wird  die  schriftliche  Form  gewühlt  und  dazn  ein*»  sogpuantjtf 
Vcrtragsliste  U  nutzt,  so  genieüt  eine  solche  Vertragsform  besondere  Vöi- 
rechte,  so  z.  B  kann  der  Arbeitgeber  polizeiliche  Hilfe  in  Anäimicb  ndiwa, 
nin  den  Arbeiter,  der  eigennirirhrii:  dl*  Arbeit  verläßt,  zur  Rückkehr  « 
zwingen  und  zu  bestrafen.  Die  Vertragslisten  werden  von  den  Poliza- 
lind  Gemeindeverwaltungen  ausgestellt  nnd  den  Arbdtem  gegen  eine  T«* 
gfltnng  von  5  Kopeken  fflr  jedes  Exemplar  attsgehlndlgt  Dm  aÄr  detsil> 
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lierien  Bestimmungen  hierttbei*  sind  in  dem  Gei^etz  betrteffend  däs  Dlhgph 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  iStood  Sakomw  Bd.  XII  T.  2»  Atiag.  vm) 
eothaiten. 

63.  «Die  Lftdong  wird  der  zu  Udendäi  l^ersoh  SbiUt  twhAndi^.* 

A  n  rii  e  r  k  u  n  g; : 

Im  Falle  der  Annahmeverwei^rerun^  wird  die  LadntifX  in  der  Wohnung 
des  zu  Lädenden  zurückgelassen,  oder,  wenn  diea  nicht  ausführbar  Ist, 
i.  B.  wenn  delr  Qerichtsdiener  (öder  GericbtSvoHcietaer)  in  die  Wohnang 
nicht  gelässpH  wird,  bei  der  Ortspolizei-  oder  Gemeindebehörde  zmWrk' 
geliMsen  und  dies  in  beiden  Exemplaren  der  Ladoog»  sowoh)  dem  zurUck- 
sülaaaeiideii  als  aneh  dem  swelten.  an  das  Oeriebt  snradrftttreleHenden, 
vermerkt  {Boroic  ik'>  !r  /  §  2  und  Gordon  §  1  zu  Art.  282  ZPO). 
Irgend  ein  Zwang  zur  Annahme  der  Ladung  ist  ausgeschlossen  [Borotci- 
kowski  A,  a.,  0.  §  1,  Gordon  a.  a.  0.  cf.  die  Anmerkungen  zu  Art.  28ä). 

64.  ..Im  Falle  der  Abwesenheit  des  zu  Ladenden  wird  die  Laduni;  bei 
dessen  Hausgenossen,  oder  (iutsv('rwalt<T.  oder  Hausverwalter,  oder  bei  r>infm 
der  NÄcbbahi,  welcher  die  Ladung  der  zu  ladenden  Person  zu  übergeben 
befeit  ist  und  darüber  eine  Bescheinigung  gibt,  zurückgelassen.'' 

Anmerkungen: 

1.  Abwesend  ist  der  zd  Ladellde  dann,  wenn  er  zwar  loiien  Wohnsits 
in  dem  betreffenden  Orte  hat,  aber  augenblicklich  nicht  anwesend  ist ;  ist 
er  ganz  fortgezogen  aus  dem  Orte,  so  ist  eine  Zastellang  gemäü  Art.  64 
nicht  aastührbar  (Börowtkoteaki  %  dt  tu  Art.  883,  &ordon  §  9  zv 
diesem  Artikel  und  §  1  zu  Art.  65). 

2.  Zu  den  Pi-rsonen.  dent-n  gemäß  Art.  n4  ztifrestellt  werden  kann, 
sind  die  Ehefrau  und  andere  im  Hause  des  zu  Ladenden  Tcrweilende 
Personen,  der  Portier  des  Hauses,  der  Eigentttmer  und  das  HaUBpersonal 
eines  Gasthause.«),  falls  der  zu  Ladende  in  einem  solchen  wohnt,  zu  zählen 
{Borotoikotcski  a.  a.  0.  §  6,  Gordon  a.  a.  0.  §  3).  In  der  Ladung 
mnfi  nam entlieh  die  Person  heseiehnet  sein,  welcher  die  Ladnng  ttber* 
gebeh  Ist  (Boroioikuwgki  a.  a.  0.,  Qo^-do*  h.  a.  0.  §  4). 

65.  „fo.\\s  keine  von  deb  im  vofsbhcndcn  Art.  (64)  beselchneien  Pei^nen 
aiigetroÜea  wird,  so  hat  der  Öerichisbote  das  eine  Exemplar  iMhnls  ÜW^ 
mittelitng  nn  den  m  Ladendeti:  in  der  Stadt  —  bei  dem  Poliseibeamten,  nnd 
anf  dein  Lande  —  bfei  der  ttrtUeben  Gemeinde-  oder  DorfbfebUrde,  oder  t>ei 
dem  Pöliiei^ener  (Anfaeher  oder  Zehntmann)  sorttcksdlassto." 

A  n  m  e  r  k  u  ri  L' 

.Art.  Bö  ist  nicht  nur  dann  anwendbar,  wen^  eine  der  im  Art.  64 
bexeichneten  Peradoen  nitht  angetroffen  vrird,  sondern  aneh  dann,  wenn 
sie  zwar  angeirOlfen  wird,  aber  znr  .\nnahme  der  Ladung  behufs  Aus- 
händigung an  den  sn  Ladenden  nicht  bereit  ist  {Gordon  %  2  an  Art.  6ö). 

66.  „Atlf  der  Lddnng  wird  bei  der  Znstellnng  die  Zeit  ihrer  BehiHdignng 
▼ermerirt,  das  iwdto  Exemplar  der  Ladnng  aber  wird  mit  der  Empfangs- 
bescheinigung des  Empfängers  darauf  und  der  Angabe  der  Zeit  der  erfolgtm 
Zustellung  dem  Friedensrichter  übermittelt.  Kann  oder  will  der  Empfänger 
dor  Ladung  eine  Empfangsbescheinigung  nicht  geben,  so  dies  auf  beiden 
ivsempiarw  der  Ladung  vermerkt  mit  der  Angabe,  wem  and  wann  die 
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Ladung  bdiändigt  ist,  und  wanim  die  Qnittang  des  Empfftngsn  nidii  T9f- 
handen  ist*' 

Anmer  kang: 

Ob  die  Ladung  nehtseitig  und  ordirangiraifiig  ragestellt  ist,  hat  das 

Gericht  von  Amts  wegen  zu  prtlfcn.  Das  (  Ii  i  i  ht  hat  daher  in  die  Verhandlung 
der  Sache  nicht  einxutreteu«  bevor  die  Ladung  von  der  Zostelluiig  znrftck- 
gekommen  ist;  im  letzteren  Falle  hat  das  Qmdit  dto  Sadw  au  witn^ 
und  die  Parteien  zu  dem  anzuberaumenden  neuen  Termin  zu  laden.  Hat 
das  Gericht  indessen  nicht  verta^:t  und  die  Sache  verhandelt,  so  ist  die« 
kein  Kassationsgrond,  wenn  die  später  eingegangene  Ladung  als  rechtzeitig 
und  ordnungamiflig  angvstellt  sich  erweist  (Borotoikow^ki  §|  1  und  2 
sa  Art  66). 

67.  „Der  vuin  Friedensrichter  anberaumte  Yoliandlitngstennis  kim 
auf  Antrag  beider  Parteien  vertagt  werden. ' 

Anmerkung: 

Eine  Ladung  zu  dem  neuen  Termin,  auf  welchen  vertagt  ist,  ist  im 
Falle  des  Art  Od  nicht  erforderlich,  selbst  wenn  die  Parteien  nicht  erschienen 
sind,  (wenn  sie  s<hriftlich  um  VertacrunK  eintjekomTnen  sind'  sofern  dt-r 
Vertagunffsbescbiuli  in  öSentUcher  Sitzung  verkündet  worden  ist  [Gordon 
za  Art.  87). 

Viertes  Kapitel. 

Vom  Erscheinen  der  Parteien  und  von  dem  Pr uz eß verlabieo 

v  u  r  d  e  üi  F  r  i  e  d  «•  ii  s  r  i  e  h  t  e  r. 

6d.  „Die  Verhandlung  der  Sachen  vor  den  Friedensrichtern  ist  öffentlich 
und  mttndlidi;  die  Yeiliandhiiig  kann  ab»  ancb  nidit  SUntUeh  ssin,  wean 
beide  Pkosefiparteien  dies  beimtragen  und  der  FHedeasiicliter  Ibien  Auing 
fttr  begründet  hUt" 

Anmerkung: 

Die  mündliche  Verhandlung  ist  obligatorisch.  Der  Beklagte  kaiui 
zwar  seine  Einwendungen  schriftlich  einreichen,  sie  werden  aber  nur  be* 
rflclcsichtigt,  soweit  sie  mündlich  vorgetragen  sind  ißo rowikotcski  lu 
Art.  68.  Gordon  S  2  zu  diesem  ArtikrlV  Die  Prozeßbandlungen  des 
Friedensrichters  milssen  sehr  einfacher  Natur  sein,  und  deswegen  darf  bä 
der  Verhandlung  vor  dem  Friedensrichter  weder  die  Erhebung  Ton  GeridrtS' 
kosten  noch  von  Htempelifelnihren  statt  Huden,  und  der  {ranze  Prozeßgang 
mull  möglichst  erleichtert  sein.  Die  allgemeine  schriftliche  Bcscbwerdeform 
kann  fOr  Qeriebte  dieser  Art  nicht  als  TerbtndUch  anerkannt  werden,  und 
eine  vorbereitende  S'rliriftlicbkeit  zu  der  Tuflndlirlien  V'  rfi  indlunc;  «Tir? 
nicht  angebracht.  Die  Verhandlung  muli  mündlich  sein  unter  Befragung 
der  Partelen  dvrch  den  Rlditer,  welcher  verpflichtet  ist,  sidi  in  umiitttl- 
bare  Beziehung  zu  ihnen  tu  setsen  (MotiTe  bei  Gordon  §  1  a.  a.  0.» 
auch  Artt.  13.  324— .326  t. 

69.  „Der  Beklagte  kann,  ohne  Erkläningen  zur  Hauptsache  abzugeben, 
einen  prozeübindernden  Einwand  in  folirenden  Fallen  i  rheben: 

1.  weuii  dir  .S;u  li(  zur  Zuständigkeit  eines  anderen  FriedensrichU» 
oder  eines  anderen  üerichts  gehört, 

2.  wenn  bei  demselben  oder  einem  anderen  Priedensriditer  oder 
bei  einem  anderen  Geridit  ein  Rechtsstreit  Uber  denselben  Gef«"' 
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stand  und  cwiachen  denselben  Personen  oder  ein  mit  äix  an* 
blagigen  Kl»ge  eng  «wummoiihKngeBdcr  Becbtsstmt  sdiwebt, 
8.  wenn  die  UigwiadM  Fotdenmg  in  ihrem  ganseii  Bestude  auf 
dnen  anderen  Beklagten  Bezng  liat^ 

4.  wenn  die  Klage  von  einer  Person  angestellt  ist.  welche  nicht 

das  Becbt  liat,  vor  Gericht  zu  klagen  od»  Terklagt  zu  werden." 

A  n  m  e  r  Ic  u  n  g  e  n : 

1.  Die  Ziffer  1  besieht  sich  auf  die  prosefihindemde  Einrede  der  sach- 
lichen oder  (irtlichen  T"'nzustündigkeit  des  Gerichts,  Ziffer  2  —  auf  diejenige 
der  Rechtshängigkeit,  Ziflf  r  H  auf  diejenige  der  mangelnden  Passivlegitimation 
und  die  Ziffer  4  auf  diejenige  der  mangelnden  Prozeßfähigkeit.  Die  Ein- 
wendungen des  Art.  69  muß  die  Partei  erheben,  von  Amts  wegen  ist 
eine  Prüfung  nirb  dirsen  Richtungen  ausgeschlopst^n  Den  Einwand  der 
Unzuständigkeit  kann  uur  der  Beklagte  erheben  \ßo  i  owikotcak i  1,  2 
nnd  6  an  Ett.  671,  &ordon  §  6  za  diesem  Artikel). 

2.  (Zu  Ziffer  1 .)  Seine  sachliche  Zuständigkeit  hat  der  Friedensrichter 
gemäß  Artt.  79,  29,  31  auch  von  Amts  wegen  zu  prüfen,  und  zwar  in  jedem 
fitadinm  des  Preiesses.  Die  Bestimmung  der  Ziller  1  Art  68  findet  aber 
dann  Anwendung,  wenn  die  örtliche  Unzuständigkeit  eingewendet  oder 
wenn  der  Oerirhtsstand  der  VertragserfiiünriL'  bemängelt  wird.  Der  er- 
hobene i:.inwund  der  Unzuständigkeit  muL  .iuch  begründet  sein,  es  niuli 
angegeben  werden,  warum  nicht  das  angerufene  nnd  welches  Gericht  zu- 
stiiiirüir  ist,  so  7  V,.  u- f  il  Ii  r  V>'(ihnsitz  des  Beklagten  nicht  in  dein  Bezirke 
dieses,  sondern  eines  anderen  Gerichts  sich  befindet,  oder  weil  in  dem  ge- 
gebenen Fall  das  Gericht  der  Vertragserfallnng  (forum  eontraefus)  ge- 

feben  ist.  Das  Gericht  hat  sich  auch  lediglich  auf  die  Prüfung  dt;r  von 
er  Partei  angegebenen  Gründe  zu  beschränken,  es  hat  z.  B.  nicht  zu 
prüfen,  ob  das  forum  couli  actus  zur  Geltung  komme,  wenn  die  Partei 
nur  die  Unzuständigkeit  wegen  der  falschen  Bezeichnung  des  Wohnortes 
geltend  macht  ^Boi  nu  ikowskt  a  a.  0.  §§  3.  4.  Gin  don  a.  a.  0.  §§  7,  9). 
Der  Einwand  der  Unzulässigkeit  des  Rechtsweges  (also  des  Ge- 
richtes «berhanpt,  weil  i.  B.  eine  AdministrativbehOrde  mstHndig  sei)  ist 
als  ein  prozeßhindernder  nicht  anzusehen,  vielmehr  als  ein  solcher  in  der 
Haaptsachc  {Bornicikfitcski  a.  a  i>      5,  Gordon  a.  a.  O.  6). 

3.  i  Zu  Ziffer  2  Der  Einwand  der  Rechtshängigkeit  greift  nicht  allein 
dann  Platz,  wenn  derselbe  Rechtsstreit  zwisc  lu  n  denselben  Parteien  schon 
anhängig  ist,  sondern  auch  dann,  wenn  eiu  anderer  Rechtsstreit  zwar,  aber 
zwischen  denselben  Parteien  schwebt  und  mit  der  jetzt  erhobenen  Klage 
in  engem  Znaammenhange  steht.  Wfthrend  aber  in  dem  ersten  Falte  (der 
eigentlichen  t'.rcepth,  litis  pendentis)  die  begründete  Einrede  die  Klage- 
abweisung  zur  Folge  haben  muß,  kann  im  zweiten  Falle  die  Folge  nur  die 
sein:  a)  daß  beide  gleichartige  oder  miteinander  eng  verbundene  Prozesse, 
wenn  sie  bei  demselben  Qeriehte  schweben,  zur  gemeinsamen  Verhandlung 
nnd  Entscheidung  verbunden  werden,  was  aber  nur  auf  Antrag  des  Be- 
klagten geschehen  kann,  oder  b)  dali  das  Verfahren  in  dem  später  unhüngig 
gewordenen  Prozefl  bis  zur  rechtskrllftigen  Entscheidung  des  froheren  aus- 
gesetzt wird  [Boroicik'iirski  a.  a.  0.  >?§  7.  12.  Gurdou  a  a  (V  13, 
14).  Der  Einwand  der  Rechtshängigkeit  ist  aber  nur  dann  zulässig,  wenn 
beide  gleiche  oder  miteinander  eng  verbundene  Prozesse  bei  demselben 
odcar  etoem  anderen  Gericht  anhängig  sind;  wenn  aber  der  eine  dieser 
Prozesse  bei  einer  Verwaltungsbehörde  schwebt,  so  kann  dies  den  Einwand 
der  Rechtshängigkeit  nicht  begründen  \Borotc ikuwski  a.a.O.  §  11, 

or<loM  a.  a.  0.  §  12).  Voraussetzung  lemw  für  die  Zolassigkeit  des 
BiDwandes  ist,  daß  der  frtthere  Prozeß  noch  schwebt,  nicht  aber  wenn 
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er  sdion  recbttkräftig  entschieden  ist.   In  letxterem  Fall  kann  ev.  der 

Einwrtnd  der  rf»rhtskräftig  entschiedenen  Sache  (exceptio  rei  Judkatae) 
begründet  sdn  Schwebt  die  Sache  in  der  Kassationsinstanx,  so  ist  äe 
nach  Art.  ZPO  als  eine  rechtskräftig  entschiedene  anzaadrai:  kior  ist 
der  Einwand  I  i  n  rbtshängijrkrit  nicht  gegeben  {Gordi>n  a  a.  O  §1? 

Idit  der  Ausäetzong  des  Verfahrens  infolge  de«  fiinwandes  der  Kecbu- 
k&ngiprl^t  Hiebt  sn  ▼erwedMelB  itt  4i«  Annetsmig  det  TccUireiit  infolge 
firi'  s  Stnif Verfahrens,  welches  für  den  Zirilprozcß  von  prüjndizifllcr  Be- 
deutung ist  (Artt.  ö— 8  ZPO),  wo  die  Aussetzung  von  Amts  wegen  erfolgt, 
oliiie  daB  es  eines  Einwandee  eeiteiis  dto  Ptatel  bedarf. 

4  i'Zo  Ziffer  Der  Einwand  der  mantfelndcn  rassivlff:itimiii' n 
mxk&  mit  der  Bezeichnung  der  Person  begründet  sein,  weiche  nach  der 
Hefnang  des  Einwendenden  als  richtiger  Beklagter  in  Betracht  kornnt 
(Borotcikowski  a.a.O.  §  18,  Oordon  a.  a  0.  §  19).  Der  Einwand 
ist  nur  dann  begründet,  wenn  du-  K!a(ft;fordernntr  in  ihrer  Gesamtheit  .inf 
einen  anderen  Beklagten  Bezug  hat  wird  dies  nur  von  dntui  Teile  der 
Klagefordemng  behauptet,  so  Vw^t  kein  prozeBhindemder  Einwand  vor 
iRoro,t^ikf>wKki  a.  a.  0.  §  20,  Gordtni  a  a.O.  §  16,  Holmsteti  S  m 
und  die  Einlassung  zur  Hauptsache  kann  nicht  verweigert  werden.  Im 
Falle  der  notwendigen  Streitgenossenschaft  auf  selten  des  Beklagten  kann 
d»T  Rt  klajfte,  falls  nicht  alle  Mitvurpllichtete  mitvrrkhiL't  ^;ri  i  dies  im 
Wege  des  proseßhindernden  Einwandes  der  mangelnden  PaöfiivlegitimatioD 
geltend  niadien  {IsaatBehenko  S.  194  LXXu,  8.  197;  ef.  Anm.  7  n 
Art  4). 

&  (Zn  Ziffer  4.)  Die  mangelnde  ProxeßflUiigkeit  ist  in  den  Artt.  18, 
19  und  21  behandelt,  ef.  die  Anmerkungen  kq  diesen  Artikeln. 

70.  .Narh  voranfffetranpener  AnseinandtT^ot/nnL'  mit  beiden  Parteien 
schlägt  der  Friedensrichter  ihnen  vor.  die  .Sache  jj^iitiich  beizulegen,  wobei  tr 
ihnen  die  nach  Beimr  Meinung  vurhaudcnen  wirksamen  Mittel  dazu  bezeichoet 
Auch  wlüuend  dee  ProiefiTerfahrens  igt  der  FriedentBkliier  verpflidiiet,  laß- 
mbnieB  sn  treffen,  om  die  PnrteieD  mx  gStUclieli  Binigang  gnntigt  in  nftehn 
nnd  erst  im  Falle  der  Brfblglosigkeit  nr  ürteOBtUhing  n  iclirelteo.' 

A  n  ni  e  r  k  ti  n  ir : 

Irgend  einen  Zwang  darf  der  Friedensrichter  bei  seinen  Einiguoff- 
rersnehen  auf  die  Parteien  nicUt  ansttben.   Andereraelt«  ist  die  gänzUoie 

Unterlas;>unt^'  eines  Einigunirsver.siit  hs  kein  Kassation.sgrnnd  {Borotci- 
kotfuiki  g  2  zu  Art  70,  Qvrdun  §^  2,  3  zu  diesem  Artikel,  of.  Art.  ITt). 

71.  .Der  Vergleichsschluß  der  Parteien  wird  schriftlich  dargelegt  oDd 
nach  Verlesung  von  ihnen  oder  denen,  welchen  sie  vertrauen,  nntersehrlebcn. 
Der  durch  Vergleicli  beendete  i'rozeC  kann  nirbt  wieder  aufgenommen  werdsB.* 

Anmerkungen: 

1.  Scbriftlfebe  Protokolliemng  wnd  ünterwhrilt  der  PnrteleB  eder, 

falls  sie  nif  ht  silireilien  kiinnen,  anderer  Personen  für  dieselbeh  ist  obliga- 
torisch, (ledruckte  Bianketts  dürfen  zu  den  Vergleichsprotokollen  nicht 
verwendet  werden.  Die  Unterschrift  des  Friedensrichters  für  die  des 
Schreibens  unkundige  Partei  ist  unzulässig  (die  frühere  Rechtsprechung  des 
Senats  ließ  dies  zu.  Sen  Kntsch.  pro  1H7:<  Nr  165),  es  muß  für  eine  sold» 
Partei  ein  Unbeteibyler  untcrsrbreihen  lii> i  otc ikotcski  §§  1— 3zu.\rt.7l, 
Qot  don  ^  3  zu  diesem  Artik  i 

2.  Der  Verpleieh.  den  dt  r  Kliiirer  mit  demjenigen  geschlossen  bat, 
dem  der  Beklagte  den  t>trcit  verkündet  hat  (dem  Litisdenunziaten)  umI 
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der  dtm  rtokeff  beigetreten  Ist.  ist  aach  für  den  Beklagten  selbst  bindend 
dSorotoikoioakt  a.  ä.  0.  §  10,  Gordon  a.  a.  0.  §  4).  Haben  sich  6e 
Partelefl  dahin  geelÜig(,  di^  Bestimmung  der  Höhe  der  TergUirhssnmThe 
einem ^acnyerstAndigcn  zu  Qbcrlassen,  so  dessen  Gutachten  entäehejdchd, 
otifl  es  kaiin  ton  keiner  Seite  ein  Sil|»erArbitliuin  v^langt  werden  i Bora- 
te ikouski  a.a.O.  ^  11,  Gor  (Ion  a.a.O.  §  5).  Der  Vergleich  cHedfgt 
alle  Ajjsnrticbe  aus  demselben  Klase gründe,  wenn  nicht  ausdrück- 
UcD  die  Oelte^dnjiltAtaf  airaerar  Aaipime  vom  demselben  Klagehmdadent 
vorbehalten  ist.  Po  schließt  t  Vk  fler  Vergleich  In  einem  Prozeß  wegen  Her- 
st^llang  des  gestötten  Besitzes  auch  jeden  Entscb&digangsansprach 
ans  demselben  Klagefandament  ans,  wenn  er  niebt  ToHmialteii  ist  (poro- 
teikoicski  a.  a.  0.  §  8,  Gordon  a.  a.  0.). 

.  3.  Der  gerichtlich  geschlossene  Vergleich  unterliegt  nicht  ohne  weiteres 
det  YdllstrecMtig,  &i  wird  also  keine  Yollstreckbare  Ausfertigung  von  dem- 
selben erteilt  Wird  der  Vergleich  Biebt  erffillt,  so  kann  nur  von  neuem 
auf  Erfüllung  geklagt  werden  iBoroieikotoski  a.  a.  0.  S  6,  Gordon 
a.  a.  0.  §  .4,  Holmsten  S.  232). 

4.  Über  die  Form  des  auBergericbtUehen  Yergleicbs  ef.  Aitt  1867  bU 
1366  ZPO  (sie  muß  notariell  sein). 

72.  ,Bei  der  Verhähähui^  der  Sache  HUtt  dor  FriedeniHchter  den  Ktt^er 

die  Tatnrast&nde  darlegen  und  sein  Verlangeil  erklären,  sodänn  hört  er  die 
Erklärungen  des  Beklagten  an.  wobei  er  der  einen  und  der  anderen  Partei 
auch  nachher  nacheinandi  r  ihre  Erklärungen  zu  ergänztn  ^Tstatt^t  und  auch 
seine^eit«  die  zur  Aufklärung  der  Sache  nötigen  Fragen  stellt.  Wenn  der 
lUedensiieiitbr  Andet,  daS  die  ÖftÖbe  genügend  aufgekliri  iät,  so  acUlefit  er 
die  Yerban^liing.* 

Anmerkung: 

Die  Verhandlung  vor  dem  Friedensrichter  ist,  wie  die  Motive  ibei 
Gordan  §  1  zu  Art.  72)  ergeben,  von  allen  Formalvorschiifteii.  wie  sie 
ftlr  das  Verfahren  vor  dem  Bezirksgericht  gegeben  sind,  wie  die  Einreichung 
einer  Klageschrift,  vorbereitender  Schriftsätze,  Replik,  Duplik  usw.  befreit. 
Auch  die  Führung  eines  Protokolls  ist,  abgesehen  von  den  Fällen  der  Artt. 
101,  110,  116.  Ö03  und  556  ZPO,  und  wenn  die  Partei  ausdrücklich  die 
Protokoliieniner  hrstimmter  Pro/eßvorc::ing<-  verlarigt.  nicht  erforderlich. 
Das  Protokoll  wird  da,  wo  es  geführt  wird,  von  dem  Friedensrichter  selbst 
niedergeeelffieben,  niebt  tob  einem  ProtokoUfllbrer  (a.  a.  0.  $  8). 

73.  „In  Rechtüstreitigkeiten  wegen  Wiederherstellung  des  geitSrteil  Bo- 
■Itiei  bat  der  Fkiedeotriobter  auf  eine  Prttfong  der  das  Bigentliilinedlt  an 
dbni  O^dtlditflelt  bMchetiiigeiiden  Urbnnden  niebt  einsitgelien,  tondeTn  er  stellt 
mk  deji  gesUIrteb  Beslts  wieder  ber." 

A  II  ni  e  r  k  u  ii  ^'  e  n  : 
1.  t)ie  Bestimmung  des  Art.  73  ist  nicht  dahin  zu  verstehen,  daü 
bei  possessoriseheii  Kfagen  Urkunden,  welcbe  das  BHgehtnm  an  dem  frag- 
lichen Grundstück  bewi  isen  sollen,  überhaupt  nicht  in  der  Sarlif  ge- 
würdigt werden  sollen.  Die  Bestimmung  besagt  nur,  daß  solche  Urkunden» 
soffern  sie  lediglicb  znm  Beweise  des  Eigentums  vörgebracbt 
werden,  einer  PrUning  nicht  unterlieg<  n  Soll  aber  durch  dergleiclien  Ur- 
kunden der  faktische  Besitzstand  oder  überhaupt  ein  Tatumsand  bewiesen 
werden,  der  zur  Entscheidung  eben  des  Rechtsstreits  beizutragen  geeignet 
ist,  so  ist  der  Friedensrichter  nicht  nur  berechtigt,  sondern  selbst  verpflichtet, 
die  Urlnrndcn  m  prüfen,  so  2.  B.  wenn  der  Beklagte  eine  Urkonde  vorlegt, 
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weicht-  df-n  Bcsitzfllx  l  u  ui?  auf  ihn  dun  li  Verfügung  der  KegieruDi;  oder 
durch  Parteieioigoug  dartut.  Solche  Urkunden  beweisen  zwar  das  £igea- 
tomBreelit,  aber  auch  das  Beritsreebt  an  dem  Qtundstfick  und  «tad  te 
possessorischen  Pfuzeß  unbedingt  zu  berücksichtigen  (Borowikoicski 
§§  3—6  zu  Art.  73,  Gordon  §  3  za  die«ein  Artikel,  cf.  die  Anmerkungeo 
zu  Art.  29  Ziffer  4). 

2.  Die  Bestimmung  des  Art.  73  enthält  matetidlefl  BMÜit  und  ist 
nicht  nur  für  die  Friedensrichter,  sondern  aocli  fflr  die  nndiereii  Gerichte 
maßgebend  {Borotcikouski  a.a.O.  §  7). 

74.  ,In  Rechtsstreitigkeiten  wegen  Erfüllung  von  Vertriigen  und  Ver- 
Undlhdikeiten,  die  in  vorgeschriebener  Form  errichtet  oder  beglaubigt  sind, 
Wied  der  Beklagte  an  einem  sehr  nahen  Termin  vorgeladen,  nnd  wenn  der 
Friedsnariditer  seine  EinwendnngMi  al«  nieht  erheblieb  enehtet,  ao  hat  w 

eine  Entscheidung  über  die  unventtgliche  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  zu 
fällen  tind  ich7eiUg  dem  Kläger  eine  voUstreokbare  Anafertigang  dieses 
Urteils  zu  erteilen." 

Anmerku  ug: 

Im  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  findet  hier  gemiO  Art.  849 
Ziffer  3  das  abgekürzte  Verfahren  Anwendung  (Art.  3öOff.). 

75  Di»^  VortairunK  der  Verhandlung  auf  Antn^  einer  der  Farteifli 
wird  nur  in  den  äußersten  Fällen  gewährt.'' 

Anmerkung: 

Die  Vertagung  kann  nur  auf  Grund  mfludlichcr  Verhandlung  erfolgso. 
Weder  Krankheit  noch  anderweitige  notwendige  Bescb  iff i.ninp  sind  al» 
Grund  für  eine  Vertagung  augesenen  worden.  Ein  beäuuUerer  Beschloß 
fiber  die  Vertagung  ist  nicht  erforderlich  {Borowikovaki  §§  4,  6,  7  n 
Art  7n  n  ,  <7n,i  2,  8.  4  zu  diesem  Artikel).  Über  die  Vertagoag 
auf  beuitibt  ititren  Anti'ag  cf.  Art.  77  Ziffer  1. 

TH.  ,Ztir  Erian^nng  einer  zur  Aufklärung  der  Sache  notwendigen  Aus- 
kunft iider  der  Abschrift  einer  T'^rkunde  von  irtrend  einer  Behörde  oder  einer 
Amtsperson  ( rteilt  der  Friedeiisrichtt  r  der  Partei  auf  deren  Verlangen  eine 
Bescheinigung  düliin.  daß  diu  Auäkunft  oder  die  Abschrift  der  Urkunde  tat* 
sftehlich  notwoidig  sei  nnd  innerhalb  weldier  Frist  notwendig  sei.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  analotje  Bestimmung  wie  hier  ist  auch  für  ii:\s  V,  rf  ihr  -n  vor 
den  Bezirksgerichten  im  Art.  4ö2  ZPO  getroffen.  Die  ßestiuimuug  bezieht 
sich  lediglieh  anf  die  FUle,  wo  die  erforderliche  Anshnnft  nsw.  von  Be- 
hörden oder  Amtspersonen  als  solchen  zu  erteilen  ist:  ist  diese  von  Privat- 
personen zu  erfordern,  so  greift  Art.  44ö  a.  a.  0.  Platz,  d.  h.  das  Uencbt 
erfordert  die  im  Besitze  des  Dritten  befindUcbe  ürknnde  unmittelbar  tob 
diesem  (Ihn  owikoirski  'i  U)  zu  Art  4.Ö2.  Gordott  §  1  zu  diesem  Artikel). 

2.  Der  Antrag  auf  Erteilung  einer  Bescheinigung  gemäß  Art.  7ß  maß 
genau  die  Auskunft,  die  erteilt,  oder  die  Urkunde,  von  welcher  eine  Ab- 
schrift gegeben  werden  soll,  bezeichnen  {BorowikoteBki  %.^0.%'^, 
Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

77.  -Das  Prozeßverfahren  vor  dem  Friedensriehter  wird  ausgeselat: 

1.  infolge  gegenseitiger  i'bereinkuiift  (irr  Stnitparteien, 

2.  im  F'alle  des  Todes,  der  (.it-iste&kiankheit  einer  der  Parteien 
oder  der  Aberkennung  aller  Stajidesrechte." 
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A  n  m  e  r  k  u  n  e  n : 

1.  Dieselbe  Bestimmung  ist  fOr  die  Bezirksgerichte  im  Art.  681  ZPO 
«ntbalteiL  Der  Art  77  (fllr  BexirlEagerielito  Art.  681)  endApft  nidit  alle 
Fllle  der  Aassetzan^^  des  Verfahrt  ns.  So  ist  nach  Axt  8  die  AnssetznriL' 
des  Zinlverffthiens  bis  zur  Beendigong  eines  präjadixieUen  StrafverfabreDs 
gebeten.  Bbenee  erfordert  'der  Fell  des  Art  6d  2äffer  8  (fOr  Besirksgerichte: 
Art.  571  Ziffer  2)  oft  die  Aussetzung  des  Verfahrens  (cf.  Anm.  3  zu  Art.  09). 
ebenso  der  Tod  des  Prozeßbevollmächtigten  sßorowikowski  g  7  zu 
Art.  681,  Gordon  §  2  zu  diesem  Artikel). 

2.  Im  Falle  des  Todes  eines  Ton  mdireren  Streitgenossea  —  auf 
selten  der  klägerischen  oder  beklagten  Partt-i  --  ist  die  Aussetzung  nicht 
nur  bezüglich  des  Verstorbenen,  sondern  überhaupt  des  ganzen  Prozeß- 
verfitlneiis  «nssiitpreclien  (Borowikofeaki m. ».  0.  §  4.  Gordon  «.  a.  O. 
§  3).  Die  Aussetzung  des  Verfall nns  hat  von  Amts  wegen  zu  erfolgen, 
sobald  der  Tod  der  Partei  zur  Kenntnis  des  Gerichts  gelangt  ist  {Boro- 
wikowski  a.  a.  0.  §  1,  Ctordon  a.  a.  0.);  sie  hat  aber  m  unterbleiben, 
wenn  die  Erben  des  Verstorbenen  in  den  Prozeß  eint^i  tr  ti  n  inrl  {Boro- 
tcikowski  a.  a.  0.  §  9,  Gordon  a.  a.  0.)-  Die  Aberkeimung  aller 
St^ndesrechte  hat  den  Verlast  aller  Rechte  Überhaupt  rar  Folge  (Art  22 
StCxB  Ausg.  1885.  Art.  25  des  StGB  vom  22.  3.  1903).  ist  daher  dem  bürger- 
lichen Tode  t'leich  zu  achten  (Motive  bei  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

3.  Die  Tatsache  der  Geisteskrankheit  begründet  die  Aussetzung 
des  Verfahrens,  auch  w&nn  der  Geisteskranke  noch  nicht  untw  Vormund- 
schaft t  11t  ist  {Borotoikowski  a.a.O.  $  4^  OordoH  a.  a.  0.  §  4, 
Issattichenko  S.  4(>9  f.). 

4.  Bezüglich  der  ünterbrecbnng  der  Berufungsfrist  in  Felle  des  Todes 
der  Partei  ef.  Artl.  7öl,  764,  cf.  aaoli  Art  689. 

78.  „Das  Verfahren  wird  auf  Antrag  beider  Partelen  oder  einer  dei^ 
selben  wieder  an^penomineii." 

Anmerkung: 

Dieselbe  Bestimmung  für  das  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  ist 
im  Art  687  erster  Satz  enthalten.  Der  Friedensrichter  hat,  wenn  er  dem 
Anlmg  stattgibt,  nenen  Termin  ansnberaamen  und  die  PrezeBbetdligfeen 
zu  demselben  ZU  laden  (cf.  Ann),  zu  Art.  (587).  Wird  von  dem  Rechts- 
nachfolger der  Partei  die  Wiederaufnahme  des  Prozesses  verzögert  oder 
sind  so^ie  Beohtsnachfolger  niolit  beirannt,  so  wird  ihnen  auf  Antrag  ein 
Torraimd  oder  Pfleger  bestellt,  nnd  dieser  ist  an  laden  {flolmatan  S.  199). 

79.  ,,Wc»]i  der  Friedensrichter  ans  dar  YerlModtong  der  Sache  ersieht, 
dafi  sie  sa  seiner  Zostftadigkeit  nicht  gehört  (Artt.  29  und  31),  so  hat  er 
das  weitere  Verfahren  bei  sich  einrasteUen.*' 

Anmerkung: 

Über  die  Zuständigkeit  der  Friedensgerichle  cf.  Artt.  29,  31  und  die 
Anmerkungen  zu  denselben.  Über  die  Prüfung  der  sachlichen  Zuständigkeit 
von  Amts  wegen  und  die  proselUlindemde  Einrede  der  Unzuständigkeit 
des  Gerichts  cf  Art.  584,  Anm.  2  zu  Art,  Hol msfcn  S.  133,  8en.- 
Eütsch.  pro  iy02  No  73.  Die  Bestimmung  des  Art.  7y  ist  auch  für  die 
Berufungsinstanz  verbindlich  {Boroutikowski  %  2  ra  Art.  79,  Kordon 
§  3  sa  diesem  Artikel). 

80.  „Die  FSlle,  in  welchen  der  Friedensrichter  einer  Schwierigkeit  im 
Fkosefireffslirai  h^egnet,  sind  von  ihm  anf  Omnd  der  Ysrgleichinig  der  in 
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dieaem  Boche  gegebenen  Vonchrifteo  ifdt  de]^  n&heren  Bestimmnngen  aber 
4m  Fr^^eflyerlahrj^  yor  ßpn  aUgoipeinen  /aerjjdi^  sn  en^jigi^" 

AamerknaiK: 

Dieses,  d.  i.  das  erste  Buch  behandelt  dM  Verfahren  vor  den  Frieden»- 
^erirhton,  und  zwar  sind  alle  prozessualen  Vorschriften  der  besseren 
t'bi  rsichtlidikeit  wegen  hier  zusammengestellt,  o))gleich  dieselben  Vorschriften 
in  den  weiteren  Teilen  der  ZPO  zuweilen  wörtlich,  wiederholt  werden 
(rf.  Vorbemerkung  zu  diesem  Buch).  Der  Art.  80  trifft  aber  noch  überdies 
die  Bestimmung,  daß  über&ll  da,  wo  dieses  Buch  keine  besonderen  Vor- 
aehtiften  fflr  me  PHedensgeriehte  gibt,  die  allgemeinen  Vondirtften  der 
ZPO  anzuwenrlcn  sind.  Ebenso  sind  die  letzteren  Vorschriften  überall  da 
TOD  den  Friedensgerichten  anzuwenden,  wo  sie  mit  den  Vorschriften  dieMS 
Boches  Tereinbar  sind,  also  ihnen  nicht  entgegenstehen  {BorbtcHtottski 
\  zu  Art.  80,  Gordon  §  2  zu  diesem  .\rtikel.  Sen.-Entsch.  pro  VMri 
0.  19,  23).  Dagegen  sind  solche  Vorschriften  der  ZPO,  die  mit  d)  nen 
dieses  Buches  iiicht  zu  vereinbaren  sind,  im  Verfahren  vor  den  Friedcns- 
gt  richten  von  der  Anwendung  ausgeschlossen.  Als  im  Verfahrai  vor  den 
Frieilens'jericbten  nicht  anwendbar  hat  der  Senat  insbesondere  folgende 
Artikel  der  Zi'U  erklärt;  20»,  3:^4,  3ö3,  356,  411,  653,  656,  663,  719,  727, 
729,  743—747,  886,  1368  und  1864  0orowikow»ki  a.  a.  O.  §  8). 

80  V  ,,Bei  der  Verhandlung  von  fachen  aus  Schuldverschreibungen  und 
Verdingungsverträgep  baljen  die  Friedensrichter  die  Vorschriften  über  das 
vereinfachte  Verfahren  (Artt.  365* — 365-^;  und  du'  uacUäteheudun  Bi^tiwnuqgen 
amawanden: 

1.  Sine  Sache  unterliegt  nidit  der  Yerhandhing  im  TOeinfaMshten 
Verhhieii,  veoa  die  Klage  sich  fSfigOf.  mehrere  Beklagte  richtet, 

die  in  verschiedenen  Friedeoageriohtsbexirken  wohnen. 
8.  Im  Wechselprozeß  auB  protestierten  Wechseln  ist  der  Priedeaa- 
richter  nicht  berechtigt,  für  die  Begleichung  dar  DxteüaaunBie 
Teilzahlungen  oder  Aufschub  zu  tjewähren. 

3.  Wenn  der  l'ruztLl  geuiäli  Artt.  365  und  365*'  in  ^  ordentliche 
Ver{fJiren  umgewandelt  wird,  hat  ^er  griedft^tgyifliler  ^  Falle 
der  Anweaenheit  der  Pjaiteiea  lofott  mr  VoKsabme  smi  Ml^ng 
der  Beweismittel  in  dieser  Proiefilorm  an  achreiten  vnd  im  Falle 
der  Abwesenheit  eiiur  der  ^Urtefea  bel^e  ipm  oldutan  Sftauig»' 

tage  zu  laden. 

4.  Bei  Entscheidung  der  Suchen.  w<'lche  in  dus  ordcntüchp  Verfahren 
umgewandelt  sind  ^Artt.  'Mu')^'-'  und  365^'),  ebenso  in  Rechta- 
stieitigkejten,  welche  gemäli  Art.  3j66^  erhoben  Bin,^,  sind  für 
den  Friedenarichter  die  im  Tereinbohtea  Yeifakrqa  ergaogcnea 
EntaöbeidQngen  nicht  bindend.** 

Anmerknng: 

Das  vereinfachte  Verfuhren  cf.  Anmerkung  zu  Ajrt.  14813  (Anbaa^ 
Nur  bei  protestierten  Wechseln  ist  die  Gewährung  von  JUtenzahlungen 
oder  eines  Aufschuhs  unzulässig.  Dieses  ist  durch  EQ  z.  neuen  WO  vom 
27.  ö.  02  unter  VIII  eingeführt,  weil  die  neue  W^O  grundai^ilidl  die 
Ikrotj^tierten  tat'  den  nicht  p^o^eatierte»  \yjectoeln  be^n^ag^ 
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Ton  dea  Beweiimitteln. 

Brator  AlM«diiiitt. 

Allgemeine  Bestünmiiiigeii. 

81.  „Der  Kligiw  )Mt  lein»  Klagtfoi^iirBiig  bfsweiiea.  Der  Qddagte, 
weldier  gegen  die  Foidemng  des  KUgen  Einwendnngen  erbebt^  bat  aeine 
Binwendnngen  sn  beweisen.'' 

Aiin^erkingeii: 

1.  Für  die  "Rozirksgericht^'  ist  dieselbr  ncstimmuriL:  im  Art.  'Mi6  ge- 
troffen. Die  Bestimmung  dieses  Artikeis  briagt  dea  rümiächrechtlichen 
Grundsatz  offirmanti  incumbat  probatio  zum  Aasdruck  (Motive  bei 
Gordon  §  1  zu  Art.  366).  ,^ede  Partei  hat  die  Tatametftndi  tu  beweisen, 
IV (  lohe  sie  zur  Begründung  ihres  Rechts  vorbrinfrt.  und  zwar  nur  dii-jenigen, 
weiche  von  der  Gegenpartei  bestritten  sind,  aber  keineswegs  negative 
Tatomstftade."  Diese  Groadsitse  bat  die  Bechtspreobong  des  Boiats  in 
einer  ganzen  Reibe  von  Entscheidungen  ausgesprochen  {Borowikowßki 
^  9,  U  zu  Art.  3fi6,  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

2.  Ob  eine  Tatsache  als  bewiesen  oder  als  nicht  bewiesen  anzusehen 
ist,  ist  Tathvge  und  unterliegt  nicht  der  NaeliprQfiuig  dnrcb  das  Kassations- 

ri  lit  n  ifji  L'^.  n  ist  einp  Verletzung  der  Beweisrejrelii.  t  beri.so  die  Verteilung 
der  Bcvvciälaät  im  Kassationswege  angreifbar,  jedocli  unter  Wahruni^  des 
Grundsatzes  der  freien  BeweiswUrdigung-  Die  Beweispflicht  des  Bekliigtcn 
beginnt  Mst  dann,  wenn  Kläger  seine  Klagefordemng  bewiesen  bat,  bis 
dabin  kann  er  sich  lediglich  bestreitend  verhalten  {Borowikotcski  a.  a.  0. 
§§  1-4,  8,  23,  Gordon  a.  a.  0.  6,  8,  Inaatschenko  S.  91, 
Molmaien  8.  170). 

3.  Hinsichtlich  der  vertraglichen  Vereinbarung  der  Parteien  Uber  die 
Bcweislast  hat  der  Senat  in  seinen  früheren  Entsf^bt  i'lunpen  den  OniTvisatz 
ausgesprochen,  daß  durch  eine  solche  ParteiTereiuiiaruug  die  Btbtimmuugen 
der  ZPO  nicbt  abgeändert  werden  können,  da  letstere  9llentlichrechtlii£er 
Xatur  sind.  In  seiner  spiitrren  Entschoidung  dagegen  pro  18!)0  \-  50 
erkennt  der  Senat  einer  solchen  Vertragsbestimmung  verbindliche  Kraft 
zu :  das  Gericht  hat  hier  lediglich  die  Vertragsbestimmung  anzawendai 
(Gordon  a.  a.  0.  §  7).  Eine  Parteivereinbarung  über  die  Würdigung 
bestimmter  Btweistiiitt«  !  ist  dafreiren  in  kpincm  Falle  rerhtswirksam  Wenn 
daher  die  Parteien  dahin  übereingekommen  sind,  üuü  üie  sich  nur  schrift- 
licher Beweismittel  bedienen  dürfen,  oder  da6  schriftlichen  Beweisdolcumraten 
einn  hrstimmtf  Beweiskraft  beizumessen  sei.  so  sind  sie  trotzdem  nicht 
gebindert,  auch  sonstige  g^etaliob  zulässige  Beweismittel,  z.  B.  Zeugen- 
beweis,  Tmobringen  i^BorowikonBuki  a.  a.  0.  §g  16,  17,  Qordon 
«. «.  0.,  cf.  Anm.  sn  Art.  3). 

4.  Gegen  eine  jfracsu nijifio  Juris  ist  Gegenbeweis  zugelassen.  Das 
Bestehen  einer  Vormundschaft  wegen  Geistesstörung  begründet  die  Yer- 
mutung  der  tatsächlichen  Geisteskrankheit  der  betreffenden  l^rson;  es  ist 
aber  Gegenbeweis  zulässig  [Burotcikowtiki  a.a.O.  §  2H).  Das  Eigen- 
tumsrecht wird  als  ein  nn beschränktes  «a.  a.  0.  §  31i.  der  Besitz  wird  als 
Eigenbesitz  vermutet  (,a.  a.  0.  §  33j.  Der  Besitz  einer  Urkunde  begründet 
aocb  nicht  die  Vermutung  für  den  Besitz  des  in  derselben  beurkundeten 
Rechts,  sofern  dieses  nicht  auf  den  Namen  des  Besitzers  lautet  ta  a  0,\ 
Die  Erfüllung  eines  Vertrages  wird  nicht  vermutet;  wer  Eriüilujig  behauptet, 
muß  sie  beweisen  (a.  a.  0.  §  30). 
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82.  ,Der  Friedensrichter  bringt  keine  Beweismittel  und  Auskünfte  eu- 
sammcn,  er  gründet  vielmehr  seine  Entsclieidang  aasschlieiilicb  auf  die  toe 
den  Fwtdoi  vorgebraeliteii  Bewdie.* 

Anmerknng: 

Die  Vorschrift  des  Art.  82,  mit  welcbeiu  dic-jonige  des  Art.  367  f&r 
dio  Bezirksgerichte  tibereinstimmt,  fließt  aas  der  Verhandlungsmaxime  nnd 
aus  dem  Grundsatz  des  Prozetibetriebes  durch  die  Parteien.  Das  Gericht 
hat  den  Parteien  keine  Direktive  sa  geben  nnd  keine  Beweisfragen  uwn- 
regen,  die  nicht  von  den  Parteien  selbst  vnre:(*l)racht  sind  (Motive  bei 
GordoH  g  1  zu  Art.  367  ZPO,  Borowikuwski  g  1  zu  diesem  Artiliel« 
Holmaten  8.  146);  ee  darf  keine  Beweise  «lieben,  aof  wdkdie  diel^ortei 
sich  nicht  bezieht.  Auskünfte  von  Bt-hörden  und  Personen  zu  erfordern  i.?t 
das  Geriebt  nicht  befugt,  sondern  hat  dies  gemäß  Artt.  76,  452  der  Partei 
sa  flberlMSsn.  Ansliiidisclies  Bedit  mnfl  m  Partei,  welche  sich  darauf 
bemft,  dem  Gericht  beweisen  {Goräon  a.  a  0.  |  2). 

82'.  „Peräoaen,  welche  Grund  zur  Beäurgniä  Imben,  dali  eine  ZüUgenver- 
nehmnng,  eine  Angensdieineinnahme,  oder  das  Erfordern  dnes  sachrerstiadigen 
Gutachtens  spftter  nnmSglioh  oder  wesentlich  erschwert  werden  wUrde,  kSnnsn 
die  Sicherang  dieser  Beweise  beanteagen." 

Anmerkung: 

Ob  die  Bi'Sori,niis  pemitß  .\rt  82'  tatsiirlilich  besteht,  hat  das  Gericht 
zu  prüfen;  die  bloüe  subjektive  Besorgnis  des  Antra^tellers  allein  Ist  ffir 
das  Gerieht  nicht  maflgebend  (Q-ordon  $  1  sn  Art.  92^).  Gegen  die  ab- 
lelinende  Entscheidung  des  Oerielits   P l  ^  ist  die  Beschwerde  an  die 

höhere  Instanz  nnd  gegen  deren  Entscheidung  JCassationsbeschwerde  an 
diai  Senat  gegebm  (a.  a.  0.  §  2,  §  1  s«  Art.  8S*,  Borouikowski  in 
Ari;.  82»). 

822.  ^Anträge  auf  Sicherung  des  Beweises  sind  sowohl  während  des 
ProseBverfahrens  als  auch  vor  Klageerhebnng  zulässig." 

S2^.  yAntrtge  anf  Sichernng  des  Bewdses,  wekhe  vor  Klageerhebnng 

gestellt  werden,  w^cn  durch  den  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  der  sn 
besichtigende  (lecrenstiind  sich  befindet,  oder  die  Zentren  oder  die  Sachver- 
strmdicren  ihren  Wohnsitz  haben,  und  diejenigen,  welche  nach  Klageerhebnng 
ge.stellt  wcriUn.  durch  den  Friedensrichter  entschieden,  vor  dem  der  Prozeß 
schwebt.  In  IcUterem  Falle  kuuuea  Anträge  dieser  Alt  nur  dann  bei  dem 
Friedensrichter,  in  dessen  Besirk  sich  das  Beweismittel  befindet,  gestellt 
werden,  obgleich  die  Klage  bei  einem  anderen  Richter  oder  bei  den  ordentUdmi 
Gerichten  erhoben  ist,  wenn  die  Mafinahmen  sor  Sicherang  des  Beweises 
keinen  Aufschub  erleiden.'' 

82*.  ..Der  Antrag  auf  Sicherung  des  Beweises  muii  trleichviel  ob  er 
mündlich  oder  schriftlich  gestellt  ist.  enthalten  :  1.  Vor-  und  Zunamen  der 
Gegenpartei;  2.  die  Bezeichnung  der  Tatsachen,  zu  deren  Bestätigung  auf 
die  Beweismittel  Besng  genommen  wird,  nnd  3.  den  Grand,  ans  welchem  der 
Antragsteller  die  Sicherang  derselben  beantragt" 

82^  „Über  den  Antrag  anf  Sicherang  des  Beweises  in  den  I^IUlen,  die 
keinen  Anfochnb  leiden,  kann  dnrch  den  Friedensrichter  aaeh  ohne  Ladung 


Digitized  by  Google 


Die  rassische  ZiviipruzeÜordnung. 


479 


Qegeopulei  «ntacbiadeii  wflhten.  Der  BeMhlnfl  Itlier  ZnUmoog  der 
Sidieruig  des  Beweises  unterliegt  nicht  der  Anfecbtong  dnieh  BMchwerde." 

Anmerkung: 

Ge^en  den  ablehneudea  Bescheid  sind  Bechtsmittel  gegeben  (et 

Anm.  zu  Art.  82 0- 

S2'K  „Im  Falle  der  Zalassung  der  Sicherung  des  Beweises  werden  die 
allgemeinen  Besümmongen  dieses  Gesetzes  Uber  Aagenscheineinnahme,  Zeagen- 
nnd  SadiTetstiLiidigeiiTenielimang  sor  Anwendung  gebmoht  Zar  Beteiligung 
IUI  Yerfahren  werden  sowobl  der  Antragsteller  als  anch  die  G^;enpartd 
geladen/' 

82'.  „Die  Sichemng  des  Beweises  wird,  wenn  der  Antragsteller  die 
Gegenpartei  nicht  bezeichnet,  nur  dann  zufrelasscn.  wenn  der  Antragsteller 
die  Person  nicht  angeben  kann,  welche  die.se  l'artci  durstellt." 

82^.  „Der  Umstand,  daÜ  dem  Autrag  aul  Öicheruog  deä  Beweiätis  statt- 
gegeben ist,  ist  für  die  Frage  über  dessen  Zulassung  und  Wirksamkeit  in 
der  Sache,  in  welcher  der  Antragsteller  die  Ergreifung  der  Maßregeln  zur 
Sichening  nachgesaeht  liat>  nicht  präjudiziell.  Die  Partei,  welche  smn  Ter* 
fabren  wegen  Sidierang  des  Beweises  nicht  geladen  ist,  oder  die  Ladung  nicht 
«rtaalten  hat,  ist  berechtigt,  im  ProseftTerbüiren  auf  die  bei  der  Sichemng 
dee  Beweises  vorgekommene  Yerletsnng  der  gesetslichen  Vorschriften  hin- 
naweisen.' 

Anmer  ku  ng: 

Eine  Sichemng  des  Bewdses  kann  anch  im  Auslande  beantragt  werden 

—  im  vorliegenden  Falle  war  die  zu  besichtigende  Ware  in  Hamburg  , 
in  solchem  Falle  sind  die  Gesetze  des  Auslandes  beim  Verfahren  wegen 
der  Sicherung  des  Beweises  anwendbar  (Grebner  Ko.  809). 

Zweiter  Abschnitt. 

Zwigenheweis. 

83.  ., Niemand  ist  berechtigt,  sein  Zeugnis  zu  verweigern;  von  dieser 
Vorschrift  sind  ausgenummen: 

1.  die  Yerwandtoi  der  Parteien  in  anlsteigender  nnd  absteigender 

gerader  Linie,  ebenso  die  leiblichen  Geschwister; 
8.  die  Personen,  welche  von  der  Bntscheidnng  der  Saclie  zognnsten 
der  einen  oder  der  anderen  Partei  dnen  Vorteil  haben." 
Anmerknng: 

Der  Yorscbrilt  des  Art.  83  entspricht  diejenige  des  Art.  370  für  Be- 
sirkweriehte,  nnr  ist  dort  noch  bei  den  Verwandten  (ZÜfor  1)  hinzugefügt, 
daß  ihr  Zeugnisverweigerungsrecht  sich  nicht  auf  die  Fälle  bezieht,  wo  sie 
ilhf^T  Standesrechte  Zeugnis  ablegen  sollen.  Dieser  letztere  Zn^.itz  ist  hier 
weggelassen,  weil  Rechtsatreitigkciteu  Uber  Staudesrechte  (eigeuilich  ätaudes- 
amtliche  Hechte)  bei  den  Friedensgerichten,  weil  sie  fflr  solche  nicht  sn- 
st&ndig  sind,  nicht  vorkonun^  können. 

64.  „Znr  Zengenschaft  werden  nicht  angelassen: 

1.  Personen,  welche  als  geisteskrank  erklärt  sind  und  solche,  welche 
weder  schriftlich  noch  mündlich  sich  verständigen  können,  ebenso 
Personen,  welche  infolge  Zerrttttong  üirer  Geisteskräfte  auf 
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Yerfttgimg  der  anitiodigeii  Behörde  in  intficber  üntemdiiiif 
oder  Bdumdlmig  itete; 

2.  Personen,  welche  infolge  körperlicher  oder  geistiger  Mängel  Mm 
Kenntnia  von  dem  zn  bewdaoiden  Tfttamstande  haben  kitaiBai; 

3.  Kinder  gegen  ihre  Eltern ; 

4.  die  Ehegatten  der  Parteien; 

5.  Geistliche  iiiriüichtlich  dessen,  was  ihnen  bei  der  Beichte  anrer- 
traut  wurde; 

6^  PteMnen,  weldlift  doreli  Urtefl  des  geistUdben  Oeri^  m  da 
Eizehe  anq^escbloMai  sind,  denen  aJle  Standenechte  alMikMOt 
sind,  und  diejenigen,  wddie  mil  einer  Stnfe  bdegt  eind,  mit 
welcher  die  Aberkeunong  des  Rechts,  2Seoge  sa  sein,  Terbudea 

ist. 

Alle  diesf  Personen  werden  von  der  Zengenschaft  durch  den  Kichtrr 
seihst  und  ohne  Hinweis  oder  Antrag  der  l*arieieü  aasgeschlossen,  wenn  a 
die  erwähnten  Gründe  der  Unfilliit^keit  vorliegen  sieht.'' 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  Bezirksgerichte  enthält  Art.  371  genan  dieselbe  BfttirilHmnit 
Die  in  diesem  Arftkel  benannten  Zengen  sind  von  Amte  wegen  von  der 
Zengenschalt  auszusichlieäen. 

2.  (Zn  Ziffer  2).  Als  Personen,  welche  infolge  ihrer  kOrperlidwi 
oder  geistigen  Mängel  von  dem  zu  Beweist-nden  keine  Kenntnis  habtn 
können,  sind  z.  B.  Blinde  hinsichtlich  solcher  Tatumstände,  welche  zn  ihnt 
.Wahmehmnng  die  Sehkraft  erfordern;  Taube  hinsichtlich  der  durch  daa 
Oebör  waliRunehmenden  Tntsecben  nnd  dergl.  anrasehen  {BolmnUn 
8.  190). 

3.  (Zu  Ziffer  3.)  Kinder  als  Zeugen  zugunsten  der  Eltern  sind 
nicht  «a;  offiHo  aossosehlieden,  sie  können  aber  ihr  Zeugnis  ablelnwt 

(Art.  83  Ziffer  1)  oder  von  der  Gegenpartt  i  aligelelint  werden  Art  St 
Ziffer  1),  cf.  auch  bei  Hülms ten  i).  li^l.  Unter  den  Kindern  sind  hier 
eheliche  zu  verstehen  {Holmsten  ».  &.  0.). 

4.  Kinder  bis  zum  Alter  von  7  Jahren  sind  zwar  in  den  Art  84  nickt 
anfgenommen.  sie  sind  aber  dennoch  unter  die  Personen  zn  zählen,  die  als 
Zeugen  nicht  vernommen  werden  dürfen  ;  dies  folgt  aus  Art.  85  {Holms tt» 
S.  190). 

85.  „Kinder  von  sieben  bis  zu  vierzehn  Jahren,  ebenso  Personen  erarn 
gelischcn  Glaubens  vor  ihrer  Konfirmation  können  vernommen  werden,  jedodi 
unbeeidigt." 

Anmerkung: 

FOr  die  Bezirksgerichte  enthält  Art.  312  dieselbe  Beitimninng. 

86.  „Infolge  Ablehnung  der  Gegenpartei  werden  von  der  Zeugenschafx 
ansgeschloesoi: 

1.  Verwandte  alter  Orade  nnbMchrftnkt  in  der  geraden  Luue^  dff 
ersten  drei  Grade  der  Seitenlinie  nnd  der  ersten  sw«i  Qnk 

dt  r  Schwägerschaft  derjenigen  Partei,  welche  sich  auf  sie  benll: 

2.  die  Vormünder  der  Partei,  weld»  sich  ani  sie  beruft  oder  xm 
ihnen  beTormnndet  wird^ 


Digitized  by  Google 


Die  roBsüche  Zivilprosefiordmuig.  481 

3.  die  Adoptiveltern  der  Partei,  welche  sich  auf  sie  beruft  oder 
von  ihnen  adoptiert  iät; 

4.  Fanoiieii,  welohe  mit  «liwr  der  Purtei«»  im  Prozeß  stehen,  und 
Ftotonon,  Auma  Vorteil  toh  der  Bntielwidang  der  Sache  ta- 
gniuten  degenigen  Futei,  weldie  sieh  anf  lie  bemfti  abhingt; 

5.  BeTollmlehtigte,  wenn  nch  dcfen  Uachtgeber  anf  sie  bertifeii.* 

A  TT  m  r-  r  k  n  n  g  p  n  : 

1.  Die  Beetimmqpg  des  Art.  ä6  stiuunt  mit  derjenigen  des  Art.  373 
fttr  die  ordentUebMi  Gerichte  «beidn;  nur  ist  bei  Ziffer  2  die  Amnahme 
hin^slchtlich  der  standesrechtlichen  Tatsachen  gemacht  wie  bei  Ziffer  1  des 
Art.  H'^  icl  dio  Anmerkung  zu  Art.  8Mi.    Der  Ablehmingsantra-j  muß 
grilndct  im  I  die  (iründe  unter  Beweis  gestellt  sein  {Gordon  ij2  zu  Art.  373). 

2.  Zii  Ziffer  1.)  Der  Ablehnung  nnterliegen  auch  Zeugen,  weldie 
mit  beiden  Parteien  verwandt  sind,  außereheliche  Kinder,  wenn  deren 
Matter  sich  auf  sie  beruft  {ßoroioikowski  9,  13  2U  Art  373, 
Gordon  a.  a.  0.  §  5). 

3.  (Zu  Ziffer  2.1  Die  Vormundschaft  ist  Ahlehnun^'s^rund  nur  beim 
Bestehen  derselben  zur  Zeit  der  Zengnisableiran','.  der  gewesene  Vormund 
unterliegt  nicht  der  .\blehnuug  \BorotCikuiciski  a.  a.  U.  §  IG,  Gut  äoH 
a.a.  0.  §  7 

4.  (Zu  Ziffer  4.  Ablehnungsprund  ist  ein  Prozeß  dis  Zeugen  mit 
einer  der  Parteien,  gleichviel  mit  welcher,  ob  mit  derjenigen,  welche  sich 
auf  ihn  beruft,  oder  mit  der  Gegenpartei  {Borowikowaki  a.  a.  0.  §  18, 
Gordon  a.  a.  0.  §  8i.  Ein  Pnizt  ii  im  Sinne  dieser  Ziffer  ist  nur  ein 
Zivilprozeß,  ein  Stralproxeli  ist  keio  Ablehnungsgrund  {Borotcikowski 
a.  a.  0.  §  23,  Gordon  a.  a.  O.V  Der  Prozeß  muß  auch  zur  Zeit  der  Ver- 
nehmung des  Zeugen  noch  schweben,  ein  früherer  jetzt  beendigter  Prozeß 
mit  einer  der  Parteien  ist  icein  AblebnungBgmnd  {Boroißikou>9ki  a.a.  0. 
§  19,  Gordon  a.  a.  0.). 

6.  (Zn  Ziffer  5.)  Der  frttbere  BeTollmKcbtigfee  der  Partei  kann 
Dicht  abp:rlehnt  werden  {Borowikoioaki  a.a.O.  §25,  Gordon  a.a.O. 
§  11  and  zu  Art.  86). 

87.  „Die  Ablehnung:  von  Zentren  muß  vor  ihrer  Beeidigung  oder  vor 
Ihrer  Vernehmung,  falia  diese  unbeeidigt  erfolgt,  geltend  gemacht  werden.^* 

Anmerkung: 

FOr  die  Bezirksgerichte  ist  in  Art.  37ö  die  gleiche  Bestimmang 
getroffen. 

88.  ,4)er  Zeuge  wird,  woin  die  Fartei  ihn  selbiA  ni  ateUen  aich  nld^ 
verpflichtet,  mittels  einer  Ladung  vorgeladen.  Personen  der  etaten  twel 
Rangldiiaen,  IGtglieder  des  Staatsrates,  Minister  und  die  Hauptverwaltungachefs 
«imeiner  Yerwaltnngszweige,  ihre  Stellrettreter,  8taatasekret&re,  Senatoren, 
Ehren  Vormünder,  Oeneralgouverneure,  Truppenkommandeure  von  Militär- 
bezirken. Generaladjutanten,  ebenso,  im  Btreirh»^  d^r  ihnen  unterstellten 
Bezirke.  Divisionschefs  und  die  ihnen  im  Amte  ^gleichstehenden  Chargen  in 
(b  r  Marine  und  im  Heere.  Erzpriest-er.  Gouverneure.  .St^dthauptleute.  der 
Oberpolizeimeister  der  Stadt  Moskau,  in  gleicher  Weise  die  Personen,  welche 
zeitweilig  die  Fonlctionea  der  oboi  besächneten  Amtqienonen  ▼ersehen, 
küimen  im  Falle  sie  als  Zeugen  geladen  sind,  innerhalb  dreier  Tage  vom 
Rmpfong  der  Ladung  beim  Friedensrichter  um  ihre  Vemebmang  am  Orte 
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ihres  Wohnsitzes  nachaaelmi.  I&  diesNn  Falle  erfolgt  ihre  Yeinehmiuig  m 

Qemäßheit  der  im  Art,  93  gegoben'ni  Vorschrift  ' 

89.  „Zeugen  von  den  unteren  Militärchurseii.  die  im  tritsachlichen 
Dienste  stehen,  werden  durch  Vernuttelung  ihrer  nüchäten  vorgesetzten  iiehorde 
geladen.  Offiziere  werden  unmittelbar  vermittels  Ladungen  vorgeladen,  ihre 
geriehtUche  Vorladung  entbindet  sie  Jedoch  nicht  to&  ihren  dienidiehai 
Obliegenheiten,  falls  sie  keinen  Urlaub  tou  ihrer  vorg«Ntsten  Bdiffrde  erinllcn 
haben.  Falls  die  MilitärbehAtde  sieh  überzeugt,  daß  der  als  Zeuge  Geladene 
von  den  unteren  Militürchargcn  aus  militärischen  Kürksichtm  persönlich  tor 
Gericht  nicht  erscheinen  kann,  wird  der  Geladene  an  seinem  Dieostoite 
vernommen." 

89  ^.  „Zeugen  von  den  bei  den  Eisenbahnen  angestellten  Beamten,  deren 
Ämter  in  einem  besondoen,  nach  gegenseitiger  Verdnbarang  swisehen  den 
Jnstizminister  und  dem  Verkehrsminister  anfgestelltra  VeneiehniB  ai^egeben 
sind,  werden  durch  Ladungen  vorgeladen,  welche  ihrer  nächsten  örtlicben 
vorgesetzten  Behörde  nicht  später  als  sieben  Tage  vor  dem  in  der  Ladimg 
angegebenen  Termin  7:ni?ef5tellt  werden." 

90.  „Zeugen  vun  den  Kircheiigeibtlicheu  und  des  Mönchsstandes,  welche 
aal  die  erste  Ladung  nicht  erscheinen,  werden  durch  Vermittlung  ihrer  näcbal 
▼orgesetnten  Bdittrde  geladen.*' 

91.  »»Wegen  Nlehterscheinens  cum  ang^benen  Tennin  TerÜllt  der 
Zeuge,  weliher  keine  erheblichen  Ent^(huldi;rtiiigsgründe  vorbringt,  auf  Ver- 
fUgtinff  des  Friedensrichters  einer  Geldstrafe  vun  fünfundzwanzig  Kopeken 
bis  fünf  Kübel,  je  nach  der  Wichtigkeit  der  ^ache  und  dem  Stande  des 
Zeugen,  wobei  ihm  ein  neuer  Termin  zu  seinem  Erscheinen  anberaumt  wird. 
Deraelbeu  Strafe  verlftllt  der  Zeuge,  wenn  er  auch  zum  zweiten  Termin  oklit 
erscheint 

Anmerkung: 

1  Die  anf  Grund  dieses  Artikels  (91)  festgesetzten  Strafen  werden 
dem  Fonds  für  die  Errichtung  von  Arrestlokalen  für  mit  Arreststrafen  zu 
belegende  Personen  in  den  Friedensgerichtsbezirken  zugewendet. 

2.  Zu  den  gesetzlichen  Hindern ngsgrUnden  für  das  Nichterscheinen  von 
Zeugen  (Artt.  91  und  d'6)  in  den  fünf  nordöstlichen  Kreisen  des  Gouverutineats 
Wologda(Welikou8tjnschx,Nihol8k,  Jarensk.Ssolwytechegodsk  und  Ustssyssolsk) 
ist  atu-h  die  Entfernung  von  Uber  20<^  Werst  zwischem  ihrem  Wohnort  nnd 
dem  Orte,  woiün  sie  geladen  sind,  zu  recimen. 

8.  Das  Verfahren  bei  der  Anwendung  von  Strafen  und  Beitreibongen, 
welche  von  den  Friedensgerichten  in  einigen  Gouvernements  verhängt  wrrtlen. 
ist  durch  die  im  Gesetze  betreffend  die  Inhaftierten  gegebenen  YorscbnfteD 
geregelt." 

Anmerkung: 

Die  gleiche  Beatimmang  wie  hier,  nur  mit  einer  anderen  Formierung 
der  Strafen,  ist  fttr  die  Bezirksgerichte  im  Art.  383  enthalten.  Die  Uer 

ang(  führten  Vorschriften  des  Gesetzes  betr.  die  Inhaftierten  sind  in  Jen 
Artt.  124  ff.  dieses  Gesetzes  Swod  JSakonoto  Bd.  XIV  Ansg.  189U  in  d«^ 
Fassung  vom  Jahre  19<)2  gegeben. 

92.  „Der  Zeuge  icami  iuuerliulb  isweicr  Wochen  von  dem  Eui^Uug  dei 
Beschlusses  des  Friedensrichters  ttber  eine  ihm  auferlegte  Strafe  oder  bein 
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Erscbeinen  m  dem  nea  Mberaomten  Termin  seine  EntschnldigungsgrUnde 
bd  demselben  FHednunichter  ▼orbiingen ;  dieser  oitbiadet  ihn  von  der  Strafe, 
weim  er  seine  Entechnldignngegrflnde  fiir  erheblich  wachtet.'' 

Anmerkang: 

Hinsichtlicb  der  Besirkagenchte  cf.  die  analoge  Bestimmang  des 

Art.  384. 

UH,  „Ein  Zcnge,  welcher  wegen  Krankheit  vor  lirm  Friedensrichter 
nicht  erscheinen  kann,  wird  an  Beinern  Wohnorte  in  Gt^'  nt  der  Parteien, 
wenn  sie  dies  wünschen,  vernommen.  In  gleicher  Weise  werden  Zeugen  &n 
ihrem  Wohnorte  ancb  in  dem  Falle  vernommen,  wenn  in  der  Sache  die 
Vemdmiug  einer  erbeblidmi  Ansahl  von  Personal  erforderlich  ist,  die  in 
einem  Orte  wohnen. 
Anmerk  u  n  g  : 

In  den  in  cirr  Anm.  2  zu  Art.  91  bezeichneten  Orten  kann  der  Friedens- 
richter den  Unterauchungsrichter  um  Vernehmung  von  Zeugen  ersuchen.  Die 
Ausführung  dittes  Auftrags  ist  für  den  Untersuchiint,'srichter  in  den  Fäll^ 
obligatorisch,  wn  die  hi  zeirbnete  Handlnnir  in  ]>  tn  Orte  seines  Ständigen 
oder  zeitweiligen  Aufenthalts  vorfrenommen  werden  soll* 

9i.  „Die  Zeugen,  welche  in  einem  Friedensgerichtsbezirk  wohnen,  der 
von  dem  Orte  wo  die  Verhandlung  stattfindet,  entfernt  ist,  können  von  dem 
Friedensrichter  des  Bezirks,  in  welchem  sie  wohnen,  nach  vorgängiger  Be- 
nachrichtigung der  Parteien  und  in  deren  Gegenwart,  falls  sie  zu  dem  hierzu 
anberaumten  Termin  erscheinen,  vernommen  werden,' 

{'5.  gDie  7.1 11^1  ji  werden  vernommen,  nachdem  sie  vereiditrt  worden 
sind,  falls  die  Parteien  nach  gej^jenseitiger  Übereinknnft  sie  von  der  \  creuhgung 
nicht  entbinden.  Falls  ein  Geistlicher  nicht  zur  Stelle  ist,  hat  sie  der  Friedens- 
richter nnbeeidigt  sn  Tenehmen,  nachdem  er  sie  an  die  Flicht  gemahnt,  alles 
WM  ihnen  bekannt  ist,  mit  reinem  Gewissen  anssnsagen,  nnd  ihnen  eine 
■dhriftttclie  Srlrlirong  abgenommen  hat,  da0  sie  alles,  was  sie  ausgesagt  haben, 
falls  eine  der  Parteien  dies  verlangen  sollte,  eidlich  zn  erbieten  sich  TeEpflichten.* 

Anmerkt]  ntjen: 
1.  Die  Vereidigung  durch  den  Einzelrichter  selbst  ist  unzulässig,  da, 
wie  die  Motire  herrorheben,  die  Vereidigung  nadi  der  Auffassung  der 
russischen  Kirche  zu  den  kirchlichen  Handlungen  gehört,  die  durch  eine 
geistliche  Person  vorgenommen  werden  muß.  Der  Eid.  dnrrh  den  Richter 
abgenommen,  würde  auch  in  den  Augen  des  Volkes  au  Bedeutunti;  verlieren. 
Bs  ist  deswegen  zu  dem  Auskunftsmittel  gegriffen  worden,  daß  bei  Ab- 
Wesenheit  eine.s  Gei.stlichen  die  Vernehmnntr  uneidlich.  aber  mit  dem  Ver- 
npfechen  der  eidlichen  Erhärtung  erfolgen  soll  {Gordon  §  1  zu  Art.  9ö). 
Die  Niehtanwesmheit  ^es  Geistlichen  an  Gerichtsstelle  rechtfertigt  nicht 
die  uneidliche  Vernehmung  des  Zeuijen  t^emiiß  Art  !>.')  Vielmehr  hat  der 
Friedensrichter,  sofern  ein  Geistlicher  in  dem  Orte  ist,  wo  das  Gericht  sich 
befindet,  diesen  auf  Antrag  der  Partei  vorzuladen,  wenn  dem  Hindernisse 
nicht  entgegenstehen  {Bo rowikowaki  §  2  an  Art.  H5,  Gordon  a.a.O. 
§  3).  Die  nachträrrlirhe  Vereidigung  des  gemäß  Art.  uneidlich  ver- 
nommenen Zeugen  auf  Parteiantrag  erfolgt  in  der  Berufungsinstanz  vor 
dem  Friedensrichterplennm;  hierbei  mnfi  aber  die  Vemehmong  wiederholt 
werden,  ohne  solche  ist  die  bloße  Vereidigang  anf  die  früher  gemachte  Ans- 
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sage  wirkungslos  [Boroic ik  otcski  a.  a.  0.  §  6,  Gordon  a.  a.  0.  6.  2V 
Der  Antrag  der  Partei  aui  DachträgUche  Vereidigoog  kann  auch  schriHUcb 
gestellt  werden;  dem  Antrag  nmfl  stattgegeben  w«rden,  «neb  wenn  die 
Partei  im  Termine  zur  mündlichen  Verhandlung  gar  nloht  erscheint  Falls 
aber  der  nachträglich  zu  vereidigende  Zeuge  nicht  erschienen  ist,  mnB  die 
anwesende  Partei  Vertagung  behufs  Vornahme  der  Vereidignng  beantragen, 
da  andernfalls  die  unterlassene  Bi^eidigung  nicht  mehr  gerügt  werden  kann 
(B  o  roiti  kofcskt  a.  a  0.  |?§  \K  10.  Gordon  a.a.O.  §9  ^  ^  •'■^ 
Art.  390  und  die  Anmerkungen  zu  demselben). 

2.  Bin  in  erster  Instanz  uneidlich  Temommener  Zeuge,  welcher  aadi 
seiner  nneidlicben  Vernehmung,  aber  vor  seiner  nachträglichen  Vereidigung 
einen  Prozeß  mit  der  Partei  bekommen  hat,  kann  nicht  mehr  ans  Ziffer  4 
des  Art.  86  abgelehnt  werden  iBorowikei»«ki  a,a.  0.  §  12,  Gorä«n 
a.  a.  0.  §  4). 

96.  „Yen  der  Sidedeistiuig  sind  befreit: 

1.  Peitonen  des  Priester»  und  MOnehsstnndes  aller  cbristlfdwn  Be- 
kenntnisse; 

2.  Personen,  welche  K-mfessionen  und  Sekten  angehören,  die  eine 
Eidesleistung  nicht  zulassen,  anstatt  der  Eidesleistung  geben 
sie  das  Versprechen  ab,  die  ganze  Wahrheit  mit  reinem  Ge- 
wissen auszusagen.* 

Anmerkung: 

Dieselbe  Bcsümmung  Iflr  Beiirksgericbte  ist  im  Art.  396  cntintten. 

97.  , Jeder  Zeuge  wird  in  Anwesenheit  der  zur  Vernehmung  erschienenen 
Parteien  äawda  f  mummen." 

98.  sDie  noeh  nicht  Temoramenai  Zeng«i  d4rf«t  bd  der  Ycndimiiiig 
dw  anderen  Zeuges  nicht  anwesend  sein.* 

Anmerkung: 

Für  die  Bezirksgerichte  sind  die  Bestimmungen  der  Artt.  97  und  98 
in  dem  Art.  391  wiedergegeben. 

99.  „Nachdem  der  Zeuge  seine  Aussaj^e  gemacht  hat,  stellt  der  Frieden«- 

richter  den  Parteien  anheim,  ihrerseits  dem  Zeugen  Fragen  über  alle  nach 

ihrer  Ansicht  notwmdfgen  Punkte  yorznlegen." 

A  nmerknng: 
cf.  Art.  400  (Air  Beiirksgericbte). 

100.  „üm  Widerspräche  in  den  Aussagen  der  Zeugen  Aber  wesentliche 
Funkte  anfzukUren,  venudaBt  der  S^iedensricbter  eine  Gegenttberstellong  der 
Zeugen.^* 

Anmerkung: 
ef.  Art.  404  (fttr  Bezirksgerichte). 

101.  .Das  Wrseiit liehe  in  der  Aussuf/e  de  s  Zeugen  wird  in  ein  Protokoll 
eingetragen,  weklies  dem  Zeugen  vorgelesen  und  von  ihuj  wie  auch  vom 
Friedensrichter  unterschrieben  wird.  Ist  der  Zeuge  anaipbal>et,  so  wird  dies 
im  Protokoll  vermerkt,  welches  dann  Tom  Friedensrichter  allein  unter- 
schrieben wird." 
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ABBerkuDg: 

Die  Bestiramang  des  Art  101  ist  obßgatcrisrii  für  den  Friedensrichter 
wie  für  das  Friedensrichterplenum,  in  leUterem  maß  das  Protokoll  vom 
YonitMiiden  und  den  Beisiteen  imlanduielMUi  w«rdeB  (Borowiköwgki 
§  1  za  Art.  101,  Gardfin  §8  1,  2  zu  diesem  Artikel).  Die  hier  erfuri!.?rte 
besondere  Protokollierong  der  Zeogenaussageu  kann  durch  eine  Aufnahme 
tfeser  Aussage  in  du  UrwU  nidit  ersrtst  werden  (Borovtikowgki  a.  a.  O. 
§  2.  Gordon  a.a.O.)-  Die  Nicbtbeobachtung  der  Vorschrift  des  Art.  101 
ist  kein  Kassationsgrund,  wenn  nicht  behauptet  wird,  daß  die  Aussage  (im 
Urteil  oder  im  nicht  unterschriebenen  Protokoll  usw.)  nicht  richtig  wieder- 
gegeben ist,  oder  wenn  das  Urteil  nicht  auf  die  Aussage  der  betreffenden 
Zeugen  allein  <\ch  yrihid'^t  (Bo  rotcikou/ski  9^  %,0.f  Qordonm.%,0. 
cf.  auch  Art.  4ot>  iur  Ikzii  k.sgerichte). 

102.  ,,Dic  Beweiskraft  »if  r  Zeugenaussagen  wird  je  nach  der  Glaub- 
würdigkeit der  Zeugen,  der  Klarheit,  Vollständigkeit  und  Wahrscheinlichkeit 
der  AngftbsB  tob  dem  Friedensrichter  bestimmt." 

AamerkBBg: 

Die  Bestimmung  des  Art.  102  statuiert  für  die  Friedensgeri'-htr  in 

!;leicher  Weise  wie  Art.  411  für  die  Kollegialgerichte  den  Grundsats  der 
reien  riobterUchen  Beweiswttrdigung.  Wl&eBd  «ber  der  Art.  411  für  die 
Kollegialgericht^  vorschreibt,  daß  die  Gründe  der  Beweiswllrdigung  im 
Urteile  darzulegen  sind,  besteht  diese  Vorschrift  für  die  Friedensgerichte 
nach  Art.  102  nicht:  diese  brauebeB  im  Urteil  nidit  anzngeben,  warum  sie 
dem  Zeugen  nicht  oder  nicht  in  allen  Punkten  glauben  nsw.  (Burotci- 
koioaki  §  1  zu  Art.  Qordon  §  1  zu  diesem  Artikel,  cf.  auch  zu 
Art  411). 

103.  .,Ein  Zeuge,  der  Entschiidigang  für  die  Behinderung  in  seiner 
Beschäftigung  oder  für  Keisekustteu  wünscht,  muß  dies  bei  BetinUiguag  seiuer 
VeraehaiBBg  erklErai.  Diese  Batsehädiguug  wird  tob  der  Partei  eriioben, 
wdehe  rföh  «of  den  ZengeB  bervlai  bat." 

Anmerkung: 

Auch  der  nicht  vernommene  Zeuge  hat  Ansprach  auf  die  GobtthreB 
aas  Art.  103.  Die  obsiegende  Partei  hat  das  Recht,  die  tob  ihr  getniß 
Art.  103  erhobenen  Zengengebühren  von  der  unterliegeBden  erstattet  sa 
rerlBBgeB  {Boroiotkoioaki  §g  2,  3  za  Art.  103). 

101.  „Die  BBtsahftdigung  an  den  Zeugen  wird  von  dem  FriedOMricbter 

in  der  Höhe  von  zehn  Kopeken  bis  zu  einem  Rubel  für  den  Tag.  je  nach 
dem  Preise  des  Tagesverdienstes  und  anderen  örtlichen  Umständen  festgesetzt." 

Anmerkung: 

Gegen  die  Festsetzung  der  Entschädigung  durch  den  Friedensrichter 
steht  dem  Zeugen  das  Rechtsmittel  der  Rcsrhwt  rd»^'  zu  {Burotc  i katotki 
§  3  und  Gordon  §  2  zu  Art.  104,  cf.  Art.  408  für  Bezirksgerichte). 

Dritter  Abadnitt 

Schriftliche  Beweismittel. 

10.5.  ..T'rkunden  aller  Art.  sowohl  solche,  die  in  vorge^rhrif-bener  Form 
errichtet  und  beglaubigt  sind,  als  auch  ]>rivats(  hriftlichr,  cl'i'iiso  a.uch  andere 
öchriftstucke  wtrd*  ti  von  dem  Friedensrichter  bei  der  Entscheidung  der  Sache 
in  Berücksichtigung  gezogen.'* 
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AnmerkuD  g: 

Die  Würdigung  der  einzelnen  Schriftstücke  ist  in  das  richterlirlie 
Ermessen  gestellt,  jedoch  innerhalb  des  Rahmens  der  darüber  bestehenden 
gesetzlichen  Vorachriften  der  Artt.  73,  438,  456,  339  ZPO  (cf.  diese  Artikel 
mid  di«  Krlftntemiigeii  m  denwlbtti). 

106.  „Der  bdialt  van  aclirlfttidiett  ürknuden,  wddie  in  ToigMctaflebeiier 
Form  erricbtet  oder  beglaubigt  rind,  kann  dnrcb  AnsMfen  Ton  Zeugen  nklit 
widerl^  werdm/* 

Anmerknngen: 

1.  Der  Uer  nvfgestellte  (der  Beefeuninimg  des  Art.  1341  Citäe  JR»- 

poh'nn  niichgebildete)  Grandsatz  der  Tn widerlegbarkeit  von  so^'enannten 
ofhzieilea  Urkunden  findet  in  den  Artt.  40i),  410  für  die  Bezirksgerichte 
seinen  Ausdruck.  Unter  offiziellen  Urkunden  im  Sinne  des  Art  106  sind 
solche  za  Terstehen,  die  notariell  beglaubigt  oder  in  die  Notariatsregister 
eingetragen  sind  f7?'<  *  <>  ir  ikn  trski  ^  \  zu  .\rt.  41f  M  Die  notaritlle  F..^ 
glaubiguug  muü,  wt-aii  die  Urkunde  die  ihr  in  den  Artt.  UHi,  41Ü  IVO 
zugeeignete  Bedeutung  haben  soll,  sich  anf  >iie  tianze  Urkunde  erstrecken, 
nirht  hloß  auf  die  t'ntersi  hrift.  Eine  nur  der  Unterschrift  nach  becrlanbi^te 
Urkunde  wird  lediglich  als  eine  privatschriftliche  angesehen  {Gordt/n  §1 
m  Art.  410).  Zu  den  oiBzieUoi  Urkunden  sind  ferner  alle  diejenigen  za 
rechnen,  welche  von  Amtsperson*  n  innerhalb  ihrer  Z u s t  :1  n  ! i «^k eits- 
spbäre  aufgenommen  sind.  So  kuanen  auch  die  in  einem  reihtäkriUtigen 
Urteil  festgestellten  Tatsachen  dareh  Zengwtbcweis  nicht  widerlegt  wenka 
{Borotcikovcski  a.  a  0  §  TO    1?   Cnrdon  a.a.O.  §  ^. 

2.  Die  Unzulässigkeit  des  Zeugeubeweises  gegen  amtliche  Urkondeo 
besieht  sich  auf  deren  Inhalt,  d.  h.  es  Ist  Zeugenbeweis  nicht  dshin  ss- 
la.ssiiL'  daU  in  Abänderung  oder  Krpänzung  der  Urkunde  etwas  vir- 
einbart  ist  iHolmsten  6.  193).  Es  ist  aber  Zengenbeweis  für  solche 
Tatnmstftnde  snlftssig,  welche  der  Brriehtiuig  oder  Evteilnng  der  UrkviKle 
vorhergehen  oder  nachfolgen  yBoroicikoicski  a.a.O.  §6,  Gordon 
a.  a.  0.  §  2).  Als  wichtige  £inzeliälle  ans  der  äenatsjndikatnr  sind  as* 
zuführen : 

1.  ZeiiLTc  tibeweis  ist  unzulässig:  dafür:  a)  daß  das  beurkundet« 
Rechtsgosrhiift  ein  fingiertes  ist  (Boroteikotcski  a.  a.  0..  (Inräon 
a.  a.  0.  §  'S-),  b)  daU  kein  Entgelt  dafür  gezahlt  ivalutaloäj  ist;  ins- 
besondere gilt  dies  von  Wr(  hselii,  anch  nicht-protestierten  [Borotcikotctki 
a  a  0  7S  27.  28,  Gordon  a  a.  0.  §  B*>;  c)  daß  ein  Wiclise!  tta 
Tilgung  eines  anderen  hingegeben  ist  {Bu rowikotcski  a.a.O.  §30, 
Oardon  a.  a.  0  );  d)  daB  auf  die  Rechte  aus  dem  Vertrag  einseitig  oder 
seitens  beider  Kontrahenten  verzichtet  (»di  r  daß' der  Vertrag  anfgeholien  irt 
{fioroioikotcski  a.  a.  0.  §  8,  Oordon  a.  a.  U.);  e>  daß  die  Formalitäten 
einer  notariellen  Urkunde  entgegen  ihrem  Inhalt  nicht  beolHuditet  sind 
(Gordon  a.  a.  0.!;  fi  dalj  ein  Wechsel,  eine  Pfandverschreibung  unddergL 
durch  Zahlung  getilgt  ist  {Burutcikuwski  a.  a.  0.      3,  15). 

IL  Der  2Sengenbewei8  ist  angelassen:  a)  gegen  den  Inhalt  sait' 
lieber  Urkiinden  außerhalb  des  Kahmens  der  Ziist;indit:keit  dersdben.  z.B. 
zur  Widerlegung  eines  polizeilichen  Protokolls  in  Zivilsachen  {ßvrotei- 
kowski  a.  a.  0.  i$  11.  Gordon  a.  a.  0.  §  2);  \i\  zum  Beweise  dafOr,  dkS 
der  Gläubiger  eine  Quittung  auszustellen  sich  geweigert  hat  {Booici- 
kntcski  a.  a.  0.  §  18.  cf.  oben  If.);  c)  daß  die  Zahlung  nach  einer  vor- 
gelegten Quittung  von  einer  bestimmten  Person  geleistet  ist  la.  a.  0.  ü  90), 
oder  daß  sich  die  Quittung  auf  eine  bestimmte  Schuld  bezieht  (a.  a.  0.  ^  1^ 

:i  Die  Bestimmung  des  Art.  KMi  Kzi.hi  <u'h  ilir.-Tt«  Inhalte  Dscb 
nur  auf  amtUche  (.offizielle)  Urkunden,  nicht  abtr  aul  pnvatschriUIiche. 


^ed  by  dooQle 


Die  msiaclie  ZiTilpmeSoivlnoiig. 


487 


Hinsichtlich  der  letzteren  ist  Art.  401)  und  die  Anmerkungen  zu  demselben 
zu  vergleichen.  Ebenso  ist  die  üntniässigkeit  des  Zeugenbeweises  nur  far 
die  an  der  ürkundf  beteilijijten  Personen  bestimmt'nd ;  dritte  an  der  Er- 
richtung der  Urkunde  nicht  beteiligt!'  P'  r  onen  können  in  ToUem  Umfang 
und  durch  alle  Beweismittel  ihren  Inuait  widerlegen,  daß  das  darin  be« 
nrknndete  Bechtsgeschftft  fiogiflit  iit  vsw.  dutmi  (Boroioikoioaki  a.  a.  0. 
§§  d,  22,  88). 

107.  , Werden  von  den  Parteien  Zweifel  an  der  Echtheit  einer  Urkunde 
eilioben,  so  ▼ergewinwt  aidi  der  FriedeDsricbter  tos  ihrer  Echttaeit  dnrcli 
ihre  Yergleichiuig  mit  anderen  Sduriftsttteken,  Yergleichong  der  Handsdirif ( 
vod  Vexnehmiuig  von  Zeiig«D,  und  bierftber  nimmt  er  ein  FrotolcoU  an!." 

108.  «An  der  BchiMt  einer  ürintnde  kftnnen  Zweifel  von  derjenigen 
Person  nicht  erbobw  werden,  namena  welcher  dieaelbe  erteilt  oder  errichtet 
ift,  aotem  diese  PerBos  die  Urkunde  nntenduieben  hat.* 

109.  ,An  der  Echtheit  von  grunduktcnmaiiigen,  notariellen  und  in  vor- 

gendkriehener  Form  beglanUgten  UrlmiHlen  ist  die  Qettendnutchung  Ton 

Zweifeln  nnzolftssig.' 

Anmerknng  (zu  Artt.  107— 109 1 
Den  Artt.  107— KX)  cntsprecluTi  die  Arft.  541— .')4:}  für  die  Bezirks- 
gerichte. Von  Amts  wegen  darf  das  üericht  irgend  eine  Prüfung  der  Echt- 
heit dner  Urkunde  nicht  Tomdimen  (Borowikotesfci  |  1  an  Art.  107, 
Gordon  §  1  zu  Art.  5411.  Die  Echtheit  einer  Urkunde  kann  von  der 
Person,  die  sie  unterschrieben  hat,  nicht  angezweifelt  werden,  wohl  aber 
kann  sie  Fälschung  behaupten  nnd  das  hierfür  vorgeschriebene  Verfahren 
einschlagen  i  Motive  bei  Gordon  hei  Art.  542).  Das  Gleiche  gilt  von  den 
im  Art.  109  bezeichneten  Urkunden  —  auch  hier  ist  die  Behauptung  einer 
Fälschung  zulässig  (a.  a.  0.  §  2  zu  Art  543,  Borotoikowski  zu  Art.  543). 
Im  Verfahren  Tor  den  Besirkagerichten  ist  für  den  Pall  der  Anzweillang 
der  Echtheit  v.m  rrlninden  in  den  Artt.  54.5  554  und  fflr  den  Fall  eüier 
behaupteten  Fälschung  in  den  Artt.  ö5o— 566  eine  besondere  Prozedur  toi^ 
geschrieben. 

110.  ,Wenn  gegen  schriftliche  für  die  Entscheidung  der  i>ache  wesent- 
liche Dokumente  ein  Fälächuugsstreit  erhoben  ist,  hat  der  Friedensrichter 
suTürderst  der  Partei,  welche  solche  Urkunden  vorgebracht  hat,  vorzuschlagen, 
dtoaelben  mracksnnehmen;  falls  aie  sich  dazu  nicht  Tersteht»  hat  er  dem  die 
Fnlacbnng  Bdiaoptenden  die  ganze  Wichtigkeit  dw  Folgen  klannlegen,  denen 
dieser  uch  ausist,  falls  die  FSlachong  nicht  tatsftchlich  hewtomi  wird. 
Wenn  die  Partei  auf  dem  Fälschungsrerfahren  besteht,  setzt  der  Friedens^ 
rlchfcer  die  Verhandluntr  l>ei  sich  ans  und  überKcndct  die  für  gefälscht  er- 
klärten Dokunicnto  dem  Sf;iat.siinw;ilt  des  firflicheii  Bezirksgerichts  zum 
Zwecke  der  gerichtlichen  Prüfung  der  Frage  der  Fälschung  in  der  vor- 
geschriebenen Form." 

Anmerknng. 

cf.  Anmerkung  zu  Art.  109.  Während  im  Falle  der  bloßen  Anzweiflung 
der  Echtheit  einer  Urkunde  die  Prüfung  der  Echtheit  durch  die  im  Art.  107 
angegebenen  Mittel  von  dem  Friedensrichter  selbst  vorgenommen  werden 
kann,  hat  er  im  Falle  eines  P&lschnngsstreits  gemftß  Art  6  ZPO  das  ganze 
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Verfahren  auszofletsen  nnd  die  Sache  mit  Rücksicht  aof  ihre  Wichtigkeit 
r.nr  Weitcrverfolgung  der  zaständi{?en  Behörde  zu  überlassen  (HoUt«  bei 
Qorduu  §  1  zu  Art.  110,  Issatschenko  8.  248).  Die  Partei,  welche 
das  Torgelegte  Dokument  nach  dem  Vorschlage  des  Richters  zurückgeBOBBSo 
hat,  hat  damit  auf  seine  BenntzuTrj:  i  nie iltig  verzichtet  und  kann  es  nicht 
in  der  Berufungsinstanz  wieder  vurbnngea  (a.  a.  0.  §  2),  Hat  die  Paztä 
auf  die  Benntzung  des  als  geflUselit  Iwieichiieteii  Deknmeiits  gemU  dm 
VorschlBtr  tlfs  Richters  verzichttn.  so  fmdot  eine  Aussetzung  des  Verfahr, 
nicht  statt,  der  Proseß  wird  zu  Ende  geführt.  Hierdurch  wird  aber  «i^d 
Recht  nod  die  Pflicht  des  Richters,  eine  Strafverfolgung  wegen  der  erkaantai 
Fälschung  von  Amts  wegen  einzuleiten,  nirhr  berührt  Bormc ikoto^ki 
g  7,  8  zu  Art.  110).  Ist  eine  Urkunde  im  ZdTilverfahren,  sei  es  infolge 
er  Bemängelung  ihrer  Echtheit  (Art.  107)  oder  infolge  einer  behaupteten 
Fälschung  für  unecht  oder  gefälscht  erklärt  worden,  so  ist  ihre  Benutzung 
ausgeschlossen,  auch  wenn  sie  im  Strafverfahren  hinterher  als  echt  erkannt, 
odn  wenn  ihre  Unechtheit,  als  nicht  erwiesen  angenommen  wird  (Sen.- 
Bntseh.  Tom  27.  3.  OS  No.  40  pro  0B>. 

III.  „Bin  Filsefaiuigsieditsstreit.  der  g«gen  dne  Ürkniid«  eiliobai  ist^ 
von  wt  Iclit  r  im  wesentlichen  die  BntscbeidiinK  nidit  abUbigt^  hemmt  du 
PrcaeßverfahreB  nicht." 

Anmerkung: 

Ob  eine  ürkunde  für  die  Entscheidang  einer  Sache  wesentlich  ist,  i^t 
eine  Tatfra^e.  ~  die  Entscheidung  kann  nur  dann  mit  der  Kassation 
angefochten  werden,  wenn  die  diesbezügliche  Annahme  des  Gerichts  den 
festgeitdlten  Tataachttt  nicht  entgeht  {fiQrowikowaki  §  2  an  Art  III, 
QordoH  I  2  ab  diesem  Artikel). 

Vierter  Abnohiutt 

Das  Anerkenntnis 

112  .Wenn  eine  der  Parteien  im  Laufe  der  Verhandlung  ihrer  Sache 
vor  dem  Friedensrichter  schriftlich  oder  mündlich  die  Richtigkeit  eines  solchen 
Umstandes  selbst  anerkennt,  der  zur  Bestätigung  der  Rwhte  der  Gegenpartei 
dient,  so  wird  er  als  einen  weiteren  Beweis  nicht  erfordernd  angesehen." 

Anmerkungen: 

1.  Für  das  Verfahren  vor  dem  Bezirksgericht  cf.  Art.  4K().  Hier  wieder 
ist  die  Protokollierung  der  das  Anerkenntnis  enthaltenden  Erklärung  auf 
Antraif  der  Partei  obligatorisch  {Boroufik&to^ki  §  1  an  Art.  IIS, 

Got  don  §  1  /u  diesem  Artikel).  Das  Gericht  i.st  auch  nicht  gehindert, 
aus  der  nicht  protokollierten  Partcierklärung  ein  Anerkenntnis  zu  folgern, 
alsdann  müssen  aber  die  Tatumstäude,  aus  denen  das  Anerkenntnis  gefolgert 
wird,  wenigstens  im  l'rteil  angegeben  .sein.  Ein  Mangel  nach  dieser  Richtung 
ist  Kassationssifrund  {Bo  ro  tr  i kmrs h  i  a.  a.  0.  3,  4,  6,  6  za  Art.  479, 
Gordon  a  ü.  0.       2.  h  /.n  Art  47üi. 

2.  Die  Aufnahme  einer  Bestimmung  dahin,  daß  das  .Anerkenntnis 
nicht  geteilt  werden  dürfe,  ist  na  Inten  . sse  di  r  freirn  richterlichen  Würdi- 
gung aller  Tatsachen  und  l'arteiei  klaiuugcn  abgelehnt  worden.  Ebenso 
ist  es  abgelehnt  worden,  dorn  Richter  die  Befugnis  ztt  geben,  das  persönliche 
Erscheinen  der  Parteim  l.t  lniF>  ilii<  r  Vi  riiehinunq:  anzuordnen,  obgleich  er 
sieht,  dali  die  Partei  des  i'rozcUbevollmächtigten  sich  bedient,  um  nicht 
selbst  Rede  nnd  Antwort  stehen  sn  mfissen  und  um  dies  oder  jenes  bessv 
im  Dunkeln  lassen  zu  Icünnfn  Es  ist  dies  deshalb  geschehen,  um  nicht 
dem  Zivilpro7:eÜ  einen  ini^uisitorischen  Charakter  su  verleihen  ^Motive  bei 
GQrdoii  §  1  sab  II  und  III  au  Art  479). 
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3.  Das  Anerkenntnis  in  einem  vorbereiteuden  Scbriltsatz  (im  Ver- 
fabren  vor  den  BexirksgeriditeD)  ist  wirksam  (Borowikoteski  §  8  sn 

Art.  479.  Gor  (Ton  §  3  zu  diesem  Artikel  V  Ein  gerichtliches  Anerkenntnis 
kann  auch  darin  erblickt  werden,  wenn  die  erschienene  Partei  gegen 
die  fleltend  gemachte  Fofderang  niehts  «hiwendet,  oder  der  rMiterueSeik 
Auffordening  zur  Beibringung  von  Beweisen  für  ihre  Einwendungen  nicht 
nachkommt.  In  dem  bloßen  Nichterscheinen  der  Partei  dagegen  ist  ein 
Anerkenntnis  nicht  zu  erblicken  (Art.  722,  Borowikowski  a.  a.  0.  §  7, 
Qordon  a.  a.  0.  §  4,  Holmaten  S.  162).  Das  gerichtliche  Anerkenntnis 
der  Partei  in  einer  -niflf  ren  Prozeßsache  hat  für  den  schwebenden  Prozeß 
nur  die  Bedeutung  eines  aaßergerichtlicben  Anerkenntnisses,  also 
einet  BewdtDiitteis  wie  Jedes  andere  Beweienüttel  {Boronoikofoski 
a.  a.  0.  §  10,  Qordon  ».     0.  §  6  II). 

ltd.  „Das  TOB  einem  der  Streitgenossen  im  Ftosesse  abgegebene  An- 
ericenntnis  hat  nnr  hinsiehtlich  desjenigen  Ton  ihnen  Wirksamkeit,  welcher 
es  ahgegebm  Imt" 

Anmerkung: 

Die  Regel  des  Art.  113  (482  fflr  Bezirksgerichte),  daß  das  Anerkenntnis 
nnr  gegen  den  Anerkennenden  wirict,  fgAi  für  alle  StreitgenosseD)  also 
auch  wenn  eine  notwendige  Streitgenossenschaft  vorliegt  {Is^atsch  cnko 
S.  38y,  Borotoikoißski  zu  Art.  113).  Die  Wirksamkeit  des  Aner- 
kenntnisses erstreckt  sich  dagegen  nicht  blos  snf  den  Anerkennenden, 
sondern  au!  dessen  Erben  [Borotoikotcski  §  2  zu  Art.  482.  Gordon 
ß  l  zu  dif'Hfm  Artikel).  Das  Anerkenntnis,  welches  einer  von  mehreren 
Yurmündeiu  cieraelben  Partei  abgibt,  ist  gar  kein  Anerkenntnis,  wenn  die 
Mitvormttnder  dem  Anerkenntnis  nicht  beitreten  (Issatscheti k o  S.  426). 
Das  Anerkenntnis  des  Nebenintervenienten  dahin,  daO  er  der  richtige  Beklagte 
ist,  bat  nicht  zur  Folge,  daß  die  beklagte  Uauptpartei  als  solche  aus  dem 
Prosesse  ausscheiden  mfisse,  odw  daß  die  Klage  gegen  sie  abinweisen  sei 
{BorowikowMki  a.  a.  0.  §  3). 

114.  „Streitgenossen  in  einem  Pxosesse  Icönnen  den  Folgen  des  Aner> 
kenntnisses  eines  Ton  ihnen  nnr  in  d«n  Falle  nnt«rworfai  werden,  wenn  sie 
aicb  doieh  solidaiisehe  Bürgschaft  verpflichtet  haben." 

Anmerkung: 

Für  die  Bezirksgerichte  enthält  der  Art  483  dieselbe  Bestimmung 
(cf.  Anm.  woL  diesem  i^lcel). 

FHalter  Abaalmitt. 

Der  Eid. 

116.  ,J)en  Parteien  ist  es  nicht  yerboten,  nach  gegenseitiger  Übeiein« 
konft  den  Friedensrichter  sn  bitten,  den  Prozeß  auf  Grund  eines  einer  von 
ihnen  abgenommenen  Eides  zu  entscheiden;  der  Fri( (lenf,ri( hter  aber  kann 
weder  die  Pfirfei'-n  znr  Annahme  eines  Eides  zwingen,  noch  seinerseits 
einen  solchen  dem  Kläger  oder  dem  I^eklagt^^n  auferlegen." 

Anmerkung; 

Fttr  Besirksgericbte  ist  dietelhe  Bestimmung  im  Art.  485  enthalten. 

Die  Bestimmung  besagt,  daß  ein  rirbterliclier  Eid  zur  Ergrinzung  des 
Beweises  ausgeschlossen  ist.  Auch  in  dem  Falle  de»  Art.  2107  des  Zivil- 
kodez,  wo  beim  Verlast  des  snr  Anfhewahmng  gegebenen  Gegenstandes 
der  Aofbewahrer  nach  einem  vom  Deponenten  zn  leistenden  Eid  Schadens- 
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enatz  zu  leisten  hat,  ist  im  Ocltangsbereich  der  ZPO  d«r  fichtefUdtt  Iii 

«HznKHssic:  {Borotcikowski  §  2  zu  Art.  llö). 

116.  „Die  Parteien  haben  sclliät  Eiil  zu  leisten,  tind  flbir  ihre 
Vereinbarung,  den  Prozeß  durch  Eid  zur  EntsrhcidunL'  rn  briny^tn,  müssfn 
sie  einen  von  ihnen  selbst  und  nicht  von  ihren  Piu/iübevollmkcbugtcn 
unterschriebenen  Antrag  einreichen  oder  ihre  Vereinbarung  im  Protokoll  des 
Fdedeiwricbten  nntenchreiben." 

Anmerkung: 

Die  persimliche  Erklärung  der  Parteien  schriftlich  uder  zu  pfrirhi- 
lichem  Protokoll  ist  obligatorisch.  Dieser  Erklärung,  bezw.  dem  Aiiirag 
ist  die  schriftliche  Eidesnorm  unter  Angabe  der  zu  beschwörenden  Tatsaebe 
beizufügen  (Art  JS't  ,  Es  wird  sodann  ein  Termin  zur  Eidesltnstnnjt 
anberaumt,  zu  welchem  die  schwurpüichtige  Partei  mit  der  Verwarnung 
zu  laden  ist,  dafi  im  Falle  ihm  AuBblelbras  odw  der  Bideewtigerug 
hinsiohtlieh  der  zu  beschwörenden  Tatsache  ihr  Anerkenntnis  angenommen 
werden  wird.  (Art.  492.  t  Diese  Vorschrüteo  der  Artt.  485,  492  sind  auch 
fSr  du  VeTfehren  Tor  den  Medensgerichton  maßgebend  {Borowikowwki 

LI  zu  Art  IIT)!.  Die  X*)riiiieruny;  und  Abnahme  des  Eides  erfolgt  in  »l-r 
stanz  auf  Urund  eines  Beweisbeschlusses,  gegen  welchen  Beschwerde  an 
da«  Friedauricbterplenttm  snlSnitf  ist  {BürowikovoBki  $  12  a.  a.  0., 
cf.  Im  ttbrigen  Artt.  485—696  ZPO). 

117.  «Dnrch  die  Eidesleistung  wird  dasjenige,  hinsicbtlich  dessen  sie 
erfolgt  ist,  als  bewiesen  angesehen  lud  kann  durch  keinerlei  andere  Beweis- 
mittel widerlegt  werden.* 

llö.  „Der  Part<'ieid  ist  unznlri«isit>:! 

1.  in  Recht ssireitigkeiten,  an  denen  NiehtToUjUhri^'e  und  flherhanpt 
Persoutn  beteiligt  sind,  denen  die  freie  Verfügung  über  ihr 
Vermögen  nicht  nntobt, 
3.  Uber  Tatnmstftnde,  welcbe  mit  einem  Yerbrecben  oder  Yeigehen 
im  Znsanmaibaiige  stehen, 

3.  in  Rechtsstreitigkeiten,  welche  mit  einem  Literesec  der  staat- 
lichen Verwaltnnt^hf'hörden.  der  Landschaftsbehörden  und  der 
städtischen  oder  ländlichen  Oemeinwesen  verbunden  sind. 

4.  in  Rechtsstreitigkeiten  der  Uesellschaften,  Qenossenschalteu  und 
Aktiengesellschaften, 

&.  mr  Widerlegung  de«  klaren  Sinne«  einer  der  Edithmt  nach 
nidit  Terdlchtigra  Urkunde.* 

A  n  m  e  r  k  ti  n  u : 

Der  Parteieid  ist  rechtlich  als  ein  Vergleich  der  Parteien  aofgefa^ 
(Motive  bei  Oordon  zu  Art.  118);  daher  ist  er  munllasig  flberwfl  ds, 
wo  ein  Vorü:lrir'hsaiiM'liltiC  onialftssig  ist  Aof  dieser  Erwägung  benlrt 

die  Vorschrift  des  Art.  li^<. 

Sechster  Abschnitt. 

r.e>i  htigung  an  Hrt  und  Stelle  und  das  Gutachten  Sachverständiger. 

ili'  .Eine  11. McliTtininc:  an  Ort  und  Stelle  unter  Zuziehunfr  von  Safh- 
verst&ndigt  11  nder  ohne  bokhe  erfolgt  sowohl  auf  Antrag  einer  der  Parteien 
als  auch  nach  Ermessen  des  Friedensrichters." 
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Anmerkung. 

Die  Bestimmung  des  Art.  82,  wonach  das  Gericht  nur  auf  Antrag 
Beweis  erhebt,  greift  bei  der  Augenscheineinnahme  und  beim  Sachverständigen- 
beweis nicht  Platz:  hier  kann  auch  die  BcweiMafiMliiiie  Ton  Amts  wegen 
erfolgen  ißorowikouraki  $  ö  so  Art.  607). 

190.  H^^ie  Besichtigung  erfolgt  durch  den  Friedensrichter  selbst  unter 
Zuziehung  von  zwei  glaubwürdigen  Zeugen  und  der  Prosefiparfceien,  welebe 
mündlich  oder  durch  Ladungen  geladen  werden. 
Anmerkung  : 

In  den  in  der  Anm.  2  zu  Art.  91  bezeichneten  Orten  kann  der  Friedens- 
richter um  Vornahme  *ler  Ortsbesichtigung  den  üntersurhungsrichter  ersuchen. 
Für  den  Untersuchungsrichter  ist  die  Ausführung  dieses  Auftrages  in  den 
F&Uen  ohUgatoriBch»  wmn  die  beMichnete  HaDdlang  nn  Befnem  stilndigen 
od«  leitw^gen  Anfenthaltsorte  vorgMumunen  werden  noU." 

121.  »Die  Kichtanwesenheit  der  ProseBpnrteien  bei  der  Beaichtignng 
hftU  dieselbe  nicht  auf,  und  die  Ausgebliebenen  gehen  des  Rechts  verlustig, 
gegen  die  Handlungen  des  Friedensrichters  bei  Vornahme  der  Besichtigimg 
Beschwerde  zu  erheben." 

122.  „Der  Friedensrichter  kann  auf  Parteiantrag  oder  nach  eigenem 
Ermessen  dj<s  Gutachten  von  Sachverständigen  über  solche  '  iii^riinde  er- 
fordern, zu  deren  Beurteilung  oder  Prüfung  besondere  äachkuuntuisse  er- 
forderlich äiud  ~ 

123.  „Sacbverstäudige  werden  in  der  Zahl  von  einem  bis  zu  dreien 
nach  gegenseitiger  Übereinkunft  der  Parteien  erwählt;  wenn  aber  eine  Über- 
einkunft nicht  erzielt  wird,  werden  sie  vom  Friedensrichter  ernannt.  Eine 
Ablehnung  derselben  erfolgt  nach  denselben  Vorschriften  wie  die  Ablehnnng 
von  ZengoL* 

124.  ffÜber  die  Ortshesichtigung  und  die  Aussage  der  SachTerstftndigen 
wird  ein  Protokoll  aofgenommen,  welches  von  dem  Friedensrichter,  den  Proie6> 

])arteien.  den  Zeugen  und  Sachv«  rntilndigen  unterschrieben  wird.  Falls  eine 
der  bezeichneten  Personen  analphabet  ist»  so  wird  dies  im  Protokoll  rermerlct. 
Anmerkung: 

Die  Geldstrafen  für  das  Ausbleiben  der  durch  Friedensrichter  geladenen 
SachTorständigen  ohne  erhebliche  Kntsr  huldigungsgründe  sowie  für  die  Nicht- 
einreichung  ihres  Gutachtens  7um  bestimmten  Tennin  werden  dem  Fonds  für 
die  Errichtung  von  Arreätlukulen  für  mit  Arreststrafen  zu  belegende  Personen 
In  den  FHedensgerlchtsbesirken  sngewendel  (vgl.  Art.  91,  Anm.  1).* 

A  n  m  c  r  k  u  n  g : 

Fdr  die  Bezirksgerichte  sind  die  Bestimmungen  über  die  Augensebein- 
einnahme In  den  Artt.  507— dl4  nnd  Uber  den  sachverstHndlgenbeweiB  in 

den  Artt.  515— 5HH  enthalten  Dit  Bestimmung  des  Art.  512.  wonach  das 
Protokoll  über  die  Besichtigung  zu  verlesen  ist,  und  wobei  die  Parteien 
ihre  Erklärungen  abgeben  können,  ist  auch  im  friedensgerichtlichen  Ver- 
fahren  anwendbar  {ßorowikowski  §  1  zu  Art.  121).  Über  die  Ab- 
lehnung von  Zengen  (Art.  ViHi  <  F.  Art.  H(>  und  die  .Anmerkungen  dazu. 
Über  das  Protokoll  (.Art.  124;  ist  Art.  101  und  die  Aniuerkuiig  zu  dem- 
selben SQ  Tergleichen. 
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fleeislM  Kapitel. 
Tob  der  Sieberang  der  Klagefordemiig. 

125.  „Dem  Antrag  auf  Sicherang  einer  Klagefordernng  stattzugeben, 
bingt  Tom  Friedensiiditer  ab ;  wenn  aber  gldcb  bei  Yerbringang  eiaer  m 
Torgeacbiiebener  Foim  eniobtoteo  eder  beglmbigteii  SehnldTcnebraibiiiig  ote 
eines  prolestiertui  Wedhieli  sir  IHilriftgff*g  4w  GHnbigw  Sklienuig  tcf> 
langt,  80  ist  der  Friedensrichter  nidit  berechtigt,  ihn  damit  abzoveisen. 
Wenn  die  Klage  eines  Arbeit^jjebers  pep:en  einen  Arbeiter  auf  einen  Ver- 
dinßUQgsvertrag  zu  ländlichen  Arbpitpn  «-is  h  irründet.  der  nach  einer  Vertrags- 
liste geschlossen  ist.  so  ist  der  Friedensnchi'  r  rl.cnfalls  nicht  b«-rechtigt,  dem 
Kläger  die  Sicherung  der  Klageforderung  zu  verweigern,  wenn  er  lie  gkk^ 
bei  der  Erhebung  der  Klage  beantragt." 

Anmerkung: 

Über  die  Bevorzugung  der  protestierten  Wechs«  !  vur  nicht  pio* 
testierten  cf.  Anw  zu  Art.  8U*,  üb<>r  Verdimrungsverträge  nach  Vertrags- 
listen cf.  Anm.  zu  Art.  62  Die  Siel»  rhi  it  der  Klageforderung,  die 
namentlich  auch  bei  Abwesenheit  des  Bi  klagt*  ii  zulässig  ist  {Borotci- 
kowaki  §  1  zu  Art  125,  Gordon  §  2  zu  diesem  Artikel)  setzt  i>^tn- 
falls  die  Erhebang  der  Klage  voraos,  und  daß  der  Klageanspruch prim* 
facie  begrflndet  endieint  nnd  «war  auch  nach  d^  Richtang,  daB  die  Za- 
ständigkt'it  des  an  gern  fönen  Gerirhfs  gi-ficbcn  ist.  Es  ist  daher  der 
Antrag  auf  Sicherung  der  Klageforderung  abzuweisen,  wenn  der  Streitwert 
nicht  angegeben,  die  Zuständigkeit  des  Friedensgerichts  also  nicht  begründet 
tat,  eder  wenn  die  Klage  nicht  spätestens  mit  dein  Antrag  auf  Sicherung 
eingereicht  ist  (Borotcikoicski  a.  a*  0.  §  2  and  aa  Art.  126,  Qordon 
a.  a.  0.  §  3  and  §  1  zu  Art.  126). 

126.  „Die  Sicherung  der  vor  den  Friedensgerichten  erhobenen  Klagen 
erfolgt  nach  den  im  Buche  II  dieses  Gesetzes  (Artt.  590 — 6ö2^;  gegebeaea 
Vorschriften.' 

Anmerkung: 

Über  die  näheren  Bestimmungen  für  die  Anordnung  und  Vollziehaug 
des  Arrestes  sind  die  zitit^rten  Artt.  590—652^  zu  vergleichen.  Der  Arrest 
ist  nur  bei  ihrem  Betrag»  nach  bestimmten  Pordemngen  zulässig  (Art. 
Der  Antragsteller  muß  genaue  Angaben  darüber  machen,  in  welcher  Weis* 
die  Sicherung  erfoltrin.  welches  Vermögensobjekt  mit  Arrest  belegt  werdt-a 
soll,  und  wo  sich  dieses  befindet  ^Gordon  g  2  zu  Art.  126f.  Die  Voll- 
aiebnng  des  Arrestes  (Sicheniiig  der  Klagefordernng)  hat  nicht  der  Frieda»> 
richter  selbst  zu  veranlassen,  s.iiidern  er  erteilt  einen  vollstreckbaren  Tit«l 
darüber  (Ariestbefehl),  der  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  zu  voUaieka 
ist  (a.  a.  0.  §  3).  Wird  die  Klage  später  rechtekr&ftig  abKewieten^  aa  kna 
der  Beklagte  8cbadensersats  wegen  der  Arreetlegnng  Teriangen  (Art.  6011 

127.  «Der  Friedensrichter  ist  befugt^  anf  Antrag  des  KUgeis  Ton  den 
aeitweOig  im  Friedensgericbtsbesirk  sich  anfhaltenden  BeUagtoi  die  Beatdlna^ 
eines  Pfandes  oder  der  Bttrgschaft  doreb  einen  anverlisBlgen  Ortaeingcswswra 
ZQ  verlangen,  falls  gegen  die  Bntscheidong  ein  Beehtamittel  «ingelegt  waL* 

188.  .Wild  diesen  Verlangen  nicbt  genügt,  so  ist  der  Friedenariehkr 
befugt,  auf  das  bewegliche  Vermögen  des  Beklagten  in  Höhe  des  snarknnBUn 
Betrages  Arrest  an  legen.* 
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gfolMBtm  KftplIeL 

Yoa  der  SntBcbeUttng. 

189.  «Nadi  Awmmng  der  Ffexteien  hat  der  Friedeniriditer  alle  in  der 
BäiA»  ToigehiMhten  TatemetanJe  in  Brwlgang  sn  stehen,  oech  pflichtgenUtfer 
Übenengnng  Bedentnng  und  Wlrktemkeit  der  Beweiamitfcel  feiteiufteUen  und 
■odaim  eine  Entecheidiuig  m  flUlen,  wekhe  den  Geeeteen  nicht  mviderlaiilen 
dnrf/ 

Anmerknngen: 

1.  Das  Qehcbt  bat  das  gesamte  Parteivorbringen  zu  prUfen  und  dies 
in  der  Entscheidung  (gleichviel  ob  Urteil  oder  Beschluß)  auch  zum  Aus- 
druck sn  bringen.  Ist  irgend  ein  Tatumstand  Ubergangen,  so  ist  das 
ebenso  Kassationsgrund  wie  eine  Verkehrung  der  Tatsachen  {Borotoi- 

'  kotcaki  §  5  zu  Art.  129,  Gordon  §  2  zu  diesem  Artikel).  Eine  Ver- 
letzoDg  des  Art.  129  liegt  anch  dann  vor,  wenn  die  Entecheidang  sich  auf 
Tat  iitnst  linde  gründet,  die  außerhalb  desProz'ß  Verfahrens  liegen, 
oder  auf  die  Unrichtigkeit  solches  Parteivorbringens,  welches  von  der 
Gegenpartei  garnicht  bMtritten  worden  Ist.  Vldnidir  hat  da«  Gericht  anf 
das  Partei  vorbringen  in  dl  ^  Prozeß  sich  zu  beschränken,  und  es 
bat  alles  das  als  richtig:  zu  unterst^jHen,  was  die  Gegenpartei  unbestritten 
gelassen  bat  (Burotcikowaki  a.  a.  0.  §  5,  Gordon  a.  a.  0.  §  2).  Die 
Wttrdignng  dagegen  der  vorgebrachten  Beweismittel  ist  tatailchlicher 
Natur  und  unterliegt  nicht  der  Nachprüfung  im  Rassationswege  (BorO' 
Ufikotcski  a.  a.  0.      2.  3.  Gordon  a.  a.  0.  §  3). 

2.  Das  Gericht  hat  zwar  seine  Entscheidung  nach  püicbtguuiaücr 
übMsengnng  za  fUien,  es  muß  aber  diese  seine  Überzengnng  begründen 

und  mit  dm  ffir  den  konkreten  Fall  bestehenden  Gosetzesvorscbrift  n  in 
Übereinstimmung  bringen:  lediglich  auf  seine  piiichtgemäüe  Überzeugung 
darf  eidr  der  Richter  in  derBntsdieidung  nicht  wMktEeniBorototkow^ki 

».a.0.  §  1,  Gordon  a.  a.  0.  §  1).  Er  darf  anch  nicht  trotz  des  be- 
stehenden Gnindsatzes  der  freien  Beweiswürdignng  die  gpsetzlich  fjo- 
gebenen  Beweisregeln  verletzen.  Der  Richter  darf  z.  B.  nicbt  Handels- 
bücher, die  nach  gesetzlicher  Bestimnrang  vollen  Beweis  liefern,  andcrä 
beurt^^'ilen.  und  ihnen  die  Beweiskraft  versapcn.  bloß  darum,  weil  sie  nach 
seiner  Überzeugung  nichts  beweisen  \Jiorowikotoski  a.  a.  U.  §  4, 
Oordon  a.  a.  0.  §  3). 

3.  Über  die  Anslegong  der  Gesetze  cf.  die  Anmerkmgen  an  Art.  9, 
aber  Beweiiregeln  cf.  Art  81  und  die  Anmerknngen  dan. 

130.  „Bei  Fällung  der  Entscheidung  kann  der  Friedensrichter  allgemein 
bekannte  Ortsgewohnheiten,  falls  eine  oder  beide  Parteien  sich  auf  solche 
iMrnfeni  nur  Anwendung  bringen,  jedoch  nnr  in  dem  Falle,  wenn  das  Qesett 
die  Anwendung  ron  Ortsgewohnbeiten  xolifit,  oder  in  den  dnrch  das  Gesets 
mit  Bestimmtheit  nicht  entschiedenen  Fftllen." 

Anmerkungen: 
1.  Die  Bestimmong  des  Art.  130  Aber  Anwendung  des  Gewohnheits- 
rechts ist  eine  für  alle  Gerichte  gültig' •  nicht  bloß  für  die  Friedens^'erichto 
{Borotßikowaki  §§  41,  4ö,  4Ö  zu  Art.  9,  Issatschenko  b.  22^). 
Dies  folgt  ans  Art.  9  2P0,  welcber  vnter  den  allgemeinen  für  alle 
Gerichte  geltenden  Bestimmungen  seinen  Platz  hat  Überdies  ist  die 
Znlftssigkeit  des  Gewohnheitsrechts  eine  materiellrechtliche  Bestimmung, 
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die  wiederholt  auch  an  anderen  SteUen  des  materiellen  Rechte  ihren  Ans- 
druck  tindet.  .So  bestimmt  Art.  1539  Ziffer  4  Zivilkodex,  daü  b«i  der 
Attsl^Dg  von  Verträgen  das  Gewolinheittreeht  ansnwenden  sei.  MIs  der 
Vertrag  selbst  und  die  Gesptzosvorsehriftc  n  keinen  Anhalt  zur  Aofslckting 
einer  sweifelfaaften  Ötelle  in  demselben  bieten.  Ferner  bestimmt  Art.  1 
des  HandelsgesetxbQchs  (Steoä  Setkonoto  Bd.  XI  T.  3,  Ausg.  1903  ganx 
allfxemein.  daß  für  Handelssachen  in  erster  Linii  Ii'  Handelsgesetze,  sodann 
die  ZivilgeseUe  und  endlich  die  UMidelsasan^cu  anzuwenden  sind.  Dasselbe 
bestimmen  die  Artt  148  und  827  der  HPO  {Steod  Saktmow  eliend»).  Fir 
bäuerliche  .\n^'ete^enheiten  bestimmt  der  Art.  1  der  Allgemeinen  Baaem- 
Ordnung  (Beil.  zum  Gesesetz  betr.  die  Stände  Stcod  Sakottotc  Bd.  IX 
Ausg.  19()2),  daß  in  Vormundschaftssachen  und  Erbschaftsangelegenbeitea 
der  Bauern  das  Gewohnheitsrecht  anzuwenden  ist.  Weitere  Fälle  der 
Znla'^'^nn';  der  Anwendnnc;  de?  GewohnheitsiechtB  dorch  das  Qesets  seibrt 
Siiui  Artt.  442,  1184  Zivilkodex. 

2.  Da  wo  die  Anwendung  des  Gewohnheitsrechts  gesetzlidi  nlbriK 
ist,  tritt  es  an  die  Stolh-  de.s  Gesetzes.  Wenn  auch  der  Art  130  davon 
spricht,  daß  der  Richter  da^  Gt;wuhnUeiLijreclit  anwtiiden  kauu.  iat 
damit  nicht  gesagt,  daß  die  Anwendung  in  das  F^rlieben  des  Richten 
gestellt  ist;  vielmehr  ist  die  Anwendung  des  Gewohnheitsrechts  nnter  d^n 
gegebenen  Voraussetzungen  für  den  Richter  obligatorisch  [Borotci' 
kowski  a.  a.  0.  %  46,  Goräon  9  5  sn  Art.  190,  l»9at»chtnk9 
8.  283,  285.  31nV 

3.  DeAniert  wird  das  Gewohnheitsrecht  vom  Regierenden  Senat  ala: 
j^^litsregel,  welche  swar  nicht  im  Gesetze  vom  Aindmck  gebracht  ist, 
welcher  abi  r  die  Einwoliner  eines  bestimmten  Ortes  sich  ständig  unter- 
werfen, indem  sie  sie  wie  das  Gesetz  selbst  als  fOr  sich  verbind  lieh  ansehen.* 
{Tssattehenkü  8.  284.  Borowikofoski  a.  a.  0.  ^  37,  O^ordem 
a.  a.  0.  §  2).  Als  ..Reehtsretrel  '  unterscheidet  sieh  das  Gewohnheitsroelit 
von  der  „gewöhnlich  sich  wiederholenden  Tat«faehe",  welche  aber  cbenfalli 
als  Rechtsquelle  vom  Senat  anerkannt  wird  {Bo roufikowBki  0. 
%  62,  Gordon  a.  a.  0.  §  8). 

4.  Die  VoranssetrnnfrPTi  für  die  Anwendbarkeit  des  GewohnheitnrcH'bta 
sind:  a]  es  muß  sich  um  allgemein  bekannte  ö r 1 1  i c h e  (.lewohnbeits- 
recbtsifttie handeln;  b)  es  darf  keine  gesetsllcbe  Bestimmung  vorhanden 
sein,  unter  welche  der  konkrete  Fall  subsumiert  werden  kiinnte  'd.  h. 
Gewohnheitsrecht  praeter  legem  oder  gar  contra  legem  wird  nicht 
anerkannt),  oder  das  OesetK  selbst  ronft  die  Anwendung  des  Gewohnhdt»- 
rechts  auch  für  den  Fall,  wo  es  selb.st  eine  den  konkreten  Fall  d-  k  n^e 
Bestimmung  enthält,  fttr  anlftsaig  erklären  uu  welchem  Falle  Issatschanko 
▼on  einem  Gewohnheitsrecht  eonira  legem  spricht,  was  aber  nicht  sntriflk 
weil  das  Gesetz  hier  das  Gewohnheit^ree,ht  an  seine  eigene  Stelle  >etzt, 
also  freiwillig  ihm  seine  Stelle  einräumt);  c)  eine  oder  beide  Parteien 
müssen  auf  das  Gewohnheitsrecht  Bezug  nehmen ;  ohne  solche  BezugnahM 
der  Partei  darf  der  Richter  auf  das  Gewohnheitsrecht  nicht  zurückgreifen, 
sollte  es  ihm  auch  bekannt  sein  i  Is s a  t srhenko  a.  a  O  .  ßorotci- 
kotcskt  a.  a.  0.  38—40.  Gordon  a.  a.  O.  ^  4,  Holmaten  S.  loöf., 
cf.  anch  Ztsch.  Bd.  XV,  Das  mss.  Handelsrecht,  Anm.  zu  §  1,  8.  dS5). 

I).  Das  Gewohnheitsrecht  muß  bewiesen  werden  von  demjenigm,  dtf 
sich  auf  dasselbe  beruft,  a.  B.  durch  amtliche  Aoskunft,  oder  dorai  Ta^ 
legung  von  Besehlüssen  der  Landgemeindea  fainsiehilieh  des  Qewohnhaitt- 
rechts  bei  der  b;Uii  rlicln  ii  B«  vr.lkerung.  Nötigenfalls  hat  das  Gericht 
gemäß  Art.  3^0  der  Partei  eine  Frist  zur  Herbeischaffung  des  Beweise« 
sn  setien,  (Borowikotcski  a.  a.  0.  §  48,  &oräon  a.  ».  0.  9§  ^  ^ 
JSolmsitn  a.  a.  0.). 
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131.  „Der  Ftiedeiieriehter  ist  weder  befugt,  eine  Bntaeheidiiiig  «lier 

Gegenstände  zu  föUen,  hinaichtlich  derei  eine  Forderung  nicht  erhoben  ist, 
noch  zanierkeniieii  Aber  daejenige  hinan?,  was  von  der  Partei  verlangt  ist." 

Anmerlfuug: 

Dieselbe  Bestimminig  wie  Uer  feber  noch  erweitert  hinsichtlich  der 
Vcrjrihrungsfrage.  cf.  unten  Art.  132i  enthält  der  Art.  706  für  die  Btzirks- 
gerichte.  Der  Grundsatz,  daß  das  Gericht  ultra  petita  nicht  <(ehen  darf, 
ist  auch  dann  yerletst,  wenn  die  Forderung  dem  Kläger  aus  einem  anderen, 
als  dem  von  ibm  angegebeneii  Oinnde,  sngetpfoeben  wird  iQordon  6  3 
sa  Art.  706). 

132.  ,Der  Friedensrichter  hat  die  Frage  wi  g«  n  Veij&hnuig  nicht  an- 

raregeti,  wenn  die  Parteien  sich  nnf  i  T  irh'  bemien." 

Anmericung: 
cf.  Anmerknng  sa  Art.  131. 

133.  .Bd  Fällung  des  Urtrils  hat  der  Friedensrichter  die  unterliegende 
Partei  auch  zur  Erstattung  der  Kosten  an  die  obsiegende  Partei,  wenn  sie 
dies  beantragt,  zu  verurteilen." 

Anmerkongen: 

1.  Von  Amts  wegen  ist  ülx  r  die  Kosten  nirht  zu  erkennen  (Boro- 
wikowaki  §  5  zu  Art.  133,  Gordon  §  3  zu  diesem  Artikel  und  zu 
Art.  706). 

2.  Der  Art.  133  bestimmt  nur,  daß  auf  Antrag  Aber  die  Kosten 
glcirh  im  Urteil  zu  erkennen  ist.  Welche  Kosten  ah-  r  zu  erstatten  sind, 
ist  im  Art.  868  angegeben,  welcher  gemäli  Art.  8U  auch  für  die  Friedens- 
gerichte maßgebend  ist  {Borotcikotcski  §  2  und  Gordon  §  2  in 
Art.  133.  Vergl.  überhaupt  den  Abschnitt  über  das  Kust«nerstattungs- 
verfahren  Artt.  868—873  ZPO).  Zu  den  Kosten  gehören  Gerichtskosten, 
Zeogengebühren,  Anwaltskosten  usw.  und  eine  Entschftdignng  fflr  die  ProzeS- 
führnng.  Für  das  Prozeßverfahren  vor  den  Friedensgerirhtcn  wird  eine 
ganz  geringe  Gerichtskostengebühr  erhoben:  von  der  StempelgebUhr  ist  es 
ttberhanpt  befreit  (cf.  Artt  200—301  ZPO). 

3.  ITm  die  KostenorstattunK  gleich  in  das  Urteil  aufzunehmen,  bedarf 
es  des  ausdrücklichen  Antrags  der  Partei.  Ist  ein  solcher  Antrag  aber 
nicht  gestellt,  so  geht  die  Partei  deswegen  nicht  ihres  Kostenerstattongt- 
anspru«-hs  verhistit;.  sie  kann  noch  gemu  Art  M!»f»  in  der  Vollstreckungs- 
instanz  die  Festsetzung  und  iicitreibung  d«r  Kosten  erlangen  und,  wenn 
■te  dies  -versSonit  bat,  dann  weiter  gem&6  Art.  921  innerbatb  6  Momte 
seit  der  Rechtskraft  des  Trteils  in  besundi  reui  Prozeß  dieKostm  einklagen 
{Borowikowaki  a.  a.  0.  ^  7,  Gordon  a.  a.  0.  ^  3). 

134.  ,Becht88txeitigkeiten  wegen  eines  Betrages  von  nicht  ttber  dreißig 

finbel  entscheidet  der  Friedensrichter  endgültig." 

Anmerkungen : 
1  Mit  Rücksicht  auf  die  gewöhnlich  sehr  einfach  liegenden  Rechts- 
verhältnisse bei  solchen  geringfügige«  St i»  it werten,  sowie  im  Interesse  der 
Vermeidung  von  Kosten,  die  nicht  im  Verhältnis  zum  l'rozeßobjekt  stehen 
würden,  ist  für  die  Rechtsstreitigkeiten  mit  einem  ubjtkt  von  nicht  über 
80  Rubel  die  Berufungsinstanz  ausgeschlossen  (Motive  bei  Gordon  %  1 
zu  Art,  134\  "MiiCL'ehend  ist  hierhi  j  dag  ursprünglich  in  der  Klage  an- 
gegebene Objekt:  ist  ursprünglich  mehr  als  30  Rubel  verlangt,  dann  aber 
San  KUgepetitum  auf  80  Röbel  ermlBigt^  so  greift  Art  134  nicht  Plati 
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(Borotrikoirski  §  1  zu  Art.  131,  Gordon  a.a.O.  §  2)  D.iVr  ist 
auch  iu  allen  Ehrenbeleidii^ngsklageQ  (Art.  29  Ziffer  3)  d^e  Berufung  zu- 
Iftmi^.  sollte  ancb  anl  weniger  als  m  Rubel  erkannt  sein,  weil  dc^  Maximal- 
hotrair.  auf  di-n  erkannt  utnli'n  kann.  50  Rubt-I.  also  (ilM  r  !30  niiWl  ist 
{Borowikowski  a.a.O.  g  3,  Goräon  a.a.O.  g  3).  Die  Zinsen  werd^ 
itets  dem  Objekt  «igexfthlt  nicht  aber  Kosten  {Botouyihowtki  a.  s.  O. 
§  4,  Qordon  a.  a.  O  l 

2.  Nicht  unter  die  Bestimmung  des  Art.  134  fallen  auch  Rechts- 
streitigkeiten, in  denen  der  Streitwert  nicht  abscbätzbar  ist.  ebenso  wo 
mehrere  Anspriicho  miteinander  verbunden  sind,  sofern  der  Gesamtbetrag 
80  Rubel  tibersteigt,  wenn  auch  jeder  Ansprui  h  für  sich  unter  'M)  l!uli<  1  ist 
(Bo rotoikotef>k i  a.  a.  0.  6,  7,  Gordon  a.  a.  0.)  —  in  alltn  diesen 
Rochtsstreitigkt  Ifen  ist  die  Berufung  zulässig. 

3.  Während  gegen  die  nicht  endgültigen  Entscheidungen  des  Fried»  n«- 
richters  das  Rechtsmittel  der  Berufung  (Appellation)  au  das  FriedenbricUter- 
plennm  gegeben  ist  ( Art.  162t.  ist  gegen  die  endgültigen  Entscheidungen 
aus  Art  1H4  rlic  Kassationsli  r  Invcrdf  zulässig  (Art.  l.S.'i\  ahrr  nicht  an 
den  Regierenden  Senat,  soudern  ebenfallB  an  das  Friedensrichterpienam. 
Es  ist  merbei  gleichgültig,  wie  sich  das  Rechtnnittel  selbst  besdehnet:  das 
Frirdrnsrirlif (  iplcnuni  hnt  nnbckümmert  um  diese  Bezeichnung  die  end- 
gültige Entscheidung  nur  im  Kassationswege,  d.  h.  nur  in  rechtlicher  Be- 
ziehung. tXL  prOfen.  ^t  aber  das  Flriedensrichterplennm  dne  end<rültige 
Entsrlit  i(Iiin<T  auf  dem  Appellationswege,  (»dt-r  umgekehrt  eine  nicht  end- 
gültige im  Kassationswege  ^anstatt  im  Wege  der  Appellation)  entschieden, 
so  ist  gegen  eine  solche  Entscheidung  des  Plennm  die  Kassation  «n 
den  Regierenden  Senat  snilsiig  (ßorowikowki  a.a.O.  §§  8,  9, 
Qordon  a.  a.  0.      4,  ö). 

185.  j,Va  den  von  dem  Friedensriditer  endgültig  entschiedenen  Recbts- 

streitigkeiten  bestimmt  dieser  in  dem  Urteil  einen  Termin,  bis  sn  welchefln 
der  Teraxteüten  Partei  anbeimgest«  llt  ist.  dem  Urteil  freiwillig  sn  genflgen." 

Anmerkung: 

Die  Bestimmiing  des  Art.  195  besiebt  sich  lediglich  anf  die  Fllle  dm 
Art.  134  {Borowikoteski  nnd  Qordon  an  Art.  Idö). 

136.  «Falla  die  verarteilte  Partei  keinerlei  bereite  Mittel  zvr  Bezahlimg 
der  durch  das  Urteil  sogesprochenai  Somme  besitat,  kann  der  niedaHiiehter 

die  Zahlung  in  bestlnunten  Raten  gewähren,  je  nach  der  HOlM  des  bei- 

zutreibenden  Betrages  nnd  den  Zahlnnijsmittoln  des  Schnldners,  worüber  er 
auf  Verlangen  der  Parteien  ihnen  eine  Bescheinigung  aufestellt  Bei  der  Bei- 
treibung aus  einem  protestierten  Wechsel  ist  eine  ratenweise  Zahlong  der 
UrteUssnmme  nicht  snl&Mig.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Bestimmung  des  Art.  136  hat  allgemein  für  alle  Urteile  der 
Friedensrichter  zu  gelten,  nicht  bloß  für  die  endgültigen  aoa 
Art.  134  nnd  nicht  bloß  fttr  die  Frled^srichter»  sondern  andt  fflr  da» 
Friedensrichterplrnum  iBoroteikowaki  §§  2,  3  n  Art  136,  Gordon 

2,  3  zu  diesem  Artikel). 

2.  Die  Befagnis  des  Richters.  Ratenzahlungen  gemi8  Art.  136  ctt 
gewähren,  kann  sowohl  imT'it«  il  sdbst  als  bei  der  Vollst nckuntr  Jcssolben 
ausgeübt,  sie  kann  aber  nur  auf  Antrag  des  Beklagten  betätigt  werden 
(a.  a.  O.j  und  nur  dann,  wenn  der  Richter  festgestellt  bat>  daß  der  Schuldner 
keinerlei  Barmittel  zur  Befriedigung  des  Glftubigers  besitzt.  Überhaupt  lat 
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die  Befugnis  aus  Art.  136  in  den  äußersten  Notfällen  auszuüben;  sie  darf 
I.  B.  nicht  ausgeübt  werden»  wenn  feststdit,  daß  Schuldner  bewegliches  od» 
unbewegliches  Vermögen  zur  Befriedierung  des  Gläubigers  bentst  {BorO' 
wikowaki  a.  a.  0.  |§  4—7,  Qordon  a.  a.  0.  §§  ö,  6). 

137.  ,Der  Schuldner,  der  sich  eine  UnpUnktlichkeit  bei  der  Z«]ilnng  so 

Schulden  kommen  läßt,  nachdem  ihm  auf  Grund  des  vorstehenden  Artikels 
(13fi)  die  Zahlung  in  Raten  gewährt  worden  war.  wird  auf  Antr;iir  dos 
Küigers  durch  Verfügung  des  Friedensrichters  der  sofortigen  Beitreibung  der 
ganzen  Urteilssnnune  unterworfen." 

Anmerkung: 

Die  den  Friedensgerichten  vom  Gesetze  zugeeignete  Tendenz,  die 
Streitigkeiten  möglichst  auf  gütlichem  Wege  beizulegen,  rrrhtfertigt  die 
Bestimmungen  der  Artt.  13ö — 13t>.  Diese  Bestimmungen  dürfen  aber  nicht 
dam  flihten.  die  UrteilSToUatreekiing  in  IMger  Weise  m  betreiben,  dem 
wirkt  Art.  137  entgegen  (Motive  bei  Gm- dun  §  1  zu  Art.  137).  Bei 
vorgekommener  UnpUnktlichkeit  wird  die  ganze  Judikatssumme  fällig, 
gleichviel  ob  die  ünpünktlichkeit  durch  irgend  ein  Verschulden  herbeigeführt 
ist  oder  nicht.  Die  Ünpünktlichkeit  hat  aber  noch  nicht  olme  Weiteres 
die  Vollstreckung  zur  Folge;  vielmehr  muß  der  Gläubiger  zunächst  be- 
antragen, daß  der  Richter  die  ganze  Judikatssumme  für  sofort  fällig 
erl^^  (Boroicikotoski  §  1  sn  Art  137,  Qordon  a.  a.  0.  §  2). 

138.  „In  den  Re(lussrreitigkeit<?n.  welche  durch  den  Friedensrichter 
Dicht  endgültig  entschieden  werdeu,  ist  die  vorläufige  Vollstreckung  des  Fr- 
teilä  nicht  anders  zulässig  als  auf  Antrag  der  Partei  und  überdies  nur  iu 
folgenden  Fftllen: 

1.  wenn  die  Zwangsvollstreclcang  sngesproclien  ist:  ans  ein»  6nuid< 
bndmkte,  nns  einer  notariellen  oder  in  TOtgesdiriebener  Form 
beglaubigten  Urkunde,  oder  aus  einem  seiner  Echtheit  nach  nicht 
bestrittenen  protestierten  Wechsel,  oder  aus  einer  privatschrift- 
lichen Urkunde,  die  von  der  Partei,  gegen  welche  sie  geltend 
gemacht  ist.  nicht  bestritten  ist ; 

2.  wenn  nach  Ablauf  der  Mietszeit  der  Mieter  nach  dem  Urteil  das 
vermietete  Vermögensobjekt  zu  räumen  oder  zurückzugewähren 
h»t,  oder  wenn  dnrch  das  Urteil  die  Rttckgewibr  eines  in  nn- 
gesetmftßigera  Besitz  befindlich  gewesenen  Gegenstandes  ange- 
ordnet wird; 

3.  wenn  in  einer  BechtsstreiTit^kcit  wegen  eines  persönlichen  Ver- 

dingnngsvertrtijios  durch  d;is  Crteil  dem  Dingenden  aufgegeben 
wird,  den  bei  ihm  in  Dienst  und  Arbelt  Stehenden  zu  entlassen, 
oder  diesem  letzteren  anheimgestcllt  ist,  von  dem  Dingenden 
fortzugehen ; 

4.  wenn  der  Kläger  durch  ein  snTerlässiges  Pfand  Sicherheit  leistet 
nnd  die  Verantwortung  für  den  Schaden  im  Falle  der  Anfiielrong 
des  ürteils  dnrch  die  FriedensiiGhterrersammliing  tlbemimmt, 
wenn  hierbei  ansnnehmen  ist,  daß  die  Yollstrecknng  infolge  ihrer 
YenOgemng  q^ftter  unmöglich  sein  wird." 

33^ 


Digitized  by  Google 


498  KUbMukl, 

Anmerkung: 

Der  Antrag  auf  vorläufige  Vollstreckbarkeit  maß  in  der  mttndücbea 
Yerhaofnutg  tot  BrIaB  dei  Urteils  geatzt  w«*dai.  iMt  daa  ürtdl  nkM 

für  vorläufig  vollstrerkbar  erklärt,  kann  der  Antrag  auf  vorlüufii?e  Voll- 
streckbarkeit in  der  Berufungiiinstaiiz  beim  Friedenaricbterplenum  g^telk 
werden,  und  es  wird  Aber  ihn,  nadidem  er  imi  Ckgner  ngeetellt  ist,  tot 
der  Verhandlung'  zur  Hanptsache  gemäß  Artt.  741,  742  vorab  entschieden 
{Gordon  zn  Art.  138,  Holmsten  S.  28ö).  Über  protestierte  Wechsel 
cf.  Anm.  zu  Art.  80    cf.  auch  Art.  737  und  zu  Art.  157. 

138*.  aDie  vorläufige  VollätieckUarkeit  kann  auf  Antrag  der  Tart^i 
«ndi  In  anderen,  anfier  den  im  Torstehenden  Artikel  (ld8)  beseidmetai  FUkii 
MUgesproebMi  werden,  jedoeb  nur  wenn  die  BntKheidang  gangen  ist: 

1.  im  Versäumnis  verfahren,  oder  9.  wenn  zwar  nicht  im  Versäamnisrerfahrai, 
aber  doch  auf  viun  Bekla^n  eingelegten  Einspruch  gegen  das  erste  Ver- 
Säomnisurteil,  aus  welchem  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  zugelassen  wir  ' 

138*.  „Wenn  ein  Urteil  auf  Grund  der  Ziffer  2  des  An.  fdr 
vorläufig  vollstreckbar  erklärt  worden  i^t,  so  behalten  die  aus  dem  ersten 
VeninnniBarteil  voiigNioaimenen  VoUstrecknngsbandlongen  ilire  Wirksamkeit 
in  dem  IbBe,  in  welchem  dieses  ürteil  dnrch  die  nachfolgende  Entscheidtn^ 
des  Richters  bcstätiij:t  worden  ist.'' 

138^».  .In  den  in  den  Ziffern  1  M  des  Art.  138  und  im  Art.  138»  be- 
zeichnet<'n  Fällen  hänj^t  e.s  v(nn  Kirliter  ab.  die  vorläufige  Vollstreckharkeit 
mix  oder  ohne  Erfordern  einer  iSicherstellung  seitens  der  Partei,  welche  die 
Yollstreckbarkeit  beantragt,  svzulassen.  Diese  äicherstellung  kann  darin 
besteben,  daß  die  Übei^be  des  mit  Arrest  belegten  oder  gqiftiideteB  Ver- 
mOgensgegHMtandes  an  den  Kliger,  oder  der  Vtokanf  dieses  Yermdgens- 
gegenständes,  oder  die  Übergabe  der  vom  Beklagten  beigetriebenen  oder  nodi 
1)eizutreibenden  Beträge  an  den  Kläger  ein^f. stellt  wird.  Die  Eiiistelluns: 
dieser  Übergabe  oder  des  Verkaufs  muß  stauiinden,  wenn  die  bichersteUaug 
bei  Vollstreckung  eines  Versäumnisurteils  (Art.  138»)  erfordert  ist.* 

199.  ,lfaeb  Srlafi  des  Urteils  schreibt  es  der  Friedensrichter  korz  nieder 
ond  verlcfindet  es  den  Parteien  in  ttllentliehw  Sltsnng.* 

Anmerkung: 

Die  Verkünduiit;  der  Entsclieiduni?  hat  sofort  nach  ihrer  Niederschrift 
zu  erfolgen,  und  daU  das  L'ricil  vtrküiuief  w(;rduii  ist.  niuLJ  in  demselben 
angegeben  sein.  Die  Niederschrift  des  Urteils  und  des  Protokolls  hat  un- 
bedingt durch  den  Friedensrichter  bezw.  den  Vorsitzenden  des  Plenums  zu 
geschehen,  nicht  durch  den  Sekretär.  Alle  diese  Vorschriften  sind  so 
wesentlich,  daü  ihre  Verletzung  die  Kassation  begründet  {Borotcikotcski 
1.  2  zu  Art.  l.'ül.  Goi  dvn  l^i?  .'5,  1  zu  diesem  Artikel).  Die  Begründung, 
die  Gesetzesbestimmungen,  auf  welche  das  ürteil  sich  stutzt,  brauchen 
bei  der  UrteUsrerkflndnng  nicht  angegeben  xn  werden  (BorotoikotoBki 
a.  a.  0.  §  1,  Gordon  a.  a.  0.  §  2,  cf.  andi  Art.  700). 

140.  ,Der  Friedensrichter  hat  bei  VerkünduDg  des  UrteOs  den  Parteien 

zu  erklären.  d:iC  sie  die  i^m  ho  an  die  Friedensrichterversamminng  zur  Prüfung 
zu  brintren  1«  rec  ht  i^^^t  sind,  welche  Frist  dazu  vorireschrieben  ist,  sowie  daB 
im  l  alle  der  Vcrsauraung  dieser  Frist  das  ergangene  Urteil  Rechtskraft 
erlangt." 
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Anmerkang: 

Daß  die  Belehrung  erfolgt  ist,  maß  im  Urteil  ajigegeben  sein  {Gor dun 
§  4  SV  Art.  140).  Die  Untenaasang  der  Belehrung  jedoch  od«r  aelbet  eine 

unrirhtiizi  Belehrung  kann  allein  das  eingelej^'t«  Rechtsmittel,  auch  nicht 
die  IvasaatioD  begründen.  Hat  aber  die  Partei  infolge  der  falschen  Be- 
kJmuig  daa  Rechtsmittel  zu  spät  eingelegt,  so  kann  sie  die  Wiedereinsetzung 
tu  den  TOiigen  Stand  beantragen  (ßorowikowtki  §§  2—4  in  Art.  140, 
Oordon  a.  a.  0.  §§  2,  3). 

141.  alTach  Verktixkdiiiig  dea  Urteüa  ist  der  FUedenarichtMr  verpfliditety  * 
dasselbe  in  sp&testeiis  drei  Tage»  in  endgflitiger  Form  niedenasehreibeD." 

Anmerkungen: 

1.  Als  der  Tag  der  Verkilndung  des  Urteils  ^für  die  Berechnung  der 
Becbtsmittdfaist)  hat  der  Tag  seines  Brlasses  ni  gelten  und  nicht  seiner 
endfTültigen  Abfassung  (Borototkows ki  ^  l  m  Art  141,  Gordon  §  1 
zu  diesem  Artikel,  Öen.-Entsch.  pro  ISJOJ  Nr.  17). 

8.  Bei  der  schriftlichen  Abfassung  des  Urteils  kann  der  Richter  eine 
andere  Begründung  Tornehmen  als  die  bei  der  Verkündnng  gegebene  {BO" 
rowikowski  a  a.  0.  §  4).  Ist  aber  einmal  die  Entscheidung  mit  der 
Begründung  bei  der  Verkündnng  unterschrieben  worden,  so  darf  sie  bei  der 
endgflltigen  Abfassung  nicht  mehr  geSndert  werden  (a.  a.  0.  §  ö). 

142.  ,Daä  iu  endgültiger  Form  abgefaßte  Urteil  des  Friedensrichters 
muß  enthalten: 

1.  die  Angabe  des  Jahres,  Honats  und  Tages,  an  dem  es  er* 
gangen  ist; 

2.  Stand,  Namen  und  Familien-  oder  Zonamen  der  Parteien; 

3.  eine  kurze  Darlegong  der  Tatnmstftnde  nntw  AnfUining  der 

Parteibegehren : 

4.  das  Wesentliche  der  £nt8cheidang  und  der  Qrttnde,  auf  welche 

sie  sich  stützt : 

5.  die  Angabe  der  der  obsiegenden  i'artci  zugeüprucht'uen  Küsten; 

6.  die  Angabe,  ob  das  Urteil  Yorlänfig  Tollstreckbar  ist; 

7.  die  Untersdirift  des  Friedensrichters.* 

Anmerkung: 

cf.  Art.  701,  7fi4,  711.  Bei  der  Begründung  des  Urteils  braucht  sich 
der  Richter  die  von  der  Partei  gegebene  rechtliche  Motivierung  nicht 
SU  halten,  er  muß  sie  aber  anfoliren,  erent.  widerlegen  {Holms ton  S.  166^ 
cf.  m  Art.  9). 

143.  »Der  Friedensrichter  hat  seine  Ürtdle  entweder  fOr  jede  Sache 
in  ein  besondres  Protokoll  oder  in  ein  gemeinsames  Buch  einzatragoi.* 

Anmerkungen : 

1.  Für  die  Eintragungen  der  Entscheidungen.  Urteile  usw.  sind  be- 
sondere Bücher  eingerichtet,  in  denen  der  Richter  die  einzelnen  Sachen  und 
die  Vorgänge  darin  nur  karz  vermerkt  (Motive  bei  Gordon  %\  z\x  Art.  143). 

2.  Die  Aufnahme  eines  besonderen  Protokolls  ist  anßer  in  den  in  den 
Artt.  101,  107,  110,  112,  116,  124,  132,  147,  479,  556  vorgesehenen  Fällen 
nur  dann  obligatorisch,  wenn  die  Partei  die  ProtdcolUerong  eines  bestimmten 
Vorgangs  oder  Antrags  verlangt,  ebenso  über  den  Antr.m  auf  Vorlecrnng 
von  Urkunden.  Abgesehen  von  diesen  Fällen  kann  der  Richter  ein  be- 
sonderes Protokoll  aufnehmen,  wo  er  es  für  nötig  hält  [Borowikotoski 
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§  1  zu  Art  143,  Gordon  a.  a.  0.  §  3).  In  allen  Fällen  der  obllg«to- 
riaclien  Protokollierung  mnfi  diese  in  der  Sitzung  und  vom  Richter 
persönlich  poschehen:  ps  kann  aber  auch  die  Partei  selbst  zur  Em- 
trajiung  ihrer  Erklärung  ius  Protokoll  vom  Ilichter  veranlaßt  werden, 
riipt  nauigkeiten  in  der  richter!ieht>n  ProtokoUtoODg  müssen  auf  Antrag 
der  Partoi  berichtigt  werden;  der  Berichtifrnnpsantrag  maß  bei  der  Ver- 
handlung gestellt  werden,  öpiittr  kann  die  Richtigkeit  des  Protokoll»  mclii 
bestritten  werden  {Borotcikotcski  a.  a.  0.  §  8,  Gordon  a.  a.  0.  §§8— 6). 
Das  Protokoll  liefert  vollen  Beweis  für  den  prntf»\-nl]iertcn  Vorg^an?.  <he- 
jenigen  Tatsachen,  die  nicht  protokolliert  und  nicht  in  der  gerichtUcben 
EntBcheidiing  oder  in  Torbweitenden  Schriftsftteen  endnlten  Biiid,  gdtei 
als  nicht  vorgebracht.  Fonnvorschriften,  deren  Beobachtung  nicht  proto- 
kolliert iat,  gelten  als  nicht  beobachtet.  Das  FiotokoU  gilt  als  Beweis 
gegen  den  Tatbestand  des  UrtdlB,  wenn  es  mit  diesm  m  WidenpnMl 
steht  {BoroiBikowMki  a.  a.  0.  Sft  4,  6,  Goräon  a.  a.  0.  §§  4—8). 

144.  ,Büie  ürteilsabschrift  bat  der  Friedensriehtnr  spfttestens  am  drittwn 
Tag  nadi  Eingang  des  dissbeKttgliobm  Antrags  an  «teüen,* 

Anmerknnjr: 

Die  Bestimmungen  der  Artt  4ö3  und  71ö  gelten  auch  hier:  die 
Parteioi  kl^nnen  jederaeit  die  Akten  einseben  oder  Absditiften  sns  den- 
selben verlangen. 

AchtoB  Kapitel* 

Von  dem  Vers&nmnisnrtei!  nnd  ron  dem  Einsprneb. 

145.  «Wenn  der  Beldagte  sn  dem  anberaumten  Termin  nieht  cndMiiit 
nnd  eine  scbriftlicbe  Erklftmng  snr  Sache  (Art.  145^)  nicht  einxeiobt,  lo  bit 
der  Biditer  anf  Antrag  des  Kllgers  ein  VenänmnisQrteil  m  erlassen,  and 
wenn  der  Kläger  nicht  erscheint  und  die  Verhandlung  der  Sache  in  seiner 
Abwesenheit  (Art.  1452)  nicht  beantragt  bat.  bat  er  das  Vorfahren  (in- 
znstellen,  oder  aber,  auf  Antrag:  des  Beklagten,  ein  Urteil  nach  den  all- 
gemeinen Vorschriften  zu  erlassen,  indem  er  eine  Prüfung  der  Beweismitt«! 
nnd  die  ViMiMbnie  dner  aiuleren  die  Vorbereitung  der  Entscheidung  der  Softe 
betreffenden  Handlung  bescblieBt.  Im  Falle  der  Einstellvng  des  Verfihreoi 
verliert  der  Klftger  des  Becht  nidtt»  den  Pnsefi  dnicb  Erhebung  einer  uesen 
Klage  zu  erneuern.  In  diesem  Falle  unterbricht  das  eingestellte  Yerfabna 
nIeht  den  Lauf  der  LandesTetjährung." 

Anmerkung: 

Als  Verstnmnifliirteil  ist  nnr  das  gegen  den  Beklag^ten  in  sdoer 

Aliwesenhcit  ergangene  Urteil  anzusehen.  Die  ,Ein8tellun*:  des  Verfahrens* 
in  Gemäßheit  des  Art.  145  ist  kein  Urteil  {Gordon  zu  Art.  145j.  Im 
Falle  der  Einstellung  des  Verfahrens  wird  Kläger  auch  gemäß  Art  718 
Ziffer  2  zur  Erstattung  der  Gerichts-  und  Versiiuniniskosten  an  den  Be- 
klagten verurteilt,  nicht  aber  zur  Erstattun^i  der  Prozeükosten  (der  .Kosten 
ftlr  die  PruzeUführung"  .  die  nur  bei  Erlaß  eine»  kontradiktorischen  Urteils 
angesprochen  werden  können  {Boroufiküwtki  an  Art.  145,  Q-ordiHt 
a.a.O.  cf.  Artt  {?90,  718). 

1  }.'>'.  .Der  Beklagte  kann,  anstatt  zum  Verhandlungstermin  selbst 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  zn  erscheinen,  eine  schriftliche 
Erklärung  einreichen  und  beantragen,  daß  ihm  eine  Abschrift  der  in  der 
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Sudle  eigehenden  Entscheidang  zugestellt  werde.  Die  schriftliche  Erklärung 
dea  Beklagten  wird  bei  der  Yerhandlang  dem  KlKger  vorgelegt»  und  das  in 
der  Sacbe  ergangene  Urteil  iriid  als  ein  Versliinuiisiirteil  nicht  angesehen. 
Es  hingt  jedoch  vom  Richter  ab,  das  Bracheinen  des  Beklagten  in  Person 
oder  eines  Bevollmächtigten  desselben  zu  verlangen,  wenn  die  Tatnmstiinde 
die  Notwendigkeit  seiner  mündlichen  Erklärnngeu  ergeben.*  * 

Anmerkung: 

Über  die  Gebühr  fttr  die  Abschrift  der  Entscheidung  cf.  Ziffer  2  zu 
Art.  200 1;  dieselbe  ist  mit  dem  Antrag  auf  Abwesenhcitsverhandlung  ein- 
zusenden. Vor  Empfuntf  dor  Ahschrift  kann  die  Partei  ohne  J'rozf  l'nachteile 
jede  weitere  prozessuale  Handlung  unterlassen,  die  Versäumung  der  lie- 
rufungsfrist  wird  ihr  in  einem  solchen  Falle  als  Versäuraung  nicht  angerechnet 
(Gordon  zu  Art.  145^).  Die  fiemfongsfrist  l&nit  demnach  von  dem 
Empfang  der  Crteilsabschrift. 

„Der  Kläger  kann  beim  Friedensrichter  beantragen,  daß  in  seiner 
Sache  entschieden,  und  daß  ihm  eine  Abschrift  der  in  der  Sache  ergehenden 
Entscheidung  zuG:estellt  werde.  Von  dem  Richter  hänget  es  jedoch  ab,  das 
Erscheinen  des  Klägers  in  IVrson  oder  eines  Bevollmächtigten  desselben  zu 
verlangen,  wenn  die  Tatumi>tände  die  Nuiwendigkeit  seiner  mUudlicben 
ErklkningMi  ergeben.  Kommt  der  Kllger  dieser  Anordnung  nicht  nadi,  so 
stellt  der  Bicbter  das  Verfahren  ein,  es  sei  denn,  da0  der  Beklagte  den  Erlaß 
eines  Urteils  in  der  Sache  beantragt  (Art.  145).*' 

Anmerkung: 

Die  Folgen  des  Nichterscheinens  sind  anders  hier  als  beim  Beklagten 
(Art  145  Ftlr  den  Fall  des  Nichterscheinens  des  Beklagten  können 
prozessuale  Folgen  nicht  angedroht  werden;  eine  solche  Androhong  ist 
auch  nach  dem  bestehenden  Gesetz  nicht  angängig,  weil,  selbst  wenn  er 
nicht  erscheint,  der  Richter  in  eine  öuchlich»-  Prüfung  der  Klageforderüng 
eintreten,  ev.  den  vom  Kläger  angebotenen  Beweis  erheben  muß  (Artt.  145, 
MO).  Das  Alles  fällt  beim  Nichte rsrhoinen  dts  Klägers  fort.  Ferner  nhfr 
kann  auch  der  Kläger  eine  Abschrift  der  zu  erlassenden  Entscheiauug 
verlangen,  der  Lauf  der  Rechtsmittel frist  aber  beginnt  hier  nicht  nach  der 
Rechtssprechung  des  Senats  mit  dem  Empfang  dieser  Abschrift  durch  den 
Kläger,  sondern  schon  mit  der  VerkUodung  der  Entscheidung  {Gordon 
m  Art.  145«). 

145^.  „Wenn  beide  Parteien  nicht  erscheinen,  und  auch  k<  ine  von  ihnen 
eine  Entscheidung  der  Sache  in  ihrer  Abwesenheit  beantragt  ^Artt.  145^  und 
145 -J,  60  wird  die  ^ache  aus  der  Reihenfolge  ausgeschlossen  und  kann  von 
neuem  sor  Veriiandlang  nidit  anders  angeietst  werden,  als  bis  die  eine  oder 
die  and»e  dies  beantragt." 

.■Anmerkung: 

Beantragt  eine  der  Parteim  Entscheidung  in  ihrer  Abwesenheit,  so 
muß  dies  geschehen,  und  die  6ache  kann  in  der  Reihenfolge  nicht  gestrichen 
werden,  anch  wmn  beide  Parteien  nicht  erschienen  sind. 

146.  „Durch  Vcrsäuninisurt^'i!  spri<  ht  der  Friedensrichter  dem  Kläger 
die  Forderung  zu,  soweit  sie  von  ihm  bewiesen  ist." 
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Anmerlcnng: 

Das  Xichtf-rschi  inen  dos  Beklagten  wird  nicht  in  äcin  Sinne  «na 
Anerkenntnisses  aufgefaßt  UBolmsten  S.  162,  cf.  Anmerkung  za  ArU.  146> 
OBd  722). 

147.  ^Wenu  der  Friedeusrichter  auf  irgouU  eine  Weise  am  6iUangatAge 
.  in  Erfahrung  gebracht  hat,  daß  der  Grund  für  das  i^ichterscheinen  des  Kiägrn 

oder  des  BeUtgtoi  nnttberwindUche  ffindemieie  sind,  oder  daB  die  Ladimg 
snm  Termitt  dem  BeUtgten  nidit  rechtMitig  ngesliellt  woiden  ist,  so  Tertagt 
er  die  Sache  und  eetit  den  Puteien  einen  neuen  Verhandlangstemiin  an, 
Ton  welrhem  er  den  Erschienenen  mändlich  und  den  JüditMechienenen  doich 
ZosteUung  einer  Ladung  in  Kenntnis  .«'  tzt." 

Anmerlvung: 

Daß  die  erocldeneBe  Partei  durch  mündliche  Mitteilung  des  Tenüni 

geladen  ist,  muß  zu  Protokoll  festgestellt  un<I  von  tii-r  Partei  untersrhrieben 
sein,  falls  sie  des  bchreibens  kundig  ist;  ist  sie  es  nicht,  so  muß  das  im 
Protokoll  Termerkt  werden  (Gordon  §  2  m  Art.  147).  B^lMint  to 
Beklagte  auch  zuful^^e  dii  st-r  zweiten  Ladung  nicht,  so  greift  Art.  153  Fiats 

{Borotoikowski  ^  J  zu  Art.  147,  Gordon  a.  a.  0.). 

148.  ,Vor  Erlaß  d*  s  Versünnmisurtcils  in  der  Sache  selbst  kann  der 

Richter  die  Verachmnnt,'  von  Zeugen,  auf  welche  der  Kläger  sich  benifen 

hat,  eine  OrtBÜesicbtigung  oder  das  Erfordern  eines  Sachverstand isrcn  (iut- 

achtens  beschließen,  falls  er  nach  den  Tatumständen  dies  für  nötig  ball. 

Gegen  diesen  Besddnft  ist  ein  Einspruch  nicht  zuULisig,  ond  er  knon  nnr  mil 

der  Appellation  in  der  Sache  selbst  angefochten  werden.' 

Anmerkung: 
cf.  Art.  720,  Art.  146  und  Aumerkong  dazu. 

149.  „Der  Beklagte,  welcher  den  VerhandlnngstefOiin  versKnut,  aber 

vor  Erlaß  des  Urteils  in  der  Hauptsache  vor  Gericht  erscheint,  wird  m 
mündlichen  ErkUirunn;)  n  verstattet.  Das  daraoi  ergehende  Drteil  wird  alt 
ein  Ycrsäumnisurteil  nicht  erachtet." 

Anmerkung: 

Erseheint  der  Beklagte,  nachdem  das  Gericht  sich  bereits  rar  Beratong 

zurückgezogen  hat.  so  hat  er  keinen  Anspruch  auf  AnhOmng  {Boro- 
wikotcski  g  2  zu  Art.  13,i,  cf.  im  Übrigen  Art.  721. 

150.  .Eine  Abschrift  des  Versftnmnisnrteils  wird  dem  BeUagten  mittds 
Zastellongsnrknnde  ragestellt." 

Anmerkung: 

Die  Znstellnng  des  Versftmnnisnrteils  erfolgt  von  Amts  wegen  und 

zwar  nach  den  Vorschriften  der  Artt.  62— <>i^;  mit  der  nach  diesen  Vur- 
Schriften  erfolgten  Zustellung  gilt  das  Vers&umntsnrteil  als  dem  Beklagten 
mitgeteilt  \Bo ruwikoufski  |§  1— .3  und  Oordon  %%  1.  2  zu  Art.  15(). 
cf.  auch  Art.  72.")j.  Das  Urteil  gegen  den  nicht  erschienenen  Beklagten  ist 
beim  Vorhandensein  von  noch  Mitbeklagten,  die  aber  er- 
schienen sind,  kein  Versäumnisurteil;  gegen  ein  solches  Urteil  bui  i^uih 
der  nicht  erschienene  Beklagte  nicht  das  Rechtsmittel  des  Einspruchs, 
sondern  der  Appellation  (Sen.-Entech.  vom  9.  1.  (12  No.  19  pro  02,  cf.  An- 
merkung 3  zu  Art.  61). 
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151.  ..Im  Laufe  tod  zw&i  Wochen  vom  Zeitpankt  der  Zustellung  der 
Abschrift  des  Veräuumnisurteils  ist  der  Beklagte  berechtigt,  beim  FriedeD«- 
liehter  die  Ladung  des  Klägen  nnd  erneute  Prttfirag  der  Sache  so  beaatragea." 

Anmerkung: 

Der  Antrag  auf  erneute  Verhandlung  (Einspruch)  kann  auch  mündlich 
erfolgen  (Anders  bei  den  Kollegialgerichten,  cf.  Art.  727  ff.)-  Andere 
Formalitäten  sind  im  Verfahren  vor  den  FHedensgerichten  nicht  Yorge> 
Kleben  {.Gordon  m  Art.  160)  cL  Amn.  n  Art.  160. 

158.  ,Nach  Entgegennahme  des  Bin^mchs  hat  der  Friedensrichter 
sofort  die  Sache  zur  Verhandlung  anzusetzen  und  die  Parteien  hiervon  in 
Kenntnis  zu  setzen  N^ach  der  erneuten  Prüfung  der  Sache  hat  der  Friedens- 
richter ein  Urteil  zu  fällen,  nach  dessen  Erlaß  das  frühere  Urteil  seine  Kraft 
•▼crliert." 

Anmerkung: 

HiniichtUch  der  VoUatzeckong  ana  dem  VenSninnisarteil  cf.  Art  138'. 

162^.  ^Sowohl  gleich  bei  Einlegung  des  Einspruchs  als  auch  später, 
solange  das  erneute  Urteil  vom  Friedensrichter  nicht  erlassen  ist,  kann  der 
Beklagte  die  Einstellung  der  aus  dem  Versänranisnrteil  zugelassenen  vor- 
läufigen Vollstreckung  beantragen.  Uber  diesen  Antrag  wird  spätestens  am 
dritten  Tage,  nachdem  er  gestellt  ist,  entschieden.  Vuu  dem  lüchter  hängt 
ei  ab,  gleichzeitig  mit  ikt  JSinatellang  der  ZwangsrolUtreekm^  Maflnahmen 
lor  Sicfaemag  der  Klagefordening  an  treBen." 

Anmerkung: 

Die  i>icherauK  der  Klageforderang  (d.  h.  den  Arrest)  ordnet  das 
Qeficbt  im  Falle  des  SoUateatKes  des  vorstebenden  Artikels  Ton  Amts 
wegeoi  an  {ffolmaten  8.  287,  cf.  Axt.  732). 

163.  elm  Falle  des  wiederholten  Nlehterscbdnens  de«  Beklagten  wird 

auf  Antrag  des  Kligera  ein  -zweite*  YerAnninisarteil  erlassen,  gegen  welches 

der  Bfnsprach  nicht  znl&ssig  ist." 

Anmerkung: 
cf.  Art.  7:i'5  (dieselbe  Bestimmung  für  die  anderen  Gerichte). 

154.  ,Der  Kläger  suwuhl  wie  der  Beklagte  können  gegen  das  Ver- 
säomniäurteil  Appellation  einlegen,  sofern  die  ^ache  nach  der  Hohe  des 
Streitwerts  der  Anfechtung  unterliegt." 

Anmerkung: 

Die  Berufung  (Appellatinnl  ist  neben  dem  Fin'^pnich  zulässig.  Ist 
Berufung  und  Einspruch  eingelegt,  so  muLi  zuerst  über  das  letztere  Hechts- 
mittel entschieden  werden,  wdl  mit  dessen  Zulässigkeit  die  Berufung 
gegenstandslos  wird  '  Gordon  zu  Art.  7;U).  Die  Berufungsfrist  läuft  auch 
für  den  Kläger  von  der  Zustellung  des  Urteils  au  den  Beklagten  (ßoro- 
wikoKtki  m  Art  784).  Über  die  Sachen,  die  nach  der  Höhe  des 
Streitwertes  einer  Anfechtnng  (Bemhing)  nicht  unterliegen  cf.  Art.  134. 

156.  ,Die  Frist  zur  Einlegung  der  Appellation  gegen  das  äste  Ter- 

Anmnisurteil  wird  sowohl  für  den  Kläger  als  auch  für  den  Beklagten  entweder 

von  dem  Zeitpunkt  des  tatsürhlichen  Empfand's  dvv  .\bsehrift  den  Versäumnis- 
arteiis durch  den  Beklagten,  oder  vom  Zeitpunkt  der  Vorlegung  der  Benach* 
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richtiguug  über  die  Vüliälreckung  des  Urteils  gerechuet,  je  uiicluieiu.  wüa 
meist  erfolgt  ist  Za  dieser  Frist  wird  die  Zeit  fllr  die  Batfenims  MIM» 
gerechnet.  Wenn  infelge  Binspradia  gegen  ein  Verstttiiiiiisiirteil  dii 
neaes  Urteil  ergeht,  so  wird  die  Frist  znr  E^lnlegung  des  Rechtsmittels  gegen 
dieses  letztere  nach  aUgemeiner  Yorsehrift  vom  Zeitpunkt  derMitt^ong  des 
Urteils  gerechnet.'' 

Anmerknng: 

Vor  Beginn  der  Zwangbvullstrcckang  mnB  diese  dem  Schuldner  gemäB 
Art.  042  antrcktindigt  werden  Wenn  also  Kl&irer  das  VersänrnnisurtHl 
vollütrtckeii  will,  so  muß  er  dies  dem  Beklagten  ankündigen,  uud  iall» 
diese  Ankündigung  vor  Zustellung  des  Urteils  an  den  Beklagten  erfolgt 
ist,  so  beginnt  der  Laui  der  B^htsmittelfrist  mit  dieser  Anlcflndigiiiig, 
cf.  Anm.  2  zu  Art.  162. 

Über  die  Zeltgewihmiig  für  die  Entfemnag  (Werttseit)  et  Ast,  d9. 

105  ^  »In  Reditsstreitigkeiten  aus  eixiem  nach  einer  YertragsUste  ge- 
scfalossenen  Yerdingnugsvertrage  mit  einem  landwirtsohaftlidMn  Arbeiter  ist 
der  Kläger,  in  dessen  Gunsten  ein  Yersftnmnisartdl  ergangen  ist  (Art.  145) 

berechtigt,  zn  der  erneuten  auf  Antrag  des  Beklagten  anberaumten  Verband« 
lang  (Art.  151)  nicht  zu  erscheinen.  Falls  das  zweite»  rrt-  il  nicht  zusrntisten 
des  Klägers  ergeht,  kann  letzterer  gegen  dasselbe  Appellation  einlegen,  sollte 
auch  die  Sache  nach  dem  Streitwerte  einer  Anfechtung  durch  Rechtsmittel 
nicht  nnterliegen.* 

Anmerkung: 

Über  die  Sachen,  die  nach  ihrem  Streitwerte  der  Benifiuig  nicht 
unterliegen  cf.  Art.  134,  über  Vertragslisten  cf.  62^. 

Neuntes  Kapitel. 

Von  der  Vollstrccknn     der  Urteile  der  F  r  i  e  d  e  n  s  r  i  <  h  t  er 
1'>n.  „Folgende  Urteile  des  Friedensrichters  werden  als  rechtskräftig 

erachtet : 

1.  Urteile  in  den  Sachen,  deren  Streitwert  90  Rubel  nicht  ttfaer> 
steigt; 

2.  Urteile  in  Sachm  mit  höherem  Streitwert,  oder  in  Sachen,  die 

nicht  abschätzbar  sind,  wenn  in  der  bestimmten  Frist  Appellation 

nicht  eingel<     ist ; 
'  3.  Versäumnisurteite,  wenn  in  der  bestimmten  Frist  weder  Einsprach 
noch  Appellation  eingelegt  ist.* 
Anmerkung: 

Uber  die  Frist  zur  Einlegung  des  Einspruchs  cf.  Artt.  1.01  bezw.  728 
für  das  Verfahren  vor  den  Bezirlcsgericbten,  über  die  Berufungsfrist  cf. 

Artt.  155,  182  bczw.  8V)2. 

157.  .Geinäü  dmi  fnedensgt  riclitlichen  Urteil,  welches  die  Rechtskraft 
erlangt  hat  oder  der  vorläuhgen  \  oUstreckbarkeit  unterliegt,  erteilt  der 
Friedensrichter  der  Partei  auf  deren  Antrag  eine  Yollstreckbare  Ausfertigung. 
Anmerkung: 

Die  Urtt  ile  aus  Tin  htsstreitiirkt  it.  n,  w.  Irhe  ■^m  Verdingungsverträgen 
landwirtschaftlicher  Arbeiter  hervorgehen,  unterliegen  der  vorläufigen  Voll- 
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streckbarkcit.  Auf  den  Antrag  des  Arbeiters  um  Aufhebung  des  Verdinguiigs- 
Tertrages,  der  nach  einer  Vertragsliste  geschlossen  ist,  wird  die  Torliti^;« 
Vollstreckbarkeit  des  zu  seinen  Gunsten  erlassenen  Urteils  mit  dem  Abver- 
langen des  LegitimatioTispapicres  und  der  Vertragsliste  des  Arbeiters  von 
dem  Arbeitgeber  verbunden.  Gibt  sie  der  Arbeitgeber  nicht  zurück,  so  erteilt 
der  Friedensrichter  den  Arbeiter  eine  Bescheinigung  zam  Zwecke  des  sofortigen 
£mpfuiges  eines  neuen  Legitimationspapiwes  nnd  einer  Liste/' 

Anmerkuncr: 

über  die  \  «riragsliste  cf.  Art.  H2i  Anm. :  über  IBeginn  der  Voll- 
streckung cf.  Artt.  926—932.  Die  vorläufige  Vollstreckung  gemäß  der 
Anm.  sn  Art  lö7  ist  ohne  alle  Sicherheit  zugelassen  {flolmaten  S.  286). 

158.  „Die  Urteile  des  Friedensrichters  werden  durch  die  Ortspolizei- 
beamten,  oder  durch  die  Gemeinde'  und  DorfbebSrden,  oder  endlich  durch 
die  bei  der  nnedensriclitenrersammlung  nngestellten  Oerichtsrollzieher  roll* 
strikt.  Alle  diese  Personen  unteratehm  hei  der  VoUstrecIning  des  Urteils 
dem  Friedensrichter." 

Anmerkung; 

Die  Auswahl  des  Vollstreckungsbeamten  erfolgt  durch  den  Friedens- 

richter  in  Berücksichtigung  der  jeweiligen  Verhältnisse  {Borow ikotcski 
g  1,  Gordon  §  2  zu  Art.  158).  Di»*  Gerichtsvollzieher  der  Friedens- 
gerichte sind  nur  für  die  Vollstreckung  der  Urteile  dieser  Gerichte,  also 
nicht  %.  B.  der  Urteile  der  Handelsgerichte  oder  Bezirksgerichte  zuständig 
{Borotcikowski  a.  a.  0.  §  4,  Gordon  a  a  O.  §  IV  In  n  (i.mverne- 
ments  des  Königreichs  Polen  sind  laut  Zirkular  des  Ju!>tizijiiui.^tuis  vom 
31.  7.  1880  die  geringfflgigen  VoUstreckungssachen  vorzugsweise  den 
BOrgermeistem  und  Oemeindevorstdbem  m  flbertragen,  cf.  Art.  937. 

150.  „Von  Friedensrichtern  erlassene  Urteile  und  Verfügungen  werden 
nach  den  Im  U.  Buche  dieses  Gesetzes  gegebenen  Vorschriften  Tollstreckt 

Anmerkung: 

Bei  Vollst it'ckiinir  der  endgültigen  Urteile  der  Friedensricht*  r  .\rt  134) 
werdtu  die  in  dtu  Artt.  814— H14'»  gegebenen  Vorschriften  nicht  in  Anwen- 
dung trebracht.  Die  in  den  Artt.  1222^  —  1222"  tregebenen  Vorschriften  werden 
auch  in  denjenigen  Sachen,  welche  bei  den  Friede nsir' richten  verluindelt 
werden,  unter  Beobachtung  dabei  der  Artt.  58,  59  und  lil— angewendet." 

160.  „Alle  Streitigkeiten,  welche  aus  der  Vollstreckung  der  Urteile 

hervorgehen,  ebenso  Beschwerden  Uber  Verzögerungen  in  der  Vollstreckung 
unterliegen  der  Entscheidung  durch  den  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk 
die  Vollstreckung  erfolgt." 

Anmerkung: 

Der  Art.  160  besidit  sich  lediglich  auf  die  Vollstreckung  von  Urteilen 

der  Friedensrichter,  nicht  der  Friedensrichtervi  rsaramlungen :  für  Be- 
schwerden Uber  Verzögerungen  bei  der  Vollstreckung  von  Urteilen  der 
letzteren  ist  der  Vorsitzende  des  Plenums  znstindig.  S5u  den  Streitigkeiten 

im  Sinne  des  Art.  IGO  gehören  auch  solche  über  die  Höhe  der  vom  Gerichts- 
vollzieher liquidierten  Gebühren,  nicht  aber  wegen  .Schadensersatzes  infolge 
des  Verlustes  des  Schuldtitels  i.  die  vom  Vorsitzenden  des  Friedensricht^r- 
plenunis  entschied»  n  werden  Borou>ikotoaki  §§  1,  2,  3,  Qoräon  §  l 
zu  Axt.  160),  cf.  auch  Art.  962. 
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161.  ,Die  bei  Vollstreckung  eines  Urteils  entstehenden  Zweiffl  über 
den  Sinn  des  Urteils  wefden  toh  dem  FMedennicbter  eotedneden,  der  du 
Urteil  erlassen  hat.* 

Anmprknnp: 

cf.  Art.  9t>4.  Streitigkeiten  Uber  die  Auslegung  eines  Urteils  sind 
stets  Ton  dem  Gericht  sa  entscheiden,  welches  das  Ulrteil  erlassen  hat 

Zehntes  Kapitel. 
Von  der  Anfechtung  der  Urteile  der  Friedeusiichter. 
163.  „Gegen  Urteile  d^  FriedoiBrlditer  in  Reehtastzeltigkdten,  deieii 
Sttdtwert  dreiflig  Rnbel  tthersteigt  oder  nicht  abscfa&tabar  ist,  kMaco 

Appellationsbeschwerden  an  die  Friedensrirhtt  rvcrsarnTiilung  eingelegt  werden. 
Die  Frist  zur  Einlegung  der  Appellation  wird  auf  einen  Monat  rem Tsgd 
der  Mitteilung  des  Urteils  bestimmt." 

Anmerkungen: 

1.  Die  Appellntion  oder  BeniAing  beaweckt  dne  nochmalige  Prfihng 

desselben  Ptechtsatreites  durch  die  holu  rr  Instanz  in  den  in  der  ersten 
Instanz  gegebenen  Grenzen  nnd  auf  derselben  in  der  ersten  Instanz  gt* 
sohaffenen  Omndlage.    Es  dttrien  daher  in  der  Benifungsinstans  wtaa 

neue  Anspriu  Ik-  gtlft  iid  geiiiiicht,  es  darf  da.s  Khitrcfumiauu  nt  ni(?1it  ■ 
ündert  werden,  noch  darf  eine  refottttatio  in  pejus  stattfinden,  weil  Uber 
die  Parteiantrftge  nicht  hinausgegangen  werden  darf  iffolmaiem  9.  868, 
Art  773  ZPO). 

2.  Gegen  die  endgültigen  Urteile  der  Friedensgerichte  (bei  einem 
Streitwert  nicht  über  30  Rubel)  ist  die  Kassation  und  zwar  nicht  an  den 
Beerenden  Senat,  sondern  ebenfalls  an  die  FriedensrichterversamiulanK 
zulässig  Es  kommt  ahcr  nicht  daran!  an.  wie  das  eingelegte  Rechtsniitttl 
bezeichnet  Ui,  suudern  nul  dessen  Inhalt;  ist  das  eingelegte  Rechtsmittel 
als  Kassation  bezeichnet,  während  nach  der  Sachlage  die  Appellation  za> 
lässitr  ist  so  hat  das  Friedensrichterplenum  das  Rechtsmittel  als  Appellation 
zu  behandtln  und  magtkehrt.  Gegen  das  Urteil  des  Plenums,  welches 
dagegen  verstößt,  ist  die  Kassation  an  den  Regierenden  Senat  gegeben 
[Bot  utcikotcski  ^  l  %n,  Art.  162,  Gordon  §  6  an  diesem  Artikel,  cf. 
Anm.  3  zu  Art.  134). 

3.  Die  Appellationsfrist  von  einem  Monat  beginnt  vom  Tage  der 
mündlichen  Mitteilung,  d  h  der  Verkllndnnfr  des  Urteils,  und  nicht  todi 
Tage  der  Zustellung.  Die  Frist  läuft  vom  VerkQndungstage  (nicht  dem 
anfdie  Verkllndang  folgenden  Tage)  bif  13  Uhr  mittemadits  des  tetitoi, 
dem  Vi  rküiulunL'stai,'*  entsprechenden  Tages.  Wird  dit'  Hcrufungsscbrift 
mit  der  Post  abgeschickt»  so  ist  gem&Ü  Art.  828  ZPO  die  Frist  gewahrt, 
wenn  das  Sdiriltstttck  reehtieitig  hei  dem  Postamt  des  Ortes,  wo  du 
Gericht  sich  befindet,  eingegangen  ist  {Borowikoutski  a.  a.  0.  9  3, 
Oordott  a.  a.  0.  g  2). 

Wc'jren  des  Rechtsmittels  der  Appellation  gegen  ein  Versäumnisorteil 
ist  Art.  liib  und  Anmerkungen  zu  vergleichen.  JJs  Versftnmnisurteü  aber 
im  Sinnf  drg  Art.  155  ist  nur  dasjenige,  welches  ffotrcn  den  abwesenden 
B  e  k  1  a  'j  1 1  a  ergangen  ist,  zu  erachten.  £in  gegen  dt  n  abwesenden  Kläger 
ergaiiL^t  II«  4  Urteil  ist  kein  Vcrsäumni8urt4^'il,  die  Appellationsfrist  gegen 
ein  sufdi«^  ist  nach  Art.  162  an  berechnen  {Borotoikoteaki  ^h.0.li'i^> 
Gordon  a.  a.  0.). 

4.  Vor  Ablanl  der  Appellationsfrist  von  einem  Monat  kann  der  Ve^ 
handlunirstrnnin  vor  dem  Friedensri«  Iit.  rplmum  nicht  anberaofflt  werdeft 
{ßor<»ic ikuwski  a,  a.  0.  §  (i,  Go/  don  a.  a.  0.  §  ö). 
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5.  Gegen  die  eratinstanzlichen  Urteile  der  Bezirksgerichte  ist  —  mit 
Auflnahme  derjenigen,  welclic  im  abgt  kilrztcn  und  Vollstreckungsverfahren 
ergangen  sind,  wo  auch  die  Appeliatiuusfrist  auf  einen  Monat  bemessen  ist, 
—  gem&fi  Artt  843,  928  ZPO  die  Appellation  innerliftlb  einer  Frist  Ton 
V  i  <■  r  Monaten,  ebeninUB  Tom  Ti^  der  Yerkflndnng  der  Bntsclieidinig  ge- 
rvchnt  t.  zulässig. 

163.  „In  der  Appclhitionsbeschworde  müssen  die  GrUnde  anffpgebpn  sein, 
ans  denen  äcr  Appellator  das  rjrteil  für  unrichtig  hült  Dif  GelteuduiadiaDg 
neuer  Forderungen  ist  in  der  Appellationsinstanz  nicht  zulässig.* 

Anmerkung: 

Das  einzige  Erfordernis  für  die  Appellationsschrift  im  friedensgericht* 
liehen  Verfahren  ist  die  Angabe  der  Gründe  in  irgend  einer  Fortn, 
warum  das  angefochtene  Urteil  für  unrichtig  gehalten  wird;  sonstige  Form- 
yorschriften  sind  nicht  tu  beobachten,  also  andi  nicht  die  Beseichnong  der 

Schrift  als  Appellation.  Ist  die  Appellationsschrift  unklar,  ungenau  oder 
unvülhtändig  abgefaßt,  so  stellt  es  dem  Vorsitzenden  des  Friodensrichter- 
pleiiumtj  frei,  das  Kragerechl  gemäß  Art.  175  auszuüben  [Borowikowski 
SU  Art.  163,  Gor  (Ion  §  2  zu  diesem  Artikel). 

Für  die  Appellationsschrift  im  bezirksgerichtlichen  Verfahren  ist  g '  inäLj 
Art.  745  ZFU  die  Angabc  obligatorisch:  ob  das  ganze  Urteil,  oder  ob  und 
welche  Tnle  desselben  angefochten  w^en,  dorch  welche  Tatsaelm  oder 
gesotzliche  Bestimmungen  die  Unrichtigkeit  des  Urteils  begründet  wird, 
exoes  bestimmten  Antrags  uuU  des  Wohnortes  des  Appeilators. 

164.  „Die  Appellationsbeschwerde  wird  in  zwei  Exemplaren  bei  dem 
Friedensrichter,  welcher  die  Entscheidong  in  der  Sache  erlassen  hat>  ein- 
gereicht. 

Anmerkung: 

Für  die  Appellation  ist  die  schriftliche  Form  vorgeschrieben :  sie  muß 
dem  Friedensrichter  persfinlirh.  nicht  seinem  Sekretär,  überreicht  oder  per 
Pust  übersandt  werden  i^Borowikvicaki  1 — Gordon  §  1  zu 
Art-  164). 

165.  «Der  Friedenariditer  übersendet  das  eine  Exemplar  der  AppellatiMU- 
achrift  nebst  allen  Anlagen  und  Akten  d»  Yerfabrens  spätestens  drei  Tage 
nach  Empfang  an  die  Ftiedensiichtervttsaniinlnng,  und  das  zweite  Exemplar 
atdlt  er  mit  Zostellnrkande  der  Gegenpartei  an.' 

Anmerkungen: 

1.  Die  Zustellung  der  Appellationsschrift  an  die  Gegenpartei  ist 
obligatorisob,  die  Nichtbeobachtnng  dieser  Vimcbrift  ist  Kaisati(»i^opmttd, 

es  sei  denn,  daß  die  fiegenpartii  zum  Verhandlungstermin  in  der  Berufungs- 
instanz geladen,  aber  nicht  erschienen  war,  oder  zwar  erschienen,  aber  die 
Nicbtznstellung  der  Bemfnngsscbrift  nicht  gerügt,  viehnehr  smr  Sache 
verhandelt  hat  {Borowikowski  §  1,  Gordon  §  2  zu  Art.  165).  Die 
Gegenpartei,  welcher  die  Apiiellati^nsschrift  'B(  rufun^s^chrift '  g;u  nicht  oder 
so  spül  zugcislelli  ibt,  iiaü  bic  sich  darauf  naht  eikiureu  kann,  kann  Ver- 
tagung beantragen,  dem  Antrag  muß  stattgegeben  werden  {Boroufikaicahi 
a.  a.  0.  S  t?.  Gordon  a.  a.  0.). 

2.  Die  Abschrift  der  Beschwerdeschrift  wird  der  Gegenpartei  nach 
der  an  den  Akten  angezeigten  Adresse  zugestellt.  Ist  diese  nicht  richtig 
and  kommt  deshalb  die  >eridung  zurück.  jWt  die  Zustellung  dennoch 
als  bewirkt  [Borowikowski  zu  Art.  lö^,  Gordon  a.  a.  0.  §  4j  cf. 
Artt.  758-762. 
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166.  .Besondere  Beschwerden  gegen  Beschlüsse  des  Fried en«rirbters 
sind  nur  zasammen  mit  der  Appellation  zulässig  mit  Ausnahme  der  Be- 
schwerden: fllmr  YeiiOgerungen,  Uber  die  Nichtannahme  eines  Klagegesuchs, 
einer  EinepnicliMdirift  oder  efnor  AppellationMcbiift  und  gegen  ßeacMtoe 
aus  Anträgen  auf  Sieterang  der  Klagefordenmg  oder  vorUiifige  YoUatnd- 
barkeit  eines  Crteils ;  in  diesen  Fällen  kann  die  Beechworde  aach  geeoadeit 
von  der  Appellation  eingelegt  werden." 

Attraerkitngen: 

1.  Als  -besuiidirf  Be-srlnverdt  '  ist  das  Rechtsmittel  bezeichnet,  mit 
welchem  nicht  eine  £ndent«cbeidung,  ein  Urteil,  sondern  ein  Beschluß  des 
Oerichts  angefochten  wird.  Solche  Reschlflsee  nun,  die  während  des  Prozeß- 
verfahrens ergehen,  aber  nicht  das  Verfahren  zum  AbecUnß  bringen, 
sondern  die  L'rteilsflUlung  vorbereiten  stdlr-n  'also  vorznirswcise  Bcwci?- 
beschlüsset  sollen  nur  zusammen  mit  dem  Urteil  selbst,  zu  dessi  u  Vorbercilung 
sie  dienen,  angefochten  werden  können,  nm  das  Verfahren  nicht  atifzuhalten 
(Motive  bei  Gm  (h>n  J}  1  zu  Art.  166)  Diese  Vorschrift  ist  aber  nicht 
80  aufzufas.si  I).  daü  in  denjenigen  Sachen,  wo  eine  Urteilälällung  gar  nicht 
Stattfinden  kann,  alle  Gerichtsbeschlüsse  unangefochten  bleiben  sollen.  Dem 
würde  der  Fundamentalgrundsatz  des  Art  11  widersprechen,  won.nrh  jHe 
Zivilsache  der  Prüfung  in  zwei  Instanzen  unterliegt.  Überall  da  also,  wo 
eüie  Enden  tscheidtug  nach  Lage  der  Sache  gar  nicht  ergehen.  Appellation 
demnach  nicht  eingelegt  wenlm  kann,  sind  nlle  Oerichtsbesrhlfisse  unbe- 
gchränkt  mit  der  „Besonderen  Beschwerde"  anfechtbar  {Borowikowski 
$  2  SU  Art.  It,      l—b  na  Art  768,  Gordon  a.  a.  0.  §  2). 

2.  Da.  wo  die  Besdiwerde,  gesondert  v%m  der  Appellation,  zulässig 
ist.  erlangen  die  Beschlüsse,  get^en  welche  dieses  Rechtsmittel  nicht  eingelegt 
ist.  die  Bechtskralt  und  künmn  dann  mit  der  Beruhiug  nicht  mehr  ange 
fochten  werden.  Demgemäß  muß  auch  die  Endentscheidnng.  das  Urteil, 
welches  auf  einen  snlcheii  n  i  litskrafti*,'  i^'LWiirdernn  Risclilui'  sich  stützt, 
als  materiell  unangreifbar  gelten  ^Borow ikotcski  ^  6  zu  Art.  78äj. 

Die  besondere  Beschwerde  ist  als  solche  nach  ihrem  Inhalt  n 
behandeln,  gleichviel  wie  sich  das  Rechtsmittel  selbst  bezeichnet      a.  0.  §  7). 

Für  das  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  bestimmt  der  Art.  783, 
düLi  das  RechtbüiUtel  der  ,. Besonderen  Beschwerde"  gegen  im  Laufe  des 
Prozeßverfahrens  ergehende  Beschiii ss»  nur  mit  der  Appellation  selbst 
anfechtbar  ist,  mit  Ausnahme  der  im  Gesetze  ausdrücklich  vorgesehenen 
F&Ue,  wo  die  Beschwcrtlt  als  besonderes  Rechtsmittel  eingel^  werden 
kann.  Diese  Fälle  sind:  1.  die  Entscheidung  darüber,  ub  für  einen  Rechts- 
streit das  ordentliche  Gericht  oder  die  Verwaltungsbehörde  zustiindifr  i.>t 
(Artt.  237,  239} ;  2.  die  Entscheidung  Uber  die  Zulassung  eines  prozeß- 
hindemden  Einwandes  (Art.  6f^^ ;  9.  die  Entecheidang  Uber  NiehtsnllBajgltdt 
des  prozeChinderndrn  Einwandes  der  rnziistiindigkert  des  Gerichts  (Art.  ö^Ti- 
4.  die  Entscheidungen  betreffend  die  Sicherung  der  Klagelorderungen  (Arrciit  i 
(Art.  606);  5.  die  Entscheidung  über  die  Znlassnng  oder  m^^tsnlassnn^ 
des  Beitritts  eines  Nebenintervenienten  zum  Prozeß  (Art.  664  ;  {'■>.  die 
Entscheidung  darüber,  dait  die  Ablebnang  eines  Richters  unb^ündet  ist 
(Art.  673) ;  7.  die  Entscheidung  Aber  die  Nichtzolassung  eines  Binspmdis 
(Art.  730);  8.  die  Nichtannahme  der  Berufungsschrift  (Appellationsschrift) 
(Art.  7.57);  9.  die  Entscheidung  über  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
.*^tand  bei  Versäumung  der  Berufungsfrist.  —  In  allen  diesen  Fällen  ist 
Besondere  Beschwerde  binnen  14  Tagen  lim  Falle  3  binnen  sieben  mid 
im  Falle  6  binnen  3  Tag^)  vom  Erlaü  des  Beschlusses  anlftsaig. 
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1P>7.  .Die  Besondere  Beschwerde  ist  in  der  Frist  von  sieben  Tagen 

vom  Zeitpunkt  der  Verkündung  des  G}ericht8beschlTisse8  einznle^en .  mit 
Ansnahme  der  Beschwerde  Uber  Verzögerongen,  fUr  welche  eine  Frist  nicht 
bestimmt  ist.' 

Anmerkuug; 

über  die  Besohwtrdtfrist  im  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  cf. 
AnuL  3  am  Ende  zum  vursteheDdeu  Art.  166.  Die  Beschwerdesohriit  ist  in 
swd  BzMDplaren  einzureichen,  von  denen  das  dne  Sieaipiar  der  Gegen* 
Partei  sogeetellt  wiid  (Arttw  786,  788). 

168.  „Die  Beiehwerden  über  Verzögerangen  des  Friedensrichters,  oder 
ttber  die  Verweigcninp;  der  Annahme  eines  Kliigcgcsuchs,  einer  Einsprochs- 
oder  Appellationsschrift  werden  bei  der  Frieden.sriehterversammlung,  die  anderen 
Beschwerden  dagegen  bei  dem  Friedensrichter  eingereicht,  der  sie  binnen 
sieben  Tagen  voiu  ZeitpunkL  der  Einreichung  der  Beschwenle  mit  seiner  £r- 
Uftmng  an  die  FriedensrichtenreTBaminliiiig  ttbennittelt.' 

Anmerkung: 

Die  im  Art.  168  bezeichneten  Bcsi-hwerden  müssen  nicht  unbedingt 
bei  der  höheren  Instanz,  dem  Friedensrichterplenum  unmittelbar,  sit  küuueu 
auch  bei  dem  Friedensrichter  eingereicht  werden.  Die  Einreichung  bei  der 
höheren  Instanz  ist  nur  ein  Hecht  des  Beschwerdt führers  {Görden  §  1 
zu  Art.  168,  anders  Issatschenko  S.  329).  Die  Akten  brauche  der 
Friedmsrichter,  wenn  sie  nicbt  yon  ihm  eingefordert  sind,  an  das  Friedens« 
richterplenum  nicht  mitzuschicken,  er  hat  nur  eine  „Erklärung^  über  die 
Beschwerde  mit  dieser  zusammen  zu  Ubersenden  {fi-ordon  a.  a.  0.  §  3, 
Borowikowaki  §  2  sn  Art  lfl8). 

Für  da.<;  Verfahren  vor  den  Besirksgeriehten  entlialten  die  Artt.  784, 
790  eine  glt;iche  Bestimmung. 

,In  der  Friedensrichtervorsammhjng  wird  über  diese  Beschwerden 
ohne  Ladung  der  Parteien  cuttichicdtu ,  die  erschienenen  Parteien  werden 
jedoch  zu  mündlichen  Erklärungen  verstattet.  * 

Anmerknng: 

Eine  Ahsehrift   der  BeMcliwird»-  uf.  Anm.  zu  Art.  wird  der 

Gegenpartei  zugestellt,  welcher  es  freisteht,  eine  Gegenerklärung  einzu- 
reichen. Eine  Abschrift  dieser  Gegenerklärung  an  den  BeschwerdeÜDirer 
zuzustellen  ist  jedoch  das  Gericht  nidit  Terpfli(ätet  {Borovikowoski  §  1, 
Gordon  8§  1  and  2  zu  Art.  169). 

ElflM  Kapitel. 

Von  der  Ordnung  des  Verfahrens  vor  den  Friedensrichter' 

yersammlnngen. 

170.  ,Die  Partt  i,  wclrhcr  dif  AppeHationsschrift  zugestellt  ist,  kann 
bis  zu  dem  Termin,  welcher  zur  Verhandlung  der  Sache  vor  der  Friedens- 
richterversammluug  anberaumt  ist,  ihre  schriftliche  Erklärung  auf  die  Appel- 
latioosächrift  bei  der  Versammlung  einreichen.'' 

Anmerlcnngen: 

1.  Eine  AI  hrift  der  Gegenerklärung  dem  Bernfungskläger  zuzustellen 
ist  das  Gericht  nicht  verpflichtet  {Borutctkotoski  §  2  zu  Art  170, 
Gordon  §  2  m  diesem  ijrtiirel).  In  der  Qegenerkl&raog  kann  sich  der 
Bemfongsgegner  der  Berufung  anscfaUeBen  und  leinerseits  Abtaderung  des 
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ersten  Urteils,  soweit  es  ihm  UOgttDCtjg  ilt,  beutngfB  {Boro^ikQWikf 

and  Gordon  a.  a.  0.  §  1). 

2.  Nach  Atutonsdk  dar  BerofmigBMshrift  tmd  der  Gegmerldliim^  maä 

weitere  Schriftsatze  nicht  mehr  zazulassen;  es  sind  dann  nur  noch  Er- 
klärungen in  der  mündlichen  Verhandlang  sol&ssig.  Oieae«  folgert  dei 
Senat  ans  dem  Sinn  der  Artt.  163—166,  170  {Borowikowski  tnd 
Gordon  a.  a.  0.  §  3,  Holmsten  S.  267). 

Für  das  Verfahren  vor  den  Bezirksgerichten  sind  gleiche  Bestimmangen 
in  den  Artt  760,  761,  764  getroffen.  Die  Bemfnngsinstans  fflrUrtefle  der 
Bezirksgerichte  sind  die  Appellationsgerichte,  deren  es  13  für  das  ganxe 
Reich  (mit  Ausnahme  von  Finland)  gibt  und  zwar  in:  St  I'otersbnr<i.  Moskaa, 
Charkow.  Odessa,  Kasan,  Ssaratow,  Kijcw,  WÜJia,  Warschau  Königreich 
Polen).  Tiflis  für  das  Gebiet  des  Kankasns),  Irlnuk  und  Omsk  (fOr  SiUriei) 
nnd  Taschkent. 

171.  yVon  dem  zur  Verhandlniig  der  Sadie  vor  der  FriedeniridftM^ 
Tersnmmhinc:  anberanmten  Termine  werden  die  Parteien  darch  Ladnngen  be» 

nachrichtigt.'' 

Anmerkung: 

Das  in  Abwesenheit  des  geladenen  Beklagten  ergangene  Urteil  in  der 
Beruf angsins tanz  ist  kein  Vers äumnisurt eil.  Das  rrtcil  Hird  mit 
seiner  Verküiuiun^  als  iiütgeieilr  anL'esehfu,  von  diesem  iJeitpunki  an.  nicht 
von  der  Zustellung  der  Urk'ilsalis(  hrift,  laufen  die  Rechtsmittelfristcn.  z.  R 
für  die  Kas^ationsbeschwerde  ißoroufikowaki  §  2  sa  Art  171^  Gor- 
don  %  2  zu  Art  172). 

172.  „Das  Nichterscheinen  der  Parteien  hält  den  Erhiß  des  (  rttils  nicM 
auf.  Durch  das  Nichterscheinen  einer  der  I'arteien  Terlierl  die  andere  oidit 
das  Recht,  mUndUcbe  £rkläxuiiu'en  alizu^^aben.* 

A  n  m  c  r  k  u  n  g ; 

Nicht  t  rschienen  ist  die  Partei,  welche  vorschriftsmäßig  geladen,  aber 
zum  Termine  nicht  erschienen  ist,  worüber  die  bei  d<  n  Akten  bofindliche 
Zustidluugsurkundc  Auskunft  gibt  {Gordon  §  1  zu  Art.  172 1.  Ist  tioe 
Partei  nicht  vurächriftsraäUig  geladen,  SO  kann  die  Verhandlung  der  Sache 
nicht  stattfinden,  cf.  auch  Anm  zum  Art.  171.  Das  Erscheinen  der  Parteien 
i»t  in  der  Berufungsinstanz  überhaupt  nicht  erforderlich,  sie  müssen  aar 
gdaden  werden,  damit  ihnen  Gel^eiueit  zu  mündUdien  Brkl&rongen,  d.  !• 
snr  mttndliclMB  Yerh«ndlang  gegeben  werde  {Holmaten  8.  251). 

173.  «Die  Yerhandlnng  der  Saclmi  vor  der  FriedensrichterrersammliDig 
ist  Öffentlich  nnd  mllndlicli.  Sie  wird  er6iinet  mit  dem  Verlern  der  ai- 

gefocht enen  Entscheidung  des  Friedensrit  h(<  rs  nnd  der  gegen  diese  Sst* 
Scheidung  eingelegten  K  s  h werde.  Hieraal  erfolgt  die  mftndliche  streitig» 
Verbandlang  der  Parteien." 

Anmerkungen: 
1.  Von  den  einfachen  Formen  des  PMseßganges,  insbesondere  tob 

dem  mündlichen  Verfahren,  welches  für  Friedensgerichte  ^tjndsJitrüeh  vor- 
gettchricben  iät,  wird  in  dem  Verfahren  vor  dem  Friedeosrichterplenam  so 
weit  abgewichen,  als  anbedingt  durch  den  Charaktör  ffieser  Instans  sk 
KoUegialuericht  notwendig  erscheint  Motive  bei  Gordon  §  T.  Es  irt 
daher  nur  die  Verlesimg  des  Urteils  und  der  Berufungsrechtiertigung  vor- 
geüchrieben,  weil  dadarch  in  der  Regel  ein  Bild  von  der  Saoilage  des 
Uerichtomitgliedem  gegeben  wird;  dag^n  ist  die  Vetleanng  aadflnr 
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Schriftstflcke,  insbeflondere  also  auch  der  GegciierkliniDg  des  Berafnnirs* 

beklaiften  nicht  vorgeschrieben,  das  muß  vielmehr  dem  mündlichen  Partci- 
Tortrag  vorbehalten  bleiben  {.Borotcikotcski  §  8,  Gordon  §§  3,  4  zu 
Alt.  173).  Beobachtet  und  gvwttrdigt  mnß  aber  aach  diese  Oegenerklärung 
wie  ftberhaupt  der  ganze  Akten  inhalt  werden,  gleichviel  ob  er  vorgetragen 
oder  verlesen  ist,  oder  nicht  {ßoratoikowski  a.  a.  0.  §  8,  Qordon 
a.  a  0.  §  3). 

2.  Ifach  Art.  331  hat  die  Partei,  falls  der  Gegner  neue  Dokmnente 

vorbringt,  das  Recht  nnf  Verta^ning.  Diese  fflr  dns  Verfahrrn  vor  den 
Besirksgerichten  getrofieue  Bestimmung  findet  gemäb  Art.  ÖO  auch  hier 
Anwendung  {BorowihofOBki  a.a.O.  §  11). 

174.  .Eine  Wiederholung  der  Beweisaufnahme  erfülu't  entweder  vor  der 
Versammlung  selbäi  oder  zufolge  ihres  Auftrags  durch  eines  ihrer  Mitglieder." 

Anmerkmig: 

Eine  Wiederholung  der  Beweisaufnahme  in  der  zweiten  liostans  ist 
nicht  durchaus  erforderlich,  es  hängt  vielmehr  von  dem  Ermessen  des  Ge- 
richts ab,  ob  es  die  io  der  ersten  Instanz  erhobenen  Beweise  in  der  Be- 
mfangsinstanx  nachprüfen  will  {Borotaikowski  §  1,  Qordon  §  1  sn 
Art.  174,  Holmsten  S.  26d). 

175.  .Der  Yorsitsende  der  FriedenBrichterrersamnitaiig  kann  den  Parteien 
Fragen  rar  Anlkllning  der  Sache  Torl^en.* 

Anmerkung: 

Die  Appellation  cBerufuugj  darf  das  Gericht  deshalb  nicht  zurück- 
weisen. ,wdl  ihr  Inhalt  sinnlos'  sei,  denn  in  einem  solchen  Falle  ist  die 
Bestinunung  des  Art.  175  anzuwenden  um!  das  Fragereeht  auszuüben,  um 
so  das.  was  der  Appellator  will,  mit  Kliuheit  festzustellen  \Borowi- 
kowaki  §  4  zu  Art.  176,  Goräon  §  2  zu  diesem  Artikel).  Im  übrigen 
aber  ist  die  Ausübung  des  Ftagerechts  ein  Recht  und  nicht  eine  Pükbt 
des  Yorsitienden  {Borowikowski  und  Qordon  a.  a.  0.  §  1). 

176.  »ffiklt  der  Yorsitaende  der  Friedensiiehtenremmmlnng  die  Sache 
durch  die  mündlichen  Erklärungen  der  Parteien  fttr  genügend  aufgekl&rt,  so 
«cUießt  er  die  Verbandlang/ 

Anmerkung: 

Kach  Verlesung  des  Urteils  und  der  Schriftsätze  haben  die  Parteien, 
oder  wenn  nur  eine  Partei  erseMenen  ist,  diese  das  Recht  tnm  mflndlich^i 

Vortrag  verstattet  zu  werden,  und  zwar  in  gleichmäßi^rer  Weise:  jede 
Partei  hat  das  Kecht,  so  oft  zum  Worte  verstattet  zu  werden,  wie  die 
Gegenpartei.  Dieses  Recht  anf  mfindHehe  Yerhandlnng  kann  den  Partelen 

nicht  mit  der  Begründung  beschränkt  \  t  lea,  daß  die  Sache  schon  durch 
den  Bericht  des  Eeferenten  jrenügcnd  aufgeklärt  sei  (Bo  rotcikowski  §  1 
zu  Art.  176,  Goräon  zu  diesem  Artikel).  Nach  Schluli  der  Verhandlung 
kann  das  Gericht,  wenn  sich  hei  der  Beratong  ergibt,  daß  dieser  oder  jener 
Funkt  der  Aufklliruiit;  bedarf,  von  neuem  den  Eintritt  in  die  Yerhandlnng 
beschließen  (Ho  >  o  x-  tkotcski  a.  a.  0.  §  2). 

177.  „Dem  Vorsitzenden  der  Friedensrichterversammlang  liegt  es  ob, 

aal  eine  gütliche  £inignng  der  Parteien  hinzuwirken." 

Anmerkungen: 
1.  IMe  Iffditheobachtung  der  Yorschrift  des  Art.  177  ist  nnr  dann 

K.assationsgrund.  wenn  eine  der  Parteien  eine  Sühneverhandlung  beantragt, 
da«  Gericht  aber  dem  Antrag  nicht  stattgegeben  hat.    Will  die  Partei 
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dies  beweisen,  so  muß  sie  darauf  hinwirken,  daß  ihr  Antrag  ins  Protokoll 
aufgenommen  wird:  wenn  duim  im  Protokoll  oder  im  ürtei!  nicht  erwihnt 
ist,  daii  dem  Antrag  stattgegeben  ist,  so  ist  damit  die  Verletzaiig  ia 
Bestimmiing  des  Art  177  bewiesen  {Borowikowtki  §§  1—3  n  Art.  177, 
Gordon       1.  2  zu  diesem  Artikel) 

2.  Die  Beobachtung  der  Vorschrift  des  Art.  177  ist  nicht  erfoiderlick; 
a)  wenn  das  Öericht  sieb  für  nnxostlndlg  erldftrt  {Borotoikoic8ki%.t.(i. 
§  7,  Gordon  a.  a.  0.  §  3);  b)  wenn  das  Gericht  die  AktivlegitimatioD 
des  Klä[;ers  verneint  {Borowikotoski  a.  a.  0.  §  ^.  Gordon  a.  a 
c;  in  denjenigen  Öacheu,  die  von  der  Friedensricbtcrversammlung  im 
Kassationswese  verhandelt  werden  ißorowikowtki  a.  a.  0.  §  6,  6«r* 
don  a.  a.  O.J» 

178.  .Falls  die  Parteien  den  Recbtostieit  auf  gtttlicbem  Wege  becsdigts 
wollen,  so  wird  der  Vergleich  in  das  Protokoll  eingetragen  nnd  tob  Üma 
nntersdirieben.' 

Anmorkung: 

Über  die  Erfordernisse  de»  gerichtlich  geschlossenen  Vergleichs  und 
seine  Wirkungen  cf.  Anmerkungen  1—3  an  Art.  71. 

179.  gln  Rechtsstreitigkeiten  von  Personen,  welche  die  VoUjährigkci: 
nicht  erreicht  haben,  der  Tanbstnmmen  nnd  Geisteskranken,  in  Sachen  der 
staatlichen  Verwaltung,  der  landschaftlichen  Behörden,  der  stidtiadkca  csd 
liadlkdmi  Qoneinden,  sowie  in  den  die  Znstindigkeit  betreffenden  Fc^n 

hat  der  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  nach  Beendigung  der  mandlicbea 
Verhaiitllun«;  der  Parteien  seine  Meinung  zu  äußern.  D<-r  Vertr-ner  de: 
Staat, sainvaltf5chaft  hat  auch  seino  Meinung  in  den  Sachon  zu  äuiiorn,  iadeaa» 
die  klÄgerische  oder  beklagte  Partei  Eisnnbalin Verwaltungen  sind.' 

Anmerkungen: 

1.  Das  Gericht  ist  an  den  Antrag  der  Staatsanwaltschaft  nicht 
hunilon   Nu  rtitcikowski  ^  10  zu  Art.  119.      I  70  Art  'MS^.  Die  Jndi- 
katur  dos  Senats  Uber  die  Frage,  ob  die  ^'ichtanhörung  der  ätaatsaavtlt-  | 
Schaft  da,  wo  sie  gehört  werden  soll,  Kassationsgrand  ist,  war  eine  Zcit^ 
lang  schwankdul    Jrt/f  ist  diese  Frafre  dahin  entschieden,  daß  die  Nicht- 
anhürung  der  Staatsanwaltschaft  in  der  Regel  Kassationsgrtind  nicht  ut 
wenn  die  Entscheidung  der  Vorinstanz  an  sich  zutreffend  ist  {Boroiti' 
koicski  a.  a.  0.  §  17,  Goräon  §  1  zu  diesem  Artikel).    In  Ri-cbT? 
Streitigkeiten  dagegen,  an  denen  MindtTjä]iri<^e  oder  staatliche  VerwaltnniTv  . 
behürden  beteiligt  sind,  ist  die  ^ichtanhorung  des  Staatsanwalts  iU'-^ 
Kassationsgmnd  (Borowikofoski  a.  a.  0.  g§  14, 15,  §§  10, 16  au  Art  343.  | 
Gord»n     'Ä  7M  Art.  'äV.\  . 

2.  Eine  BeteiUgung  am  Prozesse  im  Sinne  des  Art.  179  liegt  m 
dann  vor,  wenn  der  Minderjährige,  der  Pistras  nsw.  Prosefipartei  ist 
Derjenige,  der  am  Ausgang  des  Prozt  ssi  s  beteiligt  ist.  dem  dir  Streit  ^er 
kündet  i?t.  d«  r  abfr  dem  Prozesse  als  Partei  nicht  beigetreten  i>t,  gilt 
nicht  n\&  um  l'i></.  ssc  beteiligt  {^Boroicikotcsk  i  §>j  11,  13,  18  zu  Art- W. 
Gordon  a.  i  o       ö,  7,  9). 

Für  das  Verfahr»  n  vdr  den  Bezirksgerichten  enthält  der  Art. 
die  gleiche  Vorschrift  wie  hier,  nur  sind  dort  auüer  den  hier  bezeidux^ 
noch  folgende  Rechtsstreitigkeiten  angeftthrt,  wo  gleichfalls  die  Aabflnsc 
des  Staats.anwalta  vorgeschrirbt  n  ist,  und  zwar:  in  sticht n.  an  denen 
bekannt  Abwesende  beteiligt  sind;  wegen  eines  Komptten/kanÜilns,  *• 
Merkmale  einer  Straftat  vorliegen;  bei  Ablehnung  von  KichterD;  wo^ 
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die  Erteiluig  des  Aimetmcbts  entschieden  werden  soll;  in  Ebeeachen  und 
in  Sachen  wegen  ABerkenniing  d«r  Vaterschaft;  in  Schadensersatsprosessen 

gegen  Beamte. 

180.  „Der  Friedensrichter,  dessen  Entscheidung  oder  Handlung  aQ> 
gefochten  wird,  darf  weder  an  dem  Verfahren  in  der  Sache  vor  der  Friedens- 
richtervcrsammlung  noch  bei  der  Entscheidung  in  dieser  Sache  sich  beteiligen. 
Sind  Aufklärungen  von  seiner  Seite  erforderlich,  so  wird  er  von  der  Friedens- 
richtcrvcrsammlnng  geladen :  sofort  nach  Abgab*'  jedoch  seiner  Erklärungen 
hat  er  sich  aus  dem  \  erhandlaugsziiumer  zu  entfernen." 

Anmerknngeii: 

1.  Die  Bestimmung  des  Art.  180  ist  in  der  Zusammensetzung  der 
Friedensrichterversammlung  als  Appcllationsinstanz  ire</cti  die  Urteile  der 
einzelneu  Friedensrichter)  aus  den  Friedeusrichteru  dc^  Kreises  begründet 
(cf.  Vortonerlrang  snin  1.  Boche). 

2.  Der  Richter,  gegen  dessen  Urteil  oder  Handlung  die  Beschwerde 
Bich  nebtet,  darf  nicht  nur  an  der  Verhandlung  und  Entscheidung  der 
betreffenden  Sache  nicht  beteiligt,  sondern  auch  im  Beratungszimmer 
nicht  anwesend  sein,  selbst  wenn  das  Plenum  ansdrflcklich  erklärt,  daß  er 
sich  an  dem  Verfahren  oder  an  der  rrteilpfällnn»  in  keiner  Weise  beteiligt 
bat  {Boroictkowski  §  2,  Gordon  ^  1  za  Art.  ISO).  Selbst  die  irr- 
tflmlicbe  Bezeichming  dieses  Richters  am  Kopfe  des  ürtdlsformnlan  als 
an  dem  Urteil  mitbeteiliirt.  obwolil  t^eine  Unterschrift  unter  dem  Urteil 
leblt  und  das  K.oUegium  seine  J^^icbtulitwirkung  bescheinigt,  ist  Kassatiuns- 
gnnd  {Borowihowski  a.  a.  0.  §  3,  Gordon  a.  a.  0.  ^  3).  Als  Zuhörer 
jjn  Zahörerraum  kann  ein  solcher  Richter  anwes^d  sein  {Borowikowski 
a-a.0.  §  2,  Onrdnn  a.a.O.  §  1). 

3.  Jede  Mitwirkung  an  der  Urteilsfällung,  nicht  aber  an  dem  Ver- 
faliren  in  erster  Instanz  scbliefit  den  Richter  yon  einer  Beteiligung  in  der 
Berufungsinstanz  aus,  es  sei  denn,  daß  das  Verfahren  in  dir  Fx mfung  ge- 
rügt wird.  So  ist  der  Richter,  der  von  der  Berufungsinstanz  mit  der 
Beweisaufnahme  beauftragt  war,  oder  der  Richter,  vor  dem  die  Parteien 
den  gerichtlichen  Vergleich  geschlossen  haben,  der  jetzt  Gegenstand  des 
Prozesses  in  der  iHrufuiif^sinstanz  ist.  und  in  dergleichen  Fäll.  n.  von  der 
Teilnahme  am  Plenum  in  der  Berufungsinstanz  nicht  ausgeschlossen,  falls 
nicht  die  betreffend»  Handhingen  angefocbte»  werden  (Borowikotoski 
a.  a.O.  §§  G,  8,  9,  Qordon  a.  a.  0.  §  2ID. 

4.  Die  Vorladung  des  Richter^  erster  Instanz  rwr  AbLrabe  von  Er- 
klärungen härij^^t  Mjiu  Ermessen  des  Berufungsgerichtb  ab  ohne  Antrag  der 
Parteien;  der  Kichter  ist  aber  nicht  Zenge,  and  er  wird  daher  einem 
Kreuzverhör  <lun  h  die  Parteien  nicht  nnterworlen  (Boroioikoteski  A.h.O, 

14.  16,  Goi  fh.n  a.  a.  0.  §  4j. 

181.  „Die  Friedensrichterversammlung  erläßt  die  Urteile  nach  Stimmen- 
mehrheit. Bei  Stimmengleichbeit  gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den 
Anaachlag.* 

Anmerkung: 

Die  Bestimmunir  des  Art.  181  trifft  nicht  nur  auf  Urteile,  sondern 
auf  Entscheid unu'en  ;iüer  Art  rn  Wird  eine  präjudizielle  Frairr  tregen 
die  Minderheit  entschieden,  so  haben  die  in  der  Minderheit  gebliebenen 
Bichter  anch  an  der  Abstinimnng  Aber  die  Hanptsache  teibninehmen  (Boro- 
wtfioicskf  und  Gordon  zu  Art.  698).  Für  das  Verfahren  vnr  den 
Bezirksgerichten  enthält  die  gleiche  Bestimmung  wie  hier  der  Art.  69S. 
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181V  ,Die  Urteile  der  Friedensrichterversammlangen  werden  in  der  im 
Art.  142  vorge8chripb«»nen  Form  darg('l<'<ft  anter  Anfflhrnng  der  Namen  der 
Ricbti'r.  welche  un  der  EntSfheidung  ttilKerioinmen  haben  und  unter  An^tbe 
des  Antrags  deb  btaatsanwalts,  wenn  ein  solcher  gestellt  ist." 

Aiim«rltnng: 

Die  Ausfertigung  des  Urteils  liet,'t  den  Richtern  selbst  ob  unl  darf 
nicht  der  Kanzlei  ttbertragen  werden«  welche  lediglich  mit  der  Schriit- 
fühmng  zu  befaraen  ist  {Kordon  zn  Art.  181*). 

182  .Die  Entscheidangen  der  Friedensrichterversammlung  werden  von 
dem  Vufbitzendcn  und  den  Mitgliedern,  welche  an  dem  Urteile  teilgenommen 
baben,  nnteradiriebeii  und  Tom  Sekntftr  iMglMbigt." 

Anmerkung; 

Die  Verkilntlnng  der  Entscheidung  erfolgt  erst  nach  ihrer  Cnter- 
zeichnung,  und  mit  der  Unurzeichnung  gilt  die  Entscheidung  als  zustande- 
t^\Lovamen{BorOi»ikoiofiki  §§  1  und  2  zu  Art.  182).  Eine  Abweicbnog 
der  vrrkündeton  von  der  niedortrescliriebeiirn  Entscheidung  ist  Ka<sation«- 
grund ;  offenbare  Schreibfehler  können  jedoch  zu  jeder  Zeit  berichtigt  werden 
{Boro«ikow9ki  1,  2  in  Art.  711,  g  4  zu  Art  700,  §  4  m  Art  906; 
Oordon  g  1  m  Art  700,  §  1  sa  Art  966). 

183.  .Der  Vorntsend«  der  FriedeBsrichtervermiiunluig  T^ktladet  ta 

Parteien  das  Urteil  in  dttnelben  Sitsnng;  io  verwicketteii  Sachen  kaim  er  die 
VerkUndung  des  Urteils  Tcrtagen,  jedoch  nicht  Ober  die  letzte  Sitsnng  de^ 
selben  FriedensricbterTenammlung  hinaus. 
Anmerkang: 

Die  Urteile  der  Trledeneriehterrersanunlongen  der  ReddenzaUUite  (St 

PeU^rsburg  und  Moskuui  werden  in  enduiiltiger  ForiD  apftteeteos  ID  lietai 
Tagen  nach  ilirec  VerkUndong  niedergcschriet^n." 

Anmerkung: 

Als  Regel  gilt  die  VerkUndung  der  Entscheidung  mit  den  Gründen  in 
derselben  Sitzung,  in  welcher  sie  ergangen  ist;  die  Anberaumung  eines 
Verkündungstermins  ist  nur  eine  Ausnahme  und  nur  dann  zulässig,  wenn 
die  sofortige  Verkündung  Schwierigkeiten  begegnet  (Motive  bei  Gordon 
§  1  zu  Art  1H:^  Dieser  Verkündungstermin  darf  nicht  über  den  letzten 
Tag  derselben  Mtzungsperiode  des  Plenums  hinausgeschoben  werden.  Die 
Niäerflchrift  des  Urteils  nebst  den  Gründen  muß  spitestens  in  3  Tigoi 
erfolge  {Gordon  a.  a.  0.  g  2,  Art  141). 

184.  »Die  Urteile  der  Friedensricbterversammlnng  werden  als  endgBltlK 

erachtet  and  unterliegen  der  sofortigen  Vollstreckung  in  der  in  den  Artt 
I.jO— 101  vorgeschriebenen  Ordnung  unter  Beobachtung  hierbei  der  in  des 
Artt.  814—81-4^  gegebenen  Bestimmungen." 

Anmerkungen: 

1.  Urteile  der  Berufungsinstanz  sind  grandsfttsUeb  Baeb  russischem 
Zivilprozeürecht  als  rrrhtskrüftiji  und  vrdlstrorkbar  anzusehen  rArtt  942. 
ii26  ZPOj.  Die  Kassation  oder  Kevision  wird  nicht  als  ordentliches  Kecht«- 
mittel  erachtet,  welches  den  Eintritt  der  Rechtskraft  nnd  die  Volbtreck> 
barkeit  des  Urtrils  hommt  (Art.  814). 

2.  Die  Artt.  8U— ÖU°  bestimmen,  daß  im  Falle  der  fiinlegntig  des 
Rechtsmittels  der  Kassation  die  Einstellung  der  ZwangSTollatreckang  gegto 
Sicherheitsleistung  auf  Antrag  angeordnet  werden  kann. 
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Urteile  der  BenifongsiiMtanz  in  Ehesachen,  in  Sachen  betreffend  die 
Anerkennnng  der  Vaterschaft  und  in  Vennessnngssachen  sind  nicht  voll- 
streckbar, »ulange  die  Einlegung  der  Kassation  (4  Monate)  möglich  oder 
in  der  Kassationsinstanz  (R^jieiender  Senat)  tther  das  Rechtamittel  niobt 
entecbiedeo  ist  (Art.  814^). 

Zwölftes  Knpitel. 

Von  der  Aalheb  ang  der  Urteile  dor  Friedensrichter  and  ihrer 

Versammlungen. 

185.  ,Die  OesQche  am  AnHiehnng  von  Urteilen  der  Iriedensgnrichtlichea 
Institutionen  können  dreierlei  Art  sein: 

1.  Gesuche  um  Kassation  von  Urteilen,  die  der  Appellation  nicht 
unterliegen ; 

2.  Qesach«  um  Revisioii  von  Urteilen  (Wiederanfnahme  des  Ver- 
fahrens, d.  Ü.)> 

3.  Qesache  von  Personal,  die  am  Prosesse  nicht  twteiligt  warm.* 

Anmerkungen: 

1.  Dieselbe  Bestimmung  wie  hier  fUr  die  Urteile  der  anderen  Gerichte 
ef.  Art.  792.  Die  in  dem  Art.  185  besdchneten  Rechtsbehelfe,  also  auch 
die  Kassation,  zählen  nicht  zu  den  ordentlichen  Rechtsmitteln  (cf.  Anm.  1 
zn  Art.  184i,  sie  haben  b'dif^lich  die  Aufhf^hung  eines  bereits  rechtskräftig 
gewordenen  Urteils  zum  Uegeustande  uini  unterscheiden  sich  von  den  ordent- 
lichen Rechtsmitteln  dadurch,  dafi  letztere  den  Eintritt  der  Recbtdrraft  and 
Hit-  Vollstreckung  aufhalten,  diese  aber  nicht.  Mit  der  Berufung  (Appel- 
lation) ist  die  materielle  Pr illang  des  Rechtsstreits  erschöpft  (cf.  Art.  11); 
die  Kassatlonsfnstanz  „prüft  nicht  den  Streit  der  Parteien  hinsichtlich  eines 
bürgerlichen  Rechtsanspruchs,  sondern  d<'n  wahren  Sinn  des  Gesetzes  und 
seine  richtige  Anwendung  auf  die  von  der  gerichtlichen  Instanz  festgestellten 
Tatsachen*  (Sen.-Entsch.  pro  1873  No.  719  bei  Borotcikotoski  §  1  zu 
Art.  792,  Gordon  §  4  zu  diesem  Artikel,  Sen.-Entsch.  pro  V.ny2  No.  66). 

2.  Das  Rechtsmittel  der  Kassation  ist  vollkommen  demjenigen  der 
Revision  der  deutschen  ZPO  gleich,  es  ist  gegeben  gegen  alle  endgültigen 
Bntsehddnngen  der  Berafangsgerichte  in  streitiger  and  nnstreitiger  Gerichts- 
barkeit rf  Art.  11  Sen.-Entsrh.  pro  1902  Nr.  33).  Iii'  rboi  i.st  die  Rei^^el 
festzuhalten,  dab  diejenigen  Entscheidungen  mit  der  Kassation  anfechtbar 
sind,  welche  den  Rechtsstreit  (in  der  Berafnngsinstanz)  materiell  zum  Ab- 
schluß bringen,  so  daß  er  keinen  weiteren  Portgang  mehr  hat,  gteichviel 
ob  diese  Entscheidunfr  ein  Endiirteil  oder  ein  R'>-.rhlnß  ist.  So  z,  B,  wird 
die  Entscheidung  über  die  Zustünditfkcilslrage  durch  einen  Beschluß 
an.s<i:esprochen.  Dieser  BescUufi  brinKt  aber  den  Rechtsstreit  zur  voU- 
stäudieen  Erledif^unt:.  wenn  er  die  U  n  z  u  s  t  ä  u  d  i  i;  k  e  i  t  d»'S  Gerichts 
ausspricht;  gegen  einen  solchen  BeschluÜ  in  der  Berufungsinstanz  ist  die 
Kassation  gegeben.  Bin  solcher  Beschluß  ist  dagegen  durch  die  Kassation 
nicht  anfechtbar,  wenn  er  im  Gegmtiil  die  Zu.-'tandigkeit  annimmt,  denn 
dann  erfolgt  nach  Erledigung  der  präjudiziellen  Frage  der  Zuständigkeit 
eine  Entscheidung  in  der  Sache  selbst,  gegen  welche  letztere  Entscheidung 
die  Kassation  nnlässig  ist,  wobei  allerdings  auch  die  Zuständigkeitsfrage 
zur  Erörterung  gebracht  werden  kann  {Bo rotcikowski  ^  V2  /.n  Art.  7i>2. 
Gordon  §  3  zu  Art.  7Si3,  lasatachenko  Ö.  336,  Holmaten  S.  259 
Anm.  3i. 

3.  Die  Hevisiun.sü'rstirlic  der  Ziffer  2  dt  s  .\rt.  185  iT)ezw.  792)  sind  An- 
träge auf  Wiederaufnahme  des  Verfahreub  propter  nociter  reperta,  und 
der  fiechtsbebelf  nnter  Ziffer  8  ist  demjenigen  gegeben,  der  am  I^ozesse 
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odt  r  iin  der  Sache  zwar  als  Partei  nicht  beteiligt  war,  deiMn  Bedite  «lief 
durch  das  recbtskrftfti^e  Urteil  oder  aonstige  £ndeiit8cheidiiiig  Tcrletit  tiaä 

(Sen.-Ent8ch.  pro  11MJ2  No.  33). 

186.  ^GesTicho  um  Kasfsation  von  Urteilen  sind  znlässig^: 

1.  im  Falle  «iiiuT  offt'iil)uroii  Verletzung  des  richtigen  iünnes  dea 
Gesetzes  oder  seiner  unrichtigen  Aaslegung; 

2.  im  Falle  einer  Verletzung  der  Vorschriften  ond  Fbrmen  der 
ZPO,  4ie  ao  wesentUcli  sind,  da6  infolge  ihrer  Kiditlieobiiditiug 
die  Bntscheidang  «Is  ein  gerichtliches  Urteil  nicht  anerkmHl 
werden  kann; 

3.  im  Falle  einer  Überschreitang  der  Grenzen  der  dem  Frieden»- 
richter  oder  der  Friedonsrirhterversammlnng  logewicsenen  2*r 
Ständigkeit  odtT  Machtbefu^^nis." 

Anmerkungen: 

1.  Die  gleiehlantende  Bestimmung  fflr  die  ordentlichen  Gerichte  M 

im  Art.  7!K^  mtlmlton  Die  Kassation  ist  zulässig  ^'egen  die  endgültigen 
Urteile  sowohl  der  Friedensrichter  (cf.  Art.  134  und  die  Anmerkungen  in 
demselben  I  wie  auch  der  Friedensricbterversammlungen.  E5me  Aufzählung 
derjenigen  prozessualen  Bestimmungen,  deren  Verletzung  die  Kassation  b^ 
gründet,  ist  von  der  legislativen  Kommission  abgelehnt  worden,  weil  eine 
erschöpfende  Aufzählung  nicht  ni*>glich  ist  und  eine  uuvoUständige  schäd- 
liche Folgen  haben  kann  (Motive  bei  Gordon  §  1  in  Art.  186  und  798 
ZPO).  Es  ist.  während  jede  VerletztinL'  ^  iner  materiellen  R«  chtsnnnn 
Kassatiousgrund  ist,  hier  nur  die  allgemeine  Eegel  aUL^estellt,  daß  die  Ver- 
letzvng  9ittKr  zivilprosessaalen  Norm  dann  die  Kassation  hegrOndlft,  wen 
sie  so  wesentlich  ist,  daß  der  Richterspruch  als  Urteil  nicht  gelten  kann 
wann  dies  im  einzelnen  der  Fall  ist,  muß  der  Ent Scheidens:  jedesmal  in 
concreto  vorbehalten  bleiben.  Die  Verletaunii  der  Formvorbchnft  miiij  \n 
ursächlichem  Zusammenhang  mit  dem  Urt«il  stehen,  d  h.  es  mnß  die  .\n 
nähme  luHrnindet  erscheinen,  daß.  wenn  die  betreffende  F'^rm Vorschrift  be- 
obachtet wäre,  ein  anderes  Resultat,  ein  anderes  Urteil  oder  gar  kein  Urteil 
erzielt  worden  wftre  (ffolmsten  S.  271,  273).  Wegen  d^  Anwoiding 
der  Gt-setze  und  des  G* wolmlieif srecht»  sind  die  Artt.  9  mid  190  «id  die 
Anmerkungen  zu  denselben  zu  vergleichen. 

2.  Der  Nachprüfung  durch  die  Kassationsinstanz  untcrUegea  mt 
die  Anwendung  des  Rechts  anf  den  ^'et^ebenen  Tatbestand  und  die  Aus- 
legung der  Recbfssätze  in  der  angefochtenen  Entsrheidnnir,  nicht  aber  Fest- 
Stelluugeu  tatsäehlicher  Natur,  sollten  sie  auch  offenbar  irrig  sein  (Boro- 
noikotoaki  §§  28,  49,  52  zu  Art.  793,  Gordon  §  6  zu  diesem  Artikdl 
Die  Würdigung  jedoch  der  festgestellten  Tatumstände,  ihre  Qualifikation, 
und  zwar  nicht  nur  nach  ihrer  rechtlichen  äeite,  sondern  nach  ihm 
gemeinhin  angen<nnmenen  Sinne  nnterli^  dar  Nadiprüfung  im  KissMiwii 
wege.  Die  Ausleguni;  eines  Vertrages,  einer  letztwitligen  Verfütianir  l^' 
Tatfrage  und  der  Nachprüfung  im  Kassationswe^"'  fntzopen.  Ist  uIkt  tiB 
Vertrag,  oiue  leiztwillige  VcriUguu^  nicht  aus  ihrem  Inhalt  heraus,  suniisni 
nach  anderen  außerhalb  derselben  liegenden  Nebennmständen  interpretieil 
so  ist  dies  Kassntionstrrund :  K.issationsjjrund  ist  auch  die  Aüslejjitng  einer 
bestimmten  Ausdrucksweise  nicht  nach  der  diesem  Ausdruck  vom  üttttu 
zugeeigneten  Bedentnng,  sondern  in  einem  anderen  Sinne.  Überhaapt  iit 
eine  Verkrln  iihlT  der  Tatsachpn.  eine  Feststellung  etitj^egen  d-in  AkTea- 
inhalt  stets  Kassationsgrund.  Hierher  gebort  auch  die  Mangelhaftigkeit 
des  Tatbestandes,  eine  ÜuvoUständigkeit  in  der  tatsächlichen  FeststelhlS^• 
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welche  dem  Kassationsgericht  die  Möglichkeit  nimmt,  (Iii  Tüchtigkeit  der 
im  angefochtenen  Urteil  gemachten  i>chlu£folf^niiigen  nachzuprüfen  (ßoro- 
wikow»ki  m.  ».  0.  §§  ÖS— d6,  60,  Q^ordon  a.  a.  0.  §§  6, 10).  Der  Nacb- 
prilfunt^  im  Kassationswege  unterliegt  anrh  die  Anweiidnni;  und  Auslegung 
ausländischen  und  UandeUgewohnheiterecbts  {Borotcikotcski  §  2  zu 
Art  709,  Gordon  a.  a.  0.,  ffolmat«n  S.  871). 

3  Im  Kassationswege  kann  nirlit  i^erütjt  werden:  a)  eine  den  amt- 
lichen Motiven  nicht  entsprechende  Gesetzesinterpretation  (Borofrt  kon  ski 
a.a.O.  §  46,  Gordon  a.a.O.  §  7);  b)  eine  unrichtige  Ansiedln*;  des 
Gesetzes,  wenn  die  Entscheidung  sonst  richtig  ist  (Borowikoieski  a.  a  0. 
§  4.^.  Gor  (Inn  a.  a  O  h  c)  eine  unrichtige  Gesetzesanwpndnntr.  die  schon 
in  t;r8tt:r  Instanz  vürgekommen.  in  der  zweiten  Instanz  wiederholt,  von  der 
Aurtei  aber  in  der  zweit*  n  Instant  nicht  gerügt  worden  ist  (Borotcf' 
kotcski  a.  a.  0.  §  .31,  Gor  rinn  a.  a.  0.,  Ilofmsten  ?  272  .  wie  denn 
tlberhaupt  in  der  Kassationsinatanz  zuerst  vorgebrachte  Krwäguugen  und 
Orflnde  nnberücksichtigt  bleiben  {Borotoikotcski  a.a.O.  §§  25,  29, 
Gordon  a  a.  0.  §  lü).  Hingegen  kann  die  Unzuständigkeit  des  Gerichts 
zum  ersten  Mal  auch  in  der  Kassationsinstanz  geltend  gemacht  werden, 
aueh  wenn  sie  In  den  frflberen  Instanzen  nidit  geltend  gcmacbt  worden 
war  (Ro  rowikotoski  a.  a  ().  §  27);  d)  Mängel  d<s  Verfahrens,  welche 
die  Partei  in  der  früheren  Instanz  rügen  konnte,  aber  nicht  gerügt  hat 
(Borowikowaki  a.  a.  0.  §  90,  Oordon  a.  a.  0.  §  7):  e)  Mängel,  weldie 
dem  Beschwerdeführer  zum  Vorteil  ^»rridun  {Borou-ikotcski  a  a.  0. 
§  13,  Gordon  a.  a.  0.),  oder  weiche  zufolge  des  Antrags  oder  der  Zu- 
stimmnng  des  BescbweidefOlven  begangen  sind,  oder  welcbe  er  selbst  ver- 
schuldet hat  {Borowikoieski  a.  a  (i  14,  IG,  Gordon  a.  a  0  §  5;; 
f)  solche  2d&ngel,  welche  für  die  Entscheidung  der  l^he  ohne  Einfluß  sind 
{ßorowikoteaki  a.  a.  0.  §§  7,  47). 

4.  Der  Kassation  Icann  sieb  der  Kassationsgegner  anschlieBen, 
ebenso  aurh  Kontrckassation  einlegen:  für  den  Fall,  daß  der  Kassation 
stattgegeben  wird.  Die  Folge  ist  dann:  daä  für  den  Fall  der  Aufhebung 
des  Urteils  infolge  der  Kassationsbeschwerde  der  Senat  anf  die  AnscUnlH 
kassation  (Kontrekassation)  eingehen  und  darüber  befinden  muß  iBoro- 
tcikowski  a.a.O.  §  10,  Gordon  a.a.O.  §  4).  Die  Rücknahme  der 
Kassation  ist  ebne  ElnflnB  für  die  Prflfang  nnd  Bntsebeidang  Ober  die 
Anschlußkassation   Boroic  ikoicski  a.  a.  0.  § 

5.  Der  Inhalt  der  Kassationsschrift.  Die  Kassationsschrift 
muß  die  Beschwerdepunkte  angeben,  welche  nach  Ansicht  des  Beschwerde- 
fttbrers  verletzt  sind.  Es  genügt  nicht  die  Bezeichnung  der  gesetzlichen 
Bestimmnnijen,  deren  Verletzung  gerügt  wird,  sondern  es  muß  angegeben 
sein,  worin  die  gerügte  Verletzung  des  Gesetze*»  oder  der  Rechtjjnorm  be- 
Stebt.  Dagegen  ist  eine  irrtflmliche  Bezeichnnng  des  als  verletzt  gerflgteft 
Gesetzes  unschädlich;  ebenso  schadet  es  nm  h  nii  Iit,  wenn  in  der  Besobwerde- 
schrift  nicht  angegeben  ist,  welches  von  den  drei  in  dem  Art.  IWö  i^bey.w.  792) 
angeführten  Rechtsmitteln  sie  darstellen  soll:  ob  Kassation,  Wiedwaufnahme 
des  Verfahrens.  Anfhebungsgesuch  Dritter  'Bnrntrikowski  a.  a  n  ^ 
bis  6,  35,  Gordon  a.a.O.  §  9).  Das  Kassationsgericht  beschränkt  t>icb 
ansscblieBUcb  anf  die  PHIIang  der  in  d«r  Kassationsschrift  angeführten 
Besrhwerdepunkte  Hervorjretrrtene  aber  in  der  Kassationsschrift  nicht 
gerügte  Gesetzesvcrletzongen  hat  der  Öenat  im  Kassationswege  nicht  zn 
prüfen  (Borowikovfski  a.  a.  0.  §  1.  Oordon  a.  a.  0.  $  121  Der  Prüfung 
unterliet^en  auch  nur  die  in  der  Kassationsschrift  selbst  atiLT«  irebenen  Milngel: 
etwaige  liacbträge  zu  dieser  Öchrilt  bleiben  unberücksichtigt,  auch  wenn 
sie  innttbalb  der  Frist  eingereicbt  sind.  Ancb  ein  nacbtiÄglicbes  Yor> 
bringeo  Ton  Bescbwerdepankten  in  der  mftndlidMn  Verbandlnng  ist  nn- 
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zoläfisig  und  bleibt  an  berücksichtigt  ißorotcikotcski  a.  a.  0.  §  33» 
Gordon  a.  a.  0.  §  9). 

6.  Die  Aufbebung  des  angefoclitoiuu  Urteils  erfolgt  nur  soweit  eine 
8olcbe  Aufhebung  begründet  erscheint:  erscheint  nur  das  Urteil  zu  einem 
Teile  rechtsirrtümlich,  so  wird  nur  dieser  Teil  aufgehoben,  sofern  er  sich 
aus  dem  ganzen  Bestände  der  angefochtenen  Entscheidung  aiUMBdeni  lifit 
{Borowikotrski  a.  u.  0.  §  17.  Gordon  a.a.O.  §  IH». 

7.  Bircclitigt  zur  EiuWguüg  dur  Kassation  i&i  die  zum  Teil  odei 
ganz  unterlegene  Partei,  ebenso  auch  der  Neben-  oder  Haupt intenement, 
kurz  derjenige  Prozeßbeteiligte,  zu  dessen  Nachteil  das  Bi  rufTiugsurteil  er- 
gangen ist  und  nur,  soweit  er  unterlegen  ist.  Soweit  aber  der  Prozeß- 
beteiligte  nicht  unterlegen  ist,  steht  ihm  das  Rechtsmittel  nicht  sn;  ea 
kann  niemals  ilie  obsiegende  Partei,  suwiit  sie  olwiicgt,  Kassation  einleppti, 
obgleich  sie  mit  den  Urteilagründen  nicht  zufrieden  ist.  Dagegen  kann 
die  obsi^nde  Partd  Kontrekaasation  einlegen  (ef.  Aam.  4).  FmoeB- 
beteilii^ttT  ist  auch  derjenitre.  dem  der  Streit  verkündet,  und  der  ileni 
Prozeli  beigetreten  ist;  der  Beitritt  aber  zum  Prozesse  in  der  Kaäsauoas- 
instanz  zum  Zwecke  der  Einlegung  d«r  Kassation  ist  ottauUbnig  {BorO' 
tcikotcski  a.  a.  0.  §§  8,  9,  18,  §  4  wx  Art.  792,  Kordon  a.  a.  0. 
§§  4,  ö). 

187.  «Gesuche  nm  Revision  von  Urteilen  (Wiederanfnalune  des  ye^ 
fahrens)  sind  zulässig:  im  Falle  der  Auffindung  neuer  Tatsachen  oder  im 
Fklle  einer  in  den  Urkunden,  an!  welche  das  Urteil  sich  grOndet,  berTO^ 
getretenen  Fälschang." 

Anmerkungen : 
1.  Der  Antrag  an!  Wiederanfnalune  des  V(  rfahrcns  gemäß  Art.  187 

ist  von  der  FriedensrichterversammluTiir  7.n  entschieden  und  nicht  vutn  Senat, 
und  zwar  im  Kassationsverfahren,  gleichviel  ob  das  Urteil,  gegen  welches 
der  Antrag  sich  richtet,  vom  Friedensrichter  in  endgültiger  Form  erlasses 
ist.  il  h.  bei  einem  Objekt  bis  zu  30  Kuhel  fcf.  Art.  13-i)  oder  oh  das 
Objekt  ao  Kübel  Ubersteigt.  Qleichgtlltig  ist  es  auch,  wie  der  Antrag 
bezeichnet  ist;  anf  seinen  Inhalt  kommt  es  an  (Borowikoicski 
zu  Art.  1^5? ;  Gordun  §  1  zu  diesem  Artikel'  (ncri  n  di«  Eijt.srheidung 
des  Friedcnsrichterplenums  ist  dann  noch  das  licchtsmittel  der  Kassation 
an  den  Regierenden  Senat  gegeben  {Boroieikowaki  a.  a.  0.  §  1,  Gor- 
doH  a.  a.  0.  §  2).  Für  die  Wiederanfnahme  im  nicht  iriedensgericbtliclien 
Verfahren  rf  Art.  7*J4. 

I.  Die  \\  icderaufnabme  des  Verfahrens  i^t  u;chL  nur  g«  gcn  Urteile, 
sondern  auch  gegen  Beschlüsse  zulässig,  welche  den  Rechtsstreit  zum 
endu:fntiixen  Abschluß  gebracht  haben  {Bo rowikotc»ki  ^  1  zu  Art-  794. 
Gordon  §  2  zu  diesem  Artikel,  cf.  Anm.  2  zu  Art.  185j.  Der  Antrag 
auf  Wiederaufnahme  des  Verfahrens  kann  auch  mit  der  Kassation  verbanden 
wenh  ii.  in  wclehem  Falk-  ilie  Verwerfung  der  Kassation  nicht  aiuh  di« 
Abweisung  des  VViederaufuahmcanirags  zur  Folge  iiat^  über  diesen  moJä 
dann  l)esonders  entschieden  werden  {Borotoikowaki  a.  a.  0.  §§  26,  27, 
Qordon  a.  a.  0  s 

i.  Begründet  werden  kann  der  Wiederau inahmeantrag  nur  mit  solchen 
neu  ermittelten  Tatsachen,  die.  während  der  Prozeß  in  den  frflherai 
Instanzen  noch  schwelte,  siiiuii  vurhanden  waren,  an  deren  Geltend- 
maclmiji:  aber  der  Antra^'stt  I;er  ohne  sein  Verschulden  gehindert 
war  (»SiMi.-Entsch.  bei  Gt  ebner  und  Dohrowuliski  No.  306,  Sen.-Entacb. 
pro  19Ü2  No.  lOU  .  Die  Erfordemibs«  des  Wiederaufnahmeantrags  siad 
daher:  a)  das  Vorbringen  neuer  Tatsachen,  b)  die  irOher  schon 
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vorhanden  waren;  c)  die  der  Antr^j'^klkr  im  Prozesse  ans  Gründen,  die 
anabhüQgig  von  seinem  Willen  waren,  nicht  geltend  tuaclien  konnte,  and 
d)  der  Beweis  aller  dieser  Tatumstände.  Nnr  die  Unmtfgliehkeit  der 
Geltendmacliung  der  noviter  reperta  in  1.  nnd  2.  Instanz  kommt  hier  in 
Betracht,  aach  wenn  der  Antragsteller  die  neu  ermittelten  Tatsachen 
wUumid  der  Anhingigkeit  des  Ftosesses  in  der  KassatiensisstMiz  schon 
kannte,  weil  in  der  Kassationsinstanz  neue  Tatsachen  nicht  vorgebracht 
werden  können  Boroicikowski  a.  a.  0.  §§  2—4,  Qordon  a.  a.  0. 
§  6,  Sen.-Bntech.  pro  1902  No.  109).  Tatsachen,  welche  der  Antragsteller 
schon  in  dem  rechtskräftig  abgeschlossenen  Verfahren  vorbrin^'en  konnte, 
sind  nicht  geeignet,  den  Wiederaafnabmeantrag  zu  begründen.  Ebenso 
kfinnen  Tatsachen,  welche  nach  EriaB  des  Berufungsnrfceilß  nietit  nnr  erinittelt 
oder  aufgefunden  wurden,  sundern  jetzt  erst  entstanden  sind,  nicht 
hierher  gerechnet  werden :  solche  Tatsachen  können  die  (irundiage  einer 
neuen  Klage  abgeben,  aber  ein  Wiederaufnahmeantrag  kann  mit  ihnen 
nidit  begründet  werden  (Boroicikotcski  a.  a.  0.  4.  7,  8;  Gordon 
a.  a.  0.  §  7).  Es  mtJssen  neue  Tatsachen  vorgebracht  werden,  nicht 
etwa  neue  Gründe  und  Erwägungen,  und  die  neuen  Tatsachen  müssen  für 
die  reditdor&ftig  entschiedene  Sache  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein: 
eine  neu  ermitttlte  Tat.sa<h»\  welche  die  Annahme  einer  Aufhei)ung  des 
rechtskräftigen  Urteils  nicht  begründet,  vermag  auch  den  Wiederaufnahme- 
antrag  nicht  zu  begründen  (Borowikoieefci  a.a.O.  §§9,  16;  Qordon 
a.  a.  0  §  5.  Holmstpn  S.  255). 

4.  im  einzelnen  sind  folgende  Beispiele  aus  der  Judikatur  des  Senats 
aranfttliren,  in  denen  der  Wiederanfnahroeantrag  für  begrttndet  eraebtet 
wurde:  a)  die  Aufhehnng  einer  Entschci  Imii:  einer  Verwaltungs-  oder 
Gerichtsbehörde,  welche  dUe  Grundlage  deä  rechtskräftigen  Urteils  war; 
b)  eine  anfgefnnd^e  tTrIninde,  welche  fUr  die  rechtskrftftig  entschiedene 
Sache  von  wesentlicher  Bedeutung  ist :  c  i  die  später  bomerkte  rnrichligkeit 
einer  behördlichen  Auskunft,  auf  welche  das  rechtskräftige  Urteil  ücb 
Bttttzt;  d)  die  Bieter  bekannt  gewordene  Oeisteskrankheit  der  Partei,  welche 
schon  während  des  Verfahrens  des  rechtskräftig  tntscliiedenen  Prozesses 
bestand ;  e)  die  später  durch  rechtskräftiges  Urteil  des  Strafgerichts  erfolgte 
Feststellung  der  Fälschung  einer  Urkunde,  auf  welche  das  Urteil,  gegen 
das  der  Wiederaufnahmeantrag  sich  richtet,  sich  stützt  (Borowikownki 
a.  ;i  '»  §§  5,  10,  11,  12,  20,  23.  Gm- dun  a.  a  0.  ^  0)  ;  f  die  in  gleicher 
W  f  ib»  später  erfolgte  Feststellung  der  Verletzung  der  EiduspllichL  durch 
einen  ZcuLren,  auf  dessen  Anaii^^  das  Urteil  sich  gründet  {Holmaten 
S.  25")  .  Ein  später  bekannt  gewordener  Verjähningseinwand  oder  sonstige 
später  hervorgetretene  Einwendungen  sind  weder  Wiederaufnahmegrund, 
noch  können  sie  selbst  in  der  Kassationsinstanz  mteiSt  geltend  gemacht 
wtrd  n  Horowikofo8ki  a.  a.  0.  §  8,  Qordon  a.  a.  Ö.  §  7,  lasai' 
schenku  S.  324). 

188.  .Die  Gesuche  (uni  Aufhellung  von  ürtcileu,  d.  I^.)  von  am  Prozesse 
nicht  beteiligten  Personen  sind  in  derijenigeu  Fälk-u  zulässig,  wo  das 
»ditskrftftig  gewordene  ürtell  ihre  Rechte  Terletxt.* 

Anmerkungen: 

1.  Für  die  Aufhebuntrsanträge  gegen  Urteile  der  anderen  Gerichte 
enthält  Art.  795  dieselbe  Bestimmung  wie  hier.  Von  der  zur  Entscheidung 
Aber  die  Anträge  ans  Art.  188  benuenen  Instanx  gilt  das  ih  Anm.  1  su 
iUrt  187  Gesaixte, 

2.  Der  Aufhebongsantrag  aus  Art.  1B8  ^bezw.  7U5)  richtet  sich  gegen 
reditskrUftige  geriditliche  Urteile  (nicht  auch  rechtskrftftige  das  Verfallen 
abschlieBende  BeBchlOsse)  gleichviel  ob  erster,  oder  zweiter  Instanz,  oder 
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VersäUDUiUnrteile,  welche  die  Rechtskraft  beschritten  haben,  weil  die 
h^immten  Bechtsmittel  nicht  eingelegt  sind  {BorowikotoBki  §  46  n 

Art.  Gordon  §  4  zu  Art.  TUöi.     Mir  dem  Recht  ;iuf  den  Antrag 

aus  Art.  18Ö  konkurriert  das  selbständige  Klagerecbt  des  Antragstellers; 
es  bleibt  ihm  ttberlasaen,  den  Weg  zu  wShIen,  den  er  arar  Erreicbang 
seines  Zieles  am  geeignetsten  hält:  er  kann  auch  nach  Abweisung  seino 
Antraf^s  aus  .\rt.  188  (iic  selbständige  Klage  gegen  denjenifren  wählen,  der 
auf  üruud  eines  rechtskräftigen  L'rtcils  sein  Kecht  verletzt.  Ii^end  ein« 
Frist  für  die  selbständige  Klageerh  i  ^  ist  nidit  vorgesduiebiai ;  sie  ist 
innerhalb  der  gesetzlichen  Verjährungsfrist  von  zehn  Jahren  nllMif 
{Borotoikoicski  §  1  zu  Art.  7U5,  Gordon  a.  a.  0.  §  3). 

3.  Ldgftinüert  sur  Stellung  des  Antrags  »us  Art  188  (besw.  Wj 
ist  jede  Person,  die  am  l^ozeß  nicht  beteiligt  war,  und  ein  persönlicbes 
oder  Vermögensrecht,  nicht  bloß  ein  Interesse  nachweist,  welches 
dnrcii  das  rechtskrftftige  Urteil  Terletct  wird  und  bereits  beim  BrUS 
des  Ur teils,  dessen  Aufhebung  verlani^t  wird,  bestanden  hat  D.vs 
erworbene  Recht  des  Antragstellers,  im&  durch  das  Urteil  tatsächUcb 
verletzt  sein,  das  Besteben  der  H  öglichkeit  einer  solchen  Rechtsverletnag 
genügt  nicht  [Borotoikotcski  a  a  0.  §§  2,  3,  26.  27,  38^  irori^n 
a.  a.  0.  §  5,  Sen.-Entsch  pro         No.  17). 

4.  Die  Nicbtbeteiligung  am  Prozeß  ist  Voraussetzung  für  die  ätelloog 
des  Antrags  ans  Art.  188.  Beteiligt  aber  am  Prozeß  sind  nicht  nor  iie 
Parteien  selbst,  «sondern  auch;  a  diejenipen,  die  am  Ausgang  des  Prozesses 
unmittelbar  beteiligt  sind  und  sich  deshalb  einer  der  Prozeßpartei^ 
aascblieBen  kennen;  b)  die  Brben  der  Parteien,  deren  Rechte  dnrcb  des 
Nacblaßpfleger  vor  Gericht  vertreten  werden :  c)  der  Vormund  eines  Ver- 
schwenders, auch  wenn  der  Verschwender  selbständig  ohne  Zuziehung  des 
Vormnndes  den  ProzeB  gefttlirt  hat  (cf.  Art.  20  Anm.) :  d)  Oberhaupt  die 
gesetzlichen  Vertreter,  Erben  und  Rechtsnachfolger  der  Prozeßparteien 
(Borowikotoski  a.  a.  ü.  §§  4,  6,  7,  8,  10,  12,  Gordon  a.  a.  0.  §  1, 
lasateehenko  S.  460,  Holmsien  S.  2561. 

5.  Einzelne  Beispiele  für  die  Zulässigkeit  dt  s  Aufli*  bungsaotrags 
gemäß  Art.  188  sind :  a)  des  Hauptintervenienten  (  Art.  6tiö  ZPO/,  der  schon 
bei  Klageerhebung  den  in  Streit  befindlichen  (iegenstand  für  sich  bean- 
sprachen  konnte,  seine  Rechte  im  Wege  der  Hauptintervention  geltend  iQ 
machen  unterlassen  hat ,  b)  desjenigen,  dem  der  8trcit  verkflndet  ist.  flrr 
aber  in  den  Pruzeü  nicht  eingetreten  war  und  nunmehr  Aufhebung  dt^ 
ürteils,  welches  gegen  ihn  vollstreckt  werden  soll,  beantragt ;  c>  des  Be- 
klagten, der  gar  nicht  geladen  worden  war  (derselbe  ist  in  dii  stm  Falle 
auch  kein  Prozcßbeteiligter,  da  die  die  Beteiligung  am  Prozesse  herst^lieoile 
Ladung  fehlt):  d)  der  Testamentserben,  falls  der  Prozeß  wegen  Zahlang 
einer  Schuld  des  Erblassers  geilen  den  Testamentsvollstrecker  gerichtet 
war;  ej  der  volljährigen  unter  K.uratcl  stehenden  oder  großjähngen  Erben, 
felis  der  ProseB  gegen  den  Vomrand  der  niinderjfthrigen  Miterben  geridrtat 
war  (die  Volljäliri^rkeit  tritt  mit  dem  17.  Jahre  lin  und  dauert  bis  zur 
üroßjährigkeit :  während  dieser  Zeit  besteht  keine  Vonnnndschaft,  soodos 
eine  Pflegschaft,  Kuratel,  cf .  liiersn  Art.  19  und  Anm.) ;  f)  der  Mitefgeii' 
tümi  r  eines  Grundstücks,  die  als  solche  zum  Prozesse  über  das  Grundstück 
nicht  hinzugezogen  waren;  g)  des  neuen  Eigentümers  eines  GrundstOcki, 
vorausgesetzt,  daß  er  es  schon  bei  Klageerhebung  war,  in  einem  PtomI 
gegen  den  IrUlieren  Eigentümer  u.  a.  ä.  {Borotoikotcski  a.  a.  0.  §§  9, 
10,  14.  15,  17,  19,  44,  Gordon  a  a.  0  S  2.  ffoltnsten  S.  256). 

6.  Der  Anfhebungsantrag  geuiali  Art.  188  i^bezw.  795>  hat  die  Auf- 
bebang  des  rech tskritftigen  Urteils  nur  hinsichtlich  des  Rechts  des 
Antragstellers  anr  Folge;  im  abrigen  bleibt  das  Urteil  swiscben 
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den  Parteien  als  res  judicata  besteben.  Nach  Aufbebung  des  Urteils  wird 
die  äache  an  die  Vorinstanz  zurückverwiesen,  und  diese  hat  von  Amts 
Wl^^  in  eine  erneute  Prüfung  der  Sache  einzutreten  (Art.  810  ZPO)  und 
festzustellen,  ob  das  frühere  Urteil  tatsächlich  die  Rechte  des  Antragstellers 
beeinträchtigt,  und  dann  eine  anderweite  Entscheidung  zu  treffen,  welche 
die  Rechte  dea  Antragstdlen  nicht  verleteen  d«r!  {Borewikoteski 
a.  a.  0.  §§  48-~61,  Gordon  a.  a.  0.  §  6). 

188.  «Die  Qeimilie  um  Anlhebong  von  Urteilen  der  Friedenericbter 
weiden  an  die  FKiedennielitenrenammlattg,  und  diejenigen  nm  Anfbebnng 
▼OD  Urteilen  der  FriedenariebterTersanimlQngen  an  den  Regierenden  Senat 
gerichtet.  Die  Gesuche  um  Aufhebung  von  Urteilen  der  Friedensrichter^ 
▼ersammlnngen  werden  unter  Beobachtung  der  im  Art.  746  gegebenen  Vor- 
schrift bei  dem  Ständigen  Mitglied  der  Versammlunfj  cin|?ereicht,  welches 
hinsichtlich  der  Annahme,  der  Rückgabe,  der  NichtberiicksiLhtiguncr  und  der 
Bef'irderung  dieser  Gesuche  an  den  Kegiereodea  Üm^t  uacii  der  für  die 
Appellationsgcrichte  vorgeschriebenen  Ordnung  verfährt  (vergl.  Art.  801)." 

Anmerkungen: 

1  Die  Vorschrift  des  Art.  18'J  bezieht  sich  auf  alle  im  Art.  18ö 
bezeichneten  (iesucbe.  Was  die  F'orm  dieser  (lesuche  anlangt,  so  ist  sie 
diejenige  der  Appellationsbeschwerde  gemäü  Arti.  1(>4,  190  (Gordon  §  2 
SU  Art.  189).  Dies  besagt  auch  der  hier  angezogene  Art.  746,  nach  welchem 
dem  Gesuche  i'tlort  dem  Appellations-,  hier  dem  Aufbebungstrcsuclie)  soviel 
Abschriften  beizufügen  sind,  als  Beschwerdegegner  vorhanden  sind.  Einzu- 
reichen ist  das  Gesrndi  wie  jede  Rechtemitteischrift,  bei  derjenigen  Instanz, 
welche  die  angefochtene  Entscheidung  erlassen  hat ;  diese  Vorschrift  ist 
obligatorisch,  die  Einreichnng  bei  der  Beschwerdeinstanz  hat  die 
Rttoksendung  des  Oesnclu  znr  Folge  {Borowikowski  §  1  zu  Art  189, 
Art.  743). 

2.  Auch  für  das  weitere  Verfahren  bei  der  Einreichung  der  Gesuche 
sind  die  Bestimmungen  mabgubend,  welche  für  die  Einreichung  der 
Appell ation8l)e8ch werde  in  den  Artt.  755,  757—760,  762.  764  getroffen 
sind  {Borntrr  k  I)  ics  k  i  a  a  O  §  8.  Gi>rd(t)i  §  '^  zu  .\rt.  ISi'  Ts'ach 
diesen  Bestimmungen  bat  das  Uehcht,  bei  welchem  das  Gesuch  eingereicht 
ist,  dasselbe  nebst  den  Akten  and  den  Abschriften  des  Oesnchs  dem  Be- 
srhwerdegericht  zu  ilher.'^endeii  (  Art.  762).  Die  mit  dem  Gesuche  ein<;ereirhte 
Abschrift  ist  nach  Annahme  des  Gesuchs  der  Gegenpartei  zuzustellen, 
welche  innerhalb  der  Frist  von  einem  Monate  (unter  Hinzurechnung  von 
£nt!emuDgstagen)  eine  Gegenerklärung  einzureichen  hat  (Artt.  758,  760). 
In  der  gleichen  Frist  kann  die  Gegenpartei  sich  dem  Re(  htsmittel  anschließen 
and  z.  B.  Aoschloßkassation  einlegen  mit  dem  Antrag  auf  Abänderung  des 
ihr  nngOnstigea  Tdles  des  angMochtmen  Urteils  (Art  746>.  Ist  das 
Gesuch  nicht  fristgerecht  oder  von  einem  nicht  dazu  legitimierten  Bevoll- 
mächtigten eingereicht,  so  ist  es  dem  üesuchsteller  zurttckzuschicken 
(Art  756).  Gegen  diese  Nichtannahme  (Rlicksendungj  des  Gesuchs  ist  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  innerhalb  zweier  Wochen  vom  Tage  der  Zu- 
stellung des  zurückgesandten  Gesuchs  zulässig  (Art.  757).  Das  Heschwerde- 
gericht  bat  nach  Empfang  deb  Uesuchä  nebst  den  Akten  Verbandlungstermio 
«asaberaumen  nnd  die  Parteien  zu  laden.  Wird  das  Urteil  wegen  \  erletzung 
wesentlicher  prozessualer  Vur;5chrift< n  aufuehoben,  sn  wird  das  Verfahren 
Ton  derjenigen  Handlung  an  fortgesetzt,  welche  den  Ürund  zur  Aufhebung 
des  angefo<£t«ieB  Urt^s  gegeben  hat  (Art.  810) ;  die  anderen  prosessnalen 
Bandlnngen  dagegen  bleiben  in  Oeltang  {Holmaten  8.  28Ü). 
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3.  Das  , Ständige  Mitglied  der  Friedensrichterrersammlung''  (d.  Vor- 
bemerkung zum  1.  Buche)  hat  das  Gesuch  anzunehmen,  wo  es  auch  flun 
Uberreicbt  Min  mag.  nicht  nur  in  dorn  Amt«geb&ude.  Das  ihm  überreichte 
Kassritionstrosnch  hat  er  ledi^rlich  daraufhin  zu  prüfen,  ob  es  form-  und 
iriütgcifcht  ist.  ob  es  in  den  Fiilk-n  des  Art.  756  [ci.  oben  Anm.  2i  dem 
Qesnchstcller  zurilckzuschickra  ist.  oder  ob  et  ohne  Fortgang  lanberSck- 
sichtigt'  bleiben  soll.  Letzteres  ist  der  Fall:  wenn  dem  (Tesuche  die  An- 
lagen nicht  beigefügt  sind  (Art.  269  Ziffer  'S) ;  wenn  für  das  Gesacb  nicht 
die  erforderliche  Stempelgebflhr  verwendet,  oder  demselben  die  Gerichts- 
kosten nicht  beigefügt,  oder  die  nötige  Anzahl  von  Abschriften  cf  oben 
Anm.  1)  btiigelegt  sind  (^Art.  7öti,  cf.  auch  Art.  lüO).  Dagegen  bat  das 
Ständige  Hitglied  den  w^term  Inlnlt  des  Geraebes  nielit  sd  prüfen, 
sondern  es,  sofern  os  formell  in  Ordnung  ist,  an  das  Beschwerdegericht 
abzuschicken  {Borowikowski  a.a.O.  ^'6,  Gordon  a.  a.  0.  §  3,  cL 
oben  Anm.  2). 

UH)  .Dem  Geisnrhe  sind  eine  Abschrift  des  Urteils  und  alle  Urkumkn. 
auf  welche  das  Gesuch  sich  stutzt,  beizulegen.  Mit  dem  Gesuche  um  Anf- 
hebang  von  UrteUen  der  Friedensricbterversammlongen  sind  als  Pfand  (ffii 
den  FUl  des  üntorlicgeiis,  d.  Ü.)  sehn  Babel  xa  ttbeisenden,  ohne  weldie  du 
Oesadi  nicht  angraommen  wird.  Dm  Pfand  fttr  ein  Gesnch,  wdches  vom 
Reginenden  Senat  als  unbegründet  zurückgewiesen  ist.  gelangt  in  die  Staats- 
kasso.  für  <-in  Gesuch  aber,  welches  für  betiriludet  befunden  ist.  wird  dem 
Einzahlenden  zurückgewährt.  \'on  der  Einzahlung  eines  Pfandes  sind  alle 
staatlichen  Verwaltungsbehürdeu  befreit. 

Anmerkung: 

Findet  der  Regierende  Senat,  daß  der  Bescbwerdefflbrer  in  einer  Lage 
sich  befindet,  welche  unbedingt  die  Anwendung  des  Armenrechts  rechtfertigt, 
so  kann  er  die  Rückzahlung  des  Pfandes  an  ihn  anordnen,  sofern  seine  Be- 
schwerde, wenn  auch  nicht  für  begründet,  doch  nicht  jeder  Grundlage  ent- 
bdirttid  befunden  wird." 

Anmerkungen : 

1.  Die  LTleiche  Bestimmung  wie  hier  ist  im  Art  8(K)  für  die  andpren 
Gerichte  getroffen.  Der  Betrag  des  einzuzahlenden  Pfandes  ist  dort  auf 
KN)  Rubel  erhöht.  Wird  der  Betrag  des  Pfandes  nicht  gleichzeitig  mit  dem 
<  Jesurh  eingesandt,  so  wird  das  Gesuch  zurückgeschickt:  wird  dies 
erst  bemerkt,  nachdem  das  Gesuch  an  den  Senat  abgegeben  ist  (Anm.  2 
SQ  Art.  189).  so  hat  der  Senat  dasselbe  snrttcksiisehiefcen.  Eine  Frist  sir 
Nachholung  der  Einzahlung  wird  nieht  L'estellt,  und  ist  eine  solche  lM•i^t 
irrtümlich  gesetzt,  so  ist  die  nachträgliche  Einzahlung  nur  dann  von  Üt- 
dentung.  wenn  sie  innerhalb  der  fttr  die  Einlegung  des  Rechtsmittel!  be* 
stimmten  Frist  (cf.  Artt.  P)l.  li>2)  erfolgt  iBorotcikoicski  %i  5— T  zu 
Art.  b4J0,  Gordon  §  7  zu  diesem  Artikel.  Anders  Holmsten  S. 
welcher  die  Nichtzahlnng  des  Pfandes  als  Omnd  dafSr  bezeichnet,  daS  das 
Gesuch  ohne  Fortgang  bleibt.  Über  den  Unterschied  zwischen  dem  BU'ilxn 
des  Gesuches  ohne  Fortgang  und  der  Rücksendung  cf.  Anm.  zu  Art.  lyij- 

2.  Der  Betrag  der  Pfandsumme  ist  für  jedes  Aufhebungsgesuch  «■> 
Art.  185  zu  zahlen,  gleichviel  ob  es  ein  Endurteil  oder  einen  Beschliiii  an- 
fechten soll  Au(h  die  AnschluUkassation  i^t  von  diesem  Pfände  nicht 
befreit.  Der  Betrag  von  1<J  (bezw.  l«X)i  Rubel  ist  derselbe,  ohne  Bücksicbl 
anf  die  Anzahl  der  Personen,  welche  die  Partei  bilden,  die  das  Rechtsmittel 
einlegt  {Borowikowski  a.  a.  0.  §§  11, 13,  U»  lö,  Gordon  a.a.O. §2). 
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3  Außer  dem  Falle  des  Obsiegens  und  dos  Armenrechts  der  Partei 
wird  das  Pfand  auch  zurttckgezablt,  wenn  der  Senat  die  Kassation  als 
seiner  PrBfung  nicht  vnterliegend  ertefatet  (d.  h.  wenn  die  Kusatlon  irr- 
tüitilii  h  an  ilin  ^'orichtet  war)  Dies  ist  dtircli  eine  Ministerialverflii^ung 
vom  Jabre  1900  angeordnet  {Gordon  a.  a.  0.  §  ö>.  Zurückgezahlt  wird 
auch  der  Phmdbetrag,  wenn  das  Qesnch  gemäß  Art  755  zurückgeschickt 
wird  (cf.  Anna.  2  zu  Art,  18t)).  oder  wenn  es  zurückgenommen  wird:  in 
diesen  Fällen  wird  das  Gesuch  nicht  zurückgewiesen,  das  Pfand  verfällt 
daher  nicht  {Borotcikotcski  a.  a.  0.  §§  21,  22,  Gordon  a.  a.  0.  g  5). 

4.  Befreit  von  der  Verpflichtang  der Pfaiidbestellimg  sind  lediglich 

die  staatlichen  Verwaltungsbehörden,  also  nicht  dii  stiUlti  Im  nnd 
ProTinzialbehörden ;  nicht  einmal  die  Armenpartei  ist  von  der  Kiwsaliiung 
befreit;  sie  hat  nnr  das  Recht,  nach  erfolgter  Einzahlong  die  Rflokzahlnng 

unter  den  in  der  Anmerkung  zum  Art  UH)  angegebenen  Voraussetzungen 
nachzusuchen,  in  welchem  Falle  die  Rückzahlung  an!  Anordnung  des  i^cnats 
erfolgt  {Borowikoiüski  a.  a.  0.  ^  16.  18.  Oordon  a.  a.  0.).  Vom 
Pfände  befreit  sind  auch  diejenigen  Beschwerden:  a)  welche  sich  gegen 
die  Nichtannahme  des  Gesuches  aus  Art.  185  bezw.  7D2)  richten:  bi  welche 
im  Anfsichtswege  an  den  iSenat  gerichtet  werden:  ci  welche  der  Gemein- 
schuldner gegen  den  u'eriehtlichen  Beschluß  gemäU  Art.  525)  f.  der  HPO 
{Stcod  Sakoniiic  Band  XI  Teil  2  Ausg.  19()3,  cf  H  i-  inssi^iche  Konkurs- 
recht Ztsch.  XV  ^7  f.;,  wonach  seine  Zahlungsutiiuiugiceit  als  eine  fahr- 
Mssigc  erklärt  wird,  erhebt  {Borowikowski  a.  a.  O.  §§  8, 10,  Gordon 
A.  a.  0.  §  2). 

ö.  Der  Pfandbetrag  wird  bei  dem  Gerichte  unterer  Instanz  eingezahlt, 
bei  welchem  auch  das  Gesuch  aus  Art.  185  eingereicht  wird,  und  verbleibt 
dort  bis  zur  Entscheidung  des  Senates  über  die  Verwendung  bezw.  Rück- 
zahlung des  Bctraj^es.  Das  Gericht  der  unteren  Instanz  hat  auch  in  dem 
mit  dem  Gcäuche  an  den  Senat  abgeschickten  Bericht  anzugeben,  ub  der 
Pfandbetrag  eingeiahlt  ist  {Borotoikoteski  a.  a,  O.  §  19,  Oordon 
a.  a.  0.  99  ö,  7). 

191.  ,Die  Frist  snr  Einieidrang  eines  Oesndies  am  Anfhebnng  des 
Urteils  eines  Friedmriebters  (Art  134)  wird  aof  einen  Mona t,  tut  Ein> 
reichnng  eines  Kassationsge8n<^e8  gegen  ein  Urteil  der  Friedensrichterrer* 

Sammlung  (Art.  185  Ziffer  1)  —  auf  zwei  Monate,  zur  Einreichung  eines 
Wiederaufnahmfijesuches  gfgen  ein  Trteil  der  Friedensrirbterversammlung 
(Art.  18.')  Ziffer  2)  und  der  Gesuflie  aia  i^rozi>s..  nieiit  bettiH0er  dritter 
Personell  um  Aufhebung  eines  Urteil»  der  Friedeusru  hterversammlung  (  Art.  185 
^ffer  3)  —  auf  Tier  Monate  bestimmt' 

Anmerkung: 

FOr  die  anderen  Gerichte  (nicht  Priedensgerichte)  bestimmt  der  Art.  796 

für  alle  hier  bezeirhnrten  Gesuche  eine  einheitliche  Frist  von  vier  Monaten. 
Die  Frist  ist  gewahrt,  wenn  das  Gesuch  innerhalb  derselben  eingereicht 
ist,  sollte  sie  andi  oline  Fortgang  geblieben  sein  (cf.  Anm.  3  zu  Art.  189), 
sofern  nur  der  Antragsteller  innerhalb  der  ihm  hierzu  y;«  rirhtsseitig  - 
setatcn  Frist  das  Versäumte  nachgeholt  hat.  Anders  verhält  es  sich,  wenn 
das  OesDcb  wegen  Nicbtbeobachtnng  yon  FormTorachriften  nicht  ange- 
nommen und  ziinickLn'srliickt  wird  ;of.  .^nm.  2  zu  Art.  iH'.ii:  diese  Ein- 
reichung unterbricht  nicht  die  Frist.  Eine  Verzögerung  in  der  Rück- 
sendung kann  die  Wiedereinsetxnng  in  den  vorigen  Stand  begründen  (J9o« 
ro^ikowski  §§  1,  2  su  Art.  796,  Gordon  99  2,  3  an  diesem  Artikel). 
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192.  „Die  io  dem  vorstehenden  Artikel  bestimmte  Frist  wird  gerechnet: 

1.  f  ü  r  G  c  s  u  che  um  Kassation  von  Urteilen  —  ▼om  Tage  der  MitteUiuf 

dt-r  Entscheidung;: 

2.  für  Wiederaufnahniegesuche  -  von  dem  Tage»  an  welchem  dem 
Antrti^steUer  der  neue  als  ü  rund  läge  des  Wiederaofnahuevei- 
labtens  dienende  latonutand  bekannt  gewovden  iet^  und  im  Me 
einer  ürkundeniUaehnng  von  dem  Tage,  an  welclieni  des  Uitdl 
des  Strafgerichts,  in  dem  die  Urkunde  als  gefUeeht  aiierkioiit 
wird,  die  Rechtskraft  erlangt  hat; 

B.  für  Gesuche  am  Prozesse  nicht  beteiligter  thittor  Personen  von 
dem  Z(  itpnnkte,  an  welobem  das  Urteil  dem  Antragsteller  b«luant 
geworden  ist.* 

Anmerkungen: 

1.  Die  Prflfung,  ob  das  Oesttcb  fristgerecht  angebradit  ist,  Uegt  der- 
jenigen Instanz  ob,  h»  i  welcher  das  Gesuch  eingereiclit  wird  (cf.  Anm.  2 
and  3  zn  Art   1S9.  Bt,  rotvikowski  §  1,  Gordon     1  zn  Art,  797K 

2.  Die  Viiai  zur  Einicgung  der  Kassation  läuft  voii  ü^i  ^itteilnng. 
d.  h.  von  der  Verkündung  des  Urteils,  und  nicht  von  seiner  Niederschrift 
in  tiidt^ftltitjcr  Form  (cf.  Anm.  1  zu  Art.  141).  Der  letztere  Zt  irpunkt  ist 
in  denjenigen  Fallen  der  Beginn  des  Laufs  der  Kassationsfnst,  wo  die 
Kassation  sich  gegen  ein  Urteil  des  AppeUationsgerichts  richtet  {Bcro' 
wik<.!r  -  \-i  a.  a.  O  i;?;  2.  GnrffoH  a.  a  0.  §  2,  Holnisten  S  V.fy 
Diesell>eu  Bestimmungen  gelten  auch  für  die  Kasdatiunsfrist  gegen  Beschlüsse 
{Borowikowaki  a.  a.  0.  %  6). 

H.  Die  Einhaltung  der  Frist  für  Wiederaufnahmegesuche  (Ziffer  2i 
wird  V"ni  dem  Roschwirdc^^cricht  dem  Senat)  geprüft.  Beim  Xicht  best  reiten 
der  Gegenpartei  muß  die  Angabe  des  Autragstellers  gelten.  Letzterer  mut; 
aber  jedenlalis  angeben  (nicht  beweisen-,  wann  die  neue  Tatsache  sn 
seiner  Kenntnis  gekommen  ist,  da  andernfalls  der  WiedcraiifnalimeaDtrag 
unberücksichtigt  bleibt.  Bestreitet  die  Gegenpartei  die  Richtigkeit  der 
Angaben  des  Antragstellers,  so  li^  Ihr  die  Beweispflfdit  ob  (Borom' 
kotcski  a.  a.  0.  §  7,  Gordon  a.  a.  0.  §  3). 

4.  Der  Bririnn  der  Frist  fflr  Gesuche  aus  Ziffer  3  ist  die  Kenntnis- 
erlangung vou  dem  Urteil,  durch  welches  die  Rechte  des  Antragsiellcrs 
verletzt  sind.  Ob  die  Frist  darnach  eingehalten  ist  hat  der  Senat  sa 
prüfen  .\ucli  liii  r  licijt  der  bloüon  Belianptuntr  des  Antratst e!?erf  gegen- 
über der  Gegenpartei  die  ßcweispflicht  ob,  wobei  zu  bemerken  i<t  der 
Beginn  der  Zwangsvolistreelning  aus  dem  angefochtenen  ürteil  g  n  den 
Beklagten  noch  nicht  der  Zeitpunkt  der  Keimt  niserlanixung  von  dem  Urteil 
durch  den  Antragsteller  zu  sein  braucht,  selbst  wenn  die  ZwangSTolistreckuog 
auf  dem  Gute  vorgenommen  bt,  anf  dem  der  Antragsteller  gewShnlirh  seines 
Wohnsitz,  liatte.  denn  der  Antnvgstellrr.  L'etien  den  die  Zwan^svf/llslre  knrL' 
sieb  ja  nicht  richtet,  braucht  die  näheren  Umstände  dieser  ZwangsToii- 
strecknng  nnd  das  ihr  zngrande  liegende  Urteil  nicht  zu  kennen  [Boro' 
wikoioski  a.  a.  0.  §§  8,  11,  15,  Qordon  a.  a.  0.  %  4). 

193.  „Die  Friedeusrichtervcrsammluug  hat,  wenn  sie  das  Gesttdi  sm 
Aufhebung  des  Urteüs  fOr  begründet  erachtet,  das  angefochtene  ürteil  soI« 
sohehflii  nnd  an  einen  ander»  Friedounichter  mr  Bntseheidttng  sa  vcfweisA 
In  Reicher  Weise  hat  der  Beerende  Senat  bei  Anfhehimg  des  Urteils  ^otf 


Die  rntBisclw  ZivilproteBordimiig. 


525 


ftiedemiiditerTersaiiuiilQiig  die  Seohe  »n  eine  «ndae  FiiedauiiditefTenviim» 
laag  n  verweisen.* 

Anmcrkaog: 

cf.  Art.  Für  die  anderen  Gerichte  trifft  Art  8(«>  dieselbe  Be- 

stimmung wie  hier.  Das  Beschwerdegericlit  hat  im  Falle  der  Aufhebung 
des  Urteils,  d.  b.  wenn  es  dem  Qesnchc  stattgibt,  niemals  selbst  andenr^ 
zn  entscheiden,  sondern  stets  an  dir  Vorinsianz  zorückzuverweisen.  und 
zwar  stets  an  ein  anderes  gkichartigts  Gericlit,  welches  mit  der  Sache  noch 
nidit  befaßt  war.  Verstößt  die  Friodensriditorvcrsammlnng  <  i  diise 
Vorschrift,  oder  sie  entscheidet  .selbst  anderweit,  odtT  sie  behiindelt  »in 
KaBsationsgcsuch  im  Bcrufungsverfahren,  und  umgekehrt,  so  kanu  diese 
ihre  Entscheidung  wiederam  mit  der  Kassation  bei  dem  Regierenden  Senat 
angefochten  werden  (Borrncikmrski  §  '^  zu  Art.  VX\.  ^'  '  zu  Art  809. 
Gordon  §  1  zu  diesem  Artikel;.  Das  Gericht,  an  welctit^t»  die  ^iache  zur 
andaveiten  Verliendlnnf;  nnd  Snteclieidiuig  verwiesen  ist,  ist  an  die  Ent> 
•cheidung  dos  Beschwerdc^rerichts  gebunden  {Oordon  a.  a.  0.  g  2,  Art 
811  ZPO,  cf.  Anm.  2  zu  Axt.  1U4). 

194.  „Der  Friedensriebter  oder  die  FriedensriditerversaBimliuig,  an  welche 
die  Sache  zor  Verhandlung  verwiesen  ist,  tritt  an  die  Entscheidung  nicht 
anders  heran  als  nach  erfolgter  Ladung  beider  Parteien  und  unter  Beobachtung 
bei  Verhandlang  der  Sache  der  in  den  Artt.  810—^13  gegebenen  Vorschriften." 

Anmerkungen: 

1.  Über  Ladunsx  dn-  Piirteien  cf.  Artt  171.  172.  Die  Vorschrift  des 
Art.  810  ist  üben  Aiim.  2  u.  E.  zu  Art.  18U  wiedergegeben.  Die  Verhand- 
lung vor  dem  Gericht,  an  welches  die  Sache  verwiesen  ist.  findet  nach  den 
für  di<  ses  Gericht  bestehenden  Vorschriften,  also  narli  den  .Vrtt.  (5,s  ,S(M 
für  die  Friedensgerichte,  und  Artt.  170—184  für  Friedensrichtervtrsamm- 
Inngen  statt.  Die  Ladung  der  Parteien  erfolgt  nach  den  sn  den  Akten 
angegebenen  Adressen  derselben  Die  Part.  !,  welche  inzwischi  n  ihr*  n 
Wohnort  geändert  hat,  muß  ihre  neue  Adresse  dem  Gericht,  an  welches 
die  Sache  verwiesen  ist.  nnd  welches  sie  ans  der  ihr  zugestellten  Abschrift 
des  ürteiU  (h'.s  T^rsrhwerdi  L'''rirhts  (Aw  Frit  ili  iisrii  litt  rversammlnnL:  oder 
des  Senats)  ersieht,  ohne  Verzug  anzeigen  i^^Moi  otoikowaki  and  Gotäon 
$  1  sn  Art.  810).  Ist  das  angefochtene  ÜrteU  auf  das  Oesncfa  eines  nxa 
Prozesse  nicht  Beteiligten  deshalb  aufiz»  hoben  worden,  weil  derjenige,  gegen 
den  die  Klage  gerichtet  war,  nicht  der  richtige  Beklagte  ht,  so  hat  das 
Gericht,  an  welches  die  Sache  verwiesen  ist,  eine  Entscheidung  dabin  zu 
treffen,  daß  die  Klage  nnberdcknchtigt  zn  bleib«»  hat  {Boroioifcotoaki 
%  lö  zu  Art.  810). 

2.  2iach  den  angezogenen  Artt.  811—813  hat  das  Gericht,  an  welches 
die  Sache  verwiesen  ist,  ohne  Rflcksicbt  anf  das  angehobene  Urteil  eine 

neue  Entscheidung  zu  erlassen,  wobei  es  an  die  rechtlicht  ri  Ausführungen 
und  Gesichtspunkte  des  Senats  in  dem  das  angefochtene  Urteil  aufhebenden 
Erkenntnis  gebunden  ist.  sonst  aber  in  tats&diUcher  Beziehung  nicht 
gehindert  ist,  neuen  Beweis  zu  erheben  oder  den  frUher  erhobenen  Beweis 
zn  witdorholen  oder  bestehen  zu  lassen  und  das  Ergebnis  anders  zu 
würdigen  usw.  Die  neue  Entscheidung  kann  in  derselben  Weise  wie  die 
aalgehobene  mit  der  Kawation  nsw.  angefochten  werden.  Bttonders  ist 
es  ein  Kassatinnsernind,  wenn  die  neue  Entscheidung  von  den  rechtlichen 
Ausfüliruugen  des  Senats  abgewichen  ist  {Borowikotcskt  Jj^  1,  3  zu 
Art.  613,  Qordon  g  8  zn  Art.  811,  g  2  zu  Art.  813,  Solms ten  S.  277). 
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Dreizoll nt<)<i  Kapitel. 
YoQ  der  Ablehnung  von  Friedensrichtern  und  Mitgliedera 
der  Fried  CS  lichter  Versammlungen. 

195.  ^Der  Friedtiisrichter  ist  verpflichtet,  in  folgenden  Fällen  sich 
MBSiuchlieUen  und  kann  von  den  Parteien  abgelehnt  werden: 

1.  wenn  er  Belbst»  seine  EheAnau,  seine  YerwandteB  in  gpnder 
Linie  <^uie  Beichrtnknng,  in  Sdtenlinie  die  Verwandten  der 
ersten  "rier  und  die  durch  Sdi  wägerschaft  verbnndenen  Ver- 
wandten der  ersten  drei  Grade,  ebenso  wenn  Ton  ihm  adoptieitc 
Persoiu-n  an  dt-ui  Prozesse  bet^'iliß't  sind  ; 

2.  wenn  der  Richter  Vurmuod  einer  der  Parteien  ist,  uder  deren 
Oeschift  Terwaltet,  oder  wenn  die  Partei  das  Gescbift  «der 
das  Ont  des  lUcliten  Terwaltat; 

3.  wenn  der  Richter  oder  dessen  Ehefrau  die  n&ehsten  gesetilicks 
Erben  einer  der  Parteien  sind,  oder  mit  dner  Ton  ihnen  fm 
Prosesse  stehen. 

Anmerkungen: 

1.  Dieselbe  Bestimranng  wie  Art.  195  fttr  die  Friedensgeriehte  endilH 

Art  CHT  fiir  die  Gerichte  andt  icr  Art.  Die  Bestimmnni:  findet  nidit  nur 
in  streitiger,  sondern  aucb  in  unstreitiger  Gerichtsbarkeit  Anwendung 
{Borotciküwski  a.  a.  0.  §  4^,  Gordon  §  2  zu  Art.  (>67).  Eine  Ab* 
lehnnng  des  Gerichts  in  seinem  Gesamtbestande  (der  Friedeiisridittr- 
Versammlung)  wegen  Befanfrenheit  ist  nur  in  der  Weise  mü^rlic)!,  dali  jedef 
eiiizehie  Richter  besondera  abgelehnt  wird  {Borotc  ikotcski  %  1  W 
Art.  667,  Gor  (Jon  §  7  zu  diesem  Artikel).  Unter  Verwandtschaft  and 
Schwägerschaft  im  Sinne  dieses  Artikels  ist  ilie  gesetzliehe  zu  virsteben, 
nicht  die  natürliche  {HoitNsten  S.  39).  Wenn  an  der  flache  des  AdopÜT- 
Vaters  der  Riditer  beteiligt  ist«  so  ist  das  kein  Ablehnnngsgrand  {Solmtttn 
8.  39). 

2.  Der  Ablehnungs&ntrag  mulS  vor  Verhandlung  sor  Uaapt^be 
gestellt  werden,  da  andemfells  ein  Versieht  anf  das  Ablehmuftiidit 

angenommen  wird  Der  Tnistand.  daß  der  Richter  sich  seilst  nirht  ans- 
geschlossen  bat,  ist  kein  Kassationsgrund,  obwohl  der  Richter  hierzu  aadi 
ohne  den  Antrag  der  Partei  abzuwarten,  in  den  gesetslich  (Art  195  bc^. 
667)  bezeichneten  Fällen  verpflichtet  ist  (Art  W9,  Borowihomi 
a.  a.  0.  §§  3.  4,  Qordon  a.  a.  0.      ö,  6). 

3.  iMe  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  mit  don  BoTolfaniditiclm 
der  Partei  ist  gLfichbedeutend  wie  die  Verwandtschaft  oder  SchMägcrschaft 
mit  der  Partei  selbst  [Borotcikotcski  a.  a  0.  §  13,  Gordon  ».  »•  JÖ. 
t?  3b).  Dagegen  ist  der  Umstand,  daß  der  Bevollmächtigte  der  Pww 
zugleich  auch  Bevollmächtigter  des  Richters  in  einer  anderen  mit  der  xar 
Verhandlung  stehenden  nie  ht  im  Zusammenhang  stehenden  Saehe  ist.  k«« 
AblebnungEgrund  (Bv  rowikotcaki  a.  a.  0.  §  lö,  Gordvn  a.  a.  O.W 
Ziffer  2). 

1  Nnr  die  Schwägerscbaft  d«-*r  P.nrtei  mit  dem  Richter,  nicht  »uo» 
mit  desht'U  Ehelrau,  ist  Ablehnungsgrund  (ßo row ikotcski  a.  a.  0.  8  IJ; 
Gordon  a.  a.  0.  §  3<^).  Eine  Verwaltung  des  Gutes  im  Sinne  des  Art.  1!^ 
(liezw.  ()67  Ziffer  2  ist  nirlit  vorhanden,  wenn  die  Partei  das  Gut  des 
Richters  gepachtet  hat  {Bor  o  w  ikowaki  A.&.O.i^ia,  Gardott9k.^  0.  §3)- 

5.  Eine  Beteiligung  am  ProseB  liegt  nicht  alldn  bei  den  FWteiA 
dem  Nebeninterrenienten  nnd  Hanptintervenienten,  sondern  nach  dso»  ftf» 
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wenn  der  Richter  in  moralischer  Beziehnng  am  Prozesse  beteiligt  Ist.  Daher 

kann  derjenige,  der  als  Zenge  in  der  Sache  vernommen  ist.  oder  die  Sache 
als  Bevollmächtigter  vertreten  hat,  nicht  als  Richter  in  derselben  öacbe 
fuiigiiren  {Gordon  a.  a.  0.  §  3).  Ebenso  kann  der  Vorsitzende  einer 
KreditgeseÜschaft  auf  Gegenseitigkeit  oder  überhaupt  der  Beteiligte  an  einer 

Gf'Sellsehaft  in  einem  Prozesse  dieser  fiesellschaft  nicht  das  Richtc-ramt 
bekleiden  \B  o  ro  w  ikowsk  i  a.  a.  0.  g  15'.  Gordou  a.  a.  Ü..  Hol  msten 
S.  40). 

fi.  Das  Bestehen  eines  Prozesses  zwischen  Rirlitcr  und  Partei  ist  von 
der  Klageerhebung  bis  zur  rechtskräftigen  Erledigung  anzunehmen,  ^^lch 
recbtskrftftiiper  Bnedigung  besteht  de^  Froieß  nicht  mehr,  sondern  er  }iat 
bestanden,  nnd  dies  ist  kein  AMehnnnffstrmnd.  .\bcr  nicht  nur  ein  Zivil- 
yruzeß,  der  zwischen  einem  Richter  und  der  Partei  schwebt,  ist  (iruud  zur 
Ablehnung  des  Richters,  sondern  auch  ein  Strafverfahren,  in  welchem  der 
Richter  als  Partei  anftritt  t  V>.  bei  Antraq:sdelikten V  Indessen  ist  der 
Kicbter  in  einem  Strafverfahren  gegen  die  Partei  wegen  Beleidigung  des- 
selben im  Amte  nieht  als  Partei  amrasebeB  (Boroioikoteski  a.  a.  0. 
§§  17,  18.  Gordon  a.  a.  0  ^  8\  Nach  Holmsten  S.  40  soll  der  Prozeß 
awischen  Richter  and  Partei  schon  vor  Beginn  der  aur  Verliandlang  stehenden 
Sache  b^onnen  haben,  da  anderofalls  die  Partei,  welche  ein«tt  Uir  mifi- 
liebigen  Richter  besi-itigen  wollte,  mit  ihm  eiiitt;  i ulicijründefeii  PvoasB 
beginnen  könnte  (was  aber  im  Gesetze  selbst  keine  6tütze  tindet). 

7.  Nach  Art.  148  des  Oerichtsverfassnngsgesetzes  {Stcod  Sakonoio 
Bd.  XVI  T.  1  Ausg.  1892  in  der  Fassung  vom  Jahre  19(>2)  dürfen  die 
Richter,  die  an  der  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sache  teilnehmen, 
nicht  nntereinander  verwandt  oder  vers<^:hwägert  sein.  Diese  im  Interesse 
der  Rechtssicherheit  und  Unparteilichkeit  getroffene  Bestimmung  ist  so 
wesentlich,  daß  sie  selbst  durch  einen  ausdrflrklichcn  Verzicht  der  Parteien, 
einen  Einwand  hieraus  herzuleiten,  nicht  beseitigt  werden  kann.  Eine 
Verletzung  diessr  BertimiMHig  ist  stets  Kassatiomgrand  {Boroteikoieitki 
a.  a.  0.  I  6). 

* 

196.  „Das  Gesuch  um  Ablehnung  des  Friedensrichters  unter  Anftthfang 
der  Gründe  muß  vom  Kläger  bei  der  Einreichung  der  Klage  und  vom  Be- 
klagten ntebt  spftter  als  im  ersten  Verhandlnnjgrstermin  angebracht  sein." 

Anmerkung: 

Die  Folge  der  nicht  rechtxeitigen  Anbringung  des  AUehnungsgesnchs 

cf.  eben  Anni.  2  zn  Art,  1%  Der  Umstand,  datj  eine  Partei  im  ersten 
Verhandlongstermin  abwesend  ist,  bebt  die  Fuken  der  nicht  rechtzeitigen 
Anbringung  des  Ablebonngsantrags  nicht  auf  {Borotoikowski  §  1, 
Gordon  i<  2  zu  Art.  669).  Nach  Art.  669  kaun  der  AMehimntisantriig 
auch  spater  im  Laufe  des  Prozesses  gestellt  werden,  wenn  der  Ablehnungs» 
grund  später  hervorgetreten  ist. 

197.  .Der  Friedensrichter,  der  die  Ablehnung-sgrUnde  für  ^er-f^bt fertigt 
hiilt,  gibt  die  bei  ihm  eingereichte  Klage  mit  allen  ihren  Anlügen  au  den- 
jenigen BeiirkS'  oder  direnamthcben  Friedensrichter  ab,  welcher  im  Yoiatu 
m  seiner  Yertretnng  in  fthnlichen  Fillen  auf  Omnd  des  Gerichtsferfassiings- 
gfsetMS  bestimmt  ist* 

Anmerkung: 

Nach  den  Bestimmungen  der  Artt.  15.  16.  48  des  Gerichtsverfassungs- 
gesetzes ist  für  jeden  Friedensgerichtsbezirk  ein  Friedensrichter  und  ein 
ehrenamtlicher  Friedensrichter  [durch  Wahl  oder  Emennnngi  zu  bcst.  llen, 
Im  Falle  der  Behinderung  oder  Ablehnung  des  Friedensrichters  des  Bezirks 
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wii'l  dieser  dtirch  den  ehrpnamtliclu'ti  Fru-densrirbtor  cuU-r  duii  Friniens- 
iichier  deü  benachbarten  Bezirks  nach  einer  vorher  bestimmten  Reihentolge 
▼ertieteiL 

198.  ,  Erachtet  der  Frietleusrichter  die  vürgebrachteu  Ablehnangsgränd« 
za  8«iBer  AnsacliUeBiiiig  nicht  flli  aasnidiend,  v&hrend  die  Partei,  oacUm 
ihr  hiervon  Mitteilung  gemacht  iet.  bei  der  Ablehnnng  Teiharrtt  ee  hit  er 
deren  Ablehnnngsantrag  zosammen  mit  sriner  eigenen  Erklärung  nicht  gplttr 
als  zwei  Tage  vom  Zeitpnnkte  der  Einreichang  an  die  Friedensrirhtrrver- 
sammlunfr,  falls  die  Sitzungen  derselben  schon  befironnen  haben,  oder  lonerbalb 
einer  Wuche  beginnen  sollen,  zur  Entscheidung  zu  Ubersenden,  im  anderen 
Falle  hat  er  die  Sache  unverzüglich  nach  den  im  vorstehenden  Artikel  1,197; 
gegehenen  Vorschriften  an  einen  and«ren  FHedensrichter  abzugeben,  und  jn- 
zwischen  legt  er  die  Frage  wegen  seiner  Ablehnnng  dtf  FriedaunehterTM^ 
sammliing  in  ihm  eisten  Sitzung  lur  Entscheidang  tot." 

Anmerkung: 

Die  Behandlung  der  Ablehnunf^santräge  soll  nach  der  Absiebt  im 
Qesetageben  (in  den  Motiven  bei  (iordon  ii}  l  so  Art.  198)  eine  bescblennigte 

sein,  um  eine  Vi  rzflL^ornnt?  fif  s  Prozcßganges  zu  vermeiden.  Ersieht  die 
Friedengrichtervcrsammlung,  welche  zur  Entscheidung  des  Abkbnungs- 
antrafts  berufen  ist,  daB  die  Torgebracbten  Ablehnnngsgründe  nicht  aar 
auf  dfn  '/iistruidii:'  ti  Frif(1i  nsricht^r,  sondern  aurh  auf  all«-  anderen  Bezirks- 
friedeusrichter  desselben  Kreises  paseen.  so  kann  sie  ohne  weiteres  die 
Sache  dem  ehrenamtlieben  Friedensrichter,  der  nach  der  vorher  bes^mteB 
C'nlnunir  zur  Verf  ii-timy;  bernfcii  ist,  überMx-isen  {En  toicikcirski 
Art,         Gordon  ^  2  zu  diesem  Artikel,  cf.  Anmerkungen  zu  Art.  19<J. 

,Das  Gesuch  um  Ablehnung  von  Mitgliedern  der  l^riedensrichter- 
versmnmlung  wird  bei  d«  m  Vorsitzfnden  der  Versammlung  mündlich  oder 
schriftlich  vor  Beginn  der  \  Liliaiidiung  in  der  Sache  aiifrebrarht  und  von 
der  Friedeusrichterversaiimiiutig  ohne  Beteiligung  des  abgelehnten  Richters 
nach  Anhörung  des  Antrags      Staatsanwaltscbaftsgehilfen  entschieden.' 

Anmerkung: 

Der  Ablehnnn£rsniitr:i?  kann  nai  Ii  Aiikiiadigung  der  Sache  zur  Ver- 
handlung durch  den  Vorsitzeudeu,  muü  aber  vor  Eintritt  in  die  Ver- 
handlang gestellt  werden  {Borowikotoaki  und  Gordon  %  \  ^ 
Art.  190).  Werden  alle  IMiti^Iinlrr  Avx  Vi  rsainmlunt:  oder  dorh  so  viel  von 
ihnen  abgelehnt,  daß  die  übrig  gebliebene  Anzahl  der  Kichter  zur  Beschiui)- 
f&higkeit  nicht  ausreicht,  so  mnft  gemäß  Art.  677  verfahren  werden:  dw 
Verharulliing  wird  ausgesetzt  imd  der  Ab!«  hnnngsantrat;  mit  den  Äußerungen 
der  abgelehnten  Richter  an  den  Senat  zur  Entscheidung  abgegeben  {ßortt- 
ioikoioaki  and  Gordon  §  2  sni  Art.  199). 

Tleneluites  Kapitel« 
Von  den  Oeriohtskosten. 

200.  »Das  Verfahren  vor  den  Frirdrnsrichtem  nnd  Frfedens^icbterTe^ 
Sammlungen  ist  von  der  Stempel'^"  bnhr  befreit 

Anmerkung:  . 
Für  das  Prozeßverfahren  hei  den  anderen  Geriditoi  werden  ^ 
Art.  839  Gebühren  viererlei  Art  erhoben:  1.  Stffinpelgebflhrai,  2.  flemw** 
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kosten.  '^.  K.inzli  iLiMihren  nnd  4.  Gebühron  fflr  den  Betrieb  der  Sache. 
Der  Stempelgebühr  unterliegen  alle  Klagen,  Gesiuhe.  Anträge  oder  sonstipe 
Eingaben  an  die  Gerichte,  und  zwar  wird  die  Stcmpelgebühr  nach  Art.  14 
des  Stempelgesetses  (Siood  Sakonmo  Band  V  Ausg.  1908)  im  Betrage  von 
60  Kopeken  pro  Bossen  der  eingereichten  Schriftstücke  und  ihrer  Anlagen 
erhoben.  Die  Gebühr  wird  in  der  Form  von  Stcmpeibugen  oder  Stempel- 
marken  erhoben.  Wird  eine  Klageschrift  usw.  ohne  Verwendung;  des 
Stempelbogens  oder  der  Stempelmarke  eingereicht,  so  bleibt  sie  ohne  Fort- 
gang, und  dem  Kläger  braw.  dem  Antragsteller  wird  eine  Frist  zur  liach- 
holnng  des  Vers&nmten  geeteUt.  Nach  fmditlosem  Ablauf  dieser  Frist 
wird  die  Klatreschrift  zurückgeschickt,  und  die  Klage  kann  nur  durch  Ein- 
reichun^  einer  neaen  Klageschrift  wieder  erneuert  werden  (Art.  2&d  Ziff.  2, 
Art.  270  ZPO.). 

Ao  Gerichtekosten  werden  nach  dem  Objekt  der  Klage  oder  Wider- 
klag:? ö'^  Kopeken  fflr  je  volle  100  Rnhel,  oder  für  den  Retra^r  über 
sii  Rubel  und  je  25  Kopeken  für  den  Betrag  bis  su  öu  Knbel  erhoben. 
Derselben  Oebabr  unterliegen  Antrilge  auf  Zulassung  zum  Beitritt  zum 
Prozesse,  für  den  Einspruch  gegen  ein  Versäumnisurteil  und  für  Appellations- 
srhriftcn  We£ren  des  Pfandes  bei  Kassationsbeschwerden  u.  dei^l.  of.  Art.  190 
und  die  Anmerkungen  dazu. 

An  Kansleigebthren  werden  je  40  Kopeken  fflr  jeden  Bogen  der  Tom 
(it  richt  erteilten  Abschriften  and  Ausfertigungen  erhobni.  AuJJerdem  werden 
noch  für  die  Bcidrückung  des  Amtssiegels  20  Kopeken  pro  Bogen  erhoben 
(Art.  854  ff.  ZPO.). 

Zu  den  Kosten  für  den  Prozeßbetrieb  werden  Zeugen«  and  Sach- 
verständitrengcbühren.  Diäten  der  Gerichtspersonen  für  Reisen  zum  Zwecke 
einer  Ortsbesichtigung  und  dergl.  Auslagen  gerechnet.  Für  die  Erstattung 
eines  Gutachtens  erhalten  Sachverstttndige  25  Kopeken  bis  25  Rubel  neben 
den  Kosten  für  eine  etwaige  rntersiirhnn?  nsw  Zetieen  erhalten  eine 
Entschädigung  von  25  Kopeken  bis  3  Kübel  je  nach  Umständen.  Daneben 
erhalten  Zeugen  und  Sachverständige  an  Fahrgeld  je  10  Kopeken  pro  Werst 
der  Hin-  und  RUckreise  zusammen  (Art.  857  ff.  ZPO.). 

201)1.  Zivilsachen,  die  vor  friedensgerichtlichen  Institutionen  ver- 

handelt werden,  werden  zugunsten  des  Semstwo  (Landschaftsverbandes,  d.  Ü.) 
a)  Qerichtekosten  und  b)  Aktengehtthr  gemftß  den  nachstehenden  Vorschriften 
(Art.  800>— 200^0)  erhoben.« 

Anmerkung: 

Die  Artikel  200'  2*wi^"  sind  durch  Novelle  vom  10.  Mai  1877  in  die 
Zivilprozeßordnung  eingeiugt  und  haben  gemäß  der  Allerhüchst  bestätigten 
Meinung  des  Staatsrates  vom  4.  5.  82  rückwirkende  Kraft.  Die  Bestim- 
mungen haben  auch  tttr  den  Bereich  des  Königreichs  Polen  Gdtung  (Gor> 
don  zu  Art.  200 1). 

900'.  ^ie  Oerichtskosten  werden  fttr  jede  bei  dem  Friedensilehtw 

mUndlich  oder  schriftlich  angebrachte  Klage,  ebenso  für  jede  Widerklage, 
für  den  Antrag  einiT  dritten  Person  auf  Beitritt  zum  Prozeij.  für  den  Einsprach 
Vetren  ein  Vtr^iiiimnl-^urteil  und  für  eine  AppHktionsschrift  im  Hetru^fe  von 
ei  nur  Kopeke  Iiu  jeden  verlanirton  oder  b' stritt«  nen  Rubel  erhoben  In 
Sachen,  die  nicht  abschäub.a  sind,  werden  ilie  ütriclitskostcn  von  dem 
Friedensrfditer  bei  Abfassung  des  Urteils  in  Höhe  tob  nicht  flbor  f  ftnf  Rubel 
beatioimt." 

3o^ 
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Anmerkungen: 

1.  Eingaben  an  Fhedensgenchte  in  uichUitreiüger  Menchtfib&ckeit 
uiterliegvii  den  OeUlra  gmUI  Art  aOO>  nicht  {B^rowikpufki  $  1 » 
Art  200^;  Gordon  §  2  zq  dicsom  Artikel). 

2.  DfT  Entrirlitnni;  der  rf»  rirhtskost<»n  unterliegen  nnr  solche  Scbrii^ 
siikke,  die  ein  Klagebegebren  enthalten.  Hierher  gehören  gemäß  Art  115 
Antelge  wal  Wiederanfiiftbine  d««  infolge  Nichteredieineiis  dee  Klägers  nhcn 

gebliehi-mn  Prozcsst  s  Di'  H  i irhtskosten  werden  einmal  erhoben  für  jede 
Klage,  jeden  Einspruch  usw..  gleichviel  wie  viel  Personen  dabei  beteiligt 
sind  {Gordon  a.  a.  0.  §  1).  Fttr  Qegenerklärungen  anf  Klagen.  Ai^Ua- 
tionen  usw.  wt-nlen  (kriclltlkoiteii  nicht  erhthen  {Gordon  a.  a.  O.u 

'^  Für  IWsclnvenien  ffegen  Entscheidangen  der  Friedemrichterrfr- 
sammlungen  und  für  Gesuche  um  Aufhebung  von  Urteilen  der  Friedens- 
rid^r  (Art.  189)  werden  O«ridit«ko«len  nicht  benehset  {Bor 4^  a.  a.  0. 
8  2).  Für  alle  Gesuche  aber,  die  an  den  Senat  gerichtet  werden,  ist  ein 
Pfand  zu  hinterlegen  \Bo  /  o  icikowski  a.  a.  0.  §  2,  cf.  Art.  liÄ)  and  Anm. 

2<>o  ^  ..Die  Aktengcbiihr  wird  im  Betrage  von  ^ehn  Kopeken  für  jeden 
Bogen  des  in  eim  r  ZiviljiacUe  eingereich I^jü  Gesuches  und  der  Anlagen  za 
demselben,  uud  ebenso  fllr  jeden  Bogen  der  von  den  Parteien  eingehendes 
Sehriftitaclm  bowoU  »1b  auch  du  (erteiltia  Ü.)  ▼oUitnckbuen  Auferti- 
gangen,  Urtdlnbachilften,  AtukOnfte  md  dtfgldehMi  erhoben.  Fir  en 
tnflndlicli  erkl&rtee  Oeeach  wird  efna  Gebühr  fof  einen  Bogen  eiboben." 

Anmerkung: 

Die  Akten-  t^oder  Kanzlei-)  Gebühr  gemäü  Art.  200'  haben  nur  die 
Parteien  zu  entrichten;  andere  Personen  dagegen,  welche  im  Laufe  dei 
Verfahrens  aus  AnlaÜ  irgend  welcher  l'rozoßhandlungen  Eingaben  zu  den 
Akten  ni^  h  n  '  i-  r  Ahsrhriften  aus  denselben  erha!t<'n  h.ibrn  diese  Gebühr 
nicht  zu  zuiiieii  {üordoH  §  1  zu  Art.  200^).  Wegen  der  Folgen  der 
Ni<ditzahlung  dieser  Gebühren  cf.  Ann.  in  Art.  200  ersten  Absatz  und 
Art.  2()0''  Dir  Klau*'  bb  ibt  ohne  Fortgang,  doia  Kläger.  Appellation skri.:*:r 
wird  gemäß  Art  20ü^  bezw.  7ö6  ZPO  eine  Frist  zur  Nachholung  des  ^'er- 
•inBten  geietjrt. 

200f  ,4)er  £ntrichtting  der  Kosten  and  Gebühreii  ^Artt  aO(P,  200^ 
onterliegen  nicht: 

ft)  diejenigen  Sachen,  welche  auf  Wnnadi  der  Paittiea  an  da 

ehrenamtlichen  Friedensrichter  zur  Entscheidung  abgegeben  und; 

b)  Klagen,  deren  fcjtreftwert  zehn  Rubel  nicht  überBteigt; 

c)  ans  Strafprozessen  hervorgehende  zivilrechtlifhe  Klagen,  deren 
Prüfung  gleichzeitig  mit  der  Yerhandlong  der  Ötralsache  erfolgt 
(Art.  5)  und 

d)  Klagen  der  staatUcheu  Vcrwaltungsbehürden,  welche  nach  Ziffer  2 
dee  Art  81  rar  Zaattodigkeit  der  Friedenegeriebte  gefahren." 

Anmerkung: 

MaßiTfb.nd  für  dii-  Erlirlainu  dor  (Ubührcn  und  Kosten  ist  das  tr- 
sprüngliche  Kiageobjekt:  wird  auf  eine  solche  Klage  dann  Berulang 
eingelegt  ond  die  Berufungsstunme  ist  geringer  als  10  Rnbel,  so  ist  gldd^ 
wohl  die  Be-Tufung  nicht  gebührenfrei  aus  .\rt.  20(1*  sub  b  .  die  G.  rirht^- 
kuhten  werden  aber  berechnet  nach  der  Bt-rnfungssumme  und  nicht  nari 
dem  ursprünglichen  Klageobjekt  {Burotcikowski  zu  Art  2(X)\  Gordam 
§  2  an  diesem  Artikel).    Werden  die  AnsprOebe  mehrerer  Festoaci  na 
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ncsamtbotragc  von  ttber  10  Rabel  in  riner  Klaffe  verLiinden,  so  ptMii-^ßt 
eine  solche  Kla^e  tiicbt  die  Qebtthren Freiheit  aas  Art.  unter  b),  suUte 
Mch  der  Ansprach  jMk»  eiaielMD  KlSgen  «aler  10  Babel  aela  (C^ortion 
a.  ft.  0.  §  9). 

200^  «4>M  KlagfegMoeh  bleibt  ohne  Fortgfti^,  wenn  die  Ton  dem  Kliger 

sn  «itlichtenden  Gebühren  fArt.  2()0^  nicht  beigefügt  sind.   Zur  Bin- 

zahlnnfi:  der^^clben  wirf!  dem  Kläj?t>r  eine  Frist  von  sieben  Tag^en  nnter 
Hinztirorhiiuni,'  der  Eiitfcrnungsfrist  pfs-tzt.  Nach  Ablauf  dieser  Fri-'t  wird 
da^  KUgegesacb  dem  Kläger  znrUckgeäi  iiic  kl  und  die  6acbe  kann  nicht  &nders 
erneut  werden,  als  durch  £inreichung  einer  neuen  Klage." 

Anraerltiiiiir: 

Die  Bestimmung  de<^  Art  findet  nicht  ntir  anf  Klagen,  sondern 

aach  anf  AppellatiMien  und  überhaupt  auf  alle  Gesuch«  Anwendung,  fUi 
w«kte  QvbOtam  la  tntiiolileii  alMl  {Borot»ik9w»ki  und  Qor4on  wn 
Art  900»). 

200*.  „Di«  von  den  PwCeleii  «atiidrtetm  OeMkran  werden  fhnea  nitek^ 
gmblt: 

a)  wenn  sie  sich  vor  Erlaß  eines  Urteils  in  der  Sache  gfltlicb  einigen ; 
in  diesem  Falle  werden  den  Parteien  nur  diejenigen  Betrlii/e 
zurückgezahlt,  welche  sie  fiir  die  Instana  entrichtateiif  in  welcher 
die  gdtUche  i^liuigung  erfolgt  ist; 

b)  wenn  die  Piartelf  beror  ibrem  Oemehe,  Eiaqknicli  oder  ihrer 
Beschwerde  irgeod  wdcber  Fortgang  gegeben  ist,  erlclirt,  daft 
diese  ohne  Folgen  bleiben  sollen :  der  diesbezügliche  Antrag  darf 
nicht  sp&ter  als  innerhalb  der  Frist  Ton  einem  Monate  Tom 
Ta>re  der  Entrichtunt?  der  Gebflhren  gestellt  werden : 

c)  weuo  die  (rerichtsküsten  oder  die  (rebühren  in  enieia  ii^jhereji 
Betrage,  als  beslimmt  i»t,  gezahlt  sind.  In  diesem  Falle  wird 
der  «bersehiefiende  Betrag  der  Bwtel,  welche  ihn  gesahlt  hat, 
tttiaelcgewlhit.'* 

.\nmerkung: 

Diejenigen  Sachen,  in  welchen  infolge  des  Nichterschdnens  des  Klägers 
das  Verfahren  eingestellt  und  später  wieder  aufgenommen  wurde,  genießen 
nicht  die  Vergünstigung  ans  Art.  2()0«  (Gordon  %  1  zu  Art.  2()0«),  Wird 
das  Gesuch  wegen  Unzuständigkeit,  bevor  ein  Verfahren  statts:e fanden  hat, 
zurückgeschickt,  so  werden  die  entrichteten  Gerichtskosten  zurüc  kgezahlt. 
Ist  aber  die  Unzuständigkeit  im  Laufe  des  Prozeßverfahrens  hervorgetreten, 
so  wird  das  Verfahren  eingestellt,  eine  Rflckzahlong  der  Gebühien  erfolgt 
aber  nicht  (a.  a.  0.  g  2:. 

200".  .,Unvermügf  ndf  Personen  sind  von  der  Entrichtuni^  der  bestimmten 
Kosten  und  Gebühren  (Artt  JiMi-,  2i)«>3t  befreit,  falls  der  Friedensrichter  ihr 
Unvermügen  sur  Entrichtung  derselben  anerkennt.  Wegen  der  Befreiung 
Tan  der  Bntrichtnng  der  Kosten  and  Gebühren  sowie  Ober  die  Zurückweisung 
eines  solchen  Antrags  «orllBt  der  Friedensrichter  hinsichtlich  Jeder  einidnen 
fische  nad  Person,  wdche  daram  nachsaeht,  eino»  besonderen  BescUnfi.  Die 
Besehwerde  ist  gegen  diese  BeseUftsse  nicht  nlissig.*' 
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Anmerkung: 

Fttr  die  anderen  Oerichte  bestimmen  die  Artt  88ü  ff.  ZPO,  daß  die 
Befreiung  von  den  Oerichtskosten  nur  erfolgt,  wenn  der  Partei  das  Armen- 

recht  bewilligt  ist  Dieses  wird  auf  (iruiul  von  Zeugnissen  über  die  du* 
günstigen  Vermögens verhäluüsöc  des  Ainragatellers  bewilligt. 

200^.  „Für  die  Beibringung  falscher  Auskünfte  {Iber  ihre  VermöL'pns- 
losigkcit  werden  die  Schuldigen  der  Bestrafung  nach  Art.  t^43  des  6tüB 
ummrorfen." 

Anmerkung: 

In  Art.  UAH  Ziffer  .3  StGB,  Ausg.  1885  {Stcod  Stiknnotc  Bd.  XFi  ist 
die  Strafe  für  das  Vergehen  aus  vorstehendem  Artikel  auf  3  Wochen  bis 
sn  3  Monaten  Arxcit,  oder  atif  2  bis  4  Monate  Qei&ngnia  bestimmt 

200'.  „Üuabhängig  von  den  dargelegten  Bestimmungen  haben  die  Fnedeof- 

gericlite  bei  der  Erbebiing  der  Geiiditskoeten  und  Gebabren  sieb  nsdi  des 

allgemniieii  Voncbriftai  d«r  Aftt.  839—880  za  liebten,  insoweit  jene  Tor- 

•dirifttti  diesen  Bestimmungen  nicht  entgegsDitehen." 

•  Anmerknnfj: 

cf.  Anm.  zu  Artt.  20Ü  und  200 Die  Bestimmungen  der  angefübrteo 
Artikel  tl1>er  die  Brhebiing  der  Stempelgebtthren  nnd  der  Oebflbran  fOr  den 

Prozeßlietrieb  finden  hier  keine  Anwenduntr,  weil  diese  npbHhronarlen  spezif-11 
für  das  Verfahren  dar  ordentlichen  Gerichte  bestimmt  sind  (Gordon  zu 
Art.  800*).  Insbesondere  finden  hier  Anwendung  die  Beetimmongen  der 
Artt.  868  fT  üler  die  Erstattung  der  Ko.sten  durch  die  untiTlieiieiide  an  (\k 
obsiegende  Partei.  Beim  teilweisen  Obsiegen  werden  die  zu  erstattenden 
Kosten  entsprecbend  TerteOt. 

201 M".  .Das  Verfahren  für  die  Rechnungslegung  wolt»  !!  der  durch  die 
vorstehenden  Artikel  (2fX)'— 200')  bestimmten  Kosten  und  üebühren  wird  von 
dem  Justizminister  iu  ii^iavernehmen  mit  dem  Fiimnzminister  und  dem  Beichs- 
kimtrollamt  festgesetzt.* 

201.  ,Bei  Brteiltmg  von  AbscbrÜtsn  Ton  UrteUen  und  Protokollen  d«r 
Friedensrichter  und  Friedcnsrichtcrversammlungen  werden  sngnnsten  der 
Kanzleien  der  betreffenden  Friedensrichter  und  ihrer  Versammlungen  je  zehn 
Kopeken  fOr  jeden  Bogen,  jede  Seite  zu  2.ö  Zeilen  gereohnet,  erttoben." 

Anmerkungen: 

1.  GemftB  Artt.  200«,  200^  201  sind  im  friedensgericbtlicben  ye^ 

fahren  dreii  rlei  Geliülireti  zu  erlu'l)en :  a)  Gerichtskosten  in  Höhe  von  l'^o; 
h)  10  Kopeken  pro  Bogen  fUr  jeden  Antrag  (also  auch  für  den  Antrag 
z.  B.  an!  Brteilnng  einer  Abschrift  n.  dergl.).  für  jede  Eingabe  nebst  d«fl 
Aiilri^'t  ti  usw.  und  c)  10  Kopeken  pro  Bogen  einer  jeden  erteilten  Ab- 
ßchrift.  Cnter  Urteil  im  Sinne  des  Art.  201  ist  jede  Entscheidung  zu 
verstehen  {Gordon  §  2  zu  Art.  201).  Der  Bogen  wird  zu  4  Seiten,  dis 
Seite  zu  25  Zeilen  in  gewfihnlieber  Scbiift  Ton  einem  Rande  mm  andern 
gerechnet  (a.  a.  0.  §  3). 

2.  Die  Abschriften  unterliegen  sofort  bei  ihrer  Erteilung  auch  noch 
der  Stempelgebttbr,  falls  sie  dam  bestimmt  sind,  bei  Behörden  od« 
Amtspersonen  eingereicht  rn  werden  (a.  a.  0.  §  n  Die  Sclireibgebühren 
sind  gleich  mit  dem  Antrag  auf  Erteilung  der  Abschriften  zu  entrichten 
(Borowifcowski  %  A  tu  Art.  201).  Über  die  Zahlung  der  Gebühr  bat 
der  Friedensricbter  ein«  Quittung  ansinatellen  {Gordon  ».  a.  0.  §  6). 
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Anhang. 
Fünftes  ButÜL 

Das  GerichtsTerfahren  im  Gebiete  des  KankMu,  in  dm  Gottfernemento 
dm  Wartchantr  €l«rlc]it8beslrk«  ud  In  den  OatseefroiTenimiieats« 

Erster  AlMchnitt. 

Von  dem  Prozeßverfabren  im  Gebiete  des  Kaukasus. 
1641.   .Im  Gebiete  des  Kaakagus  werden  die  Vorschriften  diews  Gosotzes 
nntcr  BerücksichtiL'unL'  der  in  den  nachfolgenden  Artikeln  (1462—1481) 
gegebenen  Ausiialiineii  angewendet.* 

1462.  ,Zur  Zuständigkeit  des  Friedensrichters  gehören: 

1.  Beohtistieitigkeittii  sowohl  ans  persttnUeben  VerbfndUohkeiten 
und  Vertn^en  als  aadi  wegen  bewegUchea  nnd  nnbewegUcben 
Yenul^iens  mit  einem  Streitwert  tmi  nicht  Uber  sweitausend 
Rubel : 

2.  Schadensersatzklagen,  tleren  Wert  zweitausend  Rnliel  nicht 
übersteisTt  o  lrr  zur  Zeit  der  Klageerhebang  mit  Zuverlässigkeit 
nicht  zu  be.'?iunmen  ist; 

3.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  persönlicher  Ehrenkraukungeu  uud 
Beleidigungen ; 

4.  Bechtastieltigkeiten  wegen  Herstellnng  des  gestörten  Besitses 
wenn  Tom  Zdtpnnkt  dar  BesltistOmng  nicht  ttber  sechs  Monate 

verflossen  sind; 

6.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  des  Rechts  auf  private  Mitbenutzung 

und  Mitgennß  an  fremdem  Vermögen  fZivilkodcx  Artt.  442, 
445 -^^.')t),  wenn  seit  der  Rechtsverletzung  nicht  Über  ein  Jahr 

\titlussen  ist; 

6.  Geäucbe  uoi  Sicherung  des  Beweises  aus  Rechtsstreitigkeiten 

ttber  jeden  Betrag." 

Anmerknng: 
cf .  Art.  29  nebst  Anmerkongen. 

1463.  ,Znr  Zast&ndigkelt  des  Friedensrichters  gehören  nicht: 

1.  Rechtsstreitigkeiten,  welche  mit  dem  Interesse  der  Staatskane 
verbanden  sind,  mit  Ausnahme  deijenigen  wegen  Herstellnng 

des  c:<"'^^rteTi  Besitzes  nnd 

2.  Rech t;?;st reit i^keiteü  zwischen  T.aiiilhewohnem,  welche  zur  Zu- 
strni(li;:keit  ilirer  besonderen  Gerichte  gehöre»,  es  sei  denn,  daß 
z  Vi  I  scheu  dam  Kläger  and  dem  Beklagten  eine  Vereinbaning 
getroffen  ist,  Klagen  dieser  Art  der  Prflfang  des  Friedens- 
richters zn  nnterwerien." 

Anmerknng: 

ci.  Art.  31. 

1464.  ^Der  Stieitwert  wird  nach  den  Vorschriften  der  Artt.  272—274 
bestimmt' 
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Aomerkn  Ti 

Mach  Artt.  272—274  gilt  als  Streitwert  der  in  der  Klage  angegebene 
Betrag.  BntlAlt  die  Klage  eine  tolehe  Angabe  nicht,  so  iat  Streitwert:  die 

eirL'  l'lagte  Für  !rrnn[Tssumme  unter  Hinzurcchnuntr  der  Zinsen  bis  zur  Klage- 
erbebung;  bei  ImmubiUarrechteu  der  zuerst  vom  Kl&ger  aog^ebene  BeUag, 
falls  Beklagter  ihn  bei  der  enteil  Verbandlung  nieit  be&itlen  bat;  bd 
verljunJeneii  Klagen  der  Gesamtbetrat;;  l)ei  fi)rtdauemden  Leistangen  der 
Betrag  aller  Jjeistongen ;  bei  zeitlich  unbeschränkten  Leistungen  oder  bei 
soldien  anf  Lebenaidt  —  der  zehnjährige  Gesamtbetrag;  bei  Enteignung 
eines  Grundstücks  za  Zwecken  des  Eisenbahnverkehrs  —  der  Unterschied 
zwischen  dem  Gebot  der  £iMnbaluiTerwaltiuig  and  der  Forderasg  dei  Omadr 
stUckseigentUmcrs. 

14fi5.  .Dt:r  Kl  u  i  welcher  zu  dem  vom  Friedensrichter  anberauiut^n 
Teruuu  uiiue  vom  Kiciiter  für  erheblich  erachtete  Gründe  nicht  erscheint, 
rerfftUt  «bier  Tom  Bidiler  m  besttmmMidflii  8tnfo  tod  etaem  bis  filaf  Babd} 
wobei  der  Klüger  tot  Entriobtiug  dieter  Strafe  die  Klage  an  emcoen  nidit 
berechtigt  ist/ 

1466.  .Falls  der  Schuldner  an  der  Echtheit  privatschriftlicher  Urkunden, 
die  anstatt  durch  Unterschriften  durch  Sief?el  bescheinigt  sind,  Zweifel  erhebt 
so  ist  ilen  Gläubifrem  anheim^Ptreben,  die  Echtheit  dieser  Urkunden  in  drr 
in  den  Artt.  1U7  und  647  angegebenen  Weii»e  zu  beweiüen.  Die^e  Vuräcbnii 
entieckt  sieb  nur  aal  diejenigen  im  Art.  921  der  Zivilgesetae  beaeiduMtea 
pcivatschxiftlioben  ürlninden«  die  Im  Laufe  von  drei  MenateD  nacb  PublikatiMi 
der  Geaetie  vom  IB.  11.  71  i^emäß  den  Artt.  136—138  der  Notariataoidniiiig 
bei  Notaren  tind  Friedensrichtern  und  deren  das  Amt  Ton  FnedentriehlOD 
veraehenden  Gehilfen  gemeldet  sind  " 

Anmerkung: 

cf .  Art  107,  der  mit  dem  Art.  547  gleichen  Inhalt  hat  Im  Art  981 

Zivilkodex  ist  von  privats.  liriftlirhen  Vfriiflichtiingsscheint-n.  Quittungen, 
Rechnungen  a.  dergl.  die  Kode,  die  von  des  Lesens  und  Schreibens  kundigen 
Fenonen  antgettellt  werden :  diese  Urlranden  bedttrfen  zn  ibier  Ottltif kdt 
nur  der  Unterschrift  (lesjenitjen.  der  sie  erteilt.  Durch  Gesetz  vom  16.  11  71 
ist  bestimmt,  dati  diese  Urkunden  bei  den  Notaren  gemeldet  werden  (Artt. 
136—138  der  Notariatsordnung). 

14661.  ^Die  in  dvn  Artt.  2001—201^  hezeichneteu  (lerichtskustm  uud 
Aktengebühren  werden  im  Bezirke  de^  Appellhufes  Tifiiä  zuguiiht^n  derjenigen 
QneUoD,  ans  denen  die  frieden  sgerichtlicben  Instttattonen  dieses  BesirlES  unte^ 
halten  werben,  im  Verhftltnis  zn  den  ans  diesen  Qnellea  fttr  die  gedachten 
Institutionen  zu  bestreitenden  Ausgaben  verwendet.  Die  Gerichtskosten  fOr 
diejenigen  Sadieii.  welche  vor  den  friedensgerichtlichen  Instiiutionm  Trans- 
kaukasiens  verhandelt  werden  und  nicht  abschätzbar  sind,  werden  bei  ErlaD 
des  Urteils  im  Iktrage  von  nicht  über  zwauzij;  Rubel  festgesetst.* 

14Ü7.  „Eine  Entsrhi  idung  des  Friedensrichters  wird  als  endgültig  erachtet, 
wenn  die  Klageforderung  nicht  Uber  einhundert  Rubel  beträgt  and  lidi 
nicht  anf  ein  Qmndstflck  bezieht' 

1468.  tOtgtXk  alle  anderen  Entscheidungen  des  FdedeBHicbtsn»  algB- 
sehen  Ton  den  im  Art.  1467  bezeichneten,  können  AppeUationsbeaduranleB 
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beim  Bezirk ägericht  eingelegt  werdeu.  Bai  diesem  Gerichte  werden  auch 
B«WNide»  Besobwvcd«!  gegen  Verfügungen  dM  FrMenriditen  in  den  in 
dm  ArCt  166  an4  366»  teseioluwiM  FiUei  erboben.** 

Anmerkung: 

cf.  Art.  166.  Nach  Art.  36ö^^  ist  innerhalb  einer  siebentägigen  Frist 
von  der  Yerkündung  des  Beschlusses  die  Besondere-  Beschwerde  zulässig : 
gegen  die  Nicht«nnahme  des  Gesuches  zur  Verhandlung  im  yereinfachten 
Verfahren .  tr^ptm  die  Einstellung  mler  Aussetznng  des  Verfahrens  oder 
ge^en  die  Verta^ruug  der  Verhandiung ;  gegen  Beüchliiüse  hinsichtlich  der 
Sicherung  der  Klageiordwimg  imd  gegen  BeidilasBe  Uber  die  Michtonpahme 
einer  Beschwerde. 

URO,  „Bei  Einlegung  von  Appell ations-  und  Besonderen  Beschwerde 

und  bei  deren  Prüfunpj  durch  das  Bezirksi;ericht  kommen  die  in  den  Arft. 

— 184  gegebenen  Vorschriften  mit  der  Maligabe  zur  Anwendunir  finß  die 
Ai>H  eäenbeit  der  Parteien  bei  dem  Bericht  den  £rlaß  der  Entscheidung  nicht 
aufhält". 

1470.  „Geenehe  um  Anfhebiing  endgültiger  Sntaeheidoiig«B  d«r  Frieden«- 
ridkter  und  der  Beslrlngerichte  werden  an  den  AppeUhof  gerichtet  und  nach 

den  in  den  Artt.  185—194  gegebenen  Vorschriften  behandelt;  hierbei  werden 
als  Unterpfand  dafür,  daß  die  Beschwerde  gerechtfertigt  befunden  wird,  fünf 
Rnhel.  wenn  sif  sich  gegen  das  endgilltige  Urteil  eines  Friedensrichters,  und 
zwanzig  Rubel,  wenn  sie  sich  gegen  dasjenige  eines  Bezirksgerichte  richtet, 
eingezahlt,  ohne  welche  Einzahlung  das  Gesuch  nicht  angenommen  wird." 

1472.  „Im  Fklle  der  AnDiebang  einee  Urteib  des  Beilrksgerichta  wird 
die  Sache  an  duadbe  Gericht  in  anderer  Besetsmg  sarttckrerwiesen." 

1474.  ,,Oe«iciie  vm  Vollsfireckimg  Ton  Urteiltn,  welche  Toa  Friedenau 
lichtem  und  deren  GehQlfen,  ebenso  von  Bezirksgerichten  auf  die  (Appdlaltons-) 
Beschwerde  gegen  Urteile  von  Friedensgerichten  erlassen  sind,  sind  an  den- 
jenigen Friedensrichter  oder  dessen  Gi  hUlfeu  zu  richten,  in  dessen  Bezirk  die 
Vollstrecknngsbandlungeu  vorzuuelimen  sind.'' 

1476.  „Bei  der  Vollstreckung  entstehende  Streitigkeiten  werden  in 
Gemäßheit  der  allgemeinen  Bestimmungen  der  ZPO  vom  Friedensrichter  oder 
Bezirk^iericht  entachiedeo." 

1478.  „Im  Sakatal^aehen  Kreise  kommen  die  in  den  Artt.  146S-<1477 
gegebenen  Vorschriften  in  den  Sachen  aller  Personen,  mit  Ausnahme  der 
Einheimischen  dieaea  Beairka  and  dea  Dagheetanacben  Gebietea,  mr  An- 
Wendung." 

1479.  „Die  RechUaireitigkeiten  der  Einheimischen  des  Sakatarschen 
Bezirks  und  ebensu  der  dort  lebenden  Bewuhuer  des  Daghegtaui»chen  Gebietes 
gegen  Personen  von  anderer  Herkunft  nnterliegen  der  Gerichtabarkdt  der 
FriedenageriehtaabteUnng  dea  Sakatarschen  Benika  odw  dea  Bealrkigeriohta 
Tifüa  je  nach  ihrer  Zuständigkeit.  Dttiaelben  Gerichten,  ebenlalla  je  nach 
ihrer  Zuständigkeit  sind  zugewiesen  alle  Rechtsstreitigkeiten  unter  den  be- 
zeichneten Einheimischen,  ebenso  diejenigen  gegen  die  letzteren  von  Personen 
anderer  Herkunft  in  den  Fällen,  wenn  eine  der  Parteien  dies  wünscht." 
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tWK  „In  den  Gebietoii  von  DaglwsUD  aad  JUn  ond  in  den  Bnirinn 
TOB  Batnm  und  Artwin  kommen  di«  in  den  Aitt  146S<~1477  gegebaa 

Vorschriften  in  allen  Sachen  zur  Anwendung,  an  denen  ab  Kläger  oder 
Beklagter  Personen  beteiligt  sind,  welche  der  Bei^beTÖlkeniBK  oder  der  iMr 
heimischen  Bcvnlkcninpr  nicht  angehören." 

14H1  ,,In  di'U  vnn  ili-r  Bt  rpbevölktrunt:  bewohnten  Orten  dis  Kaaka- 
äisclien  Gebietes  werden  die  unter  der  BergbevülJteruug  eutätehcuden  Streitig- 
kclten,  dto  Ton  der  Zmttndigkelt  der  Friedeni'  und  aUgemeinen  Gcriekte 
«osKeacblossen  sind,  nach  den  Vorschriften  der  Geaetse  Ober  die  bfirgeiliefe 
Froxeflordnnng  b«»handdt". 

Anmerkung: 

Wegen  der  Gesetee  über  die  Bürgerliche  Prozeßordnung  cf.  Einldtni^. 

14SI^.  „Die  Gerichte  im  Gouvernement  Tschernomore  (SchwanMuev^ 
gonTemement)  yerfaliren  gemiUS  den  Äitk,  1461—1466  nnd  1466^—1477  ml 
den  in  den  nochetehenden  Artikeln  (1481'— 1481*)  getroüenen  Inderanga 

ond  Ergänzungen." 

..Im  rerf^infachten  T^nt/.cßverfahren  gehören  zur  Zustäniligk>if 
des  Friedensrichters  mit  den  unten  im  Artikel  1481*  bezeichneteu  Ausualituen 
Klagen  in  Höhe  jedes  Betrages  gemäß  den  Vorschriften  der  Artt  bü', 
365^-365*  und  365?— 365».  Bei  der  Umwandlung  in  das  ordentliche  Tir^ 
fahren  haben  sieb  die  FriedauHdcbter  dem  Streitwert  entaprechend  nach  Zäkxi 
des  Art  80^  nnd  Art  dßö^  m  richten." 

Anmerkung: 

cf.  Art.  80^.    Kach  den  Artt.  3B5^— 366^  weiden  im  Teieinfachtco 
Verfahren  auf  Antrag  des  Klägers  folgende  Rechtsstrdtigkeiten  Terhanddt: 

a)  aus  Wechseln  und  anderen  schriftlirhen  T'rkunJen  und  aus  MietsvtTträgeB 
wegen  2<ahlung  des  Mietszinses,  falls  diese  Zahlung  von  dem  Eintritt  ta 
beweisender  Bedingungen  nicht  abhängt;  b)  wegen  Rflckgewäbr  der  lUeti- 
sache  nach  Ablauf  der  Vertragszeit,  wenn  seitdem  nicht  über  ein  Jahr 
verflossrn  ist  Das  vereinfachte  Verfahren  ist  unzulässig:,  wenn  der  Be- 
klagte im  Auslände  oder  unbekannten  Aufenthalts  ist,  wenn  mehrere  Be- 
klagte lind  und  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  wohnen,  wenn  die  Zahlong 
aus  dem  Klagedokument  über, .5  Jahre  gestundet  ist  oder  die  Erben  de« 
Verpflichteten  verkla^'l  sind  Örtlich  zustaiidi).;  ist.  ausschließlich  das  Ge- 
richt, in  dessen  Bezirk  der  Meklaifte  .se  inen  Widmsitz  oder  leitweiligea 
AuffUtlialt  hat.  Der  Kiiitier  hat  in  der  Klaireschrift  die  Verhandlung  im 
vereinfachten  Verfuhren  zu  L>eantragen  und  alle  die  Klage  begründeodeo 
Dokumente  im  Original  beizuffigen  (Artt  3&öi-366«). 

Die  Verhandlung  und  Entscheidung  der  Sachen  im  vereinfachten  Ver- 
fahren erfolgt  vor  einem  dazu  bestimmten  Mitglied  des  Bezirksgerichts  als 
Binaebichter.  In  den  Orten,  wo  das  Gesetz  betr.  die  Iftndlicbai  Besiifcs- 
kommissarc  eingeführt  i.st  fcf.  Einleitung)  tritt  an  die  Stelle  des  Mitglieds 
des  Bezirksgerichts  das  Kreismitglied  des  Bezirksgerichts,  wenn  der  Be- 
klagte anf  dem  Lande,  eines  der  Mitglieds  d«i  ^zirksgerichts.  wenn  er 
in  der  Stadt  seinen  Aufenthalt  hat.  Die  Einlas.suntjsfri.st  zwischen  Kla^'c- 
zustellnng  und  Verhandlungstermin)  beträgt  24  Stunden  und  kann  noch 
bei  Gefahr  im  Verznge  und  wenn  der  Beklagte  am  Orte  des  Gerichts  sdoea 
Anfenthalt  hat,  weiter  abgekürzt  werden  (Artt.  365*— 3(j5'). 

Die  Ladung  muß  angeben,  daß  die  Sache  im  vereinfachten  Verfahren 
verhandelt  werden  soll,  andernfalls  kann  der  Beklagte  Vertagung  beantragen. 
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Das  Nichterscheiiieii  der  Parteien  hilt  das  Yerhlireii  nicht  auf.  Alle  Ein- 
wendungen bat  Beklagter  spätestens  im  ersten  Verhandlungstermin  geltend 
zu  machen  und  bis  dalün  auch  alle  seine  Behauptungen  begründenden 
Urkunden  einzureichen.  Der  Streit  wegen  Fälschung  einer  Urkunde  ist  in 
Jed«r  ProseSlage  anlMeig.  Die  Entoeheidiiiig  muß  im  ersten  Verhandlongs- 
tt-rmin  erfolgen,  wenn  nicht  Kläger  wepren  vorgelegter  Urkunden  Ycrtaprnng 
btaiitiagt.  Eine  weitere  Vertagung  ist  nur  auf  beiderseitigen  Partei- 
antrag  zulässig.  Ais  Beweismittel  sind  nur  eingereichte  Urkunden  nnd 
gerichtHches  Geständnis  zulässig  fArt.  HGö^i. 

Die  iSachen  werden  ohne  Anhörung  des  Staaisauwalts  tiitsrhii  ili  u, 
die  Erhebnnf  einer  Widerklage,  die  Streitverkündung  und  der  Beitritt 
eines  Dritten  zum  Prozt  ß  ist  nn7:nläs«ii£r  Art  if':)'"*  Im  Falle  der  Be- 
mängelung der  Echtheit  einer  für  die  Entscheidung  der  Sache  erheblichen 
UrkuDde  oder  der  Ausietcniig  des  Verlahrens  (Art.  8,  681)  stellt  äet  Einsei- 
richter  das  vor«  infnchto  Verffihren  ein  inid  '/ihi  die  Sache  an  das  Bezirks- 
gericht zur  weitereu  Veranlassang  ab.  Der  Kläger  kann  jederzeit,  der 
Beklagte  nnr  in  folgenden  Fullen  die  Untvandlang  des  yeteinfacbten  in  das 
ordentliche  Verfahren  luuntragen:  1.  wenn  die  Klagefordeniiitr  auf  einer 
priYatachhftUcheu  Urlcunde  beruht,  mit  Ausnahme  eines  protestierten 
Wedisels;  2.  wenn  seit  der  Stundung  oder  Ansstellnng  einer  fristlosen 
Obligation  über  ein  Jahr  verflossen  ist.  Der  Beklagte  muß  hierbei  gleich- 
zeitig die  in  dem  vereinfachten  Verfahren  nicht  zulässigen  Beweismittel 
angeben.  Der  Richter  entscheidet  Uber  den  Antrag  nach  freiem  Ermessen 
endgültig  (Art.  36ö^). 

Das  in  Abwesenheit  des  Beklagten  eriijeliemle  Urteil  ist  kein  Ver- 
saumnisurteil  und  gilt  mit  seiner  Verkünduntj  als  lini  Parteien  nnigelvilt. 
Eine  vollstreckbare  Ausfertigung  des  auf  Veriirteilnn£i  lautenden  Urteils 
ist  auf  Antrag  des  Klägers  sofort  bei  der  Urteibverkündiin?  zu  erteilen 
(Artt.  36516—365^8  Art.  365 1».  cf.  Anm.  zu  Art.  14t>8i.  Ein  Rechtsmittel 
ist  gegen  das  im  vereinfachten  Verfahren  ergehende  Urteil  nieht  gegeben; 
•  jede  der  Parteien  kann  aber  innerhalb  eines  Monats  von  der  Ver- 
kttndong  des  Urteils  die  Umwandlung  in  das  ordentliche  Verfahren  be- 
antragen. Das  ordentUebe  Verfahren  findet  vor  dem  ordmingnnl8ig 
besetzten  Bezirksfzericht  statt  (Artt.  Sfiö'-ä".  'Myo"^).  Nach  .\blauf  dieser  Frist 
kann  der  Beklagte  innerhalb  eines  Jahres  von  der  ersten  Behändigung  der 
Vollstreckungsbenaehrichtignng  RflokcaUnng  oder  Befrdnng  von  der  Ver> 
bindlichkeit  im  ordentlichen  Klagewege  beantragen.  In  den  beiden  letzteren 
f^Uen  kann  auf  Antrag  die  Einstellung  der  Zwangsvollstreckung  gegen 
oder  ohne  Sicherheitsleistung  beschlossen  werden  fArtt  385^— 36&*>). 

Der  Art.  1481*  bestimmt,  daß  Klagen  mit  einem  Streitwert  über 
2tXK)  Rubel  gegen  mehrere  in  verschiedenen  Qerichtsbezirkeu  wohnhafte 
Beklagte  zur  Zuständigkeit  des  Bezirksgerichts  gehören. 

1481''.  „Beschwerden  über  die  unrichtige  Vollstreckung  vuu  Urteilen, 
sowie  alle  Vollftfaeknngsstteitigkeiten,  mit  Ausnahme  derjenigen  (Iber  die 
Aulegimg  der  Urteile,  unterliegen  der  PrAfung  desjenigen  Friedensrichters, 
in  desssin  Senirk  die  VolLrtxeckang  erfolgt." 

Zweiter  Abseluitt 

Von  dem  gerichtliehra  Verehren  in  den  OouTemements  des  Warsdiaoer 

Gerichtst»esirks. 

1482.  ..Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  werden  im  Warschauer  Gerichta- 
bezirk  mit  den  in  dun  nacitstehenden  Artikeln  angegebenen  Ergänzungen 
und  Abänderungen  zur  Anwendung  gebracht." 
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Anmerknng: 

Die  liier  erwähnten  Abweichungen  sind  zum  größten  Teil  in  dem 
Umstände  bocrflndet,  daß  im  Königreich  Polen  (seit  1809)  der  Code  Napoleon 
herrscht,  ^eine  ersten  ölö  Artikel  sind  durch  das  sogen.  Zivilgesetz  Tom 
t./18.  6.  2&  and  dM  KhesehltefiangigMttta  vom  I&/88.  &  90  onettt 

Zw«ttM  Kapitel. 

Von  dem  Verfahren  vor  den  ftiedeniricliterllelien  InstitntioneB. 

1469.  „Zur  Zuständigkeit  der  Friedens-  nn  1  n meindegericbte  gehören; 

1.  Rechtsstroitigkeiten  aus  persönlichen  Vi  ibiiullicbkciten  tind  Ver- 
XrÄgcw  sowie  Uber  Mobilien,  deren  Wtirt  dreibandert  Babd 

nicht  übersteigt; 

2.  Schadensersatzklagen,  deren  Wert  dreihundert  Rubel  nicht 
Abersteigt,  oder  inr  Zdt  der  Klageerhebvng  mit  ZvTerl&ssigkeit 
nielit  sn  beetinuaen  iet; 

3.  Rechtsftnitigkiiten  wegen  Wiederherstellung  des  gestörten 
Besitzes,  wenn  rom  Zeitpnnkte  der  BesitSBtttnug  nicht  Aber 
sechs  Monate  vertiossen  sind; 

4.  Rechtsstreitigkeiten  wegen  der  im  zweiieu  Buciie  deü  Ct»de  cicil 
bezeichneten  Servituten,  wenn  vom  Zeitpunkte  der  Recbttni« 
letzung  nicht  flhw  ein  Jahr  Terfloeien  ist 

ö.  Gesnebe  nm  Siohemng  des  BeweiMS  ana  Recbtastreitii^nitcB 
Aber  jeden  fietng.* 

Anmerkungen : 

1.  Die  iiemeindegerichte  in  den  Gouvernements  des  Königreichs 
Polen  haben  in  den  ländlichen  Bezirken  dieselben  Punktionen  wie  die 
FrieUetisgcrichte  in  den  städtischen.  Sie  werden  t;ebildet  von  einem  Ge- 
m^dericbter  und  drei  Beisitaem.  Qemeinderichter  wie  Beisitzer  gehea 
MU  Wahlen  henror;  die  Wahlperiode  ist  eine  dreijährige  (Art.  468  C  Oe* 
riditsverf  assn  n  ^'SLT  s  r  t  v 

2.  Von  den  Servituten  handelt  der  vierte  Abäclmitt  des  Ii.  Baches 
des  Code  etvü  (cf.  Anm.  an  Art  1482). 

1491.  ^Zur  Zuständigkeit  der  Friedens-  und  (iemeindegerichtc  gehören 

nicht: 

1.  Hechtsstreitigkeiten  wegen  des  Eigentumsrechts,  sowie  wegen 
Emphyteusc.  Erbpacht-.  Erbzinsrechts  an  der  Erdoberfläche  oder 
an  dem  Erdinnem,  wehren  Servituten,  Pfandbesitzes  sowie  wegen 
aller  anderen  dinglichen  Rechte  mit  Ausnahme  der  für  die  Ge- 
meindegerichte in  Ziffer  2  dta  Art.  14yo  aufgeführten; 

8.  Reehtntceitigkelten,  welche  mit  dem  Intereeae  der  SleatilnM* 
verbunden  aind,  mit  Ansnahme  detjenigoi  wegen  WiedeihentetlBag 
des  gestörten  Besitzes; 

d.  Rechtästreitigkeiten  wegen  der  Privilegien  auf  Entdedcongw 

and  ErÜndungen." 

Anmerkung: 

Dt  r  Zuständigkeit  der  Gemeindegerlchte  sind  nach  Art.  1490  ZPO 
außer  den  im  Art.  1489  bezeichneten  Sachen  eine  Anzahl  rein  bWcrii*^ 
Erbschaft^-  und  Immobiliarangelegenheiten  zugewiesen. 
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U92.  „Klagen  *il  WiederhfltttaUttBg  des  gestStttn  Btaitsei,  wegen 

Störung  in  der  Nutzung  ron  Servituten,  wegen  Schadensersatzes  für  an  Grund- 
stücken verursachten  Schaden  und  Verlust  ebenso  Erbschafts-  und  Teilongs- 
klagen  [Alt.  1490)  werden  nach  der  ZastanUigkeit  des  Urtes,  wo  daa  Qrund- 
atück  belegen  ist,  erhoben.* 

1493.  i^uf  dM  VtrlfthnB  vor  den  Oemeindegodcbken  finden  die  im 
«raten  Bnehe  dieaee  Qeeeties  gegebenen  Yonduiffeea  mit  den  in  den  mach- 
stellenden  Artikeln  enthaltenen  Abänderungen  AnvenduriL  " 

„Der  Beklagte  kann  unter  Verweigemnf?  der  Verhandlung  zur 
Hauptsacbe  außer  den  im  Artikel  Hit  bezeichneten  FiiUen  auch  dann  die  proieß- 
hindernde  Einrede  erheben,  wenn  ihm  auf  Itrund  der  örtiicheii  Zivilgesetze 
das  Recht  susteht,  sich  gewisser  Fristen  zur  AubteUnng  eines  Vermögens- 
Inventars  und  «ir  Überlegung  hinaiehtlicli  der  Annahme  des  Vermögens  sa 
liedienen.* 

1495.  ,Bei  Anwendung  des  Art.  71  dieses  Gesetzes  sind  die  Artt.  "20.'j3 
bis  2058  des  dritten  Buches  des  Code  civil  zu  beachten,  in  denen  die  F^e 
der  Rechtsunwirksamkeit  von  Vergleichen  aufgezählt  sind  " 

1496.  ain  den  Sachen  betreffend  die  Wiederbersteliuug  des  gestörten 
Beeitxee  nnd  die  Benntinng  Ton  S«rril»ten  haben  der  Frfetensrlohtar  nnd 
der  Gemeinderichter  die  das  Recht  an  dem  Omndstllck  bestätigend«!  Urkunden 
nielit  so  prAfen»  sondern  lediglich  den  geetttrteii  fieeiU  oder  die  gestörte  Be- 
nutzung wieder  herzustellen." 

1497.  ,In  dem  im  Art.  94  bezeichneten  Falle  können  die  in  der  Gemeinde 
wohnenden  Zeugen  in  der  in  diesem  Artikel  vorgeschriebenen  Ordnung  durch 
den  örtlichen  Gemeinderichter  vernommen  werden." 

1498.  „Bei  Vem^mnng  ven  Zeogen  rOroiseh-kaihoIisdien  Bekenntnisses 
Tor  den  Qemeindegerichten  ist  die  im  Art.  1896  der  StPO  gegebene  Vorschrift 
sn  beachten.* 

Anmerknncr: 

Art.  1296  StFO  bestimmt,  dai5  der  Zeuge  aneidlich  zu  vemebuien  ist, 
falls  keines  der  Geriehtemitglieder  dem  BekenDtnis  des  Zeugen  angehört 

1499.  .Bei  Anwendung  der  Vorschrift  des  Art.  114  sind  die  Bestim- 
mungen der  örtlichen  Zivilgesetze  zu  beachten  (vgl.  Artt.  1197— 121ü,  Buch  III 
Code  civil).* 

Anmerkung: 

Die  Artt.  IIHT— 121«!  d.>^i  Code  eiwü  handeln  Ton  der  Selidarbaft  an! 

der  Gläubiger-  oder  ^schuldnerseite. 

15()0.  „Soll  eine  Klageforderung  bypothekarisch  richergestellt  werden, 
bat  das  nenioindeserirht,  nhiic  die  Frage  nach  der  Art  der  Sicherstellnng 
zu  prüfen,  ledisilich  einen  Bcsrblaß  dahin  zu  erlassen,  daß  der  .\ntra^f  auf 
Sicheratellung  der  Klageforderuno;  für  l>egründet  erachtet  wird.  Dieser  Be- 
schluß wird  sur  weiteren  erdnungsmäßigen  Vemdaesang  dem  Vorsitaenden 
dea  Beairksgeriehts  oder  dem  Fiiedensriditer  TOfgel^»  je  nachdem,  wo  die 
Ofnadafeten  Iber  das  Qnndstflok  geftthit  werden.' 
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1501  .Das  Geincindecrericht  kann  bei  Erlaß  seiner  Entscheidang  diese 
auf  die  a11u<:-int-in  hoknnntAn  Ortsgewohiilieiten  gründen,  falls  eine  oder  bäde 
Parteien  sich  uuf  Uiese  btirufeii.*  \ 

ld02.  ,Die  Gemeindegerichte  entscheiden  Kechtsstreitigkeiten  im  Betrage  r 
TOD  Qielit  ftber  30  Enbel  endgültig.*  | 

1509.  ,Bel  Anwendung  der  Artt.  158  und  160  isl  dann!  m  aditoi, 
daB  die  Beecbiflsse  dw  OemeindegNicbte,  betceffend  die  ZmogtroUftreelraHg 
in  Qmnditttdce,  nicht  nndets  Tollstreckt  werden,  als  doieh  einen  bei  der 
Priedensricht<'rv(>rsammlang  anirrstrllton  Gerichtsvollzieher,  der  auf  Antrag 
des  Gläubigers  von  dem  Vorsitzenden  der  Friedensrichtenrersammlapg  (hieno) 
bestimmt  wird 

1504.  „Die  Vorschrift  des  Art.  1G2  üudet  auch  auf  die  Etit4»beidangett  ' 
der  Oonelndegericbte  Anwendung,  diejenigen  nicht  amigenonunen,  welche  in  I 
den  der  Znstftndigkeit  dieser  Gerichte  mgewiewien  Sadien  GroDdetSdcs  be- 
treffend (Art.  1490  und  Anm.)  erlassm  sind."  ; 

1505.  „In  den  vor  den  Friedensrichterversanimlungen  verhandelten  Sachen 

ist  der  Staatsanwaltsgehülfe  außer  in  dcra  Falle  des  Art.  179  auch  in  den  \ 
Sachf'Ti  verheirateter  Frauenspersotu  n,  die  von  ihren  Ehemännern  kpinc  Voll- 
macht habeu.  und  in  solchen  Sachen  zu  hören,  in  denen  die  Vertretung  l'flegern 
(Kuratoren)  obliegt."  f 

1606.  „Die  Yorachrift  des  Art  180  findet  auch  an!  den  Gemeioderieiter 
Anwendung,  der  an  der  Fftllung  der  angefochtenen  Entscheidung  des  Oemetode 
gericbts  teilgenommen  hat" 

1507.  „Die  Frii  dnisrichterversammlung,  welche  das  Urteil  eines  Oe* 
tneindegerichts  aufhebt,  hat  die  Sache  an  ein  anderes  Oemeindegeiicht  iv 
Verhandlung  zu  vcrwrist  n  " 

l.')(»8.  ..Der  Krixl*  iisiiclitcr  hat  im  i'alle  des  Art  197  dieses  üesetzeä 
das  Klagegesuch  mit  allen  AuUgen  an  den  Friedensrichter  abzugeben,  der  gemäß 
Art.  509  GerichtsTerfassungsgeseties  ihn  im  Falle  seiner  Behinderung  vertritt.'* 

IdOd.  „Bei  Ablehnung  eines  Gemeinderichters  oder  Beisitseis  sind  die 
Vorschriften  der  Artt.  491  und  492  Gerichtsverfassong^esetKes  au  beobachten." 

Anmerkung: 

Xach  Artt  491  und  4i^ä  tritt  in  diesem  Falle  der  suTor  bestellte 

Vertreter  ein. 

1510.  ..Die  Gcltun«,'  der  Artt.  2<)0i— 2(K)i*>  erstreckt  sich  auf  die  Friedens-  i 
und  Gr  Tiieindegerichte  des  Warschauer  Qerichtsbezirks  unter  Beobacbtoog 
folgender  Vorschrift«  n : 

2.  In  denjenigen  Sachen,  welche  vor  den  Friedens-  und  Gemeinde-  ; 
geriehten  varhaadelt  werden  und  nicht  abschätsbar  sind,  veidot 
bei  £rlaB  des  ürteilB  die  GerichtskostMi  in  B»he  von  niobt  aber 
drei  Rubel  festgesetxt" 
1610^.  „Die  Yorsdiriftoi  ab«r  Verhandlung  der  Sadien  im  Tereinfacbten 
Verfahren  (Artt  80^  und  365^—966*')  werden  von  den  OemeiiidegtrtcbtMi  ia 
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d€0  SV  Ihrer  ZusUiidigkeli  gehörigen  StclMii  mit  der  Hftfigabe  in  AnwendoDg 
gehrftobt,  dftfi 

1.  die  Verhandlaog  und  Entscbeidiuig  der  Sache  dem  Gemeinde- 

richter  als  Einzelrichter  obliegt,  und 

2.  die  Besdnverdo  gej^en  Verfü^rtinfj:«!  der  Oeni»MTi']frichter,  die  im 

Art.  M(>.')9  rrwiihnt  sind,  Ton  der  FriedenshciiterTersauamlaiig 

entsciiieden  werden.'' 

Anmerkung: 
Uber  daa  Teieintechte  Verfahren  ef.  Anm.  an  Art  1481*. 

Dritter  Abschnitt. 
Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  in  deu  Baltisciieo  Gouvernements. 

1799.  tfi^e  VorBCbriftat  dieses  Gesetaes  finden  in  den  QonTemementa 
Livland,  Eafland  nnd  Kurland  mit  den  in  den  nadiatelumden  Artikeln  dar- 
gdegten  Ergttnsnngen  nnd  Abftndemngen  Anwmidnng/' 

Erste«)  Kapitel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

1800.  „Bei  der  Bntsclieidiing  von  bttrgeriichen  Angelegenheiten  haben 
die  Gerichte  die  Vorschriften  des  dritten  Teiles  des  Kodex  der  Ortsgeeetze 
und  die  Ortlichen  Banemordnongen  mit  Aasnahme  derjenigen  Teile  der 
bezeichneten  Gesetse  anzuwenden,  welche  durch  die  Vorschriften  dieses  Ah- 
Schnitts  aufgehoben  oder  abgeän  I  rt  sind  - 

Anmerkung: 

Zofolge  Kaiserlicher  Anordnung  vom  1.  6.  45  sind  alle  in  den  Ostsee- 
]^Tinzen  geltenden  Gesetze  gesammelt  und  in  russischer  Sprache  kodifiziert 
worden.  Der  8.  Teil  dieser  Snnnnlung  enthält  <!!'  Zivilgesetse  und  ist  erst 
nach  vielfachen  Revisionen  im  ,):ihre  IHIU  ersdiif  lu  n, 

1801.  „Zu  den  bürgerlichen  lkchu>iitreitigkiitt'n  jjehören  auch  Khi^iii 
wegen  des  lkstehens  oder  Nichtbestehens  von  Kcchtäbeziehuugen,  sufeiii  der 
Kliger  im  gegebenen  Zeitpunkt  ein  Interesse  an  der  gerichtlichen  Bestätigung 
dieser  Besiehnngen  hat.  Klagen  dieser  Art  werden  nadi  dm  allgemeinen 
Vorschriften  Aber  die  Zuständigkeit  bei  demjenigen  Gerichte  erhohoi,  su 
dessen  Zuständigkeit  die  KlaL^cn  w  im  n  Störung  der  gedachten  Rechts- 
bezit  linnircn  p  hnn  n  würden,  und  falis  die  Zuständigkeit  nach  dem  Streitwert 
nicht  festzustellen  ist  —  bei  dem  Bezirkscrprirht.'^ 

Anmerk  ung: 

cf.  Anm.  6  zu  Art.  1.   Klinten  auf  Anerkennung  einer  Urkunde  oder 

Feststellung  der  Uii'  <  htln  it  derselben  nach  §  2')C,  d«  r  deutschen  ZPO  werden 
zwar  von  den  Gi  rirhten  der  Baltischen  QouvcnicidPnts  zni:*  lassen ;  der 
Senat  erklärt  aher  diese  Katej^orie  von  IClagen  für  unzulässig,  weil  jede 
Urkunde  bei  ihrer  Geltendmachung  im  Prozeß  ihrer  Echtheit  nach  bestritte 
werden  kann,  und  die  Echtheit  dann  nnrh  Art!  .")t5— 5G5  in  einem  besonderen 
Verfahren  festzustellen  ist  (Motive  bei  (i")  <h,n  ^  I  zu  Art.  18<U). 

1S<)2  .Bei  Anwendung  der  Artt.  17.  19  und  20  dieses  Gesetzes  .-iml 
di*-  Rcstimmuni,'eii  d.  r  Artt  H.  9.  11.  12,  21f-^31.  41.  42.  207,  21.').  216  und 
öOU  iies  dritten  Teiles  des  Kodex  der  Urtsgesetze  zu  beriicksichtigen." 
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A 11  in  e  r  k  n  n  g : 

Die  hier  angesogenen  Axükel  des  £.odex  der  OrtsgeaeUe  bestimmen, 
daB  dem  Ebemum  das  KteBbranclis*  «itd  Verwaltangsredit  (Iber  das  Yer* 

mö^en  beinor  Frau,  dein  V.itor  üIkt  dusjmige  adlicr  Kinder  nsfeellt  und 
daß  der  Verschwender  nicht  handlungsfähig  ist. 

1803.  „Die  Bestimmung  des  Art.  21  dieses  Ctes^ta^  erstreckt  sieh  nur 
auf  Klagen  wpircn  des  zur  Konkarsmasse  gehörigen  Vermögens 

1804  ,Bti  Anwendung  des  Art.  27  dieses  Gesetzes  ist  die  Vorschrift 
des  Art.  2918  des  dritten  Teiles  des  Kodex  der  Ortsgesetze  Uber  die  Ver- 
tretung der  jnrietieelwD  Persoiieii  doieh  deren  geeetslkte  Yertret«r  «i 
becttckstchtigen." 

Zweitee  KapiteL 
Erster  Abschnitt. 

Von  dnn  Vorfalirr-n  vor  den  Frieden sL'i^rirhten. 
180ß,  .Zur  Zuständigkeit  der  Kriedensrichter  gebüren  ander  den  in  den 
Ziffern  1,  2  und  6  des  Art.  2H  und  in  den  Artt.  82^— 82^  dieses  Gesetzes 
beseidmeten  Saeben:  1.  Reditestveitigkeiteii  wegen  WiedertoesteUiug  äm 
getuteten  Bedtses  (Kodex  der  Ortageeetie  III.  T.  Aitt.  682—099) ;  3.  BediAe- 
•trtftigkeiten  wegen  Störung  in  der  Nutzung  Ton  Serrltoten  an  GrondstOckai, 
wenn  vom  Zeitpunkt  der  Störung  nicht  über  ein  Jahr  verflossen  ist ;  3.  Klagen 
wegen  Vorzeigung  eines  beweglichen  Gcsenstandes  i Kodex  der  Ortsgesetze 
III.  T.  Artt  4593 — 4bU0»  und  4  Arrestyesuche  Tor  Klageerhebung  ^ArtL 
1823—1830  dieses  Gesetzes)  in  jeder  Hohe." 

Anmerkung: 

Die  Gesuche  aus  Ziffer  4  sind  bei  dem  Gerichte  luizubrin^en,  wo  die 
an  arrestiexeiide  öacbe  sich  befindet  Die  £atacbeidung  kann  auch  ohae 
AnbSrmig  des  Arrestaten  erfolge.  Die  Arrestlbrdenmg  ist  glanbbaft  stf 

machen;  der  Arrest  kann  gogen  und  ohne  Sicherheit  angeordnet  werden; 
der  Arrestbefehl,  der  binnen  U  Tagen  nach  seinem  Erlaß  nicht  ToUsüeckt 
wird,  verliert  seine  Kraft. 

1807.  ,In  den  Sachen  betr*  fTend  die  Wiederherstellung  des  gestört«!! 
Besitzes  und  der  Nutzung  von  Servituten  hat  der  Friedensrichter  in  eine 
Prabing  der  Dokumente,  welche  das  Eigenttmisrecht  an  dem  Gnindstlldr 
oder  das  Beeht  an  der  Serritat  an  einon  solchen  liescheinigett,  nicht  «insB* 
treten,  sondern  lediglich  den  gestSrten  Besita  odw  £e  Benntinng  wieder 
herrastellen/ 

Vierter  Abschnitt. 
Von  dem  gerichtlichen  Verfahren  iui  Gouvernement  Archangel  und  in  d«a 
Kreisen  Jarmsk  nnd  Ust-Sqrssolsk  des  G«aTemenests  Wologda. 

2099.  »Die  Znstilndigkeit  der  Gerichte  für  die  hftrgeriteben  Angelegen- 
heiten im  Gonvttnement  Archangd  und  die  Grensen  der  Hadithdugnis  der 

Friedensrichter  hinsichtlich  des  Erlasses  von  endgültigen  Urteilen  woda 
durch  die  Vorschriften  der  Artt.  1462,  1463,  1467  nnd  1477  bestimmt. 

Anmerkung: 

Zur  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  gehören  nicht  Klagen  unter  den 
im  OpttTemement  Arehangel  wohnhaften  Sanejede%  die  sir  ZnstlndlgheU 
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ihrer  eigenen  Gerichte  gehören,  es  sei  denn,  daß  zwischen  Kläger  nnd  Be- 
klagten Tereinhart  worden  ist,  Klagen  dieser  Ait  zur  Yerhandlung  vor  dttm 
f^edennichter  sa  briogen." 

21CK).  ,.lm  vereinfarhten  Pruzeßverfahren  gehören,  mit  den  anteu  im 
Art  2101  gegebeneu  Ausnahmen,  zur  Zuständigkeit  des  Friedensrichters 
Kbgwn  in  Htfb«  J«dea  B«tngM  nieh  den  Yoxsahrlfteii  der  Artt  aOS  365 ^ 
bis  866*  ttDd  6667— 365**.  Bd  0mw«iid1iiiig  6tx  Saelieii  in  dM  ordentlicbe 
Verfahren  haben  die  Friedensrichter  dem  Streitwerte  toteprechend  nacli 
Zilier  3  des  Art.  80  ^  nnd  naoh  Art.  äßb*^  tUst  zn  richten.'* 

Anmprknng: 

Über  das  vereiniachte  Verfahren  —  Artt.  3651—3652*  —  cf.  Anm.  zu 
Art  1481«. 

2101.  „Klagen  wegen  eines  Betrages  von  über  zweilausend  Rubel,  die 
gegen  melime  in  yenditedenen  FrledeD8gericbtflb«tirkeii  des  Goavememeiils 
wohnhafte  Beklagte  eriiob<»i  sind,  gdittren,  im  Falle  des  TereinfachteD  Ver- 
fahrens, zur  Zuständigkeit  des  Besdrkigeiichts  nach  den  Vorschriften  der  Artt 

865'    Wry^»  und  36r>'-H6öa*." 

2108.  „Beschwerden  (BerufuTi«j:en.  d  V.)  gegen  nicht  endgültige  Urteile 
der  Friedensrirhter,  ph{»nso  BosoiKU  re  lU  schwerden  gegen  Beschlüsse  dtrselben 
siud  beim  Bezirksgericht  Archaugel  als  Friedensrichtervert>amuilung  nach  den 
Voisehriften  dieses  Gesstses  Aber  die  Rechtsinittcl  gegen  Entscheidiingen  der 
Friedensriiditer  zu  erbeben.*' 

2104.  „Gesuche  um  Aufliebung  von  endgültigen  Urteilen  der  Friedens- 
richter sind  bei  dem  Bezirksgericht  Arch;ui;^'el  an/ubriiigt  ii.  Im  Falle  der 
Aufhebung  eines  Urteils  wird  die  Surhc  zur  crni  iiten  Vrrb:unllinijj:  an  den 
Friedensrichter,  der  das  Urteil  erlassen  hat.  «uii  r.  wenn  das  Gericht  es  für 
nötig  erachtet,  an  einen  anderen  Friedensrichter  verwieäen." 

2106.  «Gesuche  nm  Anfhebong  mdgUltiger  Urteile  des  Besirksgerichts 
Arebangd,  welche  es  als  Friedensrichterrersammlnng  eriasBra  hat,  sind  an 
das  Zivilkassationsdepartement  des  Regierenden  Senats  zu  richten.  Im  FsUe 
der  Anfhebiin^^  des  Urteils  wird  die  Sache  zur  erneuten  Verhandlang  an  das 
Beatirksgtri  'lir  in  anderer  Bcsetzunq^  vrrwlt  sdi  - 

2107.  jlJie  Fristen  für  Recht smiltel  gegen  Urteile  und  llandluny.n 
der  Friedens-  und  ordentlichen  Gerichte  werden  nicht  als  versäumt  angesehtii, 
wenn  vor  ihrem  Ablauf  die  Rechtsmittelscfarlft  bei  der  zuständigen  Behörde 
rar  Bef&rderung  mit  der  Post  abgegeben  ist.* 

2111.  aBeschwerden  über  die  nicht  jr*  setzmäßige  Vollstreckung  von 
Urteilen  und  alle  Streitigkeiten  aus  Anlaß  von  Vollst rt  rkungen,  mit  Ausnahme 
derjenifjcn.  welche  die  Anslefrung  der  Urteile  b^trt  fieu.  ii uteri ioir^n  der  Ent- 
scheidung durch  den  Friedeiisrit  hter,  in  dessen  Btzirk  die  Vullsti-eekung  erfolgt,* 

2115.  „Das  Bezirksgericht,  als  Friedensrichtervcrsammlung  hat  fdr 
die  im  Art  201  beseichnete  Gebtthr  dem  Proseßbeteiligten  nach  seinem  Wohn* 
ort  «Ine  ürteUsabsehrift  spitestens  in  sieben  Tagen  nach  Stellang  des  dies- 
bMliglicben  Antiags  und  falls  der  Antrag  Tor  Bdatt  der  Entscheidung  gestellt' 

2«ltMlurlflf.Iiit«ni.Pirlv«t- «.öffentLBeilit.  XVI.  36 
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ist,  in  einer  HipVtontädgen  Frist  vom  Tage  des  Erlasses  der  JSntscheidoBg  n 
übersenden  oder  auszuhändii^en  " 

2116.  .Ist  ein  Antrag  goruäü  d<m  vorsttrlkudeii  Artikel  21  lö  graiellt, 
SO  wird  »Is  Beginn  der  Frist  zur  Einleguug  von  Rechtsmitteln  gegen  UrteUe 
dw  fieslrksgerichts,  weldwt  sotcfae  als  FriedensrichtenreBsainiiiliing  erlassw 
hat»  der  Zeitpiuikt  der  Behft&dignng  der  Urtdlsabschrift  an  den  Bese1nmde> 
führer  gerechnet,  wobei  zu  dieser  FVist  diejenige  nadi  der  Entfemnng  (Weist* 
fxist)  hinzagerechnet  wird." 

Fünltor  AbMlmitt 

Über  das  OeriditSTerfolixien  in  den  Oonvanements  vnd  Gebieten  Sibiriens. 

8i20.  „Die  VorschrÜten  dieses  Gesetses  Icommoi  in  den  OonTememeBts 
und  Gebieten  Sibiriens  mit  den  Abttadeningen  und  Brgftnsangen  der  nadn 

stehcnddi  Artikel  (2121— 21-19)  zur  Anwendung. ' 

2121.  „Die  Zuständigkeit  der  rjerichtf;  für  die  bürgerlichen  Aiil'iI' ppn- 
heiten  und  die  firrnzm  d<  r  ]\I:u  liil)t  fiit£ius  der  Friedensrichter  hinsichtlich  des 
Erlasses  von  endgültigen  l'rteiien  werden  durch  die  S'orschnflen  der  ArtU 
1462,  1467,  1477  sowie  der  nacbstebenden  Artiicel  (2122—2126)  bestimmt.' 

2122.  aZur  Znstftndigkeit  der  Friedensgericbte  geh9ren  nicht: 

1.  Rechtsstreltiglceiten,  welche  mit  dem  Interesse  der  StaatsloMse 
verbanden  sind,  mit  Ansnahme  derjenigen  w^n  fier8t«Ilaif 
des  iresförtcn  Besitzes  und  der  Klagen  wegen  Eiitsehädigiing 
für  durch  Aliweidcn  venirsuchten  Schaden  und  für  andere  Be- 
schädigungen au  Lündc  reien  im  \'erwaltungsbereich  der  Ministerien 
des  Kaiscrlicheu  Hauses  und  der  Apanagen,  der  Landwirtschafl 
Qod  des  Staatsvermttgens  oder  der  anderen  vor  Gericht  die 
Rechte  der  Staatslcasse  genfefienden  Behörden,  sofem  d^  Streit- 
wert zweitausend  Rubel  nicht  übersteigt. 

2.  Rechtsstreitigkeiten  zwischen  Dorfbewohnern,  ebenso  zwischen 
den  Fromdvölkern.  welche  znr  Znstftniiifzk«  it  ihrer  eigenen  8t;iiiiiLS- 
gerichte  gehören,  ej>  sei  denn,  daü  zwischen  iviager  und  Beklagten 
eine  Vereinbarung  getroffen  ist,  Klagen  dieser  Art  der  Ver- 
handlnng  vor  dem  Friedensrichter  xn  nnterxiehen,  nnd 

3.  die  Angel^enbeiten,  welche  der  Znstftndigkeit  vor  den  biner* 
lieben  Kommissaren  auf  Grund  der  Artt.  440  und  441  der  Ver- 
ordnung betreffend  die  Bäuerlichen  Adrniiiistrativbeherden  Gftset« 
betr.  die  Stände,  Be.soinlt  re  Beilage  Buch  III)  zugewiesen  sind." 

Anmerkung: 
Zn  Ziller  8  ist  die  Einleitung  su  vergleichen. 

2123.  ..Die  iitciitaüUeiUj^keittii  zwischen  den  Fremdvolkein :  1.  weiche 
sich  itui  Akte  gründen,  die  nach  den  allgemeinen  Gesetaen  des  Reiche  unter 
Zosiehnng  der  sastftndigen  Behörden  errichtet  sind,  und  2.  diejenigen,  weld» 
von  Frmndvflllcem  gegen  ihre  im  Bereiche  der  russischen  Wohnplitse  wohn* 
haften  Stammesgenossen  erhoben  waden«  gehören  snr  Zustiadigkeit  der 
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lUedensgericbte  oder  der  ordentlidieii  Gerichte,  je  naehdem  dieee  oder  jene 

netändig  sind." 

2125,  21 2ß.  91  SU.  2131  entspreclu  n  den  Artt.  2100,  2101,  2103.  2104 
mit  der  Maügabi^,  daü  an  Stelle  des  Bezirksgerichts  Arcbasgel  das  hier  sa- 
ständige  Bezirksgericht  tritt. 

2132,  2133  entepreehen  den  Aitt  2116,  211& 

2134.  „Qeiaehe  um  Avfliebiing  toh  en^flltigen  Urteilen  der  Bencln- 
geridlt^  welche  sie  in  der  Eigenschaft  von  FriedensrichterversammlongeD  er- 
lassen haVn.  sind  an  den  Appellhof  zu  rlcht<:n.  Im  Falle  des  Aufhebens  des 
Crtoils  wirtl  diu  Sache  zur  >>rn«>uten  Verhandlung  an  das  Beaurksgerioht  in 
anderer  Zusauunensetzang  verwiesen.'' 

2187  entspricht  dem  Art.  2107. 

2144  entaprieht  dem  Art  2111. 

Sechster  Abschnitt. 
Von  dem  Gerichtsverfahren  in  den  Gebieten  Ssyr-Darja,  Saniarkand,  l-  ergau, 
Seemlijetschensk,  TnuiBkaspien,  Akmolinek,  SsudpektiiiBk,  Und  mid  ToigaL 

Die  EinftthraDgebegtimmniigea  bot  ZPO  für  die  im  iedheteD  Abecbxütt 
beidchneten  Bdehegehiete  g^ddien  den  veretehenden  in  den  Abedmitten 

4  nnd  5;  es  entsprechen  insbesondere  den  Artt.  2121,  2122,  2125,  2126,  2130, 
2131.  2115.  2116,  2184,  2107  und  2111  die  Artt.  2151,  2168,  2163,  2164, 
2157.  21Ö8,  2159,  2260,  2161,  2164  ond  2170. 
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Das  englische  Einwanderungsoesetz. 

Von  H«  WittniMiek»  Ketehagerichtsfat  a.  D. 

Am  11.  8.  05  ist  fär  das  Yereiii%te  Königreich  von  Groß- 
britannien, also  für  England,  Schottland  und  Irlaud,  ein  Gesetz 
gegen  die  Einwanderung,  die  Aliens  Actj  erlassen,  welches  am 
1.  1.  06  in  Kraft  getreten  ist.  Danach  darf  ein  Einwanderer 
von  einem  EinwanderongsschÜfe  nur  in  einem  Hafen  gelandet 
werden,  in  dem  sich  ein  Einwanderungsbeamter  befindet.  Die 
Landung  eines  solchen  Einwanderers  darf  nur  mit  Erlaubnis 
des  Einwanderungsbeamten  erfolgen,  die  erst  nach  einer  in  Ge- 
meinschaft mit  einem  Arzte  vorgenommenen  Untersuchuiig  erteilt 
werden  darf. 

Ein  Einwanderungsschiff  ist  ein  solclies  Schiff,  wuIcIrs 
mehr  als  20  Zwischendeckspassagiere  nach  dem  Veroiiii^'^teii 
Königreiche  brinpft.  Der  Staatssekretär  kann  die  entscheidende 
Zahl  solcluT  IVissajunere  allgemein  oder  für  einen  bestimmten 
Hafen  anders  festsetzen.  Unter  Einwanderer  ist  ein  aus- 
läuilisclier  Zwischendecks])as^a^äer  zu  verstehen;  zu  den  Ein- 
wanderern gehören  nicht  solche  Personen,  welche  nachweisen, 
daß  sie  sich  nur  vorübergehend  in  ( iroljliritannien  aufh  ilti  ii 
wollen,  oder  welche  eine  im  vnrans  bezahlte  durcli^relieude  Kattr- 
karte  nach  einem  fremden  .Staate  haben,  wenn  in  diesem  Falle 
der  Kapitän  des  Schiffes,  mit  welchem  sie  angekommen  sind, 
oder  desjenigen,  mit  welchem  sie  weiter  befördert  werden  sollen, 
Sicherheit  dafür  leistet,  daB  sie  nicht  unerlaubterweise  im  Lande 
bleiben  oder  dortlün  zurückkehren  werden. 

Die  Erlaubnis  zu  landen  darf  nicht  erteilt  werden,  wenn 
der  Einwanderer  nicht  nachweisen  kann,  daß  er  genfigende 
Mittel  in  seinem  Besitze  hat  oder  sich  verschaffen  kann,  sich 
und  seine  Angehörigen  angemessen  zu  alimentieren,  oder  wenn 
er  geisteslcranlc  oder  geistesschwach  ist,  oder  wenn  es  wahr- 
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scheinlich  erscheint,  daß  er  infolge  einer  Krankheit  oder  eines 
körperlichen  Fehlers  der  Öffentlichen  Unterstützung  zur  Last 
fallen  oder  in  anderer  Weise  das  Publikum  schädigen  würde, 
oder  wenn  er  in  einem  fremden  Staate,  mit  welchem  ein  Aus- 
lief erungsvertrag  geschlossen  ist,  wegen  einer  strafbaren  Handlnng, 
die  im  Verhältnis  zn  diesem  Staate  einem  Auslieferungsgrand 
nach  dem  Auslieferungsgesetz  von  1870  sein  würde,  verorteili 
ist,  vorausgesetzt,  daß  die  Straftat  keinen  politischen  Charakter 
hat,  oder  wenn  er  auf  Grund  des  Gesetzes  aus  Großbritannieii 
ausgewiesen  worden  ist.  Jedoch  soll  die  Erlaubnis  zu  landen 
wep:on  Mangels  genügender  Mittel,  oder  weil  es  wahrscheinlich 
ist,  daß  der  Einwanderer  der  öffentlichen  Unterstützung  zur  Last 
fallen  würde,  nicht  verweigert  werden,  wenn  der  Einwanderer 
uucliwcist.  daß  er  nur  deshalb  Zulassung  in  (iroßbrit^innien 
verlange,  wiil  er  .sich  v'mvr  strafreehtlichen  Verfolcninc:  oder 
einer  Bestrafung  ans  religiösen  oilei  politischen  (iründcn  «Md 
wegen  eines  Vergehen.«;  von  politi.schem  Charakter  entzitlini 
will,  oder  wril  er  einer  mit  (it  tahr  für  seine  Freiheit,  für  sein 
Leben  oder  .seine  köiiierli(  he  Integrität  verbundenen  Vertolguiifr 
wegen  sein«s  Glanbens  entgehen  will.  Ferner  soll  die  Erlaubnis 
zu  liuuh'ii  niclit  verweigert  werden,  wenn  (h'r  Kinwandtrer 
nachweist,  (hiß  er  nach  einem  Aufenthalt  von  minde.>tiik^ 
6  Monaten  in  ( irnßlji'itannien  von  dort  ans  nnniittelltar  sich  eine 
Fahrkarte  na("li  einem  fremden  Lande  genommen  und  sicii  tiorthin 
direkt  eingeschifft  habe,  (hiß  ihm  doi't  ai»ei-  die  Ziilassuii^r  ver- 
weigert worden  und  er  dann  direkt  nacli  einem  großbritannischen 
Hafen  zurückgekehrt  sei.  Ferner  soll  die  Erlaubnis  zu  landen 
ledigiicli  auf  Grund  des  Mangels  der  erforderlichen  Mittel  nicht 
verweigert  werden,  wenn  der  Einwanderer  nachweist,  daß  er 
in  Großbritannien  geboren  und  sein  Vater  britischer  Untertaü 
ist.  Diese  Ausnahme  umfaßt  nicht  alle  britischen  Untertanen. 
Jeder,  welcher  in  Großbritannien  geboren  wird,  ist  britischer 
Untertan,  auch  wenn  sein  Vater  Angehöriger  eines  anderen 
Staates  ist.  Andrerseits  werden  die  im  Auslande  geborenen 
Kinder  eines  britischen  Untertans  nicht  immer  britische  Staats- 
angehörige, wenn  ihreYoifahren  zwar  britische  StaatsangehSriga 
gewesen,  aber  Außerhalb  Großbritanniens  geboren  sind. 
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Entsteht  bei  der  Anwendung  des  desetzes  die  Fra^re,  ob 
eine  Person  ein  Ausländer  ist  oder  nicht,  so  trifit  diese  Person 
die  Beweislast. 

Über  die  Ztilassung  von  Ausländern  wird  im  Verwaltungs- 
wege entschieden.  Op:en  den  Beschluß  des  Einwanderungs- 
beamten  (immigratioH  officer),  welcher  die  Brlaubnis  2U  landen 
verweigert,  findet  eine  Berufung  an  eine  aus  3  Personen  zu 
bildende  Kommission  (immiffratian  board)  statt,  welche  end- 
gültig entscheidet.  Der  Staatssekretär  kann  ein  SchÜf  von  den 
Bestimmungen  der  Akte  dispensleren,  wenn  genugende  Gewähr 
dafür  geleistet  wird,  daß  Einwanderer,  deren  Zulassung  nicht 
gestattet  ist,  nicht  anders  als  zum  Zwecke  der  Durchreise  ge- 
landet werden. 

Ein  Einwanderer,  welcher  unter  Übertretung  der  Bestim- 
nuingeu  des  Gesetzes  landet,  wird  als  Vagabonde  nach  den 
Bestimmungen  des  Gesetzes  gegen  die  Vagalmndage  bestraft. 
Der  Kapitän  l  incs  ScIiitTps.  wolrlirr  eine  solche  Landung  ge- 
stattet, verwirkt  eine  Geldstriile  bis  zu  100  i'. 

Der  Staat^ssekretär  ist  ermächtigt,  näliert'  Vorscliriften  zur 
Ausführung  des  (iesctzes,  insbesondere  auch  über  das  Verfahren 
vor  der  Einwanderungskommission,  zu  erlassen. 

Mit  den  Vorschriften  über  die  Einwanderung  sind  in  dem 
Gesetze  Bestimmungen  über  die  Ausweisung  von  Ausländem 
verfonnden.  Der  Staatssekretär  darf  danach  nach  seinem  Br^ 
messen  einem  Auslander  aufgeben,  GroBbritannien  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  zu  verlassen  und  künftighin  nicht  wieder 
za  betreten:  erstens,  wenn  der  Ausländer  wegen  eines  Vergebens, 
welches  ausschließlich  mit  Freiheitsstrafe  bedroht  ist,  oder  wegen 
Obertretong  einiger  angegebener  Folizeigesetze  verurteilt  ist 
und  der  Gerichtshof  beantragt,  daß  die  Ausweisung  in  Ver- 
bindung mit  der  von  ihm  erkannten  Strafe  oder  statt  derselben 
orfolgi,  zweitens,  wenn  der  Fremde  innerhalb  12  Monaten  nach 
st  iiAcr  Ankunft  und  innerhalb  3  Monaten  vor  Einleitung  des 
Verfahrens  eine  solch«'  öffentliche  Unterstützung  empfangen  hat, 
welche  ihn  unfähig  macht,  für  das  Parlament  zu  wählen,  oder 
wenn  er  (jlme  nachweisbare  Mitt«'l  uiiilierstreift,  o\\\'V  wenn  er 
infolge  einer  zu  starken  Anhäufung  der  Bevölkerung  an  einem 
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Orte  anter  gesundheitsschädlichen  Verhältnissen  lebt,  oder  wem 
er  nach  Erlaß  des  Gesetzes  in  Großbritannien  angekommeii 
nnd  in  einem  fremden  Staate,  mit  welchem  ein  AosÜefeimigs- 
vertrag  besteht,  wegen  einer  Handlang  verarteilt  ist,  welche 
im  Verhältnis  zu  diesem  Staate  nach  der  Aaslieferangsakte  m 
1870  einen  Ausliefernngsgrund  bildet,  voraasgesetst,  daß  die 
strafbare  Handlung  keinen  politischen  Charakter  hat. 

Der  Aasländer,  welcher,  nachdem  ein  Answanderongsbefeld 
gegen  ihn  erlassen  ist,  in  Großbritannien  betroffen  wird,  soll 
als  Vagabonde  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  fiber  die 
Vagabondage  bestraft  werden. 

Der  Staatssekretär  kann,  wenn  ein  Aasländer  aasgewiesen 
wird,  nach  seinem  Ermessen  die  mit  der  Abreise  des  Ansländers 
und  der  vorgäiigigen  Bewachung  desselben  verbundenen  Kosten 
ganz  oder  teilweise  auf  die  Staatskasse  übernehmen. 

\\  i  Uli  ein  Ausländer,  welcher  nicht  schon  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  zuletzt  nach  Groljbi  itannien  gekommen  ist, 
oder  welcher,  später  angekommen,  Erlaubnis  zu  landen  nicht 
erhalten  hat,  auf  (Irnnd  eines  innerhalb  f»  Monaten  na(  h  st  incr 
letzten  Ankunft  eingetretenen  Ausweisnngsfirundes  ausiiewiesen 
wird,  so  ist  der  Kapitiln  des  SchiÖes,  mit  welchem  der  Aus- 
länder angek(»ninieu  ist,  und  auch  der  Kapitän  jedes  anderen 
dei"selben  Reederei  gehörigen  Schiffes  haftbar  für  die  auf  (mind 
des  (Jesetzis  bezüglich  des  Auslanders  gemachten  Ausgubeu; 
die  Kapitäne  siud  weiter  gehalten,  auf  Verlangen  des  Staats- 
sekretärs den  Ausländer  und  dessen  An<zehörige  in  ihr  Schiff 
aufzunelinien  und  ihnen  freie  Überfahrt  nacli  dem  Einscliitfuni:s- 
hafen  und  angemessenen  Unterhalt  während  der  Fahrt  zu  ge- 
währen. Weigert  sich  der  Kapitän,  dem  Ausländer  und  dessen 
Angehörigen  die  freie  Überfahrt  zu  gewähren,  so  verwirlct  er 
eine  Geldstrafe  bis  zu  100  £. 

Der  Kapitän  eines  Schiffes,  welcher  l^assagiere  in  einem 
großbritanmschen  Hafen  landet  oder  einschifft,  hat  nach  näherer 
Anordnung  des  Staatssekretärs  jedem  ausländischen  Passagier 
einen  Schein  auszustellen,  worin  eine  Auskunft  über  dessen 
Verhältnisse  enthalten  ist.  Der  Passagier  hat  dem  Kapitän 
die  za  diesem  Behuf e  erforderliche  Auskunft  zu  erteilen.  £rffiUt 
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der  Kapitän  diese  Verpflichtung  nicht  oder  stellt  er  einen  un* 
richtigen  Schein  aus,  so  vcmirkt  er  eine  Geldstrafe  bis  zu 
100  Der  Ausländer,  welcher  dem  Kapitän  die  für  die  Aus- 
Stellung  des  Scheins  erforderliche  Auskunft  verweigert  oder 
eine  uniicbtige  Auskunft  erteilt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
3  Monaten  bestraft.  Der  Staatssekretär  kann  auf  Widerruf 
eine  bestimmte  Klasse  von  Passagieren  und  eine  bestimmte  Art 
von  Reisen  und  bestimmte  Schiüe  und  Häfen  von  diesen  Vor- 
schriften dispensieren. 

Ein  Binwanderer,  ein  SchifFskapitän  oder  eine  andere  Person, 
welche  gegenüber  dem  zuständigen  Beamten  bei  Anwendung 
dieses  Gesetzes  eine  falsche  Angabe  macht,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  3  Monaten  bestraft. 

Entsteht  bei  einer  Berufung  an  die  Einwanderungskommission 
die  Frage,  ob  ein  Schiff  ein  Einwanderungsschiff  ist,  oder  ob 
jemand  ein  Einwanderer  oder  Zwischendeckspassagier  ist,  oder 
ob  eine  Straftat  eine  solche  von  politischem  Charakter  ist,  oder 
ob  ein  Verbrechen  oder  ein  Vergehen  ein  solches  ist,  wegen 
dessen  die  Auslieferung  stattfinden  kann,  so  soll  diese  Frage 
dem  Staatssekretär  in  GenüLßheit  der  von  diesem  zu  erlassenden 
Ausfflbrungsbestimmungeü  zur  Entscheidung  vorgelegt  werden. 

Die  Englander  scheinen  bisher  wenig  Freude  von  dem 
Fremdengesetz  gehabt  zu  haben.  Das  Gesetz  selbst  wird  von 
einem  Teil  der  Bevölkerung  scharf  getadelt  und  als  eine  Schande 
bezeichnet.  Auch  wird  behauptet,  daß  das  Gesetz  in  harter 
und  grausamer  Weise  angewandt  worden  sei.^)  Die  gegen- 
wärtige Begierung  hat  denn  auch  neuerdings  Anweisungen  er- 
lassen, um  eine  milde  Handhabung  des  Gesetzes  herbeizufähren. 
Während  nach  einer  ersten  Anweisung  des  Staatssekretärs  des 
Innern  schon  ein  Schiff  mit  mehr  als  12  Zwischendecks- 
passagieren als  ein  Einwanderungsschiff  angesehen  werden  sollte, 
hat  man  neuerdings  die  gesetzliche  Vorschrift,  daß  die  Zahl  der 
Zwischendeckspassagiere  20  betragen  mfisse,  wieder  hergestellt. 

^)  Wegen  der  Hirten,  die  die  Anwendung  des  Gesetiea  in  eint dnen 
miett  gehabt  hat,  sind  bereite  Bddamationen  fremder  Regierungen  Yor- 
gekommen. 
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Eine  eingreifende  Bestimmung  ist  weiter  getroffen,  um  den 
Klag'en  darüber,  daß  russische  politische  Fliirhtrni<T:('  zurück- 
gewieseii  seien.  Rcrlimui^  zu  tragen.  Es  ist  augeordüet,  daß, 
wenn  ein  Einwanderer  aus  einem  Teil  des  Kontinents,  in 
welchem  politisclie  Unruhen  vorhanden  .seien,  komme  und  be- 
haupte, daü  er  aus  politisclien  uder  reli;^iüsen  (Jründen  geflohen 
sei,  diese  Behauptunp:  im  Zweifel  al.s  w-ir  angesehen  werden 
solle. ^)  Ferner  ist  angeordnet,  daB  jemand,  welcher  von  einer 
ansteckenden  oder  widerwärtigen  Krankheit  frei  sei,  nicht  des- 
halb zurückgewiesen  werden  dürfe,  well  sein  Gesundheitszustand 
ein  kritischer  sei,  wenn  die  Zurückweisung  eine  große  Härte 
gegen  ihn  enthalten  würde.  (Vei*gL  Verhandlungen  im  engl. 
Unterhanse  vom  14.  3.  06  in  Times  yom  lö.  selbigen  Monats.) 


^)  Die  rechUiohe  Zaläsiigkeit  dieser  Anordniuig  wird  beetritten. 


Die  Verhandlungen  des  Instituts  für  internationales  Recht 
in  den  Sessionen  zu  Edinburg  1904  und  Gent  1906.'') 

Von  Gebeimmt  Dr.  von  CllmaiUl,  Mflnehen. 

Das  reiche  Programm  der  letzten  Sessionen  Instituts 
luufaßt  eine  Reihe  von  Gegenständen,  die  niehrfacii  mit  den 
wichtigsten  Problemen  des  Völkrrrorlits  zusammonhängen  — 
ein  Beweis  dafür,  daß  sich  die  Aufgabe  des  Instituts  im  Laufe 
seiner  Wirksamkeit  keineswegs  eingeengt  hat,  wie  man  etwa 
im  Hinblick  auf  den  Beschluß  zu  Neufch&tel  1900,  nnr  mehr 
alle  zwei  Jahre  Sessionen  abzuhalten,  meinen  möchte.  Durch 
die  Haager  Konventionen  v.  J.  1899  sind  allerdings  wichtige 
Materien  des  Völkerrechts,  welche  das  Institut  seit  seinem 
Bestände  wiederholt  beschäftigt  hatten,  im  Wege  internationaler 
Kodifikation  einem  gewissen  Abschluß  zugeführt  worden.  Allein 
es  sind  doch  auch  Lücken  übrig  geblieben,  die  noch  der  Ans- 
föllting  harren  und  überdies  zeigt  die  Anwendung  der  Vorschriften 
über  das  internationale  Scliiedsreclit  (insbesondere  der  Vorschriften 
über  das  Verfahren).   daU  aiuli  liier  der  Weitf  rläUluiig  des 
geltenden  Rechts  nuch  ein  großer  Spielraiiin  olYrnstelit.  Ferner 
betiridet  sich  die  Kodifikation  des  interuationalen  Privatrechts 
durch  die  Haager  Konferenzrn  so  reeht  im  Flnß.  so  daß  aiieh 
von  dieser  Seite  dein  Institut  eine  reirhe  Fülle  von  StcitT  zur 
Vorbereitung  für  die  weiteren  Koditikationsversuche  zuströmt. 
Auch  schafft  ja  der  immer  intensiver  sich  gestaltende  inter- 
nationale Verkehr  gernde  in  unseren  Tagen  stetig  neue  Lebens- 
verhältnisse von  Volk  zu  Volk   und  innerhalb  der  ganzen 
zivilisierten  Völkergemeinschaft,  die  eine  internationale  Regelung 
dringend  erheischen,  so  daß  auch  hier  neue  Probleme  an  das 
Institut  herantreten.    Schließlich  und  im  ganzen  bieten  die 
politischen  Vorgänge  und  Komplikationen  der  letzten  Jahre, 


*)  Vgl.  ttber  die  vorbergegangcne  Brttaseler  Seasion  {Idltöj  Ztsch.  XU  447. 
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die  ihre  Reflexe  noch  in  die  Gejrenwart  werfen,  dem  Institut 
Anlaß  genug,  im  Geiste  seines  Wahlspruchs:  jmtitia  et  pace 
für  die  rechtliche  Ausgestaltung  der  Friedensordnunjj:  der 
Nationen  eine  rege  Tätigkeit  zu  entwickeln  und  dadurch  zur 
Sicherung  der  Grundlagen  unserer  Zivilisation  —  des  vor- 
nehmsten Scliutzobjekts  des  internationalen  Rechts  —  beizutragen. 
Diese  Aufgabe  tritt  m.  £.  gerade  in  unscn  ii  Tagen  zunehmender 
internationaler  Beziehungen  und  bewußten  Zusammenwirkens  der 
Staaten  ffir  wichtige  solidarische  R^^chts-  und  Kulturiuteressen  so 
lebhaft  zutage.  Ist  es  dann  aber  nicht  eine  seltsame  Erscheinung, 
daß  in  unseren  Tagen  gleichzeitig  mit  einer  stetig  zunehmenden 
Annäherung  der  Staaten  doch  auch  Symptome  starker  Gegen- 
sätze hervortreten,  die  zu  wiederholten  Malen  das  friedliche 
Zusammenwirken  der  Staaten  zu  zerstörten  drohten?  Dieser 
Erscheinung  gegenüber  ist  es  immerhin  eine  gewisse  Beruhigung, 
daß  der  Antagonismus  der  Staaten  doch  fast  nur  yon  unTerant- 
wortlichen  Elementen  zur  Konstruktion  von  Konflikten  aus- 
gebeutet wird,  während  gleichzeitig  die  besonnenen  und  ihrer 
moralischen  Verantwortung  bewußten  Persönlichkeiten  immer 
lauter  und  in  einer  bisher  gar  nicht  bekannten  oder  fibUeben 
Form  unsere  lebendige  Überzeugung  von  der  Solidarität  der 
Güter  und  Interessen  der  Kulturvölker  betonend,  die  herro^ 
getretenen  Gegensätze  auf  ihr  richtiges  Maß  zurückzufahren 
bez.  zu  beseitigen  suchen  und  die  Wege  zeigen,  auf  denen  ein 
friedlicher  Wettstreit  der  Nationen  innerhalb  der  zivilisierten 
Staatengemeinschaft  sicli  vollziehen  kann  und  nach  der  (Jrunditlee 
unserer  heutigen  Zivilisation  auch  in  Wahiiicit  vollzit  iicn  niul). 

Jene  (  berzengung  von  der  Notwendig: kt  it  ih  r  Weiterbildung 
des  inteniariniialrii  Jxpchts  beherrscht  uucii  die  Regierungen: 
die  von  dem  l'ra.sidi  Uten  Ilou.seielt  gegebene  Anregung  zur 
Foitst  tznii^  (h  s  Werkes  dor  Haager  Koiiti'rt  nz  von  1899  fiel 
auf  Inu  litliaicii  Boden;  i  <  war  für  dtii  Frühling  1907  dt-r 
Znsaiiiiiit.iitrilt  einer  neuerlichen  Koiitt  ren?;  im  Haag  in  Aussicht 
gjiiuiiiiiit  u.  Indessen,  die  VovL^äiii:'t'  in  liiililand  licljcn  tiiie 
V'irliiiiti^c  V<>rtagung  rätlich  crsciu-iin  ii.  Bis  zum  Zusammriitriti 
dit'ser  Konlt  renz  wird  auch  das  Institut  ( J<d«'genht'ir  liakn, 
seine  Meinung  über  die  zu  behandelnden  Fragen  zum  Ausdruck 
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zu  bringen.  Unter  diesen  hat  insbesondere  die  im  Haag  einer 
Deoerlichen  Konferenz  vorbelmltene  Fraire  des  Nentralitätsrechts 
das  Institut  sowohl  in  Edinbai^  wie  in  Gent  beschäftigt.  Die 
Frage  stand  fibrigens  schon  auf  der  Tagesordnung  der  Session 
im  Haag  1898.  Descampa  und  Klem  wurden  damals  zu 
Berichterstattern  gewählt  In  der  Session  zn  Nenfchätel  1900 
konnte  indessen  noch  kein  Bericht  vorgelegt  werden;  Descamps 
beschiHnkte  sich  darauf,  seinen  Sssay:  Sur  le  Padgirat  ou 
le  rigime  juHdique  de  la  paix  en  temps  de  guerre  mit  dem 
Wunsche  vorzulegen,  daß  von  seiten  der  Mitglieder  Gutachten 
eingehen  möchten.  Die  Angelegenheit  wurde  sodann  der  Tages- 
ordnung der  nächsten  Session  überwiesen.  In  dieser  (Brüssel  1902) 
wurde  von  Descamps  eine  Reihe  von  Thesen  vorgelegt.  Die 
darüber  in  Edinburg  eingeleitete  Diskussion  wurde  jedoch  nur 
mit  folgender,  von  PiUet  beantragten  Besolution  geschlossen: 
„L' Institut  .  .  .  se  rif^ant  au  vaeu  exprimä  par  les  mem- 
bres  de  Ui  Conference  de  la  Uaye  et  s*accociant  ä  Vinüiative 
prise  par  M.  le  President  Eoasevelt,  exprime  le  däsir  que 
les  divers  Etats  se  preoccupent  de  danner  ä  la  NeutraUti 
une.  reglementation  plus  par  fade  et  plus  cott  forme  aux 
necessttes  du  temps  pre'seuf.  In  der  di(»ser  Resolution  vorauf- 
gepranfff  tit  ii  Debatte  vertrat  Descafujjs  die  von  iliin  aufge- 
stellten Thesen  i  cf .  Aunuaire  XIX,  p.  ;>öl  sq.  und  XX.  p.  '211  sq), 
inst'L'Sondere  die  Notweiidig'keit,  dem  traditionellen  Begriff 
der  Kentralitiit  den  von  ilnii  forniiiliei-ten  I'.enrriff  des  pacigerat 
zu  j^nbstituiei'en.  Was  I)csc((/nps  paviyrnit  nennt,  bedeute 
einen  iU'sitiven  liegrift'  der  Stellunsf  der  KrieL-'fülirenden  und 
Nirbtkriegführenden,  wäbrend  der  Hegiill  (und  Ausdruck)  Xeii- 
tralitiit  nur  ein  nerrativer  Uegriff  sei,  der  nichts  über  (iie 
Stellung  der  Kriejitiilircnden  zu  den  Xeuti'aleii  nnssai^e;  er 
norniiere  nur  die  ."Stellung  der  Xeutralen  zu  den  Krie^liilirenden 
und  dies  in  einer  Weise,  daß  nur  die  Ptiieliten  der  Nentrab  ii 
in  den  Vordergrund  träten,  während  der  Be^rilT  s  Pucigerat 
die  friedlichen  Beziehungen  der  Xeutralen  und  Kriegführenden 
im  Anpre  behalte  und  die  Pflichten  der  letzteren  gegenüber  den 
Neutraleu  betoue.  Es  erhoben  .sich  indessen  Stiniinen  gegen  die 
Einführung  eines  neuen  Ausdrucks  (pacigerat)  zur  Bezeichnung' 
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eines  Zustands,  für  den  sich  der  Ansdrack  Keotialität  jedeo&Us 
schon  eingebfirgert  hat,  wenngleich  man  zugeben  mußte,  dafi 
dieser  Ausdruck  die  Sache  selbst  nicht  erschöpfend  bezeichnet 
In  eine  Diskussion  über  die  ^anze  Materie  konnte  aber  auch 
in  Edinburg  nicht  eiii*^t  treten  werden,  da  es  an  einem  Kom- 
missionsberichte fehlte.  Man  beschränkte  sich  daher  auf  die 
Annahme  obiger  Resolution,  deren  praktischer  Wert  im  Hinblick 
auf  die  von  der  liaaprer  Konl\;ri.iiz  in  Aussicht  geiiuiiniipne 
lU'handlung  dieses  Standes  in  einer  späteren  KontVnnz 

in  die  Augen  springrt.  Die  Sache  selbst  wurde  der  nädisten 
Session  in  Gent  iilierwiesen.  Für  diese  wurde  von  K/rru, 
dem  Verfasser  des  verdienstvollen  Werkes  über  die  Xciitralitat 
(schwediseli  und  französisch  —  Lots  et  usages  de  la  NeHiruliU. 
Paris,  ISDS,  l'Jüü,  2  Bändel  der  Entwurf  eines  Reglement 
coucernaHf  les  lois  et  coututncs  (/c  1a  Nentrahi«'  l)earbeitet. 
Ferner  wurden  die  llcnicrkunpfn  dt-r  Herren  deneral  (fen  Beer 
Poriugael  und  Prof.  Holland  i^Oxfnidi  über  den  A'Av// seilen 
Entwurf  vorfrelejrt.  Sieht  man  selbst  davon  ab,  dail  eine 
gi'ündliche  Erörterung  dieser  wichtigen  .Materie  sehr  viel  Zeit 
in  Anspruch  nimmt,  während  die  Tagesordnung  der  Session  in 
Gent  außer  der  Xeutralitätsfrage  noch  eine  Reihe  anderer 
wichtiger  (Jegenstände  umfaßte,  so  mußte  schon  im  Hinblick 
auf  den  Umfang  des  Entwurfs  —  70  Artikel  —  der  Zweifel 
entsteheil,  ob  das  Institut  auf  Grund  des  Kleen'^(i\\ti\  Entwurfs 
in  dieser  Session  überhaupt  zu  einem  positiven  Resultate  gelangen 
konnte.  Gegenüber  der  damals  noch  für  den  Frühling 
in  Aussicht  stehenden  internationalen  Konferenz  wäre  es  aber 
von  größtem  Wert  gewesen,  die  Anschauungen  des  Instituts 
rechtzeitig  zu  formulieren.  In  richtiger  Erwägung  dieser  Sachlage 
hatte  Sir  John  UacdoneU  den  Vorschlag  überreicht,  das 
Institut  möge  wenigstens  die  dringendsten  Fragen  des  Xeutrali- 
tätsrechts  sofort  einer  Beratung  unterziehen  u.  z.  gerade  die- 
jenigen Fragen,  welche  voraussichtlich  die  nächste  Haages 
Konferenz  beschäftigen  dürften.  Macdoneli  hebt  13  Punkte 
hervor,  insbesondere  die  Konvoyierung  neutraler  Schiffe,  die 
Legung  von  Streuminen  außerhalb  der  Eigengewässer  der 
•Btlligerenten,  Dauer  des  Aufenthalts  von  Schiffen  der  Bellige- 
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reuten  in  neutralen  Ch  wassern,  Lieteruiig  \<iii  Kohle  und 
Lebensmitteln,  Postsenduiifj:»  n  an  Bord  neutraler  SrhitTc,  Verkauf 
von  Schiffen  iit  iitrakT  Kifi:entümer  au  Belligereiiten  während 
des  Kriejreö,  Eiit.schädifninfr  der  Eigentümer  neutraler  Schiffe, 
VerhindtTung:  der  Hrrstcllung  telegraphischer  Anlapren  der 
Belli^M  rcnten  auf  neutralem  Gebiet  und  von  Anlagen  drahtloser 
Teleg-raphie  in  neutralen  (tewässern  usw.  Bezüglich  aller  dieser 
Punkte  fonrmliert  Macdonell  betreffende  Rechtssätze.  Leider 
war  der  Antragsteller  nicht  anwesend  und  wurde  über  seinen 
Vorschlag  nidit  verhandelt.  Man  s(liiitt  zur  Beratung  des 
Ä7e<fw  sehen  Entwurfs,  die  aber  nicht  über  die  ersten  18  Artikel 
hinauskam;  hiervon  wurde  übrigens  nur  etwa  die  Hälfte  ange> 
nommen.  Im  übrigen  gewann  man  die  Überzeugung,  daß  eine 
Regelnng  dieser  Materie  auf  anderer  (irundlage  in  Angriff 
genommen  werden  ninß.  \\  y  K/eenache  Entwurf  schließt  sich 
allzu  eng  an  das  theoretische  Werk  des  Verfa.ssers  an,  ermangelt 
infolgedessen  gerade  jener  Eigenschaften,  die  für  die  Herstellung 
eines  Komplexes  von  Rechtsnormen  unerläßlich  sind;  es 
bandelt  sich  doch  hier  in  gewissem  Sinne  um  die  Vorbereitung 
eines  Akts  internationaler  Rechtssetzung  —  die  Aufgabe  ist 
also  eine  eminent  legislatorische.  So  kann  man  es  als  einen 
glücklichen  Zufall  bezeichnen,  daß  inzwischen  die  Vertagung 
des  Zusammentritts  der  neuen  Konferenz  im  Haag  erfolgte ;  das 
Institut  hat  Zelt  gewonnen,  auf  neuer  Grundlage  im  Frühling  1908 
(in  Florenz)  diesen  wichtigen  Gegenstand  in  Angriff  zu  nehmen 
und  hoffentlich  zu  einem  positiven  Ergebnis  zu  gelangen. 

Eine  andere  wichtige  Materie,  welche  auf  der  Tagesordnung 
der  beiden  Sessionen  stand,  ist  das  internationale  Schieds- 
wesen.  Während  es  sich  bei  der  Neutralität  wesentlich  darum 
handelt,  der  künftigen  Konferenz  vorzuarbeiten,  erwachsen  dem 
Institut  auf  der  durch  die  Haager  Konvention  Über  das  Schieds- 
wesen  i^rscliaft'enen  Grundlage  anderweite  Aufgaben.  Der 
Haa^rr  Si  liitLl^hof  war  bereits  wiederholt  in  der  Lage,  Streitig- 
keiten zu  entschüidt  11,  Urner  hat  eine  Beihe  von  Staaten  in 
Ausluiiniiig  des  Art,  19  der  Konventiiui  lu  ul-  allgemeine  oder 
besondere  Übciviiikniiiiiicii  abgeschlossen,  um  die  obligatorische 
Schiedssprechung  auf  solche  Fülle  auszudehnen,  die  ihr  nach 
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ihrer  Ansicht  unterworfen  werden  können.  Damit  ergibt  sich 
schon  jetzt  ein  Material  für  die  kritische  Behandlmig  des  neuen 
Instituts  und  der  Anwendung  der  durch  die  Konvention  ge- 
schaffenen Nonnen.  Insbesondere  sind  es  zwei  Punkte,  die  das 
juristische  Interesse  bisher  angeregt  haben:  gewisse  Punkte 
des  Inhalts  der  neueren  Verträge  und  die  Anwendung  der 
Normen  über  das  Verfahren  (Art.  30  ff.  der  Konvention). 
Bezüglich  der  Prozedur  hatte  sich  das  Institut  alsbald  nach 
seiner  Schaffung:  in  dem  Entwurf  eines  Regrlements  (1876) 
ausgesprocliL'U.  Schon  duiuals  erkannte  das  Institut  die  Wichtig- 
keit des  Schiedswesens  für  dm  Ausbau  der  internationalen 
Friedi  nsordnun^.  Wie  wenig  übrigens  die  iiffeutliehe  Meinung 
für  dit'M  11  ( Icfrenstand  noch  damals  vorbereitet  war,  zei^t  die 
Aufualiiiie,  die  ein  zu  dersi  lluMi  Zeit  —  1875  im  HaajT  —  in 
den  Verhandlungen  der  Aö'sociatfoii  jjoifr  hi  reforme  et  codi- 
ficatioH  du  Droit  hitenwtional  (jetzt  International  Laie 
Association)  von  Henry  Richard  gemachte  l^oposition  gefundt-n 
hatte.  Richard  empfahl  die  Schaffung  eines  Gerichtshofs,  der 
nach  Art' des  nordamerikanischen  obersten  Gerichts  (bezüdioli 
der  Streitigkeiten  der  Unionsstaaten)  zur  Entscheidung  der 
internationalen  Streitfälle  berufen  wäre.  Man  hielt  eine  solche 
Idee  damals  für  einen  schönen  Traum,  der  sich  niemals  Te^ 
wirklichen  lasse.  Inzwischen  ist  diese  Idee  doch  verwirklicht 
worden.  Hatte  das  Institut  in  dieser  Sache  die  ersten  Anle- 
gungen gegeben  und  der  rechtlichen  Ordnung  dieser  Materie 
vorgearbeitet,  so  ist  es  gegenwärtig  zweifellos  eine  seiner  vo^ 
nelimsteii  Auferahen,  tiir  d»  ri  Ausbau  der  von  den  Staaten 
gescliaffenon  Institiitiunen  lieiziitragen. 

Dei-  unermüdliche  Förderer  des  Schiedswesens  Sir  Thomas 
Barvlüij  hatte  im  .Talire  190;^  die  Frage  der  ständisren  Schieds- 
verträge (Art.  !!•  tler  ivonvention)  auf  dir  Tagesordnniiir  du«. 
Konseils  gebraclit.  Barclai)  wurde  mit  der  vorbereiteudcn 
Berichterstattung  über  den  (regenstand  betraut.  Der  Beririit 
wurde  in  der  Session  zu  Edinburg  erstattet.  Der  Berichterstatrer 
beantragte  die  Walil  einer  permanenten  Kommission,  d^r 
die  doppelte  Aufgabe  zu  stellen  wäre:  einmal  die  Texte  üer 
neueren  Schiedsverträge  zu  studieren,  um  für  die  künftig  ab- 
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zuschließenden  Verträge  eine  zutreffende  Formuliening  wichtiger 
Bestandteile  ihres  Inhalts  zu  gewinnen  —  sodann  sollte  das 
Reglement  des  Instituts  v.  J.  1875  und  der  Vertrag  v.  J.  1899 
Art.  30  ff.  in  der  Richtung  der  Ausfüllung  vorhandener  Lücken 
in  den  Bestimmungen  über  das  Verfahren  geprüft  und  eine  Art 
Code  de  proc^dure  für  den  Gebrauch  des  stiindigen  Sciiiedshois 
vorbereitet  werden.  Ans  der  Debatte  möge  folgendes  hervor- 
gehoben werden: 

Die  bisher  abgeschlossenen  Verträge  weisen  drei  Typen 
9,uf:  in  dem  englisch-amerikanischen  Vertrage  vom  12. 1. 1897 
(der  von  dem  Senat  nicht  genehmigt  wnrde)  sind  alle  8treit> 
fragen  unter  den  Kontrahenten  der  schiedsgerichtlichen  Ent- 
scheidung unterworfen.  Dieser  Vertrag  enthält  jedoch  eine 
eigentümliche  Bestimmung:  er  unterscheidet  zwischen  Streit- 
fragen, die  eine  groBe  nationale  Bedeutung  aufweisen  und  minder- 
wichtigen Streitfällen.  Ergeben  die  diplomatischen  Verhand- 
lungen, dafi  ein  vitales  Interesse  eines  der  Kontrahenten  in 
Frage  kommt,  so  ist  der  betr.  Kontrahent  berechtigt,  die  Ent- 
scheidung der  Sache  durch  eine  schiedsrichterliche  Kommission 
(je  3  Delegierte  jedes  der  beiden  Kontrahenten)  zu  unterwerfen. 
Die  Entscheidung  ist  nur  dann  definitiv,  wenn  sie  mit  einer 
Majorität  von  6  Stimmen  gefaßt  wurde;  in  Fällen  einer  ge- 
ringeren Majorität  hat  jeder  der  beiden  Kontrahenten  das  Recht, 
die  Entscheidung  binnen  3  Monaten  abzulehnen.  In  dem  hol- 
ländisch-dänischen Vertrage  vom  12.  2.  04  werden  alle  Streit- 
fälle, die  auf  dii)loinatischem  Wege  nicht  erledigt  werden  konnten, 
der  Entscheidung  durch  das  Huager  Schiedsgericht  vorbehalten. 
Dagegen  hat  der  englisch -französische  Vertrag  vom  14.  10.  03 
dem  Haager  Schiedsgerichte  nur  bestimmt  bezeichnete  Kate- 
gorien von  Streitsachen  vorbehalten  und  fordert  ülnTdies,  daß 
der  Streifall  wediT  vitale  Interessen,  noch  die  Unabhängigkeit 
und  die  Ehre  der  beiden  Kontrahenten  l)erülire.  In  dei-  Debatte 
wurde  der  Vorzug  des  holliindisch-däuischen  Vertra<2es  Ln'<ienül)er 
der  allzu  engen  Fassung  des  en;.;lisch-französischen  betont;  man 
war  sich  al)er  «j^leiclizeitig  des  l'nistandes  bewußt,  daß  die  Lage 
der  Großmächte  in  dieser  Frage  eine  scliwierif^ere  sei  als  die  der 
kleineren;  es  empfehle  sich  daher  eine  mittlere  Formel,  die 


560 


von  UUmaon, 


enger  ist  als  die  holliindiscli-diinische,  alu  r  auch  wieder  nicht 
so  eng  wie  die  englisch -französische.  Insbesondere  empfahl 
Descamps  den  interefs  vitaiuF  und  dem  honneur  national  den 
Ausdruck  droits  inaliänables  zu  substituieren.  Der  Reg:riff  der 
Unabhängigkeit  wurde  als  unbrauchbar  bezeichnet,  wril 
er  mit  der  Idee  des  Schiedswesens  in  Widerspruch  stehe.  Im 
weiteren  Verlauf  der  Debatte  wurde  insbesondere  von  v.  Martens 
betont,  dai^  dem  positivrechtlichen  Stande  des  Schiedswesens 
und  den  bisher  abgeschlossenen  Verträgen  gegenüber,  der  ge- 
planten Kommission  eine  ausschließlich  praktische  Aufgabe  er- 
wachse und  es  sich  derzeit  um  die  Geltendmachung  idealer 
Anschauungen  über  den  Gegenstand  nicht  handeln  könne.  Ton 
anderer  Seite  wurde  freilich  darauf  hingewiesen,  daß  es  von 
praktischem  Nutzen  wäre,  wenn  der  Diplomatie  für  die  in  Zu- 
kunft abzuschließenden  Verträge  schon  jetzt  eine  brauchbare 
Formel  zur  Verfügung  gestellt  werden  könnte.  Auch  bezüglich 
der  Frage,  ob  sich  die  Kommission  auf  die  kritische  Prüfung 
der  bereits  abgeschlossenen  Verträge  zu  beschi^nken  oder  (dem 
Antrage  Barclay*^  gemäß)  auch  die  RegeUi  des  Verfahrens  zu 
untersuchen  habe,  bestand  Meinungsverschiedenheit.  Da  die 
Verträge  entweder  besondere  Prozedurvorschriften  enthalten  oder 
auf  die  Vorschriften  der  Konvention  verweisen,  wird  die  kriti- 
sche Prüfung  der  Verträge  notwendig  auch  das  Verfahren  um- 
fassen müssen.  In  diesem  Sinne  wurden  die  Verhandlungen  in. 
Edinburg  abgeschlossen :  Der  künftige  Bericht  über  den  Gegen- 
stand habe  auch  die  Reform  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens 
zu  umfassen. 

lu  der  Session  zu  Gent  w^urde  eine  Mitteilung  des  Bericht- 
erstatters Barclay  und  eine  Reihe  von  r>t'int'rkuugen  des  Generals 
Den  Beer  Portugael  über  jene  Mitttiluag  vorgelegt.  Barclay 
lenkt  die  Aufmerksamkeit  insbesondere  auf  8  l\nikte,  die  in 
den  neueren,  dem  englisch -französisclien  und  den  von  der 
nordanierikanischeii  Union  mit  einigen  eiiropäischeu  IStaatefl 
abgeschlossenen  Schiedsverträgen  nacligebildeten  Verträgen 
hervortreten.  Ks  liandelt  sich  a)  um  die  Fassung  der  ELngangs- 
formel  betr.  Verträge,  sodann  b)  um  das  Wesen  und  die 
Notwendigkeit  des  Art.  2  der  bezeichneten  Verträge  und  schUeßücti 
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e)  um  die  Ratiftkationsklausel  in  den  nordamerikanischen  Ver- 
tragen. Bezüglich  des  ersten  Ponktes  (a)  behält  sich  Barclay 
betr.  YorschlSge  vor,  da  ihm  augenblicklich  das  erforderliche 
Material  noch  nicht  zur  Verftigung  steht.    Dagegen  macht 
Dm  Beer  Portitgael  schon  jetzt  in  seinen  Bemerknngen  anf 
die  verschiedene  Fassung  der  P^iiigangsformel  in  dem  englisch- 
französischen (1903)  und  dem  holländisch-portugiesischen  Ver- 
trage ( 11)04 1  ferner  in  den  von  der  iiurdanicrikanisclu  n  ITnion  mit 
anderen  Staaten  abgesclilossenen  Schie  K\  rträ<;en  autinerksam. 
In  dem  erst«'ren  wird  zur  Bezeichnung  der  Kontrahenten  die 
Wendung  le   Gouvernement  de  la  RepuhJique  fnDiriiise 
et  U  Gouvernement  De  Sa  MaJ.  Britanniqne,  in  dem  zweiten 
die  Wendung  le  Souverain  gehraucht,    während  in  den 
amerikanischen  Verträgen  als  Kontrahenten  die  Staaten  selbst 
(iitatsj  bezeichnet  werden.   JBir  hält  die  Ausdrücke  Gouverne- 
ment und  J^tat  für  zu  yag.  —  ad  b)  Der  Inhalt  des  Art.  2 
der  oben  bezeichneten  Verträge  schließt  sich  an  die  Satzung 
des  Art.  31  der  Konvention  v.  J.  1899  an.  Nach  diesem  Artikel 
unterzeichnen  die  Mächte,  welche  die  Schiedssprechnng  anrufen, 
eine  besondere  Urkunde  (Schiedsvertrag,  compromis)^  worin  der 
Streitgegenstand,  sowie  der  Umfang  der  Befugnisse  der  Schieds- 
richter klar  bestimmt  werden      Der  Originaltext  bezeichnet 
diese  ^besondere  Urkunde"  als  „acte  special".  Wenn  nun,  wie 
Barclay  meint,  in  Art.  2  des  englisch-französischen  Vertrags 
und  in  den  amerikanischen  Verträgen  der  Inlialt  des  Art.  31 
der  Konvention  lediplieli  wiederholt  wird,  so  entstelle  gegenüber 
dem  Umstände,  als  die  Kontrahenten  solcher  allgenu'iuen  Schieds- 
verträge znglei(  h  Kontrahenten  der  Haager  Konvention  sind, 
die  l«Yage  nach  der  Notwendigkeit  dos  Art,  2  und  seiner  wahren 
Natur.    Den  Beer  Fortngael  ist  in  seinen  Gegenbemerkungen 
anderer  Meinung:  er  erblickt  in  dem  fraglichen  Art.  2  keines- 
wegs eine  bloße  Wiederholung  des  Art.  31  der  Konvention. 
Art.  2  des  englisch-französischen  Vertrages  gehe  vielmehr  weiter 

Der  Origiüalte.vt  der  betreöendt'n  Stelle  des  Art.  31  lautt-t :  „Lea 
Haute»  Puissances  qui  recourent  ä  VarbUrage  signent  un  acte  ap^cial 
(compromisj  dans  lequel  soHi  nettement  ä4terminis  Vobjet  du  litige 
mimt  que  V4i0näue  d§9  ptmooirs  des  arbUrea*, 
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als  Art.  31  der  Konvention,  denn  er  licsrhränke  sich  nii  ht  auf 
den  „Streitgegenstand"  (ohjet  du  lüiyej  und  den  ^Umfang:  der 
Befugnisse  der  8cliiedsrichter"  (l  etendue  des  pouvoirs  de  Var- 
bitrejf  sondern  fügt  nocli  einen  dritten  Gegenstand  hinzu:  „les 
detaüs  ä  observer  en  ce  gut  roucerne  la  Constitution  du 
iribunal  arbitral  et  la  prorrihirc^ .  Auch  genüge  es  nicht, 
wenn  die  Kontrahenten  in  Art.  1  der  betreffenden  Vertrüge  die 
daselbst  generell  ]>ezeichneten  Streitsachen  dem  Haager  Schieds- 
gerichte vorbehalten,  wie  Barday  meint Da*;  w  iinl(  nur 
dann  genügen,  wenn  es  nur  eine  Art  schiedsrichterlichen  Vei^ 
fahrens  gäbe,  während  doch  Art.  30  der  Konvention  geradezu 
sagt:  «Um  die  £nlwicklung  der  Scbiedssprecbong  zu  förden, 
hatten  die  Signatarmächte  folgende  Bestimmungen  festgestellt, 
die  anf  das  Schiedsverfahren  Anwendung  finden  sollen,  soweit 
nicht  die  Parteien  über  andere  Bestimmungen  über- 
eingekommen sind**.  In  der  Tat  bleibt  nach  dieser  Be- 
stimmung den  Kontrahenten  im  einzelnen  Streitfalle  immer  die 
Möglichkeit  offen,  dem  Schiedsgerichte  eine  von  den  Bestimmungen 
der  Art.  31—58  der  Konvention  v.  J.  1899  abweichende  Prozedur 
vorzuzeichnen.  Die  durch  die  Haager  Konvention  geschaSene 
Rechtslage  ist  eben  folgende:  Heute  erscheint  neben  den  von 
den  Mächten  in  Ausführung  des  Art.  19  der  Konvention  v.  J.  1899 
abgeschlossenen  allgemeinen  Schiedsverträgen  das  Kompromiß 
als  ein  accessorischer  Akt,  .der  aber  unerläfilich  ist,  um  die 
konkrete  Streitsache  vor  den  Haager  Schiedshof  zu  bringen. 
fVUher  hatte  der  Kompromißvertrag,  soweit  nicht  unter  den 
Parteien  ein  allgemeiner  Schiedsvertrag  schon  in  Geltung  war, 
durchaus  primäre  Bedeutung.  Heute  bildet  das  Kompromiß  in 
den  betrt'rtt  iKk'ii  J'ällen  eine  Konsequenz  des  zwischen  den 
Streitteilen  besti'heiidcn  allg-t'iiu'ineu  Scliiedsvertrages  und  in 
letzter  Reihe  ihrer  YL'rpili(  lituii<ren,  die  sie  durch  die  Unter- 
zeichnung der  Haa^cr  Konvention  übernommen  haben.  £s 
wird  also  der  Ansdnu  k  special  (acte  special)  in  Art.  31  der 
Haager  Konvention  niclit,  wie  Barclay  meint,  als  überflüssig 

Indem  er  hcrvorliolit.  ilaß  sich  KontrdmtteB  als  SigBaUre  der 
Haager  KonvdUi  ii  olmeliiu  sclioD  dem  in  Art  32  aq.  noimieften  Yerialtf«'' 
imterworfeu  haben. 


Die  YerhADdlangeii  des  Institats  fflr  intenuitioiiftles  Becht.  563 


zu  streichen  sein.  —  ad  v)  lenkt  Barchuf  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  in  den  amerikanischen  Verträgen  üldirhe  Formel  zur 
Bezeichnung  der  die  Ratifikation  erteilenden  Organe :  the  Presi- 
dent of  the  U.  S.  A.  by  and  tvith  the  consent  of  the  Senate. 
£s  ist  eine  Frage  des  Landesrechts,  welche  verfassungsmäßigen 
Organe  die  Ratifikation  zu  erteilen  haben.  Die  Art  und  Weise, 
wie  die  Ratifikation  erfolgt»  interessiert  den  anderen  Kontra- 
henten nicht.  Nach  außen  handelt  es  sich  immer  nur  um  eine 
Willenskundgebung  des  Staates  durch  .»«'in  Kepräsentativorgan. 
Barclaif  befürchtet,  daß  die  Methode  der  amerikanischen  Ver- 
träge auswärtigen  Mächten  die  Mögliclikeit  bietet,  sich  ein 
Recht  der  Ftäfung  der  Kompetenz  der  Ezekutivoigane  des 
Gegenkontrahenten  anzumaßen. 

Im  AnschlttE  an  das  eben  behandelte  Thema  mag  einer 
Frage  gedacht  werden,  die  seinerzeit  in  der  Session  zu  Cam- 
bridge aus  Anlaß  des  Entwurfs  der  Revision  der  Bemer  Kon- 
vention vom  9.  9.  1896  betr.  den  Schutz  des  literarischen  nnd 
artistischen  Eigentums  angeregt  wurde.  Es  handelte  sich  um 
die  Frage  der  Errichtung  eines  oder  mehrerer  internationaler 
Gerichte  für  die  Entscheidung  von  Fällen  streitiger  Interpre- 
tation der  den  internationalen  Unionen  zugrunde  liegenden 
Verträge .  Nachdem  Roguin  und  Darras  in  Kopenhagen  1897 
über  die  Frage  Bericht  erstattet  hatten,  wurde  von  de  Seigneua? 
in  Brüssel  1902  ein  neuer  ^twur!  vorgelegt.  In  Edinburg 
wurde  die  Beratung  wieder  aufgenommen  nnd  die  Errichtung 
besonderer  internationaler  Gerichte  fallen  gelassen  und  auf 
Antrag  von  Harbiirger  folgende  Resolution  an^renommeu :  In- 
stitut de  Dr.  int.  estime  qu'au  cas  d  interprctdtion  divergente 
des  Conventions  internationales,  il  i/  a  Heu  pour  les  gouver- 
/lenients  de  recottrir  ä  Vintervention  de  la  Cour  permanente 
d'arbitrage  de  la  Hage." 

Aus  dem  Gebi<»tr  des  Krie^srechrs  sei  liier  vor  allem 
der  durch  die  Erei^iii>s('  zur  Zeit  des  Anfangs  dt  s  iiosisch- 
japanischen  Kriegs  angelegten  Frage  des  Kriegs be g  i  n  n  s 
gedacht.  Die  Fragte  wurde  vom  Konseil  auf  die  Tagesordnnng 
der  öession  in  Efliiiburg  gestellt  und  Alberic  Rolin  mit  der 
Berichterstattung  betraut.  Der  vorläufige  Beriebt  ging  von  dem 
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richtigen  Gedanken  aus,  »laij  es  sitli  für  das  Institut  nicht  bloß 
darum  liaiulela  könne,  das  geltende  Recht  festzustellen ;  es  liandelt 
sich  hier  vor  allem  um  die  Fra^e.  ob  die  Praxis  des  Kriegs- 
beginn s  ohne  Kriegserklärung  zu  billi;i:t'n  ist  und  ob 
sie  vereinbar  ist  mit  der  Fonlcniiig  loyaU'ii  Verlialtens  zivili- 
sierter StaatPii,  den  allgemeinen  Interessen  der  Mitglieder  der 
internationalen  <jieiiieinschaft  und  insbesondere  den  Interessen 
der  l-M'lli'jerenten  nnd  Neutralen.  Praktisch  wichtige  Momente 
kommen  liiei"  in  unserer  Zeit  in  Betracht  und.  wie  ieh  hier 
hinzufügen  niüelito.  maßgebende  juristische  Kr\v;iirun<ren.  die 
auf  dem  Boden  eines  relativ  schon  ausgebildeten  Kriefrsreehts 
die  Frage  der  Begründung  des  Kriegsrechtsverhältnisses 
durch  einen  rechtlich  maßgebenden  Akt  —  die  Kriegserklärung 
—  in  den  Vordergrund  drängen.  Ich  halte  mich  für  berechtigt, 
dies  in  dem  vorliegenden  Berichte  zn  erwähnen,  nm  die  Argu- 
mente der  deünitiven  Beratong  in  Gent,  die  diese  Seite  der 
Frage  nicht  berührt  haben,  zu  ergänzen. 

Rolin's  vorläufiger  Bericht  brinirt  leiches  Material  aus 
der  Zeit  seit  dem  Kriinkrie^^  1804  bis  in  die  Gegenwart,  außer- 
dem Aasfttbnmgen  über  die  Doktrin  und  deren  Stellung  zu  dem 
Gegenstand.  Der  gründliche  Bericht  Bolin*s  berührt  in  er- 
schöpfender Weise  alle  Fragen,  welche  die  wissenschaftliche 
Behandlung  des  Gegenstandes  zur  Voraussetzung  hat.  Die 
Fragen  wurden  zunächst  in  einem  Fragebogen  den  Mitgliedern 
vorgelegt.  Eine  umfassendere  Äufiemng  hatte  General  Ik»  Beer 
Pariuffael  vorgelegt;  außerdem  bezieht  sich  der  Bericht  auf 
Äußerungen  von  RenmiU,  Kleeu,  Ihtpuia,  Holland,  Striwmer, 
MeHngkac,  £s  ist  mir  leider  nicht  möglich,  in  dem  engen 
Bahmen  dieses  Berichtes  an  der  Hand  der  einzelnen  Fragen 
die  Anschauungen  zu  entwickeln,  die  im  Laufe  der  in  Gent 
durchgeführten  Beratung  hervorgetreten  sind;  ich  maß  nüchanf 
die  Wiedergabe  des  Besultats  beschränken.  Bekanntlich  fordert 
die  ältere  Zeit  für  die  Begründung  des  Kriegszustandes  eine 
förmliche  Erklärung,  deren  Abgabe  in  der  Regel  in  solenner 
Form  erfolgte.  Insbesondere  wird  der  Begriff  des  bdlum  justum 
mit  der  indictio  oder  denuntiatio  belli  verknüpft.  Auch  in 
neuerer  Zeit  kommen  förmliche  Kriegserklärungen  vor.  luiiessen 
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ist  nach  lientigem  Recht  der  Befirinn  des  Krieprszustandes  von 
einer  förmlichen  Kriegserklai  üiifi:  nicht  abhiinfripf.  Jedenfalls 
treffen  Jene  sadilichen  Gründe,  welche  in  früheren  Zeiten  eine 
förmliche  Kriepserklärnnp:  nutwendig  erschfinen   ließen,  mit 
Rücksicht  anf  die  Publizität  der  Vorgänge  in  den  modernen 
Staaten  und  die  heute  zur  Vei-fügung  stehenden  Publikations- 
mittel  nicht  mehr  zu.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  außer 
gewissen,  mit  der  Ausbildung  eines  förmlichen  Kriegsrechts 
verbundenen  streng  juristischen  Gründen,  die  ich  oben  kurz 
angedeutet  habe,  evidente  Zweckmäßigkeitsgrfinde  dafür  sprechen, 
daß  der  Eintritt  eines  so  exzeptionellen  Zustandes,  wie  es  der 
Krieg  ist,  der  namentlich  in  unserer  Zeit  sofort  nach  den  ver- 
schiedensten Bichtungen  und  Entfernungen  bedeutsame  Wirkun- 
gen auch  für  die  nicht  beteiligten  Staaten  äußert,  an  eine 
förmliche  Kriegserklärung  geknüpft  werden  sollte.    Mit  dem 
Ausbruch  des  Krieges  erwächst  den  Neutralen  eine  Reihe  von 
Verpflichtungen,  bezüglich  welcher  der  Zeiriaiiikt  des  Kriegs- 
beginns in  verschiedenen  Richtungen  von  größter  Wichtigkeit 
sein  kann.  Kann  nun  derzeit  der  Kricirszustand  b'djfrlich  durch 
die  Tatsache  gegenseitiger  militarisclier  Gewaltnl  iinii:  fc-f  vi 
mutnaj  eintreten,  so  fehlt  es  doch  nicht  an  jeder  Willens- 
äußerung, da   in  neuerer  Zeit  eine  Kriegsverkündung 
(publicatio  belli)  durch  Erlassung  eines  motivierten  Manifestes 
an  das  eigene  Volk  oder  an  dritte  Staaten  oder  an  alle  Staaten 
fiblich  geworden  ist ;  dazu  kommen  Mitteilungen  durch  Zirkular- 
noten und  Publikationen  auf  amtlichem  Wege  im  eigenen  Staate. 
Für  den  Kriegsbeginn  hat  nach  neuerer  Übung  auch  die  Er- 
lassung eines  sog.  Ultimatums  (verbunden  mit  der  Abberufung 
der  diplomatischen  Mission)  die  Bedeutung  einer  eventuellen 
oder  bedingten  Kriegserklärung  erlangt.  Das  Ultimatum  ist  ein 
letaster  Vorschlag  des  verletzten  oder  sich  als  verletzt  behaup- 
tenden Staates  an  den  Gegner;  es  wird  darin  die  Forderung 
gestellt,  binnen  einer  bestimmten  Frist  sich  zu  äußern. 

In  der  Debatte  machte  sich  allseiti«^  die  ÜlH  rzeujjun^  geltend, 
daß  der  gegenwärtige  Rechtszustand  an  einer  empfindlichen 
Unsicherheit  leidet  und  daß  es  Aufp:abe  der  Weiterbildun«^  des 
Kriegisrechts  ist,  diese  Unsicherheit  zu  beseitigen.  Diesen  An- 
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schauungen   eiitüpricht  duiiii   uucli  die  in  Gent  beschlossene 
Resolution  des  Inhalts:  il  est  confonnc  ati.r  e^rigence  du  droit 
international,  ä  In  loijaute  que  Ica  >i(ttions  sc  doiicni  dans 
leiirs  rapports  muhicis,  ain.n  qu'  ä  Vinteret  roniinun  d*'  t<n(s 
les  i^tata,  quc  les  hostilites  ve  puissent  cofnnienccr  sans  im 
avertissement  prenlalde  et  tum  4qmroque.    Diese  r>tn;uh- 
richtigun^  kann  ciiu*  fiirmliclip  Kiirji-scrkiämng  Cdedaraimi. 
de  fftierre  pure  et  simple)  (»der  ein  ritiniatniu  'l^edingt^  Krie^- 
erklärnn'^  t  sein.   Die  Mnjorität  wollf"  keine  Miiderweite  grleich- 
werti;i('  i^rklämng  zulassen  und  sx^racli  bezüglicii  der  Befristung  ' 
des  Kriegsbeginns  die  Meinunq:  ans:  les  hostiliies  ne  pourroni 
commencer  qu'  apres  Vexpiration  d  un  delai  süffisant  pottr 
la  r^le  de  ravertlssenre/it  prealable  ne  puisse  etre  consideree 
cotnme  eludee.  BoUn  hatte  eine  Frist  von  sieben  vollen  Tagen 
für  den  Landkrieg  und  eine  Ifrist  von  Yieizehn  Tagen  für  den 
Seekrieg  vorgeschlagen. 

Eine  für  das  Friedens-  und  Kriegsreclit  gleich  wichtige 
Materie  wurde  durch  die  Erfindung  der  drahtlosen  Tele- 
»graphie  geschaffen.  Die  Verwandtschaft  dieses  Gegen- 
standes mit  der  Regelung  des  Luftballonwesens  veranlaßte 
den  Konseil,  den  in  Neufcbfttel  1900  für  den  letzteren 
Gegenstand  bestellten  Berichterstattern  FauchUU  und  Njfs  auch 
die  Vorbereitung  der  ersteren  Frage  für  die  Session  in  Gent 
zu  übertragen.  Fauch4Ue  hatte  einen  eingebenden  Bericht  vor- 
bereitet, der  den  Verhandlungen  in  Gent  zugrunde  gelegt  werden 
konnte.  Die  von  ihm  vorgeschlagenen  Normen  behandeln  in 
den  einleitenden  Bestimmungen  zunächst  das  juristische  Prinzip 
der  Freiheit  der  atmosphärischen  Luft,  das  dann  die  Grandlage  für 
die  Nonnen  bildet,  die  in  Friedens-  und  in  Kriegszeiten  zu  gelten 
hätten.  Jenes  Prinzip  fand  Anerkennung:  i,Le8  iktts  n'ontswt 
hti  en  temps  de  paix  et  en  temps  de  ffuerre,  que  les  droits  näces- 
saires  ä  leur  consermthn."  Mit  großer  ]SIajorität  wurde  der  Vor- 
schlag abgelehnt,  dem  Staat  volle  Souveränität  an  der  Luftsäule 
über  dem  Staatsgebiete  zuzugestehen.  Augenscheinlich  hat  die 
Anerkennung  jenes  Prinzips  bedeutsame  praktische  Folgen  nicht 
nur  für  die  drahtlose  Telegraphie,  sondern  auch  für  die  recht- 
liche Regelung  der  mit  dem  Luftballouwesen  verknüpften  Ver- 
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hältniflse.  Im  Hinblick  auf  die  Grenzen  der  Atembarkeit  der 
Luft  (5000  m),  der  Tragweite  der  Geschütze  (4800  m)  und  der 
Haglicbkeit  der  Herstellung  von  Photographien  (1600  m)  können 
mancherlei  Schwierigkeiten  in  der  Praxis  entstehen.  Darauf 
ist  in  zutreffender  Weise  von  Kehedgy  in  der  Gaeette  de 
Lausanne  1906  Ko.  238  aufmerksam  gemacht.  Hiemach  wird 
der  Staat  den  Verkehr  von  Luftballons  in  einer  Lufthöhe  von 
weniger  als  1500  m  wohl  verbieten  können;  ebenso  wird  er 
den  Betrieb  der  drahtlosen  Telegraphie  und  den  Durchgang  der 
Herz*9t\ken  Wellen  In  einer  Lufthöhe,  in  der  es  nötig  erscheint, 
verhindern  können.  So  wurde  u.  a.  darauf  aufmerksam  premacht, 
daß  die  Ausfülininj?  des  zwischen  Eur,^huid  und  Italii-u  abge- 
schlossenen Vertraixcs  von  dt  r  Zustimmung  Frankreichs  abhängren 
uird,  durcli  dessen  (jiebiet  die  elektrischen  Wellen  ihren  Weg 
nehmen  werden.  Mit  Bezug  auf  den  Krieg  hat  das  Institut  die 
Meinung  ausgesprochen :  Vfyat  mutre  a  le  droit  et  le  devoir 
de  fernier  ou  de  prendre  sous  sa  (idniinisfration  l  etablisse- 
ment  d  tm  fltat  helliger ant,  iniil  arnil  mtlorise  a  foncl ioner 
sur  son  terrilairc.  r»ezü<,dich  der  BeliandliniL'-  von  Personen, 
die  im  Besitze  von  Apparaten  der  dralitloxen  Telegrapliie  be- 
troffen werden,  wurde  fidprender  (irundsatz  anfXPnommen:  Ne 
sofit  pas  ronsideres!.  cn  priucipr,  co)nnie  espionSy  nuii.^  doioent 
etre  traites  vomme  prisointicrs  (le  gucrre.  s'ils  sont  captnres, 
les  individus  qiti,  malgre  la  defeme  du  beiiigerant,  se  licrent 
ä  la  transmiss^ion  ou  ä  la  reception  par  telegraphie  saus 
fit  des  depeches  entre  les  diverses  par  lies  dum  aruiee  pu 
d'un  territoire  beiiigerant.  II  doit  en  4ire  mtretnent  si  la 
correspomlance  est  falte  sous  des  fau.r  prete.vtes.  Das 
Material  des  neutralen  Kontravenienten  (SchiÄe,  Ballons,  Appa- 
rate, Depeschen)  können  konfisziert  »»der  scfinestriert  werden, 
je  nachdem  feststeht,  ob  die  KoiTespondenz  bestimmt  war,  dem 
Kriegsgegner  Naclirlchten  über  militärische  Bewegungen  zu 
liefern. 

Eine  weitere,  durch  die  Erfahrungen  im  russiscb-japanischen 
Kriege  akut  gewordene  Frage  betrifft  dieVerwendungvon 
Minen  im  Seelcrieg  —  eine  Frage,  die  in  Ztsch.  XVI,  121  ff. 
von  SckücfUng  in  trefflicher  Weise  erörtert  worden  ist.  Die 
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Frage  wurde  von  Kebedgy  in  der  SpssiiiU  zu  Edinburg  ange- 
rejxt.  In  der  Session  zu  Gent  wurde  auf  <Jniii(l  eines  Berichts 
voll  Krhedffif  über  den  Geprenstand  verbandelt.  Es  liefft  auf 
der  Hand,  daß  das  Recht  der  Belligerenten,  sidi  dieses  Kriegs- 
mittels zu  bedienen,  nicht  unbeschränkt  sein  kann.  Das  Interesse 
derKeatralen,  insbesondere  in  der  Richtung  der  freien  Benutzung 
der  offenen  See  auch  im  Kriege  wäre  durch  die  schrankenlose 
Anwendung  von  Minen  den  grdBten  Gefahren  ausgesetzt.  Diese 
Gefahren  entstehen  aber  nicht  blos  durch  Legung  Ton  Stieo- 
minen  in  offener  See,  sondern  auch  dadurch,  dafi  in  ISgeiH 
gewfissem  gelegte  sog.  „abhängige*^  3finen  sich  von  ihrem 
Stützpunkte  loslösen  und  in  offener  See  einen  Unfall  verorsacben. 
Das  Institut  bat  nun  das  Verbot  der  Legung  abhängiger  and 
unabhängiger  Minen  in  offener  See  dadurch  ergänzt,  daß  e« 
auch  verboten  sein  soll,  Minen  in  Eigengewässern  zu  legen, 
wenn  die  ^lüglichkeit  vorhanden  ist,  daß  derlei  Minen  durch 
Loslösung  von  ihrem  Stützpunkt  eine  Gefalir  für  die  Sobiffahrt 
außerhalb  der  EigengewiLsser  verursaelieii  kiiiinteu.  Diexibf 
EinschräiikuH'i  wurde  auch  für  die  Neutralen  anerkannt,  wenn 
sie  in  ihrem  See<:ebiet  Minen  zum  Seliiitz  ihrer  Neutralität  zu 
legen  veranlaßt  wären.  —  Schwierigkeiten  eri^ieben  sich  gegen- 
über der  Frage,  ob  die  Neutralen  und  Belligeranten  zur  Noti- 
fikation der  Legung  von  Minen  verpflichtet  werden  sollen,  ferner 
bezüglicli  der  Frage  der  Verantwortlichkeit  für  Unfälle.  An 
sich  besteht  natürlich  die  Pflicht  zur  Schadloshaltung  auf  seiten 
des  Staats,  der  die  Minenlegung  veranlaßt  hat.  Allein,  es 
liegt  nahe,  daß  der  Beweis,  welchem  der  Belligerenten  die 
Verursachung  des  Unfalls  zur  Last  fällt,  im  einzelnen  EftOe 
nicht  zu  überwindenden  Schwierigkeiten  begegnen  kann.  Kebedgtf 
wirft  für  derlei  Fälle  die  Frage  auf:  Fetä  on  faire  admettrt 
la  responsabüUä  solidaire  des  deuof  beÜig^ants  ä  la  foi$. 
par  cette  raison  qte'th  on  trouble  la  paix?  Die  Frage  bleibt 
bei  der  gegenwärtigen  Luüe  drs  jiositiveii  Keclits  eine  offen»' 
Zuiu  Zwecke  der  Ausführim^  der  Haager  Konvention  betr. 
das  Kriegsrecht  wurde  l>rkanntli(  h  (  Art.  1)  stipuliert.  daß  di»: 
Signatare  ihren  Landheerm  Verlialtungsmaßregeiii  ^el»eii  werden, 
welche  den  der  Konvention  beigefügten  Bestimmungen  über  die 
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Gesetze  und  Gebräuche  des  Landkriegs  entsprechen.  In  der 
Session  zn  Edinbnig  hatte  v.  Martens  Anlaß  genommen,  mitzu- 
teilen, da£  Rußland  der  übernommenen  VerbindUchkeit  durch 
Publikation  eines  ükas  für  die  russische  Armee  nachgekommen 
ist.  Zum  üntezschiede  von  dem  für  England  von  Prof.  HoUand 
bearbeiteten  Reglement,  das  in  der  Hauptsache  den  Text  der 
Konvention  enthält,  bildet  der  russische  Ukas  eine  Art  Katechis- 
mus. Die  Formulierung  des  Inhalts  mußte  dem  sehr  yerschiedenen 
Bildun^grad  der  Offiziere  und  der  Mannschaft  angepaßt  werden. 
Der  für  die  Offiziere  bestimmte  Teil  des  Ukas  enthält  fast 
wörtlich  die  Bestimm niifren  des  im  Haaf?  beschlossenen  Rejprle- 
nu'iits.  Der  zweite,  lur  die  Mannschaft  bestimmte  Teil  hat 
den  Charakter  eines  Katechismus.  So  heißt  es  dariü  z.  P>. : 
Du  darfst  Dich  nur  schlajjfen  mit  den  feindlichen  Soldaten,  aber 
nicht  mit  den  friedlichen  iH  wuliueru  usw.  Eine  weitere  Mit- 
tel In  ni:  niiielite  Fiore  mit  Bezug  auf  das  italienische  Dekret, 
weleliis  ein  Reglement  für  die  italienische  Armee  aufstellt  und 
einif^e  sehr  strenge  Sanktionen  enthält;  so  wird  jede  unnötifie 
Zer.^^töriinjj  feindlirhor  Gebäude  als  Verbrechen  bestraft  und 
trifft  die  gesetzliche  Strafe  auch  die  höheren  militärischen 
Autoritäten. 

Auf  Anregung  von  Eduard  Rolin  wurde  auf  die  Tages- 
ordnung der  Session  in  Edinluirg  die  Frage  der  völkerrecht- 
lichen Stellung  V  0  n  F  r  e  m  d  e  n  i  m  Z  i  v  i  l-  o  d  e  r  i\I  i  1  i  t  ä  r- 
dienst  der  Belliger enten  gesetzt.  In  dem  von  Rolin 
vorgelegten  vorläufigen  Berichte  wurde  die  Frage  negativ  dahin 
des  näheren  präzisiert,  daß  es  sich  nicht  um  die  Stellung  dieser 
Personen  gegenüber  ihrem  Heimatland  und  anch  nicht  um  die 
Stellung  gegenüber  dem  Belligerenten,  in  dessen  Dienst  der 
Fremde  steht,  handeln  könne.  Die  Frage  ist  vielmehr  die: 
Hat  der  P'remde,  der  sich  in  solcher  Ijage  befindet,  einen 
Anspruch  auf  Behandlung  nac  h  Kriegsrecht  seitens  des  anderen 
Belligerenten?  Die  in  dem  Berichte  vorgeschlagene  Resolution 
lautet:  La  condUion  Juridigue  nttemoHanale  des  ätrangers, 
civils  ou  miHUtires,  n'appartenant  par  leur  nathnalM  ä 
ancun  des  paffs  bellig^ants  et  engagäs  au  Service  de  Vun 
d'euXf  setat  ahsolument  idewHque,  en  ce  qui  concerne 
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l*  appUcation  des  lois  de  la  guerre,  ä  eeUe  des  nat»- 
naux  de  V6tat  heUig^ant  €m  eervice  duquel  4ls  se  tnmmt. 

Die  Erledigung  der  Frage  wurde  auf  die  Tagesordnung  der  Session 
in  Gent  gesetzt,  kam  jedoch  noch  nicht  zur  Verhandlung:. 

Im  Bereich  des  internationalen  rrivatrechts  beschäftigte 
sich  das  Institut  in  der  Session  zu  Edinburg  in  einer  R<»ibf 
von  Sitzinifren  (4)  in  eiii^a^liender  Verhandlung  mit  der  >rhrin 
in  der  Session  zu  Venedig  auf  die  Tagesordnung  gesttzkü 
Frage  der  Gesetzeskollision  auf  dem  Gebiete  des  Obligationen- 
rechts (Conflits  de  lois  en  tnatiäre  d  obligoHons).  Iii  der 
Session  zu  Brüssel  liatte  Harburger  in  Obcreinstimmung 
mit  V.  Bar  einen  Bericht  und  in  der  Session  zu  Ediul  ui? 
Roffuin  einen  Gegenbericlit  vorgelegt.  Die  überaus  gründliche 
Verhandlung  ftthrte  indessen  in  dieser  schwierigen  Materie  n 
keinem  positiven  Eigebnis;  alle  Vorschläge  wurden  abgelehnt 
und  die  Sache  von  neuem  an  die  Kommission  (Berichterstatter: 
Harburger  und  Baguin)  verwiesen.  Aber  auch  in  Gent  kaa 
es  wegen  Mangels  an  Zeit  nicht  zur  Verhandlung.  Nur  hatte 
Ekirburger  seine  Bemerkungen  über  den  Gegenstand  dem  Institiit 
vorgelegt.  Da  die  Verliandlungen  über  die  Sache  bisher  kein 
positives  Ergebnis  zu  Tii^ic  ^zdiirdert  liaben,  fjlaul'e  ieh.  von 
einer  Wiedergabe  des  (jangs  (h  r  liisherigm  Beratungen  und  dt- r 
AnträsTP  vorliiufig  Fingang  nehmen  zu  köiun-n. 

Dagegen  gelang-  es,  iu  th'i- Session  zu<ieut  bezii^d ieh  einer 
praktisch  sehr  wichtigen  Frage  zu  wertvt»lh'n  Resolut  innen  zu 
gelangen.  Es  ist  dies  die  Frage,  welche  die  Tagesordnuiii:  mit 
den  Worten  bezeichnet:  Conßits  de  lois  en  mattere  de  titres 
au  porteiir.  (^eht  der  Eigentümer  eines  Tnhaberpapieres  \z.  B 
durch  Diebstahl)  seines  Besitzes  an  dem  Wertobjekt  verlustig, 
und  erwirbt  ein  Dritter  bona  fide  das  Papier,  so  kann  eine 
Gesetzeskollission  entstehen,  wenn  z.  B.  ein  deutsches  Papier 
von  dem  Dieb  an  einem  ausländischen  Platze  veräußert  wifd. 
Der  Fall  kompliziert  sich  sofort,  wenn  in  dem  Ursprungslaade 
dem  Eigentümer  gegen  den  bonos  fidei  passessor  ein  Vindi- 
kationsreclit  nicht  zusteht,  während  das  Recht  des  Landes,  vo 
die  VerSut3erung  stattfand,  eine  Vindikation  zuläßt.  So  dtf 
erstere  in  l>eutscliland  und  das  letztere  in  Frankreich.  Auf 
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Grund  einer  sorfrfiiltig:i*n  Berichterstattuiig  durf^h  Lifo)>- Cae)i 
gelangte  das  lii>Tiriit  zu  folcrondrr  di»-  kollidierenden  Interessen 
möglichst  wahrenden  Kesulutiuu  und  zwar  zunächst  hinsichtlich 
des  Verhältnisses  zwischen  dem  Schuldner  einerseits  und  dem 
Eigentümer  bezw.  dem  gegenwärtigen  Inhaber  des  Tapieres 
andrerseits :  La  loi  du  paijs  du  däbiteur  (Etat,  province, 
sorirte  etc.j  doit  etre  appliquee  pour  determiner  ä  quelles 
conditwiis  le  proprietaire  depossede  d'un  titre  au  porteur 
peut  se  faire  payer  les  intärits^  arrea^es  et  dimdendeSy 
tou4;her  le  capital  devenu  exigible,  obtenir  un  duplicata  du 
titre  dont  le  proprietaire  est  priv^.  Bezüglich  der  Rechte  des 
Eigentümers  und  des  äanof  fidei  possessor  wurden  folgende 
Grundsätze  ausgesprochen:  Les  titres  au  porteur,  ä  quelgue 
pays  gue  se  rattache  le  däbüetir  gui  les  a  emis,  ne  peuvent 
pas  Üre  revendiqu^s  par  le  proprietaire  depossedä  des  l'inr- 
stant  ou  ils  ont  4tä  Vobjet  d'une  nägociation  dam  un  pays 
QU  la  revendicatiou  des  Htres  au  porteur  est  &jpclue,  alars  mime 
gue  sott  au  moment  de  la  däpossessionf  soit  au  moment  de 
Vexercise  de  Vaction  en  revindicoHon,  ils  se  trouveraient  dans 
un  pays  on  la  revindication  des  Htres  au  porteur  est  admise* 

Les  titres  au  porteur  peuvent,  au  contraire,  itre  reven- 
diqu^s  par  le  proprietaire  dipossMä  guand  ils  ont  &i  robjet 
d*une  negociatiion  dans  un  pays  ou  la  revendication  est 
admise,  alors  m4me  gu'ils  se  trouveraient  au  moment  de  la 
revendication  dans  un  pai/s  ou  eile  est  excUte,  taut  gu'ils 
h'ont  pas  ätä  l'ohjet  d*une  acguisitüm  reguliere.  Außerdem 
wurde  empfohlen,  daß  die  Zulassung  fremder  Wertpapiere  in 
den  verschiedenen  Ländern  erst  dann  publiziert  werden  soll, 
wenn  die  Interessenten  die  betreffende  Stelle  über  die  im  Ur- 
sprungslande zum  Schutze  des  Eigentümers  von  Inhaberpapieren 
in  Fällen  des  Verlustes  bestehenden  Rechtsvorschriften  informiert 
haben.  Krlnlgt  die  Zulassung,  so  sind  jene  Rechtsvorschriften 
bekannt  zu  macheu.  Kerner  wurde  die  Schaffung  uniformen 
Reciits  in  die.ser  Materie  auf  dem  Wege  der  Uesetzgebung  oder 
konventionellen  Re{relung  drint^s  iid  empfohlen. 

Mit  Bezug  !Uil'  d;is  Scliiedsvvesen  i.st  ikm  Ii  einer  interessanten 
Anregung  zu  gedenken,  die  l\  Bar  durcii  die  Fnige;  L'i/isii- 
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tution  d'une  acadämie  internationale  donnant  des  amsul- 
tations  sur  des  diffirends  intemoHanaux  aerait-eUe  recan^ 
mandabU?  gegeben  hat.  Schon  im  Jabre  1898  hatte  e.  Bar 
in  der  Wochenschiift  „Die  NaHan"  (Nummer  vom.  19.  10.)  nnd 
später  in  seinem  Essay:  Der  Bnrenkrieg  nsw.  S.  40—51  die 
Idee  der  Gründung  einer  derartigen  Akademie  ausgesprochen. 
Er  erblickt  in  einer  solchen  Einrichtung  ein  wertvolles  Mittel 
der  Erhaltung  des  Friedens  nnd  eine  Ergjinzung  der  Wirksamkeit 
des  Haager  Schiedshofes.  Inzwischen  wurde  die  Prüfung  dieser 
Idee  auf  Anregung  der  dänischen  Gruppe  innerhalb  der  inter- 
parlamentarischen Union  in  Angriff  genommen;  so  kam  Bar 
in  seiner  an  das  Institut  geri.chteten  Mitteilung  auf  die  Frage 
zurOck.  Da  sieb  der  schiedsrichterlichen  Entscheidung  viele 
und  gerade  die  wichtigsten  Streitfälle  entziehen,  wäre  für  solche 
Fälle  das  unparteiisclie  Gutachten  einer  mit  großer  Autorität 
ausgestatteten  Kör])»  rschaft  unter  Umstünden  von  größtem 
Nutzen.  Nach  dem  Plane  des  Autors  soll  dieser  cofu^eil  per- 
inanent  mit  Delegierten  der  verscliiedenen  Staaten  besetzt  sein 
und  seinen  Sitz  in  einem  neutralisierten  Staate  haben.  Des 
weiteren  bespricht  v.  Bar  auch  die  finanzielle  ^>eite  der  Frage 
und  die  nähere  Einrichtung  des  von  ihm  vorgeschlagenen  In- 
stituts. 

Zum  Sclihi>.>;e  möchte  ich  noch  die  Aufimrksaiiikoit  der 
Leser  dieser  Zeitsrlirift  auf  eine  hochbedpiitsame  Mitteiluii^^  des 
Präsidenten  der  k^d.  niedeid.  Kommission  für  internationales 
Privatrecht,  St^iatsrats  Assvr,  lenken.  Die  Verdienste  der  niederl. 
1\(  rnng  um  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts 
sind  bekannt.  Nun  schreitet  diese  otfizielle  Kommission  an  die 
Heransfrabe  eines  Bulletin  des  Conferences  de  la  Haye  unter 
der  Leitung  der  niederl.  Regierung.  Die  Bedeutung  dii:<es 
ofliziellen  Unternehmens  für  die  Aui'gaben  der  Haager  Konfe- 
renzen springt  in  die  Augen.  Das  Oiigan  wird  in  erster  Beihe 
den  Text  der  betreffenden  Konventionen  mit  Verweisungen  auf 
die  Verhandlungen  (bei  jedem  einzelnen  Artikel)  und  andere 
wichtige  Dokumente  publizieren.  Die  Veröffentlichung  der  Ver- 
handlungen erfolgt  in  ejctenso,  wenn  ein  besonderes  Interesse 
dafür  in  der  Richtung  der  Interpretation  der  Konventionen  yor- 
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liegt.  Ferner  sollen  die  von  den .  kontrahierenden  Staaten  zum 
Zwecke  der  Ausführung  der  Konventioucu  erlassenen  Landes- 
gesetze, eventuell  auch  die  parlamentarischen  Verhandlungen 
gleichfalls  in  dein  Bulletin  zur  Verüffentlichung  ^relangen.  Da 
die  Konventionen  nur  für  einen  bestimmten  Zeitraum  abge- 
schlossen sind,  um  an  der  Hand  der  in  der  Praxis  gemachten 
Erfahrungen  Änderungen  und  Verbesserungen  der  stipulierten 
Normen  herbeiführen  zu  können,  handelt  es  sich  auch  um  ein 
gründliches  Studium  der  Gerichtspraxis  in  den  kontrahierenden 
Staaten;  es  ist  daher  auch  eine  vollständige  Veröffentlichimg 
der  betr.  gerichtlichen  Kntscheidangen  in  Aussicht  genommen. 
Das  Bulletin  wird  anch  eine  Chr<mique  führen,  welche  alle 
wichtigeren  Erscheinungen  in  der  Gesetzgehung  nnd  Doktrin, 
die  für  die  Kodifikation  des  internationalen  Privatrechts  von 
Bedeutung  sind,  bringen  soll.  Den  Schluß  bilden  bibliographische 
nnd  biographische  in  die  Materie  des  internationalen  Privatrechts 
einschlägige  Mitteilungen.  —  Das  BuUeHn  wird  in  zwanglosen 
Heften  erscheinen. 


Internationaler  Arbeiterechirtz. 


Von  Dr.  jur.  et  phil.  Franz  Doelioiv,  Heidelberg. 

Die  Frage,  ob  und  wieweit  Materien  aus  dem  Gebiet  dos 
Arbeiterreclites,  in.«;onderheit  des  Arbeiterscliutz-  und  Arlnitii- 
viTsirbenni<isrt'rhtes,  international  zu  regeln  sind,  ist  bislicr 
eingehend  nur  durch  Vertreter  der  Volkswirtschaftslehre  erwogen 
worden.  Dir  erste  internationale  Arbeiterschutzkonfereuz  drs 
Jahres  1890  in  Berlin')  bot  wenig  Anlaß  zu  juristischen  Er- 
örterungen. Zorn-)  ssigt  :  „Internationale  Konferenzen,  aber  ebne 
Erp^obnis,  fanden  ferner  noch)  statt  über  die  Frage  des  Arbeiter- 
schutzes  in  der  Industrie.  Diese  große  Frage  ist  für  eine  inter- 
nationale Lösung  derzeit  noch  nicht  reif;  daß  sie  immer  wieder 
in  Angriff  jrrnommen  werden  wird  bis  zur  endgültigen  inter- 
nationalen Ki  f^^t  lunpr,  steht  aber  gleichfalls  außer  Zweifel*  Die 
Lehrbücher  des  Völkerrechts  müssen  sich  unter  Hinweis  auf 
diese  Berliner  Konferenz  ebenfalls  damit  begnügen  festzustellen, 
daß  die  Bemühungen  zu  einer  internationalen  Begelun^  der 
Arbeiterschutzgesetzgebung  zu  gelangen,  bisher  ohne  Erfolg 
geblieben  sind.') 

V»  Krlir.  V.  Bc  r  ivp  s  (  Ii  ,  Die  Regicrunijskonfercn/,  fiir  internatioB»leö 
Arbeitersclmtz  in  Bern.  Soziale  Praj'is.  XI V.  l\H)b.  S.  79H. 

^  fflnterDatjonale  Konferenzen \  Deutsche  Jur. -Ztg,  XI.  1906.  8.38. 
So  LisBt,  Das  Völkerrecht  4.  Anfl.  Berlio  1906.  S.  278  mit 
Literatnrangaben.  9.  Uli  mann,  Völkerrecht.  Tübingen  1898.  S.  147,  287. 
jRicier,  Principcs  du  dmit  den  yeus.  Paris  lSi)6.  I  2t>^.  Ririer, 
Lohr1)urli  (l.s  Völkcittrhts-  'i  Aufl.  18i>!).  S.  2:W.  J)r  ^  p  a  fr  n  e  f ,  Coitrs  de 
droit  inli'i  national  public.  2  E  l  T'  iris  1H^>9.  ÖOS  ..],(t  Conference 
de  Berlin,  en  JHUO,  pour  vUtLUi  une  It  tiislation  internationale  du 
tracaü  n'a  pas  aboutL"  v.  L u nd ma hu- Ji ohmer,  Kommeatsi 
Gowerbeoidnnng  für  das  Dentscbe  Reich.  4.  Aull.  1903.  I  18.  ,1Ud  ttf^ 
ständigte  sich  ttber  eine  Anzalil  tob  Oesichtsponkten,  welche  bei  dem  veiterei 
Aoabati  der  Arbeitcr.schut/^^esetzgehang  in  den  beteiligten  Staaten  ins  Auge 
7.n  fassen  seien,  ohne  daß  indes  von  irgend  •  incr  Seite  eine  bindende  V(dr- 
pflichlUDg  in  dieser  Bezieimng  übernommen  wurde.* 
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Der  nachfolgende  Bericht  hat  lediglich  den  Zweck,  auf  das 
Beachtenswerte  in  der  Literatur,  die  sich  in  den  letzten  Jahren 
mit  den  jüngsten  ßestrebunp^en  auf  dem  Gebiete  des  iuternatio- 
naleu  Arbeiterscbutzes  befaßt,  hinzuweisen  und  zwar  luter  be- 
sondezer  Berücksichtigung  der  beiden  Momente,  die  geeignet 
waren,  die  Anfmerksamkeit  auch  der  Juristen  aufs  neue  dieser 
Frage  zuzuwenden,  nämlich  der  Berner  Konferenz  des  Jahres 
1905  und  des  französisch  -  italienischen  Arbeitsvertrans  des 
Jahres  1904. 

Für  die  Beurteilung  der  Frage  nach  der 

Zweckmäßigkeit  des  internationalen  Arbeiterscbutzes 

kommen  folgende  Abhandlungen  in  1  Betracht: 

Adler,  Georg,  Der  intfriKttiuiiale  Srlmt/,  der  Arbeiter.  A/nia/en 
des  Deutschen  Beichs.  Mlinchen  und  Leipzig  18Ö8.  S.  4t>5— 578.  Adler 
tritt  für  die  Notwendigkeit  des  internatioualen  Arbeiterscbutzes  ein  und  bc- 
rlicksiditigt  eingi^nd  die  bU  zum  Endieineii  seiner  Abbandlang  vorliegenden 
Schriften,  Inalieeondere  setst  er  rieh  mit  Cohn  auBeinftnder. 

Bauer.  St.,  Die  geschirlitlii In  ii  Motivo  dt  s  internationalen  Arbciter- 
schntzes.  Viertel jahrsschrift  für  Sozial-  und  Wirtsehnffsßesvhiclitc. 
Bd.  I  Lcip/.iL^  1903.  ^Dip  natiitnakn  FortschriTte  in  der  Lage  der  Arbeiter 
eines  Landes  rascher  zum  (lemcingut  ailer  Völker  zu  macben,  das  ist  das 
wesentliclie  treibende  Motiv  ....  Nor  wer  den  nationalen  Arl)eiter8chntz 
wttnBclit^  kann  wnstlicli  aoch  den  internationalen  wollen.* 

«AI»  der  Borght,  Volkswirtachaftepolitik.  Leipzig  1903.  S.  35. 
.Maßhalten  und  Vermeidung  überstürzten  Voi^diens  ist  (deshalli  ilurdi  die 
Yerhilltnisso  durclutus  mlioteii.  Im  üljrigrn  bedarf  es  trutz  des  in  allen 
Kuliurstiiatcn  zu  Ta^T  mtirtcnrn  und  anerkannten  Schutzbedurfnisses  einer 
Aiiputiäung  au  die  besonderen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  der  einzelnen 
Liiader.  Bine  schablonenhafte  internationale  Gleiclilörmig- 
keit  ist  hiwwie  in  aUen  volkswirteehaftlicben  Dingen  ansgeBchlossen.* 
8.  88.  ,Die  Blgenart  der  tedmlachen  nnd  wirtschaftlidien  Qfgaaisation,  die 
Gestaltung,  Ausdehnung  und  Leistunusfähirrkeit  der  prodaktiven  Arbeit  des 
Volkes  nnd  weiter  die  besondere  Reife.  luii.sirht.  Bildung  und  Cliarakter- 
eip^entümiichkeit  der  in  der  i'ruduktion  tätitreii  Personen  bedingen  von  vorn- 
herein solche  Unterschiede.  Gerade  deshalb  ist  es  auch  verkehrt,  die  Gestaltung 
der  Arbettenchntspolitik  rines  bestiinmtw  Landes  oline  Rttcksicht  auf  seine 
bemunderen  YerhiltBiMe  and  Bedflrfnisse  lediglich  nach  dem  Stande  der  ent- 
qi»rechenden  Qeeetxgelnuig  andwer  Länder  xa  beurteilen.  LSader  mit  noch 
nicht  gefesteten  Kldtnrgewohnheiten  bedürfen  an  sich  schärferer  Arbeiter- 
schntzbestimmungen  als  dicjenicrfn.  bei  denen  auch  ohne  gesetzlichen  Zwaog 
ein  verständiges  Verhalten  der  allgemeinen  Gewohnheit  entspricht." 
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Brant9j  LigUlation  du  iravait  eompaHe  et  intenuUümaU, 
Bnat  «Fiutroduetion.  Lottvaln,  Paria  19Q2. 

BrantSf  La  proteeticn  iiUematiotMU  dü  travati.  LottTata  1901 
Böhmert,  Die  internationalen  Bestrebungen  für  ArbdtersdiaU  vM 

YöUterfritdcn.  Arbeiter f reund.  V.m    XLIII.  2. 

litte  her,  Karl,  Zur  Oeschichte  der  Internationa]  n  Falirikiresetx- 
gebuug.  Deutsclie  Warte.  Herausgegeben  von  E.  Fertig ratorf er.  Wiea 
1888.   S.  49. 

Cohn^  Oustav,  Intematioiiale  FalNrikgcaetsgebang.  Jahrbücher  für 
NaiUmaWawomie  uf§d  StoHetik.  N.  F.  Bd.  m.  Zg,  1881.  &  313.  A¥- 
gedruclct  auch  in  den  Volkswirteekaftliekem  AufedUem.  Stattgart  188S. 

S.  439. 

Cohn,  Gustav,  Die  Kntwirklnnjj  der  Bestrebungen  für  intfraatinnalen 
Arbeit^rschutz.  Archiv  für  Soziale  Geaetzgebung  und  Stattatik.  VA.  XJV. 
Berlin  1899.  S.  53—79.  Daselbst  S.  Ö5  Anfahrung  weiterer  Scliriften  Cohn* 
aber  diese  Frage. 

Cohn  nnteraehcidet  drei  Phasen  des  internationalen  Arbeltsncbatwi: 

1.  bis  zur  Berliner  Konferenz  des  Jalures  IHHO:  2.  bis  zur  GrUndnug  der 
internationalen  Vereinigung  für  Förderung  des  Arbeiterscbutzes"  im  Jahre 
18yy.  »So  hat  sich,  was  einst  in  seinen  Anfangen  ein  übersehäomender 
Gebirgsbach  gewesen,  in  ein  friediicbes  Gewässer  verwaudelt,  und  damit  ist 
die  dritte  Fbase  des  internationalen  Arbeitetadintaes  angebrocben.'  (ilrdUs 
8.  76.) 

Bochow,  Intemationater  Arbefteradittta  (LiteratnrbetidbA).  Jelnr- 
bücher  für  NatUmaiöktmomU  und  Statistik.  3.  Folge.  Bd.  ZXZ. 

8.  640—546. 

Eeert,  Art.,  FabrikgcsetTijTebung  (Internationale  Regelung).  Hand- 
wörterbuch der  Staatswisscu.schnfteH.    2.  Aufl.    Jena  1900.    III  782. 

Francke,  Der  interuatioimle  Arbeiter&chutz.    iJrcäden  1903. 

Frey,  Zur  Geschichte  der  Idee  des  internationalen  Arbeiterscbatiei 
Bern  1900. 

Serkner,  Die  Arbeiterbage.  Bine  Binffttbning.  Z.  koA,  Becßn  1908. 

„Die  Grundanschau!in<;!  n,  Ton  denen  die  Bewegung  für  Intemationalitll 

ansucht,  können  indes  durchaus  nicht  als  zutreffend  anerkannt  werden  

Man  kann  fast  sagen,  das  Interesse  eines  Landes  an  der  Internationalität 
des  ArbeiUirschutzes  st^ht  im  umgekehrten  Verhältnisse  zur  Ausibildung  seiner 
eigenen  Fabrikgtäetzgebung  ^S.  382)  ....  Der  Vorteil  der  IntematioDslittt 
wflide  sich  im  wesentlichen  anf  den  Trost  reduzieren,  daß  die  Ideinena 
Fabrikanten  im  Lande  ▲  nur  dasselbe  Schicksal  erlitten,  daa  audi  ibis 
Koliken  im  Lande  B,  C  usw.  erfuhren  (S.  383).  Der  Arbeiterschutz  ge- 
fährdet lediglich  diejeni^aii  Betriebe,  welche  nicht  die  Mittel  l^^sitzen,  um 
höhere  Löhne  oder  kürzere  Arbeitszeiten  durch  bessere  technische  Ausröstong 
wettzumachen'  (S.  382).  Merkner  weist  dar^ui  hin,  daß  eine  intematiouaie 
Vereinbarung  auch  eine  fortgesetzte  Kontrolle  darflber  einrichten  mttßte,  wie 
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die  einzeloeD  Lander  ihre  Arbeiterschutz^esetze  tut  sachlich  durchfiihrei)  .Die 
ioternstioDale  Arbeitcrscbatzgesctzgebung  hiitte  alsu  eine  unauägeäetzte  Eiu> 
mischang  dei  AntlaiidM  in  die  Vanrattm^prerbiltiilne  des  InUmdeB  sar  not- 
wendigen  Folge.  Welcher  nnftbhingige  Staat  wird  dam  edne  Hand  bieten!* 
{S.  383).  Yocachriften  gewerbebygieniecher  Natnr  konnten  dagegen  nm  so 
leichter  international  geregelt  werden,  da  die  Regelung  dieser  Verb&ltniBae 
xiinieist  Sache  der  Verwaltungen,  Sache  der  Vollzugsorgane  ist. 

Hertz,  Internationaler  Arbeit«  r^^chtitz.  SoMialUtiache  Monatshefte. 
1901.    II.  Bd.    VIIT         JahrK'an^r  S 

Land  manu ,  Der  internationale  Arbeiterschutz.  liK)H. 

Milh  rii  nd .  Ja'.s  traiUs  du  tracail.  Mevue  Folitique  et  Parle- 
mentaite.    Iuris  1<JÜ3. 

c.  Philippovich,  GmudriLi  der  Politischen  Ökonomie.  II.  Bd.  1.  Teil. 
Freibarg  1899. 

.Die  KotwendIgkeit,  die  Entwieldnng  des  nationalen  Arbeiterachatsee 
«a  internationale  (verbiltnlnntfiige)  Gleicbm&Bigkeit  sa  binden,  besteht 

zweifellos  nicht.  Die  Erfahrung  lehrt,  daß  die  Konkurraix  nicht  TOn  den 
Ländern  mit  zurückgebliebener  Arbeit »r.schtitz^t'Sitz^tbnnK.  sondern  von  den 
vorgeschrittenen  Ländern  ausgeht .  deren  Arlit  iter  eine  größere  Leistungs- 
fähigkeil erlangt  haben  ....  Jedenfalls  würde  sich  zunächst  eine  inter- 
nationale Regelung  auf  solche  spezielle  Fälle  (in  denen  sich  nachweisen  läßt, 
daß  infolge  von  Anlorderaogen  des  Arbeiterschatsea  die  Konkorrensfäbigkeit 
der  Indostrie  gelitten  hat»  and  auch  hier  ist  sorglUtig  za  prOlen,  ob  man  es 
etwa  nicht  nnr  mit  einem  Obergangsstadiom  xa  tan  hat),  beiw.  besonders 
gesundheitsschädliche  Produktionen  beschränken  müssen,  und  ibr  Wert  wird 
melir  darin  gelegen  sein,  daß  sie  die  der  nationalen  Arbeiterschutzgesetzgcbnng 
frenndliche  Meinung  in  allen  Staaten  unterstützt.  Vollkommen  abzulehnen 
aber  ist  es,  etwa  die  Kurtbihlnnff  der  nationalen  SchutzgesetzgelHiuL:  von 
internatioualeu  Kegelungen  abhängig  zu  machen.  Solche  sind  so  seiiwierig, 
daß  äie  keinen  größeren  Umfang  erreichen  kOnnen,  vor  allem  deshalb,  weil 
die  Frage  der  Verwaltong  and  Kontrolle  solcher  internationaler  Vereinbarangen 
noch  an  grofie  Hindernisse  bietet  and  daher  der  nationale  Fortsdbritt  nicht 
gefördert,  sendem  gehemmt  wird*  (S.  163~164). 

e.  Stein,  Handbuch  der  Yerwaltangslehre.  3.  Anfl.  Stattgart  1888. 
Teil  m.  S.  210. 

V.  Zwiedineck-Süden  hörst,  Arbeiterschutz  und  Arbeit(^rvcr- 
eicherunt^  Leipzig  1905,  III.  Die  Konkurrenzfähigkeit  der  geschützten 
Indusirieu  und  internationaler  Arbeiterschutz  S.  22—27.  „Wie  soll  wohl 
eine  solche  internatiunale  Aktion  auf  die  einflußreichen  Industriellen  der 
Analandsstaaten  mit  geringerem  oder  keinem  Arbdtssdiats  wirlcen,  wenn  die 
Vertreter  der  geschfltsten  Indnstrie  ihr  Literesse  an  dw  Sache  damit  be* 
grOnden,  daft  die  internationale  Ansgeetaltnng  des  ArbeiterBchatseB  ihnen 
eine  Erleichterung  im  Wettbewerb  bringen  soll,  wenn  sie  jenen  znrufen: 
ySiae  große  Zahl  enrer  ansiindischen  Konloirrenten  wird  darch  den  Arbeiter« 
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Bchuu  im  Wettbewerb  geläUiat,  üehet  ducb  zu,  daß  ibr  dieselben  Losten 

überoehmt,  damit  diemr  euer  Vorteil  niclit  I&nger  wirksam  bldbef*  (S.  25)  

Eine  aintematfonale  Gesetsgebmig*  irt  ja  in  der  Tat  Kbon  ans  ataatareeht- 

licben  Gründen  (die  mit  der  iingstlicbcn  Wahrung  der  Sourerftoitftt  zasammen- 

biui^'cii)  ein  liborspanntrs  Ideal."  v.  Z  w  i  e  li  i  nrc  k  i'-iV*  zti,  daß  der  Verlauf 
der  Ii.  iutenmtionalen  Arbeiterschutz-Konfereaz  zu  gewissen  HoSnangen 
berecbtigt  (S.  272). 

Die  intamaiiüiiale  Ywelnigimg  lOr  gesetslidhea 

ArbeitersehutB. 

Schriften  der  Tereinig^oiig,  herausgegeben  vom  Bureau  der 
internationalen  Vereinigung: 

1.  Die  int  ir  rion.ile  Vereinigung  für  gesetzUclien  Arbeiterschutz.  Be- 
richte und  Verhandlungen  der  Knnstitiiit  renden  V^iammlailg,  abgehalten  su 
Basel  am  27.  und  28.  9  Ol.    Jena  l'JOl. 

2.  Verbandlungen  der  zweiten  Generalversammlung  des  Komitees  der 
internationalen  Vereinigung  für  gesetalidien  Arbeiterflchntz,  abgehalten  in 
Köln  am  26.  nnd  27.  9.  02,  nebst  Jahresberichten  der  internationalen  Ter- 
einigung  und  des  internationalen  Arbeitsamt os    Jena  1908. 

3.  Verbandlungsbericbt  der  dritten  Generalversammlung  de.s  Komitws 
der  Internationalen  Vereinigung  für  ge.^etzlirlu  n  Arbeitersrbntz,  abgehalten 
zu  Basel  am  20.— 28.  9.  04.  nebst  Jabresbericliküi.    Jena  I90ö. 

4.  Zwei  Denkschriften  zar  Vorbereitung  einer  Internationalen  Arbeiter- 
sdintskonferenz.  ^)  Jena  1906. 

Femer  sind  Yäitx  xn  erwfthnen  swei  umfangreiche  Sammetbftnde  tob 
Sachverständigengutachten  Uber: 

Die  gewerblirhe  Narbtarbcit  der  Pranen.  Berichte  flbev 
ihren  Umfang  und  ihii'  tri  sctzlidu-  Rctfclun^, 

G  e  s  u  u  d  b  e  i  t  s  g  e  i  ii  h  r  1  j  c  h  e  Industrien.  Horicbte  über  ihre  Ge- 
fabren nnd  deren  Verbfltnng,  insbesondere  in  der  Zflndholaindostrie  nnd  in 
der  Erzengnng  nnd  Verwendung  Ton  Bleifarben.  Im  Auftrage  der  inier- 
nationalen  Vereinigung  für  gesetclicben  Arbeiterschutz  eingeleitet  nnd  beraaa- 
<.'»'"-<-hf>n  vnti  Prof.  Dr,  Stephan  Bauer,  Direlctor  des  internationale 
Arbeitsamtes  in  Basel     Jena  J1I03. 

Diese  ftcliriften  gewähren  einen  Überblick  über  die  Entwicklung  und 
Tätigkeit  der  Internationalen  Vereinigung,  die  für  die  weitere  Ausgestaltung 
des  intemationBliai  Arl)eiter8ehutaes  tou  Bedeutung  geworden  ist.  Ihre 
GrOndnng  wurde  In  Paiis  Im  Jahre  1900  angeregt,  im  folgenden  Jabre  fand 
die  konstituierende  VersammliniL^  in  Basel  statt,  im  Jabre  1902  tagte  sie  in 
Köln,  7!wei  Jabre  später  in  V>asv\  uiul  irn  Inufenden  Jabre  wcrdtm  die  Dele- 
gierten in  Genf  zusammenkommen.    >ie  iist  der  Mittelpunkt  geworden  für 

'i  Die  englische  Regierung  wünsdit.  daß  künftig  die  einer  Konferenz 
vuranuebendeu  Enqueten  nicht  von  einer  privaten  Vcreimgong,  sondern  von 
amtlicnen  Oiganm  der  beteiligten  Regiwnngen  unternommen  werdea  aidleiL. 
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alle,  die  von  der  Notwendigkeit  einer  internationalen  Regelnng  des  Arbeiter- 
acbatiee  flberzcugt  sind,  and  bietet  ihnen  die  Möglichkeit  zu  internationalen 
Ausi^prachen,  die  durch  die  Anwesenheit  von  RegienuigSTertretem  an  Be- 
deutung gewinnen. 

Seit  Gründung  der  luier nationalen  Vereinigung  verfolgt  die  „Soziale 
Praxis-,  Zentialblatt  fOr  SoxialpoUtik,  zugleich  Organ  der  deatachen  Sektion 
der  iDtemationalen  VeieiBigiing  Mir  getetsUcben  Arbeiteraclmti  (yOeaelltehaft 
fttt  Soadftle  Eefoim"),  atte  Vorgänge  Mif  dem  Gebiete  des  mtefnsüonslen 
Arbeiterscbutzes  and  hat  rsgelnAfiig  ttber  die  DelegierteDTetsaiiuiiliiiigen  ein* 
gebend  berichtet. 

Außerdem  vergleiche  man: 

Francke ,  Die  internationale  V» rciniirunjj"  für  gesetzlichen  Arbeiter- 
scbutz  und  das  Internationale  ArbeiUiauit.    Soziale  Prajris.    1901.  XI.  2. 

Kahaim,  L^asMoeüUim  iuienuUiouaU  pour  la  proie^ion  Ugale 
des  trawUUtura.  Rwu»  äcanomigus  inUmaÜomaU.  Brozalles  1904. 

Msieketbsrg,  Bestrebungen  und  Erfolge  der  Internationalen  Ver- 
einigung für  gesetzlichen  Arbeiterschutz  und  des  internationalen  Arbeitsamtes. 
Schtoeizeriache  Blätter  für  Wirtschaft)!-  und  Sozialpolitik.  19UÖ.*  Xill. 
No,  3—5. 

Dm  inienmtioiiale  Arbeitsamt. 

Schon  am  1.  5.  Ol,  also  noch  vor  der  konstitaierenden 
Versammlimg  der  Internationalen  Verein  iguDg  wurde  in  Basel 
das  Internationale  Arbeitsamt  erdifnet  Über  die  Vorgeschichte 
dieses  Amtes  gibt  ein  Bericht  des  Direktors  über  „Die  Auf* 
gaben  des  internationalen  Arbeitsamtes*'  (Schriften  1,  S.  147) 
Auskunft.    Das  Reglement  aus  dem  Jahre  1902  (Schriften  2, 
8.  79)  bestimmt,  daß  das  Internationale  Arbeitsamt  ein  wissen- 
scliaftliches  Institut  sein  soll;  es  hat  die  i!:m  durch  das  Statut 
der  Internationalen  Vereinigung,  beziehungsweise  die  ilmi  uui 
(Jrurui   desselben  durch  das  Komitee   der  Vereinigung  zuge- 
wiest  lu  n  Aufgaben  durchzulühren.  Das  Interuationalr  Arbeitsamt 
wird  den  Charakter  strengster  politischer  NentiMlitiit  wahren. 
Es  erteilt  Auskunft  auch  an  Nichtmitglieder  der  \  ereiuiguiig 
und  an  Re«rierungen. 

Das  Amt  gibt  bciaus  das. 

Bulletin  des  Internationalen  Arbeitsamtes.  Bd.  I— IV. 
Jena  1902—1905.  Bd.  V  im  Erscbehiea.  Im  Balletin  wird  berichtet  aber 
die  Fortflchritte  der  Arbeiterschati-  und  Venicbenugagesetzgebnng,  ttbw 

parlamentarische  Arbeiten  auf  diesen  Uebicten,  Uber  Beschlüsse  nationaler 
und  internationaler  Kongreoee.  Beachtenswert  ist  die  Bibliographie. 

Zeft»oturift  f.  lateni.  Privat-  u.  Öffena.  Recht.  ZVI.  B9 
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Über  dM  IntenatioiMle  ArbeilMint  orientiert: 

Bauer,  Die  Aufgaben  des  Inteninüonalen  ArlieitBamtes.  Heft  6  der 
Veröffentlichuogen  der  Sehweiser  Vereinigiing  snr  Fdrderong  des  internatio- 
nalen Arbeitcrsrhntzps 

Bauer,  JVie  Intet  national  Latour  O/fkc  itt  Rmie.  Tite  Economic 
Jvut  nul,  the  Journal  uf  the  JRoyal  Economic  Society.  1U03. 

Sauär,  Die  Aufgaben  des  internationalen  Arbeitsamtee.  Referat,  er- 
stattet Ton  Pioftasor  Dr.  Stephan  Bauer,  abgedmekt  in  Sdniften  der 
Internationalen  Vereinigung  fflr  gesetzlichen  Arbeitcrscfautz.  1.  S.  147  —  167. 
Di»'  konstitUH  r  Ti  Vcrsainmlung  der  Internutionalun  V<  ri  inipuiiL'  crtlärtr 
»ich  mit  dem  Inhair  dieses  Referates  ihn  s  Oeneralsekretärs  nirlit  eioverätanden 
und  sah  in  ihm  nar  einen  persönlich!  n  Meinungsaasdruclf  des  ProfesAur 
Bauer  (Schriften  1.  8. 65).  Dieser  zeigt  hier,  wie  w  lieh  die  Ansgestaltiing 
des  Amtes  dachte. 

Über  die  Titigkeit  des  Internationalen  Arbeltsamtes  vergleidie  man 
auch  die  Mitteilungen  in  dm  letiten  Jahrgingen  der  „Saeialeu  Praxis''. 

Der  franzöflisoli'italieiusclie  Arbeitsvertrag 
▼om  *16.  April  1904  und  die  Fortbüdiing  des  intematienalsn 

Arbeiterrechtes. 

Das  Interesse  an  der  Internationalen  Konlerenz  in  Bern 
im  Jabre  1905  wurde  dadurch  erhöht,  daß  im  vorbeigehenden 
Jahre  ein  Vertragt)  zwischen  Frankreich  und  Italien  abge- 
schlossen wurde,  der  zum  ersten  Male  Materien  des  Arbeiter- 
rechts regelte. 

BolletiHo  deir  Ufficio  del  iavoro.  Rom  1.  19(M.  S.  317.  Qm- 
WfM^ofM  frm  i'IkiUa  e  ta  Fratteia  per  regolare  Im  pr^Mem  degli 
eperai,  BatifixiemDg  des  Vertrages  für  Italien  durch  Geseti  vom  29.  €.  04. 
BolleUno  n  S.  707.  Journal  of/Mel  du  12. 10.  U4.  —  SuUeüu  de  rO/fiea 

du  Travait.  Paris  19(>4.  XI  S.  518.  La  Convention  de  travail  franeO" 
ifftlimnc  Bull'  fiti  XI  S.  875.  La  mise  en  rigeur  de  la  conrenfitm 
de  traciiil  J rauco-italienne  du  lö.  4.  04:  „Celle  Convention  a  rtv 
mise  ä  la  ratification  dann  les  formes  prvtues  dans  chacun  den  deujc 
pays  par  eee  toi»  eofUtihUümelle».  üh  projei  de  hd  dotmami  piefm  et 
eutier  effet  ä  ia  CoHveniüM,  fut  dipoei  le  4  juin  par  U  gomermemmi 
italien  ä  la  Chatnhre  des  deputes  du  roffoumet  QU^  Vadopta  dann  sa 
s^ance  du  SO  juin  cournttt ;  le  projet,  reftmye  au  Senat  italien  le 
2  Juillot.  fut  t  ffdlement  adopte  par  ce  detnier  dans  sa  seunce  du 
0  jutllet.  L  atnlxtssadtsur  de  France  ä  Rome  ayant  procedi  le  21  sep- 
Umbre,  ä  V4ehungc  des  ratificaHou»,  le  Prieideni  de  la  RipulAiquf, 
par  UM  dieret,  eu  dato  du  8.  10.  04  (Bulletin  XI  8.  892J,  pria  en 
exJcution  «le  Varticle  H  de  la  loi  du  16.  7. 1876,  a  rei$du  e^eieutoire 
la  Convenüen  en  mime  tempe  que  Varrangemenl  relaüf  aux  träne- 
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Der  Vertrag  gelangt  als  Anhang  zum  Abdruck,  weil  an- 
zunehmen ist,  daß  er  künftigen  Vereinbarungen  als  Muster  dienen 
wird  und  in  der  Literatur  eingehend  berücksichtigt  ist  Nach-- 
benannte  Schriften  sind  zu  seiner  "RcTirteilung  heranzuziehen: 

B 11  Hot  in  des  internationalen  Arbeitsamtes.  Bd.  III.  190-4. 
S.  TX  Internationaler  Arl»  iterschutz  fGeschichte  dos  Vertrages  und  Be- 
merktingt'n  zu  den  Einzeibeutimmungent.  S.  IX  heißt  es;  „Der  Versuch, 
zwischen  zwei  Mächten  zu  einem  Einvernehmen  Uber  die  Minimalbestimmuiigen 
des  Arbeitersclmtses  sn  gelangen,  ist  twelmal  fehlgeschlagen;  «nmal  im 
Jahre  1871»  ab  soldie  ünterbaadlongen  swischen  dem  Reidiekanslw  Ffinten 
Bismarek  nnd  der  österreichischen  Regienmg  gepflogen  worden,  das  andere 
Hai  im  Jahre  1900,  als  der  damalige  französische  Handclsminister,  Herr 
Millerand,  solche  Unterhandlongen  mit  der  kgl.  belgischen  Regierang  ein- 
soleiten  suchte." 

Fontaine,  Expose  des  französisch-italienischen  Arbeits- 
und  sozialen  Fürsorge- Vertrages.  Schriften  der  internütiunalen 
Vereinigung  für  geaetaliehen  Arbeiters(^ats.  III.  1905.  S.  84> 

Fontaine  gibt  neben  der  Vorgeschichte  d«»  Vertrages  wertTolle  Er» 
gftnzungen  zu  seinen  Einzelbestimmnngen.  Auf  seine  Ausführungen  gehen 
«am  Teil  die  flbrigen  Autoren  snrack,  anch  da,  wo  sie  es  nicht  ansdrflcklich 
angeben. 

Fuld,  Die  Rechte  der  Ausländer  nach  der  fnmzidsischen  Unfallvcr- 
sicherungsgesetzgcbung.   Die  Arbeiter-Versorgung.    XXII.  Jg.  1905.  S.  5Ö6. 

ferta  mtre  la  Caisse  nationale  ifäpargne  de  France  et  la  Caieae 

«r^argne  postale  ditalie. 

Au  mjet  de  ce  dernier  arrangement,  il  it'cst  pas  sans  inli'i  ct 
d'indiquer  qitun  arrangement  analogue  a  öt^  signe  entre  la  France 
et  la  Belgique,  le  31.  6. 1882  et  pramulffuS  par  d^cret  du  12.  6.  1882. 
Cet  arrangement  a  iti,  le  4.  3. 1897,  Tobjet  de  modifieatims  gut  oni 
4t4  prommlgMiee  par  dderet  du  6. 9. 1897."  —  Fleieehmannf  VOlker- 
rechtsqnellen.  Halle  1905.  S.  348.  Abdruck  des  Vertrags  nach  dem  MSmorial 
diplomatique  1904.  No.  20  und  22.  —  Revue  (Je  droit  international  et 
de  Irginlntinn  compnr^e.  1904.  S.  296.  —  Übersetzun^ren  dos  Vertrages. 
Jieichs-Arbeiff»blatt,  heraustret^eben  vom  Kaiserlichen  ötatistischen  Amt, 
Abteilung  für  Arbeilerstatistik.  litruu.  il.  1904.  S.  363.  —  Zacher,  Die 
Arbeiterversicbenuig  im  Auslände.  Heft  Via.  Berlin  1906.  8. 132.  Zaeher 
fügt  seiner  Übersetmng  des  Vertrages  das  Protokoll  bei.  —  BoUetin  des 
Internationalen  Arbeitsamts.  IV.  19(M  (Deutsche  Ausgabe)  S.  149.  Das 
Bulletin  bringt  außer  dem  Vertrag  und  dem  Protokoll  auch  die  Sparkassen- 
konvention (Bulletin  do  VOffict>du  Travail.  XI.  1904.  S.  897^  in  denfsrher 
tn^Tsotzung.  —  A'  r<t)i(ic))i<  nf  f lanco-ita Henne  du  20.  1.  (ßf!  i  clatif  au 
transfert  de  depüt^  entre  lea  caisses  d'i'pargne  ordinaires  des  deux 
pays.    Bulletin  de  V  Office  du  Travail.  XIII.  1906.  S.  348. 
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Die  Ausfilhnin|,'f>n  beziehen  sich  aaf  das  französische  UnfallTenidienugi- 
gosetz  des  Jahres  19i).')')  fLoi  du  31.  0,7  moflifiatif  divers  nr Helen  dt 
la  hii  du  9.  4.  IfiOH  sur  Ics  accidents  du  trnvnil.  Bulletin  de  FOffice 
du  Ti  acail.  l'aris.  XII.  ä.  ^tij,  iu  dtm  die  Rechte  der  «msl^udisciien 

Arbeiter,  die  einen  Unfall  erleiden  und  das  französische  Staatsgebiet  verlassen, 
and  iliier  lUchtsnachfolger  geregelt  w<}rden.  Die  netten  Beetimmnogen  k6BM 
durch  Staaterertrftge  abgellndert  werden.  Fuld  weist  als  Vorbild  aal  dan 
b'anzösisch-italienischen  Vertrag  hin. 

Günther,  Die  Stellung  der  Ausländer  in  der  Arbeiterrernchernng  da 
europäischen  Staaten  7>  fischrift  für  die  gesamte  Vereickerunifeieisteih 
Schaft.    Bd.  VI.   im>.  .s.  488. 

Gyof,  La  Convention  franco-italienne  du  travail.  üetue  de  droit 
intemalionale  et  de  IdgisliUitm  cumpar^e,   Bnizelles  1904.  S.  359. 

„Quel  argumeut  vietU  dotmer  oux  partieans  de  ^la  protedüm 
if$temati(male  des  travattleure"  la  conwntüm  franohitalietme!  Dißi 
dantt  taue  lea  jaumaux  socialistes,  de  ioutee  uuances,  on  en  ediere  la 
grandeur:  mais  aucun  de  ces  journaux  n'a  soin  de  tnettre  en  rcgnrd 
le  chiffrp  des  Italictu<  rirnnt  en  France  et  Je  cliifjfre  des  Frnnrni> 
vivinit  en  Italie!  S'il  ny  a  aucune  equica/euce  entre  ien  ihUkU 
franiaia  et  les  intcrets  ttaliens  engages,  il  en  sera  de  »lente,  dam  utu 
Proportion  plm  «m  ntoins  graMde,  entre  le»  divers  pays  qui  pourraimt 
conclure  des  arrangements  de  ce  genre.  L' Italie  a  cru  de  som  intiril 
de  conclure  une  cmwnUm  du  tracail  avee  la  France.  Consid^reü- 
eile  qu'il  est  de  son  inte i  et  de  conclure  une  conwution  semilahle  astt 
la  rej)ubliqui'  de  Saint-Mai  ni      (S  .^^4). 

r.  Liszt,  Das  Völkeneclit  4.  Aull  Berlin  IfKXi  (abgeschlossi'n  m. 
Februar  11)05)  S,  287.  .(Jerintie  pruktisclu'.  akr  jrröLJte  grundsätzliche  Üe- 
deutung  hat  der  zwischen  Frankreich  und  Italien  am  lö.  4.  04  abgeschlossen 
Arbwtevertrag. 

In  diesem  Vertrage,  dem  waten  eeioer  Art,  Terpflicbtet  sich  jede  d« 
beiden  MAohte,  die  Staatsangdidrigi»  der  anderen  Macht  in  Beiidnuig  wf 

Arbeit«rschutz  ihren  eigenen  Staatsangehörigen  gleidizastellen. 

Ahiilifhe  Vereinbarunpf^n    sind    in  den  neuen  Handtlsvert ragen 
Deutschen  Keiohee  mit  Italien  und  Usterreich-Ungam  in  Aussicht  genommta.* 
(S.  288.) 

Pic,  P.  La  Convention  franco-italienne  du  traeail  du  15.4,04 
et  le  droit  intemaHonal.  Beene  gMrale  de  droit  intemoHonäk 
public,  XI.  8.  516. 

Picqueva  rd,  Der  französisrli - i  t  a lienisehe  Arbeit sTertraf. 
Soziale  Praxis.  UM)4.  XIII.  S.  878.  ,Es  ist  zum  erstenmal,  ä.\il  ir'^^ 
Nationen  in  Sachen  der  Sozialpelitilc  gegenseitige  Veieinbanmgen  trefien,  ba^ 

1)  Circulaire  du  miuistre  du  Commerce,  en  daie  dn  3.  5.  9$, 

adrc.isec  au.e  prefet^s,  sur  l'application  de  la  loi  du  31.  .'i.  Oö  iur  Uf 
accidents  du  traeail.  Bulletin  de  l  Office  du  TracaiL  XII.  19Ü6.  8.465. 
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die  Wichtigkeit  dieser  VcreinbarungeD  ist  um  so  ^Tölicr,  als  sie  nn^'cfäln 
alle  die  Puokte  einschließeD,  die  bd  eiucm  Vertrag  dieser  Art  überhaupt  in 
Betneht  kottmen  kOimen.'  —  Dieie  AblMBdlimg  fat  aebM  dem  Ea^^oti  von 
Fontaine  beachtmweit 

Siier-SomlOt  0ie  cfste  internationale  ArbdtefscIiatx-KonTention. 
Blätter  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaft^' 
Mißt'.  I.  Jg.  Berlin  1<W)5.  S.  l!>:?-2<)5.  (Die  einloitenden  Ausfiihningpn 
dieser  Abhandlang  Hiiiltii  sich  mit  unwesentlichen  VirüiKkrungLU  auch  iti 
Stier-Somlo'sM\ic\i:  Deutsche  Sozialgesetzgebung.  Geschichtliche  Grund- 
lagen nnd  KmakenvendelieiiingaM^  Jena  1906.  S.  79  ff.  Daselbit  aiteli 
Litefatnrangaben.) 

StUr-Somio  sagt,  dafl  die  gewerbilohe  Arbeiterfrage  nnd  der  Arbeitw- 
schutz  internationaler  Natur  sind.  „Wieweit  es  aber  der  letztere  ist,  wird 
nicht  immer  mit  Klarlioit  erkannt.*  fS.  W'\.)  Den  fniii/.ösisch-italitiiischen 
V(  rtra<f  bezeichnet  er  als  eiiio  historische  Tatsache,  „er  stellt  die  erste  inter- 
naiiuuale  Arbeiturschutzkonvention  dar  —  man  Ubertreibt  nicht,  wenn  man 
bier  von  dom  ICerkatdn  der  Oeeebteiite  redet'  (S.  796.)  FOr  den  Arbeiter* 
icbntB  im  eigentlicben  Sinne  bedeutet  dieee  Konvention  awar  einen  veibeifien« 
den  Anfang,  aber  sie  beruht  offenbar  nnr  son  ganz  geringen  Teile  auf 
sozialpolitischen  und  humanitären  Überlegan ^(>n :  vielmehr  besteht  der  Wunsch 
Frankreichs,  der  anderen  lateinischen  Nation  ein  Zeichen  seiner  Freundsrhaft. 
einen  Beweis  seiner  Annäherung  zu  geben.  Denn  unverkennbar  ist  der  Ver- 
trag eigentlich  nur  für  Italien  von  besonderem  Wert.  Natürlich  spielen 
daneben  noeb  andere  Interenen,  wie  die  der  FostTerwaltnngen,  nnd  die  Be- 
eebaffnng  einer  aoereielienden  Zabl  vcm  italieniedien  Arbeitem  in  Frankreich 
eine  Polle  '  (801.) 

Zacher,  Die  Arbeiter  Versicherung  im  Au.slande.  Heft  Via  Die 
Arbeiterversicherung  in  Italien,  1.  Nachtrag  zu  Heft  VI.  Berlin- Grune- 
wald 1906.    S.  135-143. 

Zacher  gibt  im  wesentlichen  im  Anschluß  an  Fontaine's  Exposi^ 
lorgfUtigeErlcl&mngen  sndeuYtttnige.  Ani  Minen  Iit«ratarangaben  (S.  IBH), 
anf  die  bier  verwiesen  werden  Icann,  aden  nnr  die  Veibandlnngen  des  inter- 
nationalen Arbeitcrversichemngskongresses  in  Wien  im  Jahre  1!K)5  und  be- 
sonders der  von  Laß  erstattete  Bericht:  ..Internationale  Rechtsbeziehungen 
auf  dt  in  Gebiete  der  ArbeiterversirhertinK*  erwähnt.  „Mit  dem  vorstehenden 
Vertrag",  sagt  Zacher  (S.  135),  welcher  der  Initiative  Italiens  entsprungen 
ist,  haben  sich  die  beiden  vertragsschUeüenden  Staaten  das  Verdienst  erworben  « 
den  ersten  Sdiritt  nur  Verwirldiebnng  eines  internationalen  Arbeiter« 
recbte  getan  zu  baben,  dessen  Ausgestaltung  und  Dtirchf Obrung  bisber  fttr 
eine  Utopie  gehalten  wurde." 

p.  Ztrtrrfpftpck-Südenhorgtf  Arbeiterscbutz  und Arbeiterversiclie- 
rung.    Leipzig  VMÖ.    S.  27. 

,Der  am  15.  April  10U4  zwischen  Frankreich  und  Italien  zustande 
gekommene  Vertrag  darf  als  erstes  internationales  Übweinicommen,  betreffend 
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d«i  Arbdtenchmts,  besdolmel  werden.  Dnidi  üiMmiSht  wird  du«  beMMdcR 
Sicheniog  de«  Scbntscs  iUUeniscber  Kinder  in  Fnnkreiefa  (besondere  au 
ItftUenern  bestehende  Schatskommiaaionen  gettebt  Prankielch  nn)  besweekt 

wogegen  sdtens  Italiens  namentlich  im  Vertrag  und  im  Scbloßprotokolt 

Garantii'ti  fiir  dii-  Durchführuni?  il«  r  ArlK  itrTsrhntzlH Stimmungen  bietet,  jt 
sogar  il;iriil)f  r  hinaus  die  Verkürzung  auch  des  elfstütidii^'m  ArbritstagM  för 
Frauen  allmählich  zu  verwirklichen  zusagt.  Es  ist  ein  erster  Sehritt  in  der 
Richtung,  daß  zwei  Volkswirtschaften  ihre  Schutzpolitik  gegenseitig  zu  be- 
einfliiflsen,  cn  binden  nntemehmen.'' 

Wahrend  Italien  und  Fraiikivich  die  Arbeiterfürsor^e  be- 
reits in  einem  In  sonderen  \  t nrag  regelten,  haben  amiere  Staaten 
ähnliche  Vereinbarungen  zunächst  in  ihren  Handelsvertr.ijrefJ  in 
Aussicht  s-f'uciuuieu  In  dem  im  Jahre  1904  ab<reschlu8.seiieii 
^Zusatzvertrafr  zum  Handels-,  Zoll-  und  Srliiftahrtsvertra«; 
zwischen  dem  Deut.sclieii  Reich  und  Italien  v<un  <).  12.  1891* 
wurde  ein  Artikel  2a  mit  folgendem  Wortlaut  autgenommen; 

Die  vertragschließenden  Ti  ilc  vcrptlichtt-n  sich,  in  fr.  inuis.  h;\f*^lip  h.-ni 
Einvernphnim  die  Behandluni:  der  itulicnisrhen  Arhcittr  in  DtutsrhUnd  und 
der  deutscl).  I)  Ai  l»citor  in  Italien  hinsiohtlioh  der  Arbeitt  rvi'rr^icht  runLr  dem 
Zweck  zu  prüfen,  um  durch  geeiguete  Vereinbarungen  den  Arbeitern  des 
einen  Luidee  im  anderen  Lande  eine  Behandlong  an  dehem,  die  ibnen  mög- 
lichst gleidiartige  Vorteile  bietet.  Dieie  Yereinbarttngen  werden  nnabhingjg 
Ton  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Vertrages  dnrch  ein  besondm 
Abkommen  feitgeaetst  WKden." . 

Aus  der  amtlichen  Denkschrift^)  geht  hervor,  daß  dieser 
Artikel  auf  den  Wunsch  Italiens  Aufnahme  gefunden  hat.^) 

>)  Vgl.  Zacher,  a.a.O.  S.  142.  t.  Lisxt,  a.a.O.  S.  288.  BulUtim 
des  Internationalen  Arbeitsamlea.    IV     IftO'»    8.  XXIX 

-)  Art.  17  des  Handelsvertrages  zwi.st  lu  n  d«  i-  Schwfiz  ntui  Italien  vöin 
13.  7.  Ol  lautet  (übrijjens  nicht  wHrilich  glei( hlautend  iiüt  Art.  2a  des 
dentsch-italienischen  Vertrages,  wie  das  Internationale  Arbeitsamt  im  buUeüß 
IV.  1905.  S.  XXIX  annimmt):  ^Die  ▼ertragscUlefienden  Teile  Terpfliehten  «eh. 
die  Behandlnng  der  italienischen  Arbeiter  in  der  Schweis  und  der  schweiie- 
rischen  Arbeiter  in  Italien  mit  Kdcksicht  auf  die  Arbeitenreraicbemng  is 
gemeinsamem  nnd  freundschaftlichem  Einverständnis  zu  prftfea,  m  dem 
Zwecke,  den  Arbeitern  beider  \;itif»nfn.  dnrrh  treciijncte  Vereinbarungen,  ini 
anderen  Lande  eine  Behandlung  zu  sichern,  die  ihnen,  soweit  das  mögUci. 
gleichartige  Vorteile  gewahrt. 

Diese  Vereinbarungen  sollen  unabhüngig  von  der  Inkraftsetzung  dti 
gegenwärtigen  Vertrage«  in  eine  besondere  Urkunde  anfgenommen  wecden' 
(Bulletin  IV.  1905.  S.  177.)  • 
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Der  dentsch-Ssterreichische  Handelsrertng  vom  25. 1. 05 
geht  insofern  noch  weiter,  als  er  auch  Veieinbarangen  über 
Arbeiterschutz  vorsieht.') 

Zu  erwähnen  sind  noch  zwei  internationale  Arbeiterver- 
sichemngsvertrftge  zur  Regelung  der  Rechte  der  Ausländer. 
Der  belgisch-luxemburgische  Vertrag  vom  15.  4. 05  und  der 
deutsch-luzembnigische  vom  2.  9.  Oö  sichern  den  im  Ausland 
arbeitenden  Angehörigen  der  vertragschließenden  Staaten  die 
Vorteile  der  Unfallversicherung.^) 

Die  Kegierungskouferenz  für  internationalen  Arbeiter- 
schutz in  BeiTi  1905. 
^Rs  ist  bekannt/  schreibt  der  Staatsminister   Frhr.  v. 
Berlepschj^}  der  Vorsitzende  des  ersten  internationalen  Kon- 

')  Frhr.  v.  Berlepsch ,  Die  Rcffierungskonferenz  für  internationalen 
Arbeiters!  liutz  in  Bern.  Soziale  Praxis.  XIV.  laOö.  Ö.  796.  —  Verhand- 
lungen des  Rcichstaees  am  10  Februar  TJOn 

-)  Vertrag  vom  15.  4.  zwischen  dem  ürotilierzugtuia  Luxemburg  und 
Belgien  flbei  Entachidigung  von  BetriebsanfäUen.  Bultetin  des  Iiiteniatio> 
nftlen  Arbeitsamtes.  IV.  1905.  S.  805.  (Deotsehe  Übersetzung )  —  Abkommen 
zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  Luxemburg  über  Unfall versicberung  vom 
2  «».  t)5.  Reichsarbeit sbhitf.  III.  liH>5.  S.  88ö.  (Verhandlungen  schweben 
mit  Österreidi-riikrarn  und  den  Nimlorlanden.)  Bulletin  des  Internationalen 
Arbeitsamteb.  IV.  1^05.  8.  3Uti  und  8.  XLIX.  Bekanntmachung,  betr.  das 
am  2.  9  Ü5  unterzeichnete  Abkommen  zwischen  dem  Deutscben  Reiche  nnd 
Lnzemboxg  Uber  UntallTersichernng.  Vom  23.9.05:  ,Im  QroBberzogtiun 
Lnxembnig  tel  für  Arbeiter  nnd  Beamte  derjenigen  Betriebe,  welche  durch 
das  Tonlehend  abgedruckt«  Abkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und 
Tiiixembur}?  über  L-nfallTersicherung  vom  2.  f>.")  p;etrnffpn  werden,  eine  der 
deutschen  ( ' ii f 1 1  Versicherung  entsprechende  Fiirsor^'i'  durchgeführt  worden"  .  .  . 
Bulletin  des  Internationalen  Arbeitsamtes.  i  \ .  Ö.  HüU  —  vergl.  auch 

Seiehaarbeiiebiaii  IV.  1906.  8.  235.  AoBerkraftsetsung  von  Bestimmongen 
der  deotecben  UnfUlTersichenmgsgesetce  ingonsten  der  Angehörigen  des 
Kniiiirreii  Belgien.  Die  gleichen  Bestimmungen  des  Gewerbe-  und  des  Bau- 
uiif.iüversicherungsgesetTiPs  waren  für  Angehörige  von  üstcrreich- Ungarn  nnd 
ItilieTi  bereits  11K)1  dunli  Bundesratsbeschluli  außer  Kraft  gesetzt.  — 
BuUetin  de  V Office  du  Tn/vail  XIU.  lUOü.  S.  714.  Cuncentions  inter- 
nationaUe  concemaut  VappUcatum  au«  cuvtiers  itrangers,  les  legis- 
lations  natianatee  sur  les  aceidenis  du  travail. 

^  Fjrhr.  «.  Beriepeeh,  Die  Regierangskonferenz  für  internationalen 
Arbeiterscbutz  in  Bern.  Soziale  Praxis.  XIV.  1905.  S.  794.  (Vor  dem 
Zosammentritt  der  Konferenz  geschrieben.) 
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gresses  fttr  Arbeiterschntz  in  Berlin  im  Jahre  1890,  „daß  das 
Besoltat  dieser  Beratungen  in  der  Anfetellang  einer  B;eihe  von 
Wfknschen  bestand,  deren  Erffillnng  ein  verhältnismäßig  weit- 
gebendes Maß  international  geregelten  Arbeiterschntses  gewährt 
hätte.  Sie  sind  in  dem  Schlnßprotokoll  vom  29.  d.  90  aufgeführt. 
Zu  einem  vertragsmäßigen  Abkommen  aber,  das  die  £rffillnng 
dieser  Wünsche  gewährleistete,  kam  es  nicht,  nnd  es  ist  deshalb 
viellach  behauptet  worden,  daß  die  Berliner  Arbeiterschutx- 
konferenz  ohne  Jedes  Resultat  verlaufe  sei.*  Das  Ergebnis  sei 
aber  insofern  ein  bedeutsames,  als,  wenn  auch  nur  in  Form 
von  Wünschen,  von  den  Vertretern  der  europäischen  Regierungen 
laut  bekannt  wurde,  daß  der  Ausnutzung  menschlicher  Arbeits- 
kräfte durch  die  Gesetzgebung  eine  Grenze  zu  ziehen  sei;  ,es 
wurde  eine  moralische  Barriere  antf^erirhtet.  hinter  der  die 
Gesetzgebung  keines  zivilisierten  LLindes  zurückbleiben  solle, 
und  zugleich  ein  Ziel  gi  steckt  für  die,  welche  mit  dem  Arbeiter- 
schutz noch  stark  im  Rückstände  waren".  ^) 

Der  Anregung  der  Internationalen  Ven  inigung  für  gesetz- 
lichen Arbeiterschutz  und  innerhalb  dciselben  nicht  zum  ge- 
rinj^'^sten  Teil  den  rastlosen  Bemuhurigeii  und  dem  diplomatischen 
(it*s(lii(k  des  Staatsininisters  Frhr.  v.  Berlepsch  ist  es  zu 
danken,  dal)  eine  zweite  Regierungsvertreterkonferenz ^}  zustande 
gelioiauien  ist. 

Das  Resultat  der  Kei-ner  Konfeit  u/  kisinmt  in  den  beiden 
hier  abgedruckten  Vorschlägen'^)  zum  Ausdruck,  die  den  be- 
teiligten hohen  iStaatsregierungen  „behuLs  irtitKcheinender  diplo- 
matischer Verhandlung-  für  abzuschließende  internationale  Ver- 
einbarungen'' zugestellt  sind. 

■)  Frhr.  «.  BerUpsehf  a.  a.  0.   8.  795. 

*)  Bandiclireiben       BmdesratM  Tom  80. 12.  04  an  die  Regierungen 

von  Deutschland,  Österreich-Ungarn.  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Frankreich. 
Großbritannien.  (Irif  rh<  nland,  Italien,  LuxemVinrir,  Ni»»derlande,  Portugal. 
Rumänien,  Serbien  uiul  Schweden  nnd  Norwegen.  Bulletin  des  intcriiiitio- 
nalen  Arbeitsamtes.  Iii.  S.  442.    Vergl.  dazu  noch  S.  XXXIX  — 

BefciUarbeitablaU  III.  190&.  S.  116.  —  SoBiale  Praxi»  XIV.  1905.  S.  398. 

*)  Schlußakte  der  Internationalen  Konferan  fttr  Arbeiterschnta.  BnlleCia 
des  Internationalen  Arbeitsamt,  s  IV  190Ö.  Vergl.  dacn  noch  S.  I— VI.  — 
ReichaarbeUMaU  III.  1905.  S.  Ö91. 
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1.  Grundziige  eines  internationalen  Übereinkommens,  betr. 
das  Verbot  der  Yerwendnng  toh  welJSem  (gelbem)  Pbospbor 

in  der  Zflndboliindnfttrie. 

Art  1.  Vom  1.  1.  11  an  ist  die  Herstellinig,  die  Binfnhr  nnd  der 
Verkauf  von  Zütulbölzem,  die  weißen  (gelben)  Phosphor  enthalten,  verboten. 

Art  2  Di*  rirkuiiilrn  Uber  die  Ratifilcation  sollen  sp&testeDe  am 
31.  12.  07  hinterlegt  werden. 

Art.  3.  Die  Kegierang  von  Japan  wird  eingeladen  werden,  bis  zum 
31.  12.  07  den  Beitritt  in  dieeem  Übereinkommen  la  erkUren. 

Art  4.  Daa  Übereinkommen  tritt  in  Kraft>  wenn  die  aof  der  Konferam 
▼ertretenen  Staaten  nnd  Japan  beigetreten  sind. 

n.  Grundzüge  eines  internationalen  Übereinkommens,  betr. 
das  Verbot  der  indijstrielleii  Nachtarbeit  der  Frauen. 

Art.  1.  Die  in(lustri(?lle  Nachtarbeit  der  Frauen  soll  obne  TTnterschied 
des  Alters,  unter  Vorbehalt  der  folgenden  Ausnahmen,  verboten  sein. 

Daa  Übei^kommen  Mvtreclit  aioh  anl  alle  indnatiieUmi  Untemdimongen, 
in  denen  melir  als  10  Arbeiter  nnd  Arbeiterinnen  betchftttigt  lind.  Ba  findet 

keine  Anwendnng  anf  Anlagen,  in  denen  nur  Familienmitglieder  tätig  sind. 

Jeder  der  vertragschließenden  Teile  bat  den  Betrriff  der  industriellen 
Unternehmungen  festzustellen.  Unt^r  allen  Uinstänilen  sind  aber  hierzu  zu 
rechnen  die  Bergwerke  und  Steinbrüche,  üuwie  die  Bearbeitung  und  die  Yer- 
arl»eitang  von  Gegenständen;  dabei  sind  die  Grenzen  iwiaoben  Induatrie 
eineneita,  Handel  nnd  Landwirtaobaft  andcteraeita  dvrch  die  Geaetagebnng 
jedea  Staatea  an  beatimmen. 

Art.  2.  Die  im  vorhergehenden  .Artikel  vorgesehene  Nachtruhe  hat  eine 
Dauer  von  mindestens  11  aufeinander  folgenden  Stnndf'n  In  diesen  11  Stunden 
soll  in  allen  Staaten  der  Zeitraum  von  10  Uhr  abends  bis  ö  Uhr  morgens 
inbegriffen  sein. 

In  denjenigen  Staaten  jedoch,  in  denen  die  Naditarbeit  der  erwachsen Ai 
indnatriellen  Arbeiterinnen  gegenwtrtig  niebt  geregelt  iat,  darf  die  Dauer  der 

nnnnterbrochenen  Nachtruhe  während  einer  Übergangafriat  von  bOcbatena 

d  Jahren  mif  10  Stunden  beschriinkt  werden. 

Art.  'A.    Das  Verbot  der  Nacbtarbeit  kann  aniitr  Kraft  treten: 

1.  im  Falle  einer  nicht  vurberzuscbenden,  sich  nicht  periodisch  wieder- 
holenden Betriebsunterbrechung,  die  auf  bObere  Gewalt  anrflekinfllhren  iat; 

2.  fttr  die  V^arbeitang  leicht  Tctderblieher  G^enatAnde  snr  Verhütung 
einea  aonat  uiTenidilidien  Veriuatoa  an  Rohmaterial. 

Art.  4.  In  den  dem  Einflösse  der  Jahreszeit  unterworfenen  Industrien 
>;»i-^'inindustricn).  sowio  unter  anßcrf^ewRbnlicben  Verhältnissen  in  allen  Be- 
tru  iten.  kann  die  Dauer  der  anunterbruchenen  Nachtruhe  an  tiO  Tagen  im 
Jahre  bis  auf  10  Stunden  beschränkt  w^erden. 

Art  6.  Die  Urkunden  Aber  die  Ratifikation  dea  Übereinkommena  sollen 
a^tteatena  am  31.  12.  07  hinterlegt  werden. 
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Für  das  Inkrafttreten  des  Übereinkommens  wird  eine  FkUt  Ton  3  Jahrai 
bestimmt,  die  von  der  Ilintrrl«  gung  der  RatifikatioararkniideD  Ml  tu nchnen  üt. 

Diese  Frist  suU  10  Jahre  betrafen: 

1.  für  die  Fabriken,  die  Rohzucker  aus  Rüben  herstellen, 

2.  für  die  Scbafwollkämmerei  und  -Spinnerei, 

8.  fOr  die  Arbelten  ttber  Tage  in  Bergwerken,  tofem  diese  Arbeiten 
für  die  Duer  tmi  mindcetena  4  Monaten  im  Jahre  infolge  von  kUmallMlMii 
Verhftltniaaen  eingestellt  werden  mflssen. 

Über  die  Berner  Konferenz  vetgleiche  man: 

Internationale  Konfereni  fUr  Arbeiterschuts  in  Befs 

(8.— 17.  5  0.-)     Amtliches  Protokoll. 

Bullet  itt  de  l' Office  du  Trar(f/i  fM  i  v  f:^t€  le  du  com- 
merce, de  l'  industrie,  des  postes  et  des  telcgrapke  s).  XII. 
\m.  S.  533-637. 

Uber  die  Konferenz  vergleiche  man: 

Revue  du  Travail,  FubUi«  par  FOffiee  du  TrawtÜ  de  Belfftque. 
X.  S.  678.  La  eoufäreuee  iutemaMemUe  de  J^rme  pour  la  proteetio» 
ouvriire.  (Duhois.  Directmr  de  V Office  du  Travail,  war  einer  der 
belgischen  Delegierten). 

Von  der  Boint-r  internationalen  Arbeitersobutzkontercnz. 
Svziaie  Prtucts.    Xi\  .  1905.    S.  Ü15. 

Frey,  Die  intemi^onale  Arbeiteraebati*Konlctena  in  Bern.  Sdueeiee- 
riacke  Biälter  f»r  Wirtechafte-  und  SoetalpolUik,  XIII.  1905.  8.  olS. 
{Frev  war  Vise|»i%8ident  der  Konlerens.) 

Brants.  F.,  Lft  conft'rence  internatümole  de  Beme.  La  Beform 
Soeialc     Paris  1905.    Oktober.    S.  1-5. 

V.  H..  Le  prüfet  de  Conference  du  travail  ä  Berne  et  la  Convention 
franco-italiemte  du  15.  4.  04.  Jieoue  Soziale  CtUholique  8.  1901.  S.  3S1. 

Mahaim,  La  confireuce  de  Berne  etmeemant  la  proteetüm 
emrüre.  Berne  ieonwnique  internationale.  Bmxellee.  1906. 

Zinner,  Die  internationale  Arbeitersohutzkonferenz  in  Bern.  Cum- 
vpondeushhift  der  Gewerkschaften  Deutsi  hhinds.  Berlin  19i).ö.  XV.  No.  23. 

Der  Bundesrat  Deuvher  srhlt>ii  die  letzte  Plenarsitzung  der 
Bemer  Konferenz  mit  folgenden  Worten^):  ^Si  le  räsuUtU  de 
HOS  <J<'liheratious  est  modestc,  surtout  eu  C€  qui  coHCertie 
l'inderdiction  de  Vemploi  du  phosphore,  nom  pouvons  e» 
remnche  comiderer  camme  fort  satisfaisante  lu  Solution 
donuee  ä  la  quesHon  du  repos  noctumc  des  ouvri^ea.  CerteSf 
les  dilais  prävus  pour  Vex^cution  de  la  Convention  sont 
ätendue  mais  une  grande  conquiie  est  acquise;  la  glace  esl 

1)  Bulietiu  de  l  Office  du  TraoaiL  XII.  l!K)ö.  Ö.  537. 
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rotnpue,  le  pr emier  pas  est  fait  et  ü  fwus  est  permis  d^espirer 
quHl  sera  possible  de  marcher  aZUgrement  en  avant  dans 

la  rote  desormais  ouverte  .  .  . 

Messieurs,  cest  aujr  Gouverftemetiis  qtiHncombe  mainte- 
iiant  le  soin  de  decider  si  loeuvre  issue  de  nos  deliberations 
est  appropriee  <)  son  but,  si  les  principes  fpie  nous  leur 
soiimettoiis  sofif  rcalisibles  et  stisceptibles  de  jaire  aboulir  un 
accord  qiii  doiiue  satisfricfiou  a  tous  les  interMs  ley/ifhues. 
Nous  avons  l'espoir  t/f/'i/s  sitHctionneront  nntre  oeunc  et 
qu'ils  ne  tarderont  pas  a  cutanier  les  n^ijociutiom  diploma- 
iiques  destiMe'fs  a  aj>port('r  la  Solution  deßnitive.*' 

.r>io  iutcrnatiiiijule  UiiiluuiutenkontVn'iiz  zur  liatitizitninpf 
der  voll  der  vorjährigen  RegrierungskuutVrtiiz  in  Bern  gefaßten 
Besciililsse,  betr.  Verbot  der  Verwendung  weißen  (gelbem  Phos- 
phors zur  Zündholzialu'ikatioii  und  Verbot  der  gewcrliliclun 
Nachtarlieit  der  Frau,  soll  aui'  Einladung  des  schweiztM-ischen 
Bundesrats  nicht  im  Juni,  sondern  i  i -t  iui  Hepteniher  dieses 
Jahres  statttinden.  Großbritannien.  (\\i>  sich  im  vorigen  Jahr 
in  Bern  selir  zurückhielt,  hat  jetzt  soiiu'  Iictciligting  zugesagt. 
Mit  Japan  schweben  noch  die  Verhandlungen  über  seinen  Rei- 
tritt zum  Phosphorverbot.''  JSo  berichtete  die  „6'omale  Fraais''. 
(XV.  190«.  S.  848  ) 

Der  Schweizer  Bundesrat  hat  anfs  neue  das  Deutsche  Reich, 
Österreich,  Ungarn,  Bel^it  ii.  Diuu  uiark.  Spanien,  Frankreich, 
Großbritannien,  Japan,  Italien,  ]jixenil»urg.  Xicderlande.  Portiigal 
und  Schweden  nach  Bern  geladen.  M  Über  den  Verlauf  der 
Konferenz  berichte  ich  aa  anderer  Stelle. 

*)  Wie  »ich  die  einzelnen  Stauten  in  Bern  1906  verhalten  würden,  wuiite 
man  im  Toraas.  Charles  Dilke  hatte  in  der  „Tribüne"  die  ableboende 
Haltung  QroBbtitanniena  in  Bern  1906  niharl  kritisiert.  Einige  S&tze  ans 
diesem  Anfsatz  sind  wiedergegeben  in  der  Sozialen  Praxis  XV.  1906.  S.  624. 
ff.  Gl a  d stti  ne' s  Antwort  im  l'arlament  am  5.  März  1906  findet  man  im 
BuUcHn  de  lOfßcc  du  Trar,ti!  XIII  ]!^<Hk  S.  HöO.  La  Grande- 
Bretagne  et  la  Conference  internatwnale  de  Berne.  —  Dadurch  erfuhr 
man  die  Amächt  der  Grottbritannisehen  Regierung.  — 

Das  soxialpolitisclie  Programm  der  fransSsisehen  Regierung  wurde  am 
13*  6.  06  in  der  Depnticrtenkammer  verlesen.  Bezaglich  der  Regelnng 
der  Arbeitsdaner  heißt  es:  Sie  soll  den  Erfordernissen  des  internationalen 
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Anhang. 

Der  französisch -italienische  Arbeitsvertrag  vom  15.  4.  04. 

7y#>  PrtK^'idetif  dr  lit  Rcpnhliqiip  frnrt^nifte  et  Sa  Majcst^  h  rni 
(F Italie  dt.'<t idiit .  pat  des  uctorda  iHtettuiftvnaux,  asfturer  ä  Ui  per- 
sontie  des  tiucailleurs  des  garanties  de  r^ciprocite  ana  l ayues  ä 
eellea  qtte  lea  traitis  49  commerce  ont  primee  peur  les  produiU 
du  trmtaü  et  parüeidiärement: 

]o  Facti  Her  ä  leura  nationaux  tra^aitlant  ä  Vetranger 
la  jouiamnvf  de  icurs  ^pargnee^  et  teur  menager  le  benificei» 
aasuraiK  es  sociales; 

G arantir  aux  iratailleurs  le  maintien  des  meaures  dt 
protection  dijä  Mietiee  en  teur  faveur  et  eomemrir  au  progrh  it 
la  UffieUUion  ouvrtiret  ont  räeolu  de  eauelure  ä  cet  effet  uue  etih 
ventiou.  .  .  . 

Arf  f  Des  nigociations  seront  engag^es  ä  Paris  apres  la  raii- 
fication  Je  la  pri^xenfe  cnnrention,  pour  In  rondusion  cTarrangements 
fondes  sur  Ii  s  jirinctpttn  enunces  ci-n/)t  et  dentin^s  ä  regier  le  detail 
de  Icur  appltcalion,  ~~  exception  faite  pour  Varrangement  relatif  a 
la  Caieee  naHmale  ttipargm  de  France  et  ä  la  Caieee  dipargne 
poetale  d* Italic  pr4m  «me  le  paragraphe  A'Ci'deeaouet  gui  eera  aumaei 
.  ä  la  coumution. 

Wettbewerbs  Redmimg  tragen  und  nicht  mu  dem  Auge  lassen,  daJ  geirisn 
Portaehritte  sieb  irleichseitig  bd  aSkat  konlnufierenden  Völkern  TriMeb» 

müssen  und  internationale  ArbcitsQbercinkommen  eine  nnabweialiBM  Hvt* 
wendigkeit  werden  (Sozidlc  Pi„.rh  XV.  VM\.  S  984). 

Der  Minister  der  Auswärtigen  Antrclegenheitcn,  Lrun  Bau  rqmi.^.s&^e 
in  der  Deputiert^nkammer:  „Je  croif<.  en  effet,  que  d^ins  toutetf  ques- 
tions,  qui  touchent  ä  1' Organisation  et  ä  la  durde  du  travail,  OMX 
ecndUUma  du  fonctiennement  de  la  vie  4eonomique,  mie  dee  ph» 
groaee*  diffteultia  du  progria  aoaial  eat  priäaimeiU  FiuägatUi  ie 
Situation  et  de  traifcment  gut  existe  entre  lea  eonditüma  de  lä  pro- 
duction  des  diffi-icnts  patfs.    If  y  a  lä  des  questious  d«  eoncurrence 
qu'il  est  cxtremement  diffu  i!e  de  regier  sans  une  enfenfe  '  {Bulletin 
de  Vüfjut  du  Travaii.    Xili    1906.  i>.  379.    Vgl,  dazu  iiogiale  Praxis 
XV.  1906.  S.  6ö7.}  Graf  Poaadowakp  erkürte  im  Beiebstag  an  3.  2.  06: 
„Idi  glanbe^  wenn  dieses  Bemer  Abkommen  ratillziert  wird,  wird  fceia 
denken  mehr  bestehen,  eine  Änderung  der  Gewerbeordnung,  Tietleicbt  mit 
einigen  Übergangsbestimmungen  für  riniue  Jahre  herbeizuführen,  eine  Ändpfting. 
die  als  Endziel  die  Rrmäßiuung  der  Arheitszfit  der  Fruuen  auf  l'l  Siinüi«" 
vorsieht."  —  Der  Schweizer  Bundesrat  hatte  bei  den  Regierungen  angefragi- 
wie  sie  über  den  Abschluß  der  Vertrage  dächten.    Die  Antworten  sioi  li- 
sammengeetetlt  in  der  Soeialen  Praxia  XV.  8.  1065  {No.  42  vom  19.7.09 
unter  der  Überschrift:  Internationale  Arbeiterschntsvertrige. 
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a)  Les  fond%  wrsi9  ä  titre  <f  ^»ar^M«,  aaU  ä  la  Caiase  nationale 
cT^pargne  de  France,  sott  ä  la  Caisse  d'epargne  postale  d'Italie, 
pout  ront,  sur  la  demande  des  intthesscs.  6t)  e  transferds  sans  frais  de 
Vune  des  cais.se.s  ä  Vautre.  ch<nune  de  ces  caissea  appHquanf  nur 
depöts  ainsi  transfir^s  ies  regles  generales  qu'elle  applique  aux  dtpöt.s 
e/fectu^s  che»  eile  par  len  nationaux. 

Un  rigime  de  trmtefert^  aur  du  baeee  mtähgues,  pourra  itre 
inaiitui  entre  diverees  Caieaee  ^ipargma  privdea  de  Franee  et  ^ItaXie 
ayaiai  lettr  eiige  dan»  de  grandea  agglomiraüom  indMsttieltea  eu  dana 
des  ffülee  fronHirea.  Sima  eemperter  la  gratuit4  absolue  dea  t/  an.s- 
ferts,  ce  regime  sfipulera  le  coneoura  dea  adminiatrattm»  poaitUea, 
SOU  gratuit.  sm/  ä  tarif  ri'duit. 

b)  Lex  dcux  (fiiuvem^tuvnts  facilileront .  par  Venfremise  iiint  des 
administratioti^  postales  que  den  cainaea  nuUuHulea,  le  veraement  des 
cotiaativm  des  Italiens  risidant  en  France  ä  la  Caisse  nationale  de 
prätoganee  d'Iialie  et  dea  Frangaia  risidant  «n  Itaiie  ä  la  Caiaae 
natkmale  dea  retraitea  de  France,  IIa  facÜiteroHt  de  mime  le  page^ 
mant  en  France  des  peneione  aequieeaf  aoit  par  dea  Italienat  seit  par 
de»  Fran^ais,  ä  la  Caiaae  nationale  italienne  et  reciproquement. 

C)  L'adniis.sion  des  ouvriers  et  employis  de  nationalitd  italienne 
a  hf  cfiitilitution  de  retraitcs  de  vieilJcsse  et  peut-ßtre  di'nvnlidite^ 
daas  ie  rrf/iine  g^neral  den  retraUes  nuimhes  actuellement  vlaborS 
pur  le  pariement  franfais,  ainsi  que  la  participation  des  ouvriers  et 
entployes  de  natümatiti  frangaiae  au  rigime  dea  cuvHirea  en  Jtaiie, 
sarotU  rigUea  anaaitöt  apria  le  vote  de  diapaaitiom  Ugialativea  dana 
las  paga  contracfanta, 

La  pnrt  de  penaien  correspondant  versemenfa  de  Fauerier 
au  employe  tm  auca  retenues  faUea  aur  eon  ealaire  lui  aera  acquia 
integralemeuL 

En  ce  qui  concvrne  la  pari,  de  pension  correspottdant  aux  con- 
tribulions  patronales,  il  sera  stalue  par  l'arrangement,  dans  les  con- 
ditüma  de  recipnteiti. 

La  part  de  penaion  ä  praventr  itentttellement  de  eubventioua 
tudgitairea  aera  taiaaie  ä  VappricUUUm  de  ckague  £tat  et  pagie  aur 
les  reaaources  ä  ses  natUmauss  agant  aeguia  une  retraite  dana  VaU' 
tre  pays. 

Lea  deux  F.tats  ct)}i! incduits  fai  iliteront  pnr  l'enti  etttisc,  lunL  des 
administration.s  postales  que  de  leurs  caisses  de  retratie,  le  paiement 
an  Italie  des  pensiona  €icquises  en  Europe  et  reciproquement. 

La»  deux  goueemementa  itudiercnt,  pour  les  ouvriers  et  emplogds 
agant  traaailli  auceeaaipement  dana  lea  deux  paga  pendant  dea  piriodes 
minima  ä  diterminer,  »an»  remplir  dan»  mteun  de»  deux  le»  eonditiona 
requises  pour  le»  retraitea  oueriirea^  un  rigime  »pieial  daegui»ition 
de  retraite. 
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dj  Lea  outrien  äi  employäa  de  natianalitä  italiemne,  meHmiu  m 
France  ^aecidmte  par  le  faii  au  ä  ToeeaHon  du  franailj  aimi  ftu 
leurs  repris«ntants  rdsidant  tn  Franc«,  auront  droit  aux  mimt 

indemnites  que  les  Fran^ais  et  r^eiproqttement. 

Les  Ttnliens  b^m^fir/aires  de  rentcff  rrsyniit  de  i  rsidrr  eti  Franr<t 
atft''/  (/ue  les  repri^scnttints  de  la  ris-rhuc  qui  ne  li'sidnitiit  p'i^  tu 
France  au  moment  de  iaccident,  au  tont  droit  ä  iHdemnUts  ä 

ddterminer.  Los  capitatix  comtitutifs  de  ces  indimnites,  etalmh 
d'äpr^  un  tarif  anmexS  ä  Varrangemeni,  pwrroni  itrm  versi»  ä  It 
CaiMB  nationale  italienne  de  pr^voifanee,  ä  ckarffe  par  eiU  daunm 
te  Service  den  rcntes.  La  Caisse  nationale  italienne  d'aeturame 
contre  les  accidents  du  travail  acceptera  Sffalement,  suiimnt  tarif 
rnnrfttfionnel,  pour  Ir  r?'sqt(r  d'ittdemnit^  aux  repreaentavfff  ne  rrsidant 
j)as  cn  France  drs  ouvriers  itnlicns  r/ctfmes  d'accidenis,  U-s  tfa.-^v- 
runces  des  reassureurs  fran^aia  denireux  de  se  d^charger  erenluelu- 
ment  de  toutea  recherches  et  d^marehes  ä  cet  egard.  JMe  avaniage* 
Sqnitaleute  eercnt  r^eerväs,  par  riciproeitS,  pour  U$  Fran$ais  fnttiwu» 
d'accidenie  du  travail  en  Balie, 

e)  L'admission  des  ouvriere  et  empioyie  Halien^,  en  Frames  ä 
des'  imttiluiions  d'as.surances  ou  de  secuurs  contre  le  clUtfuage  /^ub- 
ct-nftiiftf'(*s  par  fr/f  pmtrfjf'rs  pnbltcs,  Vadmissioti  des  mtrriers  et  empl'at  'i 
fr(t}i(^(iis,  eu  rtdlie,  auu-'  tmiitutionx  de  menie  nature,  seront  regUes. 
le  cas  echöant,  apres  le  vote  dans  les  deux  pays  de  düpositions  IcgaU» 
relatives  ä  ees  institutUms. 

f)  Lee  arrangements  prSeus  au  präsent  artich  seront  con^m 
pour  une  durie  de  cinq  anniee.  Lw  deux  parties  amiractan»  deeroat 
se  privenir  mutuetlemeni  une  annie  h  Vavance,  si  leur  intention  est 
d'g  mettre  fin  ä  Ve^iration  de  ce  terms.  A  difaut  dun  tel  arU. 
Varrangement  sera  prorogi  d'annie  en  an$Ue,  pour  un  dilai  d'un  o», 
par  tacite  reconductinn 

Art.  2.  a)  Les  deu.v  gourrrnements  diterminerimt,  pnur  eriter 
les  errvurs  ou  lea  fuusses  dt'clarations,  la  nature  des  piices  ä  prc&enter 
oHOß  consuiats  italiens,  par  les  jeunee  Italiens  emhauehds  en  Frame^ 
ainsi  que  la  forme  des  certificate  ä  founUr  aux  mairies  par  letditt 
coneutftts,  avant  diUvranee  aux  enfants  des  itvrets  preserits  par  la 
ligislation  sur  le  travail  dos  enfants.  Lee  inspecteurs  du  travail  xe 
ferrmf  rrpriscntci  les  certificate  ä  chaque  Visite;  ile  retireront  ist 
liorets  indüment  detenus. 

b)  Le  gujirei »eixent  fi  am^ais  urganisera  des  coniitäs  de  patroua^ 
conprenani,  autant  que  possible,  des  Italiens  parmi  leurs  membre^ 
pour  les  regions  industrielles  oü  seront  employis  en  grand  nombrt  A 
Jeunes  Italiens  logis  en  dehors  de  leurs  famillee  par  de»  intermidiairet, 

e)  Les  mimes  mssures  seront  priese  pour  la  protection  desjaam 
ouvriers  fran^ais  en  Italie, 
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Art.  B.  Au  eas  oA  Finfliative  MraU  prUe  par  Vun  des  deuae 
£iai9  eatttractants  ou  par  uu  dea  ^iata  avee  gui  Ü9  enireUennent  dee 

relatioHs  diplomatique^ ,  de  contoquer  dfrerx  gouternements  ä  une 
cofifi'-rpffr  intermttiomile  dans  le  bat  d'unifier,  par  den  conrentiona, 
verlainoi  diapositiunn  des  lois  protectrices  des  travailleurs,  Vadlu'sinn 
de  Vun  dea  deux  gouvernements  au  proJet  de  Conference  entratnerait, 
de  la  pari  de  Vamtre  gmeerwementf  une  riponw  famrable  m  principe. 

Art,  4.  Au  moment  de  signer  cei  «wcordT»  le  geueememeni  iiaiien 
prend  Vengagement  de  cmnpleler  rorrjaH/safion  dans  tout  le  royaume, 
et  particulidrement  dans  les  regions  oü  le  tiavail  industriel  et  drre- 
ioppd,  d'un  Service  d  inspection  fonctifmn<nit  suu^^  Vautoritv  de  l' Etat 
et  offrant,  pour  Vapplication  des  luis,  des  garanties  anulvgues  ä  celles 
qu€  präsente  le  service  de  l"  inspection  du  traoail  en  Franee. 

Les  inspeeteure  feront  obsereer  les  lois  en  vigueur  sur  le  traeail 
dee  femmes  et  des  enfants^  et  notamment  les  preseripOom  que  con' 
cement. 

i«  l  intcrdictidn  du  travail  de  nuit: 

2»  Väge  d  admission  au  tratail  dans  les  ateliers  industriell; 
3*  la  durie  du  travail  juurualier; 
4«  fiMigaiion  du  repos  h^domadaire. 

Le  gouvemement  italien  s'engage  ä  pmUier  un  rapport  ammteil 
detailli  sur  Vapplication  des  lois  et  riglemenia  relatife  au  traeait 

dea  femmes  et  den  enfants. 

Le  gourernetnenl  Halten  dikhire  en  outrc  (/u'il  ä  V Intention  de 
metire  ä  Vetude  et  de  rcaliser  graduellemenl  la  rcduction  progressive 
de  la  durie  du  traeail  /oumalier  des  femmes  dans  Finduetrie. 

Art.  6.  Gkaeune  des  deux  parOes  coniraetantes  es  riseres  la 
factUii  de  denoncer  ä  toute  ^pogue  la  präsente  eoneenOon  et  les  arraU' 
gements  precus  h  Varticle  1.  en  faisiint  connaitre  son  Intention  un 
an  d'acance,  s'il  g  a  lieu  de  i  en-nnaitre  que  In  h'r/isl/ifure  relative  au 
travail  des  femmes  et  des  enfants  na  pas  etc  rcspcctee  par  Vautre 
partiCj  sur  les  points  inands  spMalement  ä  Varticle  4»  atinia  2,  faute 
d'une  inspection  euf/isante,  ou  par  suite  de  toUranees  eotUraires  ä 
feeprit  de  la  loi^  eu  que  le  Ugielateur  aura  dinUnu4  sur  les  niimes 
poimte  la  protection  idictie  en  faveur  dee  travaHleure. 


Von  dem  eheKchen  BUndnie  nach  russischem  Recht 

Von  Reehtaanwalt  Dr.  Alfred  Blomberg'  In  Hamlnirf . 

Die  erste  Kodilikation  fSfcod  Sakonotn  der  einzelnen 
Rrrlitsinfitnripn  im  Russischen  Kt  iche  erfolgte  unter  Nikolans  T 
im  JahiT  18"{:2.^)  Damals  ward  das  gesamte  Zivilrecht  koditiziert 
und  zusammeiJSf'strllt  im  Rand  X,  der  im  Laufe  des  Jahrhunderts, 
zuletzt  im  Jahre  1900,  verschiedene  Revisionen  erfahren  hat. 
Das  erste  liuch  dieses  Bandes  handelt  von  den  Rechten  und 
PÜichten  in  der  Familie,  der  erste  Teil  desselben  von  §  1  bis 
§  118  j,vom  ehelichen  Bündnis^. 

Die  Bestimmungfen  dieses  Teils  sind  inzwischen  nni-  durch 
Gesetz  vom  28.  o.  04,  publiziert  am  11.  8.  desselben  Jahres, 
hczfip;"lich  der  Wiederverheiratung  in  zwei  Fällen,  die  §  45  siib  I 
teststellt,  und  zwar  im  fortschrittlichen  Sinne  abgeändert  worden. 
Anf  diese  beiden  Fälle  resp.  die  betreffende  Kefornif  werde  ich 
später  eingehen. 

Za  den  sieben  Sakramenten  der  griechisch-orthodoxen 
Kirche  gehört  die  Ehe.  Mit  Rücksicht  auf  die  sakramentale 
Natur  der  Ehe  im  Sinne  der  rechtgläubigen  Kirche,  gehöre» 
in  Rußland  mich  fast  alle  Ehestreitigkeiten :  Ehescheidungs- 
prozesse, Ungültigkeits-  und  Ungesetzlichkeitserklärungen  der 
£he  vor  die  (leistlichen  Berichte  bez.  Bischrd'Iiciien  Behörden, 
deren  Entscheidungen  resp.  Beschlüsse  in  bestimmten  Fidlen 
der  Bestätigung  des  Heiligsten  Synods  bedürfen.  Die  Kompetenz 
der  Z  i  V  i  1  gerichte  (nach  Moni tr  i notc  zu  §  24)  erstreckt  sieb 
nur  auf  Entscheidungen  über  diejenigen  Personlichen  und  Ver- 
mögensrechte, die  mit  dem  Wesen  der  gesetzlichen  Ehe  verbunden 
sind,  sowohl  bezüglich  der  Ehegatten  als  ihrer  legitimen  Kinder. 

Die  Verfassung  der  griechisch-orthodoxen  Kirche  kennt  die 
, absolute''  Ehelosigkeit  des  Klerus,  wie  in  der  rdmisch- 

1;  S.  Ztsch.  XIV  y.  Vgl.  ttucli  Zlbch.  XVI  415  fi.  Ked. 
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katholischen  Kirche^  nicht  Doch  bestimmt  §  2  des  Gesetzbuchs 

über  das  Zivilrecht,  daß  auf  Grund  der  Kircbensatzungen  die 
Ehe  gänzlich  verboten  ist  :  den  PersoneD  des  Mönchstandes  und 
denjenigen,  die  für  die  Priester-  und  Diakonwürde  geweiht  sind, 
so  lange  sie  diese  Würde  bekleiden. 

Die  Altersy^reiize  heim  Kljeabschlull  üir  Personen  männliclicn 
(teschlecLits  bildet  im  allf^emeinen  das  IS.  Lebensjahr  und  für 
weibliche  Personen. das  16.  Lebensjahr:  in  1  rauskaiik.isien  ist 
indes  den  Eingeborenen  gestattet  früher,  nnd  zwur  Müiineiii  mit 
vollendetem  15.,  Mädchen  bereits  mit  vulieiicKtem  13.  Lebens- 
jahre zur  Ehe  zu  schreiten.  Insoweit  gesetzliche  Verbote  zur 
Eingehung  der  Ehe  erlassen  sind,  z.  H.  mit  (Geistesgestörten 
und  Wahnsinnigen  bez.  ohne  Erlaubnis  der  Eltern,  Vormünder 
oder  Kuratoren,  (»hne  gegenseitige  und  ungezwungene  Zustimmung 
der. Brautleute,  wie  solche  Verbote  in  allen  Kulturstaaten  W  est- 
europas  bestehen,  bedürfen  dieselben  keiner  besonfbren  Kr- 
örterung.  Soweit  erforderlicli,  dürfte  dies  erst  spater  bei 
Darstelbing  des  Verfahrens,  betretend  Auflösung  solcher  Ehen, 
aiiirezeigt  erscheinen.  Spezifisch  russisch  sind  da*rpfrRn  die 
Verbote,  sieiie  §4,  im  Alter  von  über  80  Jahren  »dne  Ehe  tdn- 
zugehen.  sowie  die  Eingehung  der  Ehe  zum  vierten  .Male,  >;  21. 
Auch  statuiert  das  (besetz  Itesondere  Vorschriften,  um  der  Kin- 
gehun^  bigamischer  und  vierter  bAivu  vorzubeu^«  n  Vorschriften 
höchst  problematischer  Natur,  die  sich  auch  lediglich  auf  ent- 
spreciiende  Vermerke  in  Pässen  und  Zeugnissen  bezielien.  Das 
Gesetz  (i;  2S)  verbietet  endlich  die  Kinpehung  der  Fdie  mit  Per- 
sonen in  den  Verwandtschafts-  bezw.  Schwägerschaltsiunaden, 
die  durch  die  Kirchengesetze  vorgesehen  sind,  desglei(  hen  die 
Doppelehe,  weiches  Verbot  sich  indes  nicht  auf  Mohammedaner 
eistreckt  20). 

Für  die  Mitglieder  des  Kaiserlichen  Hauses  stellt  ein  Spezial- 
gesetz {iiivod  Sakonow  T.  1.  g.,  Osn.  Sah.  139  u.  ff.)  noch  be- 
sondere Normen  auf,  sowohl  bezüglich  des  Abschlusses  der  Ehe, 
als  der  Bestellung  einer  Mitgift,  des  religiösen  Bekenntnisses 
der  künftigen  Kinder  und  endlich  wegen  Scheidung  der  £be  etc., 
die  zwar.  in.  vielen  Punkten,  mit  den  Hausgesetzen  in  anderen 
'  west^vropllscbeii  <  Staaten,  manche  Ähnlichkeit  und  Überein- 

Zeltaehritt  f.  Intorn.  Privat- 11.  ÖffMitt.  Recht.  ZVI.  40 
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Stimmung  nicht  verkenn pti  lassen«  aber  doch  von  allgemeiaeai 
Interesse  sind,  wegen  der  Bedeutnng,  welche  auch  in  diesen 
Gesetze  dem  Souverän,  der  die  höchste  geistliche  und  weltUclif 
Macht  im  rassischen  Staate  in  sich  vereint,  beigelegt  worden  ist 

Mit  Genehmigung  des  regierenden  Kaisens  dürfen  die  Mit- 
glieder des  Kaiserlichen  Haoses  eine  Heirat  sowohl  mit  rechte 
gULubigen  als  mit  andersgläubigen  Personen  abschliefien.  Handelt 
es  sich  indes  um  ein  Mitglied  des  Kaiserlichen  Hauses,  das 
eventuell  zur  Thronfolge  berufen  ist,  so  wird  die  Ehe  mit  einer 
AndersgUlubigen  nur  im  Falle  ihres  Übertritts  zur  rechtgl&ubigco 
Kirche  vollzogen.  Verlobung  und  Bhe  sind  freilich  nach  des 
Kirchengesetzen  und  unter  Beobachtung  des  Kaiserlichen  Zere- 
moniells zu  vollziehen.  Doch  ist  StellYertretuiig  dann  zulässig, 
wenn  dies  vertragsmiiijii,^  ^enau  vereinbart  worden  ist.  Die 
Ellen  der  (Großfürsten  und  (Jroßftirstinnen  sind  durch  .Mani- 
feste" zu  V  eröfteiitlichen ;  im  Falle  des  ITbertritts  des  andern 
Teiles  zur  reclitL^läubigen  Kirche  siml  sownlil  diese  T;iT<;:rV 
als  alle  damit  zusammeniiangeüdeii  .  Kiuzelheiten,  insbesDüdert 
bezüglich  der  neuen  nissischen  Voruamen  bekannt  zu  geher\ 
Bei  Khen  anderer  l'ei"öüneii  aus  dem  Kaiserlichen  Hause  erfolüt 
die  Bekanntmachung  durcii  den  dirigierenden  8enat  (Höchsten 
(ierichtsliof  )  in  St.  Petersburg.  Die  den  MitgUedern  der  Kaiser- 
lichen Familie  zustehenden  Beeilte  geiien  dengenigen  Mitglied« 
resp.  seinen  Nachkömmlingen  verloren,  der  eine  nicht  standes- 
gemäße £ihe  abschließt.  Das  angezogene  Gesetz  stellt  noch 
besondere  Normen  auf  für  Shevertrlige  von  Großfürsten  xmi 
Großf  tirstinnen  bez.  Abkömmlingen  ans  dem  Kaiserlichen  Hause. 
Diese  Vertrage  betrefen  Yermfigensrecbte  in  beng  aaf  den 
Todesf Sil,  die  Mitgift  von  Personen  weihliehen  Geschlechts,  die 
nur  in  beweglichem  Vermögen  und  zifferm&fiig  festgekgtei 
Summen  bestehen  darf,  femer  die  Religion  dar  aus  den  Ehea 
hervoxgehenden  Kinder  etc. 

Die  Scheidung  der  £hen  vorgenannter  Ißtglieder  oder 
Ablcömmlinge  des  Kaiserlichen  Hauses  erfolgt  auf  Grand  der 
KirrhensHtzungen  durch  den  Heiligsten  SyiUMl,  dessen  Urteil 
der  Kaiserliclien  Bestätigung  unterliegt.  Dem  geschiedenes 
Ehegattt  II  au.s  dem  Kaiserlichen  Hause  gestattet  dAs  Gesetz 
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Wiederverheiratung,  falls  sulche  deu  Kirchensatzuiigeii  iiiclit 
zuwiderläuft. 

Die  Kinder  aber,  die  einer  Ehe  eutstammeii,  welche  gegen 
den  Kaii^erlichen  Willen  vollzogen  worden  ist,  genießen  keine 
der  Privilegien,  die  den  Mitgliedern  des  Kaiserlichen  Hauses 
zustehen. 

Dan  (ji'setz  iibtr  das  tlieliclit'  Bündnis  stellt  insgesamt 
siebt-ri  Fülle  der  Ungültigkeit  aut  (>;  iiTi  und  im  4;  45  sub  1, 
2  und  3  diejenigen  Fälle,  in  denen  auf  Autrag  eines  der  Ehe- 
gatten die  Ehe  iormell  geseliiedeii  werden  kann,  in  allen 
FiAlleii,  sowohl  bei  der  riiiriiltifjfkeitsirklaning',  als  auch  indem 
F'alle  der  Ehescheidung  liinktioniert  das  zuständige  geistliche 
Gericht.  Die  Ungültigkeitserklärungen  der  Ehen  erfolgeu  nicht 
aui"  (jrund  koutradiktyrischen  Verfahrens,  sondern  nach  gericht- 
licher Prüfung  des  Falles.  Die  Ehen  werden  als  ge^wtzlich  und 
gültig  nicht  anerkannt: 

1.  die  vollzogen  worden  sind  unter  Anwendung  von  (lewalt 
oder  in(jieistesgest(>rtheit  eines  oder  heider  Ehekontrahenten ; 

2.  in  den  durch  die  Kirciiensatzungen  verbotenen  Graden : 
der  Bluts-  und  geistlichen  Verwandtschaft  oder 
Schwägerschaft  (diesem  System  ist  minutiös  ausgearbeitet) ; 

3.  eheliche  Verbindungen,  die  als  bigamisch  erachtet  werden ; 

4.  eheliche  Verbindung  solcher  Personen,  denen  nach  Auf- 
lösoDg  der  Ehe  die  MDgefaimg  einer  neuen  £be  verboten 
worden  ist  (!); 

b.  ehelicher  Verbindungen  solcher  Personen,  die  das  durch 
die  Kiiohensatzungen  bestimmte  Alter  nicht  erreicht  haben ; 
oder  welche  Uber  dO  Jahre  alt  oder  zum  Tierten  Male  lieh 
verheiratet  haben; 

6.  eheliche  Verbindungen  von  Personen  des  M()nchgtandes, 
sowie  derjenigen  Gi  istlicheu,  welche  füi' die •Ji'niBater«  oder 
Diakonwürde  die  Weihe  emp&uigen  iiaben,  so  lange  sie 
jene  Würde  bekleiden; 

7.  Ehen  von  Personen  rechtgläubigen  Bekenntnisses  mit  Nisht- 
ohristen. 

40» 


59B  «  -Bromberg, 

Die  sub  4—7  aufireführten  Fälle  sind  spezi tisch  rusisisch 
und  finden  scliw«  rlich  eine  Analogie  in  der  ( «t  >etZi:ebung 
ii>rtMid  einps  europä-ischen  Kulturstaates.  Kt'zü^^lirh  der 
siil»  .')  aiiljrt' führten  Ehen  soldier  Personen,  die  nach 
den  Kir(  li«'ii.satzunti"('n  hestiramte  Alter  iiichr  crrei«  lit  haben, 
nonniert  §  des  aii^M'Zi»f:»  nen  ( i»  st'tzf<  .  difscll»»  n  könufn 
nach  Erreicliiin^'^  der  im  i5  .>  l^estiinmteri  vidlcn  Itiiiorerlicheii 
VoUjähritrkeit  '\x  rcsp.  !<•  Jalire.  in  Tran>kaiika>ii  n  l'> 
resp.  IH  Jahrei,  talLs  si»'  die<  w  iin-rlicn.  die  tdn-lithe  b«- 
niein.schaft  f*»rtsetzeii :  in  iii.\seiii  lie  wird  ihr  Bnnd  na<^h 
der  hierfür  testgeiiteUteii  Urdmuig:» Vorschrift  in  der  Kirche 
lier^tätigt. 

Für  iiigamisten  aber  bestimmt  i$  40:  dieselben  könnfMi  (l;t> 
Zusammenleben  mit  ihren  Khe<:atten  aus  der  früheren  Ehe  fort- 
setzen, wenn  letztere  damit  einverstanden  sind.  Dajrejren  ist  es 
ihnen,  selbst  nach  dem  Tode  dieser  Personen  (des  ersten  Ehe- 
gatten) verboten,  eine  neue  Ehe  einzugehen 

.Ständige  Ehelosigkeit"  sub  4  tritt  ein,  falls  der 
der  Bigamie  schuldige  Ehegatte  von  dem  verlassenen  Teil  den 
Konsens  zur  Fortsetzung  der  ehelichen  Gemeinschaft  nicht 
erhält,  bezw.  die  Erlaubnis  abseiten  der  geistlichen  Behörde 
hieaa  verweigert  wird.  Gleiche  Strafe  trifft  denjenigen,  der 
den  andern  Kliegatten  verläßt  und  länger  als  fünf  Tnlire 
nnbekannt  verborgen  bleibt  Das  Moment  der  Iii >s Willigkeit 
bei  der  Verlassung  kommt  hierbei  niclit  in  P»etracht;  die  Tat- 
sache genügt.  AiL<^uahmen  etabliert  das  Gesetz  nur  für  die 
niederen  Chargen  des  Soldatenstandes,  welche  länger  als  fönf 
Jahre  in  Gefangenschaft  und  unbekannt  wo,  im  Kriege  abwesend 
gewesen  sind.  Diese  können  nach  ihrer  T\ückkebr  wieder 
beiraten,  falls  die  erste  Ehe  inzwischen  aufgelöst  worden  ist. 

Scheidungsgrttndef  die  sidi  als  Analogien  des  %  1568  BGH 
darstellen,  kennt. das  russische  Eherecht  ebensowenig,  wie  üo- 
gültigkeitsgründe  gemäß  §  ldii3  des  BGB,  auch  kennt  das 
russische  Gesetz  keine  TreJinung  von  Tisch  und  Bett. 

In  dem  Abschn.  III  „Von  der  Scheidung  der. Ehen**  spricht 
das  Gesetz  im  g. 45.  ^abgesehen  vom  Khebcuch  and  der 
Unfähigkeit  zur  ehelichen  Beiwohnung"  zwar  noch 
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von  eini^^eii  anderen  Scheiduiigsgrüiiden :  der  Verurteiiun«,^  eines 
Ehepratten  zu  einer  Strafe,  die  mit  dem  Verlnst  aller  Standes- 
reelitc  verbunden  ist.  oder  zur  Verhanniintr  nacli  ISibirien  unter 
Aberkenn  11  npr  aller  besonderen  Hechte  und  Vorzüge,  endlich  vom 
Falle  unbekannter  Abwesenheit  des  Ehegatten. 

Nur  die  beiden  ersten  F&lle  l)edürfen  einer  eingehenderen 
WQrdigung;  denn  hier  wild  nach  dem  Inqaisitionsprinzip' und 
kontradiktorisch  verfahren;  es  findet  vor  den  geistlichen  zu- 
ständigen Gerichten  ein  regelrechtes  Prozeßverfahren-  statt, 
während  in  den  übrigen  FäUen  des  §  45  (sub  2  und  3)  auf 
einseitigen  Antrag  unter  fieibringimg  der  erfbrderllchen  Be- 
lege, wenngleich  nach  voigftDgiger  ricbterlicher  Prüfung  das 
Scheidungsurteil  von  der  geisUiefaen  Behörde  geföUt  wird. 

Ein  Sühnetenoin  findet  in  deh  ersten  beiden  Fallen'  niteht 
statt.  '  Aber  im  biscfaüflicben  Auftrage  httt  d^t '  ortszuständige 
Geistliebe  den -Versuch  zumachen,  eine  Versöhnung  der  Ehe- 
gatten herbeizuführen.  Erst  Wenn  dieser  VetSbch  mißlungen 
ist,  beginnt  das  Prozeßverfahren  mit  der  schriftlich  ein- 
zureichenden Klage.  Anwaltszwang  besteht  nicht;  Anwälte 
sind  vielmehr  regelmäßig  aiisgeschlussen :  Ausnahme  der  Regel 
bilden  Krankheit  der  Partei,  dienstliche  Abwesenheit,  weite 
Entfernung  des  ( Jeriehts  vom  Domizil  der  klägerischen  Partei 
und  einige  andere  (iründe,  über  deren  Znlässigkeit  lediglich 
das  geistliehe  Geridit  entscheidet.  Will  der  Beklagte  die  ihm 
zur  T.ast  gelegten  Tatsachen  zügehen.  s(»  kann  er  dies  auf 
schriftlichem  Wege  tun,  auch  auf  Zustellung  der  im  Laufe  des 
Prozesses  eingehenden  Schriftsätze  Verzicht  leif?ten.  Die  Beweis- 
mittel  sind  dieselben  wie  nach  deutschem  l^rozeßrecht  Dem 
Grestäiulnis  des  schuldigen  Teils  ist  nach  russischem  Recht 
gleichfalls  nur  dann  Wert  beizulegen^  wenn  auch  im  übrigen 
.Beweismaterial  für  das  Vorhandensein  der  Schuld  vorliegt.  Die 
Endentscheidung  wi^  beiden  Teilen  zugestellt..  .Ein  .Rechts- 
mittel'  hiergegen  ist  nur .  innerhalb,  zweier  Monate.,  an.  den 
Heiligsten  Synod  ahi  letzte  und  höchste  Instanz  ^^ulässig. .... 

Hinsichtlich  der  Impotenz  als  Scheidungsgrund  fordert,  das 
Gesetz  (§  48)  den  Nachweis,  daß  solche  entweder  angeboren  sei, 
oder  doch  bei  Abschluß  der  Ehe  vorhanden  war.   Durch  den 
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Kaiserliclu'ii  Hkas  vom  28.  5.  04  ist  nun  l)ezüfirlirh  der  Klir- 
srlipidiing-en  wrpen  Eliebniclis  bpstiinmt  worden,  daß  beim  Kh«- 
bruch  auch  der  für  schuldig  erkannte  Teil  sich  wieder  ver- 
heiraten darf,  schließt  aber  keines we{?s  den  dritten  Mitschuldigen 
aus,  sondern  setzt  nur  für  den  schuldig  erklärten  Teil  Kirchen- 
hußen  von  2—7  Jahren  fest.  Nach  Verbüßung  derselben  steht 
der  Wieden  erhr^iratung  nichts  entgegen.  Doch  im  Falle  alier- 
maliger  Scheidung  wegen  Ehebruchs  wird  der  deshalb  abermals 
schuldig  erkl&rte  Khegatte  zur  ständigen  Ehelosigkeit  verurteilt. 
Solche  Verurteilung  tiiflt  auch  in  jedem  Jfalle  der  £bescheidnng 
wegen  ITnfähigkeit  zum  ehelichen  Zoflaanneslebea  gegen  den 
mar  'Birfiillang  der  ehelichen  Pflichten  unfähig  erklärten  Ehe- 
gatten ein  (geniäß  vorhin  zitiertem  §  48).  Das  institot  der 
^Ständigen  Ehelosigkeit  von  Rechtswegen"  l>t 
flpesüiscb  nissisclien  ('harakters;  der  offienkiindige  Eingriff  in 
die  persönliche  Freiheit  des  einzelnen  erscheint  aber  ton 
nissisOheii  reohtopolitisohen  Standpunkte  ans  begreiHidi. 

Die  Kirclienbuße  wiid  vom  Konslstorinm  im  ürteil  anf 
7  Jabi«  fes^esetEt.  Sie  kann  aber  an!  Antrag  gemifi  dm 
torhin  zitierten  Ukaa  yom  28.  5.  04  auf  swei  Jalne  taeiab- 
gesetzt  weiden,  und  zwar  durch  den  Bischof.  Dfe  Kirchenbii6e 
besteht  in  der  Ausschließung  vom  Abendmahl  wülirend  der  fesc- 
ges<»tzten  Zeit,  in  Verbeugungen  bis  aur  Erde  im  Faose,  ia 
häufigem  Kirchenbesttch.  Jede  KirchenbuBe  erfolgt  niMir  Auf- 
sicht der  betreifenden  Geistlichen,  indes  werden  die  Beziehungea 
des  Geistlichen  zum  Bfi6er  nicht  kontrolliert.  Nach  ansdrSok- 
Hcher  Bestimmung:  h&ngt  die  ISntscheidung  des  Antrags  wf 
Herabsetzung  der  siebenjährigen  Kirchenbulle  lediglich  ab  voa 
dem  Zeugnis,  beziehentlich  den  Erklirungen  des  funktionierenden 
mi(^  dei^  Aufiricht  betrauten  Gefstliohen. 

Sehl ieljl ich  sei  noch  her\'orgehoben,  dal)  eine  willkürliche 
Auflösung  der  Khe,  aulSergerichtlich.  infolge  «regenseitiger  Tb^r- 
einstimmiinpr  der  Ehegatten  gesetzlicli  ausdrücklich  verboten  ist. 
Andererseits  kennt  das  russisclic  Gesetz  einen  dem  §  li>b<i  i»GB 
analogen  Scheidungsgrund  nicht. 
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Bei  der  Bederitung,  wc  lriie  die  rerht<,'^]anbif:^e  Kirche  im 
russisciien  Reiche  seit  Wladimir  dem  Uroben  (988)  einnimmt, 
erscheint  der  Kintluß  der  Religion  und  des  religiösen  Hekennt- 
niases  auf  die  GeHetz^ebung  erkliiüch.  Derselbe  kommt  nicht 
nur  im  Prozeßverfahren,  tdndem  auch  im  materiellen  Recht 
bezüglich  des  Abscblaases  sowohl,  als  der  Auflösung  der  Kheti 
überall  zur  Qeltmi;.  Aus  diesem  Gnind^  entbot  das  Qesetz 
besondere  fiestimmnogen  über  die  Sfaes  von  Personen  christ- 
lidien)  sieht  leehtglftnbigen  Bekenntnisses  nntminsAder  nnd 
mit  Personen  rechtlfUt^lS^  Bekenntnisses,  BpeiiAlgeseiase  lir 
SektMwer,  ein  besonderes  Kapitel  (Iber  die  Eben  von-  Nicht* 
Christen  nntereinander.  nnd  mit  Christen.  Diese.  Normen  bieten 
jedttifalls  vom  icnltnreUen  Standpunkt  «bs  ein  hervbzragendes 
Interesse  und  lohnt  es  deiriialb,  dieselben  wenigstens  in  ihren 
GmndsQgen,  wenn  abch  kurz  gedrängt,  dannistellen. 

Das  Geeetff  ($  61)  bestimmt  zun&chst,  daß  Personen  aller 
christlichen  Bekenntnisse  die  Ehe  in  Rußland  schlechthin  ge- 
stattet ist,  nach  Maßgabe  der  betreffenden  Kirchensatziuigen. 
In  allen  Fällen  kommen  demgemali  div  XvrhoU-  in  Betracht, 
welche  sich  auf  den  Abschluß  der  BIm?  1.  durch  Zwang-  oder  mit 
Geistesgestörten,  2.  auf  die  Zustimmnng  der  qu.  Vii  wundten 
oder  der  vor^^psptzreii  Dienstliehörde,  .sowie  8.  auf  die  Doppelehe 
bezirlien.  Die  Bestiuunungeii  über  die  Alrersgrenze  gelten  aiich 
hier;  bezüglich  der  (irade  der  Verwandtschaft  entscheiden  die 
Torschriften  der  Kirche,  der  die  Brautleute  angehören. 

Wenn  aber  nur  der  Bräatigam  oder  nur  die  Braut  dem 
recfatgläubigem  Bekenntnis  angehören,  so  werden,  in  Bußland 
(Finnland  ausgenommen,  §  68)  Garantien  dafür  verlangt,  daß 
der  eine  Toil  nieht  reohtgl&ubigen  Bekenntnisses: 

»den  anderen  Ehegatten  wegen  seiner  Beebtgliyibigkeit 
ttieiit.schmfthti  aodi  weder  dnreh  Verloeknngeii,  lioek  dnrcll 
Drohungen  oder  sonst  zur  Annahme  seines  Glaubens  be- 
stimmt, auch  daß  die  aus  dar  £3ie  hervorg^angenen 
Kinder  nach  den  Vorsohriflen  des  redltgUnbigen  Bekednt^ 
liisses  getauft,  und  eraogen  werden**. 
Hiensu  bat  sieh  der  nicht  rechtgUnbige  Veriobte  vor  deif 
Bbeschließung;  sehriftlich  formulargem&ß  zu  verpflichten.  Aa(ä 
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sonst  ist  *>7,2)  bezüglich  solcher  Ehen  größte  Vorsicht  im 
Interesse  der  reclitgläubigen  Kirche  vorgeschrieben.  Rhen 
zwischen  Personen  rechtgläubigen  Bekenntnisses  mit  solchen 
römisch-katholischen  Bekenntnisses  werden  als  ungülti^^  »  rächtet 
80  lange  die  £he  nicht  auch  von  einem  recbligl&nbigen  Priester 
eingesegnet  worden  ist  (§  72). 

Alle  QbrigeB  Bestimmungen*  des  ersten  Absdlinitts'  'des 
zweiten  Kapitels  bieten  kein  allgemeines  Interesse/  sie  besieben 
sich  teils  aal  Diplomaten,  teils  auf  SonderbestiinmungeD  für  die 
baltischen  Pi^vinzen.  Von  Interesse  ddrfte  der  letzte  Partigraph 
dieses  Abschnitts  sein,  dessen  -eigenartiger  *  Inhalt  Vetfdient, 
wörtlich  wiedergegeben  zu  werden. 

Bei  der  Entiasäang  Kriegsgefangener  iil  ihre  Hefmat 
'  welche  während  ihr^  Aufenthaltes  iri  Rußland  mit  russischen 
Untertanen  rechtglSubi^eii  Bekenntnisses  eiiK-   Rh»'  t  iii- 
.  jfegaugcn  sind,  wini  v(in  ihneii  eine  "BesclieitTitnintr  Jarubt  r 
verlangt,  oh  sie  zn  ihren  Frauen  zurückkehren  wolle«, 
•:  uml  wi  iiii  iiiH'  AliwespniM'it  länpfor  als  zwei  Jahre  däuert, 
,so  riliHlteii  ilia  Frauen  diß  i'Yeiheit  zur  Eingehung ' eiuer 
■  neiK'H  Klie.      '        «'^    '  '■  ■  " 

l'>as  Motiv  dieser  -sonderlian  n  Hestimhinriqr  bildet  ersfrhtlTch 
der  Schutz,  der  dem  rechtglJiubigen  Bekenntnis  in  Kutihind  ire- 
währt  werden  soll;  im  Eingang*  des  Pftragrätftien  findet  itge'nd- 
welche  (Qualifikation  der  Kriegsgefangenen  nicht  statt. 

Endlich  folgen  im  dritten  Kapitel  dte  Norraien  für  die  Ehen 
der  Nicbtohristed  untereinander  und  mit  Christeir.  In  erster 
Linie  handelt  les^ieh  *iim  neiigetMifte^Pert6]i(»u.  Danach  ist  e:: 
einer  Person  nicht  chrisdichen  Bekfenntniaseä;  Mbald  sie 'die 
Taufe  empfang  hat,  gtestatt^t,  •  in  moikogamlndher-Eiie  diit  der 
nicht-  getauften  Frau  weftei"  su  - leben.  Ditf  'IA^'  hMtü  auch 
dann  zv  Recht*  bestehen,  Wehn  *eine  'Rmnung  ndch  ^eohisdi- 
erthodoxem  -  Ritus  nicht  folgt.  ^  Im  Fädle-  der  TShf«  der  oder 
einer  der  Frauen  eines  Mohammedaners  ^odei'  eiiiier  Petson  nkkt 
christlichen  Bekenritnij»efl  *  kfinii  die  *H5he^*gl<^<Afall^  in  Kraft 
bleihen  ohne  Bestätigung  abseitefl '^det ^  recht^ltübigen-  Eirtkf. 
l>(uli  niuB  der  Khegatte  bezüglich  seiner  Frau  tind  der« 
kuiutigeu  Kinder  alle  jene  bereits  früher  avifgeführten  Garantiai 
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im  Interesse  der  rechtfrlaul)ig"en  Kirclie  der  letztein  n  lfMst<*n; 
zu  diesen  tritt  noch  die  Verptlichtung  zur  monogamisclieu  Ehe 
liin^u. 

Weigert  sich  der  Ehemann,  diese  Verptiichtnntr  einzugehen, 
oder  wird  ermittelt,  daß  die  Neugetaufte  von  ihm  aus  der  Ehe- 
gemeinschaft entlassen  worden  ist,  so  ist  die  Folge:  Auflösung 
der  Ehe  und  Befugung  der  Frau  zum  Abschluß  einer  neuen 
,  £lie  mit  einer  Person  christlichen  Bekenntnisse;;.  Ähnliche  ße- 
sttnuBtugen-geken  för  den  Fall,  daß  einer  der  Ehegatten,  welche 
den  jüdischen  Satsnngen  folgen-,  sieh  20r  Bdohtglftübigkeit  be- 
kehrt. —  LelHe  der  Nengetenffee  bisher  In  Polygamie,  so  mnß 
derselbe  nach  Empfang  der  Taufe  seine  Wahl  treffen.  Dann 
erfolgt  die  kircbltche  Einsiegnung.  *  Dasselbe  gilt  im  Falle  der 
Polyandrie  für  Frauen,  welche  mit  mehreren  MSrimem  yerheiratet 
waren  (§  82). 

Die  Ehe  mit  NichtChristen  •  ist  jedem  russischen  Untertan 
rechtgläubigen  und  römisch-katholischen  Bekenntnisses  yerboten, 
aiber  nicht  denjenigen  eyangelischen  Bekenntnisse,  dtesien  hur 
mit  Heiden;  bei  Strafe  von  2  Monaten  20  Tagen  (jef&ngnils, 
s.  §  85,  bezw.  8t.  1568  Ulog.  Wenn  aber  ausländische  Asiaten 
(z.  B.  Inder)  sich  mit  nissischeh  Untertanen  evang'elischen  Be- 
ki-nntnisse^s  verheiratet  haben  sollten,  so- dürfen  bei  ihrer  Abreise 
aus  Kußland  nach  ihrem  Vaterlande  (leren  Frauen  \uu\  Kinder 
nicht  mit  entlassen  werden.  Schließlich  werden  von  solchen 
ausländischen  Asiaten  noch  (larantien  v*  T']aiigt,  bezüglich  der 
Rückkehr  und  der  Alimentation  ihrer  l'unulie  "  während  ilirer 
Abwesenheit.  -  Erfolgt  die  Rückkehr  nicht  innerhalli  zweier 
'  J«hre,  so  sind  die-  Franen  als  von*  der  Ehegemeinschaft  befreit 
erachtet  und  befugt,  sich  wie<ler  zu  verheiraten.  'Bezüglich  der 
fihe  der  i>iichtcfari8ten  untereinander  f^lt  der  OrundsatÄ,  daß 
jedem  Stamme  nhd  Volke,  auch  den  Heiden,  erlaubt  ist,  nacU 
den  BestinüDungen  ihres  Gesetzes  resp.  den  geltenden  Gebrijlnchen 
sich  zu  verehelichen.  Alle  übrigen  einzelnen  Bestimmungen 
fltnd  nicht  von  allgemeinerem  Interesse. 

Aus  den.  vvgratehend'  wiederjgegebenen  Bestimmungen  Über 
die  Ehen  der  NichtChristen  mit  Christen  resp.  der  Nengetauften 
ertiellt  tat  Evidenz,  daß  keine  ^etzliche  Handhabe  unbenutzt 
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ij:t  t)lit  heil  ist,  um  dem  rt'clit^lüiihiüfen  Bekenntnis^  im  russisclien 
Itciche  zum  Siege  zu  vcrlu^Ueu,  Dies  e^gri^t  sich  am  nber- 
zpn^pndstPii  aus  den  Vnrsrbriftpn  }\hor  die  riitpr!assun<r  jeder 
l'i  ()j);iK;inda  der  riigctanften  gegenüber  dem  recht^rläubi^reii  Khe- 
fXatten.  und  den  verhänfjnisvoUen  Fnlgren,  welche  bei  ÜbertreUiD? 
der  diesljeziigliclien  Vor.scbriften  eintreten  können  und  bis  zur 
Anflösung:  der  Ehe  gehen. 

Wenn  aucli  im  allgemeinen  das  Verhältnis  der  Ehegatten 
zueinander  ähnlich  wie  in  der  (iesetzgebnnp  anderer  Staaten 
geregelt  worden  ist,  ao  nimmt  doch  der  Ehemann  nach  ru.^isrhera 
Rechte  eine  so  dominierende  Stellung  ein,  daß  gemäß  §  108  die 
Frau,  vorzugsweise  Unterwerfung  unter  den  Willen 
ihres  Gatten  schuldet.  Charakteristisch  ist  indes  der  Zusatz, 
daß  die  Ehefrau  dadurch  nicht  befreit  wird,  von  den  Ver- 
pflichtungen in  Beziehung  auf  ihre  Eltern.  Schließ- 
lich Mi  noch  bemerkt,  daß  in  sonderbarem  Gegensätze  zur 
Normierung  der  penönlichen  Fechte  des  Ehegatten :  bezüglich 
der  Yermögensrebbte,  gesetzlich  das  System  der  Gütertrennung 
herrscht,  auf  desstii  fitnselheiteii  hier  einzugehen  nicht  an- 
gMeigt  erscheint. 

Also:  das  Standesamt  existiert  in  Rufiland  nicht.  Die  Kbe 
trügt  dort  nicht  einen  bürgerlichen,  sondern  einen  kirchli«  lien 
Charakter;  sie  wird  deshalb  vom  Geistlichen,  nicht  vom  Standes- 
beamten  Tollzognn.  Wie  die  Yollziehmig  der  Ehe,  so  erfolgt 
auch  die  event.  Aoflfienng  derselben  durch  kirchliche  Diener, 
d.  h..  vermittelst  der  Konsistorien,  BisehSfe,  event.  dnrch  den 
Heiligsten  Synods,  anstatt  wie  in  Beiitschluid  dnrch  die  Ziril- 
gerichte.  ^gentfimlich  dem  russischen  flherechte  aber  and 
sicherlich,  ohne  Analogie  in  anderen  westeuropftischett  Oesett- 
gebnngen,.  sind  die  Vorschriften  Uber  Vorbeugung  »von  Doppd* 
jBhen,  dae  Verbot  vierter  Bhen  und  der  Verehelichung  von  Fe^. 
sonen  im  Aller  ftber  80  Jahre,  das  sonderbare  Institut  deiVer^ 
urteilung  tat  st&ndigen  Ehelosigkeit,  dessen  imvenndd- 
liehe  sittliche  Folgen  klar  auf  der  Hand  liegen,  die  gering« 
Zahl  der  sogenannten  absoluten  Eheocheidungsgrfinde,  nisilich: 
des  Ehebruchs  und  der  anormalen  Kdrperkonstniktion,  «ntt^ 
Ausschluß  aller  anderen  GrOnde,  wodurch.  In  vieleh  FiUen  sick 
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die  Ehe  zu  einem  wenig  glückverheißenden  Institut  gestalton 
wird,  insbesondere  infolge  des  Mangels  einer  dem  §  1333  BUB 
entsprechenden  Gesetzesbestimnrang;  endlich  die  jedenialls  in 
zeitlicher  und  prozessualer  Beziehung  abnormen  Bestimmmigen 
fiber  EhescheidUBg  im  Falle  der  Abwesenheit  nsd  nnbekamiten 
Aufenthalts  des  einen  Ehegatten.  Zieht  man  bei  diesen  Sonder- 
barkeiten des  nssiflchen  Eherechts  den  überall  im  Qesets  er- 
kennbaren, herrschenden  Einflnfi  der  rechtgläubigen  Kirche  in 
torwSgung  (^iehe  dagegen  §  1588  BGB),  so  I&6t  sich  die  Beform- 
bedfirftigkeit  des  Gesetzes  nicht  Terkeimen,  weiche  Bedeutung 
man  auch  der  Verschiedenheit  der  Y dlkerschaften  Rußlands  und 
der  Verschiedenartigkeit  ihres  Bildungsgrades  beilegen  mag. 
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Gesetzgebungsschau. 

(Veaddiiiif  der  1w4eiiteBdeMii  Geaetse,  Vemdmiig«!!  «tc.  —  Die  wiebtigeren 
Texte  intern«tioii«littiacheB  InkAltes  ajnd  unter  dem  8iikk 
,  mitgeteUt) 
[Wegen  der  Abkürzungen  isl  ii^  erster  Linie  auf  das  mit  Uelt  1  dieees  Bandes 
hinter  dem  Titelblatt  hcransLrc<;olM-ii(' Vcr/cichiiis.  im  l  iiriirt-n  auf  dieBesehlOase 
des  deutschen  Juristentages  zu  verweisen.] 


I.  Deutsches  Reich. 

(Vgl.  Ztsch.  XV  431.) 

1904. 

1.  Vertr.  14.  ö.  m.  Luxemburg  bt.  Zulassung  d.  Fleische  ^RUBI  Uü 
ij.  709).»; 

8.  V.  10.  6.  bt.  Portofretbeit  a.  Anflkaoftstellen  f.  Kriegsgefangeac 
(RPAmtBbl  157).*)«) 

•)  Vgl.  Ztach.  XV  437  Anm.  2. 


'  i  Arr  '  N  ichdom  die  Srhlachtvieh-  und  FleischV,  si  h  ni  im  Gmü- 
bcrzogtuiüe  Luxemburg  neu  geregelt  und  mit  den  vom  Deulücheu  lieiche  über 
den  gleichen  Qei^atand  erlaasenen  Bestimmungeii  in  Übereinstimmung  gebrada 
worden  ist,  soll  Fleisch,  das  in  Luxemhurg  nach  den  dort  geltenden  Vor- 
schriften untersucht  oder  abgefertigt  worden  ist,  in  Deutschland  ebenso  be- 
handelt «erden  wie  das  in  Deateeiilattd  nntersnchte  oder  abgefertigte  FleisdL 
Das  Gli'iclie  gilt  fflr  die  Behandlung  deutschen  Fleisches  in  Luxemborg 
Art  '2  Dieser  Vcrtra|»  soll  sobald  als  m<)tjlich  ratifiziert  werden  nnd 
tritt  mit  Beginn  des  vierxelinten  Tages  nach  dem  Tage,  an  weichem  der  m 
Luxemburg  im  bewiricende  Anstanseh  der  Ratifikationsorlciuidefi  erfolgt  iit, 
in  Kraft. 

Art.  3.  Jedem  der  vertragschiiebenden  Teile  steht  es  jederzeit  frei^ 
von  diesem  Vertrage  nach  yorg&ngiger  dr^onatlidier  Kündigang  nrCek» 

antreten . 

Zu  Urkund  dessen  haben  die  beiderseitigen  Bevollmächtigten  d^  u  gegen- 
wärtigen Vertrag  in  doppelter  Avsfcrtigong  anterseichnet  and  gesiegelt  ' 

^>  .Nach  dem  auf  der  Uaagcr  Friedenskonferenz  am  29.  7.  ^  nm^j- 
setebneten  , Abicommen,  betf«lfend  die  Oesetee  und  QebriUicbe  des  lAndlmegi* 

und  den  zugehörigen  „Bestimmungen  Über  die  Gesetze  nn\  Gebrau  h»  d« 
Landkriegs"  ^RÖBl  No.  44  für  idOl)  genießen  die  beim  Auäbri^ch  von  Feind- 
seligkeiten so  errichtenden  Anslranftatellen  Qber  Kriegsgefangene  sowie  d» 
Kriegsgefangenen  selbst  für  die  von  ihnen  abgesandt^-n  und  für  sie  besrimmtea 
Postsendungen  jeder  Art  Portofreibeit    Zu  den  Kriegsgefangenen  werde« 
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3.  Zusatzvertrag  22.  6.  z.  IlAUdels-  usw.  m.  Belgien  (6.  12.  181)1) 
(ROBt  1905  S.  ö»9). 


nicht  nur  die  von  den  kriegfiihrt  lulcn  .^iiiifcn  ^'eniaohten  Gpfan^rericn,  sondirn 
auch  die  in  neutralen  Staateu  uuf genommenen  oder  daselbst  internierten  An-> 
IpeMrif^en  der  Krkgsparteien  gerechnet. 

l3a8  Abkommen  ist  von  folgendt  ii  Liiiidt  rn  ratifiziert  worden  :  B(  Igii  n, 
Baigarien,  Dänemark,  Deutschland.  Frankreich,  Großbritannien,  Griechenland, 
lullen^  Luxetnbnr^.  Ifotitenegro,  den  Niederlanden,  ÖM«mieh-lJngarn,  Portu- 
gal, Humänie-n.  KuGland.  Sori)iL'n.  Spunicn,  sowie  dm  Verdnigten  bCsaten  von 
Amerika,  Japau,  Mexiko,  Fcrsien  und  .Slam. 

In  Qem&fiheit  der  angeführten  B^timmungen  sind  japanischerseits 
Auskunftht.  11(11  ülx^r  Kriegsgefangene  errichtet  worden.  Sendungen  im  Ver- 
kehr zwischen  diesen  Auskanftstellen  und  den  Kriegsgefangenen  einerseits 
und  den  oben  bezeichneten  Ländern  andererseits  sind  daher  in  den  Aufgabe-, 
Bestimmung«-  und  Zwischenländem  von  allen  Postgebühren  befreit  Briefe 
und  Kästrhen  mit  Wertangnbo  sowie  Pakete  dürfen  (U)pr  Länder,  die  das 
Haager  Abkommen  nicht  ratilizurt  haben,  oder  die  der  Übereinkunft  über 
den  Austausch  von  Briefen  und  Kästchen  mit  Wertangahe  oder  von  Post- 
paketen nicht  beigetreten  sind,  nicht  geleitet  werden 

Aus  der  Aufschrift  der  ticndungen  muß  uiizw»  ileihaft  zu  ersehen  sein, 
daß  sie  für  Auskunftstellen  oder  für  Kriegsgefangene  bestimmt  sind  oder  von 
solchen  herrühren  Zur  Begründung  der  l'ortufreiheit  tniissen  die  Sendungen 
außerdem  mit  dem  Vermerk  „Service  des  pi  isonniet  s  de  guen  e"  verseben 
sein.  Ein  gleicher  Vermerk  ist  in  der  Spalte  „Bemerkungen*  der  Geld-  und 
Fraobtkarten  nach  dem  Auslande  niederznschreibt  ii 

Kussischerseits  sind  Auskunftstellen  Uber  Kriegsgefangene  noch  nicht 
errichtet  worden." 

^)  Hervorzuheben  sind  folgende  Bestimmungen: 

„Art.  2    Hinter  Art.  12  des  bestellenden  Vertcag»  wird  folgender 

Art.  12 A  eingefügt: 

Wenn  swisenen  den  vertragiehlieBenden  Teflen  Aber  die  Auelegang  oder 

.\nwcndur'i:  fb  r  Tarife  des  gepenwrirtiicen  rtraß:s  fAnli^t^c  A  und  B>  oder 
Uber  di^  Anwendung  der  Meistbegünsliguugükiausel  hinsichtlich  der  tatsäch- 
lichen Haodbabang  der  eonitigen  in  ]&aft  beflndliehen  Vertragitatife  eine 
Ml  inunfirs^'or.schiedenheit  entsteht,  .so  soll  dieser  Streit  auf  Verhuigen  des 
einen  oder  des  anderen  Teils  durch  Schiedsspruch  erledigt  werden. 

Das  ScMedsgerieht  wird  fflr  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  da6  jeder 
T(  il  aus  den  AntiehijriKen  seine.s  Tjatidea  eine  geeignet(-  Persönlichkeit  zum 
Schiedsrichter  bestellt,  und  dali  die  beiden  Teile  einen  Angehörigen  eines  be- 
freondeten  Staates  cum  Obmann  wühlen.  . 

Die  heideji  Teile  behalten  sich  vor.  die  Person,  die  im  pcpehenen  Falle 
das  Amt  des  Obmanns  zu  versehen  haben  würde,  im  voraus  fUr  einen  ge? 
wiraen  Zdtranm  stt  bestimmra. 

Kitif reiendenfalls  und  vorbehaltlich  besonderer  Verstiindi;.'iiii^'  werden 
die  vertragschließenden  Teile  auch  Meinungsverschiedenheiten  zum  schieds- 
gerichtlichen Austrag  bringen,  die  xwischen  IhnMi  ttber  die  Auslegung  oder 
Anwendung  anderer  als  der  im  ersten  Absatz  bezeichneten  BestimmilDgeil 
des  gegenwärtifjen  Vertratrs  entstehen  könnten 

Über  das  Verfaliren  in  den  Kailen.  in  denen  auf  druud  des  ersten  Ab- 
satzes ein  sch i I  i I s LTe r  1 1  h 1 1  i eher  Anstrag  stattfindet,  wird  zwischen  den  vertrag- 
schließenden  'l'eilen  foli/endes  vereinbart: 

Beim  ersten  Streitfall  bat  das  Schiedsgericht  seinen  Sttz  im  Gebiet  des 
beklagten  Tcols,  beim  sweiten  Streitfall  im  Gebiet  des  anderen  Teils  und  so 
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abwpckselnd  in  dem  einen  uder  dem  anderen  (kr  beiden  Länder.  D(>tj«ni<:e 
Teil,  in  dessen  Gebiet  daa  Öchiedsgericlit  zusammeaxutreten  hat,  benUmiui 
den  Ort  des  Gcricbtssitze.s ;  er  bat  fflr  dto  Stelliiog  der  RäunilichkeiteD.  der 
Schreibkräfte  und  des  Dienstpersonals  zu  sorgen,  deren  das  Schiedsgericht 
fUr  seine  Tätigkeit  b^Uai  f.  Der  Obmann  ist  Vorsitzender  des  Schiedsgericht«. 
Die  EnttdlieiidiUigen  ergeben  nach  Stinunenmchrheit. 

Die  vertragschließenden  Teil«'  wi  rdtn  sich  iui  einzelucu  Falk  üiUr  tin 
für  allemal  Uber  das  Verfahren  des  bchiedsgerichtä  verstandigen,  in  £r- 
mangeluDg  einer  solcben  Verständigang  wird  &ts  Verfahren  von  dem  ScUcd»' 
gericht  selbst  bestimmt  Das  Verfahren  kann  schriftlich  sein,  Wenn  kdnpr 
der  vertragschließenden  Teile  Einspruch  erbebt.  In  diesem  Falle  kano  vuo 
der  Beetimmaog  dee  Torbergebenden  Absatief  abgewidikeii  werdeR. 

Hinsichtlich  der  Zustellung  von  Vorladungen  vor  das  Schieds^erirht  ml 
der  Erledigung  der  von  diesem  ausgeheuden  blrsuchea  werden  die  ßebürdM 
iedM  der  Tertragschliefienden  Teile,  auf  den  toh  dem  Sebiedigericbt  bei  der 
betreffenden  Kt^^icrung  zu  stellenden  Aotr  )::  in  derselben  Weise  RecbtlhtUs 
leisten  wie  auf  die  A.nträge  der  inländiacben  Zivilgcricbtc 

Die  Tertragsc  hliefieaden*  Teile  werden  sieb  im  einzelnen  Falle  oder  ein 
tOr  allemal  über  die  Verteilunfj  der  Kosten  verständigen.    1d  Knii.uit;o!uiJK 
einer  Verständigung  soll  Art  57  des  Uaager  Abkommens  vom  7. 
aar  Anwendung  gelangen.* 

^>  Hervorzuheben  sind  fulgende  Bestimmungen : 

I.  ,Art.  2.  Hinter  Abs.  l  wird  nachstehender  neuer  Absatz  einfciigt: 
.Die  dreijährige  Frist,  die  durch  den  Kaiserlich  Russischen  Ukas  vom 

U.  a.  1887  für  die  Veräußerung  der  Liegenschaften  seitens  der  Ausländer 
festgesetzt  worden  iat,  wird  fOr  die  deatBcben  Relcbsangebörigen  anf  sehB 
Jabre  verlängert." 

Die  Worte:  .Ebenso  sollen  sie*  im  Anfange  von  Abs.  2  des  Art  2 
werden  enetit  dvreb:  «Die  Anf«li5rigen  einet  jeden  der  lielden  Tertng^ 
BeblieBendcn  Teile  soIlenV 

II.  Art.  Ü.   Der  Artikel  wird  wie  nachstehend  gefaßt: 

6.  Die  mssiseheQ  Boden-  «nd  Gewerbeenengnisse,  welebc  io 
Deutsrhland,  und  die  deutschen  Boden-  und  Gewerbserzeugnissc,  weh  Ii«  in 
Rußland  eingeführt  werden,  sollen  dort,  sie  mögen  auu  Verbrauch  oder  zur 
Lagerung,  cur  Wicderaaafahr  oder  xnr  Durehfabr  Ikesttnat  Min.  der  nlmUdMB 
r.ebaiidliin«:  wie  die  Erzeugnisse  des  mnisthes^tlnstigten  Landes  unterließen. 
Jn  keinem  Falle  und  aus  keinem  Grunde  sollen  sie  böberen  oder  anderen 
Zöllen,  Qebtlbr(»n,  Steuern  oder  Abgaben  unterworien  sein,  noch  mit  ZosebUfMi 
oder  €"ine)ri  Kinfuhrv crlmte  belegt  werden,  von  denen  nicht  auch  die  glcirh- 
ai'tigen  Erzeugnisse  irgend  eines  anderen  Landes  betroffen  werden.  Insbe- 
sondere wird  jede  BegQnitigung  und  Erletohterung.  jede  Boht^nng  und  jedi 
Ermäßigung  der  in  dem  G(  neraltarif  oder  in  den  Vertragstarifen  entbalt«nffl 
Eingangszölle,  welche  einer  der  vertragschließenden  Teile  einer  dritten  Macht 
(lauernd  oder  zeitweise,  ohne  Gegenleistung  oder  mit  Kompensation  zugt-stelttr 
ohne  weiteres  und  bcdingungs-,  Vorbehalts-  oder  kompensationrios  a«i  tf> 
Boden-  und  GewerbscrzeuL'nisse  des  anderen  ausgedehnt  werden  " 

IV.  Art.  11.    Aui  Ende  vom  Abs.  1  der  Ziff.  3  wird  nachsieli«*''' 
binsngefligl; 
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„Doch  soll  die  deutsche  Einfuhr  in  gleicher  Weise  alle  der  Einfuhr  eines 
europäischen  oder  nordamerikaniscben  Staates  in  dieae  Gebiete  einger&amtMi 
ZoIItrleicliteniiigm  nutgeniefieD." 

VI.  Hener  Aitllnl.  Der  naohtteliend*  Artik»!  vird  lUnter  Axt,  12  ein- 
gefügt; 

«Art.  18a.    Die  Kaiserlieh  Rnssfsdie  Regiemng  erlcl&rt  sich  herdt, 

innerhalb  einer  Frist  von  fr.  i  J  ihren  nach  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen 
Vertrags  mit  der  Kaiserlich  deutseben  Regierung  in  Verhandlungen  wegen 
dcfl  AuehloBMS  eines  Ahfeemmem,  betreffend  den  gegenseitigen  gchmts  des 
Urbdberrechts  au  Werken  der  Literatur,  Kunst  «od  Photographie,  einzutreten.' 

.^rt.  2.  Das  SchlnßprotokoU  zvaa  Handels-  nnd  SckilhihrtSTertnge  vom 

10 

1^  wird  in  Bsdistehender  Weise  aligeiUidert: 

1.  Xeoe  yT*M«"«'"»'g  na  Art.  1.  Die  udwteheiidB  Bestlmmmig  wird 

eingefögt: 

„Za  Art.  1.  Hanshaltungsgegensttade,  die  schon  gebrandit  nnd  Bestand- 

toik'  des  Mübiliuis  von  .\nt,'ehörigen  eines  der  vertragschließenden  Teile  sind, 
die  im  Begriffe  sind,  sich  im  Gebiete  des  anderen  Teiles  niedersulassen,  sollen 
in  dem  letzteren  keinerlei  Eingangszoll  unterworfen  sein. 

Die  deutschen  ßerufskonsulate  und  die  Beamten  der  diplomatischen 
sowie  der  gedachten  konsularischen  Vertretungen,  die  von  der  Deutschen  Re- 
gierung nach  Rußland  entsandt  sind,  sollen  sowohl  für  die  Zeitungen  wie  für 
die  Erzeugnisse  der  Wissenschaften,  der  KQnste  und  der  Belletristik  gogui- 
Uber  der  russischen  Zensur  volle  und  ganze  Freiheit  genießen. 

Die  nach  Art.  2  des  Vertrags  /.wischen  Deutschland  und  Ruliland  vom 
8-  12. 

—  1874  deu  Kunsulatsbeaniti  n  zustehenden  Vorrechte  und  Bffreiungen 


26.  11. 

werden  auch  den  den  deutschen  Konsulaten  in  Rußland  beigegebenen  Spezial- 
beamten  sowie  den  Agenten  des  russischen  Finansmlnisteriunus  und  ihren 
Sekretiren  (oder  AtlM»te)  in  Deutschland  sogestnndeiL* 

2    Zu  .\rt  1  und  12.  Die  nachstehenden  Ab.sätze  werden  hinzugefügt . 

3 Die  Gültigkeitsdauer  des  Paßvisa  wird  in  Rußland  aut  einen  Zeitraum 
▼on  sechs  Ifonaten  erstreckt. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  auch  Mlf  dM  fnftrilft  dw  dtatSClMa 
Hnndlungsreiseuden  mosaischer  Religion 

Die  Gebühr  für  die  Erteilung  der  Auslandspässe  an  die  in  Rußland 
wohnenden  Deutschen  wird  den  Betrag  von  fiO  Kopeken  nidit  ttliersteigMi. 

Rußland  wird  auch  küiifiic:  für  die  Gültigkeit  der  Legitimationsscheine,- 
welche  innerhalb  einer  Ureuzzuue  von  dü  iülometer  Geltung  hsben  und  den 
Inhaher.  wie  dies  gegenwärtig  der  BUl  ist,  warn  nriirmniigen  ÜberscbreitMi 
der  Grenze  an  beliebigen  Orenzilbergtogen  hcrefhtii'on,  eine  Dauer  von 
^  Tagen  bewilligen.  IJiese  GUltigkeitsdaner  wird  beiderseitig  vom  Tage  der 
ersten  Benntsnng  des  Seheines  snn  Ovensflhertritt  an  mit  der  Mal^abe  be- 
rechnet werden,  daß  die  gedachten  Scheine  ihrt  ( ;:ilrtt:keit  verlieren,  wenn 
Bie  nicht  zum  ersten  Male  spätestens  am  fünfzehnten  Tage  vom  Tage  der 
Ausfertigung  an  gerechnet  henatst  werden.  Diese  Dauer  von  88  Tagen  wird 
in  keiueuj  Falb-  ilurch  den  während  der  Gültigkeitsdauer  der  Lf^'ifi:ii  itions- 
^cbeine  eintretenden  Jahreswechsel  berülirt  werden.  Die  in  zwei  Sprachen, 
in  Dentsdi  und  in  Russisch,  abgefaßten  Leg itimntfontsdietoe  sollen  beiderseits 
nur  den  eigenen  iStaatsangehörigen  und  denjenigen  Angehörigen  des  anderen 
Landes  erteilt  werden,  welche  in  dem  tiande  wohnen,  wo  die  Scheine  aus- 
gestellt  werden. 


Digrtized  by  Google 


610 


OmtsgefauDgatchati. 


ö.  Zusatzvertrag  12.  11.  z.  llamlels-  usw.  Vtrtiüg  m.  J.  ötbwcu 
(10.  12.  1891)  (RGBl  1905  S.  319).  <) 


Da»  DmIudi  des  t  Ix  rtritu  über  die  Grenze  wird  künftig  von  deo 
rassischen  iiiul  deutschen  T^x  lnirden  sowohl  oaeb  der  m ssiseben  wie  nacb  der 
dentachen  Zeitrechnung  auf  den  Sclu  inen  vermerkt  worden 

Die  Scheine  werden  auch  künftig,  wie  dies  gegeuwartig  der  Fall  m, 
ebenso  wie  an  C%risten,  auch  an  Isriit  litLii  verabfolgt  werden. 

Dif>  nissisrhrn  .\rbnitt  r.  w<  Iche  nach  Deat«chland  kommen,  um  das.lbst 
in  landwirtschaftlichen  Betrieben  oder  Nebenb^triebcn  zu  arbeitoi,  solleo  wie 
binber  kostenfrei  mit  Legitim^tionspapieren,  gültig  vom  1.  9.  bis  20. 18. 
Denen  Stils,  versehen  werden. 

Auch  diese  Papiere  sollen  in  rutisit^cher  und  in  deutscher  Sprache  at^ 
gefaßt  sein." 

:i  Neue  BeetlMoraiig  m  Aft.  3.  Die  nacbatehende  BeetimlDDiig  wird 

eingefügt: 

„Zu  Art.  9.  Soweit  die  Angehörigen  eines  dritten  Staates  auf  Onuid 

der  in  Kraft  stehenden  Verträge  nnd  Übereinkoninif-n  von  der  V()rriiunil>' lütt 
in  Kul^iand  befreit  sind,  sollen  die  deutschen  Reichsangehörlgcn  in  Kai^l&od 
binsichtlich  der  Vonmtndadiaft  über  niefatdentacbe  IfinderjSbrige  dieselbe 
Vergitnstigiing  gemiefien." 

1)  Es  sind  folgende  ßestininiungen  hervorzuheben: 
„YII.  Dem  bestehenden  Vertratr  wird  folj^ender  neuer  Artikel  einsTf'fftfft: 
Art.  10  u.  WeuQ  zwischen  den  vertragschlictienden  Teilen  über  die  Aus- 
legung oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten  Tarife 
A  nnd  B  ( inst  hlielilich  der  ZiiNaizli.-stimmungen  zu  diesen  Tarifen,  .sowie  der 
Zollsätze  der  von  den  vertragschlieUenden  Teilen  mit  dritten  Staaten  ver- 
einbarten VertragBtarife,  eine  Meinungsverscfaiedeobeit  entsteht,  so  soll  sie 
nnf  Verlanr^en  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  dorch  SebiedaqHndi  » 
ledigt  werden. 

Das  äcbiedsgericbt  wird  fQr  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  dsB  jeder 

Teil  aus  den  Anfreh'iripen  seines  Landes  eine  ^eeitrncte  Per^nnlit  likeit  zoin 
Schiedsrichter  bestellt,  und  dafi  die  beiden  Teile  einen  Angehörigen  eines  be- 
freundeten dritten  Staates  mm  Obmann  wfthlen.  Die  bdden  Tdle  behaltet 
sich  xüT.  sieh  im  voraus  und  für  einen  ^e^^immten  Zeitraum  über  die  FiellBB 
des  im  gegebenen  Falle  zu  ernennenden  Obmannes  zu  verständigen. 

•■  Eintretendenfadls  nnd  Twbebaltiieb  bpmnderer  Verständigung  werden  die 
vertragschließenden  Teile  audi  andere  als  die  im  ersten  Absatz  bezeichneten 
.Meinangsveracbiedenheiten  Uber  die  Auslegung  oder  d^weodung  des  geg^* 
wirUffen  Vertrages  ivm  seUedsgericbtKdiett  Anstrsg  bringen. 

VIII.  Es  wird  folgende  neue  Bestimmung  angefügt ; 

IX.  Zu  Art  10a  des  Verira^jes.  Über  das  Verfahren  in  den  Fällen, 
in  denen  auf  Grund  des  ersten  Absatzes  des  Art.  10a  ein  schiedsgeriohtliciMr 
Austrag  stattfindet,  wird  swiaclien  den  TertragschUefienden  Teilen  folgeodd 
vereinbart : 

Beim  ersten  Streitfälle  hat  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  im  OAW* 
des  beitlagten  Teik.s,  beim  zweiten  Sireitfull  im  Gebiete  des  anderen  Tfilf» 
nnd  so  abwech-selnd  in  d*  m  einen  nd.  r  d«'m  anderen  Gebiet,  in  einer  Su<i^ 
die  von  dem  betreffcudeii  vertrajis' hlu  lienden  Teile  bestimmt  wird  IHM* 
bat  fOr  die  Stellung  der  Käumlu-hkeiien.  der  Sehreibkräfte  und  de»  Hieost- 
personuls  zu  sorgen,  deren  das  Schjedsgerieht  für  seine  Tätigkeit  bedarf  dti 
Obuiauu  ist  Norsit^ender  des  ociiiedbgerichts,  das  nach  StimmeofflchdMft 
entscheidet. 
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6.  Znsatzvertrag  25  9  Uandela-  usw.  Vertrag  m.  Kum&men  (21.  10. 
J«93j  (RUBI  lyuö  S.  253).  1) 


Die  vertragschließenden  Teile  werden  sich  im  dnielnen  Falle  oder  ein 
für  allemal  über  das  Verfahren  des  Schiedsgerichts  verständigen.  In  Er- 
mangelong  einer  solchen  Yerständigang  wird  das  Verfahren  von  dem  Schieds- 
gerichte selbst  beetiinrot.  Dm  Venahrai  kann  Bdiriftlich  sein,  wenn  kdner 

der  vertragschließenden  Teile  Einspruch  erhebt;  in  diesem  Fülle  kuin  TOD 
der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Absatzes  abgewichen  werden. 

Hinsichtlich  der  Ladung  und  der  Vernehmung  der  Zeugen  und  Sach- 
TerstiLndigen  werden  die  Bdi  r  len  jedes  der  vertragssohlieiienden  Teile,  anf 
das  vom  Schiedsgericht  an  die  betreffende  I{«^-(/ieran^  zu  richtende  Ersuchen, 
in  derselben  Weise  Rechtshilfe  zu  leisten  wie  auf  die  Ersuchen  der  inländischen 
ZiTilgeriehte." 

V)  Hervorzuheben  sind  folgende  Bestimmungen: 

,V.  Neuer  Artikel.   Der  nachstehende  Artikel  wird  hinter  Art.  12 

eingefügt: 

,Art.  12a.    Wenn  xiriachen  den  vertragschUeBenden  Teilen  Ober  die 

Auslegtmi^  oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten 
Tarife  B  und  C,  einschließlich  der  Zusatzbestimmungen  zu  diesen  Tarifen, 
sowie  der  Zollsätze  der  von  den  vertragschließenden  Teilen  mit  dritten  Staaten 
vereinbarten  Vertragstarife  eine  Meinungsverschiedenheit  entsteht,  so  soll  sie 
auf  Verlangen  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  durch  Sdü^sspruch  erledigt 
■werden. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  daß  jeder 
Teil  aus  den  geeigneten  Angehörigen  seims  Landes  einen  Schiedsrichter 
bestimmt,  und  daü  die  beiden  Teile  einen  Angehörigen  eines  befreundeten 
dritten  Staates  zum  Obmanns  wihlen.  Die  Tertragschlieflenden  Teile  behalten 

sich  vor.  sich  im  voraus  und  für  einen  bestimmten  Zeitraum  über  die  Person 
des  zu  ernennenden  Obmanns  zu  verständigen. 

Eintretendenfalls  and  Torbehaltlich  besonderer  Vmtftndigung  in  dieser 

Hichtung  werden  die  vertragschließenden  Teile  auch  andere  als  die  im  Abs.  1 
bezeichneten  Meinungsverschiedenheiten  über  die  Anslegnng  nder  Anwendung 
des  gegenwärtigen  Vertrags  zum  scliiedsgerii  litlichen  Austrage  bringen." 

Art.  2  Das  Scblußprotokoll  des  Handels-,  ZuU-  und  Schiffafaitsvertrags 
■vom  21.       \H\y.\  wird  in  nachstehender  Weise  abge-i'idrrt : 

I.  Zu  Art.  4.  Der  nachstehende  Absatz  wird  hiuzugclügt:  «Man  ist 
darüber  einig,  daß,  falls  Uber  die  StaatsangdiSrigkeit  eines  Militärpflichtigen 
Zweifel  bestehen,  dieser  vor  Feststellung  seinf  Staatsangehiirigkeit  weder  zu 
militärischen  Leistungen,  noch  insbesondere  zu  der  für  die  Aushebung  er- 
forderlichen ärztlichen  Untersuchung  berangezugeu  werden  kann.* 

IV  Neue  Bestimmungen  zu  Art.  12a.  Die  nachstehenden  Bestimmungen 
■werden  eingefügt: 

.Zu  Art.  12a.  Über  das  Verfahren  in  den  F&Uen,  in  denen  an!  Gmnd 
der  beiden  ersten  Absät^-e  des  Art.  12a  ein  schiedsgerichtlicher  Austrag  statt- 
findet, wird  zwischen  den  vertragschlieBenden  Teilen  folgendes  vereinbart: 
Beim  ersten  Sireitfalle  bat  das  Schiedsgericht  seinen  Sitz  im  Gebiete  des 
beklagten  vertragschließenden  Ti  iles,  beim  zweiten  Streitfall  im  Gebiete  des 
anderen  vertrai^schließenden  Teiles  und  si»  furtan  abwechselnd  in  dm:  einen 
oder  dem  anderen  Gebiete.  Derjenige  Teil,  in  dessen  Gebiete  das  Schieds- 
frerielit  sbsammensutretsn  ^t,  bestimmt  den  Ort  des  Qerichtssitses.  Er  hat 
für  die  Stellung  der  Räumlichkeiten,  der  Schreibkrüfte  und  des  Dienstpersonals 
j^u  sorgen,  deren  das  Schiedsgericht  für  seine  Tätigkeit  bedarf. 
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7.  Zusatzvertrag  H.  12.  z.  Handels-  usw.  Vertrag  m.  Italien  (6, 12.  li^li 
(KGBl.  l'JO.T  S.  418).  >i 


Der  Obmann  ist  Vursitzender  des  6ebied8genchts.   Die  Entscbädnngro 

ergehen  nach  Stimnjonmehrhoit. 

Die  vertrii<;srli ließenden  Teile  werden  sich  im  gegebenen  Falle  ihI»  r  ein 
für  allemal  Uber  das  Verfahren  des  SchiciIsfrcrifhTs  vcrstündipfii  In  Er- 
mangelung einer  solchen  Verständigung  wird  dub  \  tifahren  von  dem  Schieds- 
gerichte selbst  bestimmt  Das  Verfahren  kann  schriftlich  sein,  wenn  Icäner 
der  vcrtr:ii,'S(  lilii  C<  iiden  Teile  Einsprtifli  fThfbt:  in  diesem  Falle  kann  ton 
der  licjjUuiniunL,'  des  Abs.  1  abgewiclitu  wt-rden. 

Hinsichtli«  i)  di  r  Ladung  und  der  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sach- 
verstiiiidi^'i-t»  wirdcii  die  Behfirden  jedes  der  vertragschließenden  Tv\]<-.  auf 
das  vuiu  öchiedsgcricht  an  die  betreffende  Regierung  zu  richtende  Ersuchen, 
in  derselben  VVeiw  Rechtshilfe  leisten  vie  avf  die  Ersuchen  der  inUndiscka 
Zivilgerichte. " 

•)  Hervorzuheben  .sind  folgende  Bestininiungen : 

„Art.  14a.  Wenn  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  über  die 
Auslegung  oder  Anwendung  der  dem  gegenwärtigen  Vertrage  beigefügten 
Tarife  A  und  B,  einschließlich  der  Zusatzbestimmungen  zu  diesen  Tarifen 
Bowie  der  Zollsätze  der  von  den  vertragschließenden  Teilen  mit  dritten 
Staaten  vereinbarten  Vertragstarife  eine  Meinungsverschiedenheit  ciitstdit. 
so  soll  sie  auf  Verlangen  des  einen  oder  des  anderen  Teiles  durch  Schied«- 
sprach  erledigt  werden. 

Das  Schiedsgericht  wird  für  jeden  Streitfall  derart  gebildet,  daß  jeder 
Teil  aus  den  Angehörigen  seines  Landes  eine  geeignete  Persönlichkeit  zum 
Schiedsrichtpr  bestellt,  und  daß  die  beiden  Teile  einen  Aneehnritjen  ein»^« 
befreundeten  dritten  Staates  zum  Obmann  wählen.  Die  beiden  Teile  behaiieii 
sich  vor,  sich  im  voraus  and  fOr  einen  bestimmten  Zeitraum  über  die  Pterson 
des  im  gegebenen  Kalle  tu  ernennenden  Ohmrinnes  zu  verständigen. 

Eintretendenfalls  und  vorbehaltlich  besonderer  Verständigung  werden 
die  vertragschließenden  Teile  anch  andere  als  die  im  Abs.  1  bezeichneten 
Meinungsverschiedenheiten  über  die  Auslegung  oder  Anwendung  des  gegen- 
wärtigen Vertrags  zum  scbiedsgerichtiichtn  Anstrag  bringen.' 

„Über  das  Verfahren  in  den  PftUen,  in  denen  anf  Grund  des  ersten 
nnd  zweiten  Absatzes  des  Art,  14a  ein  m hiedsgcrichtlicher  AnstrnEr  statt- 
findet,  wird  zwischen  den  vertragschließenden  Teilen  folgendes  vereinbart : 

Beim  ersten  Streitfalle  bat  das  Schiedsgericht  seinen  ^ts  im  Gebiete 
des  beklagti  -  I  ■  il  hrim  zwcitrn  Streitfall  im  Gebiete  des  anderen  Teiles 
and  so  abweeiiselnd  in  dem  einen  oder  anderen  Gebiete,  in  einer  Stadt,  die 
von  dem  betreffenden  vertragschlieBenden  Teile  bestimmt  wird.  Dieser  hat 
für  die  S'trllnng  der  'Rünnilii  likeif en.  der  Schreibkräfte  und  des  Dienstpsi^ 
sonals  zu  sorgen,  deren  das  Schiedsgericht  für  seine  Tätigkeit  bedarf. 

Der  Obmann  ist  Vorsitzender  des  Schiedsgerichts,  das  nach  Stimmen- 
mehrheit entscheidet 

Die  vertragschließenden  Teile  werden  sich  im  einzelnen  Falle  oder  ein 
fflr  allemal  über  das  Verfahren  des  Schied. ^gerichts  verständigen.  In  Br- 
manu'elunt;  eim  r  solchen  Verständigung  wird  das  Verfahren  von  dein  Sehied«- 

Sericbt  selbst  bestimmt*  Das  Verfahren  kann  schriftlich  sein,  wenn  keiner 
er  vertragschlieBenden  Teile  Einspruch  erhebt;  in  diesem  Falle  kann  tsü 

der  Bi'stiniinun^  des  Abs.  1  ab^^-wiclien  werden. 

Hinsichtlich  der  Ladung  und  der  Vernehmung  Ton  Zeugen  and  Saeh- 
Torsttadigen  werden  die  Behardea  jedes  der  vertragscUiefienden  Teile  anf 
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1905. 

1  B.  7.3.  bt.  neue  Ans^nbc  der  d« m  Internationalen  Übereinkommeil 
üb.  d.  Fiscnhahnfrachtverkelir  heiijefü^'ten  Liste  iKGBI  157). 

2.  MV  lö.  3.  bt.  Versicucrung  v.  Naclilailgeldern  aus  einem  aoBerbalb 
PmqBmib  befindlicben  Vermögen  (AbgbnZM  172).*]  >) 

♦j  Verfügung  des  i>r('uljis(  heu  Fijiauziuiuisters  (s.  unten  8.638  No.  (Ja). 

das  Tom  ächiedsgericbt  an  die  betrefiende  R^ieruDg  zu  richtende  firsuchen, 
in  derselben  Weise  Rechtshilfe  leisten  wie  snl  Ersnchen  der  inländischen 
ZiTilgericfate." 

»)  ,Im  Verfolg  der  Verfügung  vom  27.  6.  1885  (ZBl.  S.  198)  übersende 
ich  Eurer  Hochwohlgeboren  umstebeDd  Abschrift  der  Rund  Verfügung  des 
Herrn  Ministers  des  Innern  Tom  2.  d.  Hts ,  nach  welcher  den  I^OTÜizial» 
stenerdirektoren  und  den  RegicrungspriLsidcnten  eine  Mitteilung  zu  machen 
ist.  falls  diesen  vom  Auswärtigen  Amte  Nachlaßgelder  aas  einem  außerhalb 
l'reuüens  betindlicben  Vermögen  zur  Auszahlung  an  deutsche  Reichsangehörige 
oder  in  Deatschland  wohnhafte  Personen  flbermittelt  werden  und  der  Erb- 
Insscr  ein  preußischer  StaatsMngehöriger  gewesen  ist  oder  seinen  letzten 
VN'uhnsitz  in  l'rcußcii  gehabt  hat." 

„Nach  dem  Runderlasse  vom  17,  6  1885  —  I  A.  4854  — ,  MBl.  f.  d. 
i.  Verw.  S.  106/7,  sind  die  Regierungspräsidenten  verpflichtet,  falls  durch  ihre 
Vermittelung  Gelder  aus  Hinterlassenschaften  im  Auslande  verstorbener 
preußischer  StMtsangehörigcr  zur  Auszahlung  gelangen,  den  Provinzial« 
Steuerdirektoren  von  dem  Erbanfall  und  der  Hoiir  !•  r  an  die  einzelnen  Erben 
und  Vermächtnisnehmer  zur  Auszahlung  koniuiiiitlcn  Beträge  zu  benach- 
richtigen, damit  wegen  Erhebung  der  Erbsrhaft.ssteuer  das  Erforderliche  ytt* 
anlaßt  werde.  Der  Schlnfisatx  dieser  Verfägnng  ist  jetxt  nicht  mehr  zu- 

3ü.  5.  1873, 

tieSeiid;  denn  nach  §§  9  bis  11  des  BrbschAftsstenergesetses  vom  24.  s  1891 

GS.  1891,  S.  71,  richtet  sich  die  Berechtigung  des  preußischen  Fiskus  zur 
Erhebung  von  Erbschaftssteuer,  soweit  Grundstücke  in  Frage  kommen,  zwar 
nach  wie  vor  nach  der  Belegenheit  der  Grundstücke,  dagegen  bezüglich  des 
fibrigen  Vermögens  nicht,  wie  früher,  nach  der  Staatsangehörigkeit,  sondern 
nach  dem  letzten  Wohnsitz  des  Erblassers.  Nach  §  IH  des  Erbschafts- 
steuergesetzes kaun  es  indessen  ausnahmsweise  vorkommen,  daß  der  Nachlaß 
eines  preußisciMn  Staatsangehörigen,  der  bei  seinem  Ableben  nicht  in  Preußen 
wohnhaft  gewesen  ist,  der  diesseitif^en  Erbschaftssteuer  tinterlicgt  Der  Herr 
Finanzministcr  legt  daher  Wert  darauf,  daü  deu  rrovinzialbteuerdirektureu 
eine  Mitteilung  auch  dann  zugeht,  wenn  der  Erblasser  zwar  nicht  seinen 
letzten  Wohnsitx  |n  Preußen  geliabt  bat,  aber  preafiiscber  Staatsangehöriger 
gewesen  ist. 

Es  kommt  ferner  nicht  darauf  an,  ob  diejenigen,  an  welche  die  Aus- 
zahlung der  Gelder  geschieht  (£rben  odep  Verm&chtnisnehmer),  die  dentsche 
Beichsangebörigkeit  besitzen. 

leb  vsnene  daher  Euere  Hochwohlgeboren  unter  Aufhebung  des  Rund- 
erlasscs  vom  17.  6.  1885  ergfi)enst,  falls  Ihnen  vom  .\  umwärt  igen  Amte 
I^achlaßgelder  aus  einem  außerhalb  Preußens  belegeueu  Vermögen  zur  Aus- 
sablang  an  deutsche  Reichsangeliürige  oder  in  Deutschland  wohnhafte  Per* 
sonen  übermittelt  werden  und  der  Erblj^ser  ein  preußischer  Staatsangehöriger 
gewesen  ist  oder  seinen  Wohnsitz  in  Preußen  gehabt  hat,  gefalligst  den 
mTtozfalsteaerdirektoren  von  dem  Erbanhill  und  der  Hobe  der  an  die  ein- 
seinen Erben  oder  Vermftchtnisnebmer  rar  AnmaUnng  kommenden  Betrtge 
sn  benachrichtigen.* 
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3.  V  'Mi.  'A.  lit.  KTmk<'nf>^  Iofj;raphit'  i.  ilfft-iitli'^hcn  VcrJcehr  ^KPAmtsbl  57). 

4.  B.  iiU.  3.  bt.  Auswecbseiuog  d.  FuiikenU-legranune  m.  d.  Rädu- 
telegraphennetz  (RZBl  84). 

5.  a)  AbkoniiiMii  swiadien  d.  Deattchoi  Btlclie  ii.  Mudercn  StwteB 
s.  SdiQts  g9g,  d.  M&dchenliaiidel  (B6B1  1906  695). 


.Seine  Majestät  der  Dentscbe  Kaiser.  König  von  PreaBen,  mi2>iaiaen 
des  Deatsehen  Rdeln,  Seine  MaJetUit  dtf  KSnlg  der  Bdgier,  Seine  HajeiUtt 

der  Könit:  von  Dänemark,  Seine  Majestät  dir  König  von  .Spanien,  der 
Präsident  der  Französischen  Republik,  Seine  Majestät  der  König  des  ver- 
einigten Kttniinc^ich«  ron  GroSbritannien,  nnd  Irland  nnd  der  flberseeiKlieB 
britisclk'n  B»-.sitziinL''en,  Kaiser  von  Inilieii,  Fi-inv  Majt  stät  dn  König  mn 
Italien,  Ihre  Idajestät  die  Königin  der  liiederlande.  Seine  Majestät  der  König 
von  Portnf^l  nnd  AlgarWen,  Seine  Majestät  der  Kaiser  aller  Renfieo,  Sdm 
Majestät  der  Künif^  von  Schweden  und  Xorwi-ffen  nnd  der  Schwizcrische 
Bandesrat,  von  de»  Wunsche  geleitet,  gegen  das  unter  dem  Namen  ,Midcheih 
handel*  bekannte  Terbreeberiadie  Oesehiftsträben  TolljähriKen  Piaiiemper' 
M)ntn.  tiic  ^ef iiusilit  oder  uenüti^'^f  \\iir(ien,  sowit'  minilfrjiihn^,'t'n  Frauen 
lind  Mädchen  wirksamen  Schatz  zu  gewähren,  haben  beschlossen  ein  Ab- 
kommen zu  treffen,  om  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  eignete  Haßregeh 
zu  vereinbaren,  und  haben  zu  Ihren  Bevollmächtigten  ernannt,  [folgen  die 
Namen)  die  nach  gegenseitiger  Mitteilang  ihrer  in  guter  und  gehöriger  Form 
befundenen  Vollmachten  über  nachstehende  Bestimmungen  QbereingekommeB 
suid: 

Art.  1  h-dv  der  vertraf^schließendrn  Rcfriemnp^pn  vrrptlichttt  sich, 
eine  Behörde  2U  errichten  oder  zu  bestellen,  der  et»  obliegt,  alle  Nachrichtea 
Uber  Anwerbung  von  Franen  nnd  Mudcben  za  Zwecken  der  l'nzacbt  ia 
Ausland  an  einer  Stolle  r.n  sammeln:  diese  Behörde  soll  das  Recht  haben, 
mit  der  in  jedem  der  anderen  vi-itragachUeÜeiiiicn  ."Staaten  errichteten  gleich- 
artigen Verwaltung  unmittelbar  m  verkehren. 

Art  2  Jpdo  der  Regierangen  verpflichtet  sich.  i  herM-achun«  ausüben 
zu  io^iseti,  um.  insbesondere  auf  den  Bahnhöfen,  in  den  EinäcMfiungähäfen 
and  wShrend  der  Fahrt,  dii  Begleiter  von  Kranen  und  Mädchen,  welche  der 
Unzucht  zugeführt  werden  soHen,  ausfindig  zu  machen.  Zu  diesem  Zwecke 
sollen  an  die  Beamten  oder  alle  sonst  dazu  berufenen  Personen  Weisungen 
erlassen  werden,  um  innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  alle  Nachrichten  xu 
l>es(haiT(  n,  die  geeignet  sind,  auf  die  Spur  eines  verbrediensokeii  Qescbifts- 
treibens  zu  führen. 

Die  Ankunft  von  Personen,  welche  olfenbar  Veranstalter,  OehUfen  oder 
Opfer  eines  solchen  Geschäftstreibens  zu  sein  scheinen,  soll  gegebenen  Falle« 
döi  Behörden  des  Bestimmungsortes,  den  beteiligten  diplomatischeu  utlrr 
konsnlariscben  Agenten  oder  jeder  sonst  zuständigen  Behörde  gemeldet  werden 

Art.  3.  Die  Rcgiernngrn  ver|)flirht<^n  sich,  (K'egebenen  Falles  innerhalb 
der  gesetslicben  Grenzen  die  Aussagen  der  Frauen  und  Mädchen  freiodei 
Staatsangdiffrigkeit,  die  sich  der  üni ncht  hingeben,  anfndinien  n  UMsen, 
um  ihre  Identität  und  ihren  Personenstand  festzustellen  nnd  /n  <  rmitteln 
wer  sie  zum  Verlassen  ihrer  Heimat  bestimmt  bat.  Die  eingezogenen  Nach- 
richten sollen  den  BehBrd«!  des  Udmatlandes  der  besagten  Frauen  voi 
Mädchen  behufs  ihrer  etwaigen  Heimschaffung  initt^eteilt  werden. 

Die  Regierungen  verpflichten  sich,  innerhalb  der  gesetslicben  Qreiu«a 
nnd  soweit  es  geschehen  kann,  die  Opfer  eines  vcrbrewnisdien  Gesehlfte- 
treibens.  w»  nn  sie  von  Mitteln  entblößt  sind,  öffentlichen  oder  privaten  Unwr 
atUtzungsanstalten  oder  Privatpersonen,  welche  die  erforderlichen  Sicherbeiu^s 
bieten,  im  Hinblick  anf  etvaige  Heimschaifauig  vorläufig  anaavertranen. 
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Die  Regiernngen  vcrpflichtea  sich  auch,  innerhalb  der  gesetzlichen 
Orenxen  nach  Möglichkeit  diejenigen  unter  diesen  Frauen  und  M&dcben  naeh 
ihrem  Heimatlandc  znrQckzuscnden,  welche  ihre  HoinischafTiing  nachsiKhcii 
oder  welche  von  Personen,  anter  deren  Gewalt  sie  stehen,  beansprucht  werden 
sollten.  Die  Ueimschaffung  soll  erst  ausgeführt  werden  nach  Verständigung 
Uber  die  Idtntit&t  und  die  Staatsangehörigkeit  sowie  über  den  Ort  und  den 
Zeitptjnkt  der  Ankunft  an  den  Grenzen.  Jedes  der  vcrtragBOhlieCeoden 
Länder  soll  den  Durchgang  durch  sein  Gebiet  erleichtern. 

Der  Schriftwechsel  Uber  die  Heimtehallttngui  aotl*  «ovlel  als  mSglieh, 
wat  unmittelbarem  Wege  erfolgen. 

Art.  4.  Falls  die  heimzuschüffende  FidatJibpenun  iFrau  oder  Mädchen» 
di«  Kosten  ihrer  Beförderung  nicht  beibst  zurückerstatten  kann  und  wede  r 
Ehemann.  Eltern,  noch  Vormund  hfit,  die  für  sie  zahlen  würden,  so  sollen 
die  Kosten  der  ileiuischaSung  dem  i..ande,  auf  dessen  Gebiete  sie  sich  aui- 
hJUt,  bis  so  der  Grenze  oder  dem  Einschiffungsbafen,  die  in  der  Richtung 
nach  dem  Heimatlande  die  nftchsten  sind,  xnr  Last  falten  und  im  flbngen 
das  Heimatland  belasten. 

Art  5.  Durch  die  Bestimmungen  der  obigen  Art.  3  und  4  werden  be> 
sondere  Vereinbarungen  nicht  berührt,  die  etwa  iwiaohen  den  Tcrtrag- 
scbließenden  Begiemngen  bestehen  möchten. 

Art  6.  Die  vertragschlieB^doi  R^emngcn  yerpflichten  sieb,  innerhalb 
der  gesetzlichen  Gren/t  n  nach  Möglichkeit  eine  (j'berwachuntr  der  Bureaus 
und  Agenturen  auszuüben,  die  8i(£  damit  l>efa^n,  Frauen  und  Mädchen 
Stdlen  im  Aailande  sn  Termitteln. 

Art.  7.  Den  Staaten,  die  das  gegenwärtige  Abkommen  nicht  unter- 
zeichnet haben,  soll  der  Beitritt  freistehen.  Zu  diesem  Zwecke  haben  sie 
ihre  Absicht  auf  diplomatischem  Wege  der  Franzüsibchen  Regierung  anzuzeigen, 
die  hiervon  allen  Tertragschließenden  Staaten  Kenntnis  geben  wird. 

Art.  8.  Das  gegenwärtige  Abkommen  soll  sechs  Monate  nach  dem 
Tage  des  Austausches  der  Katilikationsurkunden  in  Kraft  treten.  Falls 
einer  der  Tertragscbließenden  Teile  es  kündigen  sollte,  wttfde  die  Kflndignng 
nur  in  Ansehung  dieses  Teiles  wirksam  weraeo  und  zwar  erst  swölf  Monate 
nach  dem  Tage  der  besagten  Kündigung,. 

Art.  9.  Ilttfl  gegenwärtige  Abkommen  soll  ratifiziert  nnd  die  Batifikations- 
nrknnden  sollen  in  möglichst  kurzer  Frist  in  Paris  ausgetauscht  werden. 

Zn  T^rknnd  des.sen  liali>  tt  die  Bevollmächtigten  das  gegenwixtige  Ab- 
kommea  uuterzeichuei  uuü  uui  ihren  Siegeln  veraehcu. 

Geschehen  zu  Paris  am  18.  ö.  04  in  einer  einzigen  Ausfertigung, 
die  im  Archive  d(  s  ^finisteriums  der  auswärttigen  Angelegenheiten  der  Fran- 
aösiscben  Republik  hinterlegt  bleiben  soll  und  wovon  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift eintt  jeden  ▼ertragsädiefienden  Macht  flhergeben  werden  soll. 

rntcrzr  t!  !i  [lungsprotokoll.  Die  unterzeichn  r> n  vollmächtigten, 
die  beute  zusammengetreten  sind,  um  zur  Unterzeichnung  des  Abkomm^s 
tnr  QeiHlbning  wirksamen  Scbntses  gegen  den  ,,Mldcbenbandel*'  zn  scludten, 
haben  hinsiclitlich  der  .Anwendbarkeit  jenes  Abkommens  auf  die  Kolonien 
der  vertragsrhlieüenden  Staaten  folgende  Erklärung  ausgetaujicht 

Art.  1.  Die  Länder,  die  das  ubciiciwähuic  Abkummen  unterzeichnet 
haben,  haben  das  Recht,  ihm  jederzeit  für  ihre  Kolonien  oder  auswärtigen 
Besitzungen  beizutreten.  Zu  diesem  Zwecke  können  sie  entweder  eine  all- 
gemeine Erklärung  abgeben,  wodurch  alle  ihre  Kolonien  oder  Besitzungen 
in  den  Beitritt  eingeschlossen  werden,  udi  r  die  jenigen  die  darin  eingeschlossen 
werden,  nnsdrürklirh  benennen  oder  .si(h  auf  die  Angabe  derjenigen  be- 
schränken, die  davun  ausgenommen  werden. 
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b)  B.  12.  7.  ht.  d.  internationale  Abkommen  lö.  ö.  z.  ikhutz  geg.  dL 
Mädchenhandel  ^RGßl  705).  ij 


Art.  2.  Die  Dentsdie  Regierung  erklärt,  sich  ihre  Kntechlieflungeg 
we{{eQ  ihrer  Schuugebiute  vorzubehalten. 

Die  Dänische  Regierung  erklärt,  daß  sie  sieli  dM  Recht  ▼orbehllt,  de« 
Abkommen  für  die  dänisfhcii  Kolonien  Ijeizutretrn. 

Die  ISpanische  Regierung  erklärt,  sich  ihre  Ent^chließungei»  w^en  ihrer 
Kolonien  TonnibeliAlten. 

Die  Französisihe  Re^Merung  erklärt,  da6  dM  AMcommeil  MÜ  «lle  fraa- 
musischen  Kolonien  Anwendung  finden  soll. 

Die  Regierung  iSciner  Britischen  Majestät  erklärt,  sich  das  Recht  ter- 
sabebalten,  f>ir  j(  (ic  der  britischen  Kolonien  odw  BesitBttiigen  besolden  dem 
Abkommen  beizutreten  und  tiu  kflndippn 

Die  Italienische  Regierung  erklart,  ilaü  das  Abkommen  au);  die  t-r v ihraische 
Kolonie  Anwendsnip  finden  soll.  » 

Die  Ke^riorung  der  Niederlande  erklärt,  daß  das  Abkommen  anf  aUe 
niederländischen  Kolonien  Anwendong  finden  soll. 

Die  Por(ai;iesi8ohe  Regiening  erklärt,  sich  fflr  ^ftter  die  Eitfechridang 
inrüber  vnr/.h(-tha!tou.  ob  das  Abkommen  in  einer  der  portngieaedWQ 
Kolonien  in  Kraft  gesetzt  werden  soll. 

iMe  Rassische  Regierung  erkülrt,  dafi  das  Abkomm»  anf  das  gan>e 
Gebiet  des  Reichs  in  Bnropa  und  in  Asien  nnbcschrlalrt  Anwendong  finden 
soll 

Art.  :V  die  Regierungen,  die  weiterhin  Erklärungen  hinsichtlich  ihrer 
Kolonien  abzu^r^brn  Imben,  sollen  sie  in  der  im  Art.  7  des  Abkommens  Tor> 
gesehenen  Form  :il>u'''b«  n. 

Im  Begrifte  zur  Uattrzeichnung  des  Abkommens  zu  schreiten,  wünscht 
Seine  Durchlaaeht  der  Fürst  von  Radoliii,  Deutscher  Botscbafter,  im  Namen 
seiner  RoLricrung  folnendr  Erklärung  abzugeben  ; 

^fach  AufTaij.sung  der  Deutschen  Regierung  finden  auf  Personen,  die  in 
Ocmftßheit  des  gegenwärtigen  Abkommens  anf  dem  Aber  Dentadilaod 

heinigeschafft  werden  sollen,  die  zwischen  dem  Di-ntsrheii  Reirhe  und  dtm 
UeimatstAatc  wegen  wechselseitiger  Unterstützung. von  Uilfsbedürftigen  etwA 
bestehenden  Abmachungen  keiue  Anwendung. 

Za  Urkund  dessen  haben  die  BevoUm&übtigten  das  gegenwärtige  Pro- 
tokoll unter7:f*irlinef 

(lesrhehcu  zu  Tari-s  um  18.  i>.  «)4." 

^)  ,.Das  in  Paria  am  18.  ö.  04  unterzeichnete  Abkornmftn  über 
Verwaltungsmaßregeln  zur  Gewährung  wirksamen  Schutzes  gv^en  den 
Mädchenhandel,  das  nebst  IJnterzeiolinungsprotokoll,  beides  mit  deut>  l;?r 
Übersf  tzunt'.  vorstehend  abgedruckt  ist.  ist.  nachdeiii  sämtlidif  T'.uri  l.-s- 
regierungtu  und  der  Kaiserliche  Statthalter  in  Eisall- LuUirin^ia  ilir  ilui- 
verst&ndnis  damit  erklärt  hatten,  fUr  Deutschland  ratifiziert  worden-  es  i:»t 
ferner  ratiftscit  rt  worden  von  Dänemark,  Frankreich,  (Großbritannien,  Inli.  n. 
Rußland,  Schweden  und  Norwegen,  der  Schweiz  und  Spanien.  Die  Rauh- 
kationsorlninden  aller  dieser  Länder  sind  am  18.  1.05  in  Paris,  dnrrb 
!Ni  ib T'rr^nnq:  bei  der  Franzrisischcn  RcijiornnL'.  ausgetauscht  word«  n  Iia 
Anschluß  an  das  Unterzeichnungsprotokoll  bat  die  Dänische  Regieraug  g^en- 
äber  der  Frans6sisehen  Regiemng,  wie  hier  von  dein  Botschafter  der  Innuh 
/"Mscheii  Republik  am  10  i).  04  mitgeteilt  worden  ist,  auf  diplomatiscbem 
Wege  die  Erklärung  abgegeben,  daß  sie  auch  für  Island  und  <Ue  däniscbea 
Antillen  dem  Abkommen  beitritt. 
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c)  B.  15.  7.  bt.  ZtfiiMaUtelie  z.  Bekaiiipfang  des  intcruatiunalcu  Mädchen- 
hMidels  (RQBl  185).  i) 

d)  B.  9.  8.  bt.  Rfttifisierant^  dareh  Portugal  (RGBl  715). 

G.  B.  3.  6.  bt.  d.  internatintKili  II  Vt  r1)  ui,l  z  Schutze  d.  geverbliclieil 
Eigentums  (Beitritt  v.  Neuseeland  u.  t  rylrjin  (lUHil  öM)  ' 

7.  Ues  :V  '.V  Uli  d  Bildung  deutscher  K-ummuaalverbünde  i.  d.  Kunsuiur- 
gerichtsbczirken  (^UGW  641).  *j 


Bei  der  erwähnten  Niederlegung  der  Ratifikutionmirkunden  ist  den 

Staaten,  die  das  Abkommen  unterzeichntt,  über  bis  dahin  nicht  ratitiziert 
hatten,  vorbehalten  worden,  ihr»  jRatitikatiuuäurkunden  bis  zum  lÜ.  7.  Uü 
zu  ttbermitteln.  mit  welcliem  Zeitpunkte  das  Abkommen  gemäß  Art.  8  fttr 

alle  Staaten,  die  es  bis  ilaliiti  i.ititui  it  haben,  in  Kraft  treten  fiull. 
Demgemäß  hat  Belgien  seine  liatitikationsurkande  der  Franzüsischon  Ke- 
giernnf  unter  dem  2ä.  6.  Oö  übermittelt. 

Österreich- Ungarn,  welche»  das  Abkommen  nicht  unterzeic-hnet  hatte, 
ist  ihm  am  IK.  1  o.j  (Itir<h  eine  gemäß  Art.  7  abgegebene  ErklftruDg  bei» 
getreten;  ebenso  I'.rasilieii  mu  12.  5.  U.'i.'* 

h  ..Im  Art.  1  dtb  zwischen  iIliu  Keiclie  und  anderen  >taaten  in  Paris 
am  18.  ß.  04  unterzeichneti-n  .\bkommens  über  YerwaltunLrsinalJn  u'eln 
zur  Gcwähning  wirksamen  Schutzes  gegon  den  Mädchenhandel  (RGBl.  li^<).^ 
S.  095 j  hat  sich  jede  der  vertragschließenden  Regierangen  verpflichtet,  eine 
Behörde  in  errichten  oder  zu  bestellen,  der  es  obliegt,  alle  Nachrichten  über 
Anwerbung  von  Fi;jufn  nnl  Mäd'lun  zu  Zwecken  der  rnzncht  im  .\usland 
an  einer  Stelle  zu  sammeln,  und  dit'  das  Recht  haben  soll,  mit  der  in  jedem 
der  andei'cn  ▼ertragscbllefienden  Staaten  errichteten  gleichartigen  Verwaltung 
unmittelbar  zu  verkehren 

Als  solche  Bc-hürde  ist  für  Ueuti>ciiiand  unter  Zualiuuaung  bHUillicher 
Bondosre^ierungcn  und  des  Kaiserlichen  Statthalters  in  ElsaU-Lothringen, 
das  Königlich  Preußische  Polizeipräsidium  in  lierlin  bestellt  worden  Die 
Stelle  führt  ihren  Geschäftsverkehr  unter  der  Bezeichnung  „Königlicher 
Polizeipräsident  Abteilung  IV,  ZentralpolizeistcUe  zur  Bekilmpfang  des 
internationalen  Mäddienhaodels,  in  Berlin.'* 

-)  ..Außer  den  in  der  Bekanntmnrhung  vom  12.  7.  f>5  (R(il.  S.  70.1  auf- 
geführten Staaten  iiat  auch  Portugal  das  in  Paris  am  18.  5.  04  unter- 
zeichnete Abkommen  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  anderen  Staaten- 
über  Verwaltiin;j'-tiiii;;rcgeln  zur  Gewährung  wirksamen  Schutze.'^  liefern  den 
Mädchenhandel  ^KGBl.  l^Oü  S.  &Jö)  ratifiziert.  Die  Ratitikatiunsurkunde  ist 
der  Französischen  Regierung  uttterm  12.  7. 05  flbermittelt  worden.'* 

^)  ,.üiB  königlich  Großbritannisehe  Regierung  hat  dem  Schweizerischen 
Bundesrat  unter  dem  12.  4.  d  .Ts  i\ru  Beitritt 

1.  der  Kolonie  ^'eu-Seelaiid  zu  der  Zosatzakte  d.  d.  iirttiiscl,  den  14. 12.  Oü. 
betr.  die  Abilndcrung  der  ÜbereinkonFt  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Kigentums  vom  2(J  :i  ISH'A  iiml  des  dazu  gehörigen  SchlttfiprotokoUs  von 
demselben  Tage  (KGBl.  von  lUOa  ö.  107  S.), 

2.  der  Kolonie  Ceylon  zu  der  vorgenannten  Übereinkunft  vom  20.  3. 
1872  nebst  Schlußprotokoll  von  dems.  Ib.  n  Ta^'e  EGBl  190ä  S.  148  II.)  und 
der  Zosatzakte  d.  d  Brüssel,  den  14.  12  tX).  angezeigt. 

Der  Beitritt  der  Kolonie  Ceylon  wird  am  10.  G.  d,  J.  in  Kraft  treten." 

\)  1.  Durch  Beschluß  des  Bundesrats  kann  einer  deutschen  Nieder- 
lassung in  einem  Konsulargerichtsbezirke  das  Recht  eines  Kommnnalver* 
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8.  B.  7.15.  bt.  Zollfreihoit  f.  Botöcbaftcr  usw,   RZBl  U-lVi» 

9.  B.  lU.  6.  bt.  SchiflsmcÜbricfe  i.  Deutschland  u.  Frankreich  cKZBl  152>.^ 


bandes  verliehen  werden ;  die  Verleihung  erfolgt  auf  Grund  einer  vom  Reichs- 
kanzler nach  Anhörung  der  Beteili|;ctcn  erlassenen  Gemeindeordiiang.  Daccia 
die  Verleihung  erlangt  der  Verband  Rechtsfähigkeit. 

Die  Verleihung  ist  unter  Angaibe  des  Namens,  den  der  YerbaDd  ZXL 
führen  hat,  durch  dm  Keii  hsunzeigcr  zu  veröffentlicheti. 

Der  Verband  untersteht  der  Aufsicht  des  Reichskanzlers. 

Durch  Beschhifi  des  Bundesrats  kann  dem  Verband  im  4)llentlicben 
Irtoresse  das  Recht  eines  Kommunalverbandos  wieder  entzogen  wrrden; 
durch  die  Entziehung  verliert  der  Verband  die  Rechtsfähigkeit.  Die  Ent- 
siehnng  Ist  dareh  den  Relchsaaseiger  an  verDffentllchen. 

§  2  Die  Gemeindcordniing  bat  die  näheren  Bestimmungen  Aber  die 
Verfassung  des  Kummunalverbandes  zu  enthalten,  insbeiKiiidete : 

1.  Ober  den  Zweek  des  Verbandes; 

2.  ttbcr  die  ihm  zustehenden  Befugnisse  des  öffentlichen  Rechtes; 

3.  Uber  den  Erwerb  und  den  Verlust  der  Mitgliedschaft; 

4.  Uber  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder; 

5.  über  die  Organe  des  Veilniiules  und  ihre  Befugnisse; 

6.  Uber  die  Vertretung  des  Verbandes  nach  außen; 

7.  Ober  die  Feststellung  des  Haushalts  für  den  Verband  sowie  Uber  die 
Redinung.slei^ung  ; 

8.  Q.ber  die  Ausübung  der  Aufsicht  durch  den  Reichskanzler. 

Soweit  nicht  in  der  Qemeindeordnung  ein  anderes  bestimmt  ist,  finden 
(Iii  V()r.scliriften  der  24,  2r>  bis  39,  45  bis  6S  des  BQrgerUchen  Qesetz- 
buchs  entsprechende  Anwendung. 

§  3.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  deai  Tage  seiner  Verkündigung  in  Kraft.* 

h  „Der  Bundesrat  hat  in  seiner  i^itzung  vom  25.  ü.  d.  J.  beseht (.»ssen, 
daß  die  Ziffern  1  und  2  des  Beschlusses  des  Bundesrats  vom  6. 11.  OS  (ZBI 
S,  409)*i  wie  folgt  abgeändert  werden: 

1.  den  beim  Deutschen  Reiche  und  dem  (iroßherzootume  Luxemburg 
beglaubigten  Botschaftern,  Oesandtoi  und  Hinisterresidenieii  ist  auf  Bech- 
liung  der  Zoll^f mein.schaft  für  ihr  Anzuiisgut  usw  wie  bisher; 

2,  den  Räten,  Legationssekretären  und  Attache,  einschließlich  der 
Militär-  und  Marineattaohte,  welche  d«i  beim  Deutsehen  Reiche  nnd  dem 
Großherzogt  ume  I.uxemburg  beglaubigten  Botschaftern,  (resandten  uder 
Hinisterresidenten  zugeordnet  sind,  ist  unter  der  Voraussetzung,  daß  Gegen- 
seitigkeit geübt  wird,  auf  Rechnung  der  Zollgeueinadialt  ZoHircihelt  usw. 
wie  bisher." 

3j  „Naehdem  in  Frankreich  durch  Dekret  vom  29,  6.  04  neue 
Schiffsvrrmpssnngsvorschriften  mit  dem  1.  7.  04  in  Kraft  gesetzt  worden 
sind,  werden  zufolge  einer  neuen  Vereinbarung  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  F^kreieh  die  Schiffe  der  beiderseiti$ren  Randelsnuurinen  wie  folgt 
bebandelt : 

1.  In  französischen  Uäfen  werden  die  nationalen  Meßbriefe  deutscher 
Dampfer  und  Segelschiffe  in  der  Regel  ohne  Naebvermessung  anerkannt. 

2.  In  deutschen  Häfen  werden  die  nach  dem  'M).  fi  04  ausgestellton 
Dokumente  französischer  Dampf-  und  Segelschiffe  über  Vermessungen  nach 
dem  Dekret  vom  22.  B  (certi/icats  de  jauyej  in  der  Regel  ohne 
Nachmestui^f  anerkannt 


*)  8.  Ztsch.  XIII  202.  —  Red. 
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10   B.  15.  6.  bt.  Beitntt  CbinM  z.  d.  Eaager  Konventionell  29.  7.  99 

(RGBl  5Ö3).  >) 

11.  B.  9.  8.  bt.  Uintciläguug  d.  Ratiiikationsurkandcn  Italiens  u.  d. 
Sebwds  s.  d.  12.  6.  OS  i.  Haag  abgeKhloMenen  Abkommen  (R0B1  716).^ 
18.  Abkonmim  S.  9.  m.  Lnxembnrg  ttb.  ünblWenichening  (ROBl  768).*) 


Bezüglich  der  vor  ilein  1.  7  04  ausgestellten  französischen  Ver- 
messongsdokumente  bleiben  die  Anordnungen  nnt«r  II  der  Bestimmungen  vom 
11.  8.  1896  (ZB1  fOr  das  Dentsche  Reich  S.  457)  in  Kraft.  Ist  diesen 
ältcrfn  Dokumenten  ein  Vernies.sungs.insweis  beigefügt,  der  Ergebnisse  nach 
den  neuen  französischen  Vermessnngsvorscbriften  vom  22.  0.  04  enthält, 
■0  sind  auch  die  Antraben  eines  solchen  Nachweises  ohne  Nacbvermessung 
unnerkennen. 

3.  Jeder  Teil  h&lt  sich  die  Berichtigung  dos  TonnenRehalt,s  dr-r  Schiffe 
des  anderen  Teiles  zum  Zwecke  der  Erhebung  von  ächiSsabgabeu  iiir  den 
F»l\  vor,  daß  wesentliche  Verschiedenheiten  in  der  AnBlegang  der  Ter* 
meeanngsvorschriften  beider  Länder  zu  Tage  treten." 

^)  ^Die  auf  der  Uaager  Fnpflcnäkonferens  MD  29.  7. 1899  Ton  dem  Ver- 
treter Cbinäii  unterzeichneten  Abkummeu: 

1.  zur  friedlieben  Brledignng  internationaler  Stieitfllle  (RGBl  1901 

S.  393), 

2.  betreffend  die  Anwendung  der  ürunds&tze  der  Genfer  Konvention 
vom  22.  8.  1864  anl  den  Seekrieg  (ROBl  1901  S.  466), 

und  Erklärungen: 

1.  betreffend  das  Verbot  de»  Werfens  von  Geschossen  und  Sprengstoffen 
aus  Luftschiffen  oder  anf  anderen  Shnlichen  nenen  Wegen  (ROBl 
1901  S.  470  . 

2.  betreffend  da^  Verbot  der  Verwendung  von  (iescbossen  mit  ersticken- 
den oder  giftigen  Gasen  (RGBl  1901  S.  474), 

3.  betreffend  das  Verbot  von  fl.  schössen,  die  sich  leicht  im  mr;necil1iclien 
Körper  ausdehnen  oder  platt  drücken  (RGBl  19Ü1  S.  478), 

sind  Ton  China  ratifiziert  worden.  Die  Protokolle  ttber  die  im  Haag  bewirkte 
Hinterlegung  der  Rattflkationanrknnden  Chinas  sind  am  21.  11.  04  anfge^ 
nommenr  worden.^ 

*)  „Die  am  12.  6.  02  im  Haag  abgeschlussenen  drei  Abkommen  über  das 
intemationate  PriTatrecbt  <RQBI  1904  8.  221,  281,  24Q)*)  nftmlich: 

1.  AhkoiiiTiien  zur  Rep:c1un^  des  Geltungsbereichs  der  Oesetse  anf  dem 

Gebiete  der  Eheschließung, 

2.  Abkommen  sttr  Regelung  des  Gdtungsber^chs  der  Gesetee  nnd  der 

Gerichtsbarkeit  auf  dem  Gebiete  dw  SihewÄeidang  und  der  Trennung 

von  Tisch  und  Bett, 

3.  Abkommen  snr  Regelung  der  Vormundschaft  Uber  Minderjährige. 

von  denen  die  zn  1  und  zu  2  bezeichneten  von  den  in  der  Kekanntniachuiii; 
vom  24.  6.  U4  (RGBl  8.  249)  aufgeftthrten  i3taatcn  ratifiziert  worden  sind 
und  das  zu  8  beneichnete  Abkommen  anfter  von  diesen  Staaten  laut  Bekannt- 
machung vom  17.  7.  04  (RGBl  S.  i^OTi  auch  von  Spanien  ratifiziert  worden 
ist,  sind  .sJlmtHch  auch  von  Italien  und  der  Schweiz  ratifiziert  worden.  Die 
Hinterlegung  der  Ratifikationsurkunden  ist  am  17.  7.  05  im  Haag  erfolgt." 

gArt.  1.    Die  nach  den  Unfallversichcrung^esetzen  beider  Staaten 
▼ersiehemngspfiichtigen  Betriebe  (mit  Ausnahme  der  land»  und  forstwirtechaft' 


*)  S.  Zi^dx.  \\  436.  —  Red. 
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Hellen  Betriebe!  folgen  —  mangels  anderweitiger  von  dtin  Deotacken  Reichs-  ' 
l<aiizlcr  uinl  di  r  QroÜherzoglich  Lu.Tcml'ur^isclipn  Regierung  genehniigUr 
\  tTcinburungen  zwischen  den  zuständigen  benleiseitigen  Versicherungst rädern 
—  hlntlcbtlkh  derjenigen  Personen,  welche  in  einem  vorübcrig^hend  io  das 
Gebiet  des  anrlf  rrri  Staate  s  übcrtrroi fanden  Betri»  l)>tt  ilc  licsrhriftiirr  sind,  auch 
fttr  die  Dauer  dieaer  Beschättigung  der  Unfallversicherung  des  Staates,  iD 
welcbein  der  Sitz  des  Haupt-  oder  Gesamtunteraebmene  gelegen  ist  Als 
vdrilber^jcliftid  übi'rL'ri'iffiulir  B.'tiifbstfil  im  Sinne  di.>:5es  Abkotiimen^  gilt 
nur  ein  solcher,  dessen  voraussichtliche  Dauer  sechs  Monate  nicht  Übersteigt. 
Der  Zettrauni  wird  für  jeden  einselnen  flbergreifenden  Betriebsteil  besondm 

bercrlini't 

Als  vor  übergehend  beschäftigt  sind  auch  das  Kahrpersoual,  weiches  in 
durchgehenden  Zttgen  die  Orense  ttberscbreitet,  sowie  eolche  Personen  siura* 

sehen,  welche  ohnr  Wc^obsel  ihres  dienstlichi-n  Wühnsitzrs  in  drinirt  rulm  r'illen  | 
zur  vertretangST.eiseu  Wahrnehmang  des  Bisenhahndienstes  in  dem  UcbieU;  i 
des  anderen  Staates  nidit  Uber  secbs  Monate  hinans  abgeordnet  werden. 

Art.  2.   Entstehen  Zweifel  darüber,  ob  nach  Maßgabe  der  Art.  1  die 

IJnfallversirherungsgesetze  des  einen  ofi<*r  dfs  ;indcr«'n  Stnntes  anzuwenden 
bind,  so  entscheidet  —  mangels  täner  Yerstäiidiguiig  dti  beiilerseitigen  Vtr- 
sieherongsträger  untereinander  und  mit  dem  Betriebsuntcrncbmer  and,  falb  I 
('S  sirh  um  ein  Entsch&digunsrsvf  rfühmi  Iiandelt,  auch  mit  dem  Entschadisrnn^js- 
berechtigten  ^  darüber  in  ausäclilieülicher  Zuständigkeit  und  endgültig  die 
Behörde  in  dem  Staate,  in  welchem  die  in  Frage  stehenden  Betriebstätigkeiten 
ausgeführt  werden,  und  zwar  zutreffendcnfaHs  im  Deutschen  Reiche  das  ReichS' 
Versicherungsamt,  in  Luxemburg  die  Regierung. 

Die  gemift  Abs.  1  ergehende  Entscheidung  ist  maßgebend  ancb  fflr  deo  . 
VrrKicherungsträger  in  dem  ander*  ii  Staate  sowie  überhaupt  für  dir  weitere  ' 
Behandlung  der  Sache,  insbesondere  auch  fUr  das  Beitragsver fahren  und  fiir 
das  Bntseb&digangsveiiabren  nnd  für  die  Frage,  ob  die  Organe  in  dem  eines 
i>  lei  dio  in  dem  anderen  Staate  für  die  weitere  BeJiandlung  der  Sache  zu- 
ständig sind.  Vor  der  Entscheidung  der  im  Abs.  1  bezeichnetea  Stelle  ist 
den  beteiligten  Versicbeningsträgem  und  dem  Betriebenntemehmer  sowie, 
falls  bereits  ein  Kntsehädiiiiintrsverfalucn  .schwellt,  mirli  dem  F.ntschädiiiunirs- 
berechtigten  Gelegenheit  zur  Äußerung  zu  geben ;  die  ergangene  fiDtschciduoj; 
ist  den  Beteiligten  mitsnteilen. 

Art  3.  Liegt  ein  zweifellos  entschädigungspflichtiger  Betriebsunfall  vor. 
bestehen  jedocli  Zw.  ifel  darüber,  ob  dieser  den  Versicbeningsträgem  in  dem 
einen  oder  in  dem  anderen  Staate  zur  Last  fällt,  so  Imt  der  mit  der  Sache 
zuerst  befafile  Versichemngsträger  nach  den  für  ihn  gelt^>ndeu  gesetzlichen 
Bestimmungen  einstweilen  die  Fürsorge  fttr  die  Entsdi&digttQgsberecbtigtai 
zu  übernehmen. 

Zur  endgültigen  Übernahme  dieser  Aufwendungen  ist  derjenige  Ver> 
sichcrungsträgor  veiptlichtet,  welcher  demn&dist  als  der  EntschHugniigi* 

Pflichtige  festg<  bic'llt  wird. 

Art.  4.  Haben  nach  den  Cirundsätzen  dieses  Abkommens  einzelne  Be- 
triebe oder  Betriebsteile  aus  der  Unfallversicherung  in  dem  einen  Staate  in 
dir  im  anderen  überzugehen,  so  erfolt^t  dieser  t'berfjang  erst  mit  dem  Ende 
de»  laultiidcn  Rechnungsjahres.  Dun  h  Veieiuburuug  der  beiderseitigen  Ver- 
sichemngsträger kann  d  r  1  iiergang  mit  RcchtswirfuDg  fOr  alle  Beteiligten 
bis  auf  dm  X  itjuinkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwfirtigen  Abkoinmeiui 
(Art.  7)  zurückverlegt  werden. 

Verpflichtungen  aus  Unfällen,  welche  sidi  ror  den  Zei^poakte  des  t*be^ 
ganges  ereignet  luiben,  sind  auch  weiterhin  von  demjenigen  Veniehnaniis- 
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13.  B.  20.  12.  bt.  Mituuhmc  v.  Medikamenten  f.  n.  großbriUnnisclien 
Häfen  beBÜmmteti  Schiffe  (RGBl  779). 

14.  Oes.  21).  19.  bt.  d.  Handetebczicbangen  z.  Britischen  Reiche  (RGBl 

773)J; 

lö.  B.  22,  12.  bt.  d.  Uandclsbeziohangen  z.  Britischen  Reiche  (RGBl 


tr&ger  an  erliillcn.  bei  welchem  die  nnfAlIbringende  Betriebstätigkeit  vor  dem 
Zeitpanlrte  des  (^ber^angt'S  versichert  war. 

Art.  h.  Hf  i  der  Durch!Uhrunj{  der  Unfallversicherung;,  insbesondt  n  liei 
der  Feststellung  solcher  Betriebsunfälle,  welche  der  inländiscben  Uiifallvcr- 
.sicherang  unterliegen,  aber  im  Gebiete  des  anderen  Staates  Bich  ereignen, 
wird  gegenseitige  Rechtshilfe  durch  die  zuständigen  Organe  und  Behörden 
gewährleistet,  unbeschadet  ihrer  V'erpllichtuug,  sulchu  Betriebsunfälle  alsbald 
von  Amts  wegen  festsastellen. 

Art.  6.  Die  Vorstchendon  Bf.siimmungen  hndcn  entsprechenilc  Anwemliing 
auf  diejenigen  Beamten  des  Deutschen  Reichs,  eines  deutschen  Bandesstaats 
oder  eines  dentecben  Kommanalverbandes,  welche  in  onfaltversIcheitingS' 
Pflichtigen  Betrieben  der  im  Alt.  1  bezeichneten  Art  beschäftigt  sind,  für 
welche  jedoch  an  .*^t«'lle  der  deutschen  Unfallversicherung  eine  l'nfallfUrsorge 
im  Sinne  des  §  7  des  deutschen  Qewerbeunfallversicherungsgesetzes  besteht. 

Dabei  tritt  an  die  Stelle  des  im  Art.  2  zur  Entscheidung  berafenen 

Rcifhsvorsirherniißsamts  für  HiMchshcr^Tiitf  der  ReichskansleT)  Iflr  8tMt8-  und 

Kommunalbeamte  dif  Landcszcntralbehörd' 

Bei  der  Anwendung  d«  r  deutschen  In  fallt  lirsorgegesetze  gelten  die  Vor- 
.schriften  dieser  Ciesetze  üi>cr  die  Geltendmachung  anderweitiger  infolge  des 
L'nf.iüs  luu  Ii  ilf  u  deutschen  Gesetzen  hcsrilndeter  Ansprüche  auch  für  solche 
ErsMtzunspiuche.  welche  infolge  eines  auf  luxemburgischem  Gebiete  einge- 
tretenen Unfalls  nach  den  Inxemburgischen  Qesetsen  begrdndet  tbid. 

Art.  7  Dics' >  Al)k<iniiii(.n  tritt  mit  dem  Beginne  des  auf  seintn  Ah- 
schluü  folgenden  Monats  in  Kraft  und  kann  beiderseits  zum  1.  1.  jedes 
Jahres  mit  Wirksamkdt  vom  1.  1.  de9  darauf  folgenden  Jahres  gekündigt 
werden. 

7ai  rikiiiiil  dessen  hal'i  ii  die  beiderseitigen  Vertreter  das  gegenwärtige 

Abkoiniiieri  iiniiiv,ijchnet  und  mit  ihren  Siegeln  verseheti." 

'  „Der  Buiiiifvrat  wird  f  tinächtigt,  den  Angelnai^t-n  und  den  Erzeug- 
iiissen  des  Vereinigten  Königreichs  von  Groübritannicn  und  Irland  sowie 
den  Angehörigen  und  den  Erzeugnissen  britischer  Kolonien  und  auswärtigen 
Besitznns:en  fds  zum  'M  12.  07  diejenigen  Vorteile  cinzurlititnen  die  sriteiLs 
des  lieicbs  den  Angehörigen,  oder  den  Erzeugnissen  des  meistbegünstigten 
Landes  g«wäbrt  werden. 

Dieses  ßesetx  tritt  mit  dem  1. 1. 06  in  Kraft." 

„Auf  Grund  des  Gesetzeb.  bctr  die  Handelsbeziehungen  zum  Ihitischen 
Reiche,  vom  20.  12.  Oö  (RGBl.  S.  773)  hat  der  Bandesrat  beschlossen,  die  Qf 
Itangsdaner  der  in  der  Bekannt niarhung  vom  U.ti.  (»1  (R(jBI.  S.  2()5)  ent- 
haltenen Bestimmungen  für  die  Zeil  nach  dem  M.  12.05  bis  auf  weiteres  zu 
verlängern." 
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n.  Die  deutschen  Bundesstaaten. 

(Vgl.  ZtadL  XV  440  S.) 

Baden. 

19(>4. 

1.  MV  15.  12.  bt.  d.  Wasserrechtsburh  ^Ges.-  «.  VBl  498>. 

2.  MB  13.  12.  bt.  Vollstreckbarkeit  v.  Euliicbeiduageu  deutscher  Qcf. 
L  Österreich  u.  östeir.'  Seridite  i.  OeatscUaiul  (StMtsanzeiger  595).  *) 

3.  HB  21.  18  bt  Kosten  d.  BeehtaUUe  mHUx  venohMcnen  BondM- 
stMton  (G«8.-  n.  VBl  499)**) 

190b, 

1.  HB  3.  2.  bt.  StnfTerfolgong  BobweuwiNber  8tutMng«bftrig«r  T«r 

den  kaDtonalen  Gerichten  wegen  in  DentscbUmd  bf^angener  Stiaftaten 
(Bftdisohe  Rechtspraxis  1905  S.  110). 

2.  MB  3.  2.  bt.  AuslieferuDgsverkehr  m.  d.  Schweiz  (Badische  Kecht»- 
praxis  1^  8.  UO).  '^ 

8.  HB  9.  8.  bt.  Tollrag  d.  intenatioMdeii  BbesobUeSungsabkoiiiiBeiii 
1908  (Jnet.  Hin.  No.  8874;  Bad.  Becbtspxmxis  8.  9b).*) 


♦)  Vgl.  Ztach.  XV  U6,  489  (No.  12).  XVI  ti:^  (No.  4).  -  Red. 
•*)  S.  Ztecb.  XV  446.  -  Red. 


^)  «Die  Regierung  des  Kantons  Oranbftnden  bat  in  Ansehang  der 
strafrechtlichen  Verfolgung  wegen  der  im  deutsch-schweizerischen  AusUefenuigs- 
vertrage  vom  24,  1  1874.  wie  auch  wegen  der  im  »rhwrizcrisrhcn  Aos- 
lieferungsgesetze  vom  22.  1.  1892  vorgesehenen  Straftaten  die  volle  (legen- 
eeiti^elt  rageiicbert* 

*)  „Zwieehen  DentacUand  und  der  Scbweiz  findet  die  Attelieferang  von 

Personen  auf  Grond  förmlicher  Gegenseitigkeitserklüriin^en  außer  wi'ii<^n  (i^r 
in  dem  Erlasse  vom'  13.  12.  1897  Nr.  27474  bezeichneten  strafbarea  üaod- 
langen  aneb  wvgen  gewaltaamer  Vornahme  unzflditiger  Handhinfeo  ui 
Plraoenspcrsi.oir'ii  -tan.. 

Die  mit  EriaU  vom  27.  6.  1898  Nr.  14519  ausg^ebene  Zasammcnstellniig 
der  den  AvaliefenukgiTerkebr  swisdien  Baden  und  der  fidiweis  betieHendeii 
VonchriftMi  ist  biernaeb  entepredi«nd  sn  erlösen.* 

*)  „Nadi  Art.  5  Abs.  4  des  im  Haag  abgeschlossenen  internationalen 
Abkommens  tut  Hegelang  des  Geltungsbereichs  der  Gesetze  auf  dem  Gebiete 
der  Eheschließung  vom  12.  6.  02  (RGBl  1904  8.  221)  hat  jeder  Vertragsstaat, 
in  dessen  Gebiete  Ton  einem  Angehörigen  eines  anderen  Vertragsstaats  die 
Fhi  geschlossen  worden  ist,  den  Behörden  dieses  Staates  nim  Itghnbtff? 
Abäcbrift  der  Bheechließungsurkunde  zu  übersenden.   Das  Abkummen  ist  bi!> 

etat  von  Dentaebland,  Belgien,  Frankreich,  Lnxerabnrg,  den  Niederbuuiea, 
nm&nien  und  Schweden  ratifiziert  worden  und  am  Ml  7.  (>4  in  Kraft  potreten 
Um  der  Bestimmung  in  Art.  ö  Abs.  4  zu  genügen,  sind  Uber  diejenigen 
Eben,  die  von  belgfeeben.  fransOsisehen,  Inxembnrgiseben,  niederltadisdico, 
runiiiiiisclicii  oiler  srhHoilischfn  Staat sanuehörit^i-n  seit  dem  31  7.  Ol  in  den 
iStandesamtsbczirkeu  des  dortigen  Amtsgerichtsbezirks  geschlossen  worden 
sind,  von  den  Standesimtem  alsbald  beglaubigte  AbBcbmten  der  Heirtta* 
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4.  MB  18.  3.  bt.  Untersuchung  d.  Rheinschiffe  (Ges.-  a.  VBl  79). 
ö.  MV  5  4.  bt.  d.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  (194). 

6.  MV  Ki.  5  bt.  Verlassenscbaften  der  im  Großherzugtam  verstorbenen 
russischen  Staatsangehörigen  (Bad.  Rechtspraxis  1905  S.  315).*) 

7.  HB  7.  4.  bt.  BogUmbigung  d.  i.  Gebrauch  i.  Rnfilaad  bestimmtan  Ur- 
Ironden  <1U).<) 


Urkunde  za  erbeben  und  dem  Ministerium  de«  Groüb.  Hauses  und  der  ans- 
w&rtigen  Angelegenheiten  Tonnlegen. 

Für  die  Zukunft  haben  die  Standesbeamten  jeweils  alsbald  nach  dem 
£heabschluü  Abschrift  jeder  derartigen  Heiratsurkunde  diesem  Ministerium 
durch  Vermitdang  des  AG  in  heglaubigter  Form  vorsulegen. 

Das  AG  hat  vor  der  Vorlage  an  das  Ministerium  des  Auswärtigen  die 
£chtheit  der  Unterschrift  und  des  Siegels  des  Standesbeamten  zu  beglaubigen. 

Auf  die  genaue  Beachtung  dieser  Anordnung  werden  die  AG  gelegentlich 
der  Prafmig  der  StandesregiBter  ibr  Augenmerk  liebten.* 

^)  ,In  Er^nzung  der  VoncbtifteB  ttber  die  Behandlung  der  Verlaasen- 
Schäften  von  im  GroUhersogtnm  Tentorb^m  rassischen  StaataeagdiSrigen 
ist  folgendes  bestimmt: 

a)  Die  Ortegerichte  haben  in  allen  Fftllen,  in  welchen  sie  ven  dem 

Todesfall  eines  russischen  Staatsangehörigen  Kenntnis  erhalten,  hiervon  un- 
verzüglich dem  zuständigen  Notariat  (I>(acblattgericht)  Anzeige  /u  erstatten. 
Sofort  nach  Empfang  dieser  Anseige  bat  das  Notariat  (Nachlaügericht)  itiner- 
seits  die  Kaieerlich  Rnsvieche  Genndtscbaft  Ton  dem  SterlMfaU  in  JLNmtnie 
sn  setzen. 

b)  Mit  der  Anzeige  der  Ortsgerichte,  wie  mit  der  Mitteilung  des  Nota- 
riats ilt  die  Vorlage  des  Passes  des  Veratorbenen  und.  falls  dieser  nicht  Tor- 
gefnnden  wird,  die  Nachricht  von  dem  FfhUn  des  Passes  r.n  verbinden 

cj  Die  Nachricht  von  dem  Todesfall  und  die  Mitteilung  des  Fasses  ist, 
soweit  die  Stadtgemeinde  Mannheim  in  Betracht  Icommt,  an  den  KaiserUdi 
Kussischen  Vizekonsul  daselbst,  soweit  der  übrige  Teil  de«  Großherzogtums 
in  Betracht  Icommt,  an  die  Kaiserlich  Kussische  Gesandtschaft  in  Karlsrulie 
unmittelbar  xn  richten.  Einer  Vorlage  an  das  lOnisterium  der  answirtigra 
Angelegenheiten  /.ur  Bor/Uili  rnng  der  Mitteilnng  an  die  Rmsische  Gesandt- 
schaft bedarf  es  in  diesem  Fall  nicht. 

d)  Durch  die  vorstehend  angeordnete  Mitteilung  wird  die  Vorschrift  des 
%  314  StBDW  ttber  die  Verpflichtung  der  Standesbeamten  zur  Einsendung 
von  Registerauszilgen  nicht  berührt  ingleirhen  nicht  die  Vorschriften  des 
Kl'O  aber  das  von  den  Orlsgerii  Inen  zu  beobachtende  Verfahren  (vgl.  den 
allgemeinen  Erlaß  Tom  29.  1.  0!  No.  S0S9,  BadRpr.  19ül  S.  85).  sowie  die 
Vorschriften  unseres  allgemeinen  Erlasses  vom  9.  7  08  No.  22'fBö  (BadRpr. 
iyU3  S.  311)  über  das  von  den  NachlaLigerichten  zu  beobachtende  Verfahren.* 

,Der  Legalisation  durch  die  Kaiserlich  russische  Gesandtschaft  be- 
dttrftige  Sdiriftstdcice  sind  in  doppelter  beglaubigter  Fertigung  beim 
:Ministeriiim  des  QroBh.  HaQses  und  der  aoswftrtigen  Angelegenheiten  ein- 
zureichen. 

Blanlcovonmächten  sind  nach  den  rassischen  Gesetzen  nicht  zugelassen 
und  dürfen  daher' der  rassischen  Gesandtschaft  aar  Legalisation  nicht  Tor- 

geiegt  werden 

Ferner  sollen  ih  i-  nissisc  hcn  Gesandtschaft  vorzulegende  Urkunden  über 
BeTolhnilcbtigungen  ohne  weiteres  ersehen  lassen,  auf  welche  besonderen 
Bechtsverhiiltnisse  sich  die  Vollmacht  bezieht;  so  sollen  z  B.  Vollmachten 
in  Patentangelegenheiten  den  Gegenstand  des  Patentes  bezeichnen.* 
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OcsetsgebniigBscbftn. 


8.  MB  27.  ö.  Ul  d.  Ha:ti:<T  Abkommens  s.  Regdang  v.  Fragen  d.  tnUr- 
nationalen  Privatrechts  14.  11  IHDf»  'MW  h 

U.  MB  1.  8.  bt.  Ersuchen  nach  d.  Auslande,  soweit  sie  nicht  auf  Aa&- 
littfoang  oder  Featnahme  gerichtet  sind  (392).  *) 

10,  MB  16.  8.  bt.  VolUtrecknng  dentsclier  Gev«rbegericht8Qitdle  in 
Boniien  a.  d.  Hefsegowin«  (Staatsamdge?  422).  **) 


*)  i  bereinstimmend  mit  der  preattischen  MV  unten  Ö.  txfö  Nr.  U. 
Vgl.  Ztach.  XV  441. 


1)  ,Da8  Justisministeriiim  hat  sich  veranlaBt  gesehen,  die  Qerielite 
darauf  hinzinvt'ist'ii,  flaß  nach  Art.  12  des  Haat^er  AMcotnnif  iis  vom  14  lt.  1896 
(RQBl  1899  ä.  285)  zwischen  dem  Deutschen  Bciche  und  Ikigien,  Dänemark, 
Frankreich,  Italien,  Luxemburg,  den  Niederlanden,  Österreieh-Ungarn,  Porta- 
i>;ii].  Riunrmion.  Rußland,  Schweden-Norwegen,  der  Schweiz  und  Spanien 
solche  Eutscbeidaugen,  durch  die  der  Kläger  oder  Intervenient  in  die  PtotM- 
kosten  TerarteOt  ist,  in  jedem  der  anderen  Vertragsstaaten  nach  Haßgabe 
der  dortigen  Gesetze  für  vollstreckbar  zu  erklären  sind,  wenn  der  Kläger 
oder  Intervenicnt  nach  Art,  11  dieses  Abkommens  oder  nach  dem  sonstigen 
Rechte  des  Staates  der  früheren  Klagerhebung  von  der  Sicherheitsleistung 
fftr  die  Prozeßkosten  befreit  war. 

Diese  als  Korrelat  für  die  v/r  lisclseitigc  Bcfrolunf?  von  1»  r  Sioluiheita- 
leistong  zugesicherte  Vollstreckbarkeitserklärung  der  auslündibchen  Kosten- 
entacheidang  wird  niteh  HaBgabe  des  §  722  ZPO'  durch  VollstreckanKmuteU 
zu  erfolgen  haben.  Hierbei  hat  sii  h  die  Prüfung  des  nach  §  722  Ab?.  2  zu- 
ständigen Gerichts  jedoch  gemäii  Art.  13  des  Uaager  Abkommens  auf  zwei 
formale  Punkte  an  beschrftidcen,  nämlich: 

1.  ob  nacli  (Um  Oesetzen  des  Landes,  wo  die  Verurteilung  in  die  Kosten 
erfo!<?t  ist,  die  All^^f)  rti^nn^'  der  Entscheidung  die  fttr  ihre  Beweiskraft  e^ 
forderlichen  Voraussetzungen  erfüllt; 

2.  d>  Bach  denselben  OesetMii  die  Entscheidung  die  Reehtskrall 
erlangt  IML 

Eine  weitergehende  Prüfung  —  etwa  nach  Maßgabe  der  Vorscliriftt n 
der  ZPO  in  g  328  Zifi.  ö  und  §  723  a.  £.  —  tindct  dagegen  in  den  Fallen 
des  Art  12  des  Haager  Abiconunens  nicht  statt 

Daß  die  ausländische  Kostenentscbeidung,  für  welche  das  Vollstreckangs- 
urteil  beantragt  wird,  sich  namentlich  als  „Urteil"  bezeichne,  wird  nicht  tät 
erforderlich  zu  erachten  sein ;  vgl.  Struckmann-Koch,  8.  Aufl.,  II.  Bd.  n  1  sa 
8  722  ZPO,  S.  107;  Petersen- Anger.  4.  Aufl.,  II.  Bd.  n  3  zu  §  722.  S.  317. 
Ist  darin  nur  im  allfremeinen  Uber  die  Kostonpflirht.  nirlit  auch  übor  den  zu 
erstattentltu  Kustcnbetrag  entschieden,  so  wird  bei  der  Uuanwendbarkeit  des 
inländischen  Kostenfestsetaungsverfahrens  (vgl.  §  104  Abs.  2  ZPO  der  Antrag- 
stellrr  zunächst  eine  unserem  Kostenfestsetzungsbeschluß  entsprechende  Ent- 
scheidung des  ausländischen  Gerichts  beizubringen,  oder  er  wird  in  dem  in» 
ländiscben  Verfahren  auf  die  nach  §  722  Abs.  2  ZPO  erhobene  Klage  den 
ihm  natli  di>in  ausländischen  Reclite  zustehenden  Kostenbetrag,  in  deaacB 
Hohe  das  VuUstrcckungsurieil  die  auöländische  Kostenentscheidung  fOr  voll- 
streckbar erklären  soll,  in  anderer  Weise  dem  Gericlite  nachzuweisen  haben; 
vgl  Ganpp-Stein-Warne7er  (6.  und  7.  Auü.)  II.  Bd.  n  II  au  §  722  ZPO 
S.  383.« 
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11.  MB  17. 10.  bt.  Aaslieferongsrerkelir  mit  den  Philippinen  (Jost  Min. 

JJo.  36740).') 

12.  LdhV  22.  10.  bt.  Vorbereitung  z.  höheren  öffentl.  Dienst  i.  d.  Justiz 
u.  inneFcn  Verwaltung  (Ges.-  d.  Yfil  447). 

Bayom, 

1905. 

1.  MB  30.  6.  bt.  Entschied igung  f.  unschuldig  erlittene  Untcrsuchungs- 
}udt  (JMBI  743). 

2.  MB  28.  7.  bt.  d.  MSdcbeBbandel  (789).  >) 


>)  ,  Nachdem  die  Philippinen  in  dM  Gebiet  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  tinbozo^rn  wordt n  sind,  findet  der  zwischen  dem  GroCberzogtunie 
Baden  und  den  Vereinigtes  Staaten  tod  Amerilra  abgeachloesene  Aaslieferangs- 
vertrag  vom  90. 1. 1867  (RBl  No.  ZV  8.  1669.)  auch  »uf  die  AwUeferang 
flttditiger  Verbrecher  von  und  näeb  den  irälipptnen  Anwcndnog.' 

*)  ,Znm  Vollzage  des  Abkommens  zwischen  dem  Deutschen  R(  it  he  vnd 
anderen  Staaten  über  Verwaltungsniaßn  geln  zur  Gewührinip:  ^MrkRam(•n 
Schutzes  ^jegen  den  Mädchenhandel  vom  18.  5  v.  Ja,*)  welches  ii*i)sr  dem 
Unterz(  icliimngsprotokulle  mit  Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  vom 
12  V  Mts  im  RQBl  1906  No.  33  verOffenUicht  ist,  wird  nachstehendes  b«- 
kaimtgegeben : 

Za  Art.  1.  Als  Behörde  fQr  die  hier  bezeichneten  Aufgaben  ist  fOr  das 

Deutsche  Heich,  nntrr  Zustimmung  sämtlicher  Bundesregierungen  nni  i\"s 
Kaiserlichen  Statthalters  in  Elsaß -Lothringen,  das  K.  Preutiische  l'olizei- 
prAsidinm  in  Berlin  bestellt  worden.  Diese  Stelle  fSturt  ihren  OesehäftSTerkdir 
unter  der  Bezeichnung 

„Königlicher  Polizeipräsident,  Abteilung  IV,  Zentralpolizeistellc 
znt  Bekämpfung  des  internationalen  HIdchenhandels  in  Berlin." 

Das  Nähere  Uber  die  Organii^ntion  (U  r  Stelle  enthält  die  Ministerial- 
bekaontmacbong  vom  20.  ö.  04,  Ministcrial-Amtsblatt  S.  192. 

Zv  Art  2.  Die  Oeneraldirektion  der  K.  Staatseisenbahnen  und  die 
Verwaltungen  der  Privatbahnen  werden  das  gesamte,  hiifiir  muh  seiner 
Dienstesaufgabc  in  Betracht  kommende  Personal  der  Bahnst ationco,  ferner 
das  im  Personenzugdienste  verwendete  Sehaffnerpersonal  anweisen,  von  allen 
Vorgängen  in  Bahnhöfen  und  Züg<  i  A"t(  ]K'  auf  da.t  verbrecherische  Treiben 
des  Mädchenhandels  hinweisen,  sofort  Meldung  zu  machen. 

Das  Stattonspersonal  hat  diese  Meldung  dem  Stationsvorstande  oder 
dem  diensttuenden  Stationsbeamten  zu  erstatten,  in  dringenddi  Fallen  auch 
anwesende  Organe  der  Sicherheitspolizi  i  ohne  Verzug  zu  verstündigen ;  das 
Fahrpersonal  bat  die  Anzeige  an  den  Zugftilirer  zu  richten,  der  sie  bei  erster 
Gelegen  ht  it  einem  Stationsvorstande  oder  einem  diensttuend»  Stationsbeamten 
abermittelt. 

Die  Stationsvorstande  oder  diensttuenden  Stationsbeamten  haben  für 
sofortige  Verständigung  der  Polizeibehörde  und  veranlaßtenfalls  dafOr  au 
sorgen,  daß  die  Spuren  der  Verdächtigen  nicht  virloren  pehcn. 

In  gleicher  Weise  haben  die  Statigubvorsiundi-  uiUr  (iieuHliaenden 
Stationsbeamten  zu  verfahren,  wtnn  sie  aus  eigener  Wahrnehmung  oder  ans 
Mitteilnngeii  ^fthrdeter  weiblicher  Reisender  sowie  dritter  Personen  von 


♦)  S.  Ztsch.  XVi  ßl4. 
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3.  ME  2d.  7.  bt.  Verehelichuiig  t.  Bayern  i.  Schweis  n.  r,  Sebweizem 
i  Bayern  («Das  Standesamt"  1905  S.  SM).^} 


Vorgängen,  die  anf  das  verbrecherische  Treiben  des  Mädchenhandels  hinweisen. 
Kenntnis  erbultcti 

In  aih  n  diesen  Füllen  ist  mit  dein  gdiotcnen  Takt  und  zur  Venneidaiig 
von  Mißgriffen,  mit  ruhiger  Übi  r legung  voraugehen. 

Im  übrigen  behält  die  in  der  obenerwähnten  Ministerialbekaantmachang 
angefahrte  Entschlicünng  des  K.  StaatamutiBteriaiiis  fdr  Verkehrttagelegen- 
heiten  vom  24.  H  04  ihre  Gelt4Uig. 

Zu  Art.  H.  Die  in  Abs.  1  bexeicbneten  Erhebungen  sind  von  den 
Distriktsverwaltnn^sbchörden  zu  pflegen.  Die  Verhandluiigen  sind  der  oben 
(ZU  Art.  1)  geuunuten  Zentralpolizeistelle  mitzuteilen. 

Die  in  Abs.  2  vorgesehene,  vorläufige  Unterbringung  der  Opfer  eise« 
Yprlimiherischen  Geschäftstreibens  oblit  gt  gleichfalls  den  DistriktsvcrwaltnniErs- 
beborden,  welche  behufs  Festaetzung  und  Einweisung  der  Kosten  auf  die 
£tatspoaition  „Übrige  Ausgaben  anf  den  PoUzeidienst"  den  yorgesetaen  K. 
Regierungen,  Karnmern  des  Innern,  zn  berichten  haben 

Aucb  Abs.  '6  bezieht  sich  nur  auf  Opfer  des  Mädchenhandeis.  Nur  die 
Heimtchallang  von  solchen  (und  nidbt  etwa  von  Prostitvierten  im  allgenieliieii) 
bat  auf  Grund  des  Abkommens  zu  geschoben. 

Zu  Art.  4.   Die  Kosten,  welche  innerhalb  des  Keicliägebiets 

a)  dnrcb  die  HeimbefOrdening  mitteUoser  InUbulerinnen,  die  nach  dem 
Ausland  verkuppelV-waien,  Ton  "der  Iteicb^renie  bis  an  ihrem  Be- 
stimmungsorte, 

b)  dnrcb  die  HeimbefSrderung  mittetloter  Anslftnderinnen,  die  saeli  dem 
Inland  verkuppdt  waren,  von  ihrem  Anfentb^tsorfce  bia  an  die 

Rcicbsgrenze 

enradisen,  sind  entsprechend  dem  BnndesratebeeciihMae  vom  88.  9. 1S73.  be- 
treffend die  Kosten  für  die  Beförderung  Ausgewiesener  (MABl  S  402)  za 
behandeln,  also  von  jedem  Bundesstaat  insoweit  zu  tragen,  als  sie  zur  Be- 
förderung der  Verkuppelten  durch  sein  Gebiet  anfznwenaen  sind. 

Zu  Art.  5.  Der  von  dem  Kaiserl.  Deutschen  Botschafter  in  Paris  am 
Schlüsse  des  Unterzeichnnngsprotokolls  vom  18.  5.  v.  Js.  erkllute  Vorbehalt 
soll  insbesondere  zum  Ausdruck  bringen,  daü  die  fflr  das  Reich  geltenden 
Abkommen  mit  ausländischen  Staaten  Uber  die  wechselseitige  Tragnng  der 
Knr-  lind  Beerdigungskosten  hilfsbedürfTiger  Angehöriger  (Ei.spnachor  Über- 
einkunft vom  11.  7.  1853  im  Verhaltnisse  zu  Österreich -Ungarn,  und  die 
Abmachungen  des  Reiches  wegen  wechselseitiger  Unterstützung  von  Hilfs- 
bedürft ii^en,  insbesondere  mit  Belgien,  Dänemark,  Italien,  Rußland  und  der 
Schweiz)  auf  (Jpfer  des  Mädchenhandels,  die  auf  Grund  des  Abkommens  durch 
Deutschland  durchgeführt  werden,  keine  Anwendung  fanden. 

Zu  Art.  6.  Bezüglich  der  Überwachung  derjenigen  Bureaus  und  Agen- 
turen, welche  sich  damit  befasse  n,  Frauen  und  Mädchen  Stellen  im  Auslände 
zu  vermitteln,  wird  auf  die  Ministerialbekanntmachung  vom  29.  5.  Ol,  d^ 
Umfang  der  Brfngnissc  und  Verpflichtungen  sowie  den  Geschäftsbetrieb  drr 
Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  betrcfiend  (Ges.-  u.  VBl  S.  A'dö),  hin- 
gewiesen." 

^)  Jm  Nachgange  zn  der  Ministerialentschließung  vom  4.  lt.  Ul.  Ver- 
ebelichung  von  Bayern  in  der  Schweiz  und  von  Schweizern  in  Bayern  bo- 
treffend (MinABl  S.  531),  wird  ltekannt<j;rqTben,  daC  das  in  .■\bs  3  dle.«rcr 
Entschließung  erwähnte  Zcugniji  der  zuäiüiidigen  Ueimalbehürdc  über  dü» 
Nichtliekanntaein  von  Ehehindemiaaen,  durch  lua  ungleich  der  Hacfaweis  der 
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4.  MB  18.8.  bt.  Ebescbließung  v.  Schweizern  i.  Bayern  (JMBl  801).  >) 

5.  KB  16. 11.  bt  AntUefsrangsverlnlir  n.  d.  Schweis  (833).*)  2) 


*}  Vgl.  ZtMh.  XY  461.  —  Red. 


UTÜreehtlichen  Zalässigkeit  der  EbeschlieBnng  ntcli  den  echweteeriseheii  Oe- 

sctzcn  erbracht  werden  kann.  ansschlipClich  dnrch  die  schweizerischen  Zivil- 
.  Standesbeamten,  welche  die  Verkiindang  der  Ehe  vollsogen  haben,  aoszasteUeu 
ilt  nnd  swar  dnxdi  feigende  Erklirnng  avf  dem  VernbidBcheln: 

„Der  Zivilstandesbeamte  von  ....  trklürl,  daß  er,  ohne  daß  irgend- 
welche Einsprache  erhoben  worden  ist,  die  Verkündang  der  Ehe  

▼o^enommen  kat  und  dafi  dem  Vollmge  dieser  Elte  nach  achweiieriichen 
Geaetsen  nichts  im  Wege  steht.* 

1)  „Das  in  Abs.  3  der  Bekanntmacbnng  vom  30. 10.  Ol  (JMBl  8.  64ti)*) 
erwähnte  Zeuj^nis  der  7.a8tändigen  schweizerisrhen  Ilcimatliehördf  durülur. 
daß  ihr  ein  nach  den  schweiserischen  Gesetzen  bestehendes  Ehebinderuis  nicht 
bekannt  geworden  fst,  wird  ansschlieBlich  von  dem  sebweiaeriBcheii  Zivil- 
standi  sheamUn  ausKe^tellt,  der  die  VerkUndung  der  Ehe  ToUsogen  bat.  Dieser 
setzt  auf  den  Verkandscbein  folgende  Erklärung: 

„Der  ZtTilstandesbeamte  von  erklärt,  daß  er,  ohne  daß  irgend- 
welche Einsprach'.-  erhoben  worden  ist.  die  Verkiindang  der  Ehe  ....  vor- 
genommen hat  und  daß  dem  Volhsage  dieser  Ehe  nach  schweizerischen  Ge- 
setzen nichts  im  Wege  steht." 

Durch  dieses  Zeugnis  wird  ?T]gIeich  der  Nachweis  erbracht,  daß  nach 
den  schwi^izerischen  Oesetzen  die  t^bsichtigte  Bheschlieflnng  ziTÜrechtlich 
zulässig  ist." 

-)  ..Die  Schweizerische  Ileffierurit?  hat  mitf^eteilt.  daß  zu  den  Behörden 
der  Schweiz,  die  befugt  bind,  die  vorlaulige  Festnahme  llUchtigcr  Verbrecher 
im  Auslände  zu  beantragen,  die  kantonale  Polizeidirektion  in  Freibarg  hinzu- 
tritt. Das  der  Bekanntmachung  vom  lö.  ö.  d.  Ja.  (JMBl  S.  685)  beigefügte 
Verzeichnis  ist  hiernach  zu  ergänzen. 

Die  Bchwei/.crisctie  R(<gierung  hat  ferner  das  im  Abdrucke  folgende 
Verzeichnis  der  Behörden  der  .S(  liweiz  mitgeteilt,  an  die  unmittelbare  Ersuchen 
um  vorlautige  Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  von  ausländischen  Behörden 
geifditet  werden  kitnnen: 

JL  BoadesbehMan. 

Das  Sehweia«rische  Joatla-  nnd  PolliddeiMtrtenient  in  Bern. 

B.  Ktatmiala  BcüiSrdan. 

1.  Kanton  Zürich:  Die  kantonale  Justiz-  und  Polizeidirektion  und 
das  kantonale  Polizeikommando  in  Zflrich;  außerdem  für  den  Bezirk  Winter- 
thur  die  dortige  Bezirksanwaltschaft.  —  2.  Kanton  Bern:  Die  kantonale 
Polizeidirektion  in  Bern;  die  Hegierungsstatthalter  der  Amtsbezirke  Äarberg, 

Aarwanjfpn.  Bern.  Biel  l'Unti  Hnrgdorf,  Toartelanr*.  Delr^mont.  Erlach. 
Frauches-Moutagnes,  Ftaulu uihum.  Fniiigen,  Interlaken.  Konoltingen,  Laufen. 
Laopen,  Montier,  Neuveville,  Nidau,  Oberhaslc.  Porrentniy.  Saanen.  .Schwarzen- 
barg,  Seftigen,  Signa»,  Nifd^r  Simmenthal.  Ober-Siinmenthal.  Thun,  Trarhse!- 
wald,  Wangen.  —  3.  Kanton  iiuzern:  Da»  kantonale  Polizetdepartement 


*)  8.  Ztach.  Xn  156.  —  Bed. 
Zvittobrlft  f.  Intern.  Privat-  n.  6ff«atl.  Redik  XVI.  42 
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fi  MV  2ö.  11.  bt  d  n  il  Justizbehörden  bebnfe  d.  Brwirkiuig  v.  Ans- 
liefcrangcn  z.  beobachtende  Verfahren  ißid).  0 


in  Lnzprn.  -  4  Kanton  Tri:  Dio  k;inton;\le  l'olizeidiroktion  in  Altdurf  — 
d.  K  a  n  t  ü  n  6  c  b  w  y  z ;  Die  kStaatsanwjiltschaft  und  das  Verhöramt  in  t>chwyz ; 
die  Bezirksämter  Schwyz,  Gersan,  Man  h.  Einsiidt  rn.  Küßnacht  nnd  Httfe. — 
(5.  Kanton  Unter walden  ob  dem  Wald:  Der  Regierungsrat;  die 
kantonale  Untersuchuugsbehürde :  die  kantonale  Überweisungsbehörde,  alle  in 
Sarnen.  —  7.  Kanton  Unter  walden  nid  d«m  Wald:  Die  kaatonnle 
Polizeidircktinn  in  Stans.  —  8.  Kanton  Glarns:  Dir  Regierungsrat  in 
Glarus.  9.  Kanton  Zag:  Die  kantonale  Puliztitlirekiion  in  Zag.  — 
Kl  Kanton  Freiburg:  Die  kutODale  Polizeidirektion  in  Freiburg;  die 
Präfekten  und  die  Orriolitspräsidenten  der  Bezirke  Saune  S;irin(  V  fSense 
(Singine),  Greyerz  (GruyOre),  See  (Lac),  Glane  (Cilftne).  Broye  und  Vjvisbach 
(Veveyse).  —  11.  Kanton  äolotbnrn:  Das  kantonale  Polizeldepartemetit 
and  die  Staatsanwaltschaft  in  Solothnrn ;  die  Priisidentrn  der  Amtsgerichte 
von  Solothurn-Lehern  in  Solothorn,  von  Bacheggberg- Kriegstetteo  in  iSolo* 
thtttn,  Ton  Balitbal  in  Balstbal,  von  01ten-Gi$sgen  in  Ölten  and  von  Domeck- 
ThierstPin  in  Domach.  —  12.  Kanton  B  a  s  (  1 -S  tad  t:  Das  k.intonale 
PoUzeidepartement  in  Basel.  —  13.  Kanton  Basel-Landschaf t:  Die 
kantonale  PoUzeidirektion  in  Liestal;  die  Statthalterirato'  in  Arlesbeizn, 
LiestaK  Sissach  und  Waldonburg.  —  14.  Kanton  S  r  h  a  f  f  h  a  u  sen :  Die 
kantonale  Polizeidirektion  in  Scbaffhausen.  —  15.  Kanton  Appenzell  A.  Rb.: 
Die  kantonale  FoliKeidirektfon  in  Trogen.  —  16.  Kanton  Appenzell  I.  Rh.: 
Die  kantcinalc  Polizeidirektion  in  .\|ii)eijzell  —  17.  Kanton  St.  Gallen; 
Das  kantonale  Landjägerkommando  und  die  Staatsanwaltschaft  in  St.  Ualleo ; 
Bobsidiftr  die  Bezirksämter  Ht.  Gallen,  Tablat.  Ronchacb,  rnterrbeintbal  im 
Rheim-ok.  Oberrheintlial  in  Altstatt«n.  \\'»  rdi'nl)t'rg  in  Rudis,  Sargans.  Gaster 
in  Kaltbrunn,  Seebezirk  in  L'znacb,  Übertoggcnbarg  in  St.  Jubuuu,  Neu^|:gen« 
barg  in  Wattwil,  AUtoggenbnrg  in  Kitebberg,  Untertoggenburg  in  F^ril, 
Wil,  Gossau.  —  18  Kanton  Graubünden:  Das  kantonal»  Polizei- 
departcment  in  Chur;  die  Kreisämter  Alvaschein,  Beifort,  BergUn.  Uberhalb- 
Btein,  ßrusio,  Puschlav  (I'oschiaTo),  llanz,  Lugnetz.  Ruis,  Dunileschg,  Safien. 
Thnsis,  Avers,  Rheinwald,  Schams,  Rhüzüns.  Trins.  Obtasna.  Remüs,  Unter- 
tasna,  Daves,  Jenaz,  Klosters,  Küblis,  Luzein,  Fünf  Dörfer  in  Trimmis, 
Maienfeld,  S«  hiers,  Seevvis,  Bcrgell  (Bregaglia),  Oberengadin.  Calanca,  Misox 
(Mesoccii  .  Roveredo,  Httnterthal,  Chur.  Chnrwalden,  Schanfigg,  Disentis.  — 
19.  Kanton  Aijnj.iu:  Die  kantimalf  St.irirs;»n\valfsrliafr  in  Aarau ;  die 
Bezirksämter  in  .Aarau,  Baden,  Bremgarten,  i>iugg.  Kulm,  Ijaufenburg,  Len/- 
burg.  Muri.  Rheinfelden.  Zofingen  und  Zurzach.  —  20.  Kanton  Thargaa: 
Die  Bezirksämter  in  Arbon,  l^i-^f  hofszell,  Diesscnhofen.  Franonffld.  Krenz- 
iingen,  Münchwilen,  Steckborn  und  Weinfelden  (als  Regel) ;  suLbidiar  das 
kantonale  Folizeideparteiiient.  die  Staatsanwaltschaft  und  das  Ycrhörrichter- 
amt  in  Krauenfeld.  —  21  Kanton  Tessin;  Die  kantonale  Polizeidirektion 
in  ikllinzona.  —  22.  Kau  ton  Waadt:  Daü  kantonale  Justiz- and  Polizei- 
departeincnt  (Departement  de  Jttstice  et  Police)  in  Lansanne.  —  23.  Kan- 
ton Wallis  Das  kantonale  .lustiz-  und  VoWzeidep&Ttcmcnt  fBeparfenicnt 
de  Justice  et  Foiue/  m  Sitten.  —  24.  Kauion  Neuenburg:  Das  kan- 
tonale PoUseidepartement  (Departement  de  Police)  in  Neaenborg.  —  8d. 
Kanton  Genf;  Das  kantonale  Justiz-  und  Polil^^artMOent  (DSpaHe^ 
ment  de  Umtice  et  FoUce)  in  Genf.'' 

')  „Die  Bestimmungen  der  im  JMBl  von  IH'.Ni  S  210  ff   bekannt  t^p- 
machten  Übersicht  über  das  von  den  Justizbehörden  behufs  der  Erwirkung 


Digrtized  by  Google 


DeiiUcbland:  Bayern. 


von  Ansliefernnffen  ta  beobachtende  Verhbrai  worden  einer  Nachprüfung 
untörzo^'cn.  Dabei  haben,  sich  auücr  den  inzwischen  bereits  erfolgten ,  im 
JfHBi  belf&nnt  gemtichten  Änderungeu  und  Ergänzungen  noch  folgende  weitere 
Änderungen  und  Ergänzungen  als  notwendig  ergeben : 

1.  An  die  Stelle  der  Ziff.  10  Abs.  1  ist  zu  setzen: 

Der  dem  Staatsministerinni  der  Justiz  oder  in  eiligen  Fällen  unmittelbar 
dem  Staatsministerium  des  K  Hauses  und  des  AuUcrn  zu  erstattende  Bericht, 
in  welchem  die  Herbeiführung  der  Auslieferung  einer  verfolgten  Person  nach» 
gesucht  wird,  hat  den  Aufenthaltsort  des  Verfolgten,  soweit  er  b<  kniint  i^t. 
anaugeben,  und,  wenn  Schritte  zur  Uerbeifübrung  der  Torläuhgeu  Fesluahmu 
im  Anaiande  getan  sind,  diese  Schritte  genau,  anch  dem  Zeitpunkte  nach, 
zu  bezeichnen.  Außerdem  .sind  in  dem  Berichte  zweifelhaft  gebliebene  Punkte, 
die  für  die  Aaslieferang  von  Wichtigkeit  sein  könnten,  zu  erörtern,  z  B 
die  Staataangdigrigkeit  dee  Verfolgten,  die  Frage,  ob  die  strafbare  Handlung 
nach  den  Gesetzen  des  Auslandes,  falls  diese  bekannt  sind,  Terjährt  ist,  oder 
weshalb  dies  nicht  an^^enommen  wird  usw  D»t  Bericht  hat  Ri<-b  wenn 
es  sich  uui  ein  verbaltuiijmäljig  geringes  Vergehen  iiandeli,  darüber  zu  auüem, 
aus  welchen  Grttnden  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Durchführung  des  ge- 
stellten Antrags  vorliegt  (vgl.  Ziff.  47) ;  er  hat  sich  gveignetenfails  ferner  dar- 
über auszulassen,  ob  auch  die  Beschlagnahme  und  Yerabfolgung  der  im  £e- 
tltse  des  Verfolgten  etwa  gefundenen  Gelder  nnd  sonstigen  Gi^enstftnde 
beantragt  werden  soll. 

2.  Zur  Ziff.  Id  wird  bemerkt,  daß  das  dort  mitgeteilte  Muster  eines 
HaftbefeUa  nur  bei  einfach  gearteten  Tatbest&nden  Anwendung  finden  darf, 
daß  umfangreichere  .'^achdarstellungen  dagegen  nicht  in  die  gesetzliche  Tat- 
bestandsforniel einzuordnen,  sondern  dieser  vor-  oder  nachzusteiien  sind. 

3.  Die  Ziff.  23  erhält  folgenden  Abs.  2: 

Der  Haftbefehl  oder  ein  sonstiges,  die  Straftaten  des  Flüchtigen  ge- 
naver  b4>zeichnendes  Schriftsttlck  ist  dem  Berichte  nicht  beiznfttgen. 

4.  Die  ZiS.  24  erhält  fulgeuden  Abs.  2  : 

Der  Haftbefehl  oder  ein  sonstiges,  die  Straftaten  des  Flüchtigen  genauer 
bezeichnendes  Schrift>t  ri  !c  ist  weder  dem  Antrag  auf  vor]  hifige  Festnahme 
beizufügen,  noch  der  ert>ucliten  Stelle  nachträglich  mitzuteilen. 

6.  An  die  Stelle  der  Ziff.  26  Satz  1  ist  zn  setnen : 

Wird  die  vorläufiire  Festnahme  eines  Vt-rfoltiten  beantragt,  so  sind  tun« 
liehst  gieiclizeitig  und  jedenfalls,  ohne  eine  üiachricht  der  ausländischen  Be- 
hörde Uber  den  Erfolg  dieses  Antrags  abzuwarten,  die  zur  Stellung  des  Ans- 
lieferungsantrags  erforderlichen  Urkunden  dem  Staatsministerium  der  Justiz, 
in  eiligen  Fällen  unmittelbar  dem  Staatsministeiiom  des  K,  Hauses  und  des 
Äußern  einzureichen  (vgl.  Ziff.  10). 

6.  Hinter  Ziff.  27  ist  folgende  Ziff.  27  a  einzuschalten : 

27  a.  Ersuchen  um  Festnahme  flüchtiger  Verbrecher  durch  die  auf  dem 
Grenzbahnhof  in  Hcrbesthal  stationierten  Kriminalbeamten. 

Es  findet  eine  stftndige  Überwachung  des  Orensbahnhofes  Herbesthal 
durch  besondere,  dem  Bezirks-Pnlizeikommissarinf!  in  Aachen  unterstellte 
Königlich  Preußische  lüriminalbeamte  statt.  Um  diese  Einrichtung  für  die 
Stramchtspflege  in  Yollem  Umfange  nntabar  m  machen,  empfiehlt  es  sich: 
Haftbefehle  oder  Steckbriefe  gegen  solche  Personm,  von  denen  bekannt  oder 
an  vermuten  ist: 

a)  entweder,  daß  sie  über  die  belgische  Grenze  nach  dem  Auslande, 
namentlich  nach  Belgien,  Holland,  Lnxembnrg,  Sngland  oder  Frankreidi, 
sich  zQ  begeben  beabsichtigen, 

b)  oder  daß  sie  sich  in  Belgien,  Holland  oder  Luxemburg  aufhalten, 
nnvemflglicb  nnd  onmiitalbar  der  bezeichneten  Dienststelle  unter  der  Adresse 
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,K<inigli(h  PrenBische  StaatspoUeel  in  HerbMtlial'  —  nicht  dem  Bürfcr- 
meister  oder  dem  Bahnhofvorsteher  daselbst  —  mitzuteilen. 

Die  größtf  Srlincllitrkcit  ist  ruirh  in  den  vorstehend  anter  b  bezeichneten 
Pillen  geboten,  weil  die  nar  h  dvn  dort  genannten  Staaten  geflüchteten  Ver- 
brecher alsbald  aiis^'ewiesen  zu  werden  pflegen,  wenn  sie  nicht  im  Besitxe 
genügender  AiiswcispapifTf  oder  Existenzmittel  sind,  ihr  Eintreffen  in  Herbes- 
thal daher  rcgelmaliig  in  kurzer  Zeit  zu  erwarten  t«t.  Die  Übernahme  der 
Ton  Belgien  ausgewieBenen  Personen  frehSrt  sn  den  ObUegenbeitai  der  mit 
der  rberwachnng  des  GrenzTvihnh'irs  Ilcrlicsthal  hotrauteil  KriinittalbenatleiL 

7    Die  Ziff.  28  erhält  folgende  andere  Fassung: 

Die  Ausfuhrung  der  Auslieferung  erfolgt  regelm&üig  in  der  Weise,  daß 
die  fremde  Regierung  die  festgenommene  Person  durch  ihre  Beamten  an  ii« 
Grenze  srhafTen  nnd  daselbst  den  deutschen  Behörden  übergeben  läLit  An 
welchem  deutschen  Grenzpunkte  die  Übergabe  stattfinden  soll,  bestimmt  die 
fremde  Regiening. 

Für  die  WoiterleTördernni,'  des  .AusL'eliefertcn  snrfrt  die  deutsche  Grenx- 
behörde.  Wünscht  indessen  die  Behörde,  welche  die  Auslieferung  betreibt, 
den  Ausgelieferten  von  dem  Ort«  der  Übergabe  abholen  bu  lassen,  so  bat  sie 
dies  möglichst  bald  und,  wenn  anhängig,  schon  in  dem  Berichte  we^e» 
Herbeiführung  tlor  An^^liofernnir.  (lein  ."^t.iatsministerinm  der  Justiz  %nrn- 
/.eigen.  Es  wird  als'lauü  dafür  gesorgt,  daß  die  deutsche  ürenzbchorde  dct 
Ausgelieferten  bis  zur  Ankunft  des  mit  der  Abholung  beauftragten  Beamten 
in  Gewahrsam  hält  und  dati  der  znständigeB  Juetixbehörde  reehtacitig  Ort 
und  Zeit  der  Übcrgaf>u  mitgeteilt  wird. 

Soll  der  Ansgelioferte  nach  seiner  Oberftabe  nicht  derjenigen  Bdidrle. 
welche  die  Auslieftrunij  betreibt,  sondern  einer  anderen  Behörde  zutreführt 
werden,  so  ist  auch  dies  tunlichst  bald  dem  .Staatsministerium  der  Josti; 
anzuzeigen.  Soweit  erforderlich,  haben  die  beteiligten  Behörden  sich  Torher 
miteinander  zn  Tttstindigen.  Dies  gilt  insbesondere,  wenn  die  Aluüefeniiif 
gleichzeitig  von  mehreren  dentsrhen  Behörden  lief  riehen  wird  oder  wenn 
Auslieferung  eines  Verurteilten  beantragt  ist  und  die  Ötraf Vollstreckung  au 
einem  Orte  erfolgen  Irann,  welclier  der  Grenxe  nllier  Hegt  als  der  Sit«  da 
ersuchenden  Beli.irde 

8.  Hinter  Ziff.  30  ist  Jolgende  Ziff.  30  a  einztt8cbalt«Q : 
30  a.  Belolinnngen. 

Ist  Ittr  die  Brmittelnng  oder  Ergreifung  eines  flüchtigen  Verbratei 

eine  Belohnung  ausgesetzt,  und  Tcf  Tnmt  in  Fm^re,  ob  die«*»^  ßelohnuncr  ^sn? 
oder  xum  Teil  ausländischen  Beburden  oder  I>eamtcu  zu/.uwenden  sei.  su  ist 
ym  einer  nnndtteibaren  Zaweisnng  oder  Aoaxahlung  an  letztere  and 
Inansprucbnahiiie  der  diplom  itisf-hen  oder  konsularischf  n  Vermittelang  m 
diesem  Zwecke  abzusehen,  vielmehr  schon  vor  der  Verteilung  an  das  ötaats- 
ministerinm  der  Jottis  na  Iwriditen,  dapiit  dvfdi  yeimltteinog  det  Staats- 
ministeriunis  des  K.  Urases  Qod  des  AnBeni  das  Brfoiderladie  Tvnalnft 
werden  kaun. 

H.  Zur  Ziff.  31  wird  darauf  hingewiesen,  daß  bei  dem  Auälieieruug»- 
vcrkehrc  mit  Belgien  aach  der  Zusatzvertrag  zu  dem  am  24.  12.  1874  gl- 
»elilosrienen  AusliefeniDgsvertnge  vom  88. 11. 1900  (RQBi  1901  &  90»)  m 
berücksichtigen  ist. 

Die  Bemerlrnng  in  Ziff.  31  ttber  die  Bedeatniig  des  Art  1  Ziff.  22  des 
Aasliefeniogsvertrags  crh&lt  folgenden  Znsatz: 

CS  sei  denn,  daß  der  Kid  zu  dessen  Verletzung  der  Zeuge  (Sachver- 
stiindige.  Dolmetscher)  verleitet  werden  sollte,  in  einem  iStnfrerfafaren  ab- 
mleisten  war,  weldies  ein  YerbredMii  lum  GefensUade  iMttte. 
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Zuständig  für  die  Herbeifabrung  der  vorläufigen  Festnahme  ist  für 
Brüssel  der  (ieneraldirektor  der  Gefängoisse  und  der  üffeatlichen  Sicherheit 
(jiireeteur  gitt^ral  de9  prittma  ei  de  la  eüreti  publique). 

Wenn  virmntrt  wird,  daß  '\vv  Verfolgte  sich  nach  Belgien  gewendet 
bat,  niLheres  Uber  meinen  dortigeu  Aufenthalt  aber  nicht  bekannt  iüt,  so  ist 
die  Kaiserliehe  Qesandtechaft  in  BrOBsel  niiinittdbar  um  UerbeiführoDgr  4er 
vorlliufigfin  Festnahme  zu  ersuchon.  An  das  Staatfiinjnisteriinn  dtr  Justiz 
oder  an  das  ätaatsminiaterium  des  K.  Muuscs  und  des  Äußern  ist  in  solchen 
FÜHkn  das  Ersnehen  nur  dann  an  riebten,  wenn  Zweifel  datflber  bestellen, 
ob  wegen  der  Straftat  die  Auslieft  rung  beansprucht  werden  kann. 

Der  vorletste  Absat«  der  Ziff.  31  kommt  in  Wegfall. 

10.  Hinter  Ziff.  32  ist  folgende  Ziff.  32  a  einxnsdialten : 
."52  a.    Columbit  n. 

Bis  zum  Inkrafttreten  der  vorbebaltenen  besonderen  Vereinbarungen 
bleibt  der  Art.  23  des  Frenndschaftsvertrags  vom  23. 7.  1892  (ROBl  1894 

S,  471)  maßgebi'nd, 

Die  Anträge  auf  vorläufige  Festnahme  und  Auslieferung  sind  im 
diplomatischen  Wege  zu  stellen;  es  ist  deshalb  in  jedem  Falle  nnter  Bei- 
fügung der  entsprechenden  Urkunden  zu  berichten  (vgl  Ziff  9,  12  ff.,  23). 

11.  Die  Ziff.  34  Abs.  4  entspricht  nicht  mehr  der  gegenwärtigen  äacli* 
läge  und  wird  durch  folgende  Fassung  ersetzt: 

Wird  die  vorläufige  Festnahme  wegen  einer  Straftat  beantragt,  die 
unzweifelhaft  unter  den  Anslieferunjj^svrrtr:iji  fllllt.  so  ist  das  Ersuchen  um 
Herbeiführung  der  vurlauhgen  Fes>iiialiiiie  unmittelbur  an  die  Königliche  Ge« 
sandtschaft  in  Paris  zu  richten,  sofern  nicht  etwa  anzunehmen  ist,  daß  der 
Verfültjtt'  sieh  in  dm  Amtsbezirk  eines  der  Kaiserlichen  Ikrufskonsnlate  in 
Havre,  Bordeaux  uder  Marseille  geflüchtet  hat.  In  den  lelzei wähnten  Fällen 
ist  die  Verraittelung  des  für  den  Zufluebtsert  xustXndigen  Kaiserlicben 
Konsuls  unmittelbar  in  Ansprueli  zu  nehmen. 

Bestehen  Zweifel  darüber,  ob  die  Strafttat  unter  den  Auslieferungs- 
vertrag f&llt>  80  ist  an  das  Staat. sministerium  der  Justiz,  in  eiligen  Fällen 
an  das  Stnatsministeriuni  d^  .s  K.  Hauses  und  des  Ättßem  WCgen  Merbei- 
Ittlirung  der  vorläutigtu  Festnahm«^  zu  berichten. 

12.  Die  Ziff.  m  wird  dahin  ergllnxt: 

Zu  Art.  1  Ziff.  i)  de»  Auslieferungsvertrags  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Italien  ist  zu  beachten,  dal  unter  ejccitation  ä  la  debaucke 
nicht  nur  Kuppelei  im  Sinne  des  deotschen  StGB,  sondern  jede  strafbare 
Verleitung  zur  Unzucht  zn  verstehen  und  auf  Grund  dieser  Bestimmung 
s.  B.  die  Auslieferung  wegen  Vornahme  unzuchtiger  Handlungen  mit  Kindern 
bewilligt  ist. 

.\af  Grund  des  Art  1  Ziff.  11  und  12  des  Vertrag«  findet  die  Au.s- 
Ueferung  wegen  Diebst&|ils,  Unterschlagung  und  Betrugs  auch  dann  statt, 
wenn  mehrere  Straftaten  dieser  Art  begangen  sind  und  der  Wert  des  G$geo* 
Standes  zwar  in  jedem  in z>  Inen  Falle  dm  iHtrai;  von  1000  Franken  nicht 
erreicht,  der  (iesamtwert  aber  diesen  Betrag  übersteigt. 

Attfier  wegen  der  im  Art.  1  des  Vertrags  aufgeführten  Straftaten  findet 
die  Auslieferung  zwischen  Deutschland  und  Italien  auf  Grund  von  Gegen- 
seitigkeitserklärnngen  auch  wegen  der  nachstehend  bezeiclineten  strafbaren 
Handlungen  statt,  sofern  diese  nach  der  Gesetcgebung  t>eider  Teile  mit 
Strafe  bedroht  sind : 

1.  wegen  Feilhaitung,  Ausstellung  oder  Verbreitung  von  unzUchtigen 
Sebriften,  AbbQdmigen,  Darstellungen  oder  sonstigeii  Oei^Mstftnden ; 

2.  wegen  Verhehlung  von  Sachen,  die  durch  ein  im  Art  1  dts  .\us- 
UeferongSTertrags  aufgeführtes  Yerbrechien  oder  Vergeben  erlangt  sind,  und 
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wegen  B<  isranitcs.  der  dem  Tüter  oder  dem  Teilnehmer  an  einem  dieser  Ytt^ 
brechea  oder  Vergeben  nach  dessen  Be|^hung  geleistet  ist; 

S.  weisen  Nstignng  (§  240  des  deatselien  StGB,  Art.  154  Abs.  1  des 
ita1ieni.s(-]ii-n  stdBV 

13.  Hinter  Ziff.  36  ist  folgende  Ziff.  36  a  ein^ascliieben : 
^a.  Japan. 

Bis  zum  InkrafttreUiU  der  vorbelialt4?nen  besonderen  Vereinbarung  bleibt 
No.  2  des  Protokolls  zn  dem  Konsalanrertrage  vom  4.  4. 1Ö96  cBÜBl  S.  14H) 
maBgebend. 

Die  Anträge  auf  \ otliiiiti^ze  Festnahme  und  .Auslieferung  sind  im 
diplnmatischen  Wege  zu  stallen  :  es  ist  deshalb  in  jedem  Falle  unter  Bei- 
füKuiig  der  entsprechenden  Urkunden  zu  berichten  (vgl.  Ziff.  t),  12  ff.,  2.3V 

14.  Die  Ziff.  38  und  die  an  ihre  Stelle  »ictretene  Nr,  1  der  Bekannt- 
machung vom  27.  1.  1898  iJMBI  S  '.l  werden  dahin  ergänzt  nnd  berichtigt; 

Maßgebend  für  die  Auslieferung  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  and 
den  Niederlanden  sowie  den  niederltadischen  Kolonien  ist  der  Vertrag  vom 
31. 12  iH!tn  iRGBi  mi  s  7ni). 

Zum  Art.  1  Ziff.  24  des  Vertrags  kommt  die  frühere  Bemerkuog.  wo- 
nach ein  Betrag  naeh  niederländischem  Recht«  nur  gegen  physiaehe  Penooea 
begangen  worden  kann,  in  Wegfall. 

Zum  Art.  1  Ziff  27  des  Vertrags  wird  bemerkt:  Zum  Tatbtstaml  des 
betrQglichen  Bankerotts  gehört,  dati  das  gerichtliche  Konkursverfahren  er- 
öffnet ist.  Eine  beglaubigte  Abschrift  des  Beschlusses  über  die  Eröffnnnü 
des  Konkursverfahrens  ist  indessen  nur  dann  einzureichen,  wenn  das  Lrttil. 
auf  Gmnd  des.si  n  (üc  Aoälieferung  erfolgen  soll,  keine  Angaben  über  die 
Tatsache  und  über  den  Zeitpunkt  der  Konkurseröffnung  enthält  Anjrabfn 
hierüber  sind  in  den  Haftbefehl  aufzunehmen,  wenn  die  Aaslieferung  eimt 
noch  nicht  verurteilten  Person  beantragt  wird. 

15.  Zur  Ziff.  42  sowie  zu  den  Bekanntmachungen  vom  27.  1  I>'f'>'' 
JMBl  8.  3)  und  19.  10.  03  (JMBl  S.  433)  wird  bemerkt,  dalJ  zwischen 
beotschtand  and  der  Schweis  auf  Orond  förmlicher  GegenseitIgkeitserkU* 
rnnirrii  In  Auslieferung  auch  wegen  gewaltsamer  Vornahnie  tinzürhtiger 
Handlungen  an  einer  Frauensperson  und  wegen  Miübraucbs  einer  geistes- 
kranlcen  Pranensperson  aam  anBerehellchen  B&ehlafe  stattflndet. 

Im  üliritren  hat  sicli  die  Schweiz  bereit  erklärt,  auf  Aiislief-rnnp'- 
anträgc  wegen  anderer  Verbrechen  und  Veigeben  gegen  die  ijittlictikeit  and 
wegen  Sachbeschädigung  einzugehen,  soweit  es  die  sehweiiwisdwi  Gcsetse 
gestatten.'' 

')  „Der  Schweizerische  Bunde^nit  hat  am  20  05  an  sftmtlicfae  Kantons- 
regienmiren  rin  Kreisschreibeo.  betreifend  ZtTilstandsaIrtenaQStaiiach  mit  den 

Auslande,  erlassen. 

Die  allgemanen  und  die  auf  den  Austausch  mit  Bayern  bezflgücben 
Bestimmungen  dieses  Krei8schreil)en!<  wenlen  im  nachstehenden  hekanntgefff^pn. 

Die  Mitteilung  von  Zivilstandsakten  an  die  zuständigen  Behörden  dt» 
Auslandes  erfolgt,  soweit  es  den  sogenannten  Zivil8tandsakt<n.ii]staasch 
betrifft,  in  der  Regel  auf  diplomatischi  in  Wege  nach  Art.  5  de.s  Reglements 
für  die  Führung  der  Zivilstandsregister  vom  30.  9.  1881.  Zu  dre^m  Beh"''^ 
werden  die  l»es11g1iohen  SnVitotaBdsahten  vea  den  SÜTilstandsbeamten.  sobald 
der  weiter  zu  raelrlrnde  Zivihtandsvorfall  rrpbnrt.  Ehe,  Tnd  f^egitiin.ition 
usw.)  in  ihre  Register  eingetragen  ist,  ohne  Verzag  den  betreffenden  Kantons- 
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kanzleien  eingesandt,  soweit  kantonale  Vorschriften  nichts  anderes  bestimmen. 
Die  Kantonskanzk'it  n  l  oglaubigen  die  Akten  (Kn  iäsriir«  iben  der  Bundeskanzlci 
vom  2.  6.  1887,  Buiideübl.  III  497;  und  senden  sie  in  der  Regel  monatlich 
mindestens  einmal  an  dM  Sekretariat  fOr  Zivilstandssachen  des  schweiserischen 
Justiz-  und  Polizeidepartements,  welchem  seit  1.  3.  üö  die  inx-rmittlung^  der- 
selben nach  dem  Auslände  übertragen  worden  ist  (Kreisschreibcn  des  schwcize- 
rleehen  Jostis-  nnd  Poliseideiwrtements  No.  A  vom  18.  9. 06). 

Jede  Sendung  der  Kantonskanzleien  ist  mit  einer  narh  Staaten  geordneten 
Liste  zu  begleiten,  welche  die  2*jamen  ^Familien-  und  Vorname;,  den  Heimatort 
und  den  HeimatwUMt  der  Personen  enthält,  aaf  weldie  dfe  Akten  lauten 
(Kreissehreiben  der  Bundeskanzlei  vom  14.  3.  1876). 

Ua  die  Versendung  der  nach  dem  Auslande  bestimmten  Zizilstandsaktcn 
dnich  das  Zivilstandssenretariat  des  sehwefaserischen  Jnstfs«  nnd  Pollseldeparte- 
7nents  regelniüüig  vom  1  bis  .^).  jedes  Monats  erfolgt,  so  ist  es  wünschenswert. 
daJi  dieses  spätestens  am  2ü.  jedes  Monats  in  den  Besitz  der  zu  übermittelnden 
Akten  des  rorliergvlienden  Monats  gelange,  falls  die  bezUglichoi  kantonalen 
Versuuilstollen  Iii  Ii"  I  i:i    i 'tjelniüGige  wöchentliche  Versendung  vorziehen. 

Alle  zur  Etutraguog  in  ausländische  Standesregister  bestimmten  Zivil- 
standsakten,  für  welche  rertraglioh  kein  anderer  Beförderangsmodns  vor- 
gesehen ist,  werden  auf  diplomatischem  Wege  durch  das  Sekretariut  für 
Zivilstandssachen  des  scbweizerisciien  Justiz-  und  PoUzeidepartements  an  ihren 
Bestimmungsort  geleitet. 

Verträge  und  Usancen  über  gegenseitige  Hitteiinng  von  Zivilstaudsakten 
bestehen  mit  folgenden  Staaten: 

1.  Den  sogenannten  Haager  Konventionsstaaten. 

Infolge  Beitrittes  der  Schweiz  zu  dem  Haager  l' hereinkommen  vom 
12.  (i.  02  zur  Regelung  des  Geltungsberoirlies  der  fiesetze  auf  dem  Gebiete 
Uer  Eheschließung  (A.  S.  u.  1'.  XXI  397  ff.,  Krei.ss(  hreiben  des  Bundesrates  vom 
7.  9.  ()5)  ist  die  Schweiz  durch  Art.  ö,  Abs.  4,  derselben  verpflichtet,  den 
Behörden  der  Vertragsstaaten  beglaubigte  Zivilstandsregisterauszüge  Uber  in 
der  Schweiz  abgeschlossene  Eben  ihrer  Angehörigen  zuzustellen. 

Folgende  Staaten  (in  der  offiziellen  Reihenfolge)  sind  bis  daMn  neben 
der  Schweiz  dem  genannten  Abkommen  beigetreten : 

Düuuclilaud,  Belgien.  Frankreich,  Italien,  Luxemburg.  Niederlande, 
Rumänien  nnd  Schweden. 

Diesen  Staaten  sind  also  in  Zukunft  obligatorisch  Ehescheine  ihrer  An- 
gehörigen mitzuteilen.  Falls  Braut  und  Bräutigam  zwei  verschiedenen  Kon- 
▼entionsstaaten  oder  swei  oder  mehreren  verschiedenen  Gemeinden  eines 
KoTivpntion<;staato<;  ancrelK'.reii  sind  die  Transcheine  in  doppelter  odw 
mehrfacher  Ausfertigung  einzureichen. 

Es  ist  andi  dann  ein  Transchein  sn  übermitteln,  wenn  nnr  die  Braut 
einem  Konvcntinnsstaato  anfjehfirt. 

Für  die  Art  der  Ijbermittlung  machen  die  mit  den  einzelnen  Staaten 
'bcsteheBdea  bkdierigen  Verträge  Regel  (siehe  nachstehend).  Wo  kein  Vertrag 
bestellt,  geschieht  die  Übermittlung  auf  diplomatischem  Wege. 

S.  Bayern.  Unterm  7. 13. 1874  (A.  S.  n.  P.  1 210)  ist  eine  Übereinknnft, 
betreffend  fjegenseitige  Zustellung  von  Geburts-  und  Totensrheinrn.  i^ptroffen 
worden,  wonach  solche  Urkunden  für  bayerische  Staatsangehörige  direkt  und 
koetenfrei  an  die  DistriktspollzeibehOrden  (Besirkmnit  beiw.  in  nnmittelbacea 
Städten  un  den  Stadtmagistrat),  ond  fdr  die  Pfals  an  die  Staatsanwaltschaft 
zu  ttbermitteln  sind. 

Diese  Akten  nflimn  von  den  den  aunteUenden  Zlvilstandsbeamten  vor- 
gesetnten  Behörden  beglaubigt  sein  (wird  durch  die  Kantonskansleicn  besorgt). 
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8.  MB  22.  12.  hu  d.  Aiulieferniigsvcrkehr  m.  d.  Philippuien  ^JMBl  1006 
S.  5). ») 

BrauiiMeliweig. 

1905. 

M£  8.  10.  bt.  ZuBtändigkeit  !.  d.  Todeserkl&ning  v.  braanschwetgiachm 
StMtnngdi&rigeii  obae  inttudMcfaw  Wohnaitt  (Oes.-  «.  VoSmml.  m). 

<hB.  22.  2.  bt.  d.  OeneralTornuudKlMft  i.  d.  Stadt  Bremen  {(MBU  9\ 

PreuOen. 

im 

1.  MV  24. 11.  bt.  Zuielinng  fremder  KonaoUdrlMUttter  i.  d.  tMISea 
(AbgbnZBl  274).*) 


Die  nacli  Bay^^m  bestimmten  Akten  müssen,  wie  alle  im  AustAUSch- 
verkelire  übersandten  Akten,  legalisiert  and  kostenfrei  von  dtfu  kautooaka 
BeliSrden  an  die  be^eriachen  Amtaatellen  geleitet  wwden.  Peitoanslagen  oder 

Legalisat iitiisjff bohren  dürfen  von  dt-n  Adri-ssati-n  nicht  erhoben  werden. 

Die  tieburts-  und  Todessebeine  der  in  Bayern  geborenen  be«w.  gestorbenen 
Schweizer  werden  direkt  und  kostenfrei  an  die  Kantonskanzleien  gesandt 
In  Bayern  werden  die  Zivilstandsakten  von  den  DistriktspolfMiMiSnkn 
legalisiert  und  nach  der  Schweiz  übermittelt;  in  der  Pfalz  hinpepen  erfolgt 
die  Beglaubigung  durch  den  ^Präsidenten  des  Bezirksgerichtes  und  die  Ver> 
Sendling  dnrch  die  Btaatsanwaltschnft. 

Die  Annahiiu'  uder  Atisstellnnt;  von  Gebnrtssrhcinen  vnn  ••r^f]  der 
Behörden  eines  der  beiden  Länder  präindiaiert  die  Frage  der  Zubt^udigkeit 
der  betreffenden  IndWidnen  in  keiner  Wefee. 

NB  Die  8chweizeris(  h-'  1  ische  Übereinkunft  s<  hließt  die  Leiritimations- 
urkunden  nicht  ein.  so  daU  zur  Vermeidung  von  Weitläuligkeiten  and  Zeit> 
Terlnst  I^egalisierentassen  derselben  durch  die  bayerische  Gee&ndtsdiaft  oder 
ein  deutsches  Konsulat  zu  empfehlen  ist. 

Ehescheine  und  T^e^ntimationsarknnden  werden  noch  nach  Bnjem  aal 
diplomatischem  \Vt  i;e  iiltemiittelt/' 

*)  ,Dic  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  von  Aunrika  hat  erklärt, 
daß  aie  die  von  Ihr  in  den  Jahren  1862,  1863  und  1857  mit  mehreren  dentacbcs 
Staaten  geschlossenen  Auslieferungsverträge  als  für  die  Philipi  inen  anwcr.dhir 
erachtet.  Hiernach  kann  auf  Qrund  des  Auslieferungsvertrags  zwiscb^s 
Bayern  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  Tom  12. 9. 1663  (BegBI 
18Ö4  S.  1089)  die  Festnahme  und  Atisli»  ferung  von  Personen,  die  nach  diesem 
Vertrag  aus  den  Vereinigten  8t«aten  auszuliefern  Mären,  auch  anf  4ea 
Philippinen  herbeigeführt  werden.  Auf  das  Verfahren  findet  die  Bekaattr 
machang  vom  18.  2. 1892  (JMBl  S.  45)  entsprechende  Anwendnng.* 

-1  ,Die  gemeinschaftliche  Verfügung  vom  22.  7.  d.  Js.  über  die  Zuziebong 
fremder  Konsnhirbeaniten  zu  Amtshandlunjren  inlilndi^^-ber  }Vbr>rden  and  Be- 
amten in  preußischen  Seehäfen  (MBl  8.  41<0*j  bleibt  aui  die  zum  ii^rwer^ 
dnrch  die  Seefahrt  bestimmten  Schiffe  (Kaaffahrteischille)  bescMikt  IM- 
schiffe  fallen  nicht  nnter  die  Verfllgnng.' 

*)  8.  Ztsch.  XV  474. 
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2.  MS  26. 11.  bt  Art  17  SO  s.  BQB;  Uaagcr  Abkomman  12.  6.  02, 
§  e06  ZPO  (,Du  SteadcMmt*  1905  S.  160). 


V)  .Nach  rfrn  Inrr  ^'crnachten  Wa1;rrohmnnj;^n  pflegen  zahlrnirhp  Gericht« 
sich  ihrer  aas  §  Abs.  4  Zi'i)  folgenden  Verpfliohtoiig,  in  J:IheticheidanKS- 
pnmnen  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  der  Parteien  Yor  dem  Eintritt 
in  die  sachliche  Verhandlung  vun  Amts  wegen  zu  präfen,  noch  immer  nicht 
bewußt  zu  sein.  Demgemäii  ist  es  auch  nach  dem  Erlasse  der  Kundverfügung 
Tom  21.  3.  00  I.  7571  nicht  selten  vorgekommen,  daß  Inländische  Genekte 
über  Scheidungsklagen  von  Ausländem  erkannt  haben,  trotzdem  ihnen  nach 
den  Gesetzen  des  Ueimatstaats  des  Ehemannes  die  Zuständigkeit  fehlte,  und 
daS  materiell  anf  die  Scheidung  von  Ansiinderehen  der  Vorschrift  des  Art.  17 
X6  z.  BGB  zuwider  die  dentschen  Gesetze  angewendet  worden  sind. 

War  «in  solches  Verfahren  schon  bisher  geeignet,  das  Ansehen  dur 
dentschen  Rechtspflege  zu  beefntrKchtigen,  indem  nicht  nnr  die  ausländischen, 
sondern  auch  inländische  Behörden  derartige  Urteile  als  rechtsuni^irksam  be- 
handeln mußten,  so  würden  in  Zukunft  aus  einer  Nichtbeachtung  der  be- 
seichneten  Gesetze  unter  Umständen  pdnliche  internationale  Konflikte  ent- 
stehen können.  Denn  nachdem  das  „Abkommen  zur  Regelung  des  Geltunga- 
bereichs der  Gesetze  und  der  Gerichtsbarkeit  anf  dem  Gebiete  der  Ehe- 
Bcheidung  und  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett"  vom  12  H  02  in  Wirk- 
samkeit getreten  ist  (RGKl  1904  S.  231.  249.  vgl.  Art.  12  de-  Al  komniens) 
haben  die  Vertr.iL"^st:)'tren  einen  völkerrechtlichen  Anspruch  darauf,  daß  in 
Ehescbeiduugssaclitn  iljier  Angehörigen  sowohl  für  die  Ausübung  der  Gerichta- 
bukeit  als  für  die  Anwendmg  des  maten<1Un  Uerhtes  die  —  sachlich  mit 
den  einschlagenden  Bestimmungen  de.^  deutschen  Hechtes  übereinstimmenden  — 
Vorschriften  des  Abkommens  (Art.  5  No.  2  Satz  4;  Art.  1.  2)  seitens  der 
deutschen  Gerichte  beobaohtet  werden. 

Es  darf  hiernach  er^'artet  werden,  daß  die  Gerichte  fortan  in  jedem 
Ehescheidnngsprozesse  die  Erörterung  der  Staat.sangehijrigkeit  der  Parteien 
unter  die  von  Amts  wegen  vorab  zu  prüfenden  Fragen  aufnehmen  werden. 
Diese  Erörterung  wird  sich  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle,  wenn 
nach  dem  Inhalte  der  regelmäßig  zu  erfordernden  Heiratsurkunde  —  ins- 
besondere dem  Geburtsorte  des  Bbematines,-  dem  WohAsitse  seiner  Eltern, 
der  Schreibart  des  Xamens  —  sowie  nach  dem  Vnrtrap:c  der  AnwäUr-  ülirr 
den  Lebenslauf  der  Parteien,  deren  Reichs&ngehörigkcit  keinem  Ikdtnkeu 
unterliegt,  anf  eine  gans  ksne  Feststellnng  dieser  Tatsache  im  Tatbestand 
oder  den  Entscheidnngsgründen  des  rrteils  beschränken  können,  wie  dies 
in  Ländern,  nach  deren  Gesetzgebung  der  Grundsatz  der  Staatsangehörigkeit 
für  die  Rechtsanwaidvttg  In  SiesacEen  schon  länger  maBgebend  war.  x.  B. 
tm  Königreiche  Sachsen,  von  jeher  üblich  gewesen  ist  T^r^'elx  n  sich  dagegen 
ans  der  Heirat sut künde  oder  aus  den  Parteivorträgen  Bedenken  gegen  die 
Reidisangehörigkeit  der  Streitteile,  so  wird  diesen  vor  dem  weiterai  Fort* 
gange  de.s  \  i  rfahrens  eine  zweifelsfreic  Nachweisvng  ttber  ihre  Staatsange- 
hörigkeit aufzugeben  sein. 

Indem  Ich  Evre  Hodmohlgeboren  ersnche,  diese  Bemerkungen  tat  Kennt< 
nis  der  Gerichte  Ihres  Bezirkes  zu  briiigm  und  auf  deren  Bi  arhfung  bei  den 
Qesciiäftsrevisionen  Ihr  Augenmerk  zu  richten,  .steile  ich  ihnen  zugleich 
anheim.  auch  dem  Vorstände  der  Anwaltskammer  in  geeigneter  Form  von  den 
angedeuteten  Gesichtspunkten  Mitteilung  zu  mar  lu  ii.  damit  die  Anwälte  si  hon 
bei  der  Aufnahme  der  Instruktion  für  einen  ticheidungsprozeü  die  Krage  der 
Staatsangehörigkeit  der  Parteien  zu  prüfen  und  in  zweifelhaften  Fällen  klar 
sa  stellen  TeranlaBt  werden." 
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3.  MV  b.  12.  bt.  Konsularische  2oUfreibeil  L  Brasilien.  ^MBl  d.  llandeU- 
u.  ÜewVerw.  482). 

4.  MV  8B.  12.  bt.  VollBtreekliarkeit  deaticher  Oeriebtiettttclieidoiigca  is 
Österreicb.  (JMfil  331). 

J.  MB  ti  1.  )it.  AaiiUeferung  aus  u.  uacb  Franlcrdcb  w^.  Entführung 
T.  Minderjährigen  vJHBl  6).^ 


')  „Unter  Bezugnahme  auf  die  Verfügung  vom  19.6.  d.  Js.  III.  648<), 
lieTiefTfiii!  ZoHlu-handlung  der  für  aiislainlisilie  Konsularvertreter  einu'''tit  n<k-n 
•Dieustffegenstände,*)  teil«  ich  mit,  daii  die  Brasilianische  R^ieruug  sich 
nmunebr  bereit  erklirt  bat,  allen  nnseren  konsnUriscfaen  Vertreten  ZoU- 
freibeit  für  die  zn  ihrrin  (1irn.stlirhrn  Hrbrauche  eingdienden  Gegenstände 
zu  gewähren.  Ich  ersuche  die  Zollstellen  dementsprechend  mit  Anweisang 
SU  veneben.'* 

^  „Die  nadutehende.  von  dem  Österreiehiscben  Herrn  Jostizminieter 

am  19.  10.  (»4  in  EiH/rm/niii:  der  V.'n.rtituin;:  vdm  2!  12  1899  (vgl  JMBI 
19Ü0  S.  <9j  erlassene  und  am  1.  11.  U-1  in  Wirksamkeit  getretene  Verord> 
nong,  die  im  GH.  Stflcke  des  toterreiehiichen  ROB1  verftllentiTcbt  ist,  wird  rar 
Kenntnis  der  Justizbehörden  gebracht. 

Vt  Tordnung  des  .Tustizministers 
vom  IH.  10.  1904,  womit  Bestimmungen  zur  Herstellung  der  Gegenseitig- 
keit gegenüber  dem  Deutschen  H<  irlit  m  lii  tri  ff  der  Vollstreckung  der  dort 

erriclifc  ft'ii  Akt»  und  Urkunden  getroffen  werd«  ti 

Im  Deutschen  Reiche  wird  von  den  Gerichten  die  Anerkennung  des 
Urteils  eines  österreichischen  Gerichts  wegen  nicht  gehöriger  Zustellung  der 
den  Prozeli  einleitenden  Verfügung  nicht  nur  in  den  durch  §  328,  Ziff.  2, 
der  Deutschen  ZPO  normierten  Fällen,  sondern  st4  ts  auch  dann  ausgeschlossen, 
wenn  die  Zustellung  nicht,  wie  es  der  §  80.  Ziff  2  der  österreichischen 
Exekution.sordnung  vorsieiit.  zu  eigenen  Händen  erfolgt  ist. 

Die  Kaist  rlich  Di  iitsrhf  Rptrif^ninp:  hat  erklärt,  daü  die  deutsrhen  Ge- 
richte kLiaen  Uruuil  liabtu  vvcrdeu,  aui  der  Fortsetzung  dieser  rruAta;  xu 
bestehen,  sobald  von  der  k.  k.  Regierung  die  Erklärung  abgegeben  werden 
winl.  (laß  die  üsterreichisrhpn*  <  J  rir'-t-'  hei  T^rilfung  dfr  Voraussetzungen 
für  die  Vollstreckbarkeit  von  Akten  uuU  Urkunden,  die  im  Deutschen  Reiche 
errichtet  wurden,  Uber  die  Erfordernisse  des  §  328,  Ziff.  2  der  Dentsdieo 
ZPO  nicht  hinausgehen  worden 

Demzufolge  wird  zur  Herstellung  vollkommener  Gegenseitigkeit  gegen- 
über den  Bestimmungen  des  §  .%8,  Ziff.  2  der  Deutschen  ZPO  gemiß  §  8< 
der  E.vekutionsordininf^  folt^'ondos  nnijf^ordnet : 

Bei  der  Entsilu  itluug  übt^r  Exekutionsanträge,  die  sich  auf  Erkenntnisse 
deutscher  Gerichte  oder  auf  vor  diesen  abgeschlossene  Vergleiebe  gründen, 
hat  der  §  80,  Ziff.  2  der  EvckutinnsordnuTif?  keine  Anwendung  zu  ündes. 
Wegen  Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  bei  Zustellung  der  den  ProzeB  ein- 
leitenden Verfflgnngen  kann  die  Bxelration  nur  unter  solchen  Voraossetsnngen 
abtrplphnt  werden,  iintrr  dt  iien  gemäli  §  328,  Ziff.  2  der  Deut.schcn  ZPO  dis 
Anerkennung  eines  österreichischen  Urteils  im  Deutschen  Heicbe  aus- 
geschlossen ist" 

')  „Im  Ansliefemngsvericdire  zwiseben  Prsaflsn  ond  FkMikreicli  findet 
Mir  Ormid  Ton  Gegemeitigkeftserklirnngen  die  AnslIefBniiig' we|en  Bnt- 


*)  Ö.  AbgbnZBI.  8.  III. 
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2.  MV  ß.  1.  bt.  ZalMsmig  v.  AmlSndern  t,  Univeraitfttsstndinm  usw, 
(ZBl  f  d  U.  S.  207).  1) 

3.  MV  10  1.  bt.  Mitteilung  gerichtlicher  Entscheidungen  a.  d.  Reichs- 
Justizamt  (JMBl  12).  2) 

4.  HB  17.  1.  bt.  Behandlonf;  d.  Auslandspässe  i.  Frankreich  (MBl  81)  3) 


filhrung  von  Minderjähi  i^«>n  beiderlei  nt  sdilef  htn  st.-itt.  wenn  die  Tat  nach 
d<»r  Gesetzgebung  des  aimn  wie  des  andt  it  u  Teiles  als  Verbrechen  oder  Ver- 
lien  Btnftu  ist    §§  23ö  bis  287  des  RStGB  und  ^  21  des  preußischen 

<;.  sf'tzcs  vom  2.  7.  00  ~-  (IS  S  2in  :  Art.  3.'.4  fT  des  Code  pinal 
und  (ia.'s  den  Art.  3ö7  ergänzend«-  französische  (icsi'tz  v.  .")  12.  Ol.)'"  ♦) 

')  „§  2.  Zum  Nachweise  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  für  das 
akademische  Stadinm  haben  Angehörige  des  Deatsehen  Reiches  anfierdem 

dasjenige  Reifezeugnis  cintr  doutsrhi-n  rH'unstufit,'L'n  höheren  Lehran.stalt  bei- 
zubringen, weiches  für  die  Zulassung  zu  den  ihrem  Studienfach  entsprechenden 
Berofsprafungeii  in  ihrem  Heimatslaate  ▼orgesobriehen  ist;  auf  Grand  aus- 

ländischer  Reifezeugnisse  dürfen  Reichsan^ehörigc  nur  dann  immatrikuliert 
werden,  wenn  daraufhin  ihre  Zulassung  zu  den  ihrem  Studienfach  ent- 
spreclienden  BerufsprQfungen  in  ihrem  Heimatstaate  gesichert  erscheint. 

Genügt  nach  den  bestehenden  Bestimmungen  für  ein  15enifsstudium  der 
Nachweis  der  Reife  für  die  Prima  einer  neunstafigen  höheren  Lehranstalt, 
so  reicht  das  auch  für  die  Immatrikulation  aus. 

Die  Fakultät,  bei  welcher  der  Studierende  eiiuatragen  ist,  bestimmt 
sich  durch  das  von  ihm  gewählte  Studien faeli. 

§  3.  Mit  besonderer  Erlaubnis  der  Iiuiuatrikulationskommission  können 
Angehörige  des  Deatschen  Beiehes,  welche  ein  nach  2  Abs.  1  oder  2  ge- 
nügendes Keifczeui^nis  nicht  erworben,  jedoch  wenigstens  dasjenige  Mali  der 
Schulbildung  erreicht  habtn,  welche  für  du;  Erlangung  der  BerechLigung  zum 
Einjährig-freiwilligen  Dienst  vorgeschrieben  ist,  auf  vier  Semester  immatri- 
kuliert und  bei  der  Philosophischen  Fakultät  eingetragen  werden. 

Die  Immatrikulationskommission  ist  ermächtigt,  nach  Ablauf  dieser 
Tier  Semester  die  Verlängerung  des  Studiums  und  zwei  Semester  aus  be> 
sonderen  Gründen  bosonders  gestatten.  Eine  weitere  Verlftngernng  ist  nnr 
mit  Genehmigung  des  Ministers  zulässig. 

9  4.  Ansläniier  können  immatrikuliert  und  bei  jeder  Fakultät  ein- 
ertmircn  werden,  sofern  sie  sich  über  den  P'-'^it/  einer  Schulbildung  aus- 
weisen, welche  der  in  §  H  bezeichneten  für  f^knii wertig  zu  eraciitcn  ist  * 

„Rechtskräftige  Entscheidungen  der  Uberlandesgerichte  und  der  Land- 
gerichte, welche  die  Vollstreckbarkeit  schweizerischer  Urteile  im  Inlande  be- 
rSbren,  sind  in  Abschrift  dem  Reicbs-Jnstixunt  einanreidien.* 

>)  ,In  Fnuikreteh  gelten  die  Aaslandspäne  nicht  ohne  weiteres  »Is 

Legitimation  bei  der  Empfangnahme  von  Postsendungen  Sie  werden  viel- 
mehr nur  dann  als  vollgültige  Beweisstücke  für  die  Identität  des  Empfängers 
Mtgvseben,  wenn  sie  ein  in  dem  betreuenden  Ansstellnngslande  bevollrnfteh- 
tigter  französischer  diplomatischer  Vertreter  oder  Konsul  vi^irr»  h  it  Tin  ! 
diese  Bescheinigung  von  dem  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  in 
Paris  bestätigt  ist  oder  wenn  sie  in  Frankreich  von  einen  bevollmftcht^tten 
KoDsol  des  Anastellnngslandee  visiert  sind/' 

S.  auch  unten  S.  638  No.  ö.  Red. 
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5.  MB  2b.  1.  bt.  Aubliefernng  au  a.  wh  Fnakmch  w^.  £Dtfttbnuig 
V.  Minderjährigen  (MBl  38). 

6.  MV  19.  2.  bt.  AoBliefeniDg  v.  d.  PhUippinen  (JMBl  285).^) 

6  a.  HV  16. 3.  bt  VeniteDenuig  t.  Noehlaf^den:  b.  oben  8. 613  No.  8. 

7.  MV  16. 8.  bt  Yerk«lir  aoflflfdentMber  Axuwmämx  ttb.  4.  praufiiflGlie 
Grause  (MBI  49).*) 

8.  ATV  30  3.  bt  ZoUireiheit  f.  Master  diniacher  Haodelsreiaeiider 
(AbgbnZBl  186». 

9.  MV  ö.  4.  bt.  GewerbelegiUmationskarten  f.  dänische  Handlungsreisende 
(MBl  d.  Handelt-  u.  Qew.Venr.  98). 

10.  MB  8. 5.  bt  Kontulaibeaiiita,  welebe  a.  AUiSning  t.  Zengen  a.  s. 
AbnabiM  V.  Biden  ennlcbUgt  nnd  (JMBl  149).^«) 


♦)  Vgl.  Ztfich.  XV  47ß.  -  Red. 
♦•)  Vgl  ZtMh.  XV  47111.  -  Red. 


V)  „Im  Verkehre  zwischen  Preußen  und  Elsaß-Lothringen  einerseits  and 
Frankreich  andercrsrits  hat  auf  Orund  der  Oegensfitigkeit  die  Auslitfcrunir 
wegen  Entführung  MinderjäbrigfT  des  einen  oder  des  anderen  Geschlechu 
itattsnfinden,  sofern  die  Handlang  nach  der  Gesetzgebung  des  einen  wie  des 
anderen  Teiles,  sei  es  als  Virbreciien.  sei  es  als  Vergehen,  strafbar  ist. 
Unter  die  Oegenseitigkeitserklärungen  fallen  für  den  Verkehr  zwischen 
Preußen  und  Frankreich  auch  die  durch  §  81  des  Gesetzes  Uber  die  V9nt(tgt- 
erziehanL'  Minderjähriger  vom  2.  7. 00  vorgesehenen  Talbestfindc.  s<>w»^it 
sie  nach  französischem  Rechte  durch  Art.  357  des  Code  pinal  gieiciitaüä 
mit  Strafe  bedroht  sind.  Dies  trifft  insoweit  zu,  als  es  sich  um  die  von  den 
Vater  oder  der  Mutter  bewirkte  Entziehung  eines  MinderjSlurigen  ans  der 
angeordneten  Fürsorgeerziehung  handelt  "  *i 

2}  „Die  Regierang  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erachtet  die 
▼Ott  Ihr  in  den  JabrM»  1852,  1853  und  1867  mit  Prenfkn  and  anderen  dentsdien 
Staaten  abgeschlossmen  Ansliefeningsvertrlge  fflr  die  Philippinen  fttr  aa* 
wendbar. 

Anf  Qmnd  des  AosliefeningBvertrmgs  swieeben  PmBen  nnd  andnco 

Striaton  des  Deutschen  Bandes  einerseits  in  d  den  Vrreini>;ten  Staaten  von 
Amerika  andererseits  vom  IG.  6.  1852  nebst  Additionalartikel  vom  16.  11. 18&2 
wird  sonaeb  die  Pestnabme  nnd  Ansliefemng  Petaoaen,  die  nadi  dieiea 
Vertrag  aus  den  Vereinigten  Staaten  anssaliciem  wlien,  «neb  auf  den 

Philippinen  herheipeführt  werden  können.'^ 

^)  „Im  Verfolg  der  Vorschriften  über  den  Verkehr  anfierdeatscher  Aus- 
wanderer Uber  die  prenBische  Grense  vom  90.  9.  04  (MBI  1904  ^.  276) 
wird  hierdurch  bekannt  gegeben,  daß  am  22.  d.  M.  eine  fernere  Re^istrier- 
station  in  Bingerbrück,  I^^ieningsbesirk  Koblenz,  eröffnet  wird.  Da  aoüei- 
dem  von  der  Königlich  ^elttiidwn  Regierung  eine  R^striexatation  In 
Leipzig  irrii-litet  i.st.  so  bestdien  Solche  nnnmebr  in  Myslowita,  Ratibor» 
Leipzig  und  Bingerbrück." 

*)  .Die  in  der  Bekanntmachung  vom  17.  5.  04  i.lMBl  .S.  132»  mitgeteilten 
Übersichten  der  Orte,  an  denen  sicli  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattete  od^ 
solche  Kainerliehe  Konsnlarbeamte  befinden,  welche  «nr  AbbSmng  Ton  Zengen 
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11.  MV^  21).  5.  bt.  d.  Ersuchen  narh  d.  Anstände,  soweit  sie  nicht  auf 
AusUeferang  od.  Festnahme  gerichtet  sind  (JMBl  Ibd}.*) 

12.  HV  14.  6.  bt.  Bhef&higkcitsbcscbcinigangcn  f.  rusäiscbe  Untertanen 
(,Dm  StMdeHunt*  19Q6  8.  97$).  >) 


*)  Der  Abdruck  dieser  ninfangreichen  Vorfflirnnt?  muß  wo^pu  Raum- 
mangels hinaasgescboben  werden.  —  Abdrucke  sind  von  jR.  v.  Deckers  Verlag 
<7.  Sehenek,  Berltn  SW,  Jeniflalemenrtr.  56,  kftaflioli  sn  besieben.  —  Reo. 


und  zur  Abnahme  von  Eiden  atlgrmcin  ermächtigt  sind,  werden  gemlfl  den 
inawischen  eingetretenen  Veränderungen  dahin  berichtigt: 

1.  In  der  Übersicht  A  tritt  bei  No.  1:  ,in  Cbiaa*  hiain:  Ffeklioi« 
Kiungtchan  (Uoibow). 

2.  In  der  Übersicht  B  treten  hinzu: 

bei  No.  5:  „in  China*:  Pakhoi-Kiangtchan  (Hoihow), 

bei  No.  21:  Jn  RiiCI  ui  1" :  Charkow  und  War  ;  l  ui 

bei  No.  3Q  :  ,in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  deren 

Beeftamgeii* :  Atlanta,  New>0r1eans,  Portland,  St.  Pftnl  vnd 

Sealtle. 

No.  32 :  „in  Zentralauexifca" :  Guatemala,  Managua  (Nicaragua), 
San  Jert  de  Coetariea.' 

^)  ,  Neuerdings  hat  die  Kaiserlich  russische  Regierung  diejenigen  Behörden 
beseichnet.  die  zur  Ausstellung  von  Ehefähigkeitabeflchcinigungen  als  Unter- 
lagen für  (Iii  Erteilung  der  bei  Eheschließungen  von  Ausländern  nach  g  7 
der  AusfVO  vom  12.  7.  1899  erforderlichen  Unbedenklichkeitszeugnisse  zu- 
ständig sind  Danach  werden  künftig  die  zu  legalisierenden  Zeugnisse  über 
das  Nichtbf'kanntscitt  von  Ehehindernissen  für  nissisclic  Untertanen,  die  in 
Deutschland  die  Ehe  zu  schlieilen  beabsichtigen,  erteilt  werden: 

fflr  Angehörige  des  orthodoxen  (griecUecb-kathoUseben)  oder  dee  evnn- 
gre  llst  lu  n  Bekenntnisses  von  dorn  (jlemeindegdlt1ielie&  des  Wohoortt  oder  dee 
letzten  russischen  Wohnorts  des  Verlobten, 

für  AngehUrige  dee  rSmieeb-katboliaeben  Bekenntnieeee  ron  der  PoUiei* 
behSrde  diest-s  Ortes. 

für  Israeliten  von  dem  Rabbiner  dieses  Ortes,  deawn  UnterachrUt  dorek 
die  PoliseibebBrde  sn  beffaatögen  ist, 

für  Muliumnicilaner  von  ileui  Religionsdiener  diesen  Ortes,  dessen  Unter* 
lebrift  durch  dii'  roli/eibehiinie  y.w  liey:laubipen  ist 

Daran,  dali  die  von  russischen  Untertanen  auücrhalb  ihres  Heimatstaates 
eingegangenen  Ehen  in  Huüland  nur  dann  als  gültig  anerkannt  werden,  wenn 
sie  gleichzeitig  auch  nach  den  Vorschriften  der  Konfession,  zu  der  die  Ehe- 
schließenden  gehören,  erfolgen,  wird  hierdurch  nichts  geändert.  Die  Standes- 
beamten sind  dalier  ansnereisen,  vorkommendenfalls  die  Beteiligten  bieranf 
aufmerksam  zu  machen,  Wenn  ruah  wie  vor  die  BescbafTnnj^  der  Ehefähig- 
lieitsbescbeinignng  für  ri].s.sis(-he  bLaatsangehörige  auf  Schwierig keit4>n  stoßen 
SoUte,  wird  Dispensatian  von  deren  Beibringung  nur  da  (  rteilt  werdi>n,  wo 
die  sichere  G»  wälir  diifiir  geboten  ist,  daß  der  standesamtlichen  Eheschließung 
eine  den  Anforderungen  der  russischen  Gesetzgebung  entsprechende  kirchliche 
TnHinnf  nacbfolgt. 

Soweit  sich  die  Verordnung  des  Ministcriams  des  Innern  vom  TH  l.  (>0, 
abgedruckt  In  FischersZ  XI  2ö3,  auf  russische  Untertanen  bezieht,  hat  sieb 
dieselbe  erledigt*' 
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13.  MB  2U.  ü.  bt.  d.  schweizerischen  Behürden,  die  befugt  äiiid,  d.  vor- 
Iftniige  Pettaftbme  flOchtiger  Verbrecber  1.  AnaUuide  i.  beantragen  (JHBl  197).*) 

14.  Oes.  88. 8.  bt  d.  Beklmplang  abertragbazer  Knnkbeit«B  (OS  333). 

15.  MB  26.  10.  bt.  d.  schweizcriscben  BehörJ  n  a.  welche  Antrige  aal 
vorläafigc  Festnahme  gerichtet  werden  können  (JMBl  318).*) 

IB.  MV  27.  11.  bt.  Einfurdening  v.  Aaseioandersetzongsscheineii  t. 
Aasländern,  d.  i.  Inlande  e.  neue  Ehe  eingehen  wollen  (MBl  201).^) 

UI.  Außerdeutsche  Staaten. 

(Vgl.  Ztech.  Xr^ 384.) 

1903. 

1.  Oes.  28.  3.  bt.  Einfahrung  v.  Fleischkonserven  (Memorial  1903  S.  397). 

2.  Q«8.  15.  6.  bt.  fiek&mpfong  d.  Hasardspiels  (641). 

(Vgl.  Zisch  XiU  Si83). 

v.m. 

1.  Oes.  12.  1.  bt  d.  int«  rnatioDale  Zucker-Konvention  5.  3.  02  St.  \Hl**} 

2.  1.  Ges.  11.4.  bt.  Abänderung  d.  Artt.  284,  426,  358,  380  d.  8tr»!- 
gesetabncba  (St.  101).  - 

*)  S.  oben     627  ^o.  ö.  —  Red.   **)  =  Staatsblad  No.  18.  -  Ked. 


'/  ,.Es  ist  zu  meiner  Kenntni?  trtkommen,  daß  die  Staudt- sbeamtea 
häufig  von  Ausländern,  die  im  Inlutidc  eine  neue  £be  eingehen  wollen,  Aas- 
cinandersetzungsscheine  im  Sinne  der  §§  1314.  1669  BOB  erfordkon.  Dies 
führt  du/u.  daß  die  ausländischen  Verlobten  sich  mit  einem  entsprechenden 
Antrage  au  das  inländische  Amtsgericht  wenden,  das  dadurch  meistens,  be- 
sonders wenn  die  AnsÜDdet^BigeBSCliaft  des  Aatngrtdlen  niobt  oboe  weitere 
c-rh<-llt,  zur  Einleitung  elocs  aofierhalb  seiner  ZnstindiglKit  Uzenden  Vei* 
fahrens  veranlaßt  wird. 

Der  Standesbeamte  ist  jedocb  nicbt  befugt,  Ton  einem  anslindisdien 
Verlobten  ein  Zeugnis  der  gedachten  Art  zu  erfordern,  denn  nach  Art  13 
Abs.  1  EQ  2.  BGB  beziehen  sieb  die  1314,  1669  BOB  nur  auf  Beicbs' 
angehörige.  Aber  ancb  wenn  der  ansl&ndische  Verlobte  einem  Staate  an* 
gt;hürt,  dessen  Gesetzgebung  eine  deiu  deutsclit  n  Recht  cntspn -  hmde  Be- 
stimmung enthält,  hat  der  inländische  Öt&ndesbeamte  deren  Befolgung  niobl 
selbständig  zu  prüfen,  weil  jeder  Anslftnder  entweder  ein  Bibef&bi^ieitsatteii 
seiner  HeiDKitsbthiirde  vorlegen  oder  die  ministeriellt'  Befreiung  hiervon  bei- 
bringen muü  (Art.  43,  ^  1,  4  AG  z.  BGB),  hierdurch  aber  dem  ätanda- 
beamten  nachgewiesen  wird,  datt  In  der  Porson  des  anattodiscdien  VedobtSB 
alle  von  dem  bürgerlichen  Rechte  seiner  Heimat  erfordwtss  VoranssstnngiSD 
für  die  Ebeschlieliung  vorhanden  sind. 

Euere  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  hiernach  ergebenst,  die  Standes» 
beamten  gefälligst  darauf  hinzuweisen,  daß  sie  von  einem  oder  einer  zu 
einer  neuen  Ehe  schreitenden  ausländischen  Verlobten  eine  Bescheinigung 
über  die  Erfüllung  der  gegenüber  den  erstehelichen  Kindern  bestehenden 
Fflicbten  nnter  Iceinen  Umstftnden  erfordern  dürfen.** 
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3.  Ges.  25  4  bt.  Schiedsvertrag  28.  2.  03  m.  Venezuela  {Üt.  lOö). 

4.  JÜilitürstraigesetzbach  27.  4.  (St.  III). 

d.  Oes.  27.  4.  bt  Vertrag  25.  4. 02  m.  Orottbiituiiiieii  weg.  BntaoUdi- 
gang  der  in  AttsiObniiig  d.  FItolmrei-KoiiTMition  B.  6.  als  ZmgOk  ver- 
nonimeneii  Fischer  (St  117). 

6.  H  Gesetze  24.  7.  bt.  die  internationalen  FamilienieditikoiiTentlaneii 

12.  6. 02  (.Su  231,  232,  233). 

HH)4. 

1.  Oes.  21.  4.  bt.  Abänderuug  d.  Artt.  154,  17^,  228  d.  Handelsgesetz- 
Imelie  (St.  88j. 

2.  Gee.  9. 6.  bt  d.  Staatstelepbondientt  (8t  117). 

3.  Kgl.  Verurdnung  Ib.  6.  bt  die  intemationalMi  FamilientecbtakonTen* 
tienen  12.  6.  02  i  St,  12 1\ 

4.  Kj£].  Verordnung  17  H  bt.  Anwendbarkeit  des  Auslieferungsvertrages 
2.  6.  1887  mit  d.  Vereinigten  Staaten  v.  Amerika  auf  d.  beiderseitigen  Kolo- 
nien (8t.  122). 

5.  Staat»>Telegnphenreglenient  8,  7  (St  127). 

6.  Kgl.  Verordnong  11. 7.  bt  d.  Beitritt  Spaniens  s.  d.  internationalen 
F^unilienrechtakonventionen  12.  6.  02  (St.  128). 

7.  Ges.  14.  7  bt.  Abänderung  d.  Jagd^frs^  f  /tTcbung  (St.  148). 

8.  Ges.  12.  lU.  bt.  Kleinhandel  mit  Spirituoi>en  u.  Bekämpfung  d.  Trunk- 
sucht („l^rankicer)  (St.  230). 

9.  Kgi  Veroxdnnng  17. 10.  bt  d.  Text  d.  Trankgeietaes  (St  23b). 

10.  Ges.  30. 12.  bt  TelegrapbenTertrag  m.  Frankreich  6. 4. 04  (St  270). 

Öaterreicb.*) 

1W5. 

1.  Staatsyertrag  swiscben  d.  9sterr.-nng.  Monarchie  n.  d.  Königreiche 
Bayern  bt  mehrere  Bisenbahnanschlflsse  a.  d.  beiderseitigen  Orense 

(No.  15  RGBl  1906),  abgeechlossen  zu  München  am  22.  11.  04. 

2.  V.  d.  k.  n.  k.  pjemetTisainen  Ministers  d  Äußern  bt.  d.  Ein  sehr  iin- 
k  u  n  (j  d  n  r-  r  i  (•  h  t  s  l)  a  r  k  e  i  t  d.  k.  u  k.  Konsularämter  in  .\  g  y  p  t  e  n  u. 
d.  t  e  1 1  w  e  1  .s  e  Übertragung  dieser  Gerichtsbarkeit  an  d.  dort  besuchenden 
gemischten  Tribunale  auf  weitere  fünf  Jahre  vom  29.  1.05  (No.  12). 

8.  Staatsvtttrag  xwisofaen  Ö8terrei<di-Ungam  n.  Württemberg  nur 
Vermeidvng  Doppelbesteuernngen,  welche  sich  ans  d.  Anwen- 
dung d.  für  d.  im  Reichsrate  vertretenen  KQnlgreidie  Q.  Länder,  bezw.  ftlr 
d.  Krmigreich  W'ürttemberp  ireltenden  Stenergesetze  ergeben  können  ^Mo.  1Ö9 
RGBl  1905).  abgescbloHst  n  ja  Stuttgart  am  4  2  06. 

4.  Kundmachung  d.  Eisenbahnministeriums  vom  Id.  3.  (No.  W)  bt. 
d.  Liste  d.  Sisenbahnstreoken,  auf  welche  d.  internationale  Überein- 
kommen ab.  d.  KisenbahnfrachtTerkehr  vom  14.  10.  90  (No.  196 
BGBl  1892)  Anwendung  findet 

*)  Mitgetdlt  T<m  Herrn  Dr.  Isidor  Schtoartg  in  Sarajevo. 
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5.  V.  d.  KisenbahnmiDisteriams  v.  lö.  4.  iTSo.  56)  bt.  d.  Abänderung 
IL  ErglLniang  einiger  BesÜmmnogen  d.  mit  V.  r,  10.  12.  92  (No.  207), 
mit  Wiiktanknit  t.  1.  1.  93  eingatthrten  BetriebtregUmeiits  für  d. 
Biflen  bahnen  d.  im  Retchsrate  vertntwen  Königreiche  n.  Länder. 

6.  V  d  Ilandcisministcriumi  T.  Id.  4.  (No.  64)  bt*  d,  Kondmachang 
einer  T  c  1  e  ^{  r  a  p  h  c  ii  <»  r  d  n  u  n  g. 

7.  V.  ü.  üesamtmiiiiiiteriumii  v.  H.  6.  i,lS'u.  üb.  d.  Verleihung 
d.  TOllen  Gerichtsliarkcit  an  d.  k.  n.  k.  Konsolat  in  MitroTics. 

8.  Oes.  21.  8.  (No.  142),  wemit  die  Bflgiemng  ermichtigt  wird, 
d.  Handels-  u.  Verkehrsbesiehnngen  m.  d.  Schweis  n.  m*  Bai« 
garien  provisorisch  zu  regeln. 

9.  Ues.  V.  7.  9.  (No.  163)  bt.  d.  Abwehr  u.  Tilgang  d.  Schweine- 
pest ^Schweineaeuche). 

10.  V.  d.  Ministerien  d.  Innern,  d.  Jostis,  d.  Handels,  d.  EisenlMÜioen 
Q.  d.  Aoktfbftoes  v.  6.  lt.  (Ko.  160),  mit  wdcte  Darchfftthraags* 
Toriehrlften  in  dem  sab  9  enrttbnten  Qesets  erlaaaen  werden. 

11.  Oes.  V.  21.  9.  (No  149\  mit  welchem  einige  Bestinunnngen  d. 
Oos.  vom  22.  10.75  (No  Hfi  R(]ni  iHTHi  bt.  d.  Errichtung  eines  Ver- 
waltungsgt'rirhtshofcs  abgciindcrt  werden. 

12.  V.  d.  Uaudelsministeriums  v.  1.  12.  t.Nu.  182),  mit  welcher  im 
Maohhange  mr  Poliseiordnung  f.  d.  Seebilen  t.  14.  3.  84  (No.  93)  q. 
so  d.  T.  d.  Handelsministerinms  v.  16. 4. 87  (No.  42)  n.  24. 7. 92  (No.  118) 
weitere  Bestimmant^t n  für  den  Hafen  Ton  Pola  erlatten  werden. 

13.  Notenwechs«?!  zwischen  ()sterrcirh  -  Ungarn  u.  d.  Schweiz  vom 
18.  12.  (No  218)  bt.  d.  Regelung  d  IlundeU-  tt.  Verkehrsbeziehaugen 
für  die  Monate  Janaar  und  Febraar  1906. 

14.  Oes.  Y.  21.  12.  (No.  201)  bt.  d.  Entrecknng  d.  Geltangsdauer  d. 
Oes.  T.  87. 12. 93  (No.  189)  fl1>.  d.  ünterstiltsnng  d.  HandeUmarine. 

15.  Ges.  y.  2i.  12.  (No.  202),  womit  d.  Regierang  ermichtigt  wird,  d. 
Handels*  v.  VerkohrsbeiiehviigeB  m.  Italien  piovisoriaeh  m  regeln. 

Portugal. 

(Vgl.  Ztach.  Xm  516) 
1903. 

1.  Oee.  27. 4.  bt.  Fürsorge  f.  Hinderjihiige. 

2.  Ges.  27.  4.  bt.  Ausschließung  gewisser  Personen  v.  d.  Einzelhaft. 
.3.  Dekret  14.  ö.  bt.  d  Sardinenfischerei  an  d.  portugiesischen  Küste. 

4.  Dekret  14.  5.  bt.  d.  portngiesisrhen  Konsalate  i.  d.  Schweiz. 

5.  Kgl.  Ordonnanz  1.  7.  bt.  Zusatz  z.  d.  Handelsvertr.  m.  Norwegen. 

6.  Dekret  8. 8.  bt.  Sebaffnng  v.  Geaandtflohaften  L  Tokio  v.  Peking. 

7.  Dekret  24. 12.  bt  BinKUimng  einet  Kontalar>Begkmentt. 
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B  Ucberanxelgen. 
Werke  allgeiueinen  nnd  yermischten  Inhaltes. 

Festgabe  für  Dr.  Bernhard  Hübler  zum  tü.  Gebartstage  am  25. 
Mai  1905.  Überreicht  von  elieiualigen  Schülern.  Berlin  (F.  VahlenJ  IBOö, 
284  8.      Geh.  7  Mk.  ~ 

Anfier  ftUgeniefai  interessierendMi  AniMtsen  Ton  Oer t mann  {.Recht* 

liehe  Natur  der  Arbeitsordnung"),  Max  Huber  («Die  staatsrechtliche  Entp 
Wickelung  der  australischen  Kolonien"),  Martin  Wolff  (, Zwangsvoll- 
streckung in  einer  dem  Schuldner  nicht  gehörigen  beweglichen  Sache"), 
J(t  7)1  es  G  oldsch  ni  idt  i,„ltechtijsihutzansprnch  und  Strafrecht"),  He  r  mann 
Fümtenau  (, Befreiung  der  Dieiiätgiuudiilücke  der  Geistlichen  von  der 
Oemeindugrundsteuer  im  Gebiet  des  preußischen  LR.''),  Ulrich  Stute 
(«Dm  preofi.  ALR.  und  das  Kirchengnt),  ff,  D.  Haeeltine  („BheBchlieflniig 
Dich  aogelsiehsischem  Recht*)  sind  in  dieser  Feetgabe  swd  sehr  fdrderlldie 
internatiunal  recht  liehe  Unters  uchungen  enthalten:  Franz 
Scholz:  „Drahtlose  Telegraphie  und  Neutralität'',  Milosch  Boghitchi- 
vitch:  „Die  Enqudte-Kommissionen  des  Völkerrechtb". 

Windscheid,  Bernhard.  Oesammpltc  Reden  und  Abhandlungen.  Herans- 
gegeh<>n  von  Paul  Oertmann,  Leipzig  1904  {Duncker  dt  Hmnblot) 
XXX  V  i  u.  434  8.  — 

Dem  Pandektisten  Windecheid  war  es  gegeben,  der  WisitenBcbaft 
des  gemeinen  deatschra  PriTatieohtes  römischen  ürsprangs  die  ScblnS- 
formnUening  an  prftgen,  bcTor  sie  durch  die  Wissensobaft  des  nenen  Qeseta- 
bnehes  abgelöst  wurde,  welches  niemand  glühender  wfinschte  als  Wi Ad- 
scheid. —  Das  in  klassischer  Objektivität  geformte  Pandektenlehrbuch, 
in  dem  Windecheid  jenes  letzte  Wort  dee  deutschen  Pandektenrechtes 

*)  Die  Literaturberichte  dieser  Zeitschrift  verfolgen  den  Zweck,  über 
die  wichtigsten  juristischen  Veröffentlichungen  aller  RpchtsgebietP  in  der 
Weise  kurz  zu  orientieren,  dall  Inhalt  und  Bedeutung  der  Werke  mit  dem 
llaBstabe  gemessen  werden,  welcher  sich  von  dem  Standpunkte  des  inter- 
nationalen Rechtsverkehrs  ans  eririht.  —  Daneben  wird  fortan  eing<'heiidprc 
Besprechung  aller  Werke  iuternationalrechtiichen  Inhaltes  ( —  im  weitesten 
SIdd  — )  dM  bk'  nnd  Auslandes  angestrebt. 

**)  Die  systematische  Bibliographie  des  internationalen  Rechtes 
(8.  Ztscb.  XIV  6cia— 62H,  XV  (iiä-6ö7)  für  die  Jahre  1905,  1906  erscheint 
im  XVII.  Bande.  —  Kedaktion. 
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sprach,  gibt  von  der  per«?i1nlichen  Eigenart  des  Verfassers  keine  Vorsttllun? 
Das  Bedürfnis  mehr  iniliviiliiellfii  Hervortrett-ns  der  Gelohrtenpersönlirhkcit 
W's  befriedigt  die  vurliegeude  Publikation  in  böchät  dankenswerter  und 
erfKuHcher  Weise.  O0rtmann*s  von  wannem  und  feinem  Venttndnis  für 
Windgeheid' e  Fereon  und  Wiisenedbaffe  getragenen  Voiworte  (.W« 
Lebensgang"  nnd  ,  IV.  als  Jurist*)  sind  gute  Äußerungen  des  Geistes,  in  dem 
Windscheid  uns  unterwiesrn  hat,  Dir  sodann  folircndon  ^i»1itn  Roden 
(ebenso  der  scliiine  Nachruf  für  Berthohl  DcJb)  iich-<  sind  k''-t]irbe 
Zeugnisse  fUr  den  hohen  Idealismus  des  im  Technischen  sich  kühl 
gebenden  Begriffsjuritten.  —  Der  den  HanpÜnhalt  des  Bandes  bildende  Abdruck 
der  Abliandlnngen  ist  besendere  dankenswert,  weil  sie  im  Baddiandd  teUwose 
nicbt  m  baten  sind.  Ufiemewer. 

Internationales  Recbt. 

Fleiaebmann,  M.   Valkerrecbtaqnellen  in  Aaswabl.  Halle  1905.  Xn  n. 

38ü  S.  ~  Geh.  6.80  Mk.  ^ 

Der  Verf:ts?er  hat  .sich  mit  dieser  Publikation  oin  hcrvorra<r<»ndr3  Ver- 
dienst um  die  Ktniitni!«  und  Fliege  des  Volk»  rrechts  erworben,  (u  rade  in 
Deutschland,  wo  das  allgemeine  Interesse  für  das  Völkerrecht  so  gering  ist, 
wo  die  Tagespresse  mit  oft  unwidersprocben  bleibendem  ▼SlkenrechtUdien 
Unsinn  die  internationale  Rechtsorganisation  diskreditiert,  wo  die  Veraditnng 
des  internationalen  Rechtes  vielfacli  noch  für  guten  Ton  gilt,  wo  aber  trotz 
allem  im  Gründe  genommen  es  nicht  ho  silir  an  dem  Sinne,  als  vielmehr 
an  drr  positiven  tcrhnisThon  RildungSKniuiiiai^c  für  d.'is  Verständnis  des 
Völkerrechts  fehlt .  gerade  hier  ist  eine  kumpcudiöäc  Zusammenstellung  des 
positiven  Materials,  wie  sie  Fleiaehmanu  hier  gibt,  von  dem  allergrößten 
Wert.  FOr  den  intemationalrechtlichen  und  fflr  den  geschichtUcben  ünter^ 
rieht,  f&r  das  Selbststudium  des  Studierenden,  Diplomaten,  Politikers, 
Offiziers  (namentlich  des  Seeoffiziers),  wie  für  den  Journalisten  ist  hier  eine 
höchst  praktische,  mit  Sachkenntnis,  newissciihafiigkeit  und  Umsicht  etp- 
arbeitete  Sammlung  der  grundlegenden  DukuuH  ute  des  Völkerrechts  aus  «i<T 
Zeit  von  1814  bis  190-1  veranstaltet  und  mit  vortrefflichen  ergänzeuden 
Hoten  nnd  Literatnmachweisnngen  versehen. 

Gans  nebensKcbüch  sei  bemerkt:  Aneb  anf  S.  57  n^ichte  man  die 
S.  93  erwähnte  D' Angeber g'-sch^  Materialiensammlung  angeführt  sehen, 
wolcho  die  sonst  .schwor  /.ii^an'.^lii''hr'n  Matcrialion  für  die  Pariser  S'mTt'chts- 
deklaration  mitteilt.  Zur  Mn  rouL:»  n-  liub'porus-;  Kruge  wiiri'  di*'  anonym 
von  dem  derzeitigen  deutschen  üeneralkonsul  v.  Eckard t  iu  Stockholm 
pnblisierte)  Schrift:  Dtttx  düroitt  (Stockhobs  1879)  nachsutragen. 

Niemeyer. 

Liszti   F.  Das  Völkerrecht,  systematisch  dargestellt.  4.  durchgearbeitete 
Auflage.  Berlin  (Hdring)  1906.  Xn  n.  4d2  &  —  Broch.  10  Mk.,  geb. 

12  Mk. 

Tempo  und  Umfang  der  Neuauflagen  des  Liszt' &c)xtvi  Boches  ent- 
wickeln sich  im  Verhältnis  der  geometrischen  Pr<^rmion.   Zwischen  der 
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(Ztsch.  XIV  r>56  augezeigten)  dritten  und  der  vorliegenden  vierten  Auflage 
lie'j?  mir  Tuhresfrist.  Das  ist  tun  so  erfreulicher,  als  es  heute  auch  dem 
/antnierksiiiiien  sachlichen  PM-nliaclilcr  nicht  leicht  gelingt,  mit  <\vn  Tatsachen 
der  nnaufhaitaain  fortschieiteiiden  ü^ut Wickelung  des  Yölkerrechteä  äteU 
gldohen  Schritt  so  halten.  Der  ostatUtische  £ri^,  di«  nenao  Sohieda- 
ver^ge,  der  frantösueh-itaUenisdie  ArbdterBohntx-Vertrag  Ton  1901,  das 
Probien)  der  Fnnkentelegraphie,  geben  dne  Fttlte  des  Stoffes,  wie  sie  früher 
kaum  in  ^lhrzehnten  der  Entwickclung  erwuchs.  Liszl  ist  dem  Kenen  mit 
ajter  KralL  und  nciuri  (jcsiohtBpnnktfn  gerecht  ijeworden.  — 

üm  kleine  Ergebnisse  kritisolier  Stichproben  anzumelden,  uiocht«  ich 
für  die  d.  Anfl.  folgende  Wflttacbe  anbringen:  In  §  31  II ^  (S.  251)  AnlOhrang 
der  EinselvertrlLge,  wie  die  deatsch-nuaitche  ErbicfaaftskottTention  von  1874, 
sowie  deren  von  Frankreich  geschlossene  Anald-rievertiiii^o.  in  38  unter  I* 
iS.  ;VJ()— HOI  )  Erwähnung  der  Wirlisarnkptt  (kr  Pariser  Untersuchungskommis- 
sion  in  dfr  Doggerbank- Affäre,  unter  IT'  (S  HO.ö  -H)  Anfführting  der  neuen 
.Schiedsverträge,  erschöpfend  und  mit  Drucknachweismig,  zu  S.  'M'A  (Anm  ^" 
Kichtigstcllung  der  in  Fauchille  s  Revue  gihierale  Bd.  IV  (16Si7)  6.  721 
noch  immer  unwidersprochen  stehenden  Mitteilung:  „Nutienrs  offiderg  de 
tatmee  ailemande^  qui  se  ireuoaient  au  Mntice  de  la  Tutguie  pour 
rinetruction  de  see  tr&upes  hieu  aount  la  gucne  ont  nuici  In  canipagtte 
soif  rtr  ff  prrninif  une  ])fir/  acfirc.  soff  en  (lingcnttt  las  op<>ritftotis  di- 
i *:talinajtn  i/ttoinau.  Ces  oj  firivt  s  qui  continnairn t  ä  i'-l rr  hisci  its  sur 
la  liste  aclicc  Je  l  urmie  de  Icur  pays  SQnt  alles  sur  le  champ  de  bataille 
du  eomeutemeut  de  leur  gouvernemeui."  Soviel  ich  weiß,  bnt  nwnr 
t>.  Grumbkow-Pa»eha  den  Yeranch  gemacht,  an  der  türkischen  Kriegführung 
1897  leitend  teilzunehmen,  ist  aber  von  der  deutschen  Regierung  sofort 
mitt4>l.s  eitr.s  durch  Kurier  übermittelten  Spezialbefehls  vom  Kriegsschauplati 
«vor  Larissa}  zurückberufen.  Jfiemeyer. 

Meurer  i  ^  .  rsicht  aber  die  Arbeiten  der  Haager  Friedenskonferenz,  ins- 
besondere <l:is  Alikommen  zur  friedlichen  Erledigung  intemationaier  Streit» 
iüUe.   F  e  s  t  r  u  d  e.    W  Urzburg  Om.    76  S. 

Meurer,  Chr.  Die  Haager  Friedenskonferenz.  I.  Bd.  Das  Friedensrecht 
der  Haager  Konferena.  MttDchen  (J.  Schweitzer)  1905.   VIU  u.  391  S< 

—  \h  Mk.  - 

Meurer,  Chr.  nit  (ienfer  Konvention  und  ihre  Refonn.  Münchin 
iJ.  Sehid-itzvi  ;  i\b  S.    -  3  Mk.  ~ 

Die  vor.stehend  zuerst  angeführte  Festrede  ist  eine  schöne  IScbenfrucht 
der  eindringlichen  Arbeit«  welche  der  verdiente  V^Iasser  der  Yothenitniig 
des  an  «weiter  Stdle  beaeiehneten  großen  Werkes  seit  Jahren  gewidmet  habf« 
muß.  Die  Arbeit  Uber  die  Genfer  Konvention  andererseits  ist  ein  Ausschnitt 
aus  dem  unter  der  Fresse  bctindlichen  zweiten  Barnli'  des  großen  Werkes  und 
ist  mit  T^fkkstcht  auf  die  zum  1 !  <i.  üti  von  drr  .St  hweiz  einberufene  Spezial- 
konferenz  vorweg  vcröflicntücht  worden  ^Mai  IWü;.  —  Das  Hauptwerk  Imj- 
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friedigt  ein  notorisch  vorhandenes  Bedürfnis,  indem  es  die  Vorgeschichte,  dea 
Verlauf  nmi  die  Ersxebnissp  der  ersten  Haager  Friedenskonferenz  in  srste- 
roatischcr  Durstcllunt.^  mitteilt  and  unter  Verwertung  des  literarischen  Materials 
kritisch  wUrdifft  uml  erliLutert. 

V.  Streit,  G.    J^^''in1^l^a  itiioiixov  6ff&V0V^  Sixalov.    AthcD  1906.  Erst^^F 

Band,  XIV  u.  452  S.  —  Preis  10  Drachmen.  — 

Wenn  Georg  e.  Streit  es  nntemunmt,  ein  System  des  intemationalm 

Frivatrechts  zu  schreiben,  so  ist  man  toq  vornherein  auf  etwas  Gates  geSlßt. 
Daß  das  Biirh  trrierhisch  geschrieben  «nd  der  Leipziger  Juristenfakultüt  ge- 
widmet ist,  ist  ein  s<  h-iner  Beweis  für  dir  Fruchtbarkeit  der  internationalen 
Wissenscbaftsbeziehungcn.  Wer  den  Inhalt  und  die  Arbeitaweise  des  Buches 
in  n&heren  Angensi^lB  nimmt^  wird  mit  dem  t^stiadnis  nidit  lange  zu- 
rflckhalten,  daß  Streit  hier  eine  Arbeit  geleistet  bat,  welche  der  gricchi- 
sehen  Literatur  des  internationalen  Frivatrechts  Ebenbürtigkeit  mit  der  besten 
Faebarheit  anderer  Staaten  aufprägt  und  augenblicklich  wolil  das  beste  dar- 
stellt, was  der  Anfeabe  systematisrlier  Kinflihrnnp  in  den  Stoff  und  in  die 
Methode  des  internatiunalLU  Privatn-tlit»  dient.  Eine  eiagehendf  Bt  ri(  ht- 
erstattung  und  Würdigung  in  dieser  Zeitschrift  wird  für  später  vorbehalten. 
Der  Torliegende  erste  Band  gibt  in  ausgezeicbneter  Verwertang  der  Literator. 
Jndikatnr  nnd  Oesetigehnng  aller  Knitarstaaten  die  metbodische  BinfÜhrnng. 
geschichtliche  Entwickeinng  nnd  Bn^klopldie  des  I.P.B.  in  positivistlseber 
Behandlung. 

Hoffentlich  erscheint  alsbald  eine  deutsche  Übersetzung  des  trcttficlieB 
Werkes.  Niemeyer. 

Meili,  F.  Der  Gegenstand  nnd  die  'JYagweite  der  vier  europäischen  Staats- 
kenferensen  Uber  int«nationales  Priv^trecbt  Berlin  (Springer)  1906. 
40  S.      1  Hk.  ~ 

Auf  der  Tagesordnaog  des  in  ^t.  Lottis  am  28.,  29.  u.  SO.  September 
1904  stattgehabten  ..ruirvrsal  Conqrrss  nf  Lawijers  and  Juriats"  stand 
n.  a.  „Remefr  of  ihc  4  llaffuc  Ciinf  cK  nces  on  private  interttafional 
law,  tiie  objecl  of  the  cunfei encea  uhU  probable  resuUa".  Met  Ii  als 
Delegierter  der  Schweiz  (neben  Jitta,  welcher  die  Niederlande  vertrat; 
referierte.  Sein  auf  anttbertioffene  Beberrscbnng  des  Stoffes  nnd  persönUcbste 
Beteilignng  gestützter,  von  warmem  Idealismas  getragener  Vonrag,  der  in 
dem  kürzlich  verschickten  (wie  es  scheint  nicht  im  Bachhandel  erhältlichen) 
„Official  report  of  ih«^  f^rttrrrsitt  C»nffi'"-^  "f  Ltitcgcrs  and  Jurists" 
(St.  Louis,  pvhlishril  Inj  the  eutiudn-  mmmitttf  15K)5),  englisch  mit- 
geteilt ist,  wird  in  der  vuiii)  gcnden  Fublikutiuu  dankenswerter  Weise  einem 
grOfltten  Leserkreise  mgänglich  gemacht.  Niemeyer, 

Meili,  F.  Das  internationale  Zlvitprosettrecht  an!  Omnd  der  Theorie  and 
nnd  Praxis.  3.  Teil.  19ü6.  Zürich  (Orell  Füßli).  8.  437—603. 

Der  dritte  Teil,  welcher  das  in  Ztsch.  XIV  694  besprochene  Werk  ah* 
schlieüen  soll,  behandelt  ,,Das  Urteil  nnd  seine  Exekation",  befaßt  sich  aber 
last  ausscbUelilich  mit  der  Zwangsvollstreckung.   Attüerhalb  dieses  ICreiaef 
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stehen  nur  die  §§  73  u.  74,  welche  sich  anf  eini^re  .Sptziulitatcti  von  Urteilen" 
und  auf  die  „Geltendmachung  der  negativen  Wirkung  der  abgeurteilten  Sache' 
bezieben.  Die  allgemeinen  Fragen  sind  in  den  §§  72,  7d~78  u.  81  etOrtert; 
dto  folgendmi  §g  79,  80  u.  8S-^  belrelleii  die  Vollitreclnuig  analftodifloher 
Entflcheidungen  in  d«r  Schweis;  dann  niht  fti^  im  §86  eine  Betrachtung 
Uber  Einreden  gegen  die  Exekution  eines  auswärtigen  Zivilurteils.  Die 
i*^  8fi-  88  endlich  sind  Reformfragon  ^rewidmot.  In  drn  7w<'i  f?*'i!a(r<'n  w<  rden 
dif  Verträj^p  Krankreichs  mit  der  Schweiz  und  mit  iiei^ieii  übet  dea  (leiichts- 
Htand  und  die  Vullziehung  vun  Zivilurtviteu  iiiitget«ilt.  Aui  ;>ehlui»be  iät  ein 
alplinbetiBolm  Sadiregifter,  der  Hanpttitel  mit  Vorwoit^  ein  qrsteiiiAtlecheB 
OeBi^mtinhfcltevet»eid>mg  ond  eine  aUgemelne  LitemtnrObeniebt  b^gegeben. 

Audi  der  dritte  Teil  ist  wie  eelne  bdden  Vorgänger  eine  Verbindung 

von  Mriterialsamminng  mit  zusammenfaltenden  dogmaUMheu  Sätzen :  ebenso 
steht  die  Reichhaltisrkcit  des  dem  Leser  zapün^jüch  fifomachten  Materials  im 
Kinklani?  mit  dem  Inhalte  der  dfiden  ersten  Teile.  Aus  den  Krt!;elmissen  mag 
das  Folgende  hervorgehoben  werden,  i^^s  gibt  keine  ullgemeiue  KecbtHtbeorie 
Üb»  die  Bxekntion  aoswSrtigff  Zivihirteile;  anew&rtige  Zivilarteile  können 
im  Inland  nar  anf  Gmnd  anedrOckUcber  Ermaditignng  des  Inlandstaatee 
vollstreckt  werden;  ob  ein  für  die  Vollatteclciing  geeigneter  Rechtatitel  im 
Einzelfalle  besteht,  ist  auf  ürund  der  positiven  Gesetzgebung  des  Staates  an 
f^nt scheiden,  aus  welchem  das  Urrei!  UKlri-  licr  sonstige  Titel»  stimmt.  Auch 
wenn  die  Vollstreckung  des  fremden  Titels  nicht  gewährt  wird,  ist  doch  dii- 
Berufung  aul  die  negative  Wirkung  des  Urteils  (cvc.  rei  judicatae)  zulässig; 
diese  Einrede  ist  anabhängig  von  den  Vomunetaiuigen  der  VoUstredrang ; 
der  Beklagte  darf  nicht  die  Vollstreckbarkeit  des  answArtigen  Urteils  be- 
streiten und  gleichzeitig  die  Einrede  der  Rechtskraft  geltend  machen.  Sowohl 
die  Staatsvprtriit^e  als  die  Gesetze  beruhen  anf  verschiedenen  Urund8ät2en. 
Die  Staatsverträge  teilt  Vcrfasstr  in  folgende  (iruppcn  ein:  Verträge 
mit  Zulassung  der  Vollstreckung  auf  (irund  eines  Exet[uaturvcrfahrcns  unter 
AnsBcUiifi  mateiidler  Nachprüfung  mtweder  verbunden  mit  sorgfäliigcr  Ab> 
grensnng  der.ZasMadigkeit  oder  mit  Bezeiehanng  nur  einiger  Qericlitastinde, 
oder  endlich  ohne  jede  Ordnung  der  Zostftndigkeit .  die  Vereinbarung  zwischen 
Baden  und  Osterreich,  welche  ohne  Ordnung  der  Zuständigkeit  die  \ull- 
streckunfj  ohne  weiteres  zuläßt:  die  Vereinbarung  zwischen  Österreich  und 
Wiuuit,  wonach  die  Vollstreckung  durch  Gegeiibeitigkeit  bedingt  iat.  innerhalb 
der  Gesetze  unterscheidet  Verfasser  folgende  Systeme:  Gesetze,  welche 
die  Vollstreekbarkeit  nnr  nach  lüaßgabe  von  Staatsvertrlgen  anerkennen, 
folglich  materielle  NachprtthiDg  fordern,  soweit  Staatsvertrlge  nicht  beateben; 
Gesetze,  welche  die  Gegenseitigkeit  zur  Bedingung  machen:  Gesetzgebungen, 
welche  die  Frat^f  ühcrhaupt  nicht  beantworten  En^'land  und  >'ordamerikai. 
Mannigfaltiger  sind  dir  (frundsiitze.  welche  für  die  Vollstreekbarkeit  von 
Schicdssprürhen  aufueblelU  wt  rdi  ii 

Wahrend  das  Imtilut  de  droit  lutcrnaitonai  und  die  international 
law  a»»ociaiien  ein  System  von  Staatsvertrftgen  mit  einheitlicbMi  Grand- 
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sitieii  fordern,  Yerlaiig:t  Meili,  daü  schnttwdae  vorgegangen  weide  oad 

daß  Solschen  den  einzelnen  Staaten  Sepai;it\('rtrft{»<»  ahtr<'Sf  blossen  weH*f» 
Aber  auch  M.  stellt  fillcemeine  hierbei  zu  hc'(>l)a('litendt'  lirundsHt/.'  ;iiif  Die 
gegen  die  Vollstreckung  zuläasigen  Einreden  sind  genau  zu  bezeiciineti :  ein 
Unterschied  swiscben  Exekutionsfähigkdt  und  RechtakrafI  ist  nicht  anz«- 
erkennen ;  die  Modalität  (d.  h.  wohl  die  GestattODg  des  BsequaterreffehreBi) 
ist  im  Staatsvertrage  Dieht  sa  regeln ;  dagegen  sind  Bestf  mmangen  Aber  die 
Ladung  von  Abwesenden  nnd  Auswärtigen  und  über  die  (ierichtsstände  za 
rereinbaren  :  die  Arten  dt-r  zu  vidlstreckmden  l^rteile  sind  nach  den  iirtoileiidft 
Organen  prcnau  zu  bezeichnen;  endlirh  sollen  Streitigkeiten  nl»*T  di*^  Aus- 
legung der  Staatsverträge  eiueiu  ioteruatiuaalen  (lerichtshofe  unterbmtH 
werden.  Klein  f  e!  fr  i-. 

WeBtl&.ke,  J.    .i  treatini'  otf  ptinile  inlci  intfivtutl  lau  .    4.  Aufiage. 
London  fStceei  £  Maxwell)  l»Uö,  XXX  u.  437  S.  —  16  Sh.  — 

Die  3.  Anll.  dieses  In  Dentschland  durch  t,  Holttenditrffs  Vhuf 
seCxnng  (1884)  bekannt  gewordenen  Boches  erschien  1890.  —  Inswiachen  ist 

die  englische  Literatur  und  Praxis,  auf  welche  sich  jene  Auflage  noch  1k> 
schränkte,  durch  die  Kntwickelung  der  Dinge  aus  ihrer  Isolierung  h»*r*D«- 
gekommen,  und  «Hf  neue  Auflauf  des  alt«»n  Wc s  (1  a  k ^r\\px\  Buche«  trift 
dieser  Entwicki  lnntr  Rfchnun.:  Hi''  ihmk n  (u  sirlitsptmkti\  welche  dir  tüjf- 
lische  Entwickelung  aufweist,  ergeben  deutlich  (,vgl.  auch  Zt3ch.  XIV  j6?i 
eine  fortschrdtende  Intemationalisierang  der  intemationalprivatrechtlicheB 
Anschannngen  in  Englaad.  Dahin  gehört  die  (Ztsdi.  XIV  176  bevi^Aeiei 
Annahme  der  RfiekTer Weisung  in  re  Johnson  (bekämpft  von  Bett, 
8.  Ztsch,  XIV  die  ja  von  den  Gegnern  der  Uückverwciäung  als  iiut- 

gcmeintf  rhcrtifihtiiiu'  <l<r  internntinnalm  Rücksicht  charakterisiert  werien 
muß.  Dahin  gehört  ferner  die  Anerkcniiuntr  der  U  n  wa  n  d ei  b a  r  k f  i  t 
ehelichen  ( ?  il  t  r  r  r  e  c  h  t  s  ( s.  Ztsch.  X 1 1  (52 1  —  Laus  t  a  l a  n  t.  Louota- 
lem;  dazu  ml  nui  Xicol{>  v.  Cu rl ier  ;i8a8J  1  Ch.  4t>3,  2«'h.  tj<»,  A.  C  21 
hinzuweisen,  releriert  —  ohne  Rubrum  —  SStseh.  IX  2o2,  J.  XXVI 170)  und  dk 
mehr  internationalistische  Behandlung  des  Domisits.  In  der  BerOcksiclitigttBfr 
ausländischer  Literatur  nnd  Rechtspfcdiuag  beschränkt  sich  (reilidi  auch  is 
der  neuen  Auflage  der  engli.sche  (lelehrtr  nodi  imnier  in  einem  Mafie.  dM 
woli!  nicht  voll  {gerecht fertigt  wird  durch  den  auch  dem  Titel  der  neuen 
Auflage  beigefügten  Zusatz:  j^iiticipal  ref creme  tn  itn  practtce  tn 

Engl a  tut" .  Xi  em  rv  e  r 

Ziminermann,  Alfred. 

.Statttbwissfcuschaften  in  äclbsUludigcn  Banden,  begründet  von  Kunv 
Frankensiein,  fortgesetzt  \nn  Max  Heekel.  L  Abteilung:  Volks* 
airtschaftslehre.  18.  Band).  Leipzig  (C.  L.  ffiraehfeid)  1905. 

Der  Heransgeber  des  „Hand-  und  Lehrbuchs  der  Staatswissenschaftca' 

hätte  für  die  Rearbeitung  des  die  Kolonialpolitik  betreffenden  Bandes  adnt- 
lirli  kr»ine  bessere  IVrsönlichkeit  finden  können  als  den  Legationsrat  Zimmer- 
mann, der  sowohl  dem  gelehrten  i^iblikum  durch  seine  zahlreichen  trefflichee 
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Schriften  koluniul-  uud  haDdelspolitischen  Inhalts  rühmlichst  bekannt  lüt,  ab 
anch  aiä  ältester  Beamter  de»  Kolonialamts  des  Deutschen  Heiches  mit  der 
Kokniiklpraxia  geuitt  Tertraitt  iit.  Die  Anlgabei  Zimmermann  flb«r* 
BomDen  hM^  war  eine  un  m  achwitfigeK,  »k  da  „Sjatem"  d«r  KoloniaJ- 
poUtik  tiisto  in  der  deutscheji  Literatur  noch  nicht  «zistiert  hat;  ja,  auf 
kaum  einem  zweit«  ii  Gebiete  ist,  wie  Zimmermann  selber  mit  H.  cht 
betont,  den  gruutlKg« mlen  Fragen  bisher  so  wenig  Beachtung  rjpscheukt  und 
wildem  Dilettantismus  soviel  ä|kidraum  gelassen  worden  wie  auf  dem  der 
KoloniAlpoUtik.  Ungeachtet  ^  nngeheuren  Opfer,  die  die  Nationeii  tmi 
Alten  her  fOr  koloniale  Zwecke  gebracht  haben,  fehlt  ee  noch  an  jeder  zn- 
TCrllfl^gen Zwammenstcllung  ihrer  in  dieeer  ^*«"***"«g  gemachten ErUmogeil. 
Eben  den  Versuch  eim  i  soklier»  Zusammenstellunir  mac  ht  Zimmer  man  n 
im  vorÜPgenden  Werke,  unter  Verwertung  von  mehr  als  20 jährigen  Studien 
und  Beubuchtungen  in  einer  Reihe  von  Ländern.  Er  hält  sich  nicht  langf; 
bei  begrifflichen  Untersuchungen  auf,  sondern  geht  bald  im  Kapitel  ,^oIomal- 
beeitx  vom  völkerrechtlichen  Standpunkte"  in  medioe  rea.  Seine  DarsteUuig 
der  Kolonialkriege  nnd  ihrer  fiMnltate  gibt  ein  anegeaeiohnetes  Reflomfi  der 
Ergebnisse  der  neueren  Kolonialgeschichte,  ebenso  ist  seine  geschichtliche 
i'bersicht  über  die  Entwicklung  der  kolonialen  Administration  b^i  den  mod*»rnon 
Kulturvölkern  sehr  zu  loben.  Sonst  "»ind  nneh  besonders  «i;riuni;en  die 
wichtigen  Kapitel  Uber  die  Sklaverei,  die  koloniale  Handelspolitik,  die  tinan- 
liellen  Brgebnitee  der  Kolonien,  die  Koloniiatlon  durch  ^vilegieffte  Untere 
B^mangen  nnd  Aber  die  Bingeborenenfeage. 

Der  Mangel  dee  Baches  besteht  darin,  daß  die  literarhistorische 
Behandlung  so  ganz  außerordentlich  üherwiei^t.  xs  rihrrnd  die  Darstellung  der 
positiven  Resultate  in  vielen  Kapit^'ln  nur  (Uirftig  ist.  Liber  eine  Menge 
wiihtiger  Frai^epuukte  erfahren  wir  überhaupt  nicht  die  Ansicht  des  Ver- 
fassers ;  in  anderen  Fällen,  s.  B.  in  der  Frage  d^  Verkaufs  vcm  Land  in  dm 
deutschen  Schutsgebieten,  ist  das  lOtgeteilte  nicht  amrdehend.  Wenn  das 
—  fllnigens  auch  gewandt  geschriebene  —  Werk,  wie  wir  holtai  nnd  wflqwtel} 
eine  zweite  Auflage  erleben  sollte,  so  wird  der  Verfasser  es  nach  den  ange- 
gebenen Richtungen  systematisch  anszugcstalten  haben  Aber  anch  so,  wie 
das  Buch  vorliegt,  ist  es  eine  bedeutende  Leistung,  auf  die  alle  werden 
zurückgreifcD  müssen,  die  thcorethisch  oder  praktisch  an  der  Kolonialpolitik 
Anteil  SU  nehmen  wflnschen. 

KieL  Oeorg  Adler. 

Jitta»  J.  La  eubetanee  dee  obtigatiime  daua  le  droit  intartmOomU 
privi.   Tome  L  La  Haffe  (BeiinfanieJ  im  KVI  u.  46a 

Der  erste  T.and  d(s  nicht  nur  fiel  versprechenden,  sondern  im  vor- 
liegenden Band  hereits  viel  gebenden  Werkes  enthlilt  eine  inet]u)dische 
(irundlegung  nnd  die  Flinzelerürterung  der  K  on tr a k  tso h  1  i  i: -i  t  io ne  n. 
in  der  (irundlegung  konnte  Jittu  auf  seine  bekannte  Methodik  Besag 

*)  La  mätkode  du  droit  internoHtmal  priDi.  La  Uaue  189Q. 
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nehmen  und  sich  mit  kürzerer  Darlegung  des  Satzes  begnügen :  ,,Bouf  Mfli^ 
le  droit  international  pritö  v'est  pas  steulem/mt  Ja  ncience  diit 
conflits  ffe  hii.  mais  ihnit  prirv  hn  mfime.  consf'hhe  aupninf  de  rttf 
des  r.n'fcnvcs  de  In  connnuuautv  juridique  du  gerne  huniain.  Dtt 
.Standpunkt,  von  welchem  aus  der  zweite,  kasaistische  Teil  beh&ndelt  ist, 
wird  gnt  durch  d«n  S»tt  gekennselchnet:  „Lorsque  Je  pr0tidrai  le  poM 
de  tue  Ou  fuge,  ee  eera  celui  du  juge  d^uu  Mtat,  dornt  I9  lei  et  Udi 
eur  ie  droit  qui  doit  rigir  ta  auhetauee  des  ebitgatUne."  Bm  iit 
nidit  im  Widerspruch,  sondern  Tidindir  in  der  richtig  verstandenen  KoD8^ 
(juenz  (It'rjfiii^'en  Methode,  welche  als  die  positivistisrlio  bezeichnet  wiril 
DaC  aiuh  die  d;»*-  bosondore  Prädikat  des  Internatiimalismus  für  siib  iii 
Anspruch  nehitieiide  Ansrhauunj^'  jene  J t  f  t ti  sche  Formulierung  gelten  luset 
muU.  ist  wohl  nicht  zweifelhaft.  Die  Recht«praxis  aller  Rechtsgebiete,  ins- 
besondeve  auch  die  dentsclM,  d«rf  mit  ZntnMieii  Rat  bei  Jitta  xu  tadtm. 
hoffen,  wenn  die  BSinseUngen  des  «intematimalcii  Obttgationenieclitcfl*  pcii* 
lieb  ndi  erbeben.  M5ge  bi^d  die  Porteetrang  wecbeinen. 

Niemeper, 

De  Vabrw,  H.  D.    VivolutUm  de  la  Juriepmdeme  fran^aiee  m 
matiire  decenfiit  des  loie.  Paria  (Arthur  Seueeenu)  1905,  644  S. 

Der  Wert  dieeer  nmfiuigreidien  Untersachoag  liegt  in  der  darin  Tocp> 
nonunenen  Gruppierung  und  sorgfältigen  Mitteilung  der  französischen  Judikatur 
unter  entwickelunirstjesfhirhtlichfn  Gesichtspunkt^^n.  aus  deren  Verfolgung  sich 
dem  Verfasser  drei  Perioden  ergeben  mit  den  Markjalircn  IHiTI.  1S4<1 
1874  —  Als  tiruodtendenz  der  Eniwickeiung  ütelit  sich  die  lurischrtittiiiie 
Uerausbildung  der  Personalität  der  Rechte  dar.  De  Vabres  belegt 
diese  Bntwiflkelang  mit  eingehender  Datvtellinig  der  Binielfrageii  an 
fiand  der  sehr  großen  Zahl  von  einschttgigen  Judikaten,  welche  das  klite 
Jahrhundert  in  Fxankreieh  herrorgebraebt  bat. 

D0U1I8,  H.  Handbuch  des  Rechtsbilfereriahrens  im  Deutschen  Bdcbe  etc. 
Dritte  nenbearheitete  Aufl.  Briangen  (Palm  d  Enke)  Xm^  IV  n.  45$ 8. 
Geh.  8  Hk.  - 

Das  Bncbeinen  der  preußischon  .Tustiznunistedalinstruktion  .flbef  dir 
Rechtshülfe  tom  2i).  6.  05  (s.  Ztsch.  XVI  630  No.  11)  hat  den  Verfasser  ver- 
anlaüt.  knr?:  narb  Erscheinen  der  (Ztsrh  XVfitI  angezeigten)  2.  Aufl  eii» 
Rpvisinn  derselben  an  der  H.md  jener  Instruktion  zu  veranstalten,  deren 

Ergebnis  die  vorliegt  udi'  .'5.  Auil.  ist. 

von  der  Pfordten,  Th.   Die  Behandlung  des  Nachhisses  von  Aosläiukni. 

München  (Svhiceitzers  Verlag)  UK)4.    56  S. 

2iielk6.   Die  Stellung  der  Ausländer  nach  dem  bOrgerlicben  iteobt  3isi»- 

burg  (Lipperl)  IdOö.   85  8. 

Wellmann,  0.     Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Rückvcrvvcisnnc^  im  heutiglS 
deutschen  bürgerlichen  Recht.  Leipzig  (0.  Wigand)  1906.   138  & 


.  j       .  I  y  GoOgl 


Biöhtniiseigeii. 


651 


Iittfil^  0.    Dns  inrernatinnale  EntmUndiKungindlt  d«B  Deotschen  Reiches. 

Leipzig  (Hirschfehl'  \m\.    XVI  u.  314  8. 

Monographien  über  Matoripn  des  I.  P.  R.  waren  früher  in  Dentsfblaml 
eine  Seltenheit.  Die  steigende  pralctiscbe  Bedeutung  des  I.  P.  K.  in  Verbindang 
mit  den  FMblemen,  weldie  du  EG  z.  BOB  der  Prutie  und  der  WineiieelMfl 
stellt,  loekt  erfreoUdierweise  jetst  häufiger  solehe  Arbdten  herrer.  Die 
yorliegenden  Publikationen  sind  schon  in  diesem  allgemeinen  Sinn  wiHkonimen 
zn  licißen  Sio  ijclx  ii  ahov  aiirh  in  der  Saclio  selbst  Giit^'s.  D;is  l'uch  von 
f^evis  ist  ».-ino  in  liest«'!'  Mt'thode  tjeh^ltenc,  alles  \V<'Sotiilirho  und  vieles 
Neue  bringende  Arbeit,  die  als  MusU'r  für  ähnliche  monographische  ITnter- 
sachungen  beseicbnet  werden  kaup,  übrigens  einem  in  der  Praxis  lebhaft 
empfundenen  Bedflrfnis  entspricht.  V.  d.  Pforätens  Arbeit  ist  mit  besonderer 
Rllcksicht  anf  die  bayerischen  Verhiltnisse  geschrieben.  Die  UntersDdmngen 
Ton  Zielke  miA  Wellmann  sind  tttchtige  Dissertationen. 

H00lttr,  A.  Prinzipien  des  internationalen  Strafreehts.  —  Breslau  (^cAle//««:^ 
220  vS.       O  h  ')  V)  Mk.  (Strafrechtliche  Abhandinngen,  begrttndet  von 

//  Rrnnecke,  Heft  67).  ~ 

^rank,  R.    Der  Kampf  um  ein  deutsches  Ansliofeningsgesets.  Berlin 

fc.  Decker)  öl  S.  —  Goli.  O  GO  Mk 

Zwei  schätzenswerte  Beiträge  zum  interiiationrileii  Strafrecht,  äiiüerlich 
und  innerlich  einigermaßen  in  Beziehung  stehend,  äußerlich,  sofern  sie  beide 
nns  der  Tabinger  ^almltftt  kommen  und  Segler  sich  anf  Frank  als  An- 
rege besieht,  innerlich,  sofern  beide  Sdurifteo  ihr  Problem  speziell  vom 
nntional-deutschen  Gesichtspunkt  ans,  nicht  in  intflfnattonalistischer  Methode 
in  Angriff  nehmen.  Bei  der  /V«;iA-'8rben  Broschüre,  welche  auf  positive 
VorsrhlilfTP  de  frffe  ferenda  hinausläuft  und  in  interessanter  und  plausibler 
Weise  auf  ein  wenig  bekanntes  Frankfurter  Auslieferungsgesetz  v.  t>.  ü.  IHliü 
hinweist,  iät  jene  Beschränkung  durch  Umfang  und  Richtung  der  Aufgabe 
selbst  gegeben.  Das  Hegler'wlb»  Buch  verspricbt  im  Titel  mehr,  als  es 
hilt.  ,Prinsipira  des  deutschen  internationalen  Strafreehts*  wlie  ein 
treffenderer  Titel  der  Unt^irsuchung  gewesen,  welche  es  übrigens  an  rechts- 
vergleichenden Au.sblicken  nicht  fehlen  läßt  und  in  d(  r  Darlegung  der 
Notwendigkeit  srhärlerer  Problemstellung  im  Gegensatz  zu  d»  n  berkömmlichen 
„sogenannten  Prinzipien "  gewiß  Hecht  hat  und  auch  sonst  i'orderliches  euthält. 

Deutsches  Bürgerliches  Recht 
(einschließlich  Handels-,  Wechsel-,  i$eereeht). 

Koiiinu  iitare  zum  BGB. 

Neumann,  H.    liaudau»Kabe  de»  BGB.    4.  Aud.    Berlin  {VahlenJ  lÜOü. 
X  u.  721  S.  -  Geh.  'M)  Mk..  geb.       Mk.  - 

Fianck,  G.    BGB  nebst  EG  erlauleit.    :i.  Anfl     IIMÖ  ff.    Bd.  III,  Lief. 
2  u.  .%  Bd.  IV,  Lief.  2  u.  8,  Bd.  Y,  Lief.  1,  Bd.  VI. 
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Stottdinger,  J.  Kommeour  z.  BGB  and  d.  £0.  2  Aufl  MAocbei 
(Schfcnitzcr)  \\m^\\)(\i\  7  Bde.-  Geh.  124.2()  Mk.,  geb.  141.7<t  ili 
\  (dl  i!on  KomiiieQt»ren,  welche  Ztsch.  XII  r>:52.  XIV  6ü<>  soh-m  m- 
gozcij^l  wuiikn  sind,  liegen  nunmehr  der  X >'  u  nt  ti  n  n' Hr\\<?'  nnd  der  Stau- 
Uinyer  Bc\\v  in  neuer  Auflage  vollendet  vur.  —  Die  beideu  Werke  Uaseii 
iich  iii<ibt  Tergleiohwk.  Sie  dienen  Tenchi^deneii  Zireeken,  Nenmun» 
dem  Handgebrineb,  Stauding^r  dm  Stadinm.  In  Besog  aal  bcUi 
ZweokbMtimmnQgtD  maß  man  aber  eine  I>etennination  hinsufflgen:  Sif- 
mauHs  Hand&Qflgabe  gibt  in  UbersiditUeber  Form  die  fiq^ebnisse  gründ- 
lichster Vt-rtiefunf?  und  Stnudinger  verfolgt  nicht  otwn  dogmatiscbc. 
trauderz)  praktischf  Ziele.  Xcu  t/tun//  uird  im  Gerieht«*««a;il  und  in  dt» 
Drang  des  Tages,  S luudin ge t  im  Beratungszimmer  und  m  der  Stille  dti 
Abends  dem  Praktiker  die  besten  Dienste  tan.  Die  Uediegcnheit  btidtf 
Werke  ist  ToUkonunen.  Sie  haben  sieh  Qbfigens  in  der  Praxia  io  bewikit 
und  dnfebttrgert,  da6  der  Hinwelt  auf  das  Brtcbeinen  der  Nenanflage  die 
Stelle  der  Empfehlung  vertreten  kann.  —  Das  Sncheinen  der  neuen  Aaflage 
von  Planck  geht  etwas  langsamer.  Indessen  liegen  nunmehr  der  Allgemeior 
Teil,  das  Sachenrecht,  das  Farnilienroc  ht  und  das  Einfiilirungsgesetz  Uitii 
Tor.  —  Der  Vorteil,  welchen  Phitichs  dominien tnit-  pcr-  inlirhe  Beteiligane 
an  der  Oesetzgebuitgsarbeit  dem  Werke  von  Anfang  uri  verlieh,  bleibt  heilt hta 
ud  btwkbrt  sich  v«mDge  der  Klathdt  der  Dispositioa  und  der  rartbodtarbea 
äteherhdt  der  Daiatellnng  aacb  in  dem  Anteil  der  Mitarbeiter.  Dem  into- 
nntioialen  Privatreeht  ist  in  allen  drd  Kommentaren  eingdiende  fiebandlm 
Mteil  geworden.  Die  Kontroversen  kliren  sich  dabei  zusehends.  Die  Ver 
fa8ser  haben  Ihre  Auffassungen  xnm  Teil  gsgen  frUber  ge&ndert.  anm  Ted 
auch  ttbenseogendM  geattttat. 

Lebrbficber  xnm  BGB. 

Dorziburg,  H.  Das  bürgerliche  Hecht  des  Deutschen  Heiches  und  i*rcuirci»j 
a  Anlt  Bd.  I.  Die  allgemeinen  Lehren.  Bd.  II.  Erste  Abtmlnng:  Att- 
gemeine  Lehren.  Zweite  Abteihing:  Binielne  Obligationen.  Halle  a.  ^■ 
(Waisenhans)  190511. 

Endemaim,  F.  Lebrbncb  des  Bflrgerlichen  Bechts.  8.  Anfl.  Bd.  1 1-  H 
Berlin  (Hef/mann)  1903,  1905. 

Köhler,  J.    Lebrbncb  des  BOrgerUchen  Hechts.  —  Zweiter  Band:  T«r 

mRppnsrcrht.   Brster  Teil :  Schuldrecht.  —  Berlin  (iU^mattn)  1906. 

Die  früher  erschienenen  Teile  der  Werke  Der  nOurffs.  Ende itninH» 
und  Kuh  l ei  s  sind  in  dieser  Zeitschrift  (XIV  n^n),  XII  382.  XIV  6(M>^  bereits 
angezeigt  wurden.  -  Kacb  dem  Abschluß  ihres  Erscheinens  soll  darüber  weiter 
berichtet  werden. 

Bi  hl  1  ugraphie,  J  a  h  r  Ii  ü  c  h  e  r  d  es  BüB. 
Maas,  G.   Bibliographie  des  bürgerUcben  Hechts  iUOii.  Berlin  iilt^tmm 
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Neamann,  H.  Jahrbiuh  des  deatschen  Rechts.  Zweiter  Jahrgang  (die 
Zeit  bia  Anlang  VMU  u m (aasend  ,    2  Bde.    Perlin  (Vahle»)  1!M)5, 

UTarneyer,  0.  Jabrbach  der  Entscheidungen  auf  dem  (lebiete  des  Zivil-, 
Handels-  und  Prozeßrechts.  3.  Jahrgang,  umfassend  die  Literatur  und 
Bedrtspradniag  des  JtSum  1904,  4.  Jahrgang  desgl.  1906.  Ldpaig  (Boß- 
btrg)  im,  1906. 

Die  Jfr/ 'sehe  Bibliographie  ist  ein  jährlich  ( hei nendes  Verzeich uts 
Aer  Einzeisrhriften  und  Aafaätze  flbfr  das  im  BfJR  v(r*'inij/tp  Recht,  in 
systematischer  Atiordniin^.  —  Das  von  ^eutn  a  u  n  iinit  r  Mitwirkung  cim-r 
größeren  Anzahl  von  Mitarbeitern  herausgegebene  Jaiirbach  bringt  für  das 
G«H«t  des  BOB,  tea  HandeligeMlBlNicli,  «ter  Konimnordnung  und  d«  Mebea- 
geMtie,  etamdiUeBUcli  des  Zwangmrateiganungieeietses,  InbaltaangalMn  Ibw 
die  gMamte  Reditsprechuni:  und  Literatur,  während  Warneyer  sich  in 
der  Hauptsache  auf  Berichte  über  dio  Judikatur  beschränkt,  diese  jedoch  auf 
die  ^cKumte  T^ozeßgesetzgebung  und  das  Recht  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit erstreckt. 

Handbuch  des  Seerechts.  8achen  des  Seerechts.  -  Schuldverhältnisse 
des  Scerechts.  I.  —  Von  Dr.  Max  Pappenheim.  (Des  Handbuchs  des 
Seewehto  «weiter  Baad.)  Leipzig  (Duneher  A  ffuntbloij  1906.  6<*.  XVIII 
Q.  680  8.  (Aus  Blttdings  Handbach  der  dentsehen  ReehtswiBMiscliaJt)  — 
Preis  14  Mk 

Mohr  als  20  Jahre  sind  vergangen,  seitdem  von  h'  uiiolf  Wagners  groß 
angtlcyter  Darstellung  des  deutschen  Seerechts  der  erste  Teil  erschienen 
hit,  seitdem  Siechtum  und  Tod  in  jungen  Jahren  dem  äciiaffen  des  begabten 
Verfassers  ein  fr&haeitiges  Ende  bereiteten  and  die  Vollendung  des  begonnenen 
Werkes  fibeifaanpt  in  Frage  stellten.  Die  Arbeit  mbto  und  dieser  eine  Band 
schien  nur  entstanden  zu  sein,  am  die  LQcke,  welche  die*  Literatur  des  See- 
rechts bot.  doppelt  fflhlbar  zn  maclien  Völlig  überraschend  -  wenigstens 
für  Fernerstehendc  ist  nunmehr  in  einem  starken  zweiten  H;indu  eine 
ü'ortsetzung  herausgekommen  und  ihr  Verfasser  versichert  uns,  daü  der  dritte 
nnd  abschließende  Band  nicht  lange  auf  sich  warten  lassen  soll.  Ein  buchst 
ertrealicbes  Ereignis,  doppelt  erfrealiob,  weil  gerade  Pappenheim  es  Ist, 
der  seine  bewahrten  Krilte  dem  Werke  gelidien  hat 

fn  der  &ußeren  Anordnung  schließt  sich  das  Buch  —  wie  füglich  — ■ 
der  Tl^a  ^  n  e  r  sehen  Disposition  an.  Dort  war  nach  einer  Allgemeinen  Ein- 
leitung ^S  1-120)  und  nach  einer  kurzen  I.«ehre  von  dem  Anwendungsgebiet 
des  deuts«:hen  Seerechts  sowie  von  der  örtlichen  .imvtudung  der  Seerechts- 
normen  (S.  121—143)  das  „Erste  Bach*'  gebracht,  welches  von  den  Personen 
des  Seerechts  handelt  (S.  147—466)  nnd  In  4  Abschnitten  die  Lehre  vom 
Heeder,  vom  Ladungsintcressenten,  von  der  seerechtlicben  Stellvertretung 
(des  Heeders  durch  den  SchifTcr.  den  SchifTsmakler.  die  Quaianstalten,  des 
L/adungsinteressenten  durch  Ablader,  Schiffer  etc.)  zur  Parstellun^'  bringt 
Hier  schließt  Puppenheim  mit  dem  in  dem  z weilen  IkiiiJ  vereinten 
,,Zweiten  Bach":   Sachen  des  Seerechts  und  einem  Bruchstück  des 
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Litentnrberiehte. 


,,Dritten  Buchs":  Schuldverhältnisse  des  Seerechts  an.  Jen« 
XWäte  Buch  zerfällt  in  die  Abschnitte:  Dai?  Schiff  (S.  1  321inD'iDif 
La  dang  (8.  '.i22  H84V  Der  erste  Abschnitt  vom  Schiff  ist  ia  ö  lüler- 
abschnitte  eingeteilt:  Begriff  und  Arten,  rechtliche  Natur,  Teile  and  Zabeböi; 
SetMitigkeit,  will  Sddfimrmögen,  Bedti  an  Sdillin  und  fiMirte 

SehUfm  im  allfamefaM»,  Bigentmn,  Pfuidncht  (rechtsgwdiifUidMi,  ridto« 
liebes  und  geeetellebefl  PStodreeht,  äebiSiKlftobi|feriecbt).  Von  der  Ladtii 
ist  zunächst  im  allgemeinen  gebandelt,  sodann  gelangen  insbesondere  dir 
Pfandrecht«'  der  L a  d  n  n  gsgl &«  b  i  g e r  tut  Darstellung.  Der  ttsU 
Abschnitt  <le.s  dritten  liiichos  bringt  Allgemeines  und  Verjährung 
(vS.  :W7  4iHii,  iler  zweite  die  Dienst-  und  11  e  u  e  r  v  e  r  t  r  ü  g  t  JcrSchife- 
besatzuug  ^8.  401—593).  (Quellen-  und  Sachregister  ächlieUeu  sich  an.  Mu 
alebt»  ee  »teht  nodi  mancherlei  ans,  nnd  wenn  Terq»ricbt,  den  B«t  n 
einem  Bande  sn  bringen,  ao  gewinnt  es  den  Anschein,  als  sei  er  bdbicr 
licbecweise  entsddoasen,  die  Seeversicherung  in  den  Plan  seiner  Darstellmif: 
nicht  einsubexiehen.  Bleibt  doch  auch  ohnedem  mehr  als  genügend  Stof  ttr 
einen  einzigen  Baml 

Es  ist  hier  iiirlit  der  Platz,  in  ein-'  der  Bedeutung  des  Buches  fiit- 
sprechende,  wenn  au<  h  nuch  so  kurz  geiaüie  Wilrdignug  einzutreten.  Ist  bier 
doch  zum  ersten  Male  eine  erschöpfende,  dabei  von  wahrer  WisseniobsIdiA' 
keit  getragene  Darstellung  des  gesamten  privaten  Seerechts  nntenosuMi 
nnd  ihrer  haldigen  Vollendung  entgegengefahrt.  Es  ist  selbstventtndiKi 
daB  eine  solche  Arbeit  den  Stempel  der  Persönlichkeit  ihres  ürhebeis  u 
tr&gt.  Man  mag  in  Einzelheiten  dem  Verfasser  zn  widersprechen  geneip 
sein,  mancher  wird  vielleiclif  finden,  daß  überhaupt  seine  M^  tbnde  der  (le^?* 
ausleguug  etwas  zur  Dialektik  neigt,  dali  er  nampntli<  h  auch,  was  den  ttu 
sprachlich  ada^uaien  Ausdruck  des  üedanken:»  angebt,  zu  hohe  und  sahT' 
echtigte  Anforderungen  stellt.  Das  alies  aber  würde  der  Arbeit  das  PkÜlibt 
einer  gl&nxoiden  Leistnog,  einer  würdigen  Fortlfihrang  des  so  trdFliek  ft* 
gonnenoi  in  keiner  Weise  schnUem  kttnnen. 

Die  Anwendulli:;  der  Lehren  des  internationalen  Privatrccht.s  im  Gelkitv- 
des  Secrccht«  —  ein  Kapitel,  das  die  Leser  dieser  Zeitschrift  h^^fl^dtn 
interessieren  würde  --  hat  der  Verfasser  leider  i^rundsiitzüch  von  der  D»r- 
stellunp  ansü;esi  hli»ssen.  Er  meint,  daß,  nachdem  Wuffuar  im  ersten  BiJ»ii«' 
bereits  eine  zuüamnieufassende,  z.  T.  von  nicht  unanfechtbaren  (iesichtspankt* 
ausgebende  Darstellung  gebracht  habe,  die  richtige  Erttrterong  dieser  Fng« 
im  Anscblnft  an  die  Behandlung  der  einselnen  Materien  sich  nicht  Uli» 
einführen  lassen. 

Hamburg-  Brodmann, 
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A. 

Adelsrecht,  interlokal.  L  Deutsch- 
land m 

Aktiengesellschaften  210.  ff-, 
Pat^'ntiinfiihigkeit  L  Enplanc^  'M2. 

Alimentaiiüii  aaßereheltch.  Kinder, 
Österreich  -  Italien  391,  ehelicher 
Kinder,  Österreich- Deutschland  8HH. 

Amerika,  Vereinigte  Staaten,  Aof- 
hebang  des  Naval  War  Code  117. 
—  Chinesengesetze  läE  ff.  —  Recht- 
sprechung 

Arbeiterschutz,  internat.  ü2i  ff. 

„Assignement"  'M\H. 

Association  internationale  pour 
le  progres  des  sciences  sociales  ü. 

Auseinandersetzung  d.  Witwers 
mit  Kindern  (Deutschland  -  Däne- 
mark) 2M  ff. 

Auslief  er  ungs verkehr  12Ü  ff., 
651,  Philippinen  625,  634,  638, 
Bayern-Schweiz  627,  Bayern  62^ 
Frankreich  636,  üäö. 

Außercheli.ches  Kindesver- 
h  Ii  1 1  n  i  s ,  Österreich-Italien  391. 

Australien,  staatsrechtliche  Ent- 
wickelung  643. 

B. 

Baden,  Gesetzgebungsschau  Ü2iL 
Bancrofvcrtrag  347. 
Bayern,  Gesetzgebungsschau  6j;'>. 
Belgien,  Schiedsvcrtragsklausel  m. 

Deutschland  607.  —  lUcbtiiprcchung 

24a  ff. 


Bergelohn,  Deutschland  -  Nieder- 
lande aai 

Bern,  Gegenseitigkeit  d.  ürteilvoU- 
strcckung  m.  Deutschland  356. 

Bosnien.  Vollstreckuug  deutscher 
Urteile  624. 

Bosporus  644. 

Botschafter  609^  618,  220. 

Brasilien,  Konsularische  Zoll- 
freiheit mL 

BrauDschweig,  Gesetzgebungs- 
schau 634. 

Bremen,  Gesetzgebungsschau  6.34 

Britisches  Reich,  s.  Großbri- 
tannien. 

Bulletin  des  ( 'onf^-rences  de  la 
Haye  572 

Bürgschaft,  Deutschland-Luxem- 
burg 324.  Deutschland-Schweiz  320. 

C. 

„Capacity"  (Eheschließung  L  Ame- 
rika) 2i2. 

Carmenfrage  (intern.  Urheber- 
recht) 197  ff. 

Ceylon.  Beitritt  z.  Gewerbeschutz- 
Union  617 

China,  Beitritt  z.  d.  liaager  Kon- 
ventionen 2iL  2.  99  OHL 

Chinesengesetze  ( Verein.Staaten ) 
15a  ff. 

Co mit6  Maritime  Internatio- 
nal fi. 

B. 

Dänen,  Handlnngsreisende  (Gewerbe- 
legitimalion)  ()38. 


*}  Die  Beziehung  zum  internationalen  Recht  ist  nicht  besonders  hervor- 
gehoben, vielmehr  überall  vorausgesetzt.  Stichwörter,  wie  Ausland,  Inter- 
nationales Recht  usw.  sind  darum  in  diesem  Register  nicht  zu  finden. 
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Dänisches  Recht  2ji2.fl. 

Delikt  sansprUche.  England- 
Schottland  aüH. 

Deutschland,  ( St-setzgebungsschaa 
iü  ff.  —  Rechtsprechung  2a2  ff. 

Diplomatische  Vertreter,  Zen- 
surfreiheit d.  deutschen  d.  V.  L 
Rußland  ÜIÜL 

Drahtl ose  Telegraphie  til4.  fU.H. 

Dreimeilengrenz  e  120.  ff. 

Droit  de  poursuite  lH.'i 

Durchtransport  v.  Verbrechern 

E. 

Ehegatten,  persönliche  Rechts- 
beziehungen, Deutschland-Üsterroich 
28H,  Deatschland-cVsterreich  2iliL 

Eheliches  (i  ü  t  e  r  r  e  c  h  t  2Üä. 

Eherecht  d.  Königl.  Hauses  L  Bel- 
gien 2  ii>,  russisches  üillff. 

Eheliches  Güterrecht  OHL 

Ehescheidung.  Wirksamkeit  e. 
türkischen  Willktirscheidung  L 
Deutschland  dl  ff.,  2Hü  ff.  —  E.  v. 
Schweizern  i  Deutschland  — 
Anerkennung  d.  amerikanischen 
Eheschlieüung  L  England  H<t7 

Eheschlieliung.  Amrrika,  Ver. 
Staaten.  242,  v.  Bayern  L  d.  Schweiz 
IL  d.  ScliweiziT  L  Bayern  üJG.  <)27. 
V.  Rassen  i  l'n-uljcn  j^tH,  v.  Ungarn 
L  Osterreich  ;^7G.  v.  Österreichern  L 
Deutschland  3Hi ).  v .  Österreichern 
L  Ungarn  882.  v.  üsterreichern  L  d. 
Schweiz  'iS(>,  v.  Österreichern  L 
England  H8!),  v.  Österreichern  u. 
Ungarn  L  Amerika  4^  v.  Öster- 
reicluTii  u.  Russen  L  Ruüland 

E  h  e  t  r  e  n  n  u  n  g ,  österreichische  N  icht- 
anerkennung  in  Deutschland  28: {. 

E  i  n  w  a  n  d  e  r  u  n  g  s  r  e  c  h  t .  ( Chinesen 
L  Amerika  lüi3  ff  .  L  England  all  ff. 

Eisenbahn  Fracht  verkehr,  inter- 
nationaler, üU  ff  .  221),  üiiL 

Eltern-  und  Kind  es  Verhält- 
nis :-U>5. 

England  s.  0  roßbr i tann ien. 

Enquf'tekommissionen,  inter- 
nationale 013,  <>4ö 

Entmündigung  r>.')l. 

Erbrecht.  Danemark-Doiitschland 
2:iHff  ,  Amerika  242.  Krankreich- 
England-Tiirkei  'diil  ff.,  England- 


Frankreich  368,  Osterreich- Deutsch- 
land ML 

Erbschaftssteuer  f.  ausländische 
Erbfälle  filS. 

Erbschein  f.  Testamentsvollstrecker 
Deutschland-Österreich  384. Deutsch- 
land- England  äiü 

Erfüllungsort,  Recht  des  E  f. 
Obligationen  maßgebend  (Deutsch- 
land) 322,  m  321;  deagl.  Italien 
370.  nicht  maligebend  (Schweiz»  413 
üerichtsstand  d.  E.  (r)iterreich  404. 
Mh 

Eritrea.  Qerichtsordnnng  1112 ff. 
Ersuchen  iLd.  Auslande  (Preußen 
(>3« 

Exterritorialität  fremder  Staa- 
ten t  Belgien  243.  fremder  Staaten 
L  Deutschland  262.  d.  Botschafts- 
gebäude L  Deutschland  279. 

F. 

K  r  a  n  k  r  e  i  c  h .   Auslandspässe  (>37. 
■  Auslieferungsverkehr  636.  638. 

-  Rechtsprechung  Üüüff.,  6.^» 
Fremdenrecht  (Chinesen L  Amerika» 

lä3ff, 

Friedenskonferenz,  s.  Staats- 
verträge. 

Ftl.r sorge,   vormtiiiil<i('liaftIi(he.  f. 

Österreicher  L  Dontscbiaud  ■>04. 
Funkentelegraphic  Ö66j  61jL  ülli 

U. 

Gegenseitigkeit  d.  Urteilsvoll- 
streckung Deutschland-Bern  ff.. 
Deutschland -Rumänien  12.  Deutsch- 
land-ZUrich  2ä2ff. 

Geschäftsfähigkeit.  Deutsch- 
land Ml. 

(troßbritannien,  Abkommen  b. 
Handelsbeziehungen  z.  Deutschland 
62 1  —  Einwanderungsgesetz  all  ff. 
—  Rechtsprechung  i^ff. 

Qrund bnchrecht,  Deutschland 3^ 

H. 

Haager  ^Bullet,  des  Conförenoes' 222, 

Haag  er  Konventionen  s.  Staats- 
verträge. 

Haager  Konferenzen  Uberl.P.R 
22  ff.,  filfi, 

Uandelsgcsellacbaften  2Üü  ff 
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Handelsregister,  Bescheini^ngen 
aas  schweizerischen  iL  H:^^.  Aner- 
kennung ansländischer  H.  L  Öster- 
reich ilH 

Uandlungsreisende,  dänische  L 
Deutschland  deutsche  L  Däne- 
mark 63ä. 

H  a  V  e  r  e  i  221L 

Herzegowina.  Vollstreckung  deut- 
scher Urteile  ü2L 

H  ü  b  1 0  r ,  Festgabe  (>-l4. 

H ü If 8 L o h u  (Seenot)  Deutschland- 
Niederlande  fi^l 

Immobiliur  eigen  tum  d.  Deut- 
schen L  Rußland  ti<)8. 

Immobiliarveräuüerungsver- 
trag,  Deutschland  i  S  Jilü  HOBi  a2iL 

I  nhaberpapicre  »70. 

Institut  de  droit  international  647. 
Tagungen  19(>4  u.  Vm  ft58  ff 

International  Law  Association  5ö9. 
847.  Kristiania- Konferenz  11K)5: 
m  ff. 

Interlokales  Recht  in  Deutsch- 
land H12^  Ml  ff. 

InternationalrechtlichePri- 
vatrechtseinheit  Iff. 

Italien,  Beitritt  z.  Huager  Familien- 
re<'ht8künvention  12.     112  H18. 

Kanonense huliweite  L2ü ff. 
Kaufvertrag,    Deutschland  32H, 

Deutschland-England  ä22. 
Kieler  Hafen  L  Seekrieg  Li!  ff. 
Kolonial  poütik  <^IH. 
Kolonien  Ii4:^ 

Kommunal  verbände,  deutsche  L 
Konsulargerichtsbezirken  617. 

Kompetenzkunflikt,  v.  deutschen 
Auswärtigen  Amt  erhoben  wegen 
ArrestausliringunK  geg.  d.  rumäni- 
schen Staat  2ü2  ff. 

Konferenz,  s.  Hanger  Konferenz. 

Kongreß,  amerikanischer  Juristen- 
tag UM  :  üliL 

Konsulargerichtsbezirke  27ö, 
dditsche,  Einrichtung  von  Kom- 
munalverbänden 617. 

Konsularbeamte,  deutsche,  Zeu- 
genvernehmung u.  Abni  liiniing  von 
Eiden  fi:W.  —  Zensnrfrtiheit  der 


deutschen  K.  L  Rußland  üDfL  — 
Zoilh-fiheit  L  Brasilien  iVM).  —  Zu- 
ziehung fremder  K.  L  d.  preußisch. 
Seehäfen  61^4. 

Kontraktobligationen  ti48.  s. 
auch  Erfüllungsort. 

Kosten  festsetzungsbeschlQ  SS  e, 
Vollstreckung  deutscher  K.  in  den 
Niederlanden  322. 

Kriegserklärung  '>fir>- 

Kriegsgefangene.  Portofreiheit 
(MJtL 

Kriegskonterbande  212 ff. 
Kriminalistische  Vereinigung 
(Hamburger  Tagung  1905)  221  ff. 
K  ü  s  t  e  n  in  e  e  r  12d.  ff. 

Ii. 

'  Legalisation  V.  Urkunden  177 

'  Legitimation  durch  nachfolgende 
Ehe.  Belgien,  Frankreich,  Italien, 
Niederlande    J2üj    Österreich  -  Un- 

j  garn  4011 
Lex  domicilii,  eheliches  Güter- 
recht (Dänemark)  285.  bei  Ver- 
sagen dies  Personaistatuts  d.  Staats- 
angehörigkeit (Frankreich)  .H(>0,  Erb- 
recht (England)  :^6H,  Legitimation 
(("»sterreich)  4(K). 
Lex  fori,  Schiffskollisionen  369,  s. 

auch  288,  286,  829,  ÜiifL 
Lex  loci  delicti  commissi  869. 
Lex    loci    solutionis,    s.  Er- 
füllungsort. 
Lex  rei  sitae  L  Erbrecht  (Amerika) 
242,  L  Erbrecht  (Deutschland)  884^ 
885.  L  Pfandrecht  (Amerika)  3fifL 

;  Locus  regit    actum.  Deutsch- 

(      land  324,  826,  329.  ML  326. 

I  Luxemburg.  Fleischhandel  mit 
Deutschland  607.  Unfallversiche- 
rungs-Abkommen mit  Deutschland 

I  618,  Zollfreiheit  d  Diplomaten  618, 
Gesetzgebungsschau  640. 

I 

n. 

Mädchenhandel  ÜÜ  ff..  620. 

Madrid,  Konvention  v.  M.  1880  275. 

Marokko,  (irundeigcntum  275. 
;  Meerengen  140ff.,  fiiL 
:  Meist begUnstigungsklansel, 
I      Deutschland-Rußland  (^08. 
j  Minen  im  Seekrieg  12i  ff.,  567  ff. 
I  Mortgagc  368. 
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Musikalisches  Urheberrecht, 
Deutschland-Rußland  339,  s.  auch 
Carmenfrage. 

19. 

Nacheile,  Recht  d.  N.  l&L 
Nachlaßbehandlung,  russische 

Erbschaften  L  Baden  deutsche 

Erbschaften  L  Österreich 
Namensrecht,  interlokal.  LDeatsch- 

land  343.  Amerika-Deutschland  347 
NavarWar  Code  HL 
Neuseeland,  Beitritt  z.  Gewerbe- 

8chut«-Union  617. 
Neutralität8rechtl22tf.,  132R., 

ülff ,  212,  555,  643,  645, 
Niederlande,  Gesetzgebnngsschan 

640,  Rechtsprechung  322. 
Niederlassungsvertrag  2  wisch. 
•    Deutschland  u.  d.  Niederlanden  tiü  3. 

o. 

Obligationen  649,  s.  auch  Er- 
füllungsort. 

.Ordre  public^  Art.  30,  EG  z. 

„  BGB        ^  329j  aäfi. 

Österreich,  Vollstreckbarkeit  deut- 
scher Gerichtsentscheidnnfjen  622, 
4>36.  —  Ehetitinninigsbt'schluß  L 
Deutschland  nicht  vollstreckbar  2öiL 
—  RechtsprechuTif?  lü  ff ,  ÜZÜ  ff , 
GeseLzgcbuiigsschau  641. 

P. 

Pacig6rat  5üiL 

Pariser  Seerechtsdeklaration 
213.  (U4. 

Passage  in  offensiv  132  ff. 

Paßwesen,  Frankreich  637 

Patentrecht,  Deutschland- Eng- 
land iL12  —  Anwendung  der  Uaager 
Konvention  LL  IL  Jlß  auf  d.  P. 
(Österreich)  373. 

Persönliche  Beziehungen  por- 
tugiesischer Eiiegatten  L  Deutsch- 
land 2üüff. 

Pfandrecht.  Amerika-England  36H. 

Philippinen,  Auslifferungsverkchr 
62:),  634,  63a, 

Politische  Delikte,  Ausliefe- 
rung 1S2. 

Port  u  f  r  e  i  h  e  i  t ,  Kriegsgefangene 


Portugal,  Konvention  z.  Bekäm- 
pfung d.Mädchtiiluindels  617,  Geseta- 
gebuiigsscliau  M2. 

Portugiesen,  eheliche  Unterhalts- 
pflicht L  Dentschland  29H. 

Preußen,  Gcsctzgebungsschau  6^. 

Prinzessin  Stefanie  v.  Belgien. 
Eherecht  2Ah  ff. 

Prisengerichte  212. 

Privatrechtseinheit.  int«ni.- 
rechtliche  Iff. 

Rechtseinheit  Iff, 

Rechtshilfeverkehr.  Reform- 
vorschläge lfi2ff.  ~  S.  auch  Aus- 
lieferung. 

Reederei,  Betätigung  von  Aa^ 
ländern  a.  deutschen  R.  258. 

Rechtsprechung  Üfi,  112  B 

Religiöse  Kindererziehnng. 
Österreicher  L  Deutschland  SiM. 
intcrlokal  L  Dentschland  312.  Üäi 

„Reversionary  interest"  3&L 

Rheinschiffahrt  62^. 

Rückverweisnng  L  Deutschland 
(Art.  22  EG  z.  BGB)  2Lfi  ff..  2^ 
298,  650,  L  England  ßiiL 

Rumänien,  Vollstreckung  ansläfi- 
discher  Urteile  12.  —  Schied»- 
vertragsklausel  m.  Deutschland  tili 

Rußland,  ßeglaubigungsform  f  d. 
z  Gehrauch  L  R-  bestimmten  Ur- 
kunden 6!>3  —  Schiedsvertrags- 
klausel  m.  Deutschland  6t>8.  — 
Swod  Sakonow  415.  —  Verlasseo- 
schaften  russischer  StAatsangeböhgtr 
L  Baden  623.  —  Zivilprozeßordnao^ 
415—545. 

Russen,  Eheschließung  L  PreaiieB 

mi 

Rußland,  ZivilprozcGordnnnj?:  All- 
meine Bcstimmuugcu  lü  5.  Vt-r- 
fahren  erster  Instanz  ÜÜ  ff..  -Appel- 
lation Mlüff,  Kassation  äl^ff 
Verfahren  im  Kaukasus,  im  War- 
schauer Bezirk  u.  L  d.  Ostscegoa- 
vernements  533  ff. 

a. 

Schiedsgerichte,  intematioiwk 

219.  üIlL 
Schiedsverträge,  intematioDAle 

;>/)'•>.  s.  fi  rner  all  Staats  veririge 
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Scliif fskolUsion,  EnsUnd - Spftr 

nieo  369. 

Sehl!  l»Terni«8Siifig,  Deutsch- 

land-Frankreich  618. 

ächottlaad,  Recbtsprecbang  369. 

Schweis,  AiiBliefeningsTerkehr  in. 
Deutschland  622,  627.  640.  Bei- 
txitt  2.  üaager  FamilienrecbU«  i 
koiiTetitjofi  18. 6.09: 618. — Handeli- 
rc'pisttT,  Risclu'iriitrunü'rn  daraus 
durch  Nutare  333,  Autarmtobeiiobet-  j 
nigung  über  d  Omdeteregfiter  338.  ' 

—  Rechtsprechung  413.  —  Schit  tls- 
vertragsklausel  m.  Deutschland  ülü. 

—  Strafrerfolgung  weg.  i.  Dentsch-  ' 
land  begangt  iicr  .>trafiatt  n  C)2'2.  — 
ZivilstandsurknndeD,  Aastauscb  in. 
d.  Ausland  632. 

Schweizer  Bhetohliefiang  L  Bayein 
626,  627. 

Seefrachtvertrag,  Italien-Eng- 
land 370. 

S  e  e  h  ü  1  f  c ,  Dpiit.scliland-England337. 
Seekrieg.  Minen  IJl  ff. 
S  e  e  k  r  i  c  g  ^  rri  h  t    d.  Vereinigten 

Staaten  117,  Behandlung  d.  Minen 

121  ff. 

Seerecht,  deutsches  65.3. 
Seerechtsdeklaration,  Parieer 

213,  644. 

Seeversicherung,  Dentschland- 

En-^land  337. 
Spezialitätsprinzip  b.  d.  Aus-  I 

liefemng  186. 
Staaten,  Rechtsweg  t^rtj  frerndt' 

Staaten  i.  Belgien  243,  i.  Dc  uts^ch-  i 

laod  262. 

S  taat losige  Personen,  Deatech- 

land  :-H)7. 

Staatsangehörigkeit  Pera-Chile- 
ItaUen  354,  England-TOrkei  360. 

1)  Grappenvortrlge  a.  VnloneAt 

All^'einein  B  ff. 

liekuMipfuiig  d,  Mädchenhandels  614. 
Berner  Übereinkunft  z.  Schutz  v. 

Literatur  u.  Kunst  117.  .i6H. 
Bemer  i  l  er«  iukuiainenüb.d  Fracht- 

▼erk-  lii  i;o.  22*1,  613,  Schutz  d. 

^pwcrldiclu  n  Eiirentums  617. 
Genfer  Koav.  iit h.ti  tii.T. 
Haager  AbkoniiiM n  bt.  einige  Kragen 

d  I.  P  R.  Ii,  11.  96«  175,  372, 

MA.  r,24. 

Zeitsclirift  f.  Intern.  Privat*  u.  OlTentl. 


Haager  Konventionen  27.  7.  JW: 
Ö62,  Ikitritt  Chinas  üiÜ,  vgl. 
auch  607,  645. 
Haager  Fara  i  1  i  en  rrrh  t  sk  nn  ven  t  i  o  n 
12.  6.  02:  164,  172,  Beitritt 
Italiens  n.  d.  Sehweia  619  [Ans- 
führuTiusvt  rordnung  f.  Baden  622. 
Ausf  ubrungsverordnoQg  f  .Preuiien 
636]. 

EhcNcheidnne  von  Schweiiem  in 

DeiU.sriiland  2*J3. 
•_'  Kiuzühürtrftge : 

u )  bt.  A  r  b  e  i  t  e  r  8  c  h  u  t  z :  Frank- 
reich-Italien  590. 
b)  bt .  Fleisch  v  e  i  1;  e  h  r  : 

Deutschland-  Lu^^emlu/ g  tkW). 
e)  ht.  Einbürgerung:  Deutsch- 
land-AmeriAM{Baaaiaottyexii^^ 
34S. 

d)  bt  Binwandernng:  AmeHka- 

Chiua  \h'^.  156. 

e)  Handelsverträge:  Amerika- 
China  163,  Belgien 'Deutsch- 
laml  0^7,  Deutschfnvct  Groß- 
britannien 621,  Deutachland' 
XumOnim  611,  Deuteehland' 
Rußland  608,  Deutschland' 
Sckteeig  61U. 

f)  bt.  Protektion  und  Juris- 
diktion: Frankreiek-TArket 
.367. 

g)  bt.  Unfaltireiisiehernng: 

Den t-schla nd-Lu xembu  rg  6 1 ! • . 
b;  ächiedsvertrige:  allgemein 
569, 

Anterika  -  England  .')öJ>, 
Belgien-Deut.schland  6(j7, 
Dänemark- Niederlande  .'jöil, 
Deutschland- Jiumänien  611, 
Deutschland-Rußland  608, 
Den  tsch  lau d- S(  h ireiz  610, 
Frank  re  ich  -  Kn  gla  h4  659. 
traf  recht  262.  661. 
Swod  Saküuuw  415. 

T. 

T  e  1  e  g  r  a  p  h  i  e .  drabtloae,  066,  614 

(So.  3,  4).  r)4:i 
Tertitor  ia  1  III  ee  r  12.j  ff 
T  e  s  t  a  in  e  n  t  sv  o  1 1  s  t  r  e  c-  k  v  r.Deuf  srh- 
land-(Kstcrrri('h   :5.St,  Deiii.schland- 
England  .Mi 
T  U  r  k  r  i .  1  i  iiti  ktion  u.  Jurisdiktions- 
vi  ilialtjusse  f.  Ausländer  300 £f. 

Hecht.   XVL  44 
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Alphabottuhes  Sachregirtcr» 


Türkisches  Recht  (Willkilrscbei- 
dung)  34  ff.,  88611. 

V. 

Uneheliche  Kinder,  Öfltomieh- 

ItaÜen  391 

Unfallversicherung.  Dcutsch- 
land-Luxcinburgßlt).  —  Erstreckung 
deutscher  V.  auf  d  Anslaml  201. 

Unterbai täpfiicht  puriugk&iächir 
Ebegattcn  i.  Deutschland  2'J8. 

ün  wandelbarkeit  d.  ehrliclum 
Güterrechtes  236,  i.  Englan.l  MH. 

Ungarn,  Rechtsprechung  60 ff. 

U  n  t  e  r  s  u  c  h  u  n  g  s  k  < I  II)  m  i  sBio  nen, 
inttriKttionale  648,  t>45. 

17 r h(  )) (•  r r e c h t ,  Musikal., Dentsch- 
land-Rnßbnd  —  Carmenfraffo 
197  ff..  Reform  Vorschläge  z.  Berner 
Übereinkunft  117. 

ürtcilsvoIHtrecknng  8.  Voll- 
streckung. 

T. 

yerbreohertnm,  inteniatioiMles, 

223 

Verjährung,  Deutschlaiiii-Eugland 
322. 

Vermögen,  Oerichtastand  des  V. 

(Österreich)  52. 
Versicherung,  D«ntachland-Bng- 

land  259. 

Vertragshäfen  i.  China 

Vollstreckung  ausländischer  Ur- 
teile, allgemein  177,  220.  Dcntsch- 
laud-Bern  Iiö6,  Deutschland-Zürich 
3{»2,I)«QtMhUnd-Ita]ien  968,  Öster- 


reich-Deutschland 40t},  Dcut«chUod- 
österreich  50,  Österreich-Raminim 
408,    ÖsTorrcich-lTalien  69. 
Vormnndscbaf tsrecht,  Oentsch- 
land-österreich  304,  298. 

W« 

Waren  zeichen  recht.  Dentsch- 
luiul-ETi^hinii  349,  DeatschlMid- 
lluüiand  '6ö2. 

Wandelbar keit  d.  ehelich. OOter- 
rechts  236.  s  auch 

Wandlungsauspruch  Deutsch- 
land-England 322. 

Wechstlprntest  i.  Botschsfts» 
i^ebiiudeu  (Deutschland)  279. 

Wo  11  recht  1  ff. 

Wet  t  b(  werbagesets  (Deutsch- 
land) HöO. 

WillkUracheidnng,  tttrldsehe 
34  ff.,  286  ff. 

2. 

Zeitliches  Verhältnis  der 
Rechtsnormen  234. 

Zen  s n  r  f  r  e i h  e i  t  li^r  lenksclion 
Dipluniatcn  und  Kuiibuhi  in  RuÜ- 
land  im. 

Zessin  n.Deut.';rhIan(!-Nifderlande331. 
'  Zivil  Prozeßordnung,  russische 
;      421  ff. 

'  Zolifrciheit  diplomatischer  Ver- 
treterin Luve  inburg  61b,  d. Konsular- 
beamten i.  Brasilien  636,  f.  dftnisebe 
liandelsnisfiulc  (V.\H. 
Zürich,  Kanton,  Vollstreckung  dort 
ergang.  Urteile  i.  Denteehland  2ö2. 
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